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Mit der vorliegenden Arbeit habe ich ein Lücke ausfüllen 
und ein Bedürfniß befriedigen wollen, das, wie ich glaube, vor— 
handen iſt und immer mehr empfunden werden wird. 

Material war mir ſchon in großen Maſſen zur Hand durch 
die gütige Erlaubniß des Herrn Reichskanzlers, die hier befindlichen 
Reſte des Archivs der ehemaligen Bundesverſammlung für meine 
Arbeit zu benutzen. Es konnten ſo die amtlichen Protokolle und 
Regiſtraturen und die übrigen Akten, ſoweit ſie nicht von den 

9 Einzelftaaten bei dem Receß von 1866/67 reklamirt waren, zur 
I Grundlage der Bearbeitung genommen werden. Bon Gejandtichaftz- 
berichten hatte Herr von Treitſchke die preußilchen und badijchen 

5 bereits eingeſehen. Durch die Güte der Direktion der preußiſchen 
2 Staatsarchive habe ich in Berlin im geheimen Staatsarchiv alle kur— 
© „heſſiſchen Berichte bis 1840 und naſſauiſche und hannoverſche aus ver- 
1 & jchiedenen Perioden, ſowie einige naſſcuiſche im Proving alarch ib ein⸗ 
Sehen fünnen. Da ich einen längeren Urlaub meiner Anitsgeſchãſte 
> Ahalber nicht erlangen konnte, habe ich umner'nug, eine tue „Zeit 
2 zfür die Archivarbeiten verwenden fünnen. Freilich ſcheint mir eine 
m — — werthvollere Ausbeute auch bei rneht Zeitoufwand nech der 
— kaum möglich. Ein Verſuch, die dezüglichen Akte eines 
eineren Mittelſtaates einzuſehen, deſſen frühere Regierung eine Zeit 

— Re zu den exbittertjten Gegnern der nationalen Bejtrebungen gehört 
S und enge, auch verwandtichaftliche Beziehungen mit dem Auslande 
2gehabt hatte, begann mit einer ſehr freundlichen generellen Erlaubniß 

de3 Herrn Staat3minifters, endete aber, nach Hin= und Her-Schreiben 
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und -Reiſen, ehe ich noch Hatte zur Arbeit fommen können, mit 
einer jehr bejtimmten jpeciellen Ablehnung. Cinzelnes Detail habe 
ih aus Memoiren und Yamilienpapieren herausgezogen. Al ich 
mir einen Weberblid über das Material, da3 mir zur Verfügung 
ſtand, verjchafft zu haben glaubte, jchien mir die Bearbeitung der 
Aufgabe möglich. Freilih mußte diefe von vornherein in einer 
gewillen Beſchränkung gefaßt werden. Es ift unmöglich die Gejchichte 
des Bundes zu Jchreiben, jo lange nicht alle Akten der Präfidial- 
macht und Preußens zugänglich find; es wäre thöricht, die Gejchichte 
des Bundestages jchreiben zu wollen, denn was während jeines 
Beſtehens in Deutjchland gejchehen ift, ift der Regel nach entweder 
außer ihm oder troß ihm gethan worden, was in ihm oder durch ihn 
geichehen ift, entftammt in der Regel weder jeiner Jnitiative, noch ent— 
Ipricht e8 immer jeinen Intereſſen. Es blieb demnach nur übrig, die 
Natur des Bundes und jeines Organd, die Weije, wie er jelbit 
jeine Stellung aufgefaßt, die Methode, wie er die Gejchäfte geführt, 
die Ergebniſſe dieſer Gejchäftsführung auf Grund der Akten nach— 
zuweilen. Deshalb war es nicht bloß möglich, ſondern auch 
wünjchenswerth, aus dem ungeheuerlichen Material eine Auswahl 
zu treffen, die wejentlich durch die Aufgabe, ſowie dadurch beftimmt 
war, daß jo weit al3 möglich bereit3 DVerarbeitetes und allgemein 
Befanntes nur geftreift, oder gar nicht berührt, oder nur fnapp 
dargejtellt wurde. So ift insbeſondere der Abjchnitt von 1815 
bi3 1824 nur injofern berüdfichtigt, ald es zum Verſtändniß des 
Ganzen nöthig war; die mehrfach bereit? zur Darftellung ges 
fommenen Angelegenheiten, 3. B. dev weſtfäliſchen Domänenkäufer, 
"der Stil‘ zwchen Preußen und Göthen; die braunſchweigiſchen, 

Hannoverſthemkurheſſiſchen Irrungen, das badiſche Preßgeſetz ꝛc. 
ſinndegaeticht oder: aus kürz dargeſtellt. Auch jo mußten noch 
mdnehe Partien bleiben, die weder neu noch feffelnd genannt werden 
können, :Die- einſchlägige Literatur habe ich nur zum Theil ein- 
jehen Förineit. - Ganz‘ beſondere Schwierigkeiten hat nächjt einer 
geeigneten Auswahl die Gruppirung und Darftellung des Stoffes 
verurjacht,; dieſe Schwierigkeiten wurden dadurch erhöht, daß das 
Material in den amtlichen Brotofollen chronologiih, im archi— 
valiichen Aktenmaterial jachlic) geordnet war. Cine rein chrono— 
logische Behandlung würde zu einem undurhdringlichen Wuft von 
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Langeweile geführt haben; ich verſuchte deshalb zunächſt die 
Bearbeitung in kleineren Zeitabſchnitten; als ich damit bis zum 
Jahr 1848 vorgedrungen war, ſtellte ſich die völlige Ungenießbarkeit 
der Arbeit heraus; ich begann dann nach den Perioden bis 1830, 
1848, 1866 abzutheilen, allein auch dieß führte ebenſowenig wie 
die Scheidung in die zwei Gruppen bis 1848 und 1866 zu einem 
einigermaßen befriedigenden Ergebniß. Ich entſchloß mich zuletzt 
zu der neuen vorliegenden Bearbeitung nach Sachrubriken. Damit 
glaube ich der Eigenart dieſes Stoffes ſoweit möglich in der Dar— 
ſtellung und Gruppirung Genüge gethan zu haben. 

Wenn ich alſo den Zweck Hatte, dem Leſer einen genügenden 
Einblick in die Funktionen desjenigen Organs zu geben, welches ein 
halbes Jahrhundert die föderative Einheit der Nation darſtellen 
und die Intereſſen der Geſammtheit vertreten ſollte, ſo geſellte die 
Betrachtung der Geſchichte des neuen Reichs und der Natur unſeres 
Volkes dieſem Zweck Modifikationen und Abſichten zu. Mit dem 
Herbſt 1879 mag es wahr geworden ſein, was Fürſt Metternich 6 
Jahrzehnte früher ſagte: Les portes de l'Enfer ne pourront rien 
contre l’accord entre l'Autriche et la Prusse; ficher ſcheinen unſere 
Tage gerade bejonderd zu einer rückjchauenden Betrachtung, wenn 
nicht zu nöthigen, jo doch einzuladen. Der König von Holland 
hat ſchon vor mehr als 30 Jahren gejagt: „Sch Habe immer jo 
gedacht, daß ein deuticher Kaiſer beſſer wäre als der elende Bund.“ 
In unjeren Tagen ift e8 doch wieder parlamentariichen Parteiführern 
und politischen Tagesblättern vorbehalten gemwejen, an die Segnungen 
de3 Bundes zu erinnern. Mir fällt jener Prinz ein, der zu jagen 
pflegte: Dites-moi, si je m’amuse. 63 jchien mir nüßlich, die 
Nation noch einmal an dieſes trübe Bundesgewäſſer zu führen, jie 
mag ſich darin einmal, jo gut es geht, in ihrem heutigen Ausſehn 
ipiegeln; fie wird in ihrer großen Mehrheit dann wol nie twieder 
Sehnjucht nach jenem Bild des Jammers und der Impotenz be- 
fommen. 63 ijt allerding3 wahr, daß feine Nation an einer ſolchen 
Zahl von ſuperklugen Sfeptifern und phantaftiichen Himmels— 
jftürmern leidet, wie die unjrige, aber das Vertrauen wird man 
doch Haben dürfen, daß die Mehrheit, auch aus ihrer gegenwärtigen 
Unruhe und Verſtimmung heraus, von neuem einjieht, wie bitter 
fi) die Unzufriedenheit, Selbitironie, Vielwiſſerei und Halbbildung 
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ihon an ihr gerächt Haben; fie wird aus diejen Bundesgejchichten 
von neuem erkennen müſſen, daß die beiten Kräfte wirkungs- und 
erfolglos jtreben, wenn ihnen die Initiative verjagt ift, wenn fie 
fi in die Sumpfgeleije der Selbftherrlichkeit oder Selbftverzweiflung 
haben hineindrängen lafjen. 

Aus allem Undeil hat uns doch nur die Zuſammenfaſſung 
aller Kräfte gerettet durch jene gewaltigen Männer mit Krone, 
Feder und Schwert. 

Sie haben mit und den neuen deutjchen Staat gegründet, nicht 
daß wir num dabei ftehen jollen wie die Kinder um den Weihnachts— 
tiſch: Die einen voll freudiger Bewunderung, weil ihnen Alles 
gar herrlich jcheint, die andern voll bitteren Groll3, weil fie zu 
furz gefommen wären. Die Gejchenfe werden alt, die Freude ver- 
raucht und der Groll ſenkt fich tiefer, aber auch feſter ein. Nicht 
Bewundern und Grollen, jondern Arbeiten heißt es; ruhig und 
ficher arbeiten, damit die Unzufriedenen auch noch einmal Luft 
daran befommen fünnen; damit die Anfangs Freudvollen im jicheren 
Gefühl der Kraftentfaltung und des Erfolgs erſtarken; damit da3 
Gebäude aus den Yundamenten der Höhe entgegen geführt wird, 
ehe die Nachbarn ung wieder die Edjteine herausreißen. 

In diefen Gefinnungen und Abfichten habe ich die vorliegende 
Arbeit unternommen und zu Ende geführt; ich möchte mich gerne 
der Hoffnung Hingeben, daß die Wirkungen der Arbeit den Ge- 
finnungen und Mühen des Arbeiter einigermaßen entjprechen. 

Ich kann dieſes Wort nicht ſchließen, ohne den Behörden und 
Männern meinen ergebenjten und freudigjten Dank auszuſprechen, 
die mich in meinen Abfichten durch Wort und That unterjtüßt 
haben. 


Sranffurt a Main, April 1880. 


| K. F. 
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Erſtes Kapitel. 
Bund und Bundestag. 


Nach der Demüthigung der beiden deutichen Großmächte durch) 
den eriten Bonaparte erhielt die Neuordnung der Angelegenheiten 
der deutjchen Nation den erſten Anſtoß bereit3 1812 durch eine 
Denkichrift, welche Stein dem Kaiſer Alerander unterbreitet. hr 
folgten weitere Entwürfe, die während de3 Befreiungskampfes in den 
Hauptquartieren oder den Stanzleien der Großmächte zur Vorlage und 
zuweilen zur Beſprechung und Berichterftattung famen. Grnftlicher 
in Angriff genommen wurde die Trage erjt nad) dem Frieden wäh— 
rend des Gongrefjes zu Wien 1814— 1815. Nachdem Deftreich, 
Preußen und die welfiiche Großmacht Hannover-England über fieben 
preußijche Entwürfe ohne definitiveg Ergebniß gehandelt hatten, 
wurden die Verhandlungen über ein öftreichiich-preußifches Elaborat 
in den Gonferenzen der Pentarchie von den Bevollmächtigten von 
Deftreich, Preußen, Hannover, Batern und Würtemberg fortgejekt. 
Ohne Erfola. Der Souveränität3dünfel der Rheinbundskönige, die Um— 
triebe zu Gunften einer welfilchen, oder welfiſch-oraniſchen Groß— 
macht de3 Nordweſtens, die Connivenz des öftreichiichen Staatskanzlers, 
ſowie die Meberzeugung deijelben, daß jein Staat nur in einer loſen 
Gonföderation Platz finden könnte, in welcher Preußen an die zweite 
Stelle verwiejen war, haben wejentlich einen Erfolg verhindert und 
den zu erwartenden Mißerfolg befördert. 

Wie die ſächſiſch-polniſche Frage die Mächte vor einen neuen 
Krieg geftellt hatte, jo drängte das letzte große Abenteuer des Ver— 


bannten von Elba die feindlichen Brüder und Genofjen wieder auf 
1* 
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den Weg der Unterhandlung.. Was in vielen Monaten nicht zu 
erreichen gewejen war, jollte nun in wenigen Tagen zu Stande ge- 
bracht werden. Auf Grund eines eilig Hingerworfenen, durchweg 
nad) den Wünjchen des Staatsfanzler3 und den vermeintlichen Be— 
dürfniſſen des damaligen Deftreich3 gemodelten Entwurf? wurde jo- 
dann die jogenannte Bundesakte in elf kurzen Situngen, von denen 
zwei nur formelle waren, vom 23. Mai bis 10. Juni vereinbart. 
Auch die Kleinjtaaten nahmen nunmehr an dem Berfafjungswerf 
Theil, nachdem der allzeit rührige Hana von Gagern fie, die ſchon 
halb an ihrem Beſtand verzweifelt Hatten, aus ihrer dumpfen Rath- 
und Muthlofigkeit aufgejtört, bei einem fröhlichen Frühſtück um fich 
verfammelt, und zu gejchloffenem Vorgehen mit feinen jchimmernden 
Wendungen bejtimmt und in feiner Allgegenwärtigfeit angeleitet 
hatte. Wiürtemberg und Baden blieben in jouveränem Uebermuth 
und napoleoniichen Bedenken den Verhandlungen fern. 

Schon bei der erjten Berathung der Bundesakte am 26. Mai ver- 
langte Baiern, daß die Fürften in dem Inſtrument als „jouderäne” 
bezeichnet würden. Man jah von diejer Seite feinen Grund etwas 
aufzugeben, was man fi) in Preßburg verdient und zu Ried er- 
handelt hatte. Das Gewünſchte wurde zugejtanden. Al jogleich 
Antrag auf Antrag eingebracht, Forderung auf Forderung erhoben 
wurde, verlangte Preußen: Deftreich und England-Hannover ſollten 
mit ihm den vorgelegten Entwurf als Ultimatum bezeichnen, damit 
die Artikel über das Bundesgericht und die landjtändiichen Ver— 
fafjungen gerettet würden. Die beiden Mächte lehnten dies ebenfo 
ab, wie die Abgabe der Erklärung, daß alle deutjchen Staaten ver- 
pflichtet wären, dem Bunde beizutreten. 

Durch den am 29. Mai erfolgten Eintritt des Bevollmächtigten 
für das inzwijchen wieder hergeftellte Königreich Sachlen erhielt die 
Partei des lockerſten Föderalismus und des volljaftigiten Territoral- 
dünkels eine wejentliche Unterftügung. Dieſer ehrenwerthe Gejandte 
von Globig führte fic) denn auch damit ein, daß er dem neuen 
Bunde dad Danaergejchenf der polnijchen Libertät anbot. 

Allerdings nahm die würdige Verſammlung dafjelbe nicht ganz 
und voll an, aber die Stimmeneinhelligfeit für die wichtigften Be— 
rathungsgegenjtände wurde bejchlojien. Man erklärte die Ber: 
faſſung und Wohlfahrt der Nation von der Laune eines Duodez= 
despoten abhängig. Nachdem Oeſtreich die bezüglichen preußijchen 
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Forderungen auf das Sätzchen herabgedrückt hatte: „In allen deutſchen 
Staaten ſoll eine landſtändiſche Verfaſſung beſtehen“, verwandelte 
die Mehrheit das „ſoll“ in ein „wird“ und das „beſtehen“ in ein 
„Ttattfinden“., 

Den Juden ficherte der Entwurf die denjelben in den einzelnen 
Staaten eingeräumten Rechte zu. Sachſen, Baiern, Hefjen wollten 
den ganzen Paſſus befeitigt willen; Frankfurt verwahrte fich auf 
das heftigfte gegen die „Verkürzung der wolerworbenen Rechte der 
chriftlichen Bürger und Einwohner, wie fie durch die ſtaatsunkluge 
Neuerung“ — die übrigen? mit ſchwerem Gelde durch die Juden 
erfauft war — des Großherzog zu Gunften der Juden erfolgt jei. 
Die Mehrheit verwandelte dad „in“ in ein „von“. 

Wie Baiern in heftiger Weiſe der Aufnahme Schlefiend in den 
Bund wideriprochen hatte, jo widerjette es fich dem Bundesgericht 
und dem Paſſus über die fatholijche Kirche, nach welchem derjelben 
eine gemeinjame Verfaſſung vom Bund gegeben werden jollte. Es 
erzwang das Preisgeben auch) diefer Punkte. Das ganze Machwerk, 
dad, wie Heinrich dv. Treitjchfe mit Recht bemerkt, die Nation durch 
einen Fürſtenbund mediatifirte, enthielt von der Nation nichts, von 
Verfaſſung kaum etwas, unklare Andeutungen über Bundesrecht, 
einige Verſprechungen und mehrere präcifirte Abſätze über die Pri- 
vilegien des Hauſes Taxis, der Standesheren und der Reichgritter- 
Ichaft. Am 8. Juni wurden dieje traurigen Trümmer in 20 Para— 
graphen eingelfargt, am 10. wurde die Reinjchrift vollzogen durch 
Unterſchrift und Befiegelung. — 

Nachdem der große Protektor des Rheinbundes zum 2. Male, 
gefallen war, jchlojfen fic) Baden und Würtemberg dem Bunde an, 
jenes am 26. Juli, diejes am 1. September. Die Zahl der Acht: 
unddreißig war voll. Heſſen-Homburg allerdingd hatte man ver- 
geſſen. Die Bundesverfammlung wußte das Verfäumte 1817 nad): 
zubolen.*) — Der Nation wurde zum Schluß die eigenthümliche 
Genugthuung, dieje Eonftitution unter die Garantie der Großmächte 
gejtellt zu jehen, indem die elf eriten Paragraphen der Bundesafte, die 
logenannten allgemeinen Beftimmungen ala SS 53—64 in die Congreß⸗ 





*) Da3 Original der Bundesakte ruht in dem gegenwärtig zu Frankfurt 
im Bibliothef3gebäude aufbewahrten Archiv der ehemaligen B. B. Schrant 
VII, unterſtes Gefad). | 
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afte aufgenommen wurden. Zur weiteren Gonfirmation erklärte 
$ 118 derjelben die ganze Bundesafte für einen Bejtandtheil der 
Gongreßafte.e Der Bund hatte ja auch die Ehre fünf europäilche 
Mächte zu jeinen Gliedern rechnen zu dürfen. Außer Deftreich und 
Preußen, England für Hannover und als Bormund auch für Braun- 
ſchweig, die Niederlande und Dänemark. Ein Mehrere in dieſer 
Richtung konnte je nach Bedürfniß noch erreicht werden durch 
Aufrechnung der drei Rheinbundsfönige. Niemand wird ſich wun— 
dern, zu vernehmen, daß jich nach einigen Jahren das Bedürfniß 
auf das deutlichjte herausstellte, dem Nothgebäude waren 1815 hie 
und da an bejonder3 gefährdeten Stellen Yundamentjteine oder 
Stützbalken unterzufchieben. Man fonnte auch daran denken hie und 
da den mangelhaften Verpuß zu erneuern oder zu überfleben. 
Freilich die Zeiten waren ſchlimm. Die afademifche Jugend hatte 
mit ihren prunfenden, luftigen Phantaſieſchlöſſern der Nothhütte der 
Bundesakte gar zu übel mitgejpielt; da8 Elend der Gegentwart und der 
Glanz der Zukunft drüdten einem Schwärmer den Dolch in die 
Hand: die Regierenden fonnten merken, oder doch belehrt werden, 
daß etwas gejchehen müſſe. Man vereinbarte die Wiener Schluß- 
afte. Und kaum Hatte man Deutjchland gründlich zur Ruhe gebracht, 
al3 die Franzojen den hohen Wächtern der Ruhe neue Arbeit 
machten. Es mußte abermal3 etwas gejchehen. Was die hohe 
Bundesverjammlung in Frankfurt nicht leijten konnte, brachten neue 
Minifterialconferenzen zu Wien. Das Gebäude des deutjchen Bundes 
ſchien jet gejichert für alle Zeiten. 

Nach der Wiener Schlußafte vom Jahr 1820 war der Bund 
ein völferrechtlicher Verein der deutjchen jouveränen Fürjten und 
freien Städte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit 
ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur Erhaltung der äußeren 
und inneren Sicherheit Deutſchlands. Man traf auch weitere Für- 
ſorge dafür, daß diefem Bunde von Seiten de3 einen oder anderen 
Böswilligen fein Leid zugefügt werden könnte; deshalb erläuterte 
Art. 5, daß diefer Bund als unauflöglicher Verein gegründet jei, 
und daß deshalb Niemanden der Austritt aus demjelben frei ftehe. 
Da e3 aber vorgefommen war, daß einzelne Bundezglieder den Verſuch 
gemacht Hatten, die Wirkſamkeit des Bundes zu erweitern und zu 
kräftigen, jo hielt man fich für verpflichtet auf die Schranfen hin— 
"zuweilen, die in der Bundesakte gezogen ſeien. Da aber in diejer 
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die Befugniſſe und Berpflichtungen des Bundes weder klar auöge- 
Iprochen, noch jcharf begrenzt waren, jo behauptete man in Art. 3 
der Schlußafte; daß dies der Tall ſei. Und da die Staatskünſtler 
dies auch nicht nachholen fonnten oder wollten, jo fand ſich im Art. 4 
die Schlußwendung ein: die zu fallenden Beſchlüſſe — betr. Ent- 
wicklung und Ausbildung der Bundesafte — dürfen mit dem Geijte 
der Bundesakte nicht in Widerfpruch ftehen, noch von dem Grund: 
Charakter des Bundes abweichen; ala ob überhaupt Geiſt und Cha— 
rakter in demjelben gefunden werden könnte. Man müßte ihn denn 
in Art. 46 finden, der bejtimmte, daß wenn eine der beiden Groß— 
mächte e3 für gut halte, einen Krieg zu führen, diefer dem Bund 
ganz fremd bleiben jolle. Die Angelegenheiten de3 Bundes werden, 
wie e3 in Art. 4 der Bundesafte heißt, durch eine Bundesver— 
ſammlung bejorgt. Man mochte finden, daß dies etwas ſchmucklos 
audgedrüct jei, es erjchien daher angemefjen, in der Schlußafte 
Art. 7 zu Jagen: Die Bundesverfammlung, aus den Bevollmäch— 
tigten ſämmtlicher Bundesglieder gebildet, jtellt den Bund in jeiner 
Geſammtheit dar, und ift das beftändige verfaffungsmäßige Organ 
jeines Willen? und Handelns. Damit man fich aber durch Diele 
vollen Wendungen nicht verleiten laſſe, von diefem Organ ſich eine 
allzu Hohe Borftellung zu machen, jo jagte der folgende Artikel, daß 
dieje Bevollmächtigten von ihren Auftraggebern unbedingt abhängig 
find, daß fie nur nach den ihnen gewordenen Inſtruktionen zu reden 
und zu jtimmen haben, und daß fie nur ihren hohen Committenten 
verantwortlich find. In Folge mancher nationaler Regungen, die 
ſich — offenbar ganz im Widerſpruch mit dem Zwecke des Bundes — 
in den erſten Jahren der Bundesverfammlung zuweilen gezeigt 
hatten, mußten ſich die leitenden Staatsmänner verpflichtet fühlen, 
noch in einigen Artikeln auf die Vorfchriften der Bundesafte, die 
Bundeszwede und die noch zu beſchließenden Grundgejeße ganz be= 
jonder3 hinzuweiſen. Und da die Bundesverfammlung fich einmal jo 
weit hatte hinreißen laſſen — und zum großen Schmerze des Präfidial- 
hofe3 hatte fich auch das Präfidium diefer Aſpiration gegenüber ſchwach 
gezeigt — den Kurfürſten nachdrüdlich auf die Verpflichtungen hin— 
zuweilen, die ihm aus jeinem hohen Berufe erwüchſen, jo blieb 
zur Wahrung der Bundesinterefjen nicht anderes übrig, als die 
ftörenden Elemente aus der Verfammlung zu entfernen und die In— 
ſtruktionsknechtſchaft mit neuen Garantien zu umgeben. 
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Eine mehrjährige Erfahrung hatte es aber doch ala nöthig er- 
icheinen Iafjen, die Gompetenz der Berjammlung auch weiter zu be= 
grenzen in der Art, daß man die Gejandten für wichtige Angelegen- 
beiten jchwerer Arbeit und Verantwortung überhob und ihnen 
manche Gejchäfte übertrug, die zunächſt jchon eine ausreichende Be— 
Ihäftigung für fie zu gewähren jchienen. Dazu waren bejonders 
geeignet die Verhandlungen über Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter einander und die Einleitungen zum Austrägalverfahren, die 
Sorge für die Ruhe und Sicherheit in Deutjchland, für die Ma— 
trifularumlagen und die Eingaben von Privatperfonen. Beſonders 

— geeignet erſchien aber auch hierfür die Sorge, welche dem Bund 
für die ehemaligen Reichsſtände und Reichdunmittelbaren jchon in 
der Bundedafte al3 eine wejentliche Aufgabe zugewiefen war. — 
Da’man noch immer nicht ganz frei von der Befürchtung war, daß 
einem jouveränen Bundezfürften etwas angejonnen werden fünne, 
was mehr im Intereſſe der Allgemeinheit als in feinem eignen läge, 
jo trug man Sorge, daß die jura singulorum nur unter freier 
Buftimmung der Betheiligten berührt werden durften, ebenfo follte 
e3 gehalten werden bei bejonderen Zeitungen einzelner Bundes- 
glieder. Man mußte ferner darauf bedacht jein, rechtzeitig zu ver- 
hindern, daß eine ſouveräne Regierung vergewaltigt werde von einer 
böjen Majorität. Deshalb verlangte man durch Art. 13 der Schluß: 
afte Stimmeneinhelligfeit bei Annahme neuer Grundgejeße, oder 
Abänderung der beitehenden, bei organiichen Einrichtungen, Auf- 
nahme neuer Mitglieder, Religionsangelegenheiten und gemeinnüßigen 
Anordnungen. Freilich jollte eine Bundesregierung, die Widerjpruch 
erhob, die Darlegung ihrer Gründe in feinem Falle verweigern 
dürfen. Man wird aber annehmen dürfen, daß die verehrlichen 
Bundesregierungen dabei in feine größere Verlegenheit gerathen find 
al3 jeiner Zeit der edle Sir John. 

Im Intereſſe einer weiteren Trennung der Gejchäfte hatte man 
die Bundesverfammlung in einen engeren Rath und in ein Plenum 
gegliedert, jenen mit 17, diejes mit 68 Stimmen. In der Regel 
follte der engere Rath nach abjoluter Stimmenmehrheit entjcheiden. 
Vor das Plenum aber gehörten: Kriegserflärung und Friedensſchluß— 
beftätigung, Aufnahme eines Mitgliedes — ein Fall, der ſich einmal 
mit Hefjen- Homburg 1817 ereignete — ferner Abänderung und 
Annahme von Grundgejegen; eine Verhandlung findet im Plenum 
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nicht ſtatt, Jondern lediglich die Abſtimmung, zu deren Gültigkeit 
mindelten? * Majorität erforderlih find. Diejer ehrwürdige 
Apparat ift im Ganzen nur 16 Male in Bewegung gejeßt worden ; 
in den Jahren 1822—34, 1835—47, 1851—66 gar nicht. *) 

Die Vertheilung der Stimmen war mit anerfennenswerther 
Liberalität von Seiten des k. k. Präfidialhofes vorgenommen worden, 
denn in dem Plenum brauchten bloß die drei Anhalter, der Lichten- 
fteiner, die Reußen und die Zipper ihre Stimme in die Wagjchale 
zu werfen und Deftreich und Preußen waren aufgewogen. Zu jehr 
jubtilen Bejtimmungen führte aber die Einrichtung der 5 Guriat- 
jtimmen im engeren Rath. Die 12. Stimme **) wurde gebildet 
durch die Erneitiner, jo daß Weimar die Stimme abgibt, reſp. führt, 
für dieſe Abgabe entjcheidet die Majorität, wobei Weimar 2 Stimmen 
hat. In die 13. Stimme haben ſich Braunjchweig und Nafjau zu 
theilen. Nach langen Berhandlungen, die im Original noch im 
Idſteiner Archiv ruhen, verjtändigte man fich im Dftober 1816 
dahin, daß die Stimmführung alle drei Monate alterniren, und bei 
Differenzen der jtimmführende Staat den Ausjchlag geben jolle. 
Die Ferien Jollten in der Regel- in jene Zeit mit eingerechnet werden. 
Da diefer Modus zu vielen Streitigkeiten Anlaß gegeben hatte, fo 
verjtändigte man jich 1851 über einen Turnus von 12 Sikungen. 
Die 14. Stimme haben die beiden Mecklenburg, Schwerin führt die 
Stimme, jeit 1851 entjchied e3 bei Differenzen in je 2, Strelitz in je 
1 Fall; die 15. Stimme, welche aus Oldenburg, Anhalt und Schwarz- 
burg gebildet ift, führt Oldenburg, die Entjcheidung erfolgt nad) der 
Mehrheit der Guriatjtimmen, deren Oldenburg 4 zufommen. Gin 
wahres Phänomen ift die 16. Stimme, bejtehend aus: 2 Hohen— 
zollern, Yichtenftein, 2—4 Reuß, Schaumburg-Lippe, Lippe, Waldeck 
und jeit 1842 auch Heſſen-Homburg; die Stimme wurde 1851 in 
monatlihem Turnus geführt, die Majorität gab die Entſcheidung; 
da Reuß -j. L. bis 1824 drei Herren hatte, jo mußten jich dieje 
drei erſt vereinigen, um eine Guriatftimme abzugeben. ” 

©eit 1850 fonnte fich Lichtenftein den Luxus eines bejonderen 
Gejandten geitatten; es war Herr Dr. von Linde, Heſſiſch-Darm— 
ſtädtiſcher Staatsrat a. D., Fürftlich-Lichtenfteinifcher Geheimrath. 


*) Vergl. die Tabelle II. 
**) Vergl. die Tabelle I. 
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Freilich konnte er nur alle 7 Monate abjtimmen und für gewöhnlich 
nur für Y, Stimme reden, denn die Herren Guriatftimmler konnten 
ein votum consultativum beanjpruchen, aber jeine mehr advoka— 
torifchen Talente fanden von Seiten des Präfidiums nicht felten Aner- 
fennung und Bejchäftigung; auch fiel von Subftitutionen zuweilen 
etwas ab. 

AS Waldeck fich ſeit 1862 von dem Badiichen Gejandten von 
Mohl vertreten ließ, meinte das Präfidium: ein Ausſchuß müfje 
erſt die ftaatsrechtliche Frage prüfen, ob eine jelbjtändige Stimme 
auch noch eine Curiatjtimme führen fünne. Unter dem Widerſpruch 
Preußens wurde ein Ausſchuß zwar gewählt, hat aber nie etwas von 
fih hören laffen,; auch wurde 1864 die PVertretung von Neuß 
j. L. durch den Erneftinifchen Gejandten ohne Widerfpruch über- 
nommen. 

In der 17. Stimme, gebildet aus den vier freien Städten, 
entſchied die Majorität, event. die jtimmführende Stadt, die mit dem 
Kalenderjahre in vierfährigem Turnus wechſelte. 

Man wird zugeben müfjen, daß es nicht leicht geweſen twäre, 
eine jchtwerfälligere VBerfammlung im Thurn- und Tarizjchen Palais 
zu Frankfurt am Main für den 1. September 1815 zufammenzujtellen 
und am 1. Oftober 1816 wirklich zur Eröffnung zu berufen. An einem 
runden Tijche in dem Hauptzimmer ließ man jich nieder, fo daß links 
vom PBräfidium der preußilche Gejandte, dann der ſächſiſche u. j. w. um 
den Tiſch herum jaßen.*) Dem Präfidirenden gegenüber hatte Herr 
von Handel, Direktor der Präf.-Stanzlei, als Protofollführer feinen 
Platz. Die an dies Zimmer anſtoßenden Räume waren ala Gejchäfts- 
Iofalitäten für die Kanzlei, Regiftratur u. ſ. w. eingerichtet. 

Für die Bundes-Kanzlei jtellte man zunächſt als Direktor den 
genannten an, bei deſſen Bejoldung jich in der Präliminarkonferenz 
ſchon eine Differenz zeigte, indem Preußen 3000 Gulden ala 
Gehalt vorſchlug, welchem die übrigen Gejandtichaften beijtimmten , 
ala aber das Präfidium meinte, insgeſammt nicht weniger als 
6000 Gulden, freie® Quartier nebjt Beheizung vorjchlagen zu 
jollen, wurde auch dies „allgemein gebilligt”. Dieſem wurde zu= 
nächſt ein Regiftrator und Protofollift, zwei Kanzliften und zwei 
Pedelle beigegeben, jpäter fam noch Hinzu: ein Inſpektor, der 1865 


*) Vergl. bie Tabelle III. 
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wieder einging, ein Sekretär, ein Kanzliſt und fünf Diener. Außer— 
dem wurden zwei Kaſſen gebildet: eine Bundeskanzleikaſſe, in welche 
jede Stimme 2000 Gulden einzahlte und eine Bundesmatrikularkaſſe 
mit einem Kaſſirer, einem Gontroleur und einem Revilor; rechnet 
man hierzu noch die Kanzleibeamten der 1819 eingerichteten Militär- 
commilfion mit einem Protofollführer und Archivar, einem Revifor, 
einem Regiftrator, drei Kanzliften und vier Dienern, jo hat man einen 
bejtändigen Schreib-, Rechen und Laufapparat von 27 Beamten. 

Die Situngen der Bundesverfammlung wurden Anfangs min- 
deſtens zweimal wöchentlich; und zwar Montagd und Donnerſtags 
von 10—1 gehalten, jeit Juli 1818 begnügte man ſich mit einem 
Situngdtag in der Woche, und zwar Donnerftagd Vormittagd von 
11 Uhr ab. Dabei blieb es auch als die vorläufige Gelchäftsord- 
nung von 1816 durch eine definitive im Jahre 1854 erjeßt wurde. 

Neben den fürmlichen Sigungen gab es auch vertrauliche, in 
welchen fein Protokoll aufgenommen wurde. Mit förmlichen und 
vertraulichen Berathungen wurde den Umständen nach auch in der 
nämlichen Situng abgewechſelt. Da die vertraulichen Situngen zu= 
nächjt die Beitimmung gehabt zu haben jcheinen, einen Meinungs— 
austaufch zwilchen den Gejandten herbeizuführen, auf Grund defjen 
dann ein möglichit einjtimmiges Abſtimmungsreſultat erzielt werden 
fonnte; jo wären fie völlig überflüffig geworden, ala der Inſtruktions— 
zwang auferlegt war. Allein jene Beftimmung jcheint weder all- 
gemein anerkannt, noch allgemein befannt gewejen zu jein, jchreibt 
doch 1817 einer der einfichtiaften Gelandten an jeinen Mandanten, 
daß er den Unterjchied zwiſchen fürmlichen und vertraulichen Sitzungen 
„nicht allergehorjamft nachweiſen“ könne. Die Praxis war in den 
zwanziger Jahren die geworden, daß man vertrauliche Situngen 
hielt, wenn man nicht? zu verhandeln, beziehungswerje feine Er— 
flärungen zu Protokoll zu geben hatte, oder wenn, wie Einer naiver 
Meile berichtet, der Protofollführer unpäßlich war. — 

Nach der alten Geſchäftsordnung brauchten weder die regel- 
mäßigen Eitungen angejagt noch die Tagesordnung angegeben zu 
werden; die definitive Gejchäftsordnung, die hauptjächlich auf Be— 
treiben de3 preußijchen Gejandten von Bismard-Schönhaufen zur 
Beichränfung der Präfidialwillführ und des allgemeinen Schlendriang 
eingeführt war, verlangte immer die Anjage bis ſpäteſtens 3 Uhr 
de3 vorhergehenden Tages; die Tagesordnung jollte ſoweit möglich 
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angegeben werden; dies muß gejchehen, ſofern eine Abftimmung behufs 
einer in die Sache jelbft eingehenden Beſchlußfaſſung oder die Wahl 
eines Ausſchuſſes ftattfinden ſoll. Die Abjagezettel jollen nach der 
neuen Geſchäftsordnung die Angabe des Grundes enthalten. War ein 
Gejandter verhindert an der Situng theilzunehmen, jo hatte er dies 
vorher dem Vorfigenden anzuzeigen, eventuell mit Angabe des jubfti- 
tuirten Gejandten; nach der neuen Gejchäftsordnung war jeder ver: 
pflichtet, eine Subſtitution vorzunehmen. Unterließ er dies, jo 
wurde jeine Stimme zur Vervollſtändigung der Stimmenmehrheit 
oder Einjtimmigfeit zugezählt. Welches Unmejen mit den Subfti- 
tutionen getrieben wurde, ift befannt. Die Abjtimmungsordnung Jollte 
den Rang in feiner Weile präjudiciren und jollte einftweilen durch die 
Reihenfolge bejtimmt werden, wie fie der 4. Artikel der Bundesafte 
angab.*) Die veriprochene definitive Ordnung fam überhaupt nicht 
zu Stande, und als bei Wiedereröffnung der Berfammlung 1850 der 
ſächſiſche Gejandte jeinen alten Plat wieder hinter dem preußifchen 
einnehmen wollte, protejtirte der Baier, der Sachſe aber hielt fich 
leine Rechte offen, der Vorſitzende ermahnte zur Eintracht und un— 
terbrach die Situng. In den Protofollen wurde dagegen immer 
Baiern an die dritte Stelle gejegt. Ein Rangjtreit der Erneftiner 
wurde dahin entichieden, daß die Meininger al3 die ältere Linie der 
von Coburg-Gotha vorausgehen jollte. 

63 wird zum Schluß noch eines furzen Hinmweijes darauf be= 
dürfen, daß wichtige Angelegenheiten durchweg, ehe fie in die Bundes— 
verfammlung gelangten, je nach ihrer Natur zwijchen den beiden 
Großmächten, oder dem Präfidialhof und ſeiner Gefolgichaft auf 
diplomatischen Wege zur Verhandlung famen. Die Yorm und der 
Ton, welche dem Staatöfanzler bei diejen lekteren beliebten, find 
höchſt bezeichnend für das Verhältniß des Kaiſerhofes zu jeinen 
Glienteljtaaten. 

Im naſſauiſchen Provinzialarchiv 3. B. finden fich unter andern 
zwei Noten des Staatskanzlers aus dem Sommer 1846 an die 
naſſauiſche Regierung. Sie find auf ſchmutzig grauem Conceptpapier, 
wie es jcheint, jchlecht metallographirt und vom Staatäfanzler unter- 
zeichnet, und durch den in Frankfurt wohnenden, am nafjauijchen 
Hof beglaubigten Gelchäftsträger von Menfhengen übergeben; fie 


*) Zabelle I. 
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betreffen kommuniſtiſch-ſocialiſtiſche Vereine und Preßmaßregeln und 
bezweden, die nafjauifche Regierung zur Unterftüßung der in der 
Bundesverjammlung zu jtellenden bezüglichen öftreichiichen Anträge 
zu veranlajjen. Zunächjt wird nach den üblichen Eingangswendungen 
in jehr jcharfem Tone getadelt, daß die Regierungen die jchon ein 
viertel Jahrhundert beftehenden Bundesgejege nicht hielten; beſonders 
beflagenöwerth jei, daß die Genjur in vielen Staaten gar nicht ge= 
übt werde. Entjchiedene Umkehr zu Geiſt und Buchjtaben der Gejete 
von 1819 jet unbedingt erforderlich, dazu aber müßten fich alle 
Regierungen vereinigen, dann würden alle Aufrührer und Schlecht- 
gefinnte vergehen wie Spreu vor dem Winde. Die Bundesver- 
jammlung habe ja die anerkannte Machtbefugniß die bezüglichen 
Beichlüffe zu faſſen, die öftreichiiche Regierung gehe aber lieber an 
„die Quelle des Uebels, die Regierungen jelbjt“. In der weiteren 
Begründung und Erörterung erhebt jich dann der Fürſt zu einer 
feierlichen Beichwörung „im Namen de3 gejammten deutjchen 
Vaterlandes“: der herzogliche Hof müfje den Präfidialhof in Frank— 
furt in jeinen Abfichten, dem drohenden Verderben Einhalt zu thun, 
thatfräftig unterftüßen. Da aber die herzogliche Regierung erhebliche 
Bedenken geäußert zu haben jcheint, wurde Preußen auch noch zu 
Hilfe gerufen und im April des folgenden Jahres die Auffor- 
derung erneut. 

Daß nicht bloß die Anträge bei der Bundesverfammlung auf 
diplomatiſchem Wege vorbereitet, jondern auch Hinter den Couliſſen 
jachlich erörtert und zu einem Abjchluß gebracht wurden, lag eben 
in der Stellung der Bundesverſammlung ihren Auftraggebern gegen- 
über. Daß die Commilfionen, als das Medium, hierbei von Be— 
deutung waren; jowie daß die Stellung derjenigen, welche die 
Intereſſen ihres Staat? gegen die Willtühr und die Schliche des 
Präfidialhofs, jeiner Clienten und Verbündeten zu wahren hatten, 
eine jchwierige und dornenvolle war, ift bei mehr al3 einem Anlaß 


erjichtlich. 
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Zweites Kapitel. 
Der Bräfidirende und die Gejandten, 


Nachdem man fich in der üblichen Weije über die amtliche Be— 
zeichnung des Präfidiums, insbejondere bei Erlaß diplomatijcher 
Schriftſtücke, gejtritten hatte, fam man überein ihm den Titel Prä- 
fidium oder Präfidirender der Bundesverjammlung, President de la 
Diete zuzugeftehen. Er war von vornherein in jeiner Stellung als 
ein über allen Andern ftehender und waltender Ordner und Leiter der 
Gejchäfte gedacht. Je weniger man darauf ausgehen konnte jein Macht— 
bereich durch ausdrückliche Beitimmungen ala ein jehr weites zu 
bezeichnen, dejto mehr hoffte man durch eine verſchwommene und 
durchlöcherte einftweilige Geſchäftsordnung der Präfidialmacht die 
Mittel in die Hand zu geben, ihr Syftem der VBorherrichaft durch 
geichiekte und zähe Präfidialgejandte in der Bundesverjammlung zu 
errichten. „Die vorläufige Gejchäftsordnung, bemerkt ja auch ein Ge— 
Jandter, wurde angenommen, weil ſie nicht jtreng verbindlich ift.“ Der 
erite Präfidirende war allerdings nicht der Mann, der durch Taft, 
Gewandtheit und Entjchlofjenheit das Präſidialſyſtem Hatte errichten 
ſollen; er intriguixte, war aber heftig, ohne Urtheil; er zwang aller: 
dings Anfangs Manchen gegen eine eigenen Anträge zu ftimmen, aber 
er machte ſich unmöglich und wurde abberufen, ohne daß es ihm 
erlaubt wurde, jeinen Nachfolger einzuführen. Erſt diejer, Hofrath 
von Münch, jeither Stadthauptmann von Prag, verjtand das ganze 
Syſtem nach Metternich Wunjch zu errichten, auszubilden und bei= 
nahe ein DVierteljahrhundert aufrecht zu erhalten. 

Wie man fich die Bundesverjammlung als eine Art diplomatischen 
Gongreß dachte — der Präfidirende Herr von Münch nennt fie einmal 
einen permanenten Minijterialcongreß der Repräjentanten Jämmtlicher 
Bundezglieder — zu welchem die Mitglieder ſich durch VBollmachten 
zu legitimiven haben, jo hatte der Präfidirende das Recht dieje Voll- 
machten zu prüfen. Hierdurch jchon erhielt der Präfidirende ein wejent- 
liches Vorrecht, wie es ſonſt Präfidirenden diplomatijcher Congrefje 
nicht zufteht. Nach der provijoriichen Gejchäftsordnung eröffnet der 
Präfidirende alle Eingänge an die Bundesverfammlung und läßt über 
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diejelben eine Regiftratur führen, jagt die Sitzungen an und ab, macht 
die Propofitionen und ftellt die Umfrage an, hat die Leitung der Akten, 
der Protokolle, der Diktatur, des Archivs, der Regijtratur, der 
Kanzlei, der Bibliothef und der Kaſſen; über das bei diejen ver- 
wandte Perjonal fteht ihm die Disciplinargewalt zu, gemäß den 
völferrechtlichen Privilegien der Gejandten gegenüber ihrem Berjonal ; 
er ernennt in der Regel die Kanzleibeamten und vertritt den Bund 
nad außen. 

Da der Bund fein eigene® Wappen und Siegel hatte, jo be— 
diente fi) das Präfidium des öftreichiichen der k. k. Bundes- 
Präfidial-flanzlei. Erſt der Mär; 1848 bejtimmte als Wappen 
den deutjchen Reich3adler mit der Umſchrift Deuticher Bund, bezw. 
Deutiche Bundes-Kanzlei, nachdem jchon im Jahre 1846 eine be— 
zügliche Verhandlung vorausgegangen war. 

Als nämlich für die Bundesfeftungen neue Gelchüßrohre ge- 
gofjen worden waren, erhob jich die Frage, wie diejelben als dem 
Bund gehörig äußerlich bezeichnet werden follten. Preußen jette 
es im Ausschuß durch, daß ald Emblem der Reich3adler mit der Um— 
Schrift Deutjcher Bund beantragt wurde. Hannover, Würtemberg u. A. 
Ichlugen Deutſcher Bund allein vor, während die f. f. Stimme um fo 
twilliger mit Vergnügen für den Ausſchuß ſtimmen fonnte, als an 
dem derart auszuwählenden Emblem Grinnerungen hafteten, Die 
wie der deutichen Nation, jo auch inZbejondere dem öftreichiichen 
Kaijerhaufe werth und theuer fein müßten. Die Krone Baiern meinte, 
der Neich3adler paſſe nicht mehr, denn die Auflöfung des Reichs 
fei ja im Art. 1 der Bundesakte anerkannt, und der dort ausge— 
iprochene Begriff des Deutichen Bundes jchließe den des Reichs aus, 
Geſchützrohre chienen überhaupt am wenigjten geeignet, zuerſt mit 
einem Zeichen nationaler Einheit hervor zu treten, man möge nur 
ganz einfach Bundezfeftung Ulm oder Raftatt, oder Deuticher Bund 
darauf gießen; wolle man mehr, jo wird mit cyniſchem Sarkasmus 
Hinzugefügt, jo möge man eine dem Grundcharafter des Bundes 
entiprechende Inſchrift anbringen, wie etwa: Eintracht macht ſtark. 

Nachdem man al3 Vermittlung und unterftüßt von den 7 Durch— 
lauchten dann einen „Bundesadler“ hatte ausfriechen laſſen und den= 
jelben das Präfidium unter feine Fittige genommen hatte, proteftirte 
der Baier gegen dieſen Beichluß al3 nicht rechtsverbindlich: er in- 
volvire eine organiiche Einrichtung, jei daher nur mit Stimmeneinhellig- 
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feit zu fallen. Im Jahre 1848 dagegen jchwieg die Krone Baiern 
und er wurde als nicht organijch recht3beftändig. Durch die Gejchäfts- 
ordnung vom Jahre 1854 wurde diefe Märzerrungenjchaft bejtätigt. 

Ferner fam dem Präfidium die Eröffnung der Sitzung zu, 
jowie die Folgebeftimmung der Gegenjtände und bei Stimmen= 
gleichheit die Entſcheidung; in dringenden Fällen kann er während 
der Bertagung die Gejandten einberufen. Starb ein Gejandter, jo 
jollte unter jeinev Mitwirkung die Obfignation, die Verſiegelung 
der Papiere erfolgen. Dieje erfolgt jonft nach dem Völkerrecht 
von einem Beamten der Milfion, welcher der Verjtorbene angehört 
hat, fehlt ein jolcher, jo fan dazu ein anderer Beamter oder Unter- 
than de3 jendenden, oder eines befreundeten Staates beauftragt werden. 
Auch bei diefer Gelegenheit tritt das Bejtreben hervor, die E. £ 
PVroteftion in geziemende Grinnerung zu bringen. 

Der preußiiche Gejandte von Bigmard hat, wie bemerkt, zuerſt 
verjucht der Borherrichaft der Präfidial-Gemüthlichkeit ordnungs— 
mäßige Schranfen zu jegen. Bei Bejprecjung der Mißwirthſchaft im 
Bundeskaſſenweſen, bejonder3 der beſchlußwidrigen Belaftung der 
Matrikularkaſſe mit der Bejoldung der Kanzleibeamten, machte Herr 
von Bismarck darauf aufmerkfjam, daß ſchon 1820 eine Commiſſion 
niedergejeßt jei, um eine definitive Gejchäft3ordnung vorzuberathen, 
daß dieſe aber ebenjo wenig wie die 1851 erneuerte ihre Aufgabe 
in Angriff genommen habe, und verlangte zum Schluß, daß der 
Ausihuß aufgefordert werde jeine Arbeiten ungefäumt zu beginnen 
und vor allem einen definitiven Gtat für das Kafjen- und Kanzlei— 
perjonal zu entwerfen. Dies Lebtere geichah denn auch Ende des 
Sahres 1853, und im Mai 1854 wurde endlich der erjte Vortrag 
über die Gejchäftsordnung erjtattet und zwar hauptjächlich auf Grund 
einer preußijchen Denkſchrift und der bezüglichen Präfidialbemerfungen. 

Soweit es der Reſpekt vor hohem Präfidio gejtattete, erlaubte 
jih der Referent die Mißſtände der alten Gejchäftsordnung zu be- 
fennen und an einigen Stellen die eingreifenden Vorjchläge der 
preußiſchen Denkjchrift abſchwächend vorzutragen. Hier war nament- 
lich auf die Gepflogenheit hingewieſen, nach welcher die Geſchäfte völlig 
nad) Gutdünfen geführt, Gingaben und Anträge, ſowie Abftimmung und 
Schußfaſſung nach Belieben verjchoben oder bejchleunigt wurden; e3 
wurde weiter der lebelitand hervorgehoben, daß das Amt des Präfidial- 
und Bundessfanzlei-Diveftor3 in einer Hand war u. |. w. Nach 
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Berathungen in zwei vertraulichen Situngen wurde dann nach jehr 
erheblichen Abjchwächungen die definitive Geſchäftsordnung genehmigt. 
Auf die weitern Einzelheiten an diejer Stelle einzugehen mwiderftreitet 
um jo mehr dem Intereſſe des Leſers als Einzelnes bereit erwähnt ift, 
andered noch an anderen Stellen zu erwähnen fein wird. Daß das 
Präſidium immer wieder auf jein alte Syitem zurüd ging und 
unter gütiger Mithilfe jeiner bundestägigen Gefolgjchaft noch mehr 
al3 einmal das Feld behauptete, wird Niemand Wunder nehmen. 

Die Rechte der Bundesgejandten wurden durch eine Note 
vom 22. Oftober 1816 von der Bundesverjammlung feſtgeſtellt 
und nach Anjchreiben des Senat? für verbindlich erklärt. Dieſe 
Beltimmungen find im Wejentlichen diejelben, welche das Völkerrecht 
den Gejandten überhaupt zugeſteht. Der Kern der gejandtjchaftlichen 
Vorrechte, aus der alle übrigen folgen, iſt die Grterritortalität, welche 
auf der Fiktion beruht, als habe der Gelandte mit jeinem Gefolge 
feinen Staat nicht verlaffen. Hierdurch ift er von der Givil- und 
Kriminalgerichtsbarkeit, jowie von allen Zöllen und Abgaben für fich 
und jein Gefolge frei. Das vielbeftrittene und von dem modernen 
Völkerrecht nicht mehr anerkannte Aſylrecht wurde auch ihnen nicht 
zugeftanden. Vor dem Bundespalai3 wurden 2 Schildwachen auf: 
geftellt; für die Bundestagsgejandten dagegen die militärifchen Ehren- 
bezeigungen vorbehalten; al3 Gejandten zweiten Ranges fonnten fie 
ihnen allerdings nicht ohne Weiteres zukommen. 

Als Frankfurt in den Zollverein eingetreten war, wurde nach 
jehr unangenehmen Verhandlungen, bei denen der Präfidirende ſeinem 
ganzen Groll gegen dies verhaßte Inſtitut Ausdruck verlieh, zwar 
die Zollfreiheit für die Geſandten aufrecht erhalten, ihnen aber nach 
preußiichem Gebrauc ein Freiconto von 2000 Thlr. eröffnet, nach 
deſſen Erſchöpfung der Frankfurter Senat einzutreten hatte, ein Fall, 
der aber nicht vorgefommen ift. Uebrigens hatte die Bundesver— 
jammlung die Competenz über Verfaſſungsſtreitigkeiten der Stadt 
Frankfurt, fie war ferner befugt einzelnen Perſonen Schußbriefe für 
ihren Aufenthalt in der Stadt auszustellen, die Stadt verpflichtete 
fih Bekanntmachungen der Bundesverfammlung al3 offizielle Artikel 
in die Frankfurter Zeitungen einrüden zu laſſen; die ftädtiichen Be— 
hörden hatten nicht das Recht diveft mit der Bundesverfammlung 
amtlich zu verkehren, dies ftand lediglich der betr. Senatskommiſſion 


zu. Wie die Bundesverjammlung das Recht, zur LAURE UNE 
Fiſcher, Geſch. d. deutich. Bundestags zu Frankf. a. M. 
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ihrer Sicherheit und Würde Truppen heranzuziehen in Anwendung ges 
bracht hat, wird an einer anderen Stelle zur Sprache fommen müfjen. 
Die Bundestagsgejandtichaften waren in den erſten Anfängen 
jo organifirt, daß fie bei Oeſtreich auß dem Gejandten, einem 
Gejandtichaftsrath, einem Geh. Sekretär und einem jog. Gejandtichafts- 
commi3 bejtand. Preußen war vertreten durch jeinen Gejandten, 
einen Rath und einen Sekretär, Baiern desgleichen; auch Sachjen 
hatte 3, Hannover 2, Würtemberg 3, Baden 2, Kurheſſen 2, 
Heſſen-Darmſtadt 2, Dänemark 2, Niederlande 2, die Erneftiner 2, 
die 13. Stimme 2, die 14. Stimme (Mecklenburg) 2, die 15. Stimme 
3, die 16. Stimme 2, die freien Städte 2 Perjonen in Thätigfeit 
bei der Bundeöverfammlung, jo daß das ganze Perſonal aus 41 
Beamten beitand. Schon das Jahr 1818 brachte manche Vermehrung 
des Perjonalftandes; der preußiichen Gejandtjchaft war in diejem 
Jahr noch 1 SKavalier und 1 Stanzlift beigegeben, jo daß fie aus 
6 Berjonen beſtand, die bairiiche Gejandtichaft war auf 4, die badijche 
auf 3, die dänische auf 3, die der 15. Stimme auf 4 angewachjien. 
Bei diefem Verhältniß hat e8 auch im Wejentlichen ſein Bewenden gehabt. 
Um aber über die diplomatiichen Gejchiefe der 16. Stimme feine be— 
dauerlichen Irrthümer oder Zweifel aufkommen zu lafjen, muß bemerkt 
werden, daß die Einheit der durchlauchtigiten Kurie in den jechöziger 
Sahren durch den gemeinjamen Legationskanzliften dargeftellt wurde. 
63 it nicht ohne Intereſſe und Bedeutung die Fluktuationen 
des Gejandtenperjonal3 in Betracht zu ziehen. Nicht alle Staaten 
hatten jchon in den Anfängen des Bundes den jogenannten Geijt 
und Grundcharafter dejjelben in genügender Weile erfaßt, daher 
fie fi denn auch in der Wahl der Gejandten erheblich vergriffen 
haben. Den ärgſten Mißgriff hatten fich offenbar die Niederlande 
mit Herın von Gagern zu jchulden kommen laſſen; auch Baden, 
Dldenburg, Medlenburg, Kurheſſen, Helfen-Darmitadt, die Erneftiner 
und Preußen hatten Männer gejchiet, denen es offenbar ſchwer 
wurde, fi) in die Präfidialmechanif zu finden; ja Mtetternich jelbft 
hatte, wie bemerkt, für feine Bedürfniffe noch nicht den rechten Mann 
finden fönnen. Grit Herr von Münch vermochte allen Anforderungen 
des Staatöfanzlers in vollem Mate zu genügen. *) 
Die Anfänge der zwanziger Jahre haben, ſoweit e3 nothwendig 


*) Vergl. Tabelle II. 
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erichien, einen Perſonalwechſel gebracht, wie er dem Präfidio im Ganzen 
nur erwünjcht jein fonnte. Leider wurde aber diefe Homogenität 
durch das Jahr 1848 wieder geftört. Von allen Staaten hat 
Baiern am meiften gewechlelt, es hat bis zur erſten Auflöjfung der . 
Bundesverjammlung 10 verjchiedene Vertreter gehabt, Preußen und 
Sachſen Hatten deren in dem genannten Beitraum je 8 Am 
meiften jtaatsmänniichen Scharfblid hatten dagegen die 6 Durch: 
lauchten der 16. Stimme beiviejen, indem fie in Herrn von Leon— 
hardi von vornherein einen Vertreter ſchickten, der die durchlauchtigfte 
16. Stimme gewiß bi3 and Ende der Dinge in ehrenvolliter Weije 
vertreten haben würde, wenn der unerbittliche Tod ihn nicht im 
Jahre 1841 jeinen hohen Gommittenten entriffen Hätte. Ginen 
ähnlichen glüclichen Griff jcheint man in jeinem Nachfolger Herrn 
von Holzhaujen gethan zu haben, denn auch ihm war es vergönnt 
bi3 zu jeinem im Jahr 1861 erfolgten Ableben die 16. Stimme zu 
führen. Um jo betrübender ift die Endgejchichte diejer Stimme. Anftatt 
dieſes Bildes der Ruhe und Eintracht fieht man auch hier, wie bereit3 
angedeutet, das rauhe Eingreifen politiicher Mächte: Lippe ließ ſich 
jeit 1861 gar nicht mehr vertreten, Walde ſchloß ſich an Herrn von 
Mohl an, Reuß j. L. an den erneftinifchen Oberhofmeifter von Beaulieu ; 
um jo mehr Befriedigung gewährt aber der Reit: Lichtenftein, Reuß— 
Greiz und Heſſen-Homburg mit ihrem Vertreter dem Heſſ.-Darmſt. 
Geh. Staatsrath a. D., Fürftl. Lichtenſteinſchen wirkl. Geheimrath und 
Landgräfl. Heſſ.-Homb. wirkl. Geh. Rath Dr. Freiherrn von Linde. 

Die zweite Periode, welche zum Theil alte Namen wieder bringt, 
zeigt ebenfall3 nicht wenig Wechjel: bei Preußen und Kurheſſen tritt 
er am ſtärkſten hervor mit je 5 Vertretern ; die k. k. Präfidialvertretung 
war wenig vom Glück begünjtigt, denn Herr von Bigmard erlebte 
drei von dieſen Staatömechanifern, und man wird Hinzufügen 
müſſen, daß ex den ehrenwerthen Herren manche ungemüthliche Stunde 
bereitet zu haben jcheint. Charakteriftiich ift e8, daß mit Bismarcks 
Ausscheiden aus der Bundesverfammlung dem bairilchen Staat feine 
Zeit in derielben gefommen jchien, denn ex jandte 1859 Herrn 
v. d. Pfordten, um in der Bundespolitif nach dem Rechten jehen 
zu laffen; aber jo bald die Herren Trias-Politiker in der Schleswig- 
Holſteiniſchen Frage Fiasko gemacht hatten und Kriegsluft witterten, 
machte Herr v. d. Pfordten feinem Bundesnormalvorgänger wieder Plat, 
um nunmehr jelbjt die Leitung de3 bairiichen Staates zu übernehmen. 
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Drittes Kapitel. 


PBrotofolle und Regiitraturen. 


Die Protokolle, geführt von dem Bundesfanzleidireftor, ent— 

‚ hielten jedesmal an der Spite die Namen der in der Sitzung 
anmwefenden Gejandten, die Gegenjtände der Erörterung, mit Angabe 
der Hauptgründe — jedoch Jollten diejenigen nicht bezeichnet werden, 
welche die Gründe angegeben hatten, — ferner die Abjtimmung der 
Einzelnen und die Beichlüffe. In der Regel gaben die Gejandten 
ihre Anträge und Abjtimmungen jchriftlich) ab, welche dann wörtlich 
abgejchrieben in das Protofoll Aufnahme fanden; Anträge von 
Bundesgliedern , einen Gegenjtand in Berathung zu nehmen, ſowie 
die an die Bundesverfammlung gelangten Schreiben und Eingaben, 
die wichtig genug und paſſend erjchienen zur Bekanntmachung an 
die Regierungen, wurden den Protofollen angeheftet. Sobald das 
Protofoll gehörig geordnet war, und zwar jpätejtens am Tage vor 
der nächſten Sitzung, wurde dafjelbe zur Einficht der verjchiedenen 
Gejandtichaften in der Kanzlei niedergelegt. Am Beginn der folgen= 
den Sikung wurde das ganze Protokoll vorgelefen und‘ mit der 
Unterfchrift der Gejandten verjehen, wodurch die Staaten die Recht3- 
verbindlichkeit de3 Inhalt? anerkannten. Diejem jchleppenden Gang 
und dem langweiligen Vorleſen zuweilen endloſer Protofolle am 
Beginn der Situngen machte die neue Geſchäftsordnung auf Betrieb 
des preußilchen Gejandten ein Ende, indem man den inzwiſchen 
aufgefommenen Gebrauch definitiv annahm, nach welchem die 
Protofolle nad) den Sitzungen bei den Geſandten circulirten und 
von ihnen einzeln vollzogen wurden, ettvaige Abänderungen wurden 
am Beginn der folgenden Situngen vorgenommen. Diele Protokolle, 
die nichts find als das Nepofitorium von Vorträgen und Ab— 
jtimmungen, oft-ohne inneren Zufammenhang, meiſt fern von dem 
Leben der Debatte, wurden in dag Archiv niedergelegt, zugleich aber 
wurde dafür gejorgt, daß an Stelle vidimirter Abjchriften für die 
einzelnen Regierungen genaue, unter der Aufficht dev Bundeskanzlei 
bejorgte, mit dem Controljtempel verjehene Abdrücke längitens binnen 
acht Tagen, aus denen oft genug zwölf wurden, nach der Unter- 
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zeichnung der Protokolle den Gejandten zugeftellt wurden. Es find 
died die jogenannten loco dietaturae gedructen Protofolle.. Solche 
Protokolle wurden nur in den fürmlichen Situngen aufgenommen ; 
für die vertraulichen Situngen, in welchen Vorberathungen zur 
Verftändigung über wichtigere oder delicatere Fragen, wie Aus— 
einanderjeßungen zwilchen einzelnen Bundesgliedern, Reklamationen, 
bei denen ausmärtige Mächte concurrirten, Berathungen über 
militärifche Angelegenheiten: ftattfanden, wurden feine Protokolle 
niedergejchrieben ; die Gejandten begnügten fich entweder mit Privat- 
notizen, oder es wurde ein kurzes Referat zu den Mltenbeilagen 
gegeben, Regiftratur genannt; dieje wurde zuweilen für die Negie- 
rungen, d. 5. loco dietaturae, gedrucdt. 

Für außerordentlihe Situngen wurden manchmal geheime 
Protokolle abgefaßt und loco dietaturae gedrudt; jo haben wir 
aus dem Jahre 1824 zwei in Folge des plößlichen Ablebens 
Alerander3 I. und der unter eigenthümlichen Umftänden erfolgten 
Thronbefteigung Nikolaus J. Im Jahre 1866 haben wir den Fall, 
daß für ordentlihe Sitzungen zwei Regiftraturen aufgenommen 
werden mußten, weil die Bundesverfammlung zum Aufbruch nach 
Augsburg gerüftet war. Die Protokolle eines Jahres wurden 
dann gewöhnlich zu einem olianten vereinigt, der in einzelnen 
Sahren zu 1500—1700 Foliofeiten anſchwoll;*) eine Addition 
der Seiten aller Protofollbände von 1816—1866 ergibt die an- 
fehnliche Zahl von 45,760 Folioſeiten. 

Bis zum Jahre 1824 galt im Allgemeinen der Grundjab, alle 
Protokolle gedruct veröffentlichen zu laffen, während Ddiejer Zeit 
wurden beſonders wichtige Verhandlungen in die vertraulichen 
Sitzungen verlegt und über diejelben Separatprotofolle und nad) 
Bedürfniß Regiftraturen aufgenommen, jo fam es, daß von 1816 
bi3 1824 im Ganzen 43 Regiftraturen gejchrieben wurden. Als 
aber auf Metternich Betreiben am 1. Juli 1824 von der Bundes— 
verjammlung die Anordnung getroffen war, bloß dad Rejultat 
ftattgehabter Verhandlungen über gewiſſe Gegenftände befannt zu 
machen, jo war die Bogenzahl der öffentlichen Protofollausgabe 
1827 jchon auf 14, im Jahre 1828 auf 7 Bogen zuſammen— 
geſchmolzen, während das zu Veröffentlichende aus den vierzehn erjten 


*) Vergl. Tabelle II. 
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Eißungen für 1829 faum Y, Bogen ausfüllte. In Folge defien 
richtete der Verlagsbuchhändler die Bitte an die Bundesverfammlung, 
daß ihm die Veröffentlichung der Protokolle wieder in dem Umfange 
gejtattet würde, wie vor 1824. Aber erft nach einem Zeitraum 
von länger als 1'/, Jahren gelangte dieje Eingabe zum Vortrag. 
Herr von Blitter3dorf, der das Referat hatte, meinte zum Schluß, 
die Reflamationscommijfion wolle zwar nicht in Abrede jtellen, daß 
fich nicht unerhebliche Gründe für eine Modifikation des Beſchluſſes 
vom 1. Juli 1824 anführen ließen, fie fühle aber auch, daß es 
auf diefen Anlaß Hin nicht an ihr fein fünne, diefe Trage in An— 
regung zu bringen. So wurde der Petent einjtimmig abgewiejen. 

Bon 1829—1848 wurden denn auch nur zwölf öffentliche 
Protokolle gedrucdt, von denen jieben in die Jahre 1830 und 1832 
fallen, fie enthalten zum Theil austrägalgerichtliche Erkenntnifje, zum 
Theil die Maßregeln zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung im deutjchen Bunde, bei welcher Gelegenheit namentlich 
die „Ajuftirung“ der Protokolle das vertrauliche Einverftändniß der 
beiden deutjchen Großmächte geflifjentlich Hervortreten läßt. Dieje 
fogenannte „Ajuftirung“ der Protokolle führte oft zu langwierigen 
und ärgerlichen Verhandlungen, 1820 3. B. einmal zu einer mehr- 
jtündigen bejonderen Situng, weil die Protokolle jehr nachläflig 
geführt waren. Anfangs der zwanziger Jahre nahm die Ajuſtirung 
und Berlefung zuweilen bis zu zwei Stunden einer ordentlichen 
Sitzung weg, ja ed fam vor, daß man abjichtlich die Ajuftirung 
mehrerer Protokolle zuſammenkommen ließ und für diejelbe eine be= 
ſondere Sigung anberaumte, um mehr Situngen herauszubefommen. 
63 fam vor, daß einzelne Stellen aus Connivenz gegen den 
Präfidialhof oder eine andere Macht jo formulirt wurden, daß fie 
beim Leſer das Gegentheil des Eindrud3 hervorbradhten, den fie 
hervorbringen jollten; öfter wurde vor der Situng über die Form 
des Protofoll3 verhandelt, und das Präfidium angegangen, jo oder 
jo formuliren zu laſſen; die Motivirung wurde jelten ausreichend 
aufgenommen, oder fie wurde zu irgend einem Zweck beim Bus 
protofollgeben nach irgend einer Seite gedreht. Weiter fam e3 vor, 
daß Viele nachträglich ihre Früher aufgeftellten Behauptungen änderten, 
Buol Hatte fich jogar erlaubt, das jchriftlic) vorliegende bairifche 
Votum nah Gutdünfen zu ändern. Streitigkeiten, ob die oder 
das ind Protokoll aufgenommen werden jollte, waren nahezu an 
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der Tagesordnung. Als in den zwanziger Jahren die Protokolle 
zu veröden begannen, indem alles Wichtigere in Separatprotofolle 
aufgenommen wurde, beſchloß man endlich, wenigſtens die „Ent- 
Ihließungen“ in jene aufzunehmen. Bejonderd ärgerliche Scenen 
wurden ganz verjchtviegen, jo die al3 der bairiſche Gejandte ganz gegen 
die Ordnung 1826 einmal das Präafidium in Subjtitution — mit 
Mebergehung von Hannover, Sachſen und Würtemberg — an 
Blittersdorf gegeben hatte, wofür fich der Hannoveraner dann da= 
durch rächte, daß er die würdige Verſammlung in jein Gartenhaus 
zur Sitzung einlud. Auch mit der Bezeichnung der Stimmenzahl 
wurde zumeilen geradzu unredlich verfahren, jo wollte 3. B. der 
jubftituirte v. Carlowitz, al3 für einen Präfidialantrag 5 und für 
dejlen Modifikation 9 Stimmen abgegeben waren, daraus eine 
„überwältigende Majorität” von 14 Stimmen machen. Wangenheim 
widerſprach, große Verlegenheit, bis Wangenheim dem Präfidirenden 
endlich jelbit eine VBermittelungsformel gab. — Wie ftreng auf 
Geheimhaltung gehalten wurde, beweiſt der auf Antrag Oeſtreichs 
einftimmig gefaßte und wie es jcheint durch die Spionage de3 
Kombit*) 1832 gefaßte Beichluß, bei der Diktatur oder jonftigen 
Mittheilungen der Kanzlei an die Gejandtichaften nur Individuen 
zuzulaffen und zu verwenden, welche fich durch Zeugniſſe der Ge— 
jandten als im wirklichen Staatödienft jtehend legitimiren fonnten. 
Aber auch Jo konnten Beröffentlichungen aus den gedrucdten Proto- 
follen nicht ganz verhindert werden, deshalb blieben Verhandlungen 
und Beichlüffe, auf deren Geheimhaltung man bejonderen Werth 
legte, ungedruckt, wie die Berichte über die politifchen Unterfuchungen. 
Namentlic) in den dreißiger Jahren ariff man deshalb zur „Re= 
giftratur“. Während es nämlich von 1823—1830 feine gedruckte 
und zwei ungedructe Regiftraturen gibt, haben wir von 1830—1835 
nicht weniger al3 37 ungedructe NRegiftraturen. Die gedrudten 
Regiftraturen dieſer Jahre beziehen fich zum Theil auf die revolutio- 
nären Bewegungen und die Mittel gegen diejelben, namentlich be= 
züglich des Paßweſens bei den Univerfitäten, ſowie auf zwei Berichte 
der Gentralbehörde des Bundes und ganz untergeordnete PBerjonalien. 
Die ungedrucdten enthalten einen Hinweis oder Furzen Auszug, 


*) Kombſt, geborner Stettiner, arbeitete auf Anordnung des preußiſchen 
Miniſteriums des Auswärtigen in der Kanzlei Naglers. 
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betreffend polizeiliche Maßregeln gegen die Polen, die Preſſe, Er- 
gebniffe der politiichen Unterſuchungen, Verhandlungen bezüglich 
Luxemburgs und der Einmiſchung fremder Gejandten wegen der 
militäriſchen Bejegung Frankfurt. 

Wir haben zwar auch in den folgenden Jahren bis zum Jahre 
1848 noch eine Anzahl von Regiftraturen,*) aber dieje können gar 
feine Bedeutung beanspruchen, unter anderem traf man von neuem 
eine Verabredung über die Geheimhaltung der Protofolle. Vielleicht 
lag der Anlaß dazu in einem ähnlichen Vorgang, wie er in einem 
bejonderen Fascikel in dem Archiv niedergelegt ift. Wenn man 
jenes öffnet, jo Hat man zunächſt ein Aktum des Frankfurter 
PVolizeiamtes vor fi), man blättert und findet ehriwürdige, vergilbte 
Drucdbogen der amtlichen Bundestagsprotofolle, fie werden immer 
vergilbter und geflecter; die Akten geben endlich den Aufjchluß, daß 
man e3 hier mit einer Schändlichfeit ohne Gleichen zu thun hat. 
Die Köchin des Herrn Grafen von Beuft hatte die Protokolle der 
hohen Verſammlung einem Frankfurter Mebger verkauft, ein Herr 
Legationzjefretär fand, daß er darin feine Wurſt gefauft hatte, die 
entwürdigten Papiere jollten zu bejonderer Ehre gelangen und dazu 
ward ihnen diejes Fazcikel. 

Die Revolutiongmonate des Jahres 1848 brachten nicht bloß 
wieder den Beichluß der Veröffentlichung der Protofolle, jondern 
haben auch ſonſt in unliebjamer Weiſe auf die Protofollirung ein= 
gewirkt. Es fonnten nicht mehr die alten, behaglichen, fleißig zu= 
gejtußten Protokolle zu Papier gebracht werden; Paragraphen, zu 
denen jonjt Seiten gehörten, wurden jet in Jchnöder Eile auf eben— 
joviel Zeilen gebracht. Das Material war in jo unglüclicher Weije 
angejchwollen, daß der Regiftrator es nicht mehr Stüd für Stüd 
unter jedem Situngsprotofoll ausjtellen fonnte. 

Nach Wiedereröffnung der Bundesverjammlung im Jahre 1850 
mußte man die Protofollfrage von neuem in Angriff nehmen. Da 
der Beichluß der Bundesverfammlung vom April 1848 betreffend 
die Veröffentlichung der Protokolle noch als rechtöverbindlich bejtand, 
jo mußte man ſich mit der Ausführung desfelben abzufinden juchen 
und zu diefem Zweck wurde auf Anregung des Präfidiums 1851 ein 
Ausſchuß niedergeleßt. 


*) Vergl. Tabelle U. 
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Noch am Ende des Jahres referirte Baden im Namen dieſes 
Ausſchuſſes zunächſt dahin: Das Princip der Deffentlichkeit be- 
berriche jo ſehr das ganze Staatd- und Volksleben, daß es eine 
auffallende Anomalie wäre, wenn dieſes Princip nur für dazjenige 
ausgejchloffen würde, was für ganz Deutjchland von Sintereffe und 
Bedeutung ſei. Der Grundja der Veröffentlihung der Bundes- 
tagaprotofolle dürfe deshalb nicht wieder in Frage geftellt werden. 

Außerdem habe ja die Erfahrung gelehrt, daß das Princip ber 
Geheimhaltung nur zu entjtellenden und gehäffigen unerlaubten Ver— 
öffentlichungen geführt habe. Die Veröffentlichung fei aber aud) 
nothwendig, um dem allgemeinen Mißtrauen, was die ganze Zeit 
charafterifire, entgegen zu treten; ferner jei ed dringend nöthig, 
richtigere Begriffe über die öffentlichen Verhältniſſe zu verbreiten. 
Alles dürfe allerdings nicht veröffentlicht werden, wie 3. B. gewiſſe 
Militärangelegenheiten, Verhandlungen mit dem Auzlande und Er— 
örterungen und Beichlüffe über Sicherheitgmaßregeln. Man hielt e8 
für angemefjen, in furzen, mwahrheitägetreuen Reſumes ein Abbild 
von jeder Sitzung zu geben, damit die Leſer nicht bloß die Be- 
Ihlüffe, jondern auch die Motive kennen lernten. Solche Rejumes 
lollten nach jeder Sitzung den Tagesblättern zugeftellt werden; zugleich 
möge man die Veröffentlichung der ganzen Protokolle, joweit der 
Inhalt es geftatte, in gewiſſen Perioden, etwa jährlich, in Ausſicht 
nehmen. Für beides würde die Niederjegung eines Ausſchuſſes zu 
empfehlen fein. Dieje Vorjchläge wurden in der nächſten Sitzung 
von jämmtlichen Regierungen angenommen, außer Preußen. 

Diefer Staat ließ erklären, daß er mit diejer Art der Ver— 
öffentlichung jchon deshalb nicht einverjtanden ſein fünne, weil man 
damit feinen Zweck nicht erreiche. Gewählt wurden in den Aus— 
ſchuß: Deftreich, Sachjen, Wiürtemberg, Baden und die Erneftiner. 
Man fann fich denken, wie herrlich nun das Präfidialfahrwafler 
befahren und dabei im Trüben gefijcht wurde. 

Die Rejumes wurden trefflich zubereitet, damit die Präfidial- 
macht überall ala der treue Yreund und Schüßer Deutſchlands und 
der Volkswohlfahrt jich in der Oberpoftamtäzeitung und weiter dar- 
jtellen laſſen konnte, Preußen aber al3 der gewaltthätige Reaktionär 
oder doch wenigſtens als Spielverderber erjcheinen mußte. Schon 
im Anfang de3 folgenden Jahres jtellte daher der preußiſche Gejandte 
von Bismarck der hohen Berjammlung vor, wie die Rejumes in den 
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Zeitungen von beftimmter politischer Färbung unmillfürlich diejelbe 
Färbung annehmen, es kann ja unter diefen Umftänden, meint Herr von 
Bismarck troden, vorkommen, daß ſolche Zeitungen mit ſammt 
ihren Bundestagsrefumes in einem Bundesftaat verboten werden; 
jedenfall3 aber würde aus derarligen Veröffentlichungen die Stellung 
mancher Regierungen bei wichtigen Verhandlungen nicht Klar, e3 
müßten daher fünftig jofort nach dem amtlichen Druck auch die ganzen 
Protokolle zur Veröffentlichung gelangen. 

Da der Antrag einjtweilen im Ausſchuß begraben wurde, er- 
reichte Preußen zunächſt nur Abhilfe für den dringenditen Uebel— 
ſtand; e3 erhielt wie Baiern nunmehr feine Vertretung in dem 
Ausſchuß, der von da an aus 7 Mitgliedern beftand. Nachdem in 
den folgenden Yahren die Beröffentlichungen wieder juspendirt 
waren, beantragte Baiern im Jahre 1856, namentlich in Folge un— 
berechtigter und zum Theil unwahrer Veröffentlichungen, wiederholt, 
daß man wieder die Veröffentlichung auf Grund des Beichluffes 
von 1852 eintreten lafjen möge. Auf Vorjchlag deſſelben Staates 
übergaben nun in jeder Situng die Gejandten dem Ausſchußmitglied, 
welchen die Zujammenftellung für die Zeitungen oblag, einen furzen 
Auszug ihrer Anträge, Erklärungen und Vorträge zur DVeröffent- 
lihung. Mit jeinem Antrage, daß es den Regierungen verboten 
jein jolle, Dinge vom Bundestag zu veröffentlichen, die dieſer nicht 
jelbjt zur Bekanntmachung bejtimmt hatte, ein Antrag, der in erſter Linie 
gegen Preußen gemünzt jcheint, konnte Baiern aber nicht durchdringen, 
er wanderte al3 jchäßbares Material in die Grabeslade des Aus— 
ſchuſſes. Im Sommer 1858 ergriff nun Herr von Bigmard von 
neuem für jeinen im Jahre 1852 geftellten Antrag da3 Wort und 
hob bejonder3 hervor, daß jede Regierung dad Recht haben müſſe, 
auf einem jolchen Grad authentifcher Deffentlichkeit zu bejtehen, daß 
die Art ihrer Betheiligung an den Verhandlungen des Bundestages 
far und vor Entitellungen gefichert jei. Nur auf diefem Wege 
fünne der Thätigkeit des Bundes die rege öffentliche Theilnahme im 
gejammten öffentlichen Leben Deutjchlands gefichert werden. Sowohl 
dieje fräftige Anregung, als auch die des folgenden Jahres, welche 
in und außerhalb der Verſammlung, namentlicd) auf den Präfidial- 
vorfißenden des Ausſchuſſes, eine Sigung zu berufen, von Seiten 
Preußen? und einer großen Anzahl von Mittel- und Sleinftaaten 
ausgeübt wurde, blieb zunächjt ohne einen fichtbaren Erfolg. Erſt 
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das Jahr 1860 regelte die Trage, welche jchon jeit 1816 zur end— 
gültigen Entjcheidung auf der Tagesordnung ftand. Der Ausſchuß 
beantragte auf den Borjchlag Preußens einzugehen, aber auch die 
jeither befannt gemachten Rejumes weiter zu veröffentlichen, es 
jollten allerding® beſonders wichtige Angelegenheiten von der Ver— 
öffentlichung ausgeſchloſſen bleiben. „Im Allgemeinen aber, meint 
der Referent von Mohl, wird man bei Ausjcheidung dezjenigen 
wa3 zu publiciren und was geheim zu halten iſt, übertriebener 
Vorſicht und Aengftlichkeit fich um jo weniger hingeben, wenn man 
bedenkt, daß e3 mit Geheimhaltung von Protofollen, welche 17 Ge— 
jandtjchaften und 35 Regierungen und deren verjchiedenen Kanzleien 
mitgetheilt werden, feine eigene Bewandtniß hat.“ 

Allein auch jo waren manche Mitteljtaaten noch höchlichit be— 
forgt um ihre bundestäglichen Staatögeheimnifje, jo wie denn Sachien, 
unter Zuftimmung von Hannover, Würtemberg, Heflen-Darmitadt, 
Braunfchweig und Naſſau, verlangte, daß die Rejumes erſt in einer 
bejonder3 einzuberufenden kurzen Bundestagafigung vorgelegt werden 
jollten. Dies erjchien aber der Bundesverfammlung denn doch zu 
heroiſch, deshalb ftimmten fie dem Vorichlage des Ausſchuſſes zu, 
daß die Gejandten am Tage nad) der Sitzung mit dem Bundes— 
fanzleidireftor zuſammen treten und den Wortlaut der Reſumes 
endgültig feititellen jollten. Grjchienen die Herren Bundestagöge- 
jandten, welche höflich dazu eingeladen ſeien, hierzu nicht, jo nehme 
man ihre Zuftimmung jtillfchweigend an und veröffentliche ohne 
Weiteres. Und jo geichah es. Die Veröffentlichung der Sitzungs— 
protofolle geichah in einem Quartband und jeit 1861 in Folio, 
Geheimzuhaltendes wurde in Separatprotofollen niedergelegt, deren 
Zahl denn auch jeit 1860 die Zahl der Hauptprotofolle durch— 
ichnittlich beinahe erreicht. *) 


*) Vergl. Tabelle IL 
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Viertes Kapitel. 
Geihäfte und Geihäftsgang. 


Der Geichäftzumfang der Bundesverfammlung ift im Wejent- 
lichen durch die beiden Grundgeſetze und die darnach im Jahre 
1817 angenommenen Gompetenzbeftimmungen bezeichnet. Soweit 
nicht bereit3 im erſten Kapitel dieſes Buchs das Nothwendigſte vor: 
gebracht worden ift, liegt es nicht im Intereſſe des Leſers bier mit 
einer ſyſtematiſchen Darlegung jener jubtilen Beftimmungen einen 
Verſuch zu machen, aus dem überdies fein Jonderlicher Nutzen für 
das Verſtändniß der Bundestagsthätigfeit erwachſen fünnte. Denn 
manche Beitimmungen find jtreitig geblieben, wichtige Bezeichnungen 
in den Grundgejeßen jind vieldeutig und ganz allgemein, vielerlei 
Geſchäfte haben fich im Laufe der Zeit eingeftellt, die weder erwartet, 
noch erwünjcht famen. 

Aus dem Zujammenbruch des Reichd und der Napoleonijchen 
Herrichaft blieb eine überaus lange und ftarfe Reihe von Angelegen- 
heiten der verwiceltiten Natur der Bundesverfammlung zur Er- 
ledigung. Ausdrüclich zugewieſen in der Bundesafte war ihr 
die Regulirung der Suſtentationskaſſe und der Penjionen der über- 
rheinischen Biſchöfe und Geiftlichen, welche binnen Jahresfriſt er- 
ledigt fein jollte, mit dem Jahre 1824 erfolgte die Erledigung. 
Während die jeit 1816 petitionivenden Advofaten und Profuratoren 
des ehemaligen Reichskammergerichts Ende 1831 dahin bejchieden 
wurden, daß ihnen unter Abzug von 16%, die Penſionsrückſtände 
von 1806—1816 ausgezahlt werden jollten, verichwand die Rubrif 
Reichskammergerichtsarchiv erjt mit dem Jahr 1864 definitiv aus 
den Alten der Bundesverfammlung; die Gläubiger der Reichs— 
operationdfafle, welche während der letzten Reichskriege 1792—1801 
bejtanden hatte, wurden im Jahre 1843 mit Beicheid verjehen ; 
die Verhandlungen über die Auzlieferung des oberrheiniichen Kreis- 
archiva fanden 1831, diejenigen über das fur= und oberrheinijche 
Schuldenwejen 1844 ihre Erledigung, und zwar nur durch die be= 
jonderen Bemühungen Preußens, jo daß die Bundesverjammlung 
nicht umhin konnte der preußiſchen Regierung hierfür ihren befonderen 
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Dank abzuftatten. Einzelne Schuldforderungen, die zum Theil noch 
aus dem dreißigjährigen Krieg herrührten, wurden erſt in den fünfziger 
Jahren vermittelt, oder an die Aufträgalinftanz verwieſen. Ginen 
‚ähnlichen Verlauf nahmen die Verhandlungen über die Furtrierjchen, 
furmainzijchen und kurkölniſchen Staat3gläubiger, die big zur erften 
Auflöfung der Bundesverfammlung nicht ihre ganze Erledigung ge= 
funden hatten. In demjelben Tempo wurden auch die Verhandlungen 
über da3 Staat3fchuldenwejen von Naſſau-Saarbrücken, des ehe- 
maligen Königreichs Weitfalen und Schlefiens aus der Zeit, da es 
noch öftreihiih war, zu Ende geführt. Die Streitfrage über die 
Rhein=Dctroi- Rente wurde erſt 1865 durch Vergleich von dem 
Austrägalgericht in Gelle beigelegt. Die Revolution brachte den 
Bundestagsgejandten nur neue, zum Theil ebenfalla jehr unliebjame 
Arbeiten; namentlich Forderungen, die aus dem Reichsverweſeramt 
und der proviſoriſchen Gentralgewalt, aus der ſchleswig-holſteiniſchen 
Angelegenheit und den jonjtigen militärijchen Leiftungen während 
der Revolution und Rejtauration hergeleitet wurden. Wie in den 
dreißiger und vierziger Jahren, jo hatte fich die Bundesverfammlung 
auch in den fünfziger Jahren mit den Bolentransporten und den Aus— 
gaben dafür zu bejichäftigen. Außerordentliche Mühe machte aber der 
hohen Berfammlung die neue Marine und deren Liquidation. — 
Das erheblichjte Quantum von Arbeit freilich war der Bundes— 
verjammlung durch die Grundgeſetze damit zugejchoben, daß die 
Mediatifirten ganz bejondere DBergünftigung erfahren und fort- 
dauernden Schuß bei der Bundesverfammlung zu juchen und zu 
finden hatten. Dieje Angelegenheiten, jowie die aller ſonſtigen 
Reflamanten, die fich zu Taujenden einjtellten, die militäriichen, aus— 
wärtigen und rein politiichen Angelegenheiten bedürfen in den 
folgenden Büchern einer bejonderen Darftellung. 

Ebenſo wie man in den zwanziger Jahren in der Bundes— 
verfammlung Mühe genug gehabt hatte, die Mediatifirten ſtandes- und 
jachgemäß in Durchlauchten und Grlauchten einzutheilen und in 
langen Regiftern die Herren Berechtigten zu klaſſificiren, jo brachten 
die vierziger Jahre jehr erregte Debatten in der Bundesverfammlung, 
weil fich die jächfiichen Fürften den Titel Herzog und das Prädikat 
Hoheit zugelegt hatten; die Grogmächte, die jich durch ein Separat- 
protofoll de3 Aachener Congreſſes injofern gebunden erachteten, als 
eine Rang- und Titelerhöhung von Seiten eines Yürften an Die 
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Zuftimmung der europätichen Mächte gefnüpft war, wünjchten unter 
Widerſpruch jener Herzöge, daß der Bund ala eine europäische Macht 
auch hierüber entſcheide; Baiern freilich meinte, es komme hierbei 
nur auf die Entjcheidung der Einzelvegierungen an, was der deutjche 
Bund in diefer Beziehung wünjche und bejchließe, jet doch nur von 
jehr untergeordnieter Bedeutung. Die Sache endigte damit, daß jene 
Erhöhung zugejtanden wurde, und Heljen-Homburg fi) in einem 
jehr energiichen Proteſte gegen jede Unterordnung des landgräflichen 
Haujes unter dieje neugebadenen Herzöge verwahrt. Zu jehr ein- 
gehenden jtaatsrechtlichen Betrachtungen und Vorträgen führte im 
Ssahre 1851 der Titel eines Landgrafen von Heflen von der Linie 
Philippsthal-Barchfeld. Wie es jcheint brachte das Jahr 1856 
ehr unangenehme Verhandlungen, in welchen Kurheſſen die eben 
zwijchen dem Fürften von Schwarzburg-Rudolftadt und einer Prin- 
zeſſin von Anhalt abgeichlofjene Ehe als unebenbürtig anfocht. Der 
Streit iſt niedergelegt in 6 Regijtraturen, die im Archiv nicht mehr 
vorhanden find. 

Nicht ohne Intereſſe ift e3, die Fluftuationen in den Gejchäften 
zu beobachten. Die gemüthlichften Gejchäftsjahre waren für die 
Bundesverjammlung die Jahre 1824— 1830, die Zahl der Situngen 
betrug durchſchnittlich 25—26 im Jahr, die Paragraphenzahl der 
Hauptprotofolle, welche die Summe der behandelten Gegenjtände 
angibt, ſank in diefen Jahren zuweilen unter 100, die Seitenzahl des 
Protofollbandes unter 500— 600; um jo zeitraubender waren aber die 
dreißiger Jahre, namentlich bis zum Ende von 1835; die Zahl der 
Sitzungen ftieg bis 53, die der Paragraphen auf über 600, die der 
Folioſeiten bis beinahe 1800; man hatte dringend eine Erholung nöthig, 
man hielt 1836 daher nur 19 Situngen ab; um jo fleißiger mußte 
allerdings die Gentralbehörde unterjuchen und berichten. Auch das 
folgende Jahrzehnt brachte durchichnittlih im Jahre ungefähr 28 
Situngen und ein Material, das fich jehr wohl mit den 3—4 
monatlichen Ferien in Einklang bringen ließ. Einen argen Streich 
Ipielte aber der Bundesverjammlung wieder dad Jahr 1848, in 
welchem von Ende Februar bis Mitte Juli 60 Sitzungen gehalten 
werden mußten, jo daß die Paragraphenzahl auf über 700 anſchwoll. 

Nach der Reftauration ift da3 behagliche Maß der früheren 
Bundesnormaljahre nicht mehr erreicht worden; man hatte durch— 
Ichnittlih 31 Jahresſitzungen; die wenigſten Sitzungen brachte das 
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Jahr 1852, es waren 28; das arbeitsvollſte Jahr in dieſer Periode 
iſt das Jahr 1864 mit ſeinen 46 Sitzungen; die ſchleswig-holſteinſche 
Frage und die Sturmvögel des deutſchen Kriegs trugen die Schuld 
an dieſer Ueberhäufung, die auch die rechtmäßigen Ferien nicht 
geitattete. *) 

Da die Bundesverfammlung bejtändig war, jo hatte fie nad) 
der Bundesakte nur das Recht fich zu vertagen bis zum Maxi— 
mum don vier Monaten, während diejer Zeit fungirte aber Prä- 
fidium und Kanzlei weiter; außerdem mußten während diejer Zeit, 
nach einem Beihluß vom Jahre 1817, fich mindeſtens 2 Gefandte 
am Site des Bundestags befinden. Nur jehr jelten fanden während 
diefer Zeit außerordentliche Situngen ftatt, jo vor der erjten Auf: 
löſung der Bundesverfammlung nur die im Dezember 1847, ala 
der Sonderbundäfrieg in der Schweiz dem Präſidium Anlaß zu 
bejondern Bejorgniffen gab. Um aber während der VBertagung über 
unaufichiebliche Angelegenheiten vorläufig einen Beichluß fallen zu 
fönnen, hatte man ſich 1820 dahin geeinigt, daß dies nur gejchehen 
fönne, wenn mindeſtens 7 Bundestagdgejandte anweſend, die Ab- 
mwejenden aber durch Subjtitute vertreten jeien; in beſonders wichtigen 
Angelegenheiten konnte, wie bemerft, da3 Präfidium die Gejandten 
einberufen, ein Fall, der nicht vorgefommen zu jein jcheint. 

Durch die neue Geihäftsordnung von 1854 wurde jene lebte 
Beitimmung abgeichafft und beitimmt, daß überhaupt mindeftens 
4 Gejandte anmwejend jein müßten, die in dringenden Angelegenheiten 
einstweilige Anordnungen treffen fünnen. Auch damals erit Hat 
man die oft gewünſchte Veränderung der Ferienzeit vorgenommen, 
vielleicht, weil nunmehr das Präfidium e3 nicht mehr für gut hielt 
drei Viertel de3 Jahres ſich vertreten zu laſſen; ftatt der jeither 
üblichen Ferien vom Oftober bis Januar beftimmte man jeßt die 
Monate Juli bi3 Oktober al3 diejenigen, innerhalb deren die Ver— 
tagung in der Regel ftattzufinden Habe. Seit dem Jahre 1862 
fand dieje aber gar nicht, 1865 unter dem lebhafteſten Widerjpruch 
der Triad-Politifer jtatt, und 1866 Löfte fich die hohe Verfammlung 
zu normaler erienzeit auf. Für den Geſchäftsgang der Bundeg- 
verfammlung bejtimmte die vorläufige Gejchäftsordnung, daß Ans 
träge und Borjchläge eines Bundesſtaats an die Bundesverfammlung 





*) Mergl. Tabelle LI. 
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Ichriftlic) von dem Stimmführer eingebracht wurden, nachdem dies 
vorher dem Präfidium mitgetheilt worden war; diejem fteht e8 dann 
zu innerhalb der nächjten 14 Tage die Berathung des Antrages zu 
beantragen, zur Einhaltung oder Verkürzung dieſes Termin kann das 
Präſidium nur durch einen Bundestagsbeichluß angehalten werden. 
Wenn e3 dann endlich dem guten oder böſen Willen des Präfidiumg ge= 
fallen hatte zu beantragen, daß der Antrag in Berathung genommen 
werden jollte, wenn dann ferner, wie es in der Geſchäftsordnung heißt, 
die Angelegenheit hinreichend erörtert worden war, jo konnte in der‘ 
Bundesverjammlung der Beichluß gefaßt werden, daß die Sache zur 
Abjtimmung reif jei, dann konnte auch die Zeit feſtgeſetzt werden, 
bi3 zu welcher die Abjtimmung erfolgen jollte, die Zeit zur In— 
ftruftiongeinholung war auf 6—8 Wochen normirt. Es braucht 
faum bemerkt zu werden, daß es meift viel mehr Monate, in nicht 
wenig Fällen jo viel Jahre Eojtete. 

Der Staatskanzler hatte Anfangs verjucht durch eine Einengung 
der Gejchäftzzeit einen raſcheren Gejchäftsgang zu fichern. Im Jahre 
1820 wünjchte er, daß die wichtigften Gejchäfte in der Zeit vom 
November bis Oftern erledigt würden, in diejer jollten aber die 
Gejandten vollzählig in Frankfurt anwejend, jedenfall follte eine 
Subftitution während derjelben nicht gejtattet ſein. Mit dieſem heil— 
Jamen Vorſchlag ift er aber nicht dDurchgedrungen, obgleich bei den 
gutgefinnten Elementen die Klagen über den außerordentlich jchleppenden 
Geſchäftsgang ſchon ſeit 1817 laut geworden waren. Als dann 
Metternich dem Grafen Buol die Verabſchiedung nahegelegt hatte, 
dieſer aber Ohne die förmliche Abberufung nicht gehen wollte, blieben 
in den Sahren 1822 und 1823 die Situngen häufig juspendirt, 
weil der Staatzfanzler noch feinert Nachfolger gefunden Hatte oder 
ihn noch anderwärts gebrauchte. Die Meiften wagten nicht dagegen Ein— 
ipruch zu erheben, und die es wagen wollten, nur einen Wunſch 
zu äußern, denen wurde e3 von ihren Gommittenten verboten; Carlo- 
witz jandte jeinen Kurier an Metternich, der jenem Alles freiftellte, 
aber wünjchte, wenn man vertagen wolle, dann jolle man gleich big 
zum Februar 1823 vertagen. Allein die Inftruftion für Münch wollte 
und wollte nicht fertig werden, troß der eifrigften Verhandlungen 
mit Preußen, Baiern und „einem andern den öftreichiichen Intereſſen 
ergebenen Hofe”. Indes wurde wenig verfäumt, denn allerwärts 
fehlte es an Inftruftionen, Hatte ja doch Buol mehr wie einmal 
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jeine Collegen von der Verleſung derjelben abgehalten, damit er 
nicht immer der leßte der Votanten jet. Münch betrieb jofort, daß 
die Bundestagsangelegenheiten in die Hände fähigerer und fleißigerer 
Leute in Wien famen, damit er vor allen andern in dem Befit der 
Inſtruktionen jei und, wie er es hernach zu thun pflegte, jeine 
Anträge, Vorichläge und Operationen vorher den Gejandten ver- 
traulich mittheilen und wenn möglich oftroyiren fonnte. Allein er war 
jo häufig abwejend, daß ſich 1825 wieder die alten Klagen erhoben ; 
da3 Warten auf da3 Präfidium und auf die Inftruftionen begann 
von neuem. Die Gejchäfte wurden von den einzelnen Staaten unter 
einander abgemacht, und die zu Frankfurt verlejenen Inſtruktionen 
waren bald nur die Symptome ernfter Verhandlungen. Doch waren 
die Bundestagsgeſandten wenigſtens höflich gemug, ihren Collegen — 
wenn fie ſich anders in der Lage jahen — vertraulich mitzutheilen, 
ob ihr Committent eine Sache ernjt nehme oder nicht. 

Troß all diefem beflagten ſich Minifter über die Neberhaftung 
der Bundestagangelegenheiten; jo Hitig allerdings 1833 die Prä- 
fidialpolizeibegierden Hervortraten, jo wirft e8 doch einigermaßen 
erheiternd, daß der bairiſche Minifter des Auswärtigen jich bei einem 
deutjchen Gejchäftsträger darüber beklagt, daß die Bundestagäge- 
fandten am Ende meinten, fie jeien der Bund, jedenfall® müffe 
dieſem „Unfug“ ein Ende gemacht werden. 

Nachdem e3 aber eben durch jene Weile der Inſtruktionsein— 
holung Baiern und Würtemberg 3. B. gelungen war, auch mili- 
tärifche Angelegenheiten anderthalb Jahrzehnte zu verjchleppen, jo 
beichloß die Bundesverfammlung endlich 1835, daß künftig die Ab- 
ftimmungen über die von dem Bundestagsausſchuß in militärifchen 
Angelegenheiten in Betreff der Feltungsbudget3 geftellten Anträge 
jedesmal binnen zwei Monaten abzugeben, die bis dahin nicht er- 
folgten Abftimmungen aber als den Anträgen beipflichtend anzu— 
jehen jeien. 

Grit auf Anregung der Dresdener Conferenzen wurde eine fürzere 
Frift zur Einholung beftimmt, ſowie man fich auch darüber einigte, 
die Abftimmungen an einem beftimmten Termin abzugeben, damit 
nicht weiter Monate, ja Jahre lang über einen Gegenjtand abge- 
ſtimmt werden konnte. Allein jchon nach kurzer Zeit trat in der 
Inſtruktionseinholung wieder der alte Schlendrian ein. 

Noch viel jchlimmer aber als mit den Inſtruktionen jtand es 

Fiſcher, Geſch. des deutfchen Bundestags zu Franff. a. M. 3 


34 


mit Anträgen, welche nicht von Bundesftaaten eingereicht wurden; 
diefe, jowie alle andern Eingaben und Echreiben gingen direft an 
das Präfidium. In der nächſten ordentlichen Situng konnten fie 
vorgelegt und nach drei Wochen vom Präajidium zur Berathung 
geftellt werden. Ein Zwang fönnte nur durch einen bejonderen 
Beichluß ausgeübt werden. Diejem ebenjo unmwiürdigen al3 unbeil- 
vollen Zuftand bejtimmtere Schranken zu ziehen, unternahm ſo— 
dann der preußiiche Gejandte von Bismard. Zunächſt legte er fich 
darauf, das ordnungswidrige Verfahren zu rügen, und die Geſchäfts— 
befugnifje des Präfidiums nicht ganz verdunfeln zu lajjen. Namentlich 
benußte er dazu einen Vorgang aus dem Jahre 1852, in welchem 
der franzöfiiche Gejandte in einer Note den Wunſch jeiner Regierung 
zu erkennen gegeben Hatte, mit dem deutichen Bund eine Weberein- 
funft zum Schuße des literarischen Eigenthums abzujchliegen; das 
Prafidium beantwortete diejelbe vorläufig und theilte der Bundesver- 
jammlung überhaupt nicht3 mit, wie da3 früher ebenfalls vorgefommen 
war. Mittlerweile wurde Graf Thun abberufen, eine neue Note 
lief ein, welche der Verfammlung mitgetheilt wurde; das neue Prä- 
fidium meinte, es ſei ja nicht3 dabei verjäumt worden; und damit 
hatte es jeine Richtigkeit. 

Namentlich rügte der preußiiche Gejandte auch, daß die Termine 
zur Inftruftiongeinholung jo wenig eingehalten würden zum Nach- 
theil der pünftlichen Regierungen. 

Wie oben angedeutet gelang eine Beſſerung in einigen Punkten. 
Alle eingegangenen Schriftjtücde jollen nach der neuen Ordnung 
drei Tage zur Einficht der Gejandten in dem Büreau der Sanzlei- 
direftion ausgelegt, jowie überhaupt alle Anträge und Vorſchläge 
längſtens nad) 14 Tagen zur Berathung gebracht, auch wo es 
thunlich, die Inſtruktion während der Berathung eingeholt werden ; die 
Friſt zur Einholung derjelben jollte höchſtens vier Wochen betragen, 
ein weiterer Aufſchub konnte nur auf bejonderen Beſchluß der Bundes- 
verjammlung gewährt werden; war diejer nicht erfolgt oder nach- 
gejucht, jo wurde die Stimme des nicht Inſtruirten der Mehrheit 
zugezählt, dafjelbe geſchah denen, welche fich ohne anerfannt erhebliche 
Gründe der Abjtimmung enthielten. Kurheſſen, Dänemark und Hol- 
land haben namentlich in dem erjteren Fall unglaubliches geleitet. 

War irgend ein Antrag oder Vorſchlag glücklich bis in Die 
Sitzung und zur Berathung gelangt, jo wurde nad) der alten Ge— 
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ihäftsordnung nun gefragt, ob er Jofort berathen, oder ob er aus— 
führlich erörtert, ob er in einer förmlichen oder vertraulichen Sitzung 
vorgenommen, ob er in einem bezw. in welchem Ausſchuß vorbe- 
rathen werden ſolle; die neue Geichäftsordnung bejtimmte nur drei 
Meberlegungen, ob jofort oder jpäter Beichluß gefaßt werde, ob er 
in einen Ausihuß und an welchen er verwiejen werden ſolle. So 
mußte jeder Gegenftand drei bezw. vier Stufen der gejchäftlichen 
Behandlung durchmachen: 1. im erjten Antrag, 2. in der Grör- 
terung, 3. der Abftimmung, 4. event. der Schlußziehung. Die 
Beratdung eines Antrags fonnte in derjelben Sitzung, in welche ex 
eingebracht war, nicht ftattfinden. Die endlichen Abftimmungen 
wurden jchriftlich abgegeben oder zu Protokoll diftirt. Auch jo hatte 
man noch retardirende Einrichtungen und gejchäftliche Anhaltspunkte 
genug, um Abftimmungen und Schlußziehungen Hinauszujchieben. 
Zunächſt in den Commiſſionen oder Ausſchüſſen. Von beftändigen 
Ausſchüſſen beitanden jeit dem Anfang der Bundesverjammlung der 
für die Reklamationen und für die Revifion des Kaſſenweſens, ſeit 
1820 die Erefutionscommilfion, ferner der Bundestagsausſchuß in 
Militärangelegenheiten, jeit 1832 ein Ausſchuß für die Landftändi- 
ichen Angelegenheiten, der alle ſechs Jahre neu beichlofjen werden 
mußte, jeit 1851 ein handelspolitiſcher Ausſchuß, ein folcher für 
da3 Bundesgericht und die Veröffentlichung der Protofolle. Dazu 
fam die technifche Militärcommilfion, ferner die Gentralbehörde für 
die politifchen Unterfuchungen 1833—42, jowie in den jechziger 
Sahren die Fachcommiſſionen für Handeldrecht in Nürnberg, für See- 
recht in Hamburg, für Civilprogeßordnung in Hannover und für Obli= 
gationenrecht in Dresden, ſowie ein Münzausſchuß in Frankfurt und 
Andere. Gine eigne Stellung nimmt die berüchtigte Gentralunter- 
juhungscommilfion in Mainz von 1819—28 ein, welche der Bundes- 
verfammlung nicht untergeordnet war.*) Hierzu kamen nun eine 
ganze Anzahl für beftimmte Fälle gewählter Commiſſionen; jo haben 
von 1816—36 deren 111 beitanden; es haben in einzelnen Jahren 
an 30 Commijfionen neben einander gearbeitet. Als einzelne Re- 
gierungen das Verzögerungsſyſtem jo weit trieben, daß fie ſich an 





*) Die Driginalprotofolle diefer Behörde, welche durch einen Zufall der 
Verbrennungsordre Herrn von Schmerlings entgangen find, befinden ſich im 
Archiv Schrank VII, oberſtes Gefach links. 
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der Wahl der Ausihußmitglieder nicht betheiligten, um die Con— 
ftituirung des Ausſchuſſes zu verjchieben, jo beichloß die Bundes— 
verfammlung 1831 unter dem Drud der Polizeimwünjche, daß aus 
einer jolchen Nichtbetheiligung die Ungültigfeit der Wahl nicht her- 
geleitet werden fünne. Die Wahl der Ausichußgmitglieder wurde erft 
1864 bejtimmt geordnet und zugleich Feitgejegt, daß die Ausſchuß— 
berichte in der Regel vor der betreffenden Bundestagsſitzung gedruckt 
den Gejandten zuzuftellen jeien. | 

Im Allgemeinen war über dieje Commiſſionen bejtimmt, daß 
die Wahl der Mitglieder durch die Majorität des engeren Rathes 
erfolgte, nachdem die Zahl der Mitglieder vorher bejtimmt war. 
Wie übel es mit der freien Wahl anfangs bejtellt war, beweiſen 
Gejandtichaft3berichte, welche darüber Beſchwerde führen, daß 
bi3 1819 die Gewählten auf Zettel geichrieben wurden; und da 
Buol die Schrift kannte, Viele ſich aber jcheuten, gegen Buols 
Wünſche zu wählen, jo fielen die Wahlen in der Regel nach diejen 
aus. Um dem ein Ende zu machen, wurden gedrudte Zettel ge= 
geben, auf denen die Namen der zu Wählenden durchſtrichen wurden. 
Commiſſionen, denen bejtimmte Einzelaufgaben zur Berathung über- 
geben waren, jollten nicht in permanente veriwandelt werden dürfen. 
Die Ausſchußmitglieder konnten andere Mitglieder für fich ſubſti— 
tuiren. Jedesmal nah Ablauf von zwei Monaten follte die Com— 
milfion die Bundesverfammlung von den von ihr gemachten Fort— 
ichritten in Kenntniß jeßen. Da dieje Fortichritte jehr oft nicht 
itattgefunden hatten, konnte auch die Bundesverſammlung nicht in 
Kenntniß gejeßt werden. 

Alle Commiſſionen, außer der Reflamationzcommilfion, endigten 
mit dem an die Bundesverfammlung erjtatteten Schlußberichte, 
wobei der Vorfitende Sorge zu tragen hatte, daß die Aften zur 
Bundeskanzlei abgeliefert wurden, was nicht jelten verjäumt wurde, 
jo daß eine völlige Zerftreuung und Verſchleppung der Akten die 
Folge war. Es konnten übrigens zu Commilfionsmitgliedern auch 
die Gejandten der Guriatjtimmen gewählt werden, welche zur Zeit 
der Wahl die Stimme nicht führten, gezählt wurde in dieſem Falle 
ihre Stimme nidt. 

Schon in der dritten vertraulichen Beiprechung des Jahres 1816 
hatte man die Wahl einer Commiſſion für die Prüfung der einges 
laufenen Reklamationen in Ausficht genommen. Und man jchritt 
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auch zu einer Wahl derjelben, obgleich Würtemberg dagegen pro- 
teftirte, weil die „Ausichüffe" eine organiſche Einrichtung jeien. 
Nach) der im Jahre 1819 bejchlofjenen Geſchäftsordnung beftand 
jene Commiſſion in der Regel aus fünf Mitgliedern, die künftig 
dreimal im Jahre gewählt werden jollten, beſchlußfähig waren drei 
anweſende Mitglieder; offenbar unerhebliche oder unzuläffige Ein- 
gaben fonnten ſie jofort bejeitigen oder nur in der nächſten ver- 
traulichen Sitzung zur Anzeige bringen, unmwichtigere Sachen konnten 
auh auf Beihluß der Commiſſion vom Referenten direkt in der 
Bundesverjammlung vorgetragen werden, die Reklamationscom— 
miffionen jollten mit vollendetem Vortrag über jämmtliche zu ihrer 
Grörterung geftellten Eingaben endigen. Wejentliche Aenderungen 
find auch nad) der Reftauration der Bundesverfammlung in diejen 
Punkten nicht eingetreten, nur daß dad Verſchleppungsſyſtem durch: 
brochen wurde. Zur Handhabung und Ausführung der für die innere 
Sicherheit im Bunde gefaßten oder zu faſſenden Beichlüffe genehmigte 
die Bundesverfammlung, durch die befannten Wiener Einflüſſe dazu 
gedrängt, im Herbit 1820 eine provijorijche Erefutiongordnung und 
die Wahl einer Exekutionscommiſſion auf jedesmal !,, Jahr. Dieje - 
beitand aus fünf Mitgliedern und hatte auch während der Ferien 
in Thätigfeit zu bleiben. 

Es wäre zu ermüdend alle Einzelbeftimmungen über dieſe Com— 
milfion und ihre Thätigfeit hier anzuführen, es genügt hervorzu— 
heben, daß ihr im Großen und Ganzen die Gontrole über die 
Ausführung der Bundesbeichlüffe zuſtand; wie läſſig dieſe aber ge= 
handhabt wurde, ift ebenſo befannt wie die Thatjache, daß man 
der Exekutionscommiſſion deshalb die geringfte Schuld zujchreiben 
muß. Wer wollte fi) wundern, daß auch diefe Commilfion in 
ftillen Zeiten gar nicht, oder nicht vechtzeitig erneuert wurde, oder 
im DBerborgenen blühte? Sie wurde übrigens wie die Reflamationd- 
und Milittärcommilfion auf Antrag des Präſidiums bereits im Herbſt 
1850 erneuert. 

Der Bundestagsausſchuß in Militärangelegenheiten, der aus 
den DVertretern der Groß: und Mitteljtaaten beitand, Hatte die 
militärijchen Angelegenheiten zu bearbeiten. So weit fie rein tech- 
niſcher Natur waren, hatte die diefem Ausſchuß unterftellte Militär- 
commilfion jämmtliche Vorarbeiten fertig zu ſtellen. Diejer Com: 
miffion fand die fortwährende Inſpektion der Feſtungen zu, ſowie 
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die Bearbeitung aller rein militärifchen Referate, namentlich auf 
Grund der Mufterungdberichte, die Entwerfung der Feſtungsbud— 
get3 u. ſ. w. Sie ift 1819 eingerichtet, und beftand urfprünglich 
au je einem öftreichiichen, preußiſchen und bairiſchen Offizier, jo 
wie aus je einem militärischen Vertreter der drei gemijchten Armee- 
corps, deö VII, IX. und X. Bundesarmeecorpd, im Ganzen aljo 
aus ſechs Mitgliedern; mit berathender Stimme konnten auch Mili- 
tärbevollmächtigte jeder Divijion der drei gemijchten Corps Hinzu 
treten. Urſprünglich kamen zu diejen noch ala Protofollführer ein 
öſtreichiſcher Offizier, deögleichen ein folcher zur Führung des 
Diarium3 (Einreihungsprotofoll3) und Aufbewahrung der Alten, 
ſpäter Archivar genannt, ferner ein Kanzliſt und ein Aufwärter. 

Almählih aber mehrte ſich das Perjonal und der Gejchäfts- 
umfang jehr bedeutend, namentlich ala noch bejondere Feſtungs— 
artillerie- und Liquidationzabtheilungen errichtet wurden, jodaß vor 
der erjten Auflöjung der Bundesverfammlung Deftreich jieben Offt- 
ziere und einen Sntendanturbeamten, Preußen vier Offiziere und 
einen Sekretär, Baiern drei Offiziere, das VIII. und IX. Armee- 
corp3 ebenfalld je drei, das X. zwei Offiziere zur Commiſſion jtellte, 
man hat es in dieſer Zeit mit einem Militärperjonal von 22 
Offizieren und zwei Beamten bei der Bundesverjammlung zu thun. 
Dies Verhältnig blieb im Welentlichen auch nach der Reftauration 
beftehen, nur daß Oeſtreich nur fünf Offiziere entjandte und man 
für technijche und adminiftrative Gegenjtände in einem technijchen 
Büreau noch eine vierte Inſtanz Ichaffen wollte. Das Kanzleiperjonal 
bejtand dagegen meift aus neun Beamten, jo dat die Militärcom- 
milfton in dieſer Periode durchgängig aus 29 Berjonen bejtand. 
Die Bevollmächtigten mußten im Rang der Stab3offiziere ftehen. 
Den Borji führte jtändig ein öftreichiicher Generalmajor; zur Be— 
ihlußfaffung waren mindeftens vier Mitglieder nothwendig. Ihre 
Berichte gingen an den genannten Bundestaggausichuß; die Zahl 
derjelben ſchwankt, es gab aber vor 1837 Jahre, in welchen die 
Militärcommifjion 4—8 Monate ganz feierte; ja in einem Jahr 
hielt fie gar feine Sitzung ab. Jedoch dürften für die |pätere Zeit 
als Durchſchnittszahl ungefähr Hundert für das Jahr incl. der 
Rechnungzberichte anzunehmen fein, von denen die wichtigen von 
den Referenten jelbjt angefertigt werden ſollten. 

Daß auch bei diefer Behörde der Bundesverſammlung Schlen= 
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drian und Bielfchreiberet an der Tagesordnung war, dafür bürgte ſchon 
da3 Präfidium. Ueberdies hat Herr von Bismard in einem Se— 
paratvotum vom 9. Juni 1853 den ganzen Schlendrian ſchonungs— 
[08 aufgedekt. Alle Verfuche, namentlich die völlig überflüffige 
Stelle des Archivard einzuziehen, mißlangen, ſelbſt dann als der 
Präfident entgegen der neuen Gejchäftsordnung, der hergebrachten 
Arroganz aber entiprechend ganz mwillfürlich im Jahre 1855 einen 
neuen Archivar ernannt und der preußilche Geſandte von Bismard 
dagegen in nachdrüdlichiter Weife Verwahrung eingelegt hatte. Man 
beichloß, wie in ſolchen Fällen üblich, auf Vortrag des Herrn Ge- 
landten für Baiern, unbejchadet der definitiven Regelung die Prä- 
fidialernennung zu genehmigen. 

Daß auch in vielen andren Fällen das Präfidium gerne auf 
jeine alten Gewohnheiten zurüdging, auch nachdem die neue Ge— 
ſchäftsordnung manche greifbare Beitimmung dagegen gebracht und 
ein Mann wie Herr von Bismardf in der Verfammlung ja, kann 
bei diefen Stagnationsfünftlern nicht jonderlich auffallen. In hohem 
Make charakteriftiich ijt Folgender Vorgang aus dem Jahre 1858. 

Bei den Verhandlungen über die Penjionen der ehemaligen 
ſchleswig-holſteiniſchen Offiziere hatte Preußen beantragt zu Gunften 
derjelben einen Unterjtüßungsfond nad) Maßgabe der Matrikular- 
beiträge zu ſchaffen. Davon wollten aber das Präſidium und die 
meilten Südftaaten nicht? willen. Bor der Situng vom 25. Fe— 
bruar 1858 fam nun der hannöveriche Gefandte zum Präfidium, 
um ihm mitzutheilen, daß er Namens jejner Regierung deren Bereit- 
willigkeit nach dem preußiichen Antrage eine Summe zu Gunſten 
jener Offiziere einzuzahlen zu erklären habe. Das Präfidium bat, 
er jolle dies doch auf die nächſte Sitzung verſchieben, da ſich mittler= 
weile ein Ausweg auf Grund eine oldenburgiichen Antrags ge= 
funden habe. Gr müſſe es daher nicht nur im Intereſſe jener Offi- 
zieve, jondern in dem der Aufrechterhaltung der Eintracht im Bunde 
für wünſchenswerth halten, daß nicht durch Erklärungen oder An— 
träge, welche unter den bejtehenden Berhältniifen nur aufregend 
wirken könnten, jtörend in das Zuftandefommen einer Ausgleichung 
eingegriffen werde. 

Als in der nun folgenden Sigung der hannöverjiche Gejandte, 
fobald an ihn die Reihe fommen mußte, feine Erklärung abgeben 
wollte, verjagte ihm das Präfidium das Wort, und die Protofoll- 
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führung bezeichnete dies als eine Unterbrecjung Seitens des hannö— 
verichen Gejandten. Zugleich bemerkte das Präfidium, daß Diele 
Erklärung einen Antrag involvire, daher, weil nicht auf der Tages— 
ordnung ftehend, erft in nächfter Sitzung zur Aufnahme ind Protokoll 
gelangen könnte. Als der hannöverſche Gejandte erklärte, daß er 
nur eine Mittheilung zu machen hätte, wollte dad Präfidium ſofort 
über die gejchäftliche Qualität der hannöverjchen Erklärung ab- 
ftimmen lafjen. 

Herr von Bismarck aber trug vor, daß jedem Gejandten das 
Recht frei ftehen müſſe, eine Erklärung zu Protokoll zu geben, und 
daß dies Recht ihm weder von dem Präfidium noch von der Majo- 
rität benommen werden könne. Nachdem er weiter verlangt hatte, 
daß die hannöverjche Erklärung zur Kenntniß der Bundesverjamm- 
lung gebracht werde, wurde dies geftattet. Bei der nun folgenden 
weiteren Verhandlung hob Biamard hervor, daß in der Erklärung 
Hannoverd3 ein Hinderniß für die Unterjtüßung der penfionirten 
Dffiziere Ichon deshalb nicht gefunden werden fünne, weil Hannover 
ja zu ihren Gunften eine Einzahlung in Ausficht ftelle.. Bon einem 
Antrage könne dabei gar feine Rede jein, und wiewohl er glaube, 
daß die Majorität durch Beichluß hieran nicht? ändern fünne, fo 
wünjche er doch wegen der Wichtigkeit der Sache, da Gefahr vor- 
handen jei, daß man eine Regierung und eine Minorität mundtodt 
machen könne, eine fürmliche Abjtimmung. Bei derjelben übernahm 
nun DBaiern, wie e3 jcheint wohl vorbereitet, die Advokatur für das 
Präfidium, indem e3 in rabuliftiicher Weile die hannöverjche Er— 
Härung als Antrag qualificirte. 

Troßdem, daß Hannover erklären ließ, es müſſe doch jelbjt am 
beiten willen, daß e3 lediglich eine Anzeige oder Mittheilung beab- 
fichtige, nicht aber eine verhandelnde oder bejchließende Thätigkeit 
der Bundesverfammlung veranlaflen wolle, fiegte das Präfidium mit 
11 gegen 6 Stimmen. Das Präfidium erklärte dann, daß e3 fich 
der hannöverjchen Abſtimmung gegenüber auf die bairifche Moti— 
virung und den eben gezogenen Beſchluß beziehe. Nach einer ein= 
gehend motivirten Verwahrung des preußiſchen Gejandten berief fich 
das Präfidium wieder auf den gezogenen Beſchluß. Nachdem in 
der folgenden Sitzung der preußijche Gejandte von neuem auf das 
Ordnungswidrige und Gefährliche des früheren Bejchluffes eingehend 
hingewiejen hatte, jagte da3 Präfidium wieder jein Sprüchlein, in— 
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dem es fich auf den gezogenen Beichluß berief. Auch eine in der 
nächſten Situng abgegebene weitre Erklärung Hannover wurde 
nur mit dem ſchmuckloſen Auflagen der kurzen Präfidiallektion ermwidert. 
Bald darauf beantragten Preußen und Hannover gemeinjfam die 
Geſchäftsordnungscommiſſion mit der Prüfung der Grundſätze zu 
beauftragen, auf welchen die Zuläffigfeit jenes Majoritätsbeſchluſſes 
berube. 

Nachdem e3 dem Präfidium gelungen war, die Berathung diejes 
Antrages auf die nächte Sitzung zu verichieben, gelang es ihm 
nicht minder, mit bairiſcher Unterftügung die Abſtimmung auf weitere 
vier Wochen ohne Beratung hinauszuſchieben. Mittlerweile ſollte 
der Präfidialapparat Hinter den Couliſſen jeine Schuldigfeit thun. 
Um nun dem Shſtem der BVBerdunfelung und DVerdächtigung ent: 
gegen zu treten, richtete Herr von Manteuffel eine Note an die 
deutjchen Regierungen, in welcher er darlegte, daß mit jenem preußifch- 
hannöverjchen Antrage keineswegs bezweckt werde, jenen Majoritäts— 
beſchluß anzufechten, denn das ſei wirkungslos, alſo auch unpraktiſch. 
Man wünſche nur, daß die Verhältniſſe geklärt würden, damit in 
Zufunft derartige Differenzen vermieden würden. 

Nah Ablauf von fünf Wochen Hatte das Präfidium die ge- 
wohnte Dreijtigfeit die weitere Vertagung der Abſtimmung zu wünjchen, 
„um den Regierungen noch Zeit zur Verſtändigung zu lafjen“, d. h. 
um der Präfidialregierung wieder einmal die Majorität zu ver- 
ſchaffen. Als der preußiiche Gejandte erklärte, daß dies fat einer 
Zurücdnahme des Antrags gleic) komme und auf Vornahme der 
Abftimmung beſtand, ſchloß fi) Hannover an, und nun ftimmten 
Deftreich, Baiern, Sachſen, Würtemberg, Baden, Kurhefien, Braun: 
jchweig und Naſſau, die freien Städte gegen, die übrigen für den 
Antrag mit Ausnahme von Dänemark, welches wie gewöhnlich ohne 
Inſtruktion war. 

Gdelmüthig wie es war, erklärte da3 Präfidium in eigner Sache 
durch jeine Stimme nicht den Ausſchlag geben zu wollen, ebe 
e3 nicht einen Vergleichsverſuch angeftellt habe. Es jchlug des— 
halb die Niederjegung eines Ausſchuſſes vor, der Bericht darüber 
erjtatten follte, ob er der Bundesverjammlung die „Annahme“ 
de3 preußilch-hannöverjchen Antrags empfehlen könne. Nachdem 
ſich Hannover damit im Ganzen einverjtanden erklärt hatte, meinte 
Herr von Bigmard, vielleicht verjtehe da Präfidium unter „An— 
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nahme” nur die Entgegennahme, damit würde aber der Antrag 
zweier Bundesjtaaten jchlechter geftellt wie jede Privatreflamation. 
Um diefem Doppelfinne zu entgehen, jollte man einen Ausſchuß be- 
auftragen, gutachtlichen Bericht über den Antrag zu erjtatten. Als 
ic) dad Präfidium nun ertappt jah, platzte es mit dem Berlangen 
heraus, die Gefandten von Preußen und Hannover jollten dann 
aber auch zu Protokoll geben, daß fie den Majoritätsbeſchluß nicht 
anfechten wollten. Nunmehr blieb Herrn von Bismard nicht? übrig, 
al3 auf die Note ſeines Miniſters hinzuweiſen und ſich bereit zu 
erklären, über das Verlangen des Präfidiums bei jeiner Regierung 
anzufragen. 

Auf Wunſch einiger Gefandten wurde die Anfrage wiederholt, 
fie brachte aber dafjelbe Ergebniß, jo daß für die nächſte Situng 
der definitive Abſchluß, die Beichlußziehung angejeßt wurde. Ob— 
gleich in diefer Dänemark wiederum auf das freundlichite zur Ab— 
ftimmung eingeladen wurde, war e3 doch nicht mit Inſtruktion 
verjehen; das Präfidium erklärte wieder, e3 wolle die Sache nicht 
durch jeine Stimme entjcheiden, da aber dem Antrag die nöthige 
Stimmenmehrheit fehle, jo ſei er als abgelehnt anzujehen. Die Hohe 
Bundesverfammlung jtimmte bei, mit einer energijchen Erklärung 
Preußen? und Hannovers, für die Zukunft ihre Anficht aufrecht er— 
halten zu wollen, jchloß die Scene. Die Präfidialtechnit Hatte 
wieder den Sieg davon getragen. Der StaatZfanzler hatte es ja 
bei Stiftung des Bundes voraus gejagt: Auf jolche Weije gehört 
und Deutjchland noch mehr al3 früher. 





Wie e3 nach allen dem mit der Thätigfeit des Bundestags 
überhaupt, wie in den einzelnen Perioden beftellt war, bedarf Feiner 
weiteren Auseinanderjegung. So naiv war bald fein Bundestags— 
gejandter mehr, wie jener aus dem Jahre 1816, der jenem „Herrn“ 
berichtet, wie er fich „bereitet habe, um wenn es für ſchicklich be= 
funden würde, bei der Eröffnung des Bundestags eine Rede halten 
zu können“, auch trug Keiner mehr feine Weihnachtswünjche vor, 
daß er ein jchönes Siegel mit dem Wappenthier für ſich und eine 
ihöne Uniform für jeinen Sekretär wünjche, die dann auch „ohne 
Epauletten und mit jchmalerer Stickerei“ bewilligt wurde; es be= 
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Ichreibt auch Keiner mehr das Silberzeug des preußijchen Gejandten 
und den imponivenden Glanz der öftreichiichen, bairiſchen zc. Uni— 
formen; es bejchwert fi) Keiner mehr über die Gervilität der 
Kleinen dem Präfidium gegenüber, wie 1818, jo wie daß der Han— 
noveraner zu nachgiebig und weich, der Würtemberger zu eimjeitig 
und parodor, der dänijche zu comnivent, das Präfidium zu hitz— 
föpfig jei. 

63 verrieth Keiner mehr, daß Kleinftaaten den Termin ihrer Vor— 
berathung über die gemijchten Contingente jpäter geſetzt hatten, ala 
das Präfidium die Schlußziehung in der Bundesverfammlung. 
Sogar die Streitigkeiten über Rang, Stand und Titel verflangen 
allmählih. In den zwanziger Jahren noch beklagten fi) Gejandte 
in officiellen Berichten über die unbrauchbaren Commilfionäberichte, 
über die geiftlojen, langweiligen Vorträge, die man auf einen halben 
Bogen hätte jchreiben können, und deren Inhalt man längft fannte; 
1826 noch fiel e8 auf, daß eine Subjtitution für einen Berftorbenen 
vom Präfidium im Protokoll geduldet und von Niemand in der 
Bundesverfammlung bemängelt wurde, man moquirte fich noch 
Ichriftlich und officiell über den ſächſiſchen Gelandten, der bei jeiner 
Antrittsrede die naive Kühnheit gehabt hatte, die Bundesverjammlung 
als „Zribunal des öffentlichen Rechts“ hinzuſtellen. Allmählich 
verichwinden auch die letzten Rejte von Farbe, Gefinnung und Cha— 
rafter aus den Berichten, und es werden geijtloje Referate, aus 
denen die Pointen nicht hervortreten, in einem erjchredenden Stil 
und einer erheiternden Orthographie der Nachwelt überliefert. 


3mweites Bud. 


Recht und Gericht beim Bundestag. 


Erſtes Kapitel. 
Geihäfte und Geihäftsgang. 


Als richterliche und gejeßgebende Inſtanz ift in der Bundes— 
afte die Bundesverfammlung nirgends und in feiner Weile bezeichnet; 
e3 waren nur in dem Artikel 14, der beiläufig gejagt, beinahe die- 
ſelbe Ausdehnung hat, wie die erften zehn Hauptartikel der Bundes— 
afte, den Mediatifirten beſtimmte Vorrechte zugefprochen, auf die 
noch in einem Abjchnitt einzugehen iſt; jodann verlangte Artikel 12 
von allen Mitgliedern des Bundes die Bildung oberfter Gericht3- 
Höfe als dritte Inſtanz, bei welcher den Parteien geftattet jein jollte 
die Verjendung der Akten an eine deutjche Yakultät oder an einen 
Schöppenftuhl zur Abjaffung des Endurtheil® zu beantragen. Erſt 
durch die Bundezbejchlüffe über die Competenz vom Juni 1817 
wurde als Grundſatz ausgejprochen, daß die Bundesverjammlung 
zur Einwirkung berufen jei, wenn eine Bundesregierung eine Ver— 
fügung in Betreff von Perjonen und Corporationen getroffen habe, 
welche mit den Grundgejegen und den Verfügungen des Bundes im 
Widerſpruch ftände, oder für die innere oder äußere Sicherheit des— 
jelben gefährlich werden könnte. Wie erjtaunlich) wenig dies, die 
Präfidialpolizeimahregeln ausgenommen, bedeuten wollte, beweijt 
jedes Blatt der Bundestagägefchichte und ift ebenjo aus der nichts— 
ſagenden Akte wie der Schwäche der Verfammlung erflärlih. Wenn 
dann aber weiter gejagt wurde, daß Streitigkeiten der deutjchen 
Bundesglieder unter fich auf Grund des Artikels 11 der Bundes- 
afte „ungezweifelt der Gompetenz der Bundesverfammlung unter- 
mworfen“ jeien, jo darf man nicht vergeflen, daß dieBundesverfammlung 
fi) damals noch in den Wonnemonaten ihres Daſeins befand, und 
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daß ihr nach dem genannten Artikel nichts zuftand ala ein Heer 
von Sühneverjuchen und die Einleitung zum Austrägalverfahren. 
Indem ſie dieſe letere nämlich ausſprach, forderte fie den Beklagten 
auf, jeinerjeit3 drei Gericht3höfe als eventuell zur Entjcheidung der 
vorliegenden Streitjache zuftändig zu erklären, auß welchen der 
Kläger ſich einen al3 die Austrägalinſtanz auszumählen hatte. Dieſe 
hat dann im Namen und anftatt der Bundeöverfammlung den 
Prozeß zu inftruiren, und im Namen und Auftrag des Bundes das 
Erfenntniß zu jchöpfen und der Bundesverfammlung zuzujenden. 
Die von der öffentlichen Meinung wiederholt verlangte permanente 
Austrägalinftanz war durch entjchiedenen Widerſpruch Baierns jchon 
1819 al3 gejcheitert anzufehen. Die Wiener Schußafte hat e3 bei jenen 
Beitimmungen beenden lafjen. Nachdem im Jahre 1838 eine 
Vereinfachung im Prozeßverfahren dahin getroffen worden war, 
daß fortan nicht mehr da3 Plenum eines oberſten Gerichtshofs das 
Erkenntniß zu fällen habe, jondern daß dazu ein Senat von mins 
deſtens dreizehn Mitgliedern genügen Tolle, wurde die betreffende 
Commiſſion im September 1842 aufgefordert, einen neuen Entwurf 
in „thunlich fürzefter Frift“ der Bundesverfammlung vorzulegen. 
Diele Frift war aber 1866 noch nicht abgelaufen. Das mit dem 
Jahre 1834 eingerichtete Bundezjchiedsgericht ift jehr bald wieder 
eingejchlafen, da e3 zu einer Heinen Commiſſion von Staat3beamter 
gemacht war, die weder den Landtagen noch den Regierungen genügte. 

Wie bereit3 früher bemerkt, hat die Schlußakte den Gejchäftz- 
frei3 der Bundesverfammlung dadurch erweitert, daß ihr die Rekla— 
mationen jolcher Berfonen zur Bearbeitung zugewiejen wurden, derer 
Horderungen deshalb nicht zu erledigen waren, weil die Leiftung 
zwijchen mehreren Bundesgliedern ftreitig war. Die Bundedver- 
jammlung jollte durch die Commiſſion den Vergleich verfuchen und. 
im Fall des Mißlingens die richterliche Entjcheidung durch die Aus— 
trägalinftanz veranlaffen. Ferner jollte e8 nunmehr der Bundes- 
verfammlung anliegen, angebrachte Gejuche wegen Juſtizverweigerung 
auf ihre Begründung zu unterfuchen und die gerichtliche Hilfe bei 
der bezüglichen Bundesregierung zu bewirken. Nachdem auch in 
Betreff der Mediatifirten die Wiener Schlußafte der Bundesver- 
jammlung genauere Weijungen hatte zukommen laffen, galt die 
Bundesverfammlung nunmehr in vier Fällen al3 richterliche Behörde: 
1. in Beichtwerdejachen der Standesherren gegen ihre Kandesherrjcher: 
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im alle der verweigerten Rechtshilfe, oder einer einfeitigen legis— 
latoriichen Erklärung (Verfaſſungen) ihrer Rechte, 2. in Streitig- 
feiten über die Verfaſſung Frankfurts; 3. in Etreitigfeiten zwiſchen 
Bundesſtaaten, bei denen e3 ſich um die Erfüllung bundesmäßiger 
Verpflichtungen handelt; 4. in Streitigkeiten eines Bundesftaates 
mit auswärtigen Mächten, jofern diejer nicht außerhalb des Bundes- 
gebiet3 Länder befitt. Es erübrigt noch furz auf die kirchen— 
rvehtlihen Beitimmungen in den Grundgejegen und deren Be— 
handlung in der Bundesverjammlung einzugehen. 

Während der Bearbeitung und Berathung des Bundesgrund- 
geſetzes trat mehrfach die Abjicht hervor die Stellung der Kirche in 
den Bereich defjelben zu ziehen. So jollte nad) dem letzten öftreichijch- 
preußiichen Entwurf die fatholiiche Kirche Deutſchlands zu einer 
Ginheit verbunden, den evangeliichen Kirchen Jollten in den einzelnen 
Staaten die nothiwendigen Garantien gegeben werden. Da aber alle 
Entwürfe Anſtoß erregten, jo blieb jchließlich nur in Artikel 16 der 
Bundesakte der Sat jtehen, daß die Berjchiedenheit der chriftlichen 
Religionsparteien in den Ländern und Gebieten des deutjchen Bundes 
feinen Unterjchied in dem Genufje der bürgerlichen und politifchen 
Rechte begründen fünne. Die Wiener Schlußafte hat ſich damit 
begnügt, die Durch jenen Artikel zur Berathung der Bundesverfammlung 
gejtellten Gegenjtände zur ferneren Bearbeitung vorzubehalten. Die 
Bundesverfammlung wiürde auch dieſem Gegenftande wie den 
meiften ihr vorbehaltenen, zweifellos nicht näher getreten jein, wenn 
fie nicht durch eingereichte Beichtwerden dazu gezwungen worden wäre. 

Gemäß Bundesbeihlug mußten alle Gingaben in deutjcher 
Sprache abgefaßt jein; alle Bejchwerdeführer hatten bei der Bundes— 
verjammlung für die anhängig gemachte Bejchwerde einen Rechts- 
beiltand zu legitimiven,; alle mußten ſich al3 zur Sache legitimint 
ausweilen; erſt dann brauchte, wenn im Uebrigen die Form der 
Eingabe angemefjen erichien, die Reflamationgcommilfion die Com: 
petenzfrage in Erwägung zu ziehen, die, wie gleich hier bemerft 
werden mag, in den meijten Füllen verneint wurde. 

Der Hammerherr von der Kettenburg in Meclenburg-Schwerin 
wurde in den vorgejchriebenen Formen bei der Bundezverfammlung 
im Jahre 1853 darüber vorftellig, daß die meclenburgiiche Regierung 
ihn in der freien Religionsübung verhindere und turbire, beſonders 


auch in Ausübung feines Hausgottesdienjtes, in deſſen aa man 
Fiſcher, Geſch. db. deutichen Bundestags zu Frankf. a. M. 
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ihn durch die Ausweilung ‘jeines Hausgeiftlichen gejtört habe. 
Der Bundesverfammlung jtehe nach Artikel 53 der Wiener Schlußakte 
die Objorge zu, daß jene im Artikel 16 der Bundesakte erfolgte 
Gewährleiftung auch von den Bundezjtaaten erfüllt werde. In der 
Commiſſion erhob fich ſofort eine Differenz über die Auffafjung 
jenev Beitimmungen und die dadurch modificirte Gompetenz; die 
Majorität, unter Führung von Baiern, erklärte fich für die Zus 
ftändigfeit dev Bundesverfammlung, die Minorität, wie es jcheint 
unter der Führung Preußen?, erklärte ſich dagegen. 

Schon jeit dem Paſſauer Bertrage, und namentlich dem weſt— 
fäliſchen Frieden galt in Religionsangelegenheiten der Cab, daß 
nicht Stimmenmehrheit, jondern freundliche Berftändigung — sola 
amicabilis compositio — religiöje Streitigkeiten ent/cheiden jollte. 
Dieſe Beitimmung war auch in der Bundezafte zur Geltung gelangt, 
wie bereit3 früher bemerkt. Schon deshalb würde man, meinte die 
Minorität, in diefer Angelegenheit zu einer Remedur nicht gelangen 
fünnen. Um der materiellen Entjcheidung aber näher zu treten, ift 
e3 erforderlich, auf den weitfäliichen Friedenstraktat, bezw. deilen 
Abſchnitt V, Art. 30 ff. zurücdzugehen. Die Bejtimmungen lauten 
nun dahin, daß der Landedherr vermöge feine juris reformandi 
befugt ift, die zu feiner reſp. jeiner Kandesreligion nicht fich befennenden 
oder von ihr abfallenden Unterthanen auszutreiben, jedoch unbejchadet 
ihrer Vermögensrechte; wer nicht außgetrieben wird oder von jeinem 
beneficium der Auswanderung feinen Gebrauch machen will, Joll 
friedlich geduldet werden, zwar ohne Recht auf öffentliche Religions— 
übung — jofern fie 1624 in dem betreffenden Lande nicht ftatt 
hatte — aber unbejchadet jeiner bürgerlichen Rechte. Der Beſuch 
de3 auswärtigen öffentlichen Gottesdienftes war immer gejtattet, auch 
fonnten die Kinder nach) auswärts gejandt, oder im Hauje privatim 
durch Lehrer ihrer Confeſſion unterrichtet werden. Von dem Landes- 
bern Hing es nun ab, welche Art der Religiongübung er Denen 
geitatten wollte, deren Kult im Normaljahr 1624 im Lande nicht 
geübt worden var. 

Die durch jenen Friedenstraktat gewährte Gewiljens- und 
Glaubensfreiheit jchließt zwar die Befugniß in jih, den Glauben 
äußerlich zu befennen, allein immer nur in joweit als der Einzelne 
al3 jolcher in Betracht fommt. Während aljo jolchen, denen der 
Beſitzſtand des Jahres 1624 zur Seite fteht, die öffentliche Religions- 
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übung zuſtand, waren die, welchen der Beſitzſtand des Normaljahrs 
nicht zur Seite ſtand, bei der Ausübung des Gottesdienſtes an die 
landesherrlichen Beſtimmungen gebunden. Nun gab es allerdings 
eine einfache Hausandacht, welche vermöge der Glaubensfreiheit ge— 
ſtattet war; nicht ohne weiteres aber konnte die ſogenannte quali— 
ficirte Hausandacht als erlaubt angeſehen werden, weil bei ihr ein 
Geiſtlicher fungirt, denn jede geiſtliche Amtsthätigkeit, mag ſie in 
einem auch noch ſo beſchränkten Kreiſe hervortreten, ſetzte die Ge— 
ſtattung des Staats gemäß ſeiner Kirchenhoheit voraus, jede geiſt— 
liche Amtsthätigkeit unterſtand deshalb der ſtaatlichen Recognition, 
da fie nach der Lage der Geſetzgebung das ſtaatliche Gebiet berührte. 

An diejen Beitimmungen hatte nun der Reich3deputationshaupt: 
ihluß nicht? geändert, nur die landesherrlichen Rechte injofern er- 
weitert, al3 am Schluß des S 63 dem Landesherrn Freigeftellt wurde, 
andere Religionsverwandte zu dulden und ihnen den vollen Genuß 
der bürgerlichen Rechte zu geitatten. Allerdings hatte bejonders 
Preußen hierbei erklärt, daß die Zeit gefommen jei, wo die Toleranz 
das maßgebende Princip der Regierungen jein müſſe. Die Rhein— 
bund3afte hatten jodann principiell die Gleichberechtigung der Kulte 
ausgeſprochen; da aber nur ein Theil der deutjchen Regierungen 
jenem Bund beigetreten war, jo konnte dieje Beftimmung ala eine 
allgemein vecht3verbindliche nicht angejehen werden. Da man nun 
in der Bundesakte über die Stellung der Kirchen zur Staatögewalt 
nicht3 Hatte Feitjegen wollen, jo blieb es bei dem früheren Recht3- 
beitand, und da im Artikel 16 nur die Rede von bürgerlichen und 
politiichen Rechten gegenüber den kirchlichen ift, Jo wurde eben am 
Kirchenftaatsrecht nicht? geändert; die praktische Durchführung der 
Religionzfreiheit blieb vielmehr den einzelnen Staaten und Regenten 
innerhalb der durch Reichs- oder Landesgeſetzgebung gefteckten Grenzen 
überlafien. Da dem oben genannten Petenten nun der Befibftand 
des Normaljahrs nicht zur Seite ftand, jo Hätte er vor Ausübung 
der qualificirten Hausandacht die Genehmigung des Landesherrn 
wegen der Zuziehung eines Geijtlichen einholen müfjen; daß der 
Landesherr mit jenem Berbot gemäß dem Reichs- und Landesrecht 
gehandelt Hatte, war flar; die Bundesverjammlung konnte demnad) 
der Bejchwerde feine weitere Folge geben ohne in das twohlverbriefte 
landesherrliche Recht einzugreifen, alfo ihre Gompetenz zu über: 
jchreiten. Nach langen Verhandlungen und Vorträgen drang dieſe 

4* 


32 


Meinung durd) gegen die Stimmen von Oeſtreich, Baiern, Sachſen, 
Kurheſſen, Heffen-Darmitadt, Naffau und Oldenburg. E3 find dies 
meiſt diejelben Staaten, auf deren Betreiben alle pofitiven Be— 
ftimmungen über firchlich-religiöje Angelegenheiten aus dem Bundes— 
grundgeleß ausgeſchieden worden waren. 

Im Jahre 1854 lief eine neue Beſchwerde des bereit3 genannten 
und des Rittergutäbefiterd von Vogeljang ein; diefe baten die hohe 
Verlammlung um Aufrechterhaltung der den chriftlichen Religions- 
parteten durch das Bundesgrundgejeß garantirten Gleichheit der 
politifchen Rechte. 

Als nämlich der von Vogelſang im Herbite 1852 als ritter- 
ichaftlicher Deputirter auf dem alljährlih vor dem Zujammentritt 
de3 mecklenburgiſchen Landtags ſich verjammelnden Ante-Comitial- 
Gonvent erjchienen war, beitritt man ihm die Befugniß fein Amt 
auszuüben, da ihm al3 Katholik über Firchliche Angelegenheiten de3 
(utheriichen Landes Mecklenburg eine Stimme nicht zukommen fünne. 
Und auf Antrag de3 genannten Convent3 bejchloß der Landtag, daß 
Diejenigen ſtändiſchen Aemter, mit deren Führung die Recognition 
ficchlicher Angelegenheiten verbunden jein fünne, wie die des Land— 
raths, eine? Mitglieds des engeren Ausſchuſſes und des ftändijchen 
Syndiks, nur mit Befennern der lutheriſchen Landesreligion bejett 
werden Jollten. Nachdem zur Sache weiter außeinander gejeßt worden 
war, daß die früheren Stände, namentlich) durch die zudringliche 
Thätigfeit der Jeſuiten im 17. und 18. Jahrhundert dazu veranlaßt, 
die Bejehung der Schul= und Univerfität3=-Profefjorenftellen an das 
lutheriſche Bekenntniß geknüpft hätten, ſeien die Stände durch die 
neuerding3 wieder im Lande hervorgetretene Propaganda zu weiteren 
Repreflalien veranlagt worden. Gegen eine Stimme erklärte fich 
die Commiſſionsmehrheit zu Gunften der Petenten. Als aber von 
jener Stimme wie von der mecklenburgiſchen Regierung vorgetragen 
wurde, daß die Beſchwerde ſchon deshalb verfrüht jei, weil that- 
ſächlich in ſeinen Rechten noch Niemand gekränkt ſei; daß die vom 
Landtage ausgeſprochenen Wünſche und Erwartungen nicht einmal 
die Landesregierung zu irgend einem Eingreifen hätten veranlaſſen 
können, geſchweige denn die Bundesverſammlung; daß ferner in 
Mecklenburg nicht ein Beſchluß, dem die Zuſtimmung des Regenten 
fehle, rechtskräftig ſei, ſo ſahen ſich Oeſtreich und Baiern, denen 
Sachſen, Würtemberg und Heſſen-Darmſtadt nur ſehr modificirt 
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zuftimmten, ausnahmsweiſe wieder in der Minorität; das hohe 
Präfidium hatte fich bei dieſer Frage nicht bloß juriftiich compro— 
mittirt, ſondern fich auch in jeinem Vortrage, deilen Inhaltsangabe 
dem Lejer eripart bleiben mag, firchenpolitiich außergewöhnlich bloß— 
geſtellt. 

Es wäre zwar noch von manchen Reklamationen zu berichten, 
welche das kirchliche Gebiet berührt haben, ſie ſind aber zum Theil ſo 
unſinnig, daß ſie keiner Erwähnung werth ſind; jedenfalls iſt es zu 
einer eingehenderen Behandlung dieſer Angelegenheiten in der Bundes— 
verfammlung nicht weiter gefommen, man mühte denn die über die 
Juden hierher beziehen wollen. Bekanntlich) war es den in Wien, 
wie es jcheint, nicht übel vertretenen Intereſſenten gelungen in das 
haſtig zuſammen geleimte Grundgejeß, bezw. defjen Kirchenartifel 16 
einen Abjat hineinzubringen, der der Bundesverjammlung als Be- 
rathungsgegenjtand vorjchrieb die Art und Weiſe, wie möglichit 
übereinitimmend die bürgerliche Verbeſſerung der Bekenner de3 jüdilchen 
Glaubens in Deutjchland zu bewirken jei. In Folge diejes Artikels 
hatte die Bundesverjammlung jehr weitläufige Eingaben und Vorträge 
zu überwinden betr. die Stellung der Siraeliten in Frankfurt. Mit 
dem Entwurf des Geſetzes, den dann der Senat der freien Stadt zu 
publiciren hatte, jchlofjen im Auguft 1824 die achtjährigen VBerhand- 
lungen auch über dieje Materie. 

Wie in den oben beiprochenen Fällen fich bereits gezeigt hat, 
daß nach der Lage der Geiehgebung die Bundesverfammlung nur 
in ganz einzelnen Fällen den Petenten zu Hilfe fommen fonnte, jo 
zeigte es fich fait in allen folgenden, wenn die Beichwerdeführer 
nicht die durch die Bundezafte jo gut patronixten Standesheren 
waren; einzelne Beiſpiele werden den jchlagenden Beweis dafür 
liefern. Sp lagen 3. B. 1825 der Bundesverjammlung 37 Be- 
ichwerden vor, darunter jolche, die jchon aus dem Jahre 1816 und 
1817 herrührten, von diejen wurde feine einzige im Sinn des An— 
tragjteller3 erledigt, 6 wurden abgewiejen, die übrigen lagerten in 
. den Akten der Ausſchüſſe. Für Arbeiten, die in den Jahren 1813 
und 1814 an den Militärgebäuden in Mainz vorgenommen worden 
waren, hatte ein gewifler Roos jchon in den erſten Situngen der 
Bundesverfammlung die Zahlung reflamirt, nach deſſen Tode hatte 
dann jeine Wittwe ihre Bemühungen durch den Anwalt fortgejett; 
ihren definitiven Bejcheid erhielt fie 1852; die Neklamation des 
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Nonnen=Gonvent3 ad S. Mariam zu Fulda wegen rüdjtändiger 
und laufender Gefälle vom Jahr 1822 wurde 1834 durch eine Ver- 
ftändigung unter den betheiligten Regierungen erledigt. Was dem 
Landgrafen Karl von Heſſen jelbit nicht gelungen war, gelang jeinen 
Erben mit Hilfe der Zeit: 1841 wurden die Bezüge, die jenem 
als Feldmarjchall des ehemaligen oberrheiniichen Kreijes von 1804 
bi3 zu jeinem 1823 erfolgten Tode zufamen, als liquid von der 
Bundesverjammlung anerkannt; freilich bedurfte es wieder zur defini- 
tiven Erledigung der endlichen Auzeinanderjegung des Kreisſchulden— 
wejend. Noch da3 Jahr 1831 brachte der Bundesverjammlung die 
Beſchwerde einer ſchwäbiſchen Gemeinde über Frohndienfte und Ab- 
gabendrud, deren rechtliche Begründung auf das Jahr 1798 zurüd- 
ging. Sie wurde abgewiejen, Zwölf furheiliiche Gemeinden petitio- 
nirten bei der Bundesverfammlung um endliche Rejtituirung der 
Verpflegungsgelder für preußiiche Truppen, die 1815 durch Kur— 
heſſen marjchirt waren. Grit nach Jahren konnte der kurheſſiſche 
Gejandte zur Antwort gebracht werden, in welcher jener Anſpruch 
zwar al3 berechtigt anerkannt, den Gemeinden aber anheimgegeben 
wurde zu warten wie die andern Gemeinden, bi3 man jich mit der 
preußijchen Regierung geeint hätte. Demgemäß wurde 1838 dem 
Anwalt der Gemeinden mitgetheilt, daß die Bundesverjammlung 
ſich nicht für competent halten fünne. Im Mai 1844 riefen 48 
Bauern aus zwei reußiſchen Dörfern den Schuß der Bundesver- 
jammlung an wegen Hegung eine3 übermäßigen Wildftandes von 
Seiten ihrer gemeinjamen Landesheren von Schleiz und Ebersdorf. 
Sie klagen, daß ihnen alle Arbeit erfolglos gemacht werde, dabei 
jeien fie aufs jchwerfte von Abgaben bedrüdt. Durch vereidigte, 
auswärtige Sachverftändige war ihr Schaden für ein Jahr auf 
3500 Mark abgejchäßt worden. Die Petenten wurden an ihre 
„Landesherrſchaft“ verwieſen. Was die Zahl der jährlich ind Pro- 
tofoll aufgenommenen und aufnehmbaren Beichwerden und Eingaben 
angeht, jo war diejelbe eine jehr verjchiedene. Sie ſchwankt zwiſchen 
20 und 133. 63 läßt fich ein beſtimmtes Gejeß für dieſe Fluktuation 
nicht erfennen; es ijt nur zu bemerken, daß allmählich die Zahl 
bi3 zum Jahr 1848 geringer wurde, je mehr man fich davon über- 
zeugt hatte, daß der Erfolg in der Regel ausblieb. Nach der Reſtau— 
ration, die allerdings einen geregelteren Gelchäftsgang auch in dieſe 
Verhandlungen gebracht hat, wuchs die Zahl der Eingaben 3. B. 
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im Jahre 1854 auf 125 und 1858 auf das genannte Maximum 
von 133, von da ab machte ſich aber, vielleicht aus demſelben 
Grunde wieder ein Rückgang bemerklich, ſo daß das Jahr 1866 die 
niedrigſte Zahl der ganzen Periode aufweiſt, die Zahl 26. Für 
die Art und Weiſe, in welcher begründete Reklamationen in der 
Bundesverſammlung vor der Revolution behandelt zu werden pflegten, 
iſt in hohem Maße die Angelegenheit der letzten Markgräfin von 
Baireuth charakteriſtiſch; da ſie überdies nicht ohne hiſtoriſches In— 
tereſſe iſt, ſoll ſie hier etwas eingehender behandelt werden. Die 
Sachlage war folgende: 

Der letzte Markgraf von Ansbach und Baireuth Hatte den Entichluß 
gefaßt ſich von der Regierung zurückzuziehen. Dem zu Folge jchloß er 
unter dem 16. Januar 1791 einen, am 16. März deflelben Jahres 
näher exläuterten Vertrag ab, vermöge deſſen Se. Majeftät der König 
Friedrich Wilhen IL. von Preußen vom 1. Juni 1791 an alleiniger 
Landesherr und Eigenthümer der Fürftenthümer Ansbach) und Bai- 
reuth werden jollte. Diejer Vertrag wurde anfänglich geheim gehalten. 

Am 18. Februar 1791 ftarb die erjte Gemahlin des Mark— 
grafen. Im Mai eben dieſes Jahres trat derjelbe eine weite Reije 
ins Ausland an. Um während jeiner Abwejenheit für die Regierungs- 
geichäfte Sorge zu tragen, bevollmächtigte dev Markgraf durch ein 
von Oftende vom 9. Juni 1791 erlaſſenes Patent den fönigl. preuß. 
wirkl. geh. Etats- und Kriegsminiſter und markgräfl. ansb.-bair. 
wirkl. dirigirenden Staats- und Finanzminiſter Freiherrn von 
Hardenberg zur Landesregierung in ſeinem Namen, und wies ihn 
außerdem an, in wichtigen Fällen ſich an Se. Majeſtät den König 
von Preußen zu wenden, deſſen Rejolutionen er zu befolgen habe. 

Den 30. Oktober 1791 vermählte ſich der Markgraf zum zweiten 
Male mit Lady Elifabeth, Tochter des verjtorbenen Grafen Auguft 
von Berkeley, Wittwe de im September 1791 zu Lauſanne mit 
Tod abgegangenen Lords MW. Graven. Die priefterlihe Trauung 
erfolgte zu Liſſabon in der fünigl. großbritt. Gejandtichaftsfapelle. 

Unterm 22. December 1791 erließ der Markgraf von Bordeaur 
aus ein feierliche Patent, durch welches er jeine Lande fürmlich 
an Se. Maj. den König Friedrich Wilhelm IL. als nächſten Agnaten 
und rechtmäßigen Landes- und Lehensfolger abtrat. Der Markgraf 
Ihlug nad erflärter Abdikation feinen Wohnſitz in England auf, 
wo er meilt auf feinem Landgute zu Benkam in Berfihire vefißirte. 
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Bei den über die Abtretung der Fürftenthümer Ansbach und 
Baireuth abgejchloffenen Verträgen war, wie jchon die Zeitfolge 
ergibt, über das Witthum der zweiten Gemahlin des Marfgrafen 
nicht3 feitgejeßt worden. 

Als nun Lebterer diefen Gegenftand bei Sr. Majeftät dem 
Könige von Preußen in Anregung brachte, erhielt er nachjtehende 
urkundliche Berficherung: 

“ Voulant donner à Notre Cousin le Marggrave d’Ansbach 
une nouvelle preuve de l’affeetion sineere, que Nous lui portons, 
Nous assurons par les presentes à Mad. Elisabeth, son Epouse, 
une pension de vingt-mille florins du Rhin, pour en jouir en 
cas de deces de Notre Cousin le Marggrave, et tenir lieu de 
ddouaire & Mad. E)isabeth, son épouse. 

Ansbach le 17. Juillet 1792. F. Guillaume, 

Hardenberg. 

Durch eine Kabinetsordre extheilte der König Seinem Staats— 
miniſterium Nachricht von dem Inhalt diefer Verſicherungsurkunde, 
mit der ausdrücklichen Beitimmung, daß diejes Witthum dereinit 
aus den öffentlichen Fonds jeiner fränkiſchen Provinzen zu ent= 
richten jet. 

Dieſes Verſprechen wurde von dem Nachfolger, Friedrich Wil- 
helm III., auf das beſtimmteſte wiederholt. 

Im Jahre 1801 wurde die Gemahlin des Markgrafen von 
Sr. Majeftät dem Kaijer Franz II., unter dem Namen Berkeley, 
in den deutſchen Reichsfürftenitand erhoben. 


Um 5. Januar 1806 ftarb der Markgraf und jomit war von 
diefem Zeitpunkt an der Fall eingetreten, in welchem deſſen Wittwe 
die ihr zugeficherte Penfion von 20,000 Fl. jährlich beziehen jollte. 

Gegen das Ende ded Jahres 1805 Hatten Unterhandlungen 
zwijchen Frankreich und Preußen ftattgefunden, welche mit dem zu 
Paris abgejchloffenen Bertrage vom 15. Februar 1806 emdigten. 
Durch diejen Vertrag trat Preußen unter andern das Fürſtenthum 
Ansbach an Frankreich” ab, welches ſodann an Baiern überlafjen 
werden jollte. Noch ehe aber der jo erwähnte Vertrag von dem 
Könige von Preußen ratificirt worden war, hatte der Franzöfilche 
Marihall Bernadotte an der Spite eines zahlreichen Armeecorps 
bevet3 Beſitz von Ansbach ergriffen. 
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Durch eine am 26. Februar 1806 vollzogene Vollmacht beauf- 
tragte der König den jenjeitigen Geh. Legationdrat von Nagler, 
da3 Fürſtenthum Ansbach an Baiern zu übergeben: allein diejer 
Bepollmächtigte bemühte fich vergebens, die bairiſchen Behörden zu 
einer fpeciellen Verhandlung über die Beſitznahme dieſes Landes, 
und namentlich über die darauf haftenden Laſten zu bewegen, viel: 
mehr wurde ihm jederzeit entgegen gehalten, daß Baiern es nur 
mit Frankreich zu thun habe. Somit blieb dem Herrn von Nagler 
nicht3 übrig, als unterm 24. Mai 1806 ein Batent zu exlafien, 
wodurch „zu Folge der zwilchen Sr. Königl. Majejtät von Preußen 
und Sr. Majeftät dem Kaiſer der Franzoſen getroffenen Weberein= 
funft das Fürftentgum Ansbach) mit allen darauf haftenden Laſten 
und Verbindlichkeiten, im Namen Sr. Königl. Majejtät von Preußen, 
jedoch mit Vorbehalt Allerhöchſt Dero Privateigenthums, an die 
Krone Baiern übergeben wurde. Auf diefe Weiſe fam e3, daß über 
die Penſion der Prinzeffin Berkeley zwilchen der Krone Preußen 
und Baiern nicht? ftipulivt wurde. Bald darauf brach der Krieg 
zwilchen Preußen und Frankreich aus. 

In Folge defjen trat der König von Preußen durch den Frieden 
von Tilſit alle zwiichen dem Rhein und der Elbe gelegenen Länder 
und Beſitzungen an Frankreich ab, und genehmigte zum Voraus 
alle DBerfügungen, welche der Sailer der Franzoſen über jene 
Länder treffen würde. 

Dagegen wurde Artifel XXIV feſtgeſetzt: 

„Les engagemens, dettes et obligations de toute nature 
que S. M. le Roi de Prusse a pu avoir, prendre et contraiter 
anterieurement à la presente guerre, comme possesseur des 
pays, territoires, domaines, biens et revenus, que La dite 
Majeste cede ou auxquels Elle renonce par le present traite, 
seront à la charge des nouveaux possesseurs et par eux 
acquittdes sans exception, restriction, ni reserve aucune.“ 

Das Fürſtenthum Baireuth, welches zu den damals von Preußen 
abgetretenen Ländern gehörte, wurde von Franzöftichen Truppen be- 
ſetzt und blieb es, bis dajjelbe, in Folge eine? am 28. Februar 1810 
zu Paris abgejchloffenen Vertrags, am 29. Juni dejjelben Jahres 
an Baiern übergeben wurde. 

Diefe mehrfachen Landesveränderungen waren Anlaß geworden, 
dat der Wittwe des Markgrafen Mlerander das ihr zugeficherte Wit- 
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thum nicht ausbezahlt wurde. — Wegen der damals ohne Unter- 
brechung fortdauernden Kriege konnte diejelbe ihre Forderung nicht 
geltend machen. Unmittelbar nach dem Frieden von Paris wandte 
fie fich unterm 13. Juli 1814 an den föniglich preußischen Staats— 
fanzlev, Fürjten von Hardenberg. Don ihm erhielt fie unterm 
3. Suli 1815 zur Antwort: 

„Nach einer füniglichen Kabinet3ordre d. d. 27. Juni 1800 
habe die veriprochene Penfion von 20,000 Gulden im eintretenden 
Halle auf die Fonds der Fürftenthümer Ansbach) und Baireuth an= 
gewiejen werden jollen. Da nun diefe Provinzen an Se. Majeftät 
den König von Baiern gelangt jeien, jo gingen die darauf haftenden 
Laften dieſen Monarchen ar, der fich dev Bezahlung einer jo liquiden 
Schuld nicht entziehen werde. Daher gebe er der Frau Fürftin 
anheim, ihre Forderung bei dem Münchener Hofe geltend zu machen, 
und er werde fich angelegentlich bejtreben diejelbe mit allem Eifer 
zu unterjtüßen.“ 

MWiederholte Anregungen beim Berliner Hofe hatten abjchlägige 
Antworten zur Folge. 

Die Fürjtin reflamirte nunmehr bei dem föniglich bairiſchen 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Grafen von Rechberg, 
der fie. unterm 5. Februar 1818 ebenfalls abjchlägig bejchied, indem 
er jede Verpflichtung ablehnte; wiederholte Gejuche hatten weder in 
Berlin noch in München den gehofften Erfolg. 

Nachdem die Fürftin fich auf diefe Weife fortwährend von einer 
allerhöchiten Regierung an die andere gewiejen jah, und ihr auch die 
Betretung des Rechtsweges vor den preußiichen Yandesgerichten aus— 
drüclich war abgeichlagen worden, richtete fie am 29. April 1825 
ihr Geſuch an die hohe Bundesverjammlung. Seitdem war es in 
der Bundesverjammlung zu mehreren Vorträgen gefommen, bei 
welchen auch die preußiichen und bairiichen Werbalnoten vorgelegt 
wurden. — Obgleich nun bei einem unbefangenen Leſer faum ein 
Zweifel darüber bejtehen fonnte, daß Baiern für die Benfion auf: 
fommen mußte, jo erflärte doch der Ausſchuß unter Anerkennung 
„ihrer (Preußen und Baierns) mit ebenſo vieler Gründlichkeit ala 
Scharfſinn vertheidigten Anfichten," daß ihm die Verpflichtung des 
einen oder andern Staat? nicht hinreichend evident jei, und be= 
antragte, jeder Staat möge die Hälfte der Penſion übernehmen. 
Preußen erklärte ſich, „damit die Befriedigung der Frau Reflamantin 
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nicht länger verzögert würde“, zur Uebernahme der Hälfte bereit. 
Als Baiern dies ablehnte und drei Gerichtähöfe als Austrägalinitanz 
benannt hatte, wurde von Preußen das hanjeatiiche Obergericht zu 
Lübeck ausgewählt und an dieſes durch einhellige Abjtimmung der 
Bundesverfammlung die Sache abgegeben, zunächjt zur Erledigung 
der jtreitigen Vorfrage: „ob die Krone Preußen, oder die Krone 
Baiern und, wenn beide, in welchem DVerhältnifje fie die von der 
Frau Fürftin Berkeley in Anjpruch genommenen Wittwenpenfton zu 
vertreten haben ?” 

Am 12. Juli zeigte der Vertreter der freien Städte art, daß 
die Akten nach Lübeck abgegangen jeien. Die Protokolle des Jahres 
1828 jchweigen ganz über den Fall, am 12. März 1829 zeigte das 
Lübecker. Gericht den Stand der Sache an, am 11. Februar 1830 
wird von Lübeck erklärt, daß nunmehr die Schwierigkeiten, nament- 
lich bezüglich der Herbeilhaffung von Akten aus Baiern, bejeitigt 
jeien. In der Sikung vom 17. Juni 1850 wurde dann das 
Urtheil „über die Wittiwenpenfion der jeßt verftorbenen Fürftin 
Berkeley” mritgetheilt und in da3 öffentliche Protokoll aufgenommen. 
63 lautete: „Die Krone Baiern hat die von der jeßt verſtorbe— 
nen Fürftin Berkeley in Anſpruch genommene Wittwenpenfion von 
jährlich 20,000 Gulden xheinijch in ihrem ganzen Umfange und mit 
Einſchluß jämmtlicher Rückſtände zu vertreten.“ 

Die ganze Summe, die einjchließlih der Verzugszinſen nun= 
mehr die Krone Baiern an den Sohn der Reklamantin hätte be- 
zahlen müfjen, betrug über 900,000 Gulden. Allein die Krone 
Baiern ließ dem Petenten erklären, daß nach bairijchen Gejegen die 
Forderung erlojchen ſei. Auch mit einer Ausgleichsforderung von 
400,000 Gulden abgewiejen, wandte fich der Petent an die bairiſchen 
Gerichte, bei denen ein Theil des Prozeſſes verloren ging. Als er 
darauf wieder an den Bundestag fam, erklärte fich diejer für in- 
competent, und an diejer Erklärung änderte auch die amtliche Ver— 
wendung des englijchen Gejandten in Frankfurt nichts. Das Jahr 1845 
war herangefommen und Baiern hatte den Sieg davon getragen. — 

In dem Bundesarchiv befindet ſich noch Heute ein jtarfer 
Aktenfagcikel, der nur jolche Eingaben enthält, welche, ala zur Ver— 
handlung in der Bundesverjammlung ungeeignet, entiveder nur ver= 
traulich vorgelegt, oder von der Eingabecommiſſion ad acta gelegt, 
jedenfall3 aber nicht in das gedruckte Protokoll aufgenommen wurden. 
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Man hat hier oft Gelegenheit die Gemiljenhaftigfeit und Lang— 
muth zu bewundern, mit der diefer Berg von Unfinn von dem 
Regiftrator wie von dem Referenten behandelt worden iſt. Ein— 
gaben, zum Theil faſt unlejerlih, ja mit Bleiftift gejchrieben, 
haben die Zeichen des Referenten aufzuweiſen, wenn auch nur ein 
Minimum von Sinn und Zujammenhang in denjelben ift. Freilich 
kann man fich dabei de8 weiteren Gedanken nicht erwehren, daß 
viel Zeit und Arbeitskraft lediglich verichtivendet worden iſt. Es iſt 
aber von Intereſſe zu beobachten, auf welche Jahre jich bei diejer 
Art von Eingaben Ebbe und Fluth vertheilt. 

Perfönliche Geſuche, wie Welt- und Staatöverbeflerungsvorjchläge 
zeigen fich ebenfo jtarf am Anfang wie am Ende der Bundesver- 
jammlung; in den Jahren 1817—1819, 1863—1866; die Ebbe 
liegt zwijchen diejen Terminen. Jeder verftändige Leſer wird ſich 
zu diefer Thatjache jeine eigne Erklärung geben, doch dürfte dieſe 
mehr auf deutjche als auf allgemeine Völferpiychologie zu ſtützen 
jein. Die Form aller diejer Gingaben beweilt, daß alle Betenten 
ohne Ausnahme feine Borftellung von der ftaatsrechtlichen Stellung 
der Bundesverjammlung hatten; meinte doch ein Mann wie Göthe 
in ihr den „Verein der Souveränitäten“ zu finden. Ganz bejonders 
charakteriftiich it aber die Titulatur, die der gemeine Mann, der 
jeine Eingaben jelbjt verfaßte, der Hohen Verſammlung zukommen 
ließ. Wenn die Anrede nicht ganz kahl auf die Bundesverfammlung 
lautete, oder namentlich) von Anonymis auf eine mehr oder weniger be— 
leidigende Weije, jo jpielte die k. k. Bezeichnung in der Regel dabei 
eine Rolle. So redet ein würtembergiicher Schuhmader, der wegen 
Sjuftizverweigerung Elagbar geworden war, die Bundesverfammlung 
an: Königlich = Kaiferlich - Majeftätiiche Bundesverjammlung; ein 
anderer jagt: K. K. Fürftl. Reichverjammlung und dergleichen mehr. 

Der Inhalt diefer Eingaben ift zum nicht geringen Theil wie 
aus dem Irrenhauſe: jo tritt Einer als Prophet auf; Andre, . 
auch Frauen, geben ihrem religiöfen Wahnfinn Ausdrud. Cine 
Bauernfrau, welche dem Wohlitand des Volkes aufhelfen will, gibt 
nach einer hiſtoriſchen Ginleitung und unter genauen Beftimmungen 
ein „VBorbaumittel gegen alle Schweinefranfheiten,“ ein Andrer preift 
ein Surrogat der „Lohrinde zum Ledergerben” an; Alles aber iſt 
ſorgfältig zulammengelegt oder geftect und mit einem Vermerk ver- 
jehen, wenn auch nur mit rother Tinte „Unfinn“ darauf gejchrieben 
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ift. Perſonalien jpielen aber die Hauptrolle. Da ift eine arme 
Wittwe, die durch die Ungunſt der Verhältniffe um Haus und Hof 
gefommen ift, dort bittet ein unglüdlicher Dr. philos. um Unter- 
ſtützung, da iſt ein Glied der höchſten Ariftofratie, dad vom Jahre 
1793—1815 vom Haag bis Moskau unter allen denkbaren Herren 
gefochten Hat und nun, gejtüßt auf gute militäriiche Zeugniffe, ala 
Oberſt a. D. die Bundesverjammlung angeht von irgend einem 
jener Herren ihm eine Penſion zu verichaffen,; dann erjcheinen mit 
einer Angabe nach der andern die geſammten Riedejel, Freiherren 
zu Eiſenbach, beflagen ji, daß man den mit dem Haufe Helen 
1713 gejchloffenen Rezeß nicht mehr anerkennen wolle, daß man 
jene höchjt glüdlichen Zujtände gewaltjam geändert habe; auch dem 
joll die Bundesverfammlung abhelfen. Im Jahre 1832 kam der 
Bundesverfammlung eine Gingabe de3 Pfarrer3 %. Ferd. Adams 
zu, in welcher ihr jehr derb gejagt wurde, e8 jcheine, daß ſie durch 
die Erfahrung nicht belehrt werden fünne, denn noch immer habe 
fie feine Bundesarmee gejchaffen, in der e3 nur Deutjche, nicht aber 
Preußen, Heilen ac. gebe, man habe doch Mojes und die Propheten 
an der Reißausarmee von 1758 u. ſ. w. Einwohner einer batrijchen 
Enklave jeßten der Bundesverjammlung außeinander, daß ihre Zu— 
theilung zu Baiern ihnen jede Möglichkeit eines gefunden wirth- 
Ihaftlichen Daſeins nehme, man jolle fie doch zu Eiſenach ſchlagen, 
dann fönnten fie doch beitehen; auch diefe Eingabe wurde nur ver- 
traulich mitgetheilt und dann ad acta gelegt. 

Aufnahme ind Protokoll fand aber 3. B. die Eingabe des 
Rechtöfandidaten Könitz, der da3 perpetuum mobile erfunden hatte; 
ebenjo eine Eingabe über die Emancipation der Juden von einem 
Herın von Homboldt, Rittmeifter in der ehemals Königl. deutjchen 
Legion, „dem lieben Vaterlande zur Oftergabe dargebracht“ , die 
von der Commiſſion zu den Alten genommen wurde. Ebenſo 
erging e3 einem Gejuch des Münchener Commiſſionsraths Dr. Samuel 
Klüber um Wiederheritellung de8 Corpus Evangelicorum und 
Katholicorum beim Bunde. Auch an Reflamanten, welche durch 
die Bundesverjammlung zu holländiichen Erbichaftgmafien kommen 
wollten, fehlte es jelbjtveritändlich nicht. 

Zum Schluß erjcheint e3 nothwendig, noch kurz auf die Refla- 
mationen wegen Juſtizverweige rung zurüdzufommen. 

Giner der befannteften Fälle, der auch in Preſſe und Literatur 
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vielfach beiprochen wurde, ijt der des Freiherrn von Sierſtorpff, 
gegen den der tolle Herzog Karl von Braunjchiveig in der Weiſe 
eine Sultan? verfahren hatte. Gin vom Landgeriht in Braun: 
ſchweig gefällte® und publicirtes Grfenntniß betr. die Klage des 
Herzogs Karl gegen den Genannten wegen verleßter Chrerbietung 
hatte Se. Herzogl. Durchlaucht kurzweg kaſſirt und den Verklagten 
de3 Landes verwieſen. Nach langer Verhandlung jchritt diefe Ange- 
legenheit nur wenig weiter, denn Herzog Karl war befanntlich eine 
Metternichiche Lieblingskreatur; als er aber durch einen gelungenen 
Putſch depofjedirt war, wurde auch Herrn von Sierftorpff bei der 
Bundesverfammlung fein Recht; die Nechtäbejtändigfeit des gericht: 
lichen Erkenntniſſes wurde durch Bundesbeſchluß anerkannt, und der 
Gemißhandelte wieder in jeinem Aufenthalt in Braunſchweig geichüßt. 
Bei anderen ging ed anders. 

Anfangs 1841 wurde eine Bejchiwerde des Gutsbeſitzers Wehner 
in Göttingen wegen Juſtizverweigerung nebit vier Rechtägut- 
achten der Fakultäten zu Berlin, Kiel, Heidelberg und Bonn vor= 
gelegt, aus der hervorging, daß der Reflamant Ende Januar 18340 
durch einen Polizeidiener vor den Polizeidireftor zu Göttingen be= 
ichieden wurde, welcher ihm eröffnete: daß er auf Befehl des Mi— 
nifteriums de3 Innern von Stunde an das hannöverjche Land 
überall nicht verlaſſen, das enge MWeichbild der Stadt Göttingen für 
das Inland nur dann verlaffen dürfe, wenn er dazu vorgängig eine 
polizeiliche Grlaubniß erbeten, und auc dann nur in Begleitung 
eines Landgensdarmen. Für den Fall, daß er außerhalb des Weich— 
bildes von Göttingen betroffen werde ohne Landgenddarmen 
und ohne polizeilichen Erlaubnißſchein, ſei die Landgensdarmerie 
angewiejen, ihn zu arretiven und an die Göttinger Polizei ab- 
zuliefern. 
Jede Auskunft über die Gründe diejed Verfahrens, ſowie die 
Behändigung eines Minifterialjchreibeng, oder eines Protokoll war 
ihm verweigert worden. Nach vierzehn Tagen Hatte er ſich deshalb 
beſchwerend an die Juſtizkanzlei zu Göttingen gewandt, welche ihn 
unter Hinwei auf „unfere jeßigen Geſetze“ abwies; eine weitere 
Anfrage war ebenfo behandelt worden. Auf jeine Eingabe beim 
Miniftertum und Kabinet des Königs hatte er nur von leßterem die 
Antivort erhalten, daß feiner Bitte — ihm rvechtliches Gehör zu ver- 
ftatten, oder die polizeiliche Verfügung zurücdzunehmen — nicht 
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deferirt werden fünne. Darauf hatte ex jeine Beſchwerde beim Ober- 
appellationagericht in Gelle angebracht. 

Diele erkannte erſt nach einem halben Jahre, Anfangs 1841, 
daß die Gerichte diefem Akte der Oberlandespolizet gegenüber zu 
judiciren fich nicht befugt hielten. 

Während diefer Zeit Hatte ihm die Polizei die Erlaubniß zu 
wichtigen Reifen verweigert; er ſei, führt er aus, völlig vechtd= und 
ſchutzlos, es liege nicht nur eine Rechtshemmung, ſondern auch eine 
Necht3vermweigerung vor, die erfännten auch die beigefügten Recht3- 
gutachten an, er rufe deshalb den Schub des Bundes an, der in 
der Bundesakte (Art. 18) und Wiener Schlußafte (Art. 29) die 
Freiheit der Bundesangehörigen garantire. 

Das von dem Referenten des Ausſchuſſes erjtattete Gutachten 
begann mit dem Gate: 

„Der Ausihuß darf Fälle wie den vorliegenden, wo die per- 
fönliche Freiheit eines Staatsbürger? und Familienvaters, der zudem 
in jeinem Vaterlande eines höheren Grades öffentlicher Achtung ge= 
nießt und mit Grundbeſitz anjäljig ift, über Jahr und Tag ohne 
Angabe des Grundes, ohne Unterfuchung und vechtliches Gehör auf 
eine empfindliche Weije verfümmert wird, nicht ohne Befriedigung 
unter die jeltenen in Deutſchland rechnen.“ 

Trotz alledem ging der Ausſchußantrag dahin, daß, da eine 
Juſtizverweigerung nicht vorliege, die Gründe vielmehr, welche zur 
Abweiſung ſeines Gejuchd bei den Gerichten geführt hatten, von 
diefen angegeben jeien, diefe aber von dem Ausſchuß nach ihrem 
inneren Gehalte nicht geprüft werden könnten, Reklamant ab- 
zuweiſen jei. | 

Dies Beifpiel mag für die erſte Periode genügen. Gin andreg, 
welches in beide Perioden gehört, joll noch folgen. 

Im Jahre 1816 hatte Walde auf zwanzig Jahre jein Poft- 
regal vertragsmäßig an Kurheſſen überlafien, letzteres aber ließ die 
Verwaltung durch das Haus Thurn und Tarid augüben. Bet der 
von dieſem eingejeßten Generalpoftdiveftion bewarb ſich nun 1825 
der kurheſſiſche Poſtmeiſter Schulze um jeine Penftionirung und die 
Uebertragung der Stelle an jeinen bisherigen Adjunkten. Von Sr. 
Durchlaucht dem Fürften von Taxis erhielt er dann das Verjprechen, 
daß er ihm 100 Rthlr. Penſion aus der Poſtkaſſe werde auszahlen 
und genannten Adjunkten an jeine Stelle rücken lafjen, wenn der 
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Adjunkt ſich jährlich 100 Rthlr. von jeinem Gehalt für die Penfion 
des Schulze würde abziehen laſſen; jo daß dem Schulze eine Pen— 
ſion von im Ganzen 200 Rthlr. gezahlt werden fünne. Auf Grund 
jener Zuftimmung wurde der mehrfacd genannte dann durch Rejkript 
de3 Fürſten von Taxis und unter Zuftimmung des Kurfürften mit 
200 Rthlr. penfionitt. 

Als Walde aber 1834 einen Poftvertrag mit Preußen ge— 
ichloffen Hatte, unterblieb die Zahlung der auf die Poftkafje über- 
nommenen Penſionshälfte. Auf Reklamationen wurde Schulze 
zwiſchen den Regierungen von Kurheſſen und Walde Hin und her 
geſchickt. 

Nachdem er ſodann die Hilfe der Bundesverſammlung ange— 
rufen hatte, leitete dieſe endlich das Austrägalverfahren 1844 ein, 
und Ende 1845 erkannte das Austrägalgericht, daß die ſtreitige 
Summe von Waldeck zu vertreten ſei. Da aber die Erkenntniſſe 
des Austrägalgerichtes nur die Vorfrage betreffen konnten, hatte der 
Petent nun ſeine Sache zum Beſcheid an ein Landesgericht zu bringen. 
Er ſtellte demgemäß am Landgericht zu Korbach Klage, daß der 
Waldeckſche Fiskus ihm — vorbehaltlich der folgenden bis zu ſeinem 
Tode noch fällig werdenden Raten — die Penſionsſumme von 
1834— 1846 mit Verzugszinſen im Betrag von 3300 Rthlen. aus: 
zuzahlen habe. 

In drei Instanzen fam es jodann zu Urtheilen, welche von 
feiner Partei anerkannt wurden. Und al3 die vom Kläger ange= 
gangene Juriſtenfakultät das Uxtheil der zweiten Inſtanz nur theil— 
weile für richtig erfannt hatte, mittlerweile aber die Gerichte in 
Walde anders organifirt worden waren, gelangte die Klage nun 
an das Kreisgericht zu Arolfen, welches 1852 dahin erfannte, daß 
der Fiskus die Summe, jedoch unter Abzug der Verzugszinſen, zu 
zahlen habe; auf Appellation blieb es bei diefem Beſcheid. Da aber 
Kläger jene Zinjen haben und die Sache bis zur dritten Inſtanz 
feiten wollte, eine jolche aber ſeit 1848 nicht mehr beftand, richtete 
er ein dahin gehendes Gejuch an die Waldeckſche Regierung, welches, 
entgegen der Bundesafte, abjchlägig bejchieden wurde. Deshalb 
wurde der Kläger, bezw. deſſen Erben von neuem bei der Bundes- 
verfammlung wegen SJuftizverweigerung flagbar, welche fich für 
competent erklärte und Walde 1854 zur Erklärung veranlaßte. 

Dieje wurde dahin abgegeben, daß die Bejchwerde völlig un- 
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berechtigt jei, überdies verhandle man wegen Errichtung einer dritten 
Inſtanz mit einem Nachbaritaate. 

Unterdeffen eingeleitete Vergleichsverhandlungen zerichlugen fich, 
das Berjprechen der waldeckſchen Regierung, die Akten an eine Juriften- 
fafultät abgehen zu laſſen, wurde zuerſt von den Elägeriichen Erben 
zurücgewielen, jodann von der Regierung zurüdgenommen. Weitere 
Gefuche waren von der Bundesverſammlung abgewiejen worden; 
da gejellte fich jener, mittlerweile zum Poſtmeiſter avancirte Adjuntt, 
der wegen feiner während aller jener Jahre eingezahlten Benfionsraten 
flagbar geworden war, zu den Petenten, und die Bundesverfamm- 
fung verlangte wiederum eine Erklärung von Walde. In dieſer 
hob Walde hervor, daß die Petenten frivole Querulanten wären, 
die von der Bundesverfammlung unter Verweis abgewiejen werden 
müßten; auch wären noch viele in gleicher Lage wie jene und in 
welche Lage füme die Regierung, wenn fie in ſolchen Fällen nicht 
die Verjährung für ſich Hätte. Hierauf erklärte die Reklamations— 
commiljion, wenn die waldeckſche Regierung glaube, daß nur Re- 
gierungen, nicht aber Privatperfonen bei der Bundesverfammlung 
wegen Errichtung einer dritten Inſtanz Beſchwerde führen könnten, 
jo irre fie fich; was die Petenten anbetraf, jo wurden fie zulekt 
mit ihrer Bitte, die waldecjche Regierung zur Abgabe der Akten an 
eine Juriftenfafultät zu veranlaflen, abgewiejen, weil dies Verlangen 
nur bei einem Verfahren in dritter Inſtanz jtatthaben fünne. So 
weit war man 1856 gelangt, als Walde den Abjchluß eines Ver— 
tragd mit Preußen anzeigte, nach welchem das Obertribunal ala 
dritte Inſtanz für Walde fungirte. Dahin haben wir die Petenten 
num nicht zu begleiten. Man hatte in zweiundzwanzig Jahren jein 
Recht nicht erftreiten fönnen. Und jo geſchah e3 in vielen andern 
Fällen. Nur jehr jelten fand fich die Bundesverfammlung competent, 
noch jeltener trat fie in die Verhandlung der Sache ein; definitive 
Abhilfe hat fie nur in einem Falle geichafft. Bei der Rejtauration 
hatte das Präfidium in feierlicher Weiſe erflärt: Die Bundesver- 
jammlung ift vor allem berufen, das Recht zu wahren, ſowohl das 
Recht der Regierungen wie da3 der Bölfer und jelbjt Jndividuen. 
So pompöjen Worten entiprachen jo fleine Thaten gar jchlecht, ſelbſt 
wenn man die traurigen GCompetenzverhältnifje in Betracht zieht. 


Fiſcher, Geſch. d. deutſch. Bundestags z. Frankf. a. M. 5 
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Zweites Kapitel. 
Die Mediatifirten und die chemalige Neichsritterichaft. 


Die Bundesafte Hatte fich, wie mehrfach bemerkt, der Genannten 
in beſonders hervorragender Weile angenommen, indem fie den 
früheren reichsunmittelbaren fürftlichen und gräflichen Häuſern aud) 
im Bunde eine bejonder3 bevorzugte Stelle anwies; die Häupter 
diefer Häufer follten als die erſten Standeöherren in dem Staate, 
und fie und ihre Familien al3 die privilegirtefte Klaſſe, insbeſondere 
in Anfehung der Beiteuerung gelten, es fam ihnen ferner zu: privi= 
legirter Gerichtäftand und Befreiung von aller Militärpflicht, die 
Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Gerechtigfeitöpflege in 
exfter, und wo die Beſitzung groß genug war, auch in zweiter Inftanz, 
die Forſtgerichtsbarkeit, Ortspolizei und die Aufficht in Kirchen— 
und Schulſachen. Auch dem ehemaligen Reichgadel wurde privi= 
legirtev Gerichtäftand, Patrimonial- und Forſtgerichtsbarkeit, Orts— 
polizei und Kirchenpatronat vorbehalten. Im übrigen mußten es 
fi) die Hohen Gontrahenten verjagen auf Einzelheiten einzugehen, 
deöhalb bezeichnete man der Bundesverfammlung als Norm und 
Baſis der Behandlung diefer Angelegenheiten die königl. bairiſche 
Verordnung vom Jahre 1807, die ein Mufter rheinbündlerifcher 
Regierungskunſt ift.*) Es ijt der Geift des Herrn von Montgelas, 
der in ihr waltet. Artikel 63 der Wiener Schlußafte hat der Bun- 
desverfammlung jodann noch einmal die Verpflichtung eingefchärft, 
den ehemaligen Reichsftänden und Reichärittern zu ihrem Rechte zu 
verhelfen, und bei begründeten Refurjen eine genügende Abhilfe zu 
bewirken. Durch Bundesbeihluß vom Jahre 1842 wurde die In— 
ſtruktion jolcher Prozefje in der Regel vor ein Gericht zweiter Inftanz 
vertiefen; die definitive Entjcheidung ſollte jedesmal von der Bun— 
deöverfammlung oder von einem durch fie pr. majora bezeichnetes 
Gericht, oder durch vier Bundesjchiedgrichter gefällt werden. 


*) Vergl. v. Meyer corp. jur. conf. Germ. II. 8 ff. (3. Aufl.) oder fönigl. 
bairifches Regierungsblatt vom 23. März 1807, ©. 465—490. 
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Die Jofort durch die Mediatifirten gegen die Schmälerung ihrer 
Hoheitrechte 1815 erhobene Protejtation Hatte jedoch ebenjowenig 
einen Erfolg ala die jehr larmoyanten Gejuche bei der Bundesver- 
jammlung um Berleihung von Suriatitimmen. Die Reklamationen 
traten aber ſchon in den Anfangzjahren in ſolchen Maflen und 
Qualitäten auf, daß man nach einem Auskunftsmittel ſuchen mußte, 
um fie zur Erledigung bringen zu fünnen. Das Präfidium jchlug 
vor, eine Commilfion zur Prüfung jener Anjprüche und zur Feſt— 
jtellung von Grundjäßen, nad) denen die Angelegenheiten diejer 
Klaſſe von Petenten zu regeln jei, niederzujegen; zugleich) wurde die 
angenehme Hoffnung ausgedrücdt, daß die Bundesregierungen diejen 
Angelegenheiten eine Wendung gäben, welche die Bundesverjamm- 
lung in den Stand jeßte, mehr die Erfüllung jener Artikel der 
Bundesakte verfündigen zu fönnen, al3 in eine Erörterung derjelben 
eintreten zu müſſen. Bejtimmter drückte fich das bezügl. Protokoll 
de3 Aachener Congreſſes vom 7. November aus, welches die Regie- 
rungen von Würtemberg, Baden und den beiden Hejlen geradezu auf: 
forderte, ihren Verpflichtungen gegen die Mediatifirten nachzukommen. 

Allein dies waren gerade diejenigen Regierungen, die eine Ue— 
berzahl von mediatifirten Länderſtücken überfommen hatten, und die 
in ihrem Souveränität3dünfel, oder ihrer Unfähigkeit, oder den über- 
müthigen und maßlojen Forderungen der Petenten, oder in den 
Verfaſſungen bejondere Schwierigkeiten finden mußten. Es war den 
Regierungen nicht zu verdenfen, daß ſie die Steuerfraft ihrer Un— 
terthanen nur für Staatözwede auögebeutet jehen wollten; e3 lag 
nicht bloß in ihrem Intereſſe, jondern auch in den Forderungen 
mancher Landitände, daß immer mehr auf eine völlige Gmancipation 
der Bauern gedrungen wurde. 

Gin reelle Intereſſe bieten. die Verhandlungen, die ſich an 
jolche Reklamationen fnüpfen, nur in jo weit, als ſie mand) interej- 
ſantes hiſtoriſches Detail zu Tage gefördert haben, insbejondere auch 
einen Einblick zumal in die wirthichaftliche Stellung der unteren 
und vornehmlich der ländlichen Bevölkerungsklaſſen gewähren. 

Namentlich in Folge der neuvereinbarten Verfaſſungen mehrten 
fic) die Beſchwerden jener Herren merklich. 

So Hatte im Oftober 1835 die Reklamationgcommiljion eine 
Beichwerde des Fürften Alexis zu Bentheim gegen die Hannoverjche 
Regierung wegen Gntziehung gut3herrlicher Eigenthumsrechte durch 

5. 
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die Ablöfungsordnung für Hannover vom Juli 1833 zum Vortrag 
gebracht und beantragt, die hannoverjche Regierung binnen zwei 
Monaten zur Abgabe einer Erklärung zu veranlaſſen. Diejer Auf- 
forderung fam die hannoverjche Regierung ebenjo wenig nad), ala 
fie jich durch diejelbe zur Inhibirung ihres Verfahrens dem Refla- 
manten gegenüber veranlaßt Jah; diefer bejchtverte fich deshalb in 
einer neuen Gingabe, und jo trug der Gejandte von Pechlin Namens 
der Reklamationscommiſſion von neuem vor: „Die fünigl. han— 
noverjche Regierung hat ftatt in Gemäßheit des Bundesbejchluffes 
vom 29. Oftober vorigen Jahres ihre Erklärung binnen zwei Mo— 
naten abzugeben, zehn vergehen lafjen, ohne daß dieſe Erklärung 
auch jetzt noch eingegangen ift. Die Bundesverfammlung fteht im 
Begriff, ſich auf längere Zeit zu vertagen; e3 werden alſo auch 
um jo viel länger die das Haus Bentheim treffenden Nachtheile 
fort dauern, injofern die Bundesverjammlung deshalb feine Für- 
jorge trifft.” 

Auf Antrag der Commiſſion beichloß dieſe nun unter lebhaften 
Proteft des hannoverſchen Gejandten unverzögert Antwort und Auf- 
rechterhaltung de Status quo dem Haus Bentheim gegenüber. 
Anfang 1837 erftattete dann der hannoverjche Gejandte einen ein= 
gehenden Bericht, der darauf hinauslief, die Beſchwerden als durchaus 
unbegründet nachzumeijen. Der Gejandte führt unter anderm aus, daß 
jene Ablöſungsordnung hätte gegeben werden müſſen, weil in jener 
Grafichaft wie überhaupt in den übrigen weſtfäliſchen Zandestheilen 
dag Leibeigenthum noch (1833) beftanden habe. „Die Fortdauer 
dieſes DVerhältnifjes, fährt dann der Gejandte fort, war mit dem 
heutigen Staatörecht unvereinbar. Zwar jagt der Herr Reflamant 
in feinem Schreiben, daß er der Aufhebung der perjönlichen Leib— 
eigenichaft nicht entgegen je. Allein demjelben ift ohne Zweifel 
recht wohl befannt, daß eine jolche allgemeine Verſicherung ganz 
unwichtig und wirkungslos war und ihn zu Nicht? verband, wenn 
man auch von dem Streite, ob ein Unterjchied zwiſchen perjönlicher 
und Ddinglicher Leibeigenſchaft (Gigenbehörigfeit) überall gemacht 
werden kann, ganz abſieht. Denn in Anjehung der von der leib- 
eignen Stelle abziehenden Kinder fonnte die Ertheilung des Trei- 
brief3, aljo die Aufhebung gegen Zahlung eines geringen Geldbe- 
tragd, ohnehin nicht verfagt werden; darauf fam alſo nicht? an. 

In Anjehung des Inhabers der eigenbehörigen Stelle, des 
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Colons aber ift die perjönliche Eigenbehörigfeit mit den Anrechten 
an der Stelle und den Leiſtungen an den Gutöheren jo eng ver- 
bunden, daß eine gänzliche Umgeftaltung des Verhältniſſes unver: 
meidlich blieb. Nothwendig war zuvörderſt die Aufhebung des 
Leibeigenthums, weil dafjelbe dem Leibeignen Rechte entzog, welche 
der Staat jedem Staat3bürger gegen Tragung der Staatälaften, 
gegen Leiſtung der Milttärpflicht, gewähren muß.“ Der Leibeigne 
fonnte nämlich nicht teftiven, jein Nachlaß, wie er auch erworben 
jein mochte, fiel dem Guts- oder Leibheren nach gewiſſen Grund- 
lägen zu. Gr fonnte fich ohne Genehmigung des Gutsherrn nicht 
verheirathen, er konnte feine Bürgjchaft übernehmen. Seine Kinder 
waren, namentlich in Bentheim, zu einem völlig unentgeltlichen Ge- 
findedienfte bei dem Gutsherrn perjönlich verpflichtet. Der Leibeigne 
fonnte feinen Prozeß anfangen ohne Genehmigung des Gut3herrn. 
Grundeigentum, welches er eriworben, fiel nad) jeinem Tode der 
Zeibeignenftelle zu. 

„Es ijt leicht zu errathen, heit e8 dann weiter, daß unter jolchen 
Umftänden der faſt rechtsloſe Zuftand der Eigenbehörigen zu großer 
Unzufriedenheit Veranlafjung geben mußte.“ Cr hätte leicht hinzu— 
fügen fönnen, daß fich dies namentlich bei den Bewegungen des 
Sahres 1830, die in erfter Linie gegen die Standesherrn gerichtet 
waren, auf das greifbarjte gezeigt habe. | 

Die hohe Bundesverfammlung aber übte für den durchlauchtigen 
Reflamanten einen jo ftarfen Druck aus, daß der König von Han— 
nover unter ausdrüclicher Anerkennung der Gompetenz der Bundes: 
verjammlung die Ablöfungsarbeiten juspendirte. Auf Antrag der 
Reklamationgcommilfion wurde dann 1841 beſchloſſen, die Rekla— 
mation für begründet zu erklären, weil über die Verbindlichkeit des 
fürftlichen Hauſes, ſich den Ablöſungsgeſetzen zu unterwerfen, nicht 
von den zuftändigen Gerichtäftellen entjchieden worden jei. Einen 
ähnlichen Verlauf nahmen andre Gejuche, jo das des Grafen Lei— 
ningen=Billigheim gegen Baden; nad) mehrjährigen Verhandlungen 
und Abjtimmungen wurde deſſen Bejchwerde über Aufhebung der 
Herrenfrohnden, de3 Blutzehnten und des Neubruchzehnten für berech- 
tigt erklärt und die badische Regierung aufgefordert, ihm den Rechts— 
weg zu eröffnen, deögleichen habe e3 bei dem früheren Verhältniß, 
dad unrechtlicher Weile durch die Verfaſſung vom Jahre 1831 
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tangirt ei, zwilchen dem Standesheren und der Gemeindeverwaltung 
zu verbleiben. 

Ein andre Gejuch defjelben richtete fich, ebenfalls gegen Baden, 
auf „Entziehung der Zollfreiheit für Confumtibilien eigenen Haus— 
haltes“; im Jahre 1842 wurde ihm auch diejerhalb auf Beichluß 
der Bundesverjammlung der Rechtsweg eröffnet. Andere Bejchwer- 
den, wie die der Fürſten Leiningen und Löwenſtein-Werthheim 
wegen der Forjtvervaltung wurden auf dem Wege der Vereinbarung 
zwilchen den Betheiligten erledigt. 

In Folge einer neuen Gemeindeordnung erhoben die ſämmt— 
lihen Standeöherren in Kurheſſen 1837 beim Bund Beſchwerde, 
welche die Wiederinkraftſetzung des landesherrlichen Edikts vom 
29. Mai 1833 verlangte, in deſſen $ 21 es hieß: „Die unmittel— 
bare Aufſicht und Leitung der Genenbongtoretshen jteht den 
Standesherren zu. Cie haben die Ortövorgejeßten zu beftellen, die 
Bürger, Nachbar: und Beijafjenrechte, deögleichen den Judenſchutz 
zu ertheilen, auch Unterthanen, welche in einen andern Theil 
Unjerer Lande überziehen wollen, aus dem Gemeindeverbande zu 
entlaſſen.“ 

Auch für dieſe lautete der Beſchluß günſtig; ähnlich verliefen 
die anderen Geſuche des ehemaligen Reichsadels in Baden, Wür— 
temberg und Heſſen. 

Recht bezeichnend für die Weiſe der Bundesverſammlung iſt 
die Behandlung der Eingabe der Vorſteher der adligen Ganerbſchaft 
Alt-Limpurg. Dieſe hatten im Jahre 1816 ihre Rechte bei der 
Bundesverſammlung wegen Beſetzung einiger Senatorenſtellen in 
Frankfurt durch eine Eingabe beim Bundestag ſicher zu ſtellen ge— 
ſucht; die Petenten hatten es endlich erlangt, daß man ihre Sache 
einer Commiſſion im Jahre 1819 überwies. In dieſer lag das 
Geſuch zwanzig Jahre begraben; im Jahr 1838 wurde auf erneuten 
Antrag von Seiten des Freiherrn Adolf von Holzhauſen die Ange— 
legenheit wieder jener neu konſtituirten Commiſſion zur Begutachtung 
übergeben. Nach ſechs Jahren erſtattete dieſe ihren Bericht auf 
ungefähr dreißig Drucfoliofeiten, welcher mit dem Antrage endigte, 
daß beide Theile zu einem gütlichen Vergleich unter gewiſſen Modi— 
fifationen anzuhalten jeien, jollte diejer nicht zu Stande fommen, 
jo würde eine weitere Enticheidung zu treffen ſein. Zwar erklärte 
fich Freiherr von Holzhaufen Namens der Ganerbichaft zum Ver— 
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gleich unter den gewünjchten Modifikationen bereit, aber der Frank— 
furter Senat ſchwieg und der Bundestag desgleichen. 

Einen bedeutenden Raum nahmen auch noch in den fünfziger 
Jahren bejonder3 die Beſchwerden hannoverſcher Ritterichaften, betr. 
Verlegung ihrer provinzialftändiichen Rechte ein, ferner jolche der 
heſſen⸗darmſtädtiſchen Standesherren, die ſich durch die achtundvierziger 
Ablöfungspatente beſchwert fanden, jowie die Bejchwerden des Ge- 
ſammthauſes Heflen-Philippsthal gegen den Kurfürften u. ſ. w. 

Ganz bejondere Arbeit aber erwuchs der Bundesverjammlung 
aus den Streitigkeiten der Glieder der Familie Bentind unter 
einander und mit Oldenburg, zunächſt wegen der Herrichaft Knip— 
baujen. Nach dem Frieden von Tilfit nämlich war von den Franzoſen 
Jever und Oldenburg zu einem Verwaltungsbezirk vereinigt worden. *) 
In dieler Vereinigung fand der ruſſiſche Kaijer Jever vor und nahm 
von ihm Beſitz, trat es aber als Erbſchaft an Oldenburg ab; über 
Kniphaujen hatten nun alle Gongrefje etwas feitzujegen vergefjen. 
In Folge der Irrungen, die dadurch entjtanden, hatten auf Wunjch 
de3 Aachener Congreſſes Rußland und Preußen die Vermittlung 
zwilchen Oldenburg und dem Grafen Bentind, als Befißer der Herr- 
ſchaft Kniphaufen, übernommen. Das Reſultat diejer Vermittlung 
war ein im Jahre 1825 abgejchloffener Vertrag, der ein jtaatliches 
Mißgebilde ins Leben rief, wie es nur auf deutjchem Boden zu be- 
jtehen vermag. Der Graf von Bentind wurde durch denjelben 
jouveräner Herr mit kniphauſener Flagge; er hebt auch jeine Re- 
fruten jelbft aus, aber nach oldenburgiichem Reglement, jeine Bun- 
desmatrifularumlagen zahlt er an die oldenburgijche Kaffe, die Frühere 
Reich3hoheit joll nunmehr durch den Herzog von Oldenburg aus» 
geübt werden. Nachdem dies Stüd in dieſen glüclichen VBerhältniffen 
jeine Selbjtändigfeit genofjen hatte, auch ohne daß die Bundesver- 
jammlung weiter beläftigt wurde, traf die hohe Verfammlung da 
Unglück, daß drei Grafen Bentind gegen Oldenburg wegen Aner— 
fennung ihres hohen Adels und der Ebenbürtigfeit vorjtellig wurden. 
In neun Sitzungen 1843 und 1844 wurde die Angelegenheit ver- 
handelt, ein anfjehnlicher Folioband beweift den Fleiß des Herrn 


*) Aus den Urkunden erhellt, daß die Landesherren von ever jchon um 
die Mitte des 16. Jahrhundert? völlig unabhängig vom Reid) waren. In 
einem Lehensbriefe von 1532 wird die Souveränität der Befiker von ever 
ausdrücklich genannt. 
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Referenten. Oldenburg mußte jene verlangten Qualitäten aner- 
fennen und auf mehrfache Aufforderung und Präfidialhochdrud dieje 
Anerkennung 1845 publiciren. 

In Folge von Streitigkeiten der Mitglieder der Familie Ben— 
tin unter fich verftanden fich Deftreich und Preußen von neuem 
zur Vermittlung, die 1854 damit endigte, daß Kniphaufen an Ol- 
denburg überging; die Bentind3 aber mit Geld abgefunden wurden. *) 
Im Jahre 1857 erhob abermal3 ein Bentind, engliſcher General: 
major, Beſchwerde und Bitte um die Herftellung der rechtmäßigen 
Regierung in der Bundesherrichaft Kniphauſen, diesmal unter Affiftenz 
de3 engliichen Gejandten. Und jo waren die Bentindjchen Reklama— 
tionen auch 1866 noch nicht ausgeſtorben. Ob fie in den Akten des 
neuen Reichs wieder aufgelebt find, hat fich bisher noch der Deffent- 
lichkeit entzogen. Mit diefem Falle, dem noch viele von den Käufern 
Schönburg, Löwenſtein, Hohenlohe, Dettingen, Taxis, Kippe, Leiningen 
u. ſ. w., der Ritterichaften vom Kraich- und anderen Gauen nicht 
ganz zu vergefjen, Hinzugefügt werden fünnten, dürfte wohl der 
Schluß diefer Materie gejtattet jein. Man wird der Bundeäver- 
lammlung das Zeugniß nicht verfagen dürfen, daß fie ſich mit Fleiß 
und Treue diejer Unterdrückten angenommen hat. 


Drittes Kapitel. 


Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander. 


Durch die Bundesakte, 11. Artikel, war den Bundesgliedern 
die Verpflichtung auferlegt, ihre Streitigkeiten nicht mit Gewalt zu 
verfolgen, jondern fie bei der Bundesverfammlung anzubringen. 
Dieje Hatte die Pflicht, durch einen Ausſchuß eine Vermittlung zu 
verjuchen, mißlang diefe, jo Hatte fie die richterliche Entſcheidung 


*) Es verdient Erwähnung, dab im Jahre 1860 gegen diejen Vertrag 
140 Einwohner der Herrichaft, namentlich wegen Steuerüberlaftung, vieler 
Scherereien und Nachtheile bei der Bundesverfammlung, allerdings ohne 
Erfolg, vorftellig wurden. 
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durch eine Austrägalinftanz zu bewirken. Die im Jahre 1817 be- 
ichloffene Bundesausträgalordnung hielt e8 für nothwendig, her: 
vorzubeben, daß es den Bundesgliedern überlafjen bleibe, die Aus— 
gleihung ihrer Streitigkeiten unter ſich zu treffen; die Beitimmungen 
über dad Austrägalverfahren ſelbſt find bereit? im VBorhergehenden 
kurz zur Darftellung gelangt. Bis zur Abfaflung der Wiener 
Sclußafte hatte ſich aber für die Bundesleiter jchon das Bedürfniß 
berauägejtellt, die Eventualität der Thätlichkeiten zwijchen Bundes— 
gliedern in einigen Artikeln näher ins Auge zu fallen. Nach diejen 
jollte e8 der Bundesverfammlung obliegen, durch Ergreifung vor= 
läufiger Maßregeln der Selbjthilfe vorzubeugen und den Beſitzſtand 
zu hüten; fie fonnte auch ein nicht betheiligte® Bundesglied be= 
auftragen, durch jeinen oberjten Gerichtshof ein ſummariſches Ver— 
fahren zum Behuf eines jchnellen, rechtlichen Bejcheides einzuleiten, 
deſſen Bollziehung die Bundesverjammlung zu bewirken hatte, im 
äußerten Falle durch Erefution. Das Austrägalverfahren iſt bei- 
behalten und in der Folge, wie bemerkt, nur durch präcifere Be— 
ftimmungen im Einzelnen normirt worden. 

Aus dem bereit3 Früher Ausgeführten wird erinnerlich fein, 
dat in Folge des Zuſammenbruchs des Reichs eine große Anzahl 
von Verpflichtungen unter den Bundesſtaaten jtreitig werden mußte, 
jo daß ſchon in den erjten Jahren des Bundes jolche Streitigkeiten in 
großer Anzahl, zumal bei der Abfindung der Reichögläubiger, vor 
die Bundesverfjammlung gebracht und in dem bekannten Tempo 


behandelt wurden. Es waren aber Streitfachen von jehr ehr: | 


würdigem Alter darunter, wie 3. B. eine Schuldforderungsflage 


. jeit 1613 zwiſchen Lippe und Hannover ftreitig, welche beim Beginn ' ' 


des Bundes auch beim Bundestag anhängig gemacht, exit 1855 / 


dur) Erkenntniß des Austrägalgerichtes ihre Erledigung fand. 
63 hat fein Intereſſe, Hier auf viel Detail einzugehen, es iſt nur 
hervorzuheben, daß der Bundestagsausſchuß in den ſeltenſten 
Füllen einen Vergleich erzielte, daß er zumeilen wohl die betheiligten 
Regierungen zu ernjteren Verhandlungen ermahnte, die manchmal 
zu einem DBergleich führten, in der Regel aber mußte die gericht- 
liche Inſtanz angerufen werden, wie died in der Natur der Dinge 
liegt. Da noch bei jpäteren Gelegenheiten auf mehrere dergleichen 
Streitigkeiten zurücgegriffen werden muß, jo wird hier ein oder 
da3 andere Beijpiel genügen. So verdient ein Streit zwijchen Kur: 
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hefien und Walde wegen der Lehensverhältniſſe hiſtoriſch und 
ſtaatsrechtlich einige Beachtung. 

Im Auguſt 1844 Hatte der kurheſſiſche Bundestagdgejandte 
eine Beſchwerde eingereicht, welche ungefähr Folgendes im Wejent- 
lichen enthielt: 

Die vormalige Grafſchaft (das jetzige Fürſtenthum) Walded 
wurde von dem Grafen Otto von Waldeck 1431 und von dem 
Grafen Heinrich und deſſen Sohn Wallraff 1488 nach ihren An— 
theilen dem Landgrafen Ludwig von Heſſen als allodiales Erbe zu 
Lehen aufgetragen. Die Landgrafen Ludwig III. und Heinrich III. 
trugen ihrerſeits das durch jene Belehnung entſtandene lehensherrliche 
Eigenthum dem Kaiſer Friedrich III. 1471 zu Lehen auf, wodurch 
dieſe Grafſchaft in das Verhältniß eines Reichsafterlehens trat. 

Die in der Folge entſtandenen Streitigkeiten wurden durch einen 
im weſtfäliſchen Frieden beſtätigten Vergleich in der Weiſe beigelegt, 
daß die Lehensherrlichkeit Heſſens vorbehalten wurde. 

Bei der Theilung der heſſiſchen Lande wurde die Grafſchaft 
Waldeck für ein Geſammtlehen der heſſiſchen Häuſer erklärt, ſo 
daß die Belehnung jedesmal von dem älteſten Landgrafen vor— 
genommen und für den Fall der Lehenseröffnung eine gleiche 
Theilung der Grafſchaft verabredet wurde. 

In dieſer Weiſe hatte die Belehnung bis zur Auflöſung des 
Reiches fortbeſtanden. Die letzte Belehnung war 1790 durch 
Heſſen-Kaſſel unter den üblichen Formalitäten, namentlich auch der 
Erbhuldigung der Landſtände — Ritterſchaft und Städte — von 
den heſſiſchen Commiſſären zu Korbach vollzogen worden. 

Während der weſtfäliſchen Herrſchaft wurden aber nach zwei 
Todesfällen die waldeckſchen Grafen nicht belehnt, desgleichen unter— 
blieb dieſelbe bei den beiden Lehensfällen herrſchender Hand beim 
Tod des Kurfürſten 1821 und des Großherzogs von Darmſtadt 1830. 

Der Fürſt von Waldeck hatte nun dem Anſinnen einer An— 
erkennung der Lehensherrlichkeit aus dem Grunde widerſtanden, 
weil durch die Erneuerung des Lehensverbandes er und ſein Haus 
in eine mit dem Begriffe der deutſchen Souveränität ganz unver— 
einbare Stellung treten würden. 

Kurheſſen machte dagegen geltend, daß weder die Auflöſung 
des Reichsverbandes, noch die Entſtehung des deutſchen Bundes, 
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noch die Beitimmungen der Bundesalte auf das beftehende paffive 
Lehensverhältniß einen rechtlichen Einfluß geübt hätten. 

In einer weiteren Replif hob Walde hervor, daß der früher 
beitandene Lehensnexus zwiſchen Waldeck und Helfen durch die 
Stiftung des Rheinbundes® und durch deſſen Anerkennung von 
Seiten Oeſtreichs, Preußen? und Rußlands aufgehoben und jpäter 
weder durch die Auflöfung des Rheinbundes, noch durch die Rück— 
fehr des Kurſürſten, noch auch in der Periode vom erſten Parijer 
Frieden bi zur neueften Zeit wiederhergeftellt worden jei. 

Nachdem dann die Commiſſion in eine genaue ftaatörechtliche 
Erörterung eingetreten war, widerlegte jie die kurheſſiſche Behaup- 
tung, daß im alten Reiche einzelne Landesherren in anderen Gebieten 
die Dajallen anderer ZTerritorialherren geweſen jeien, daß jogar der 
Katjer rücjichtlich feiner Erblande Reichälehengmann war, indem 
ſie auzführte, daß zunächſt die Souveränität der Landesherren 
immer noch unter dem Kaiſer gejtanden hätte, daß dieſer jelbit 
zwar in jeiner Gigenjchaft als Landesherr Reichglehensmann hätte 
jein fönnen, niemal3 aber in jeiner Eigenſchaft ala Sailer. 

„Da nun, heißt es weiter, mit der Auflöfung des Reichs die 
dem Kaijer zuftehenden Hoheit3- und Majeftätsrechte auf die ein- 
zelnen Landesherren in ihren Territorien übergegangen find, jo 
ergibt fi, daß dieje, jelbit nach den Grundjäßen des ehemaligen 
Reichsſtaatsrechts, als von aller fremden Lehensherrlichkeit hinſichtlich 
ihrer nunmehr völlig freien Lande befreit anzujehen find.“ 

Da ſich nun gerade in den Lehensbriefen für Walde eine 
Reihe von Beitimmungen befand, deren Ausführung die Souve— 
ränität der ürjten, die doch vom Bund anerfannt und garantirt 
war, in mejentlichen Punkten aufgehoben hätte, jo beantragte die 
Commiſſion die Abweiſung der kurheſſiſchen Beſchwerde, mas 
auch von Seiten der Bundesverſammlung geſchah. Noch ein für 
Baiern und die Rheinbündler überhaupt charakteriſtiſcher Vorgang 
verdient hierbei Erwähnung. 

Baiern hatte nämlich bei den Berathungen über die Abfaſſung 
der Bundesakte auf dem Wiener Congreß vorgeſchlagen, einen 
Artikel in dies Grundgeſetz aufzunehmen, welcher einen gegenſeitigen 
Verzicht der ſouveränen Bundesfürſten auf alle Anſprüche enthalte, 
die ein Bundesglied an die Länder des andern aus irgend einem 
Rechtsgrunde habe oder machen könnte, ſo wie auf alle Hoheitsrechte, 
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die Lehensherrlichkeit ꝛc. Da dies aber nicht zum Austrag fam, jo 
wurden die Beitimmungen darüber der Bundesverjammlung vor— 
behalten, die natürlich nichts verhandelte und nichts beichloß, da 
Niemand da war der reflamirte. 

Mas e3 im Uebrigen mit dem Schuß und der Macht der 
Bundesverjammlung auch in diefer Materie für eine Bewandniß 
hatte, mögen folgende Beifpiele zeigen. 

Im Juni 1851] war ed in der Vorftadt St. Pauli zwiſchen 
Gioiliften und öftreichiichen Truppen von dem holjteinijchen Exe— 
futionsforpa zu Streitigkeiten gefommen, die damit endigten, daß, 
nachdem 7 Giviliften getödtet und 27 theils jchwer, theils leicht 
verwundet worden waren, der öftreichiiche General die Vorftadt 
mit 1500 Mann Bejagung belegte. Alle Bejchiwerden des Senats 
bei dem General waren ebenjo erfolglos wie die Gejuche, für die 
im übrigen Hamburg garnijonirenden öftreichiichen Truppen ent: 
Iprechende Berpflegungögelder zu zahlen. Der Senat wandte fi) 
an den Bund, das hohe Präſidium war diejer Beſchwerde nicht 
bloß nicht entgegen, Jondern erwartete in vollem Rechtögefühl die 
Beichlüffe der Bundesverfammlung. Dieje verlangte auch nicht 
einmal eine Erklärung jeitend der öftreichiichen Regierung, denn 
derartige Beläftigungen hatte fi) das Präfidium ſchon längjt ver- 
beten. Der Senat wurde abgewieſen. 

Anfangs 1864 war die preußifche Brigade von Ganftein ala 
Rejervebrigade der Bundeserefutionstruppen in oldenburgiiches 
Gebiet eingerücdt. Als aber durch das Vorgehen der beiden Groß— 
mächte die Bundesverfammlung zu der Anficht gelangt war, daß 
jene Brigade die Bundesqualität verloren habe, und Oldenburg 
die jofortige Zurücziehung diefer Truppen von Preußen verlangt 
hatte, geſchah dies nicht bloß nicht, ſondern e3 rückten noch mehr 
Kolonnen nad, die fi) zum Theil unter lebhaften Protejten der 
großherzoglichen Landes- und Grenzbehörden zum Theil mit gewalt- 
jamer Bejeitigung der Grenzpfähle Eingang in das Land verichafft 
hatten. Nach einer rejultatlojen diplomatischen Correſpondenz zwiſchen 
Dldenburg und Preußen wandte fich jenes nun bejchwerend und 
mit dem Gejuch an die Bundesverfammlung, die preußiſche Regie— 
rung zur Zurücdziehung der Truppen anzuhalten. Ein jehr kla— 
gender Vortrag des Herrn Gejandten der 15. Stimme eröffnete 
die Scene, ihr folgte der Beſchluß, diefe Angelegenheit einem be= 
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jonderen Ausihuß zu überweifen, der Ausſchuß wurde gewählt, 
Herr v. d. Pfordten erivirkte in der Bundesverfammlung den Be- 
ſchluß, von Preußen eine Erklärung zu verlangen; der preußifche 
Gejandte ſchwieg, feine Regierung ſchwieg. Auch diefe Bundes— 
aktion Hatte ihr Ende erreicht, ehe fie angefangen hatte. 


Viertes Kapitel. . 
Die Gejeggebung. 


Niemand wird erwarten, daß die Bundesgrundgejege dem 
Bundestag eine gejeßgebende Gewalt zugejprochen hätten. Die 
Bundesakte ſprach nur im Allgemeinen von „gemeinnüßigen An— 
ordnungen“, welche mit Stimmeneinheit getroffen werden könnten; 
im Bejonderen war in einem Abjat des Artikel 18 dem Bundestag 
auferlegt worden, bei jeiner erſten Zuſammenkunft ſich mit Abfafjung 
gleichfürmiger Verfügungen über die Prefreiheit und den Nachdrud 
zu bejchäftigen. Was den Bundestag jelbjt angeht, jo hatte er durch 
jeinen befannten Beichluß vom Dezember 1823 der Wiffenjchaft die 
Thür gewiejen, indem er erklärte, daß wifjenjchaftliche Lehren auf 
die Gejeßgebung de3 Bundes feinen Einfluß ausüben dürften. 

Was nun die „gemeinnüßigen Anordnungen“ betrifft, welche in 
der Wiener Schlußakte noch weitere Erwähnung finden, jo werden 
fie im folgenden Buche, in welchem von der Staatöverwaltung zu 
reden jein wird, eine nähere Berüdfichtigung erfahren müſſen. Die 
Angelegenheiten der Preſſe wurden erft in Folge der burjchenjchaft- 
lichen Bewegungen und der Ermordung Kobebued in repreſſivem 
Sinne auf Borjchlag des Präfidialhofes in Angriff genommen; man 
beichloß im Jahre 1819 nach der öftreichiichen Vorlage ein Preß- 
gejeg auf fünf Jahre, das in jeinem Wortlaut jo vielfach gedruckt, 
in jeinen Tendenzen jo berüchtigt, in feinem Tenor und Insleben— 
treten, in jeinen Sweden und jeiner Anwendung jo das Gepräge 
der heiligen Allianzpolitif trägt, daß hier ein Gingehen auf dafjelbe 
nicht ftattzuhaben braucht. Daß diefe Tendenzen in der Wiener 
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Schlußakte neue Nahrung und Stüße fanden, bedarf feiner weiteren 
Ausführung. Man begnügte fi) in der Legizlative mit der Ver— 
längerung jenes proviforiichen Gefeßes im Jahre 1824, nicht aber 
auf weitere fünf Jahre, jondern bis zur definitiven Regelung der 
Angelegenheit. Man Hatte mit den Heinen Scharmüßeln genug, die 
in Folge ungenügender Genjur von Zeit zu Zeit in der hohen 
Bundesverfammlung zwilchen den Regierungen geliefert wurden. Das 
hohe Prafidium vertheilte dabei Sonne und Regen wie e3 ihm qut- 
dünkte, nur die Augsburger Allgemeine Zeitung hatte in den bairiſchen 
Bedürfniffen und Wiener Jähresgeldern einen trefflichen Schild. 
Neue Anregung, auch auf diefem Gebiete, brachten die politischen 
Unruhen der dreißiger Jahre. Man jprach in den bald berüchtigt 
gervordenen Beichlüffen vom 28. Juni 1832 aus, daß die innere 
Gejetgebung der deutlichen Bundesstaaten dem Zwecke des Bundes 
irgend einen Eintrag nicht thun dürfe; die jo dehnbare Beftimmung 
war auf jo unflare Grundbeitimmungen gebaut, daß der Zweck 
des Präfidialhofes erreicht wurde, wenn Hohes Präfidium e3 für 
angemejjen hielt, fonnte der Polizeiapparat nach jeinen Bedürfniffen 
in Bewegung gejeßt werden. Und troß heftiger Scenen im Bundes: 
tag, troß anfänglicher Oppofition Baierns war dies Alles erlangt 
worden. Und wenn der franzöfiiche und engliiche Gejandte in 
Frankfurt ihre Bedenken und Cinwendungen geltend gemacht hatten, 
jo wurde all dies mehr als balancixrt durch das Drängen und 
Protegiren der rujfiichen Regierung. Gleichzeitig wurde eine 
Commiſſion zur Ausarbeitung eine Preßgeſetzes niedergejekt, der 
von Peteräburg, Berlin und Wien die zeitgemäßen Direktiven ge- 
geben wurden. Das erſte Opfer der Junibejchlüffe war, wie befannt, 
das badilche Preßgejeß, deſſen Suspenfion unter fouveränen Be- 
Hemmungen Vieler von der Bundesverfammlung 1832 beichlofien 
und von der badilchen Regierung, wenn auch nach langem Zögern 
und Verwahren, vollzogen wurde. Die weitere Preßpolizeinothdurft 
wurde auf den Wiener Minifterialfonjerenzen 1834 befriedigt. 
Allein mit großer Betrübnig mußte Präſidium bemerken, daß die 
Bundezftaaten ſich ihrer Verpflichtungen gegen die Preſſe und die 
Ausführung der Bundesbeitimmungen nicht gleichmäßig bewußt zu 
fein jchienen. Endlich beichloß die Bundesverfammlung auf Präfidial- 
antrag 1846 alle Regierungen zur Anzeige darüber zu veranlafjen, 
daß jene Beitimmung des provijorischen Preßgeſetzes von 1819, 
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nach welcher auch Drudichriften von über 20 Bogen der Genjur 
unterlagen, auch wirklich zur Durchführung gelangt jei. Bis ſich 
Präſidium hierauf bejonnen Hatte, waren 27 Jahre verftrichen. 
Darauf antiwortete Baden, man müfje doch endlich zu einem defini- 
tiven Preßgejeg gelangen und das verderbliche Inſtitut der Genfur 
bejeitigen. Dies erregte den herben Tadel Präfidii, dem wieder die 
Replif des badilchen Gelandten folgte, auf welche dann Präfidium 
die Dreiftigfeit hatte zu erklären, daß jeine Aeußerungen nur in 
einem für Se. föniglihe Hoheit den Großherzog mohlmeinenden 
Einne gegeben worden jeien. Alle Anftrengungen Preußens und 
Badens, denen fich ſchließlich auch Baiern zugejellte, einen definitiven 
Entwurf zu Stande zu bringen, jcheiterten; der preußiſche Entwurf, 
der zum großen Leidwejen des hohen Präfidivenden in Artifel 1 die 
„volle Preßfreiheit“ ausſprach, wanderte in die Commiſſion, deren 
Thätigfeit man ſchon ſeit 1832 vergeben3 ftimulirt hatte; Präfidium 
rühmte jedesmal wie eifrig man mit den Vorbereitungen bejchäftigt 
jei. Denn e3 wußte jehr wohl, daß man nie wieder Jo herrliche 
und ganz für fein Bedürfniß zugejchnittene Beftimmungen erlangen 
fönne, wie fie dad Provijorium bot. Erſt die Märztage von 1848 
brachten die Prefreiheit. 

Nach der Reftauration lenkte man zunächft wieder in das alte 
Fahrwaſſer ein, beſchloß aber zugleich von neuem ein definitiveg 
Preßgeſetz zu berathen,; denn, wie der betreffende Referent jelbft 
fagte, eine Bundespreßgejeßgebung beftehe bis jet nur im Princip; 
die Bearbeitung übertrug man 1851 zunächſt mehreren Fachmännern. 

Es waren dies vier Fachleute, nämlich ein Deftreicher, ein 
Sadje, ein Heſſe und ein Preuße; die drei erjtgenannten verftän- 
digten fich über ein Glaborat von 32 Paragraphen, dem fich der 
Preuße wegen der allzu weitgehenden Reglementirung und Polizirung 
nicht anjchließen wollte, er legte deshalb einen bejonderen Entwurf 
von 11 Paragraphen vor, in welchem ex überdies von dem Grund- 
ja ausgegangen war, daß der Bund nur Normen aufftellen könne, 
da das Detail den Regierungen überlafen bleiben müſſe. Der 
Ausschuß ftellte ſich jelbjtverftändlich auf den Boden jenes größeren 
£. £. Glaborat3, über welches dann auf 22 Foliofeiten Bericht er: 
ftattet wurde. Als die Inſtruktionen der Regierungen nad) und 
nach einliefen, jah man, daß dieje in vielen Punkten jehr weit aus- 
einander gingen, man gab fie alfo zunächſt vertraulich an den 
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politiihen Ausihuß. Für den preußiichen Entwurf Hatten ſich nur 
Bremen und Lübee erklärt; die übrigen Abjtimmungen waren alle 
nur Modifikation des Ausſchußentwurfs. Auf 40 Folioſeiten folgt 
dann der Vortrag des Ausſchuſſes und defjen neuer Entwurf. Ueber 
diefen wurden dann wieder die im Ginzelnen erläuternden Ab- 
ftimmungen der Gejandten abgewartet, bei denen der preußilche 
Gejandte fich namentlich auch gegen die Bejchränfung der wiſſen— 
ichaftlichen Zeitjchriften gewandt Hatte; Baiern war faft während 
de3 ganzen Jahres 1853 „anno ohne Inſtruktion“. Das Jahr 
1854 brachte einen neuen Vortrag und Entwurf. Diejfer wurde 
angenommen, nachdem Meclenburg die Modififation durchgejeßt 
hatte, daß da3 Bundesgejeß eingreifendere Anordnungen von Seiten 
der Bundezitaaten nicht ausjchlöffe. Im Schlußparagraphen wurde 
überdies bejtimmt, daß nach zwei Jahren der Ausſchuß über die 
Wirkung des neuen Geſetzes Bericht erftatten jolle. 

Da Dänemark, wie gewöhnlich, feine Inftruftion gehabt Hatte, 
lo beehrte e3 ſich nachträglich beizutreten. 

Gin Bericht wurde nicht erftattet; einzelne Bundesregierungen 
publicirten nicht einmal jene Bejtimmungen, andre erklärten, wenn 
die Härten und Willführlichkeiten, namentlich beim Conceſſionsweſen, 
nicht bejeitigt würden, jo bleibe ihnen nicht? andre übrig, als Die 
Publikation zurücdzuziehen; das Präfidium ließ die Anträge an den 
politischen Ausſchuß gehen und dort lagerten ſie. Zu einer Revijion 
dieſer Gejeggebung ift es nicht gefommen. 

Da dem Cchuß der Schriftjteller und Künftler gegen Nahdrud 
die Polizeiintereffen des Staatskanzlers nicht zu Hilfe famen, Jo 
hatte die Bundesverjammlung in diejer Richtung feine andere An- 
regung, als die der Reklamationen. Auch wurde der Bundesver- 
ſammlung eine bezügliche Schrift des Prof. Elver3 überreicht. Man 
fühlte fic) ein wenig angeregt, fam aber nicht weiter als dieſe 
Schrift mit Dank der Bibliothek einzuverleiben. 

Mittlerweile Hatte aber Preußen die Sache für fi in die 
Hand genommen und in den Jahren 1827, 1828 und 1829 mit 
den vier Königreichen und faſt allen Mittel- und Stleinjtaaten, ſowie 
den freien Städten, außer Frankfurt, ein Abkommen getroffen, nach 
welchen die preußiichen Verleger in diejen Staaten mit den „in= 
ländiſchen“ gleichgeftellt wurden. So ergriff denn der preußijche 
Gejandte in der Sitzung am 20. Aug. 1829 — zuleßt war vor ſechs 
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Jahren darüber vorverhandelt worden — da3 Wort, indem er aus— 
führte, daß, da jich jo erhebliche Schwierigkeiten der Ausführung des 
Art. 18 der Bundesakte in den früheren Verhandlungen entgegengeitellt 
hätten, die preußiiche Regierung verfucht hätte für ihre Staatsan— 
gehörigen den Schuß der Inländer bei den oben bezeichneten Re— 
gierungen zu eriwerben. Es erübrige jet nur noch die Berftändigung 
aller Bundesftaaten. „Sollten,“ fährt der Gejandte fort, „auch die 
Verhandlungen in der Hauptiache, um zu dem reiferen Rejultate im 
Einne de3 18. Artifel3 der Bundesakte zu gelangen, zu ihrer ferneren 
Entwicklung noch Zeit bedürfen, jo wird doch durch diefen Verzug 
dem Nachdruderunmejen fein neuer Vorſchub geleiftet, und dem 
joliden Buchhandel, ſowie damit der vaterländiichen Literatur vor— 
läufig der Schuß gewährt werden, wie er den Umſtänden nach jchon 
jet ohne alle Unbequemlichkeit für die Regierungen leicht ausführbar 
it.“ Demnach) ging der preußiiche Antrag dahin: 1) daß vorläufig 
und ohne Beeinträchtigung der Verhandlung in der Hauptſache ein 
Beſchluß über die Annahme des Grundjaßes: 

Bei Anwendung der gejeklichen Vorjchriften und Maßregeln 
wider den Nachdrud den Unterjchied zwiſchen dem eignen Unterthan 
und dem der übrigen Bundesftaaten fallen zu lafjen, 

gefaßt und darüber binnen ſechs Wochen abgejtimmt werden möge; 

2) daß nebenbei die Verhandlungen in der Hauptjache nach 
Artikel 18 der Bundesakte ihren weitern Fortgang nehmen mögen. 

Die k. k. Regierung, bemerkt Präfidium, Habe zwar auch Er- 
wägungen angejtellt, welche vorlängjt zur Einleitung der nöthigen 
Vorarbeiten geführt hätten, allein die Materie berge jehr viel 
Schwierigkeiten in jih. Den Schluß der Auzeinanderjegung machte 
eine gewundene Erklärung, die nicht? al3 die dilatoriiche Einholung 
von Inſtruktionen bedeutete. Diefer Wendung fchloffen ſich auch 
die Kleinjtaaten und die freien Städte an. 

Nach Verlauf von beinahe einem Jahre regte der preußifche 
Gejandte in der Sikung vom 8. Juli 1830 die Sache wieder an, 
indem er zunächft der hohen Verſammlung mittheilte, daß nunmehr 
auch mit Kurhefjen ein bezügliches Abkommen getroffen ſei, ſodann, 
daß e3 denjenigen Gelandtichaften, welche damals für Inſtruktions— 
einholung geftimmt hätten, gefällig jein möge, nunmehr ihre Ab— 
ftimmungen abzugeben; jo jtimmten denn auch im Ganzen dem 


preußiichen Antrage entjprechend Dänemarf, Se Naſſau, 
Fiſcher, Geſch. des deutſch. Bundesſstags zu Frankf. a. M. 
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die beiden Mecklenburg, Oldenburg, Anhalt und Echwarzburg; ja 
auch für Hohenzollern, Lichtenftein, Neuß, Schaumburg=Lippe, Lippe 
und Walde konnte der Herr Gejandte im Namen feiner durch- 
lauchtigſten Committenten dem abjeiten der königl. preußiichen Ge- 
ſandtſchaft gemachten Antrage beitreten. Das Präfidium ſchwieg, des— 
gleichen Zuremburg u. A., jowie die freien Städte, dieſe letzteren 
ertheilten ihre Zuftimmung am 15. Juli d. 3.; unter ſtarken Ver— 
klauſulirungen und läftigen Einſchränkungen ftimmte am 22. Juli 
Luxemburg zu. Das Präfidium jchwieg noch immer. So weit war 
nach) beinahe anderthalb Fahrzehnten Artikel 18 der Bundesakte 
gefördert werden. 

Grit 1832 wurde eine Ginigung über den von Preußen auf- 
geftellten Grundjaß erzielt; der an fich ſelbſtverſtändlich, doch erft 
nach ſechszehn Jahren zur Geltung gelangen fonnte, 

Die Wiener Minifterialceonferenzen fürderten dann dieſe An— 
gelegenheit jo weit, daß in das Schlußprotofoll ala Artikel 36 auf- 
genommen wurde: Die Regierungen vereinbaren ſich dahin, da der 
Nachdruck im Umfange des ganzen Bundeögebiet3 zu verbieten und 
das jchriftitelleriiche Eigenthum nach gleichförmigen Grundjäßen 
feftzuftellen und zu ſchützen fei. 

Diejer Artikel wurde auf Antrag des Präfidiums am 5. April 
1835 durch die Bundesverfammlung für Bundesgejeß erklärt. 

Zur Ausführung diejeg Artikels hatte man im Artikel 37 hinzu— 
gefügt: „ES joll am Bundestage eine Commiffion ernannt werden, 
um in Erwägung zu ziehen, inwiefern über die Organijation des 
deutichen Buchhandels ein Uebereinkommen zu treffen jei. Zu diejem 
Ende werden die Regierungen geachtete Buchhändler ihrer Staaten 
über dieſen Gegenftand vernehmen und die Ergebniffe diejer Be— 
gutachtung an die Bundestagscommiljion gelangen laſſen.“ 

Dieſes war ebenfall3 zur Ausführung gefommen. 

Auf weitere Anregung wurde dann bejchlofjen, daß die Bundes- 
verfammlung ſich nach Maßgabe jenes Beſchluſſes am 5. April auf 
die Aufftellung einiger Hauptgrundjäße, welche beim Schuß des 
Ichriftftellerifchen Eigenthums in den jämmtlichen Bundezftaaten zur 
Anwendung zu bringen find, bejchränfe;, ferner, daß das durch den 
Beſchluß vom 5. April auszuſprechende Verbot des Nachdruds ala 
ein pofitives befteht und in allen Bundezftaaten, wo es nicht bereits 
gejchehen, jedenfall3 und jelbit dann in Vollzug zu bringen ift, wenn 
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wider VBermuthen die Vereinigung jämmtlicher Bundesglieder über 
die gleichfürmigen Grundjäße nicht zu Stande fommt. 

Man jieht, die Bundesverfammlung kannte ſich und ihre hohen 
Committenten und hat jich in diefem Falle jelbft überliſtet. 

Beſonders Preußen war es auch in diefem Stadium der Ver: 
handlungen, welches die Angelegenheit zu fördern juchte und darauf 
antrug: daß alle Werke der Wiſſenſchaft, fie mögen durch den Drud 
bereit3 vervielfältigt jein oder nicht, jowie alle Werke der Kunit, 
welche ihrer Natur nach einer Vervielfältigung auf mechanischen 
Wege fähig find, nur mit Ginwilligung des Urheber, oder Des— 
jenigen, dem derjelbe feine Eigenthumsrechte an das Original ohne 
Vorbehalt der Befugniß zu deſſen Vervielfältigung überträgt, auf’ 
mechaniihem Wege vervielfältigt werden dürfen; ferner, daß eines 
gleichen Schußes ſich auch das Recht der Verfaſſer muſikaliſcher 
Kompofitionen und dramatiicher Werke gegen unbefugte Aufführung 
und Darftellung zu erfreuen habe. 

Jenen eriten Antrag machte die Commijfion ohne Weiteres zu 
dem ihrigen, den zweiten empfahl fie zu einer Anfrage bei den 
Regierungen. 

Preußen hatte die Zeit des Schußes auf fünfzehn Jahre, vom 
Todestage des Verfaſſers an gerechnet, ausdehnen wollen, die Com— 
miſſion blieb bei zehn Jahren, vom Grjcheinen des Werkes an ge- 
rechnet, ſtehen. In bejonderen Fällen, meinte fie, fünne ja durch 
Bundesbeihluß der Termin verlängert werden. Ferner wurde von 
Eeiten der Commiſſion beantragt: dem durch die Mebertretung des 
Nachdrucdverbot3 verlegten Urheber, Herausgeber und Berleger ſteht 
der Anſpruch auf volle Entichädigung zu. In jedem Falle joll die 
Gonfisfation der nachgedrucdten Gremplare, bezw. der Formen, 
Matten, Steine u. j. w. ftattfinden. Der Debit der im Auslande 
veranftalteten Nachdrude iſt unterfagt. Auf den Antrag Preußens 
wurde jedoch Hinzugefügt, daß der Verkauf der vorräthigen Nach— 
druceremplare für die Verleger in denjenigen Staaten, wo ber 
Nachdruck jeither ald ein erlaubtes Gejchäft betrachtet worden jei, 
noch für einige Jahre zu geftatten jet. 

Nachdem Preußen auch in den folgenden Jahren nicht ab- 
gelafien Hatte die Angelegenheit zu fürdern, reichte e8 in den Jahren 
1836 und 1837 eine umfafjende Denkſchrift und einen Entwurf ein, 


dem namentlic) auch eine eingehende Prüfung der übrigen euro— 
6* 
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päilchen Gejeßgebung vorausgegangen war. Gndlich brachte man 
im November des Jahres 1837 einen Bundesbeichluß gegen den 
Nachdrud zu Stande, nachdem auf Präfidialantrag der Schuß der 
mufifaliichen Compoſitionen aus dem Geſetz ausgejchieden war. 

In jenem Beihluß vom November 1837 war vorbehalten 
worden, im jahre 1842 jowol die Frage wegen einer verlängerten 
Dauer des Schußes als auch die jeitherigen Wirkungen jenes Gejeßes 
in neue Erwägung zu ziehen. Dazu eröffnete denn auch Präfidium 
Ende Juni des genannten Jahres das Protokoll. 

Der preußiiche Gejandte nahm jogleich das Wort und führte 
aus, daß, wie er vorausgejagt, die öffentliche Meinung jenen Schuß 
nicht für ausreichend erklärt habe. Es ftehe zu hoffen, daß man 
jeßt den früher von Seiten Preußens gemachten VBorhalten jich zu— 
gänglicher erweiſen werde. Auch jebt komme e3 wieder auf Die 
Verabredung von Hauptgrundfäßen an und zwar inZbejondere auf die 
nähere Bezeichnung des zu ſchützenden Objeft3, die Erweiterung der 
Dauer de3 zu gewährenden Schußes, ſowie die nähere Beſtimmung 
der civil und ftrafrichterlichen Folgen der verbotenen Rechtöver- 
leßung. Nachdem ſich der Gejandte noch eingehend über Einzelheiten 
geäußert hatte, wurde für die Abjtimmungen ein Termin von ſechs 
Wochen geftellt. Sobald jene dann nach und nach eingegangen 
waren, erjtattete der ſächſiſche Gejandte im Juli 1843 den Bericht, 
welcher nach den preußischen Vorjchlägen den Schuß von zehn auf 
dreißig Jahre auszudehnen vorjchlug; über dieje VBorjchläge wurden 
wieder die Inftruftionen eingeholt, und als dieje in den üblichen 
Intervallen eingelaufen waren, fam im Jahr 1848 der betr. Be— 
ſchluß zu Stande. 

Die Beitrebungen Frankreichs, auf internationalem Vertragswege 
die Literatur und Mufik Frankreichs zu Ungunften der anderen Natio- 
nalen zu jichern, hatten 1851 bei Hannover Erfolg gehabt; ala auch 
bei der Bundesverfammlung bezügliche Anftrengungen gemacht wurden, 
wurde eine Petition und Denkjchrift des Vereins deutjcher Mufifalien- 
händler 1853 bei der Bundesverfammlung eingereicht, welche auf 
die Nachtheile jener Uebereinkunft hinwies und vor ähnlichen Ab- 
machungen warnte. Den Hierauf erjtatteten Vortrag nahm man 
ganz ing Protokoll auf, um die Regierungen auf dieje Angelegenheit 
aufmerffam zu machen. Die dabei gelegentlich von Sachjen bean= 
tragte authentiiche Interpretation, ob ſich jener dreißigjährige Schuß 
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auch auf Werke von Autoren, welche vor jenem Beſchluß jchon ge— 
ftorben waren, beziehe, wurde nach mehrjährigen Verhandlungen 
abgelehnt, weil Einigkeit unter den Regierungen nicht zu erzielen 
getvejen tvar. 

Auf Betreiben Preußens hatte man im April 1841 beichlofien, 
die öffentliche Aufführung eines dramatijchen oder muſikaliſchen 
Merfes, jo lange es nicht gedrudt war, jolle zehn Jahre, von der 
eriten rechtmäßigen Aufführung an gerechnet, nur mit Genehmigung 
de3 Autors oder feines Rechtsnachfolgers geitattet jein. Da ſich 
dies als unzureichend herausgeſtellt hatte, beantragte der preußijche 
Gejandte im November 1855 jene Beitimmungen auch auf gedrudte 
Merfe und auf einen längeren Termin auszudehnen. Nach weit— 
läufigen Verhandlungen wurden dieje Anträge 1857 Bundesgejet 
mit der Bejtimmung, daß die Frift auf zehn Jahre nach dem Tode 
de3 Autor? auszudehnen jei. Gleichzeitig erlangte Preußen Die 
Ausdehnung des Schutzes für Werke der Lilwatur und Kunſt bis 
zum Jahre 1867. 

Im Jahre 1862 begannen die reformirenden Herrn Trias- 
politifer auch dieje Frage in Angriff zu nehmen, indem fie bei dem 
Bunde einen Antrag auf Ausarbeitung eines Bundesgejeges gegen 
den Nachdrud stellten. Die Bundesverfammlung Hatte die Freude 
bei diejer Gelegenheit zu erfahren, daß der Präfidialhof bereits jeit 
vielen Jahren jeine gewiegteſten Juriften und Literaturfenner zu 
Gunften der Deutjchen Literatur in Thätigfeit gejett hatte. Aller- 
dings hatten unvorhergejehene Ereigniſſe das Ergebniß aufgehalten; 
doch jah fi) nunmehr der Gejandte in der Lage dem Ausſchuß das 
Präfidialelaborat zur Verfügung zu ftellen. Der preußiiche Ge- 
ſandte hatte von vornherein zu erklären, daß die Bundesverfamme 
Yung durch die Beichlüffe vom Jahre 1857 den Standpunkt ein= 
genommen habe, der ihr gebühre, daß fie nämlich nur allgemeine 
Normen aufftellen könne, das Detail aber den Bundesstaaten über: 
laſſen müſſe; denn eine legislatorifche Initiative fomme ihr durch— 
aus nicht zu. Bei der Berathung des jächfiichen Antrags könne 
fich die preußifche Regierung aber um jo weniger betheiligen, als defjen 
Vorſchläge in den wichtigften Punkten von den preußiichen Landes— 
gejegen erheblich abwichen. Diejer Erklärung ſchloß ſich jpäter 
Anhalt an. Darauf Vorträge, Augarbeitungen von Fachmännern, 
Abftimmungen und Erklärungen; aber man kam nicht vom led. 
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Diefe Geſetzgebungskomödie ſchloß im Jahre 1866 mit der Ab— 
ſtimmung von Schaumburg-Lippe zu Gunſten einer allgemeinen 
Convention. 

Einen günftigeren Fortgang hatte dagegen die Handelsgeſetz— 
gebung genommen; die Jahre 1847 und 1848 hatten zunächft die 
allgemeine deutjche Wechjelordnung zu Stande gebracht. Diefe war 
auch fait überall zur Einführung gelangt, nur Kurheſſen, Luxemburg— 
Limburg und SchaumburgsLippe hatten fie nicht in Kraft treten 
laſſen. Eine gleiche Anregung ging von dem Reichsminiſterium 
auch für die Entwerfung eine Handelsgeſetzbuchs au, allein die 
GSeftaltung der Greigniffe verhinderte die Ausführung des Planes. 
Gin großer Uebelftand war aber der, daß der Wechjelproceß in den 
verichtedenen Territorien jo verjchieden geordnet war, daß die Vor— 
theile dieſes Verfahrens nicht jelten illuforifch wurden. Dies zeigte 
jih zunächſt in der Frage des MWechjelarreftes und zwar in den 
Gebieten am meiften, auf denen ſtark Handel getrieben wurde, die 
aber von den mannichfachiten Staatengebilden umgeben waren. So 
jtellte denn Sachen 1854 zuerjt bei der Bundesverjammlung den 
Antrag, es möge darüber berathen werden, wie die Gleichfürmigfeit 
in der Anwendung des Wechjelarrefteg herzuftellen je. Der 
Referent des Ausſchuſſes, der auch ein Bild diejes bunten Durch— 
einander3 der Territorial-Beitimmungen gegeben hatte, beantragte, 
man möge doc) die Bundezftaaten, welche die allgemeine Wechjel- 
ordnung noch nicht eingeführt hätten, zur Einführung einladen; des— 
gleichen möge man bei den Regierungen anfragen, ob fie nicht zu 
einer gleichmäßigen Behandlung des Wechjelarreftes ſich verftehen 
wollten. Nachdem die Bundesverfammlung fie) dem angejchlofjfen 
und die Regierungen 1855 gejchwiegen Hatten, vegte Würtemberg 
die Frage 1856 dadurd) von neuem an, daß es die Regierungen 
durch die Bundesverfammlung zu einer Verftändigung über die 
Proteftfriften und die Wirkung der die Acceptabilität der Wechſel 
beichränfenden Klaufeln einlud. Aus dem 1857 erftatteten Vortrag 
geht hervor, daß Kurheſſen allerdings fich zur Ginführung der 
MWechjelordnung bereit erklärt Hatte, aber unter jolchen Beichränfungen, 
daß man fich ein Rejultat davon nicht verjprechen konnte, die andern 
Stäätchen hatten auf die diesbezügliche Anfrage gar feine Antwort 
ertheilt. Was nun die Antworten der Regierungen betr. die gleich- 
fürmige Behandlung bei den genannten Punkten angeht, jo hatten 
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bi3 dahin nicht alle, und jehr viele jehr verklaufulirt geantwortet, 
man beichloß eine neue Aufforderung an die Säumigen zu richten 
und die Berathung des Gegenjtandes jelbit an die zu Nürnberg 
tagende Handelsrechtscommiſſion abzugeben. Die von diejer im 
Jahre 1858 abgegebenen Entwürfe wanderten nun durch) die Bundes— 
verjammlung immer zwiichen der Commiſſion und den Regierungen 
hin und ber, beſchwert mit einer Unzahl von Anträgen und Aus— 
jtellungen derjelben; endlich 1862 wurden abermals durch Bundes- 
beichluß die wichtigiten Punkte den Regierungen zur Annahme em= 
pfohlen ; allein 1865 Hatten noch nicht alle darauf geantwortet und 
jo blieb es auch in diejer Frage bei dem was die Ginzelregierungen 
zu thun beliebt hatten. — Die Ausarbeitung eines allg. deutjchen 
Handelögejegbuchs erhielt eine Anregung durch die Dresdener Kon— 
ferenzen, welche der Bundesverjammlung die beffere Sorge für die 
materiellen Intereſſen der Bundesangehörigen einjchärften. Allein 
e3 geichah auch jo nichts bis Baiern 1856 die Niederjegung einer 
Sachverſtändigencommiſſion für diefen Zweck beantragte. Anfangs 
1857 trat die Commiſſion in Nürnberg zujammen, nicht in Franf- 
furt, wie man Anfang von gewifjer Seite gewollt hatte, damit 
nicht die Präfidialvelleitäten mit gewohnter Leichtigkeit zur Geltung 
fommen fonnten. Allein auch in Nürnberg verjuchte der Deftreicher » 
die Arbeiten mit Unfruchtbarkeit zu jchlagen, jo daß der preußilche 
Gejandte von Bigmard die unwahre Berichterftattung des Commiſions- 
präjidenten zu rügen hatte, denn diejer hatte, obgleich die Commiſſion 
nach ſtillſchweigender allgemeiner Berftändigung die Principienfrage 
ihrer Gompetenz ganz unberührt gelaſſen hatte, doch in jehr tölpel- 
hafter Weije an die Spike des Entwurfs gejtellt: vorbehaltlich der 
Genehmigung durch die Bundesverjammlung. Diele Rüge veranlaßte 
zwar eine jehr gereizte Antwort des Präfidirenden, auf die der 
preußiiche Gejandte natürlich nicht ſchwieg, aber die Rüge erreichte 
ihren Zwed. Während Würtemberg die Langſamkeit der Commiſſions- 
arbeit zu tadeln fand, wuchs die Arbeit und im Jahr 1858 konnten 
die beiden erften Bücher, welche das eigentliche Handelsrecht ent- 
hielten, nach der zweiten Leſung vorgelegt werden. 

Auf Antrag der Commiſſion wurden fie veröffentlicht. 

In demjelben Jahre folgten die beiden anderen Bücher nad); 
nur in Hamburg war für Seerecht nichts erreicht, die Hanja= 
ftädte hatten mächtig viel an Allem auszuſetzen. Baiern beantragte 
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nun, daß die Bundesverjammlung zur Bejchleunigung eingreifen 
müfje; zum anderen Male warnte Herr von Bismard vor einem 
ſolchen Grperiment, da3 geeignet jei Alles wieder in Frage zu Stellen. 

Man hielt fi nun ftil. Endlich 1860 konnte auch das fünfte 
Buch, dad Seerecht nach der zweiten Leſung vorgelegt werden. 
Anfangs 1861 waren alle fünf Bücher in dritter Leſung fertig ge= 
ftellt und der Bundesverjammlung überjandt. Preußen zeigte jofort 
an, daß es den Entwurf ohne eine Abänderung den Ständen zur 
Beichlugnahme vorgelegt habe; im Auguft d. J. konnte es jchon 
die unvderänderte Annahme de3 Entwurf anzeigen. Freilich fiel 
der Löwenantheil an demjelben auch preußiichen Juriften zu; denn 
Referent für die erften vier Bücher war zuerft der preußilche Ge- 
heimrath Biſchoff und nach deſſen Tod 1857 der Geheimrath 
Heimſoeth; das Referat über das Seerecht, dad Anfangs Heimjveth 
ebenfalls gehabt hatte, übernahm dann der Obertribunalsrath Pape. 
Gommiljionzfigungen hatte man 589 gehalten, von denen allein 
370 in Hamburg auf das Seerecht entfallen waren. Die Protokolle 
der Commiſſion machten 5152 Folivjeiten aus. Abgelehnt wurde 
die Ginführung des Handelsgeſetzbuchs nur von den Niederlanden ; 
über die Eifführung haben gar nicht3 mitgetheilt: Lichtenjtein, 
Schaumburg-Lippe, Bremen und Hamburg; Oeſtreich lehnte die 
Einführung des Seerecht? ab, Würtemberg jtellte die Einführung 
nur in Ausficht, während Dänemark diejelbe nur unter Bedingungen 
vornehmen wollte. In allen übrigen Staaten erfolgte fie. Ueber die 
Vorſchläge derjelben Commiſſion betr. den Rechtsvollzug gelangte die 
* Bundesverjammlung zu feinem Rejultat. Der jeerechtlichen Deklaration 
der Vertragsmächte des Pariſer Frieden? 1856 ſchloß ſich die 
Bundesverſammlung an. 

Es muß beachtet werden, daß ungefähr vier Jahrzehnte ver— 
ſtrichen waren, ehe man ſich über eine Geſetzgebung einigte, zu der 
nicht bloß das materielle Bedürfniß längſt vorlag, ſondern bei der 
auch, ihrer Natur gemäß, der univerſelle Charakter des Verkehrs 
die lokalen und provinziellen Beſonderheiten, die einer allgemeinen 
Faſſung widerſtrebten, bei weitem überwog. Allerdings hatte man 
auch bei dieſer Geſetzgebung ein wenig in die Luft gebaut, denn 
Vertrags- und Schuldrecht, das zwar im Weſentlichen nach Grund— 
ſätzen des römiſchen Rechts ſich entwickelt hatte, dabei aber doch 
in mehr als einer Beziehung den Nachwirkungen des germaniſchen 
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Rechts, jowie den Einwirkungen des öffentlichen Rechts und der 
PVartikularverfaffungen unterlag, entbehrte noch einer für den ganzen 
Bund berechneten Faltung. Die Iriaspolitifer brachten dieſe Frage 
in Anregung, und reüſſirten unter dem Widerjpruch Preußens, das 
mit Recht in diefem Vorgehen eine Ueberſchreitung der Bundes— 
tagafompetenz und eine Gefährdung feiner Legislative, die welentlich 
an die Mitwirkung des Landtagd gebunden war, — erblidte. — 
Die politiichen Tendenzen jener Staatskünſtler traten aber ganz 
unverhüllt hervor, al3 die von der Präfidialmacht geleitete Mehr- 
heit unter dem Deckmantel diejer Beftrebungen die jogenannte 
Reform des Bundes in den Jahren 1562 und 1863 durchſetzen 
wollte. Nachdem man nämlich eine Fachcommiſſion zu Dresden 
zur Abfaffung des Obligationenrecht3 1862 niedergejeßt hatte, be- 
antragten Oeſtreich und Genofjen das Elaborat derjelben einer 
einzuberufenden jtändiichen Delegirtenverfjammlung zur Beichluß- 
nahme vorzulegen. Als Preußen Anfangs 1863 erflärte, daß es 
fic) weder in jolchen Fragen majorijiren, noch bei diejer Gelegen- 
heit zu einer nur jcheinbaren Löjung der deutichen Frage — die 
doch materiell nur durch ein Parlament erfolgen fünne — miß- 
brauchen laſſe, wurden aucd die Andern ſtutzig. Man fonnte doch 
nicht leugnen, daß jener Delegirtenapparat praktiſch ganz bedeu- 
tung3lo3 und, wie die preußijche Inſtruktion erklärte, „nur geeignet 
war, dem Gejchäftsgang der Bundesverfammlung ein neue Moment 
der Schwerfälligfeit und Verſchleppung zuzuführen”; man mußte 
e3 gerechtfertigt finden, daß nur ein Parlament bei der geleß- 
gebenden Gewalt betheiligt werden könne; man fand e& begreiflich, 
daß Preußen nur einer jo reformirten Bundesgewalt „ausgedehntere 
Befugniſſe einräumen fönne, ohne das Intereſſe Preußens zu ge= 
fährden“. Es Hang zwar für die Präfidialmacht Herb, aber es 
war doch wahr, daß man weder eine nationale Berfaffung noch 
eine nationale Gejeßgebung ſchaffen könne, jo lange dabei die Be- 
dürfniffe und Intereſſen jo vieler nichtdeuticher Länder und Pro— 
vinzen berücjichtigt oder gedeckt werden jollten. So jehr dann 
auch der Präfidialgejandte die „aufrichtige Bundesgenofjenjchaft und 
die freifinnige Würdigung der Grfordernifje der Zeiten“ ſeines Com— 
mittenten vühmte, die Mehrheit ließ den Antrag durchfallen. Das 
Tempo de3 Bundestags geftattete auch die Annahme des Entwurfs 
über das Obligationenrecht nicht mehr. Ginen ähnlichen Verlauf 
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nahmen aus den gleichen Gründen die Verhandlungen über den 
Givilprogeß. Daß dieſer einer Verbeſſerung bejonder3 bedürftig 
war, wurde allgemein anerkannt. Man jah ein, daß er durchtveg 
auf der veralteten Grundlage des jchriftlichen Verfahrens und einem 
ganz unnatürlichen Uebergewichte des formellen Rechts beruhte; 
man wußte, daß die Mittel zum Zweck geworden waren, daß in 
der Mehrzahl der Prozefje die letzte Entjcheidung nicht durch dag 
materielle Recht, jondern durch einen progeflualiichen Punkt bedingt 
war; man jah ein, daß an Stelle dieſes £oftjpieligen, langen und 
undeutihen Verfahrens das öffentliche und mündliche Verfahren 
treten müfje; man wußte, daß ein vorzüglicher Anhaltspunkt für 
die Reform fich in der hannöverjchen Prozeßordnung bot, die jenen 
Grundſatz durchgeführt und die Erfahrungen des franzöftichen 
Prozeſſes ebenjo jorgfältig verwertet als ſich vom unmittelbaren 
Einfluß des franzöfiichen Gejeßgeberz freigehalten hatte; aber man 
wollte nicht wiſſen und nicht einjehen, daß man diefem Bunde über- 
haupt feine tiefeinjchneidende und zugleich befriedigende nationale 
Gejegebung könnte angedeihen lafjen. Es war zuviel behauptet, 
wenn jene Majorität vortragen ließ, daß eine gemeinschaftliche 
Gejeßgebung im Familien: und Erbrecht ebenjo unmöglich wie un— 
nöthig jei! Nichts ala Connivenz war ed, wenn gejagt wurde, 
ein gemeinjames Strafrecht fünne „jchaden“; zu leugnen war 
nicht, daß im Strafverfahren die ftärfften Differenzen bejtanden, 
aber die maßgebenden Stimmen in jener Mehrheit wollten von 
einer Abjtellung derjelben nicht3 willen. Man mußte befennen, 
daß nicht? nöthiger war, als eine Uebereinkunft über die gegen- 
leitige Vollziehbarkeit rechtsfräftiger Erkenntniſſe, jowie die Ein- 
jegung eines oberften Gerichtshofs; aber man konnte nur einen 
Vertrag wegen Auzlieferung gemeiner Verbrecher zu Stande bringen. 
Nicht einmal die nothdürftigften Vereinbarungen über den ftreitigen 
Gerichtsſtand konnte der Bundestag auch nur vermitteln. Kamen 
Beichwerden, jo wurde im beiten Falle eine Verhandlung der be— 
theiligten Staaten angeregt, bei der der Bundestag gänzlich außer 
Mitwirkung blieb. Der Ort Züntersbach, um ein Bei}piel heraus- 
zugreifen, war ein ſogenanntes Mengedorf, deſſen Gemarkung in 
drei Gebiete zerfiel; eine Fläche gehörte zu Kurheſſen, Juſtizamt 
Schwarzenfel3, eine Fläche gehörte zu Baiern, Landgericht Brüdenau, 
eine Fläche war jogenanntes Zwittelgebiet und gehörte den beiden 
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Gemeinden und Staaten gemeinlam. Auf diejem lekteren Gebiet 
lag ein Pfandobjekt; allein der Kläger fonnte weder in Schwarzen- 
feld noch in Brüdenau Rechtshilfe erlangen, da über die gemein= 
Ichaftliche Ausübung der Rechtspflege zwiſchen den beiden Staaten 
troß aller „diplomatiichen Verhandlungen“ eine Ginigung nicht 
erzielt war. Der Kläger wendet ſich an den Bundestag, und der 
Referent trägt den Fall mit der Bitte des Petenten vor, „daß für 
da3 vorwürfige Zwittelgebiet eine Gerichtäftelle geſchafft werde“ 
und meint zugleich, wenn auch eine eigentliche Juſtizverweigerung 
nicht vorliege, jo fünne doch dem Bunde die Fortdauer dieſes ab— 
normen Zuftandes nicht gleichgiltig jein. Demgemäß beantrage er, 
„die beiden Regierungen zur Rücdäußerung aufzufordern“. Nach- 
dem Baiern hierauf in ärgerlichem Tone erklärt hatte, daß „com— 
mihfionelle Verhandlungen“ eröffnet jeien zur Aufhebung der Con— 
dominate, daß aljo demnächſt der Beichwerde abgeholfen würde, 
ſchwieg die würdige Verſammlung. Sie hat auch auf diejem Ge- 
biete durchweg von der Hand in den Mund weniger gelebt ala 
vegetirt. 


Drittes Bud, 


Die innere Staatöverwaltung und 
der Bundestag. 


Erſtes Kapitel. 


Competenz und Geidhäfte 


Da der Begriff der vollen Souveränität der einzelnen Bundes- 
jtaaten der Bundesafte zu Grunde gelegt war, jo lag zweifellos 
jede Einmiſchung der Bundesverfammlung in die inneren admini= 
ftrativen Berhältnifje außerhalb der Grenzen ihrer Competenz. 
Die Ausnahme, die im Falle der Juftizverweigerung ftatuirt war, 
it im vorigen Buche erwähnt, desgleichen die Verpflichtung der 
Bundesverjammlung für Preſſe und Nachdrud Beftimmungen zu 
treffen. Hierzu fam noch die weitere Aufgabe über Handel und 
Verkehr, jowie die Schiffahrt inZbejondere in Berathung zu treten. 
Wenn jodann im Artikel 6 der Bundesaklte von „gemeinnüßigen 
Anordnungen” gejprochen war, welche im Plenum zu berathen 
wären, jo wurde in der Wiener Schlußakte nun auch hinzugefügt, 
daß dergleichen Vorſchläge von Bundesregierungen vorberathen 
und, ſoweit fie angemeſſen jchienen, durch gütliche, freiwillige Ver: 
einbarung zu allgemeiner Annahme wo möglich geführt werden 
jollten. In der Regel wurden joldde Borjchläge regiftrirt und den 
Protofollen angeheftet. 

63 Hat fich bereit im Vorhergehenden zumeilen die Gelegen= 
heit geboten, jolche VBorjchläge zu erwähnen, die von Privaten aus: 
gegangen find; fie tragen jehr häufig den Stempel der Unaus— 
führbarfeit und des Unverjtandes an der Stine. Wenn die Zeiten 
darnach find, jo regnet es Vorſchläge über die Errichtung von 
nationalen Provianthäujfern, Univerjalmittel gegen Hungers- und 
Geldnoth, der Eine bietet ein Recept gegen PBahvergehen, der 
Andere für Kaffeefurrogate, die meiften gegen die Kartoffelfvankheit, 
und was de3 Unſinns noch mehr iſt. Der Gejchäftägang tft der 
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bekannte. Was geſchah und gejchehen konnte, gejchah auch Hier in 
der Regel auf Anregung von Reflamanten. Vieles bedarf einer 
gejonderten Darftellung, bier fann in der Kürze noch auf die 
Behandlung der Literatur und Wiſſenſchaft eingegangen 
werden. 

An der Situng vom 24. März 1825 wurde Namens der 
Gingabencommijjion von dem bairiſchen Gejandten über das Geſuch 
de3 großherzoglich Jachjen = weimar’ichen Staatsminiſters von 
Goethe berichtet, in welchem derjelbe bat, daß ihm durch Beſchluß 
der hohen Bundesverjammlung für die neue, vollftändige Ausgabe 
ſeiner Werke ein Privilegium foftenfrei erteilt und dadurch der 
Schuß gegen Nachdruck in allen Bundezitaaten gefichert werde. 

Dazu bemerkt der Referent: Wenn gleich bei den Verfügungen 
gegen den Nachdrud, wie bei allen gemeinnüßigen Anordnungen, 
in Folge der Beitimmungen der Bundes: und Schlußakte, Die 
Bundesverfammlung berufen jei, für eine Vereinbarung jämmt- 
licher Bundesregierungen über allgemeine Grundjäße und gemein 
jame Leiftungen zu wirken und dieſe zum Gegenftande ihrer Be- 
rathung zu machen; jo jei doch unverfennbar, daß fie fich nie auf 
die Anwendung und Ausführung des Feſtzuſetzenden in einzelnen 
Fällen einlaffen fünne und dieſe lediglich den einzelnen Bundes— 
regierungen überlafjen müſſe. So jei denn auch unjtreitig die Er— 
theilung von Privilegien immer und überall ein Aft der inneren 
Staat3verwaltung, welcher dem Gejchäftzkreije der Bundesverfamm- 
lung durchaus fremd wäre, 

Obſchon nun hienach da3 an die Bundesverfammlung gerichtete 
vorliegende Gejuch, ftrenge genommen, al3 nicht „zu derjelben (!) 
geeignet” erfannt werden müfje, jo glaube doch der Ausſchuß, in 
der Meberzeugung, daß alle deutichen Regierungen wohl gerne durch 
MWillfahrung des geftellten Geſuchs und Ertheilung gleichmäßiger 
Privilegien einem jo allgemein geehrten deutſchen Schriftfteller, wie 
Herrn don Goethe, ein Zeichen ihrer Achtung und Anerkennung 
feiner DVerdienfte um die deutjche Literatur zu geben bereit fein 
werden, den Wunſch äußern zu dürfen: „daß jämmtliche Herren 
Bundestagsgejandten e3 übernehmen möchten, das Gejuch ihren 
rejp. Regierungen bevormwortend vorzulegen, und dadurch die ge= 
wünjchte Erledigung in geeignetem Wege zu bewirfen“. 
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Bei der nun folgenden Abjtimmung erklärte ſich zunächſt der 
präfidivende Gejandte „mit Vergnügen bereit, den Antrag der 
Reklamationscommiſſion, in Rückſicht der ausgezeichneten Verdienſte 
des Heren Bittiteller3 um die deutjche Dichtkunft, vorwortlich ein= 
zubegleiten“. Der preußilche Gejandte jchlägt vor, dahin einhellig 
Abrede zu nehmen: „da bei den zur Zeit noch nicht ganz zu 
Stande gekommenen allgemeinen bundesgejeglich angeordneten Maß - 
regeln wider den Büchernachdrud, der Herr von Goethe fein Geſuch, 
zur Vermeidung von Weitläufigfeit und Ungleichförmigfeit, nicht 
unmittelbar, jondern durch den hiefigen Verein der Gejandtjchaften 
aller Bundesregierungen an die letteren gelangen laſſen zu dürfen 
geglaubt Hatte; jo wollte man in Berücfichtigung feiner ausge— 
zeichneten Verdienſte um die deutjche Literatur, wegen gleichförmiger, 
unentgeltlicher Bewilligung defjelben an die allerhöchiten und höchften 
Committenten bevorivortend berichten.“ Aehnlich äußern ſich die 
übrigen, von denen die Vertreter von Hannover, Baden, Heflen- 
Darmjtadt, Braunſchweig und Nafjau die Verleihung des Privi- 
legiums jogleich zujagen fonnten. 

Hiermit wäre, wie die Perjonal- jo auch die Nachdrudange- 
legenheit für die Bundesverfammlung erledigt geweien, wenn nicht 
neue Petenten aufgetreten wären; jo wurde in der Eikung vom 
8. Februar 1827 ein ähnliches Gejuch des Buchhändler Baum— 
gärtner abjchlägig bejchieden, indem ausgeführt wurde, daß dem 
Gejuche nicht jtattgegeben werden fünne, da es nicht in den 
„derfaflungsmäßigen Attributionen hoher Bundesverfammlung“ und 
ebenjowenig in den Vollmachten ihrer Mitglieder liege, Drud- 
privilegien zu extheilen. Gründe aber, da3 Gejuch bei den Bundes- 
regierungen zu befürworten, lägen nicht vor, wie fie früher bei 
dem Goethe'ſchen Gejuche allerdingd vorgelegen hätten. Die Ab- 
weiſung erfolgte einſtimmig. 

Um Anderes zu übergehen, mag noch folgendes zum Schluß 
beigefügt werden. 

Im Februar 1838 lief ein Geſuch ein von Friedrich 
Wilhelm Ernſt von Schiller, Oberappellationsrath zu Köln, 
dem Sohne des Dichters, in welchem dieſer im Namen ſeiner 
Geſchwiſter um Schutz der ſämmtlichen Werke Schiller's gegen 
Nachdruck einkam. Das Referat übernahm der Geſandte für die 
ſächſiſchen Häuſer, Graf von Beuſt. Aus einem Fascikel des 

Fiſcher, Geſch. des deutich. Bundestags zu Frankf. a. M. 7 
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Bundesarchivs*) geht hervor, daß Graf Beuft einen längeren 
Vortrag entworfen hatte, in welchem beantragt war, das Gejud) 
abzumeijen, und Herr von Mieg ftimmte dem bei; das dritte 
Mitglied aber, der königlich ſächſiſche Gejandte, Freiherr von 
Manteuffel, erklärte fich entjchieden dagegen, indem er vor Allem 
hervorhob, man müſſe doch bedenken, welchen üblen Eindruck dies 
auf die ganze Nation machen werde, wolle man eine fürmliche 
Antwort ertheilen, jo möge man nur auf das vorjährige Geſetz 
verweilen. Allein zu einer Einigung fam e3 nicht, wie e3 jcheint, 
auch nicht zu einer offiziellen Antwort, vielmehr jcheint Herr von 
Manteuffel mit dem preußilchen Gejandten in vertrauliche Ein- 
vernehmen getreten zu jein. Die offiziellen Akten bringen nämlich 
über die Behandlung jener Eingabe nicht? als den Antrag 
Preußens, im Juni 1838 geftellt, den Werfen Schiller’3 den 
Schuß gegen Nachdrud für die nächjten zwanzig Jahre zu gewähren. 

Nachdem die Abjtimmungen eingelaufen waren, wurde dieſes 
Privilegium Ende November d. %. genehmigt. 

Ein im folgenden Jahre von der weimariichen Regierung für 
die neue Ausgabe der Goethe'ſchen Werke in vier Bänden eingebrachter 
gleichlautender Antrag wurde 1840 zum Beichluß erhoben, und 
die 1840 beantragte Ausdehnung dieſes Schutzes auf die meitere 
Ausgabe von 40 Bänden im Jahre 1841 auf zwanzig Jahre be= 
ſchloſſen. Derjelbe Schu wurde dann in dieſem Jahre auch den 
Werken von Wieland, Jean Paul und Herder gewährt. 

Mit dem Geichäftsgange einer hohen Bundesverjammlung 
vertraut Haben dann die Schiller’ichen Erben vier Jahre vor Ab— 
lauf dieſes Privilegs, aljo 1854, den Antrag auf die Ausdehnung 
des Schußes auf weitere zwanzig Jahre geitellt. Nachdem es 
zwei Jahre gedauert Hatte bis die Abſtimmungen eingelaufen 
waren, ftellte fich heraus, daß eine Einigung der Bundezregierungen 
nicht zu erzielen gewejen war, denn Lichtenftein wollte nach jeinen 
Landesgeſetzen den Schuß nur für zehn Jahre, andere wollten über- 
haupt fein Privilegium mehr gewähren. So beichloß man denn, 
daß die Petenten abjchlägig zu bejcheiden, aber darauf zu verweilen 
wären, daß ihnen durch die Annahme des preußiſchen Antrags, 


*) Geht in Schrank III, Fasc. 117 e. 
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betreffend den Nachdrud, ein Schuß bis zum Jahre 1867 gewährt 
fei, womit fie fi) zufrieden geben müßten. 

Ein im Sahre 1863 von Weimar geftellter Antrag, den 
Merken von Goethe, Schiller, Wieland und Herder von 1867 ab 
ein weiteres Privilegium auf zehn Jahre zu gewähren, konnte eine 
Erledigung wegen der Auflöfung des Bundes im Jahre 1866 nicht 
mehr finden. 

Nachdem jeit dem Jahre 1819 der Gejellichaft für Deutſch— 
land3 ältere Geſchichtskunde von Seiten der meiſten 
Bundesftaaten Beiträge zugefihert und dur) PVermittelung der 
Bundesverjammlung auch geleijtet worden waren, jeit 1834 be= 
ftändig, beantragte im Jahre 1853 Frankfurt auf Anregung der 
Gentraldirection jener Gelellichaft, bejonders Böhmer, dab die 
Bundesregierungen einen jtändigen Beitrag von 6000 fl. jährlich 
nad der Matrifel für einen längeren Zeitraum gewähren möchten. 
Die Mehrheit genehmigte diefen Antrag, nachdem der Ausſchuß 
einen Zeitraum von zehn Jahren vorgeichlagen Hatte; Preußen 
hatte ·ſchon jeit 1845 jährlich 1000 Thaler für die Dauer des 
Unternehmend gezahlt; Baiern gewährte einen jährlichen Beitrag 
von 600 fl. auf eine Periode von fünf Jahren. Die Bundez- 
verjammlung hat auf diefem Gebiete den Neigungen und Wünſchen 
der Nation nad) ihren Kräften Folge gegeben und ſich um die 
Epoche machenden Monumenta und die deutjche Geſchichtsforſchung 
für den mittleren Zeitraum anerfennenswerthe Verdienſte erworben. 

Gine im Jahre 1853 vom Freiherrn von Aufjeß beantragte Unter- 
ftüßung, die aus der Bundeskaſſe für dad germanifhe Mujeum ° 
in Nürnberg gewährt werden möchte, fand zwar in der Bundes- 
verjammlung eine freundliche Aufnahme; man glaubte aber einft- 
weilen eine derartige Zahlung ablehnen und fich mit einer bezüglichen 
Empfehlung an die Bundezregierungen begnügen zu ſollen. Auf 
weitere Petitionen des Herrn von Aufjeß beichloß die Bundesver- 
lammlung Anfangs 1855 dem Mufeum die Bibliothek der National- 
verjammlung mit über 4000 Bänden zu überlajlen. Alle erneuten 
Anträge von Eeiten des Mujeumsporjtandes fonnten bei der 
Bundesverſammlung jchon deshalb eine Aenderung ihres Verfahrens 
nicht herbeiführen, weil auf ihre Anfragen einige Regierungen gar 
feine, andere eine ablehnende Antivort ertheilten. Den rheiniſchen 
Alterthumsverein unterjtüßte die Bundesverſammlung dadurch, 

7 * 
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daß fie ihm den jogenannten Gifernen Thurm für jeine Zwecke zur 
Benutzung überließ. Die auf Antrag der beiden Großmächte ſchon 
1842 niedergejeßte Commiſſion, welche den Ankauf des Haufe und 
der Sammlungen Goethe’3 in Weimar vorbereiten jollte, damit die— 
jelben als Nationaleigentdum erklärt werden fönnten, hat e8 dagegen 
weder zu einem Berichte noch zu einem Antrage gebracht. 


Zweites Kapitel. 


Die Schiffahrt, 


Mie bemerkt, hatte die Bundezafte der Bundesverfammlung 
auferlegt, die Schiffahrt jofort zum Gegenftande ihrer Berathung zu 
machen. Aber obgleich die Wiener Schlußakte neue verjchärfende, 
dieäbezügliche Bejtimmungen getroffen hatte, war auch jo von der 
Bundesverfammlung nicht? geichehen. Die betheiligten Regierungen 
einigten ſich durch Privatverhandlungen über die Schiffahrt auf 
Donau, Elbe, Weler und Ems. Für Rhein, Main- und Nedar- 
Ihiffahrt wurde die Bundesverfammlung jedoch ein wenig in Be— 
twegung gejet. *) 


*) Metternich ließ ſich ſowohl bei Entwerfung ber Navigationsatte ala 
namentlich bei diejen Angelegenheiten von dem jogenannten Generaldirektor 
Eichhoff beraten. Diejer, der als Küchenjunge einen fürjtbiichöflicheir Koch 
erftochen Hatte, war durch jeine Befanntichaft mit franzöfiichen Revolutionären 
zur Verwaltung der Rheinichiffahrt gefommen. In Folge einer Dizciplinar: 
unterjuchung wegen Beitechung und Unterjchlagung juspendirt, auf das bitterfte 
perjönlich verfeindet mit dem reblichen preußiſchen Commiſſär, dabei in hohem 
Maße geichäftsgewandt und jachverftändig war er von Metternich und Gent 
wieder angenommen und jein Sohn in der Elbichiffahrtcommiifion als Se— 
fretär verwandt worden. Die preußiſche Verwaltung hatte es verfchmäht, 
fi) eines folchen Werkzeugs zu bedienen, Gichhoff diente der Präfidialmadt 
um jo eifriger und verjäumte nicht, feine Beziehungen mit Franfreich zu er— 
neuern. Die Lage wurde für Preußen um jo unbehaglicher, ala der badiſche 
Commiſſär, der mit dem niederländiichen unter einer Dede ſteckte, Preußen 
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Nachdem durch den Reich3deputationshauptichluß die Rhein— 
zölle, die nach der alten Reichöverfaffung fein Ausflug der Landes— 
hoheit waren, aufgehoben worden, und fich der erjte Bonaparte faft 
de3 ganzen Rheinufergebiet3 bemächtigt hatte, erfolgte zwilchen ihm 
und dem Kur-Erzkanzler von Mainz 1804 em Abkommen, 
nach welchem von Straßburg bis zur holländiichen Grenze nur ein 
Dftroi erhoben werden jolle; als Betrag wurde dabei pro Gentner 
Kaufmannagut 2 Fr. zu Berg und 1 Fr. 33 Gent. zu Thal feſt— 
geſetzt; vom Jahre 1810 wurde die Erhebung diejes Oktrois mur 
für die Rechnung Frankreich geführt. Mit dem Uebergang der 
verbündeten Heere über den Rhein wurde jene Erhebung unter 
proviſoriſche Verwaltung geftellt, und auch noch nach dem Abjchluß 
des Barijer Friedens vom 30. Mai 1814 behielten die Mächte dieje 
Verwaltung bei bi das Schickſal des Rheinufergebiet3 entjchieden 
jein würde. Die Direliion über die Rheinichiffahrtsangelegendeiten 
wurde dem Grafen von Solms-Laubach übertragen. Zu Wien 
wurde zwar der Betrag von 2 reip. 1,33 Fr. beſtehen gelaflen, aber 
e3 wurde im Artikel 6 des Wiener Reglement? eine andere Art 
der Erhebung feitgejeßt. Nach der Convention von 1804 wurde 
nämlich bei der Erhebung nach Maßgabe der Entfernung der Er- 
hebungsſtellen verfahren; nach diefem Artikel 6 jollte aber nach der 
Länge der Uferftreden der verjchiedenen Staatsgebiete die Erhebung 
vorgenommen werden; e3 wurde damit alfo der eigentliche Diftanzen- 
tarif bejchloffen. Durch Artikel 31 wurde ferner beftimmt, daß die zu 
errichtende Gentralcommilfion jür Rheinjchiffahrtsangelegenheiten 
ſpäteſtens am 1. Juni 1815 in Mainz zujammentreten jolle. Aber 
dies geſchah erſt am 5. Auguft 1816, und erſt am 1. Oftober 1817 
fonnte fie die Mebergabe der Verwaltung von Seiten de3 Grafen 
Solm3 erlangen. 

In ihrer Geldnoth wandte ji) die Commiſſion 1817 an den 
Staat3fanzler Fürſt Hardenberg und dieſer hatte geantwortet „daß 
Preußen jeinen Mitinterefjenten den wahren Werth ihres Antheils 
an der Zotalität der Rheinjchiffahrtsgebühren validiven werde, jo 
lange der dermalige Tarif bejtehe*. Als nun ehemalige Reichs— 


perjönlich haßte und den Freiherrn von Anjtett, der befanntlich ein geborner 
Elſäſſer und ruffiicher Gejandter in Frankfurt war, „wie einen Gott ver: 
ehrte”. Er empfing von diejem feine Inftruftionen um jo lieber als er aud) 
den Annenorden zweiter KHlafie durch denjelben erhielt. 
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unmittelbare einen Grjaß für ihre verlorenen Rheinzölle reflamirten, 
fam dieje Frage auch vor die hohe Bundesverfammlung, 3. B. im 
Jahre 1820 und folgende. Und dem Gejchäftsgang diejer Ver— 
fammlung entjprechend war diejenige der Gentralcommiffion, bei 
welcher außer Preußen, auch Baiern, Baden, Hefjen, Nafjau, Frank— 
reich und die Niederlande je einen ftändigen Vertreter hatten. Außer 
weiteren Reklamationen, deren Befriedigung Preußen zugejchoben 
‚werden follte, erfolgte 1825 die beftimmte Erklärung der Gentral= 
commilfion, daß Preußen, jo lange ein definitiver Tarif, wie ihn 
das Wiener Reglement verlangte, noch nicht vereinbart wäre, ver- 
pflichtet jei, wie e8 nad) Maßgabe des alten Tarif? den Oftroi er- 
hebe, jo auch eine Repartition nach Maßgabe der Artikel 6 und 31 
an die Rheinuferftaaten jährlich vorzunehmen, bezw. aus der General- 
fafje zu Köln die Quittungen der Commiſſion zu honoriren, *) 

In der Commiſſionsſitzung vom 18. Juni 1825 ließ der der- 
malige Vertreter Preußens, Präfident Delius, durch den VBorfigenden 
zu Protokoll erklären, daß dieje Verpflichtung keineswegs vorliege, 
denn Preußen erhöbe an jeinen Zollftätten nach dem noch gültigen 
Tarif von 1804; da aber zu Wien eine ganz andere Erhebungsweiſe 
angeordnet worden jei, für die nur das definitive Reglement noch 
nicht ausgearbeitet jei, jo habe Preußen wohl aus Billigfeitsrückfichten 
jeither die Vertheilung vorgenommen, müfle aber nunmehr die Rechtö= 
verbindlichkeit ablehnen. —- Da bei diejer Darftellung von einer Er- 
örterung der- Rechtäfrage abgejehen werden muß, ebenjo wie von 
einer eingehenden Darlegung der Commijfionzverhandlungen, jo mag 
nur erwähnt werden, daß ein gewaltiger Sturm der Entrüftung 
. in der Gentralcommijfion ausbrach, der fich in der folgenden Sitzung 
vom 22. Juni noch mehr jteigerte, als der wieder abweſende Präfi- 
dent Deliuß unter anderem zu Protofoll erklären ließ: „Wenn die 
Wirkſamkeit der Centralcommilfion in Beziehung auf die Aufgabe, 
ein definitive Rheinjchiffahrtsreglement zu Stande zu bringen und 
der Sanktion der Uferftaaten vorzulegen, al3 völlig gelähmt anzu= 
jehen ift; jo jcheint e8 wohl allerding® an der Zeit zu fein, auch 








*) Ein Verſuch de3 preußiichen Bevollmächtigten im Jahre 1824 bie 
Mitglieder der Centralcommiſſion zu beitimmen, in die Auflöfung der Central: 
„ommiljion zu willigen und ſich mit ihm über die Grundlagen einer Ueber— 
einfunft zu verftändigen, war inzwijchen namentlich, wie e3 jcheint, durch den 
Einfluß de3 franzöfiichen Vertreters mihlungen. 
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die Rothiwendigfeit der ferneren Permanenz diefer nun jchon jeit 
länger al3 acht Jahren beitehenden Commiſſion in den übrigen Be— 
ziehungen ihres Beruf3 in Erwägung zu nehmen und fich beſonders 
die Trage zu beantiworten, ob der Zweck, welcher in diefer Hinficht 
von der Commiſſion erfüllt werden joll, mit dem großen Aufwande 
im Verhältniß fteht, welchen fie verurjacht, und welcher bis jebt 
ſchon eine Summe von 700,000 Fr. beträgt, und auf welchem ein= 
fachen und mwohlfeileren Wege derjelbe zu erreichen ſei.“ 

Nach Artikel 10 der Wiener Akte beftehe, führt der Präfident 
Delius weiter aus, der Zweck der Commilfion darin: 

1. daß die Gentralceommilfion eine genaue Gontrole über die 
Beobachtung der gemeinjchaftlichen Reglement? ausüben; 

2. einen Vereinigungspunkt zu gegenjeitigen Mittheilungen der 
Uferitaaten über alles was die Echiffahrt angeht, bilden joll. 

Die Funktionen ad 1 jeien nicht ausführbar, jo lange die 
Reglement3 fehlten, und zur Ausführung von 2 jet feine permanente 
Verſammlung nöthig. | 

Nach Artikel 32 waren aber noch drei außerordentliche Beſtim— 
mungen für die Centralcommiſſion getroffen: 

1. ein definitive® Rheinjchiffahrtsveglement auszuarbeiten; in 
Bezug hierauf müßte man die Thätigfeit der Gentralcommilfion ala 
gehemmt anjehen bi3 man fich über das im Artikel 1 ausgeſprochene 
Prineip der Freiheit der Rheinſchiffahrt anderweitig geeint Haben 
würde; 

2. die Ausführung der in den Artikeln 28—30 der Wiener 
Akte enthaltenen Beftimmungen wegen der direkten und Additional= 
renten, der Ruheſtandskaſſe, der Anfprüche der Rheinſchiffahrts— 
beamten u. }. tw. zu übernehmen. Soweit dieje Angelegenheiten nicht 
beendet wären, oder man fich anderweit nicht freundlich einigen 
fönnte, würde diefer Punkt bei der Centralcommiſſion ſchwerlich feine 
Erledigung finden; 

3. die vorgefundene Gentraladminiftration, wo es nöthig ein 
wird, bis zur Publikation des definitiven Reglement3 zu erſetzen. 

Don dem PVorhandenfein einer jolchen Nothiwendigfeit fünne 
die preußische Regierung fich nicht überzeugen, eine Behauptung, 
welche dann teitläufig begründet wird. „So leuchtet es ein,“ heißt 
es zum Schluß, „daß zu dielen jo einfachen Gejchäften die Beibehal- 
tung einer beſonderen, unter der Gentralcommilfion jtehenden Ver— 
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waltungscommiſſion, deren auch die Wiener Artikel gar nicht erwähnen, 
durchaus nicht ferner nöthig jein wird.“ Darauf erfolgte zunächft 
eine bitterböje Erklärung des franzöfifchen Vertreters, der fich in den 
ſtärkſten perjünlichen Invektiven gegen den Präfidenten Delius erging 
und die Nothwendigkeit der Abberufung defjelben ausſprach. Als 
Delius Ende Juni eine Vorſchußquittung von 10,000 Fr. zurüd- 
gab, indem er gegen den Willen feiner Regierung die Vermittlung 
nicht mehr übernehmen fünne, brach der Sturm in der Gentral- 
commilfion von neuem lo3, indem man fich nunmehr in jeinem 
Stellen-Bejitftande bedenklich bedroht jah. Mannhaft beſchloß aljo 
die Gentralcommiffion: 

„Ginem jolchen Umwälzungs- und Verwirrungsſyſtem, womit 
der Herr Präfident Delius jeit einiger Zeit herandrängt, fann die 
Gentraleommiffion, im Gefühl ihrer bisher behaupteten Würde, nur 
den feſten Entſchluß entgegentellen, ihre Kräfte vereinigt zu erhalten, 
um durch jedes ihr zu Gebot ftehende Mittel ihre Rechte und den 
Dienft zu behaupten, welcher ihr anvertraut ift.“ 

In der fünjten Bundestagsfitung im folgenden Jahre, in welcher 
man e3 wieder mit den Rheinoktroi-Reklamanten zu thun Hatte, 
wollten die Gejandten von Baiern, Baden, Heſſen und Nafjau die 
Gelegenheit nicht vorübergehen lafjen, den früheren Beſchluß wegen 
Gritattung eines Gutachtens über die Gompetenz der Bundeöver- 
jammlung in den Rheinichiffahrtsangelegenheiten in Erinnerung 
zu bringen. 

Nachdem mittlerweile ein Mitglied diejer Competenzcommilfton 
gejtorben war, jchritt ohne Betheiligung des preußifchen Gejandten 
die Bundesverjammlung zu einer Neuwahl in der 17. Sitzung. 

In der 22. Sitzung am 20. Juli brachten die oben genannten 
vier Gejandtichaften die Cache von neuem in Anregung und ftellten 
den Antrag, daß die Bundesverfammlung, die ja doch nunmehr 
vollftändig mit der Sachlage befannt jei, den bundesverfafjungs- 
mäßigen Verſuch einer Vermittlung anordnen und bewirken, und 
im Falle der Fruchtlofigkeit defjelben, die richterliche Entjcheidung 
durch eine Austrägalinftanz herbeiführen möge. Der fönigl. 
preußilche Gejandte äußerte hierauf, er müſſe jeinem allerhöchiten 
Hof anheimftellen, wo und was derjelbe darauf zu erwidern für 
gut finde. Damit war für die hohe Verſammlung die Sache ab- 
gethan, denn nur eine ſchwache Rejonanz Klingt noch in einem Proto- 


105 


foll des Jahres 1828 nach. Auch dieje für die Intereſſen der Nation 
jo hochwichtige Angelegenheit erhielt außerhalb und troß der Bundeg- 
verjammlung 1831 durch die Thätigkeit Preußens ihren Abſchluß. 

Einen ähnlichen Verlauf nahmen die Verhandlungen über die 
Mainichiffahrt. 

Am 28. Juni 1827 trug Namens der Eingabecommilfion der 
fönigl. däniſche, herzogl. holſtein- und lauenburgifche Gejandte vor, 
dag Wilhelm Hänlein zu Mainz, Gigenthümer de3 Marktichiffes 
zwiſchen Mainz und Frankfurt, betr. die Mainjchiffahrt eine Vor— 
ftellung eingereicht habe, der fich ſämmtliche Mainjchiffer angeſchloſſen 
hatten. Der Petent bemerkte in derjelben, daß er am 14. April 
l. 3. den „allerhöchiten und hohen Beherrichern des Mainſtroms“ 
(Baiern, Baden, Kurheſſen, Großherzogth. Hefien, Naſſau, Frankfurt) 
eine Vorftellung eingereicht habe, enthaltend eine flehentliche Bitte 

1. um Regulirung der Mainzölle, 

2. um Berbefjerung des Flußbettes, 

3. um Verbeſſerung der Leinpfade. 

Im Namen der Mainjchiffer richtete er nun die ehrerbietigfte 
Bitte an die hohe Bundesverjammlung: 

„Diejelbe wolle geneigen, durch ihreBermittlung jene aufden Wiener 
Congreß verheißenen Gegenjtände zur endlichen Erledigung zu bringen 
und desfalls die hohen Beherricher des Mainſtroms dazu einzuladen.“ 

Auf dem Wiener Congreß war feftgejeßt worden, die Zölle 
auf dem Main ſollten nicht erhöht werden. Ebenſo ſollte die Schiff- 
fahrt darauf mit feiner andern Auflage, von welcher Art fie auch 
fein möge, bejchwert und zu dem Ende baldmöglichit über einen 
Tarif übereingefommen werden, der, joviel es die Umftände erlaubten, 
dem des Rheinſchiffahrtsoktroi gleichlautend jei. Dieſe jo mwohl- 
thätige Zuficherung jei, bemerkt Petent, auch jet nach jo vielen 
Jahren noch nicht in Erfüllung gegangen, und dies habe zur Folge 
gehabt, daß die Zahl der ſonſt auf dem Main verführten Güter 
ſich bedeutend vermindert Habe, manche diejer Güter ganz davon 
verſchwunden wären, und viele andre oft den weit billigeren 
und ficheren -Qandiweg gingen. Fuhr man nämlich), jo wird in 
der Verftellung auseinandergeſetzt, bei Mainz in den Rhein, jo 
zahlte man ſchon hier eine, urjprünglich für die Strecke des Rheins 
von Mainz bis Mannheim feitgejeßte Gebühr von 13!/, Gentimes 
(4 Kreuzer) pro Gentner, die, da die Mainjchiffer den Rhein eigent- 
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ih gar nicht benußten, jchon früher der Gegenjtand langer und 
vielfältiger Klagen geweſen war, und deren Nichterhebung auch von 
der nach Artikel 123 des Rheinjchiffahrt3oftroi in Mainz beftandenen 
Commiſſion unterm 3. März 1808 gutachtlich ausgeſprochen worden. 

Fünf Stunden weiter, in Höchft, befand ſich abermals eine 
Zollſtelle, bei der, nach BVerjchiedenheit der Güter, drei bis ſechs 
Kreuzer pro Gentner, und faum zwei Stunden weiter eine dritte 
Sollitelle bei Frankfurt, bei welcher ein Zoll von drei biß vier 
Kreuzern pro Gentner, erhoben wurde. Sebte man von da jeine 
Reife nach dem nur vier Stunden davon entfernten Hanau fort, jo 
hatte man dajelbjt weiter drei bis vier Kreuzer Zollgebühren; zu 
Steinheim, eine Stunde von Hanau, 1'/, Kreuzer, und von Det- 
fingen an den von der Krone Baiern gemäßigten Zoll von Y, Kreuzer 
pro Stunde für den ganzen noch übrigen Lauf des Stroms in 
bairiſchem Gebiet nach der verjchiedenen Beftimmung der Güter zu 
entrichten. Darauf landete man wieder in Freudenberg zur Be— 
zahlung eines Zoll von beiläufig 2'/, Kreuzern; und fam man 
endlic; in Wertheim an, jo Hatte man dajelbft noch ungefähr 6 
Kreuzer pro Gentner zu entrichten. 

Adgejehen von dem zu dem Rheinjchiffahrt3oftroi gehörigen 
Zolle zu Mainz und von den Zöllen des Königreich! Baiern ift 
es ſchwer von den andern eine richtige Vorftellung zu geben. Da 
wurde nämlich nicht, wie an jeder andern Zollftätte, durch Vor— 
legung eine3 Tarif? dem Bollpflichtigen befannt, wie viel er zu 
entrichten hatte, jondern es fand ein andrea Verfahren ftatt. Bei 
Ankunft eines Schiffes begab fich ein Zollbeamter in dafjelbe, be= 
fihtigte deffen Ladung und machte, ohne deren Inhalt, noch ſonſt 
etwas davon genau zu fernen, einen oberflächlichen Anjchlag, der 
gewöhnlich, wie da, wo ein Handel gemacht werden joll, zu hoc) 
gegriffen war; der Schiffer bejchiwerte fih, man forderte weniger; 
der Schiffer bot abermald, und man verjtändigte ſich am Ende wie 
auf offnem Markt über eine Waare. 

Nicht jelten hatte man an einem und demjelben Zoll zweierlei 
Maß und Gewicht, wonach man den Schiffer aus einem oder dem 
andern Bundesftaate geringer oder Höher tarirte, diejem den Be— 
trag in 24 fl. Fuße, jenem im 22 fl. Fuße und einem andern ſo— 
gar im 20 fl. Fuße abnahm. 

Gine andere Abgabe wurde unter dem Namen „Nachengeld“ 
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erhoben, und obgleich dieje in ihrem Entſtehen wol nur eine Eleine 
Entiehädigung für die Bemühungen des Zollbeamten hatte jein jollen, 
der fi) an Bord des Schiffes mit einem Nachen zu begeben Hatte, 
jo war dieſe dann auch auf die Schiffe ausgedehnt worden, die 
man vom Ufer aus trodnen Fußes erreichen konnte, und zwar nach 
Beichaffenheit und Größe der Ladung bis zu dem Betrage von 
11 fl., eine Summe, mit der man damals eine Fleine Reife unter- 
nehmen fonnte. 

Don Schiffen, die zum erſten Male den Main berührten, nahm 
man nach deren Größe noch ebenjo viel und darüber und benannte 
dieje Abgaben mit dem Namen „Brandzoll“. Noch eine andere 
figurirte unter dem Namen „Rudergeld“. Geſchenke wurden außer- 
dem gefordert, u. j. w. 

Mie wenig unter diefen drücenden Umſtänden die Fahrt für 
den Handel auf einem Strom gedeihen fonnte, wo, außer dem an— 
geführten Nachengeld, Rudergeld, Brandzoll, die direkten Zollabgaben 
auf eine Strede von jechsundzwanzig Stunden, von Mainz big 
Wertheim, ungefähr 30 Kreuzer pro Gentner betrugen, ift leicht zu 
begreifen. 

Gin anderes, nicht minder beichwerliches Hinderniß für die 
Schiffahrt war die theilmeije Seichtigfeit des Flußes, die aus Mangel 
an Sorge um das Flußbett täglich zunahm. 

Bejonder8 war die8 am Ausfluß des Maind der Fall, wo 
in manchem Jahre faum mit leeren Fahrzeugen durchzufommen 
war. Nur bei einer außerordentlich Eoftjpieligen, Mühe und Aufent- 
halt verurjachenden Vertheilung einer oft Kleinen Ladung in viele 
andere Fahrzeuge, und nur durch eine für die Schiffer mit vielen 
Koften verbundene Außtiefung eines Grabens, hatte eine Durchfahrt 
an diejer Stelle erziwungen werden können, jonft würde in jolchen 
Jahren die Benukung des Main zur Schiffahrt ſechs ‘Monate 
lang gänzlich unmöglich gewejen jein. 

Langſam und jchleppend wie die Fahrten da nur voranjchreiten 
fonnten, wo oft ein nachfolgende Schiff Tage lang warten mußte, 
bi3 da3 vorhergehende ſich an den verjchiedenen Engpäflen langjam 
durchgeſchleift Hatte, wo die Beichwerlichkeiten derjelben für den 
Kaufmann mit bedeutenden Frachtenzulagen verknüpft waren, und 
ji jo noch Theuerung mit Langjamkeit paarte; konnten jolche Fluß— 
fahrten unmöglich dem Kaufmann zum DVertriebe jeiner Waaren 
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geeignet jcheinen, weshalb derjelbe dann natürlich häufig auf Mittel 
und Wege dachte, dieſe jonft jo bequeme und billige Waſſerſtraße 
zu umgehen. 

Nicht beſſer ftand es mit den Xeinpfaden, die an manchen 
Stellen außerordentlich viel zu wünschen übrig ließen und zu foft- 
Ipieligem Aufwand Anlaß gaben. 

„Indem die Mainjchiffer“, io ſchloß die Eingabe, „den Beherrichern 
des Mainftroms gleichzeitig ihre unterthänigjten Wünſche geziemend 
und bittend mit der Hoffnung vortrügen, daß der Zeitpunkt zur Reguli— 
rung diefer Angelegenheit nicht mehr fern jein möchte, erlaubten fie 
fich noch einer Sache zu erwähnen, die auf den Rheinſchiffahrtsoktroi 
Beziehung habe. Nach diefem Oktroi entrichteten die Schiffer außer 
den Gebühren noc eine Abgabe, unter dem Namen Rekognitions- 
gebühren, für die leeren Fahrzeuge nach deren Ladungsfähigkeit, 
die von den größten Schiffen, welche leer von einem Gnde des 
Rheins bis zum andern gingen, 97 fl. betrüge. Dieje Abgabe 
drücke die Mainjchiffer bejonders, da fie wegen des niederen Waſſer— 
ſtands im Maimbeit die Ladungsfähigkeit ihrer Schiffe faum zum 
dritten Theil benußen könnten.“ 

Der Referent brachte indbejondere in dem nun folgenden Vortrag 
den Wortlaut der Wiener Congreßbeſchlüſſe vor, jowie Artikel 19 
der Bundezafte, welcher lautet: „die Bundesglieder behalten ſich 
vor, bei der erjten Zujammenfunft der Bundesverfammlung zu 
Frankfurt wegen des Handels und Verkehrs zwiſchen den ver- 
Ichiedenen Bundesstaaten jowie wegen der Schiffahrt, nach An 
leitung der auf dem Gongreß zu Wien angenommenen Grundjäße, 
in Berathung zu treten.“ Schon am 3. Auguft 1820 hatte die 
Bundesverfammlung den auf den Wiener Minifterialconferenzen 
verabredeten Artikel über die Flußichiffahrt angenommen, welcher 
dahin ging, die Beitimmungen der Wiener Congreßakte ſowie die 
nach dem eben citirten Artifel 19 der Bundesafte bereits getroffenen 
Beitimmungen über die Flußichiffahrt und deren Freiheit „unver- 
„brüchlich zu befolgen, wie auch die deshalb jchon beitehenden Unter: 
handlungen aufs thätigfte zu betreiben und in der kürzeſt-möglichſten 
Friſt zu beendigen, wo aber noch feine Unterhandlungen eingeleitet 
find, ſolche unverzüglich eintreten zu laſſen“. Trotz und nad) alle 
dem ging Bejchluß der Bundesverfammlung dahin: 
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1) dem Marktſchiffer W. Hänlein zu bedeuten, daß e3 ihm über: 
laſſen bleibe, diejenigen Schritte, die er nach jeiner Anzeige 
bei den Regierungen der Mainuferjtaaten beveit3 gemacht habe, 
weiter zu verfolgen; demnächit aber 

2) wären die Regierungen zu erjuchen, über den Stand der Main- 
ihiffahrtsangelegenheit ſich zu erklären. 

Hierauf äußerten die Herren Gejandten der beteiligten Regie- 
rungen ihre Bereitwilligfeit hierüber Bericht zu eritatten. 

Nah acht Monaten wurde die Sache wieder verhandelt, indem 
in der Sitzung vom 21. Februar 1828 der badiiche Gejandte be- 
merkte, jeine Regierung habe die Wiener Beichlüffe reſpektirt, indem 
fie die Gebühren nach) dem Tarif von 1802 erhebe, da im übrigen 
die Mainzölle nach dem Tarif der Aheinzölle gemäß den Wiener 
Beichlüffen geregelt werden jollten, die Rheinzollangelegenheit aber 
noch der Erledigung harre, jo fünne die großherzogliche Regierung 
in der Sache nichts weiter thun, jo jehnlichit fie auch die endliche 
Regulirung herbeiwünjche. Aehnlich äußerte ſich der naſſauiſche 
Vertreter. Uebrigens jei die naſſauiſche Regierung bereit eine Com: 
miſſion der Mainuferjtaaten zu beichiden; Frankfurt erklärt fich wie 
Baden. Das GroßherzogthHum Helen gab am 6. März eine ähn- 
liche Erklärung wie Naſſau ab; am 13. Mai in demjelben Einn 
auch Kurheſſen; am 19. Juni gab Baiern feine Erklärung ab, in 
welcher e3 betonte, daß die von ihm im Jahr 1819 einberufene 
Commiſſion fich Jogleich wieder habe vertagen müfjen, weil Baden 
und Frankfurt die Theilnahme abgelehnt hätten. Weberdie habe 
die bairiſche Regierung foftjpielige Stromarbeiten vornehmen lafjen 
und den Soll von 1815 jo herabgelett, daß ftatt 27 Kreuzer 
pro Gentner nur noch 14 Kreuzer bezahlt würden. Sodann führte 
der Gejandte aus, wie namentlich in Frankfurt die Zölle in der 
bedrückenditen Weiſe erhoben würden. Alle Beftrebungen der 
bairiichen Regierung eine Ginigung herbeizuführen jeien erfolglos 
geblieben. „Und man werde andrerjeit3 doch nicht behaupten wollen, 
dag in einem Zeitraum von bald dreizehn Jahren es noch nicht 
möglich gewejen jet, ſich zur Feſtſetzung eines Tarif? zu einigen.“ 
Zum Schluß beantragte der Gejandte die Vermittlung des Bundes 
eintreten zu laffen. Am 31. Juli d. 3. wurde von der Commiſſion 
Bericht erjtattet und zugleich mitgetheilt, daß der Schiffer Hänlein 
zwei neue Vorftellungen eingereicht, und, unter Beifügung der Zoll- 
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regilter von 1670 und 1737 der Behauptung, daß jämmtliche Zölle 
jeit 1802 nicht erhöht worden find, widerjprochen habe. 

Auf Antrag des Referenten wurde dann unter Widerſpruch 
Badens und unter Verklaufulirung Frankfurts beichlofien: 

„Die betheiligten Regierungen der Mainuferftaaten werden ein= 
geladen, die Verhandlungen zur Regulirung der Mainjchiffahrt 
alöbald zu beginnen und von der Erfüllung diefer Aufforderung, 
ſowie demnächſt von der getroffenen Uebereinkunft der hohen Bundes— 
verjammlung Kenntniß zu geben.“ 

Am 21. Auguft d. J. trat auch Baden unter heftigen An— 
Hagen gegen Baiern in einer gewundenen Erklärung bei, enthielt 
ſich aber bei dem folgenden Beſchluß, daß die Bundesverfammlung 
den Wunjch hege, die Commilfion zur Regulirung der Mainjchiff- 
fahrt werde nunmehr ohne weiteren Verzug eröffnet werden, der 
Abftimmung und gab dabei der Renitenz jeiner Regierung, die ſich 
hinter der Rheinichiffahrtscommiffion verjchanzte, noch mehrfach 
Ausdrud. 

Damit ift auch dieje frage für die hohe Bundesverjammlung 
erledigt. 

Es wird fi) Niemand wundern, zu hören, daß die Nedar- 
Ihiffahrt fein Befleres Schickſal erfahren Hat. Endlich erhoben 
die Gejandten von Würtemberg und Heflen ihre Klage bei der 
Bundesverjammlung. Unter Mißachtung aller vertraggmäßigen Be- 
ftimmungen weigere fi) Baden nun jchon jechazehn Jahre die zu 
Mien beichlofjene Höhe der Zollfäbe einzuhalten, dabei thue diejer 
Staat für die Inftandhaltung des Fahrwaſſers und der Leinpfade 
nichts. Wie gewöhnlich wurde von Baden hierüber eine Erklärung 
binnen ſechs Wochen verlangt. Aber Baden ſchwieg und die Be— 
ſchwerde mußte nach dreizehn Wochen erneuert werden. Nach einer 
ehr vabuliftiich abgefaßten Erklärung von Seiten diejer Regierung 
wurde auf Antrag Präfidii eine Commiſſion zur Begutachtung der 
Sache eingejeßt, in welcher die Fragen, wie alle andern, die der 
Präfidialpolizei gleichgültig waren, begraben wurden. Erſt im Jahre 
1842, aljo zweiundzwanzig Jahre nach dem erſten bezüglichen Bundes— 
beihluß kam zwijchen den beteiligten Regierungen außerhalb des 
Bundestags eine Vereinbarung über diefe Sache zu Stande. 

Kaum ein paar Jahre Hatten ſich die kleinen jouveränen 
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Rheinnahbarn vertragen, als wieder ein Nothichrei in der 
Bundesverjammlung, diesmal von Nafjau, ausgejtoßen wurde. 

In den Jahren 1838—1840 Hatte nämlich die naſſauiſche 
Negierung oberhalb Bieberich zur Sicherung des naflauischen Fahr: 
waſſers verjchiedenre Buhnenanlagen vorgenommen, durch welche das 
großherzoglich heſſiſche Fahrwafler fich jo eingeengt fühlte, daß 
plößlich in der letten Februarnacht des Jahres 1841 fich ein großer 
Steinwall als Buhne von der Heifiichen Seite in der Art gegen die 
naffauische Buhne vorjtredte, daß die Spitzen der beiden Gtein- 
buhnen nur noch zwölf Fuß von einander entfernt waren, jo daß 
hierdurch die Ab= und Zufuhr zum DBiebericher Hafen jo gut wie 
gejperrt war. Dieje Handlung, ruft der naſſauiſche Gejandte aus, 
erichten der herzoglichen Regierung in einem jo grellen Widerſpruch 
mit den nachbarlichen Verhältniſſen deuticher Bundezitaaten und mit 
der damaligen politijchen Lage Deutſchlands zu ftehen, daß fie Alles 
für ein Mißverftändniß hielt und in freundnachbarlicher Weije zu- 
nächſt einen vertrauten Beamten nach) Darmftadt Jandte, der ihr aber 
die Nachricht brachte, daß jene Maßregel von der heifiichen Regierung 
befohlen jei. — Nun fam e3 zu einem lebhaften Federkrieg zwijchen 
den „Ercellenzien“ der naſſauiſchen Miniſterien und des heſſiſchen 
Minifteriums des Auswärtigen, in welchem die beiderjeitigen Be— 
rechtigungen zum Anlegen der Buhnen durch lange ftaatsrechtliche 
Unterfuhhungen bis zum Lüneviller Frieden hinauf erhärtet wurden. 
Da auch dieje gelehrten Unterfuhungen und nicht? weniger wie. 
freundnachbarlichen Correjpondenzen zu feinem Rejultat geführt 
hatten, jollte die Bundesverfammlung helfen. Dieje wies den Streit 
an eine Gommijfion, welcher e3 denn auch durch den Drud, den 
die Gejandten der beiden Großmächte ausübten, gelang, im Jahre 
1843 eine Vermittlung herbeizuführen. Nicht weniger als zwei— 
undvierzig amtliche Aktenſtücke und Auzfertigungen auf einer ftatt- 
lichen Anzahl von Foliojeiten bilden das Material zur Beurtheilung 
diejer jtaat3rechtlichen und hochpolitiichen Buhnenfrage. Wenn auch 
in etwas gedämpfteren Tönen und jeichterer Begründung wiederholte 
fi) dies Stück zwiſchen den beiden feindlichen Brüdern im Jahre 
1856, die beiden Großmächte haben dann durch die Vermittelungs- 
commiljion wieder Frieden geftiftet. 

In Folge der Unzuträglichkeiten, die daraus erwuchſen, daß 
ein franzöſiſcher Bevollmächtigter als Mitglied der Rheinſchiffahrts— 
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commiljion in einer deutjchen Bundesfeſtung Wohnfig hatte, wurde 
die Commiſſion 1860 nah Mannheim verlegt. 


Drittes Kapitel. 
Handel und Verkehr. 


Nachdem man fich alljeitig in den zwanziger Jahren *) hatte 
überzeugen müffen, daß auch auf diejem wichtigen Gebiet von der 
Bundesverfammlung nicht? zu erwarten ſei, hatte Preußen, geftüßt 
auf die berühmte Mai=-Kabinet3ordre von 1818, eine jelbftändige 
Handel3- und Zollpolitif eingejchlagen, welche unter Aufhebung aller 
Binnenzölle, da3 Syſtem der Prohibition gegen das der mäßigen 
Schußzölle vertaufchtee Zur Erleichterung des Cingangd aus— 
ländijcher Erzeugnifje jollten Handelsverträge abgejchloffen werden. 
Durch den Drang der Berhältniffe wurden einzelne von Preußen 
enflavirte Staaten, wie Rudolftadt, Weimar, Anhalt, Lippe und 
Schwerin veranlaßt, ſich diefem Syftem anzujchliegen. Die ſüd— 
deutichen Staaten juchten auf dem Grundjage des Schußzolles diefe 
Trage durch einen DVertrag, den Handelöverein von 1828, zu löſen, 
wie der unter dem Einfluffe von Hannover-England jtehende Mittel- 


*) Der bald nad Eröffnung der Bundesverfammlung von verjchiedenen 
Bundesregierungen beantragte Vertrag über freien Verkehr mit Getreide und 
Schlachtvieh innerhalb des Bundesgebiet3 jcheiterte zunächſt 1817 durch das 
Verlangen Baierns, dab dieſer Vertrag auch für Diejenigen Provinzen der 
deutjchen Großmächte Geltung Habe, die, außerhalb des Bundesgebiet3 lagen. 
Als aber Baiern dies DBerlangen fallen gelaffen batte, ſchwieg Buol und 
verichleppte die Angelegenheit, weil er fich feiner Inſtruktion ſchämte. Wäh— 
rend nämlich die deutichen Provinzen den Vertrag gewünjcht hatten, war er 
von den nicht deutichen Provinzen abgelehnt worden; dem letzteren Votum 
ichloffen fi) Hof und Miniſter an; und da Buol durch eine ſolche Abftim- 
mung den Einfluß der Präfidialmadt in Deutjchland gefährdet ſah, zügerte 
er, verlangte eine andre Inſtruktion, mußte aber zum Schluß doch erklären, 
daß Deftreich jenen Vertrag ablehne; man fünne ja, hieß e3 zur Begütigung 
Einzeln ein Ablommen treffen. Das Detail über die Verhandlungen hat 
Ilſe beigebradt. 
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deutjche Verein, ebenfall3 vom Jahre 1828, aber bafirt auf das 
Syſtem der Handelöfreiheit; allein derjenige Staat — befanntlich 
Hellen= Darmjtadt — der zwilchen die beiden Intereſſengruppen 
hineingeftellt war und die Unmöglichkeit begriff einem oder dem 
andern Verein ganz beizutreten, entſchied fich für den Anſchluß an 
Preußen und gab dadurch mittelbar den Anſtoß zur weiteren Ent- 
wiclung des Zollvereing.*) Während Preußen in den rein poli- 
tijchen Angelegenheiten der dreißiger Jahre durchweg in der ruſſiſch— 
öftreichijchen Gefolgichaft erjcheint, Hat e3 mit Einficht, Zähigkeit und 
Klugheit fich nur der Löſung einer Frage hingegeben, der der wirth- 
ichaftlichen Gejtaltung. Nachdem jener mitteldeutjche Verein am 
24. September 1828 von Hannover, Sachſen, Oldenburg, Braun: 
ichweig, Kurheſſen, Weimar, Heſſen-Homburg, Nafjau, Altenburg, 
Koburg-Gotha, Meiningen, den Reußen jüngerer und älterer Linie, 
Schwarzburg-Rudolitadt, Bremen und Frankfurt zunächſt bis zum 
31. Dezember 1834 abgejchloffen worden war, und Weimar und 
Altenburg Borbehalte erhoben Hatten, veranlaßte Hannover die 
Bundesstaaten Oldenburg, Braunſchweig und Kurheſſen zu der Er— 
klärung, daß fie, wenn Preußen mit Baiern und Würtemberg Zoll- 
abfommen treffen würde, doch an dem mitteldeutichen Verein fejt- 
halten wollten. Trotzdem jchloß fich Kurheſſen im Oftober 1831 
dem „Eöniglich preußiichen und großherzoglich heſſiſchen Zoll- und 
Mauthverband” an. Damit mar die ganze welfilche Intrigue 
über den Saufen geworfen, und Einige erhoben, wie alle dergleichen 
Politiker damals und ſpäter thaten, beim Bund Klage und Be- 
ichwerde. Es wurden alle möglichen Handels- und Verkehrsintereſſen, 
tiefe ftaatörechtlihe Deduftionen und juriftiiche Betrachtungen über 
Societät3- und Vertraggrechte vorgebracht, die fich jchließlich zur An- 
rufung der Austrägalenticheidung fteigerten. Der kurheſſiſche Ge- 
ſandte hielt jeiner Regierung troden das Protokoll offen; die Bundes— 
verfammlung beichloß, fie wolle die furhejfiiche Erklärung möglichit 
*) Die Zolleonferenz in Darmjtadt war im Jahre 1823 Hauptjächlich 
deshalb rejultatlos verlaufen, weil Baiern, jich al3 den Meiſter von Süd— 
weitdeutichland fühlend, ungemeſſene Aniprüche geltend machte. 1828 Hatte 
Kurheſſen mit großer Entrüftung als das ältere Glied des Haufes den 
Vertrag Darmjtadt3 mit Preuhen zurückgewieſen; als aber die Noth zum Bei: 
tritt gezwungen Hatte, verjuchte der bairiſche Bundestagsgefandte noch in 
letter Stunde den Anſchluß zu verhindern. 
Fiſcher, Geſch. des deutichen Bundestags zu Frankf. a. M. 8 
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bald entgegennehmen. Als nach ſechs Wochen dieje noch nicht erfolgt 
war, verlangten die Beichwerdeführer eine Friftitefung von vierzehn 
Tagen, welche die Bundesverjammlung auch beſchloß. Nach Ver: 
lauf diejer vierzehn Tage wurde eine neue gleiche Friſt gegeben im 
Juli 1832. Ende Auguft erklärte dann der Gejandte unter Anderem: 
„sKurheflen war freilich Mitglied des am 24. September 1828 
zwijchen ſechszehn Regierungen verabredeten Vereins; allein es hörte 
auf jolches zu jein, jobald ein oder das andere Mitglied der Gejell- 
Ihaft oder des Verein? aus demjelben heraustrat, oder auch nur, 
daß es dies beabfichtige auf erkennbare Weile an den Tag legte, 
oder der Mitwirfung zu einem gemeinjamen Zwecke fich entzog, oder 
jobald fich ergab, daß jener Zweck in der vereinbarten Art nicht zu 
erreichen ftand. 

Die Auflöfung des Vereins, jo zu jagen ehe er zu Stande kam, 
al3 Thatjache ift notoriich und wurde es mit jedem Tage mehr, 
bedarf demnach feines Beweiſes; zu deſſen Beichaffung es überdem 
ausreichen würde anzuführen, daß jolcher im Jahre 1828 zwijchen 
ſechszehn Gejellichaftern beabfichtigt wurde, daß im Jahre 1829 nur 
neun al3 ſolche fich gerirten, daß jchon damal3 zwei von diejen 
wegen des auch von ihnen beabjichtigten Austritt3 bejondere Vor— 
behalte machten, daß eine weitere Uebereinfunft vom 20. Dezember 
1829 nur zwilchen drei und die lekte vom 27. Mai 1830 zwijchen 
vier der Gejellichafter zu Stande, feine derjelben aber zur Voll— 
ziehung fam, ſowie daß gegenwärtig nur ſechs der Gefellichaftäglieder 
in dieſer Eigenjchaft ala bejchtwerdeführend auftreten. Selbſt wenn 
dieſes Alles aber nicht der Fall wäre und von Seiten de Vereins 
alle Zujagen erfüllt worden wären, jo ftünde doch nur dem PVerein, 
nicht aber beliebigen Gliedern da3 Recht der Bejchwerde zu.” Die 
Beſchwerde jei aljo von der Bundesverjammlung zurückzuweiſen, 
wa3 hiermit beantragt werde. Nachdem der Gejandte dann noch 
hervorgehoben hat, daß auch der thatjächliche Zuftand feinen Anlaß 
zur Klage gebe, indem der Tranfitzoll gegen früher herabgejekt jei, 
fommt er in weiteren juriftiichen Ausführungen auch zu der Be— 
hauptung, daß die Bundesverfammlung gar feine Kandhabe befite, 
um die von den Bejchwerdeführern gewünjchte Verfügung zur Auf: 
rechterhaltung des früheren Beſitzſtandes außzuftellen. 

Auf Vorſchlag des Präfidiums wurde die Sache einer Dreier: 
commilfion: Oeſtreich, Dänemarf, Mecklenburg zur Begutachtung 
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übergeben. Noch ehe dieje abgegeben wurde, jette der kurheſſiſche 
Geſandte, allerdings in einem anderen Tone, auseinander, daß nur 
die Noth jeine Regierung gezwungen habe von jenem Verein zurück— 
zutreten, da diejer nicht gehalten, was er veriprocdhen, daß aber 
deutjcher Patriotismus jeine Regierung zum Anjchluß an einen andern 
Derband geführt habe. Daß man jich dem preußiſch-heſſiſchen Ver- 
bande angejchloffen habe, jei gejchehen, weil hiedurch Kurhefien in 
der größten Ausdehnung von hemmenden Zolllinien befreit, und 
durch den gleichzeitig eröffneten freien Verkehr in ein bedeutendes 
Handelögebiet die Hauptveranlafjung zu allen ftattgehabten Ruhe— 
ftörungen für immer bejeitigt wäre. Die gewerbliche Betriebjamteit 
dürfte fih nun in Kurheſſen neben der Eröffnung eines hinreichenden 
Handelägebiet3 deilelben Schußes gegen da3 Ausland erfreuen, welcher 
den Fabriken und Gewerben in den übrigen Bollvereinsftaaten zu 
Theil wurde. Die gemeinjamen deutjchen Intereſſen würden durch 
den Zutritt Kurheſſens zu einem ausgedehnten deutichen Zoilverein 
nicht gefährdet, jondern erhalten und gefördert. Außerdem, wurde 
höhnijcherweije Hinzugefügt, eröffnete jich eine Ausficht, daß es auf 
diefem Wege gelingen würde, endlich den Artifel 19 der Bundes- 
afte in Grfällung gehen zu jehen. 

Darauf beantragte der Referent der Dreiercommilfion nad) 
einer jehr weitläufigen Berichterjtattung, es möge die in Artikel 21 
der Wiener Schlußafte vorgefehene VBermittlungscommiffion bejtellt 
werden, was denn auc) gejchah. 

Diefe Commilfion, unter der Führung Oeſtreichs, verfuhr 
aber jo parteiifch, daß, als fie in der Bundesverfammlung ihren 
Vermittlungsverjuh als beendigt anjah und auf Einleitung des 
austrägalgerichtlichen Verfahrens antrug, der kurheſſiſche Geſandte 
eine feierliche Verwahrung dagegen einlegte, und der preußiiche Ge— 
jandte zu jeinen Gunften ſich ausſprach und namentlich die unan« 
ftändige und am Bunde unerhörte Eile und peremtorijche Friſt— 
beftimmung tadelte. Baiern, Helfen, Baden u. A. jchlofien ſich dem 
an und es wurde für die Bildung der Austrägalinitanz eine Friſt 
von jechs Wochen vom Präfidium vorgejchlagen ; Kurheſſen erklärte 
jofort, daß es darauf nicht eingehen fünne, denn die Bejchwerde- 
führer hätten nur allgemeine Klagen, aber feine bejtimmten Punkte 
vorgebracht und ehe dies gejchehen jei, verſage es bei der Bildung 
jener Inſtanz feine Mitwirkung. Da nur Preußen ihn hierin unters 
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jtüßte, jo ſiegte das Präſidium im Beichluß. Die öſtreichiſch-welfiſche 
Kooperation brachte Kurheſſen immer mehr in die Enge, während 
Preußen den Schild vorhielt, auch Baiern und Heſſen traten immer 
deutlicher für Kurheſſen hervor. Im Januar 1833 gab der preußiſche 
Geſandte eine weitläufige Erklärung ſeiner Regierung zu Protokoll, 
in welcher das Verfahren der Vermittlungscommiſſion einer ſcharfen 
Kritik unterzogen und dargelegt wurde, daß die ganze Streitſache 
ſich nicht für eine privatrechtliche Behandlung eigne, da es ſich hier 
um große Staatsintereſſen handle; es könne alſo nur der Weg der 
Vermittlung beſchritten werden, zugleich hob er vertraulich hervor, 
daß es der preußiſche Hof ſei, welcher dieſe Vorſchläge mache, und 
daß man erwarten könne, daß die Würde der königlich preußiſchen 
Regierung die gebührende Rückſichtnahme finden werde, indem man 
pure jene Erklärung zur Inſtruktionseinholung der Geſandten ſtelle. 
Mit höhniſchen Worten kritiſirte der Herr Präſidirende dieſen Vor— 
trag und ſetzte durch, daß die Bundesverſammlung beim früheren 
Beſchluſſe blieb, den Regierungen aber die Inſtruktion ihrer Ge— 
ſandten überließ. Gegen Proteſt und Erklärung Preußens, Kur— 
heſſens, Baierns, Badens und Heſſens wurde dann der Kaiſer von 
Oeſtreich, bezw. die oberſte Juſtizſtelle in Wien als“ Austrägal— 
inſtanz von der Bundesverſammlung bezeichnet. Ueberdies wurde 
in einer langathmigen Erklärung Hannovers dem Präſidialhof 
unterthänigſter Dank abgeſtattet und die Behauptung aufgeſtellt, 
daß das Benehmen jenes Hofes „ſtets zum unvergeßlichen, höchſt 
ehrenvollen Denkmale des Sinnes für Gerechtigkeit und der unwandel— 
baren Bundestreue des an der Spitze Deutſchlands ftehenden Staates“ 
gereichen werde; Jodann folgte eine gehäjlige und bittere Anklage 
gegen Preußen, das ſchon jo oft in der Bundesverfammlung zurecht- 
gewiejen, doch immer wieder auf jeine alten Wege zurückkomme und 
die Geſetze und Verfaſſung des Bundes in Frage ftelle.. Das Aus- 
trägalverfahren jet ein „Hauptpalladium der Unabhängigkeit der 
Bundesstaaten”. 

Nah wiederholten Erklärungen und Gegenerflärungen zeigte 
Prafidium an, daß die Alten an die Juftizbehörde in Wien ab- 
gegeben worden jeien. Und damit jchloß diefe Sache, die ſoviel 
Staub aufgewixbelt hatte, für die Bundesverjammlung. Allerdinga 
hatte ſich im Stillen von Hof zu Hof eine Wendung eingeftellt; 
nämlich 1833 theilte Sachſen an Baiern mit, daß Leftreich dieje 
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Differenzen nicht weiter nähren werde, weil e3 der Unterjtüßung 
Preußens in den politiichen Angelegenheiten der Zeit nicht entbehren 
fonnte. - 

Mittleriveile hatte Hannover jeine Sache noch von einer andern 
Seite angegriffen, und zwar, ehe jene Wendung in Wien eingetreten 
war, nach einer Verabredung mit der Präſidialmacht. Erſt am 
Tage vor der Einbringung der Anträge erhielt der preußiiche Ges 
jandte Kenntniß von dem Vorgehen, das darauf berechnet war, 
Baiern und Wiürtemberg von dem Anjchluß an Preußen zurück— 
zudrängen. In zweiter Linie jollte durch Ablehnung der Anträge 
das Odium in den Augen des Volks auf Preußen zu liegen fommen. 
Würtemberg hatte ſich auch zunächſt dafür ſtimmen laſſen durch den 
Grafen Latour, Präjes der Militärcommilfion, der in bejonderer 
Miifion nach Stuttgart gegangen war. 

Am 9. Auguft 1832 erhob fich nämlich der hannoverſche Gejandte, 
um im Auftrage Sr. Majeftät von Großbritannien und Hannover 
Anträge zu ftellen, die dahin führen jollten, die deutſchen Volks— 
ftämme zu beruhigen und die Eintracht der deutjchen Staaten zu 
fürdern. Dabei wurden dieje Ausführungen nicht nur auf die 
Bundesverfaflung, jondern auch auf das frühere Reichsrecht bafirt, 
und liefen, in ein heuchlerijch = patriotiiches Gewand geſteckt, nur 
darauf hinaus, die preußiiche Zollvereinigung unter Anklage zu 
ftellen und fie wenn möglich zu ſprengen. Auch der moralijche 
Accent wurde mit dem „verderblichen Schleichhandel“ in dies Mach: 
werk Hineingetragen ; modificirte Vorſchläge brachte im Oktober der 
föniglich ſächſiſche Geſandte. Alles wurde zunächſt an die betreffende 
Commiſſion veriviefen. Ende Oftober gab nun Preußen eine ein- 
gehende Erklärung jeiner Regierung zu Protokoll, die ein Muſter 
Tichtvoller, präciſer Darftellung und klarer wiljenjchaftlicher wie 
ſtaatsmänniſcher Einficht ift. Nach der Natur des Bundes, dem 
Mortlaut der Verfaſſung, ſowie den früheren Hannoverjchen Er— 
Härungen, jo wird ausgeführt, jeien diefe Fragen nur durch freie 
Vereinbarungen zu beantworten. Die Bundesverfaffung könne dieje 
entweder fürdern, oder jelbit in die Hand nehmen. Dieje lebte 
Aufgabe könne aber dem die Bundesverfammlung bildenden Verein 
der Gejandten der deutjchen Höfe nicht angemuthet werden. Eine 
eingejeßte Specialcommijfion würde fich. jehr bald davon überzeugen, 
daß man zu praftiichen Ergebniffen nur durch Verhandlungen mit 
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den einzelnen Staaten gelangen könne, was aber nur durch der- 
gleichen Verhandlungen ausführbar erjcheine, werde auch am zweck— 
mäßigften durch fie vermittelt. Für die Ginzelftaaten jeien nach 
der Derjchiedenheit der geographilchen Lage und der ftaatäwirth- 
ichaftlichen Beziehungen der Länder die Wünjche verjchieden; die 
Bedürfniffe entwickelten jich demnach jehr verjchieden und kämen ver- 
ichieden zur Geltung. Demnach jei auch die Bundesverjammlung 
zur Vermittlung nicht geeignet. Die hannoverjche Erklärung be- 
haupte erſt, daß die Bundesverjammlung das rechte Organ der 
Vereinbarung jei und meine dann doch, daß nur die Bundezftaaten 
durch Ginzelverträge unter einander zum Ziele gelangen könnten. 
Derartige Vereinbarungen, wie fie 3.8. jebt zwiſchen Preußen und 
den beiden Hefjen getroffen jeien, gingen von dem richtigen Ge— 
danken aus, daß ihr eine Vereinbarung über die indirekten Steuern 
vorangehen müfle und darauf beruhe auch der Segen der Ueberein— 
kunft; während man von der andren Seite nicht die vertragamäßige 
Uebereinftimmung der Steuergejeßgebung, jondern die Garantie der 
Verjchiedenheit derjelben gewünjcht und für nöthig gehalten habe. 
Nachdem dann die oben bezeichneten Grundſätze hervorgehoben find, 
fährt der Bericht fort: „In den letzten zwölf Jahren hat Preußen 
700 Meilen Chaufjee theild ganz neu, theild jo umgebaut, daß der 
Umbau einem Neubau gleichfommt. Aehnliche Verbeſſerungen find 
in den mit ihm in Handelöverbindungen ftehenden deutjchen Staaten 
ausgeführt worden. 

Sin den über dieje Verbindung abgejchloffenen Verträgen iſt 
ein Marimum von Chaufjeegeld angenommen, welches bei weiten 
nicht einmal zur Unterhaltung der Straßen ausreiht. Man bat 
ferner verabredet, daß Damm-, Brücken- und Fährgelder nur in 
einem Betrage eingeführt oder beibehalten werden dürfen al fie den 
gewöhnlichen Herſtellungs- und Unterhaltungskoften angemeſſen find. 
Andere Separaterhebungen von Thorjperr- und Pflaftergeldern ſollen 
nicht jtattfinden.” Somit jei längft hier durchgeführt, was die 
hannoverjchen Borjchläge wünſchten. Es ift bezeichnend,. daß es 
diefer Erklärung vorbehalten war, die faulen Berufungen auf die 
goldne Bulle, die Reichstagsbeſchlüſſe und Wahlfapitulationen auf 
ihren Werth zurücdzuführen und zu erläutern! In der That würde 
durch ein Zurücdgehen auf jene Berhältniffe und Beitimmungen nicht 
eine Verbeſſerung, jondern eine große Verichlimmerung des der- 


119 


maligen Zuftandes herbeigeführt werden. „Ferner,“ Fährt der Bericht 
fort, „wird in der hannoverichen Erklärung an die Verabredungen 
des Wiener Kongreiles über die Flußjhiffahrt erinnert. Was von 
den Waflerftraßen, den Flüffen gilt, kann ſchon am fich nicht gut 
auf Landftraßen angewandt werden. Der Strom bildet von Natur 
eine Straße, deren Anfangs- und Endpunkt bejtimmt, deren Richtung 
nicht willkürlich zu verändern if. Ganz anders iſt es mit den 
Landitraßen, welche die Willtühr der Menſchen erbaut, denen Kon— 
venienz oder Intereſſe hier- oder dorthin die Richtung gibt, und 
deren um jo mehr errichtet werden fünnen und auch wirklich eriftiren, 
je entlegener die Punkte find, zwiſchen welchen ein Verkehr ftattfinden 
joll, und je weniger Terrainhindernifje ſich unterwegs vorfinden. 
Knüpfen ſich auch dergleichen Straßen von Land zu Land aneinander 
und dienen zu deren Verbindung, jo ijt doch fein innerer Grund 
erfindlich, weshalb auf denjelben die fremde Waare eher durchzulaffen 
jei, als durch jedes bejondere Land überhaupt, von welchem fie einen 
Theil bilden. Man müßte denn alle Hauptitraßen und Verbindungs— 
wege in den deutjchen Staaten als Theile und Glieder eines für 
ganz Deutjchland Herzuftellenden Wegſyſtems betrachten wollen.” 

Ferner provocirten die hannoverſchen Vorſchläge ſchwere juriftijche 
Differenzen hinſichtlich der Zollgerechtſame, wie frühere Beiſpiele 
zur Genüge bewieſen. Würden alle dieſe Hinderniſſe auch über— 
wunden, ſo würden ſich neue auf dem Gebiet der Staatswirthſchaft 
und Handelspolitik erheben, ſobald die Frage zu beantworten wäre, 
wie die neue Umlegung der Durchgangsabgaben im Intereſſe aller 
deutſcher Staaten getroffen werden ſolle. Jedenfalls müßten alle 
Staaten ihre Zollſyſteme abändern. Nachdem im Weiteren alle 
Einzelheiten geprüft und die Schwierigkeit einer glüdlichen Erledigung 
dargelegt ijt, jchließt der Bericht mit der Erinnerung an die Worte 
des hannoverjchen Gejandten vom 20. September 1819, die dahin 
gingen, daß jeine Regierung weit entfernt jei, täufchende Hoffnungen 
erregen oder unterjtüßen zu wollen, deren Unausführbarkeit in ihrer 
ganzen Ausdehnung fich vorherjehen ließe. 

In barjchem Tone verlangte nun der hannoverſche Gejandte 
Ende December d. 3. Berichterftattung über jeine Vorjchläge, die 
Ihon wieder vier Monate in der Commiſſion lagerten, worauf das 
Präfidium baldige Berichterjtattung in Ausficht ftellte. Im Jahr 
1833 folgen dann mehr oder weniger weitläufige Erklärungen, jo 
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die der freien Etädte, die auf Grund der Beitimmungen der goldnen 
Bulle jede Einführung von Grenzzöllen für unzuläffig erklärten und 
im Intereſſe des Handel3 möglichjt für Aufhebung der Durchgangs- 
zölle plaidirten. Nachdem der hannoverjche Gejandte wiederholt an— 
gepocht hatte, erjtattete Herr von Blittersdorff im Mai den Bericht, 
in welchem nad) einer weitläufigen hiftorifchen Ueberficht der Ent- 
wurf zu einer Uebereinkunft unter den deutjchen Bundesftaaten zur 
Begünftigung des Durchfuhrhandels nebſt Motiven gegeben wurde; 
die hannoverſchen Anjchauungen Hatten natürlich dabei die Ober- 
hand behalten. Es war demnach dem preußischen Gejandten nichts 
übrig geblieben, al3 ein Separatvotum abzugeben, in dem er hervor— 
hob, daß wenn man glaube durch dieje Beitimmungen den Nicht 
deutſchen Handel auszujchließen, nicht? eintreten würde, ala daß 
neun Zehntel der tranfitirenden Waaren doch ausländiſche jeien. 
Die Aufftellung gemeinfamer Grundſätze über den Tranfit ſei fo 
lange unmöglich, als eine Verabredung über die Ein- und Ausgangs- 
ausgaben nicht getroffen jei. Bei der nach zwei Monaten eröffneten 
Abjtimmung trat natürlich Deftreich gern den hannoverſchen Vor— 
ihlägen bei; als aber eine Regierung nach der anderen fich mehr 
oder weniger auf den preußiichen Standpunft ftellte, konnte das 
hannoverjche Drängen auch auf den Wiener Minifterialfonferenzen 
zu feinem Rejultat mehr führen, denn Baiern, Würtemberg, Hohen- 
zollern, albertiniſches und erneſtiniſches Sachſen, die thüringifchen 
Staaten traten dem Zollverein bei, und als die Macht der Verhält- 
niſſe 1835 auch Baden und Nafjau, jowie 1836 auch Frankfurt 
zum Anjchluffe gezwungen hatte, da umfaßte diejes wirthichaftliche 
deutjch-preußifche Reich über 8000 Meilen und 251, Millionen 
Einwohner. | 

Dieje Angelegenheit hat die Bundesverfammlung vor ihrer erften 
Auflöfung offiziell nicht weiter bejchäftigt. Die Handels- und Zoll: 
verhältniffe wurden nur noch in zwei Fällen vor der Bundesver- 
lammlung zur Sprache gebradt. Zunächſt war es der Freund: 
Ihaft3-, Handels- und Schiffahrtsvertrag, welcher zwijchen den 
Hanjeftädten und Venezuela im Jahre 1837 abgejchloffen und 1838 
der Bundesverfammlung vorgelegt wurde. Hierbei fonnte der Ge- 
landte der freien Städte darauf hinweiſen, daß aus demjelben den 
deutjchen Bundesstaaten überhaupt ein erheblicher Vortheil erwachſe, 
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indem ihnen nunmehr diejelben VBortheile zufämen, wie Engländern, 
Franzoſen, Niederländern und Amerikanern. 

Außer diefen Gegenftänden wurde die Handel3frage nur noch 
in einer Beſchwerde vor den Bund gebracht, welche Lübe und 
Hamburg wegen angeblich vechtäwidriger Verweigerung des freien 
Tranfithandel3 durch Holftein gegen Dänemark im Jahr 1838 er- 
hoben. Ganz wider den Geift der Bundesakte, heißt es in derjelben, 
habe ein deutſcher Bundesſtaat, der bisher jeine Zolleinrichtungen ganz 
in dem Stande ließ, in welchem fie fich zur Zeit der deutjchen 
Reichsverfaſſung befanden, jo Hohen Tranfitzoll eingeführt, daß dieje 
Mapregel einem Durchfuhrverbot gleichfomme. Aber das Recht der 
freien Durchfuhr durch Holftein hätten die Betenten ſchon im zwölften 
Sahrhundert durch Faijerliche Privilegien erworben; nur einmal 
habe die Ausübung diefe Rechtes eine Unterbrechung erlitten, jet 
aber al3bald nach Erlaß eine® mandati dehortatorii des Reichs— 
hofrath3 wiederhergeftellt und jpäter immer anerkannt worden, jo daß 
beide Städte fich zur Zeit noch im Befite diefer Servitut befänden. 
Durch die neue Zollordnung, die 1839 in Gültigkeit trete, werde 
die DVerhältnig ganz außer Acht gelaffen und für 1 Gentner 
Tranfitiwaare brutto 32 bezw. 16 Thaler Zollabgabe feſtgeſetzt. Da- 
gegen möge die Bundesverjammlung ihre Vermittlung zu Gunften 
der Städte eintreten laſſen. Der dänijche Gejandte erwiderte jehr 
brüsf, daß er in diejer „jo unzuläjfigen als befremdenden Beſchwerde“ 
feinen Anlaß zu einer Erklärung ſeines allerhöchiten Hofes erfennen 
könne; würde er eine jolche dennoch erbitten, jo gejchehe es aus 
Rüdficht gegen die hohe Bundesverfammlung und ohne Anerkennung 
ihrer Competenz. Auf Präfidialantrag wurde die Beſchwerde an 
eine Specialcommilfion zur Prüfung abgegeben, welche aus den 
Gejandten von Dejtreich, Baiern und Kurheſſen bejtand. Auf An— 
trag diejer Commiſſion wurde dann der dänische Gejandte beauftragt, 
in möglichit kurzer Zeit eine Erklärung jeiten3 feiner Regierung bei- 
zubringen, was denn auch auf 21 gedruckten Foliojeiten geſchah. 
Das völlig Unberechtigte der Beſchwerde jollte Hierin nachgewiejen 
werden. Auf Antrag der Commiſſion bejchloß die Bundesverfamm- 
lung, daß die Gompetenz der Bundesverfammlung nicht beitritten 
werden fönne, daß die Bundesverfammlung aber auch dem Begehren 
um Schuß im jüngjten Beſitzſtande nicht zu entiprechen vermöge. 
Daran fnüpfte das Präſidium noch den Wunſch, die Sache möchte 
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im Wege gütlicher Vereinbarung zwilchen den beiden Streitenden 
erledigt werden. Died Ziel wurde denn auch dadurch), daß Däne- 
mark jeinen Zoll herabjegte, im Jahr 1840 erreicht. 

+ Wa3 den Verkehr anlangt, jo fam er zunächſt durch einen 
Bortrag zur Sprache, welchen der badijche Gejandte 1836 hielt. 
Der Verkehr von Deutjchland, inZbejondere derjenige von Baden 
mit Frankreich, jo heißt es in demjelben, unterliegt dermalen 
bedeutenden Hinderniſſen, weil es an der erforderlichen Zahl von 
ftet3 offenen, ficheren und bequemen Verbindungen zwijchen beiden 
Ländern fehlt. Die Brücke bei Kehl war demnach die einzige Ver— 
bindung jolcher Art auf einer Grenzlinie von mehr als 50 Stunden, 
und e3 leuchtet ein, daß die Benußung diejer Brüde oft nur mittelft 
jehr großer Ummege ftattfinden fonnte, wodurch der gegenjeitige 
Verkehr mit einer ganz überflüffigen, zuweilen unerträglichen Fracht- 
vertheuerung, neben einem mehrtägigen Zeitverlufte belaftet wurde. 

Solche Beläftigungen waren für manche Zweige des Verkehrs 
erdrüdend, und es erflärt fich hieraus, weshalb die Lebhaftigfeit 
des Verkehrs zwiſchen den oberen Theilen des Großherzogthums 
und dem Eljaß bei weiten nicht im Berhältniffe jtand mit dem 
Grade der Induftrie und des Wohlftandes der betreffenden Provinzen. 
Insbeſondere aber waren für den Abſatz der dieſeits-rheiniſchen 
Naturerzeugniffe, welche feine vertheuerten Frachtkoſten ertragen 
fünnen, die jeitherigen Verhältniſſe mit den ſchwerſten Nachtheilen 
verfrüpft. 

Zwar gab e3 eine Anzahl Fähren, fie bildeten jedoch, wie 
natürlich, nur jehr unzureichende VBerbindungsmittel. Sie find nicht 
für alle Arten von Waaren dienlih und zuläſſig, oft jelbjt gefähr- 
ih, oft ganz unbrauchbar. Sie find auch theuer, weil fie nur 
geringe Laften überführen fünnen, und eben deöwegen hemmend, 
indem die Waaren nicht jelten theilweije abgeladen, jodann auf der 
andern Seite wieder aufgeladen werden müſſen. Cie haben endlich 
für die Zollverwaltung den Nachtheil, daß fie die Aufficht erſchweren. 

Die jchleunige Herftellung einer Brücke bei Altbreifach erjchien 
daher für das Großherzogtum ala eine dringende Nothwendigfeit, 
wenn die Regierung für da3 Intereſſe ihrer Landesangehörigen jorgen 
und fich nicht den bitterften und gegründetften Vorwürfen ausſetzen 
wollte. 

Nicht minder nützlich und nothwendig erichien zur Erleichterung 
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de3 fraglichen Verkehrs eine Brücke bei Hüningen. Zwar befand 
jih in der Nähe die Brüde von Bafel; da dieje indes die einzige 
in der ganzen Gegend war, jo machte fie den Verkehr wahrhaft 
tributär von der Stadt Bajel, und leßtere Hatte durch die unmäßigen 
Abgaben, welche fie unter allerlei Formen und Benennungen von 
derjelben erhob, beiviejen, daß fie fich ihres Monopol3 zu bedienen 
mußte. Es jei deshalb Pflicht der großherzoglichen Regierung, 
diefe Abhängigkeit des Verkehrs des Großherzogthums von einer 
fremden Stadt zu bejeitigen, was durch die Anlegung einer Brüde 
bei Hüningen zu erreichen ftehe, während dadurch zugleich für das 
Großherzogthum und das gefammte jüdliche Deutjchland ein wich— 
tiger Theil des Handel3 gewonnen würde, welchen Bajel bisher 
bejaß. Bei Hüningen nämlich mündete ein Seitenfanal de3 franzöſiſchen 
Kanal du midi mittelft eines Baſſins in den Rhein, und da be- 
gann Folglich die natürlichjte und wohlfeilſte Verbindungslinie von 
Lyon und den füdlichen Frankreich nach dem jüdlichen Deutjchland 
und der dftlichen Schweiz. Cine Brüde an diefem Punkt würde 
e3 aljo dem Waarenzuge möglich machen, da3 theure Baſel zu 
umgehen und fich diefjeitiger Straßen zu bedienen. 

Zu diefem Zwecke hatte auch die badijche Regierung eine neue 
Straße mit einem Aufwand von 140,000 fl. bauen lafien, die am 
Rheinufer, Hüningen gegenüber, beginnend, jenen Seitenfanal mit der 
Straße in Verbindung ſetzte, welche längd der Schweizer Grenze 
auf badiſchem Gebiet Hinzieht, jodann nad) Schaffhaufen und an 
den Bodenfee, von dort aber ins Innere Deutjchlands Führt. 

Es ift dringend, erflärt Baden, daß jener große Mehraufwand 
endlich Fruchtbringend, daß den oberjten Theilen des Großherzog- 
thums für ihren Verkehr mit dem Eljaß eine von Baſel unabhängige 
Verbindung gefichert, und zugleich den von Bajel thalwärts gehenden 
Schmuggelichiffen ein undurchdringlicher Damm entgegen gejeßt wird. 

Diez jeien die Gründe, aus denen die großherzogliche Regie- 
rung beabfichtige, zwei Sciffbrücden bei Altbreifach und Hüningen 
anzulegen, und hierüber ohne längeren Zeitverluft mit der kaiſer— 
lich franzöſiſchen Regierung in Unterhandlung zu treten. 

Wenn gleich zunächſt für die industriellen und commerziellen 
Intereſſen des Großherzogthums bejorgt, werde die großherzogliche 
Regierung nicht minder die militäriichen Rückſichten ins Auge faſſen. 
Demnach wird fie, wie e3 ſchon der Schuß des eigenen Landes er— 
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fordert, bei etwaiger Bedrohung des Bundesgebiet3 durch einen 
Feind, Jofort die Brücde abfahren lafjen, und fie wird deshalb um jo 
weniger Anftand nehmen, einer in diefer Beziehung an fie ergehen- 
den Aufforderung des Bundes jchleunige Folge zu leiſten. Auch 
wird fie dafür bejorgt jein, daß durch die mit Frankreich abzu— 
Ichließende Webereinfunft dev Abführung jener Brüden im vor- 
fommenden Falle fein Hinderniß in den Weg gelegt werde. 

Obſchon es ſich nur um Anlegung militäriich weniger bedenf- 
liher Schiffbrücken handelte, auch die politiichen Verhältniſſe fich 
jeit dem Jahr 1832 ungleich günstiger geftaltet hatten, jo fette die 
badilche Regierung dennoch die Bundesverfjammlung von den Ver: 
hältniffen und Intentionen vertraulich in Kenntniß, namentlich im 
Hinblid auf einen früheren Bundestagsbeſchluß. Das Prafidium bean— 
tragte dieje Erklärung an den Bundestagsausſchuß in Militärangelegen= 
heiten abzugeben, der nach Bedürfnig vorher ein ‚Gutachten der 
Militärcommiſſion einholen könne. Troßdem, daß Preußen, Würtem— 
berg und Heflen das Ausſchußgutachten und damit die Verjchleppung 
diefer Sache für bedenklich und jene Erklärung al3 genügend an= 
gejehen haben wollten, jekte das Präfidium feine Anficht durch. 

Auf Grund des Bundesbeichlujfes vom 27. Februar 1832, 
nach welchem über Grenzflüfle, welche den Deutjchen Bund von dem 
Auzlande und von Staaten jcheiden, die feinen Bundesgliedern an— 
gehören, feine ftehenden Brüden ohne vorgängige Prüfung ihrer 
Zuläffigfeit aus dem militärifchen Gefichtspunfte und ohne Zu— 
ftimmung des Bundes angelegt werden jollten, gehörte die Ent- 
Icheidung über jene Anfrage zweifellos zur Gompetenz der Bundes- 
verſammlung; dies machte denn auch der Vortrag des Ausſchuſſes 
ebenjo geltend wie der Bericht der Militärcommilfion, welche fich 
im Ganzen ablehnend zu dem Projekt verhielt, da der ganze Ober- 
rhein noch immer ohne Deckung ſei. Daraufhin beſchloß man diele 
Bedenken mit dem Gutachten des Ausschuffes an Baden zur Er- 
wägung bezw. Grflärung abzugeben. 

Nachdem Baden in jeiner Antwort die Anwendung jenes Bes 
ichluffes auf Schiffbrücen, die doch feine ftehenden Brücken jeien, 
für unmöglich erklärt und damit die Competenz der Bundesverſamm— 
lung beftritten hatte, die außerdem eine lediglich vertrauliche Aeuße— 
rung al3 einen Antrag behandelt hätte, nachdem es hervorgehoben 
hatte, daß es doch unſchuldig daran jet, wenn der Oberrhein noch 


125 


immer ohne VBertheidigung jei, erflärte e8, es wolle indes aus Rück— 
ficht auf die Anficht der Bundesverfammlung von der Errichtung 
der Brüde bei Breiſach abſehen; erwarte aber um jo gewiſſer die 
Zuftimmung für die von Hüningen, die militärisch ſchon deshalb 
werthlos jei, weil die von Bajel nur eine Stunde entfernt jei. 
Unter der Aegide de3 Präfidialhof3 wurde aber auch diefe Brücke 
von der Mehrheit der Bundesverfammlung beanjtandet. Baden 
war aljo wieder auf dem früheren Stand; die Verkehrshemmungen 
und der ſchweizeriſche Schmuggel blühten fort. 

Auch der Bau von Eijenbahnen am Rhein war erichwert. 
Sm Jahr 1837 wurde von der heſſiſchen Regierung der Entwurf 
einer auf der linken Rheinjeite von Frankfurt nach Mainz zu bauen 
den Gijenbahn vorgelegt. Die Schwierigkeiten, welche jofort erhoben 
wurden, jcheuchten die Unternehmer wieder zurüd, und nun legte 
man einen Plan vor, nach welchem auf dem rechten Mainufer 
zwijchen Frankfurt, Mainz und Wiesbaden eine Bahn gebaut werden 
jollte. Auf lebhaftes Drängen Heſſens fam im Laufe des Jahres 
1833 der Vertrag zu Stande, der die militäriichen Bedingungen 
der Bauerlaubniß ſtipulirte. 

Hinfichtlich des Poſtweſens war, wie bemerkt, der Beſitzſtand 
de3 Hauſes Tari3 gemäß dem Reichsdeputationshauptſchluſſe auch 
im Artikel 17 der Bundesakte garantirt; die Groß- und Mittel- und 
einzelne Kleinſtaaten hatten ihre eigne Landespoſtverwaltung, einzelne 
wie Anhalt, Walde und Staatentheile, wie Birkenfeld und die Unter: 
berrichaften von Schwarzburg hatten oder erhielten preußiiche Poſt— 
verwaltung; jodaß nur zwölf Staaten und die freien Städte zum 
Tarisjchen Gebiet gehörten. Dieſe Materie ift daher in der Bundesver— 
lammlung nur bezüglich der Portobefreiungen in Bundesdienſtſachen 
in der befannten Weife zur Verhandlung gekommen. Im übrigen 
wurde der deutſche Poftverfehr außerhalb der Bundesverfammlung 
geregelt; ebenjo wie Eiſenbahn- und Telegraphenverkehr. Eine wahre 
Kalamität aber war die Art und Weile wie das Briefgeheimniß, 
namentlich) unter dem Einfluß der Präſidialmacht von den Poſt— 
verwaltungen, insbejondere der Taxisſchen verlegt wurde. Aus den 
Berichten und Briefen der Gejandten vom Beltand des Bundes an 
bis zu den jechziger Jahren klingt immer diejelbe Klage dur. Es 
fam vor, daß das Präafidium gleichzeitig mit der Note, die ein 
Gejandter von feinem Gommittenten erhielt, eine Abjchrift derjelben 
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produciren fonnte. In den dreißiger Jahren ftieg denn auch die 
Unficherheit und das Mißtrauen jo jehr, daß die Bundestagägelandten 
gewöhnlichen Briefen auch nicht das allermindefte mehr anvertrauten. 
So war 3. B. brieflich die Ordensdekoration eines Kammerdirektors 
v. G. bei einem kleinen Mittelftaat durchgejeßt, da aber die Ver- 
leihung verjpätet war, Jollte ein Datum nachträglich angegeben 
werden, dad zwar früher, aber gefäljcht war. Alle dieje Manipu— 
lationen find berichtet, die Angabe der Gründe für diejelben aber 
einer „Jicheren Gelegenheit” vorbehalten geblieben. Und nicht bloß 
in Frankfurt war dies jo, jondern auch in andren Gentren der 
politiſchen Intriguen; jo war 3. DB. der preußifche Gejandte in 
Hannover in jeinem Verkehr mit feiner heimathlichen Regierung aus 
demjelben Grunde auf den Kourierdienſt, wenigſtens bi3 zum nächften 
preußifchen Poſtamt, angewieſen. Daß e3 Herrn von Bismarck in 
Frankfurt nicht beſſer ergangen ift, weiß man ja aus feinen Briefen. 

Einen neuen Impuls jchienen die Handels- und Verkehrs— 
verhältniffe durch die Dresdener Conferenzen erhalten zu jollen. 
Die auf den ruſſiſchen Einfluß gejtüßte dominirende Stellung Deft- 
reichs auf denjelben jollte dazu benußt werden, den Zollverein zu 
Iprengen und Preußen, jowie die übrigen Staaten auch materiell 
an den Kaijerftaat zu feffeln und der politiichen Ohnmacht Deutjch- 
lands auch die wirthichaftliche Hinzuzufügen, auch hier den deut- 
Ihen Bund zur Stärkung Rußlands und der Präfidialmacht, wie zur 
Schwächung Deutjchlands zu mißbrauden. Die Anfänge jchienen 
günstig. Allein ſchon die nach Dresden berufenen Sachverjtändigen, 
Preußen war darch Delbrück vertreten, jchlugen Wege ein, welche 
dem gejteckten Ziel nicht zuführten. Thurmhohe Schwierigkeiten er— 
hoben fich jehr bald, jodaß die Commiſſion zunächſt beichloß, aus 
ihrer Materie vier Gegenftände auszuſcheiden und der Bundesgejeß- 
gebung zuzumeilen: ein allgemeines Handels- und Seerecht, gleiches 
Münze, Maß: und Gewichtsſyſtem, ein Patent- und Aſſekuranzgeſetz. 
Der vertragamäßigen Vereinbarung der Bundesjtaaten untereinander 
wurden dagegen nach den Vorjchlägen der Commiſſion zugewieſen: 
gegenjeitige Ermäßigung oder Aufhebung von Gin, Aus und 
Durchgangsabgaben, ſowie Flußzöllen, Annäherung der Tarife, mög— 
lichjt gleiche Zollorganijation, Zollfartelle und =Vereinigungen, Her— 
ftellung und Grhaltung wichtiger Straßen ; das Poſt-, Eiſenbahn— 
und Telegraphenweſen. Allein über allgemeine Zuftimmungen und 
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majjenhafte Differenzen im DBejonderen fam man nicht hinaus. 
Schließlich wies man das jchäßbare Material der Bundesverfamm- 
lung zu; dieje vermehrt es durch eine Reihe von weiteren Vor— 
ſchlägen und Sachverftändigenentwürfe im Jahr 1852; 1853 wurde 
es Still, die öftreichiichen Machinationen, die ſelbſtbewußten Verſuche 
der Mittelftaaten waren mittlerweile gejcheitert, der Zollverein wurde 
nah Aufnahme der Welfenftaaten auf weitere zwölf Jahre erneuert. 
Die Bundesverfammlung iſt in feiner Weile hierbei weiter betheiligt 
worden. 

Die Aſſekuranzgeſetzgebung wurde gar nicht in Angriff ge— 
nommen; die Errichtung einer Centralſtelle für die Statiſtik des 
Bundes iſt nur gelegentlich einiger Reklamationen des Herrn 
von Reden zur Sprache gekommen; die Verhandlungen über Handels— 
und Seerecht ſind erwähnt, die Gewerbe- bezw. Patentgeſetzgebung 
ſoll im folgenden Kapitel zur Darſtellung kommen; es erübrigt die 
Verhandlungen über ein gleiches Münz-, Maß- und Gewichtsſyſtem 
darzulegen. 

Schon im Anfang der zwanziger Jahre hatten der Bundes— 
verſammlung Eingaben und Denkſchriften vorgelegen, welche auf 
die einheitliche Ordnung dieſer Materie drangen und bezügliche 
Vorſchläge brachten. Bei einer ſolchen Gelegenheit hatte denn auch 
die Bundesverſammlung den Wunſch geäußert, daß es der einen 
oder der anderen Bundesregierung gefallen möge, den Antrag auf 
ein vorläufiges Bundesgeſetz zu ſtellen, durch welches Schrot und 
Korn der im Bereiche des Bundes zirkulirenden Münzen und die 
Höhe des Schlagſatzes zu beſtimmen ſei. Allein dieſer Wunſch hatte 
ebenſowenig einen Erfolg gehabt, wie die bei der Wiener Miniſterial— 
conferenz geftellten bezüglichen Anträge Im Fahre 1842 richtete 
nun der Kaufmann Weibezahn zu Fiſchbeck in Kurheſſen von 
neuem ein Geſuch an die Bundesverjammlung, in welchem er, 
unter Ginreihung einer Denkſchrift, die Cinführung des Dezimal- 
ſyſtems für ganz Deutjchland beantragte. Als Ginheit für die 
Rechnungsmünze jchlägt er das Zehngroſchenſtück vor, deſſen Auf: 
und Abjtufungen in Gold, Silber und Kupfer jchon das MWejent- 
liche unjeres heutigen Syftems enthalten. Mit Dank wurde auch 
diefer Vorſchlag in die jeit länger als zwanzig Jahre beftehende 
Commiſſion begraben. Auch die, Dresdener Gonferenzen waren 
nicht im Stande, hierin etwas zu ändern; die Münzverträge 
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wurden außerhalb der Bundesverfammlung abgeichloffen; fie Hat fich 
damit begnügt, die jüddeutiche Währung für das Bundeskaſſenweſen 
von 1859 ab einzuführen. Einen ähnlichen Verlauf nahmen die 
Berhandlungen über ein einheitliches Gewichtsſyſtem. Der Zoll- 
verein Hat hier nicht bloß für jein Gebiet, jondern auch für den 
gefammten Poſt- und Eiſenbahnverkehr einen einheitlichen Maßſtab 
fejtgeftellt, der denn auch in den meiften Bundesjtaaten jehr bald 
das Landesgewicht verdrängte. Im Jahre 1860 ftellten die Mittel- 
und einige Kleinjtaaten den Antrag, nunmehr von Bundes- 
wegen ein einheitliches Gewicht- und Mapiyitem einzuführen. 
Nachdem ſich der Ausſchuß für die Competenz der Bundesver- 
jammlung und die Niederjegung einer Sachverjtändigencommiffion 
ausgejprochen Hatte, äußerten fich die einzelnen Regierungen, zu— 
nächſt Preußen, welches vor der DBerfoppelung beider Fragen 
warnte, indem die des Gewichts bereit3 durch das Zollpfund jo 
gut wie gelöft je. Was ein einheitliches Maßſyſtem angehe, jo 
bedürfe e3 zunächit einer jorgfältigen Prüfung der Bedürfnikfrage. 
Ehe dieje entjchieden jei, müfje auch von einer Berufung von Fach— 
männern abgejehen werden, denn ſolche hätten nur die Aufgabe, 
einem anerkannten Bedürfniffe durch einen Entwurf abzuhelfen. 
Zu einer Berathung über jene Trage jeien alſo die Regie— 
rungen zunächſt einzuladen. Die Mehrheit beichloß dagegen Die 
Annahme der Ausſchußanträge. Preußen wünjchte dem gegenüber 
eine Berathung jeiner Bedenken und hielt feinen Widerſpruch auf: 
recht, indem e3 die Entjendung eines Sachverftändigen vorläufig 
ablehnte. Nachdem anfangs 1861 die Sachverſtändigencommiſſion 
in Frankfurt zufammengetreten war und einen Entwurf ausgearbeitet 
hatte, gelangte die Angelegenheit zum Vortrag in der Bundes— 
verjammlung, auf Grund defien der Entwurf zur Prüfung und 
Rüdäußerung mitgetheilt wurde; 1862 war e3 ganz ftill in der 
Bundesverfammlung über diefe Sache; 1863 brachte drei jehr ver- 
klauſulirte Abjtimmungen, 1864 exflärte fic) Preußen mie die 
Mebrigen im Ganzen zuftimmend. Nachdem man dann 1865 eine 
neue Commiſſion einberufen hatte, konnte deren neuer Entwurf 
1866 an die hohen Regierungen gejandt werden, bei denen er denn 
auch unter den eingetretenen Umftänden liegen bleiben mußte. 
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Viertes Kapitel. 
Batentweien und Gewerbe, 


Die mannigfachiten Anerbietungen und Gejuche fünnten in 
diefem Kapitel zur Darftellung fommen, wie bereit3 früher an= 
gedeutet it. Geheimmittel gegen die Kartoffelkrankheit wechjeln. mit 
techniichen Erfindungen und namentlich) mit militärischen. Auch 
verbejjerte Schiebfarren wurden der hohen Verfammlung in Mo: 
dellen vorgelegt. In der Regel wurden dieje Eingaben, jofern fie 
nicht völlig ungeeignet waren, in das Protokoll aufgenommen und 
durch die Kanzleidireftion abjchlägig bejchieden, einige wieg man an 
die Regierungen, andere wurden den Regierungen empfohlen, Wenigen 
wurde eine Vergütung gezahlt, wie dem Awankfurter J. Ph. Wagner, 
für feine Majchine, die den Elektromagnetismus als Triebfraft ver: 
werthen wollte. Da die Sachverftändigen Arbeit und Plan de3 
Petenten billigten, bewilligte man ihm aus Billigfeitsrüdfichten aus 
der Matrifularfafje einen Beitrag von 6000 fl.; denn die Erfindung 
wollte man nicht erwerben, weil die Sachverjtändigen durch Die 
Gonjtruftion der Majchine die Frage als gelöjt nicht anjehen 
fonnten. Gingelne militärische Erfindungen, wie Shrapnelzünder, 
erwarb man; die Erwerbung anderer beſchloß man, ohne daß die 
Regierungen zuftimmten oder fich einigen konnten, jo die Erfindung 
der Schießbaummolle, durch die Profefjoren Schönbein und Böttger- 
Frankfurt, und befonderer Perkuffionsgejchofje durch den Schweizer 
Artillerie-Oberften Pictet. 

Die Anregung, auf bundesgeſetzlichem Wege dieje Nlaterie zu 
behandeln, brachte die Reichsregierung, bezw. die Dresdener Con— 
ferenz, wie oben erwähnt ift. in bezüglicher Antrag nebſt Ent- 
wurf vom Jahre 1852 blieb ohne jede weitere Folge im handels— 
politiichen Ausſchuß liegen, bis Mittel- und Kleinftaaten 1860 
einen neuen Antrag einbrachten. 

Im Jahre 1861 wurde der Bericht von Ceiten des Aus— 
ſchuſſes erftattet und vorgejchlagen, wieder eine Sachverſtändigen— 
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commilfion zujammenzuberufen. Zugleich wurden die Grundzüge 
des neuen Gejeßed vorgetragen. Der preußijche Gejandte hob her- 
vor, daß einer ſolchen Zuſammenberufung noch die größten Bedenken 
entgegenjtehen müßten. Man wollte eine Patent-Gentralbehörde ein— 
jeßen, deren Errichtung an fich jchon mit den größten Schtwierig- 
feiten verknüpft jei — weder die Hanfaftädte, noch die beiden 
Mecklenburg kannten überhaupt das Inſtitut der Patente. Jeden— 
fall3 müſſe doch einer Ausgleichung der DVerjchiedenheiten in den 
Patentgejeßgebungen der Einzelftaaten eine ſolche der verjchiedenen 
Gemwerbegejeßgebungen vorhergehen. Es empfehle jich deshalb mehr, 
die jeitherige Organiſation beizubehalten und fich nur über beftimmte 
Grundjäße zu verjtändigen. Die Commiſſion habe auch außer Acht 
gelafjen, zu erörtern, wie e3 in den Staaten mit fünftigen Bundes— 
patenten gehalten werden jolle, die nicht mit allen Territorien zum 
Bunde gehörten; ferner habe man nicht bedacht, daß, da nach dem 
Gntwurfe feine Borprüfung ftattfände, die Aufhebung eines Patentes 
nur durch vichterliches Erkenntniß außzufprechen ſei, denn das durch 
ein Patent eriworbene Recht jei ein Vermögensrecht; aber weder 
der in Ausſicht genommenen erften Inſtanz, dem Bundespatentamt, 
noch auch der zweiten Inſtanz, der Bundesverfammlung, käme der 
Charakter der richterlichen Behörde zu. Trotzdem beichloß wieder 
die Majorität die Berufung der Sachverftändigen. Nachdem 1862 
diefe Commiffion zujammengetreten war, konnte ihr erfter Entwurf 
1863 an den bandel3politiichen Ausſchuß verwiejen werden, von 
welchem noch in demjelben Jahre Bericht erjtattet und beantragt 
wurde, den Entwurf an die Regierungen einzujchiden. Preußen 
erklärte ji) gegen die Annahme, weil der Entwurf das Vor— 
prüfungsſyſtem verworfen und dad der Anmeldung angenommen 
habe, woraus eine weit größere Ausdehnung des Patentweſens 
folgen müffe, der die preußifche Regierung nicht zuftimmen könne. 
Diejer Erklärung jchloffen fich in der Folge noch 14 Staaten an; 
für den Entwurf ftimmten nur Deftreih, Baiern, Hannover, 
Wiürtemberg, Frankfurt. Mit der Aufforderung an die noch 
übrigen 13 Staaten und Stätchen, vom Königreich Sachſen an 
bi3 Helfen Homburg, abzuftimmen, war im Mai 1866 auch dieje 
Materie für die Bundesverfammlung erledigt. 

Im Wege der Petition wurde auch das Bedürfniß nach einer 
allgemeinen Pharmakopoe für Deutjchland angeregt; die betr. 
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Petition aus dem Jahre 1855 wurde zurüdgegeben, weil die 
Bundesverfammlung feinen Anlaß finde, auf diejelbe weiter ein- 
zugehen. Erſt 1862 regte MWiürtemberg die Frage von neuem an 
und beantragte die Herbeiführung einer allgemeinen Pharmakopoe 
und eines einheitlichen Medizinalgewichte. Trotz weiterer Gejuche 
und Anregungen, die namentlich von Apothefervereinen ausgingen, 
kam e3 doch erjt 1866 zu einem Vortrag des Ausſchuſſes, der zu 
dem Beichluß führte, eine Commiſſion von Sachverjtändigen ein- 
zuberufen. Der Verlauf des Jahres 1866 geftattete den Ablauf 
der weiteren Stadien nicht mehr. 

Wie aus einer Aeußerung des Präfidialgefandten hervorgeht, 
hatte anfangs der vierziger Jahre die preußiſche Regierung mit 
der öſtreichiſchen vertrauliche Unterhandlungen eröffnet, welche die 
Aufhebung der öffentlichen Spielbanken bezweckten; ehe die— 
ſelben zum vollen Abſchluß gelangt waren, ſtellte Würtemberg, in— 
dem es die nachtheiligen Wirkungen hervorhob, welche jene Banken, 
wie alle Lotterien und Lottos, auf den Nationalwohlſtand und die 
Sittlichkeit im Allgemeinen ausübten, den Antrag, alle öffentlichen 
Spielbanken, Lotterien und Lottos aufzuheben, die oft den Leicht— 
finnigen zum Berbrecher machten und über viele Schuldlofe großes 
Unglück brächten. Jedenfalls wäre e3 an der Zeit, meinte Würtem— 
berg, wenigſtens die öffentlichen Spielbanken im ganzen Bundes— 
gebiet ſofort aufzuheben. 

Auf Vorſchlag des Präfidivenden wurde jodann hierfür eine 
Commijfion von drei Gefandten gewählt, in deren Namen am 
6. Februar 1845 der preußiiche Gejandte einen Bericht erjtattete, 
welcher 22 gedrucdte Foliojeiten einnimmt*). Nachdem in der 
Einleitung hervorgehoben worden, wie gerade die gegenwärtige Zeit 
mübelojem Erwerb nachjage, wie die Zahl der Spielbanken wüchſe, 
der Gewinn der Spielpächter zunehme, Staat3anleihen ala Lotterie 
auf den Markt gebracht würden, und der Aktienſchwindel und Die 
Agiotage eine unerhörte Höhe erflommen hätten, wird darauf hin— 
gewieſen, daß die den Handel zur Wette machenden Zeitfäufe nicht 
bloß in Staat3papieren gejchloffen würden, jondern daß die Preis: 
Differenzen verjchiedener Stapelartifel des Waarenhandels — Ge— 


* Er ift faſt ganz abgedrudt in „Verhandlungen der Bundesver« 
jammlung.“ Heidelberg, Groos 1848 ©. 306—338. 
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treide, Oel, Altohol, Baummolle — für ein ähnliches Hazardipiel 
den Anlaß böten. Auch die Fabrikation werde zum Glücfjpiel 
gemacht bei dem raſchen Wechjel der Handelsconjunkturen und bei 
dem gänzlichen Hinmwegjehen einer fich überbietenden Produktion von 
dem vorhandenen Bedürfnig und von der Ausſicht auf Abſatz. Dem 
gegenüber wachſe der Pauperismus in einer erjchrecdenden Weile. 

Nachdem fodann eine Ueberſicht über den Verlauf diefer An- 
gelegenheit im Auslande gegeben und namentlich hervorgehoben ift, 
daß jeit 1836 in Frankreich alle öffentlichen Spielbanfen verboten 
jeien, daß man in England eifrig bedacht jei, im Wege der Gejeb- 
gebung dagegen vorzugehen, folgt eine längere Augeinanderjegung 
über dieje Verhältniſſe in Deutſchland; welches gegen 20 öffentliche 
Spielbanfhäder hatte, außerdem werde das Spiel auf Mefjen und 
Märkten von den Behörden concejfionitt. 

Der Vortrag endete damit, die Jofortige Aufhebung aller Spiel: 
banken auszuſprechen, jedenfall3 jei aber eine ſtarke Einſchränkung 
nothiwendig. Binnen 3 Monaten follte alsdann die Abftimmung 
über die Commiſſions-Vorſchläge jtattfinden, aber die Spielbanf- 
ftaaten erhoben entweder Widerjpruch oder ſetzten pafjiven Wider- 
ftand entgegen, aus den 3 Monaten wurden drei Jahre und zu 
einem Ergebniß fam e3 nicht. 

Grit 1854 regte Preußen wiederum dieje Frage an; und nach— 
dem Herr von Bigmard darauf hingewiejen hatte, daß feine Herren 
Gollegen ebenjowohl mit Rüdficht auf die geographiſchen Verhältnifje 
al3 auch im Hinblid auf das bei den früheren Verhandlungen jo 
reichlich geſammelte Material ſich recht wohl ein Urtheil über die 
Berderblichkeit des Spiels hätten bilden können, beantragte er die 
Gejtattung neuer Spielbanken zu unterjagen und die Aufhebung der 
alten von einem gewillen Zeitpunkte ab anzuordnen. Ein Ausſchuß 
übernahm die Bearbeitung diefer Frage; Baden, Naſſau, Heſſen— 
Homburg und namentlich Mecklenburg erhoben Einſpruch; ; der le&tere 
Staat meinte: er fünne nicht die Ueberzeugung geivinnen, daß das 
Beitehen einer Anzahl Spielbanken in Deutjchland ein Uebelſtand 
von dem Umfange jei, um das Einjchreiten des Bundes durch abjolute 
Verbote und die darin liegende Beichränfung der Selbftbejtimmung der 
Territorialregierungen hinreichend motivirt erfcheinen zu lafjen. Man 
finde es auch nicht conjequent gegen einige Spielbanken in Bädern, 
die hauptjächlich durch das Spiel der Fremden unterhalten würden, 
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die Thätigfeit des Bundes zu richten, während derjelbe andererjeits 
ruhig mit anjehe, daß die große Mehrheit der deutjchen Regierungen 
die Neigung ihrer Unterthanen zum Spiel durch Lotterien und 
Lottos als eine Quelle regelmäßiger Einnahmen benubten. Ins— 
bejondere wirfe das Lotto verderblid. Einer Convention, alles 
öffentliche Spiel aufzuheben, werde ſich Mecklenburg dagegen gern 
anjchliegen. Aehnlich äußerte fich Lübeck wegen Travemünde. Nach: 
dem 3 Jahre vergangen waren, regte Preußen die Trage 1858 von 
neuem an. Nuch dieje Anregung wanderte in den Ausſchuß, der 
erft nach weiteren 4 Jahren zu einem Vortrag gelangte, in welchem 
er übrigens conftativen konnte, daß Braunſchweig während der legten 
acht Jahre noch feine Zeit zur Abjtimmung gefunden habe. Auf 
die neuen Ausſchußanträge und Abjtimmungen ift dann auch in diejer 
Angelegenheit von Seiten der ee nicht3 weiter 


geichehen. 


Fünftes Kapitel. 
Heimath und Auswanderunmg. 


Die wenigen Beftimmungen, welche über diejen wichtigen Punkt 
in der Bundesakte Artikel 18 Pla gefunden haben, jprechen zu— 
nächſt allen Unterthanen das Recht zu auch außerhalb des Staats, 
den fie bewohnen, Grundeigenthum zu erwerben; jeder Unterthan 
hat das freie Abzugörecht aus einem Bundesſtaate in einen anderen, 
jofern ihn diefer erwieſener Maßen aufnehmen will, in dieſem Falle 
joll der Abziehende von jeder Nachfteuer auf jein in einen anderen 
Bundesſtaat übergehendes Vermögen frei fein. 

Schon im Jahre 1817 war die Bundesverfammlung genöthigt 
über Nachfteuer- und Abzugsfreiheit erläuternde Beſchlüſſe zu faffen, 
in welchen ausdrücdlich hervorgehoben wurde, daß diejelbe fich auf 
alle deutjche Bundesftaaten gegen einander, jowie auf jede Art von 
Vermögen beziehe, welche von einem Bundezftaate in einen andern 
übergehe. Ausgenommen hiervon waren Collateral-Stempel-Zoll und 
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ähnliche Abgaben, die mit Erbſchaft, Legat, Verkauf oder Schenkung 
verbunden find. Dagegen wurden die Manumiffionägelder, wo 
Leibeigenſchaft oder Hörigkeit noch beſtand, injofern fie nur beim 
Vebergang aus einem Bundesftaate in den andern zu zahlen wären, 
ſowie alle Nachjteuern, mochten fie auch jeither zahlbar jein, an wen 
fie wollten, aufgehoben, ohne daß eine Entſchädigung verlangt werden 
fonnte. Alle bejonderen Freizügigkeit - Verträge jollten bejtehen 
bleiben, jofern fie den damaligen Beitimmungen nicht entgegen waren. 
Wenn jo auch das Abzugsrecht garantirt war, jo war die Freizügig— 
feit Schon dadurch weſentlich bejchränft, daß die einzelnen Staaten 
die Aufnahme an zumeilen unerfüllbare Bedingungen knüpften. 

Die gemehrten Verkehrsmittel, die politifchen und jocialen Be— 
wegungen der dreißiger Jahre brachten auch eine größere Bewegung 
in die großen Mafjen des Volks, man hörte die Klagen über das 
Dagabondiren, e3 liefen Gefuche bei der Bundesverfammlung ein 
betr. die Heimathsberechtigung; namentlich in dem Kunterbunt der 
thüringijchen Kleinſtaaten machte fich bald ein dringendes Bedürfniß 
nad) einer allgemeinen Regelung der Heimathsverhältniſſe 
geltend. Die Bundesverfammlung hatte ſich bei dem erjten derartigen 
Falle 1817 für incompetent erflärt, bei dem zweiten im Jahr 1831 
und dem dritten im Jahre 1836 hatte fie fich vertrauenzvoll an 
die betr. Bundesregierung gewandt. Im Jahre 1838 endlich ftellte 
die 16. Stimme für Reuß-Greiz und Walde den Antrag, die 
Regulirung diefer Verhältnife von Bundeswegen in die Hand zu 
nehmen und die Bearbeitung dieſes Gegenftandes einer bejonderen 
Commiſſion zu überweijen; allein davon glaubte die Bundesverjamm- 
lung Abftand nehmen zu können und beauftragte die Reklamationd- 
commilfion mit der Begutachtung. Namen derjelben erjtattete denn 
auch alsbald Freiherr von Manteuffel Bericht, und indem er auf 
jeine bereits erjtatteten Gutachten über Einzeleingaben kam, bemerkte er: 

„Dft joll ein unbeicholtener Mann, ein Familienvater, der fich 
und den Seinigen auf rechtlichem Wege Erwerb und Nahrung zu 
verſchaffen jucht, gleich einem verdächtigen Landjtreicher über die 
Grenzen gewiejen werden, weil es ihm nicht gelingt, einen Heimath- 
ſchein anzujchaffen, indem die Heimathangehörigkeit, nach Verjchieden- 
heit der unter fich abweichenden Landesgejege, von formellen Be- 
dingungen abhängt, die er bei dem beiten Willen zu erfüllen nicht 
vermag. Das Schickſal eines jolchen Heimathlojen ift beklagenswerth 
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und jcheint mit den Bundesgejegen nicht im Einklange Au jtehen.“ 
In einem beinahe elegiihen Tone, der diejem Marne, einem der 
Einfichtsvollfien und Gewifjenhafteften der Bundesverfammlung, von 
Herzen kommt, jpricht er e8 dann aus, daß e3 nad) feinen Erfah— 
rungen faum möglich jein werde ein gleichförmiges Heimathsgeſetz 
unter den Bundesſtaaten zu vereinbaren, weil dazu Stimmeneinhellig- 
feit nöthig jei. Ya das, worauf die Commiſſion auch einmal hätte 
antragen wollen, jcheine nicht ausführbar: Ginem unbejcholtenen 
heimathlojen deutjchen Unterthan jo lange durch das Bundesgejet 
einen Aufenthalt da, two er fich befinde, zu gewähren, biß ſeine Heimath- 
berechtigung feitgeftellt jei; denn dann würde die Furcht, dergleichen 
Leute ſchließlich verjorgen zu müſſen, auch Leute, die mit ordentlichen 
Päſſen verjehen, oder jeither ſtillſchweigend geduldet waren, aus ihren 
Wohnſitzen vertreiben. 

63 fünnte aljo nur in Frage fommen, ob die Bundesſtaaten 
geneigt wären gewiſſe allgemeine, mehr negative Sätze zur Verein— 
barung vorzufchlagen. 

Ein damit nahe verwandter Gegenftand, die Behandlung der 
Vaganten, das ſogenannte Schubtvejen, jollte nach einem ſchon 1819 
an die Bundesverſammlung gelangten Vorſchlag allgemein geordnet 
werden; der Antrag wurde damals zur Berichterjtattung genommen, 
d. h. im Jahre 1820 wurde eine Commiſſion zu diefem Zweck ges 
wählt. Allein in ihrem Schoß wurde die Sache begraben, wahr: 
icheinlich weil die Mitglieder an der Möglichkeit verzweifelten, etwas 
Einheitliches zu Stande zu bringen. Achtzehn Jahre nachher ſtand 
die Sache auf demjelben Flecke und Herr von Manteuffel jagte nicht 
ohne Bitterfeit: „Es wäre angelegentlic) zu wünjchen, daß man 
fich wenigſtens über Annahme gewiſſer durch Menjchenliebe gebotener 
Grundjäße einigte, damit nicht alte und Franke Perſonen, Wöchne- 
rinnen und feine Finder auf den Schub gejett und dem Glende 
und der Verzweiflung preisgegeben würden.” 

Diefe Worte verfehlten wenigſtens ihre nächjte Abjicht nicht, » 
die Bundesverfammlung bejchloß die Regierungen um Erklärung zu 
erjuchen, ob fie geneigt wären, fich über gewiſſe, Hinfichtlich der 
Heimathaverhältniffe gegenjeitig zu beobachtende, einfache Grundſätze 
zu vereinigen, die eingehenden Erklärungen follten an die im Jahr 
1820 gewählte Commilfion zur weiteren Bearbeitung abgegeben 
werden. 
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In diefe Commilfion wurde dann Herr von Manteuffel ge- 
wählt. Die Abjtimmungen über die allgemeine Geneigtheit dauerten 
bi3 ins Jahr 1840, ſodaß erſt in diefem Jahre die Commiffion in 
die Bearbeitung des Gegenſtandes eintreten fonnte. 

Herr von Manteuffel hatte noch ſehr milde geurtheilt. Ein 
Beiſpiel, und es iſt leider nicht das einzige, wird alle Erörterungen 
erſetzen. Im März 1838 berichtete der bairiſche Gejandte von Mieg, 
ebenfalls ein fleißiger und gewifjenhafter Commiſſionsarbeiter, iiber das 
Geſuch eines Scribenten Herbig, perjünlich eingereicht am 11. Januar 
d. J., welches an die Bundesverjammlung die dringende Bitte 
richtete, zu beftimmen, two er, der Heimathloje, feine Heimath anzu= 
jprechen Habe, und fich für ihn dahin zu verwenden, daß der Auf- 
enthalt in Bodenheim — wo er fi) damal3 befand — oder in 
Frankfurt ohne Vorlage eines Heimathſcheins ihm jo lange gejtattet 
lei, bis erftere Frage entjchieden fein werde. 

Herr von Mieg trug dabei nach den Akten folgendes vor: 

„Nach dem beigebrachten Taufjchein ift J. F. Herbig im Jahr 
1797 zu Herbeshaufen, Amts Nebra in Kurheſſen geboren und der 
eheliche Sohn des dortigen Landgräflich-Hefjen-Philippathal-Barch- 
feldſchen Verwalter J. W. Herbig. Im Jahr 1801 verließen eine 
Gltern Herbeöhaufen und zogen mit ihren vier Kindern nach Kreuz: 
burg im Sachſen-Weimariſchen, wo fie 1814 jtarben. 

J. %. Herbig kehrte nach jeiner Gonfirmation (1810) nad) 
Kurhefjen zurück, und wurde zu Kafjel durch den Herrn Landgrafen 
von Heflen-PhHilippathal im weſtfäliſchen Chafjeurbataillon aufge= 
nommen, in welchem fein anderer Bruder bereit? engagirt war. 
Gr machte den ruffiichen Feldzug mit, wurde gefangen, nahm Dienfte 
in der Ruſſiſch-Deutſchen Legion, fehrte aber, als fich dieſes Corps 
1814 auflöfte, nach Kafjel zurück, wo er mit anderen kurheſſiſchen 
Unterthanen bis auf Weiteres entlaſſen und in jeine Heimath Herbes⸗ 
haufen gewiejen ward. 

Dahin kehrte auch die jüngere Schwefter nach der Eltern Tod 
zurüc, während die ältere fich nach Kaſſel wandte. Der ältere Bruder 
fiel im Felde. 

Bald darauf trat Herbig, ohne eine Einberufungsordre abzu— 
warten, freiwillig bei dem Grenadierbataillon von Lohberg ein und 
mit dem Jahr 1818, nad Sjähriger und 10monatlicher Dienstzeit, 
wieder aus. 
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Im September diejes Jahres nahm er Dienjte alö Privat- 
jefretär und Rittergut3-Zindeinnehmer bei dem Freiherrn von Stein- 
Kochberg zu Großkochberg in Meiningen und verblieb 14 Jahre bei 
demijelben. Während ſeines dafigen Aufenthalts verehelichte ſich 
Herbig 1827 mit einem Mädchen aus Weimar. 

Im Jahr 1832 gab er die bisherigen Dienftverhältnifie auf 
und ging nach Kafjel, woſelbſt er bei dem Stadtmagiftrate während 
dreier Jahre im Sefretariate als Gehilfe Belchäftigung fand. 

Die für Kurheilen eingeführte neue Gemeindeordnung, wonad) 
der Magiftrat zu Kaſſel die Beftimmung traf, daß nur Bürger oder 
Bürgersjöhne zu Stellen zugelafjen werden dürfen, brachte Herbig 
nicht nur um jeine Ausficht auf definitive Anstellung, jondern aud) 
um jein bisheriges Auskommen. 

Als Privatjeribent ſich dort ernährend wurde nunmehr die 
Beibringung eines Heimathſcheins von ihm gefordert. Herbig wandte 
fi) deshalb im März 1836 nad) Großfochberg, in dem Glauben, 
nad) einem mehr als zehnjährigen Aufenthalt dort jeine Heimath 
fuchen zu müſſen. Allein der Beicheid der TFreiherrlich von Stein’- 
ichen Gerichte fiel dahin aus, daß Bittjteller nicht ununterbrochen 
mit jelbjtändigem Wirthichaftäbetrieb in der Gemeinde gewohnt und 
darum auc) fein Recht auf Heimath erworben habe. 

Diefen abichlägigen Beſcheid beftätigten zwei Grlafje der Sachſen— 
Meiningiichen Landesregierung. Herbig Juchte hierauf die Ertheilung 
des Heimathjcheins in Streuzburg, wo jeine Eltern gewohnt hatten 
und gejtorben waren, nach, wurde aber ebenfall3 abgewiejen. Nun 
verfuchte er die Anjprüche auf Heimath in jeinem Geburtsort Herbes— 
haufen geltend zu machen. Aber auch von diejer Gemeinde wurde 
er al3 der Heimath durch den während einer Minderjährigkeit er- 
folgten Abzug feiner Eltern aus der Gemeinde verluftig erklärt. 
Das furfürftliche Minifterium des Innern betätigte diefen Beſchluß. 

Es findet ſich, fährt Herr von Mieg fort, hiernach ein unbe: 
icholtener, durchaus mit empfehlenden Zeugniſſen verjehener, jeinen 
Nahrungserwerb auf rechtlihem Wege juchender, deutjcher Familien— 
vater in dem bedauernöwerthen Fall, in Deutjchland vergebens eine 
Ruheſtätte für jein müdes Alter zu juchen, und mit dem verdächtigiten 
Landftreicher gleiches Loos zu theilen; fürwahr, ruft der Gejandte 
aus, — wie jo manche bereit vorgefommene ähnliche Fälle — ein 
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unerfreulicher Anlaß, unjeren nationalen Ginvichtungen in diejer 
Hinficht Berbefjerung zu wünſchen! In Anjehung der Competenz- 
frage, heißt es dann nicht ohne Bitterfeit weiter, könnte man aller- 
dings dafür Halten, daß die wohlmwollende Abficht der Bundesver- 
faſſung, und insbeſondere des Artikels 30 der Schlußafte dahin ge= 
gangen jei, die Deutichen in Feinerlei Beziehungen rechtslos zu laſſen; 
und daß der in demjelben gebrauchte Ausdrud „Forderungen“ nicht 
bloß die civilrechtlichen, Jondern die viel wichtigeren Anſprüche habe 
umfaflen wollen, die der Deutjche an ein Vaterland, der Hilflofe 
und Berlafjene auf den Troſt der öffentlichen Fürjorge zu machen 
hat. Gin härteres Gejchie ala Heimathalofigfeit kann es doch wohl 
nicht geben, denn was jollte am Ende aus dem Unglüclichen 
werden, der durch eine zufällige Verkettung unverjchuldeter Umftände 
der formellen Bedingungen entbehrt, an welche fich die Ausfertigung 
von Heimathjcheinen nach den jo verjchiedenen Landesgejegen knüpft, 
und der deöwegen allenthalben verjtoßen wird? 

Da fi, fügt der Gefandte Hinzu, früher ſchon die Bundes- 
verfammlung auf eine bloße Empfehlung bei den betr. Regierungen 
beichränfen zu jollen geglaubt habe, jo bleibe dem Ausſchuß auch) 
in diejem alle nichts anders übrig, al3 diejelbe zu beantragen. 

Da jedoch, hebt dann Herr von Mieg hervor, der Bittjteller in 
dringender Gefahr jchwebt, auch von feinem gegenwärtigen Aufent- 
halt wieder auögewiejen und dadurch ſeiner färglichen Nahrungs— 
quelle beraubt zu werden, jo glaubt der Ausschuß doch fich auch 
dafür verwenden zu Dürfen, daß die hohe Regierung von Kur: 
hefien erjucht werde, dem Herbig einjtweilen noch), und ohne 
Gonjequenz den Aufenthalt zu gejtatten.“ Demgemäß wurde denn 
auch beſchloſſen. 

Kurheſſen gejtattete ihm zwar diejen einftweiligen Aufenthalt; die 
jtreitigen Regierungen einigten ſich aber ‚nicht. Und als der Un— 
glücliche im Mai 1839 jeine Eingabe erneuerte, trug fie Herr von 
Mieg in bewegten Worten wiederum vor und ſchloß: „da fich die 
Bundesverjammlung noch immer nicht über die Competenz entjchieden 
hat, jo wird nicht? übrig bleiben, als dem Bittfteller durch die 
Kanzleidireftion, unter Rüdgabe feiner Papiere, bedeuten zu laſſen, 
daß es hierort3 bei der eingetretenen Empfehlung jeiner Angelegen- 
heit jein Bewenden haben müſſe.“ 
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Man kann auch hier den Männern von Herz und Ehre, und 
deren haben in der Bundesverfammlung gar Manche gejeflen, die 
ihre beiten Kräfte ohne Erfolg vergeuden mußten, wahres Beileid 
nicht verjagen; bei feiner anderen Gelegenheit ift aber auch der 
Berichterjtatter in jo drängender Lage über dieje Zuftände den Stab 
zu brechen, den geheimen und offenen Machern der jogenannten 
Bundesverfaffung wie den in- und ausländiſchen gleisnerifchen 
Wächtern derjelben den Fluch der Nation nachzudonnern. 

Diefe unjeligen DVerhältniffe blieben auch in der Folge im 
Ganzen diejelben; Gejuche Heimathlofer, die von einem Staat in den 
andern gewieſen, jchließlic) von einem Gefängniß zum andern wan— 
derten, liefen fortgejeßt ein, welche den Referenten zwar bittere Worte 
über die Heimaths- und Rechtlofigkeit deutjcher Staatsbürger entlockten ; 
aber man jah ſich auf die frühere Methode beichränft, die Unglück 
lichen der Gnade der Regierungen zu empfehlen. Cine bejonders 
anerfennendwerthe Haltung hat in allen diejen Fragen die preußifche 
Regierung eingenommen, die in feinem einzigen Falle geduldeten 
Wohnſitz oder den gewünjchten Aufenthalt3= oder Auswanderungspaß 
veriveigerte; ganz beſonders Hartherzig und inhuman bejtand vor 
allen die dänijch-holfteiniiche Regierung auf ihrem Schein; fie ver- 
weigerte auch in dem ſchwerſten Falle meift cbenjo den geduldeten 
Wohnſitz wie die Vereinbarung mit den in Frage kommenden Re- 
gierungen; auch eine bejonder3 zu diejem Zwecke gewählte Commij- 
ſion führte eine Vermittlung nicht herbei. Es könnte noch mehr 
ala eine bemitleidenswerthe Lebens- und Leidensgeſchichte aus den 
Akten der Bundesverjammlung gelchöpft werden. Das früher bereits 
Vorgetragene mag genügen. 

Als Kuriojum ſei nur die Bejchiwerde des Grafen von Schön— 
born=Wiejentheid heraußgehoben, welcher als Chef feines Haufes 
für feinen jüngeren Bruder bei der Bundesverfammlung vorftellig 
wurde. Diejer hatte nämlich, während feines Aufenthaltes in München, 
in einer Abendgejellichaft die Unhöflichkeit begangen, beim Eintritt 
de3 Prinzen Karl von Baiern fiben zu bleiben; und als er aufge: 
fordert worden war, dafür um Entſchuldigung zu bitten, hatte er erklärt, 
er habe jich allerdings erhoben, aber gleich wieder niedergelafien, e3 
liege aljo für ihn fein Grund vor, um Entſchuldigung zu bitten. 
Darauf war ihm auf fünigl. Kabinetsordre von der Regierung von 


140 


Oberbaiern im Juni 1841 die Weiſung zugegangen: binnen 
24 Stunden die Refidenzftadt und deren nächte Umgebung zu 
verlaflen und dahin nicht wieder zurüczufehren, auch fünftig an 
feinem anderen Orte des Landes, an welchen das allerhöchfte Hof- 
lager zeitlich fich befinde, während dieſer Zeit zu erjcheinen oder 
zu verweilen. 

Als er darauf an den König von Baiern Bejchwerde erhob 
und die Aufhebung jener Ausweiſung als gejeßtwidrig verlangte, 
wurde ihm durch die genannte Regierung der Beicheid, dat die Maß— 
regel, namentlich auch in Rückſicht darauf, daß er fich ein Gleiches 
jchon.. gegen des Herrn Herzogs von Naſſau Durchlaucht Habe zu 
Ihulden kommen lafjen, verhängt jei, um die Mitglieder des Fönigl. 
Haujes vor weiterer Verlegung der Ehrerbietung zu jchügen. Wenn 
er jedoch um Entjchuldigung bitte, jo würde die Ausweiſung aufges 
hoben werden. 

Statt deifen wandte fi) aber dad Haus Schönborn an die 
Bundesverfammlung und führte unter anderm aus: daß dieje Ver- 
legung der Hofetifette doch nur mit dem Verbot des Erjcheinens bei 
Hofe belegt werden fünne. Cine jolche, in neuerer Zeit ungewöhn- 
liche Strenge fünne die Bundesverfammlung nicht unbeachtet Laffen, 
da fie den ganzen Rechtszuſtand eines deutſchen Standes gefährde, 
den der Bund bisher geſchützt habe. 

Die Bundesverjammlung wies diejen Grafen ausnahmsweiſe 
ab und bedeutete ihm, er habe ja dad Mittel in Händen, die Aus- 
weilung wieder aufzuheben; davon möge er, wenn ihm daran ge= 
legen jei, Gebrauch machen. 

Die Commiſſion für die Ordnung der Heimathäverhältnifie ge— 
langte endlich Anfangs 1846, alfo nach) 26 Yahren, zum Vortrage, 
welcher mit bejtimmten VBorjchlägen endigte, deren Annahme geeignet 
gewejen wäre, die ärgjten Uebelſtände und häßlichjten Härten zu 
bejeitigen. 

Auch Hier war es Preußen, welches zuerſt, im Februar 1846 
mit zwei Kleinen, nur formellen Abänderungsvorichlägen fich für die 
Vereinbarung erklärte, ihm folgten Oldenburg, die thüringijchen 
Herzöge und die freien Städte, Baiern und Dänemark hatten da— 
gegen jchon Abänderungsvorjchläge vorzubringen, die ganze Eeiten 
einnahmen. 
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ALS dann im Januar 1847 ſich auch Sonderähaufen unbedingt 
zuftimmend geäußert hatte, lagen jämmtliche Abjtimmungen vor, 
die mehr oder weniger auf den vorgejchlagenen Entwurf Hinaus- 
famen; nur Oeſtreich und Würtemberg fehlten noch; das ganze 
Jahr verlief und beide ſchwiegen; das Jahr 1848 hat ihnen zu einer 
Erklärung feine Zeit gelafjen. 

Sofort nach der Reftauration des Bundes beginnen wieder die 
Heimathsreflamationen; die zuerſt verhandelte betraf einen Geiftlichen, 
welcher al3 geborner Medlenburger in Potsdam fünf Jahre Prediger 
der freien Gemeinde gewejen und ich dajelbjt verheirathet Hatte, 
1850 aber plößlich ausgewiejen, fich nach Deffau begab und auch hier 
mit der Ausweilung bedroht wurde; die meclenburgiiche Regierung 
bedauerte zwar die unglüdliche Lage des Petenten, ftellte ihm aber 
bei jeinem Uebertritt nach Mecdlenburg das Landarbeitshaus in 
Ausfiht. Voll Verzweiflung wandte ex ſich an die Bundeöver- 
lammlung, indem er erklärte, aus Defjau nicht weggehen und nur 
der Gewalt weichen zu wollen. Die Bundesverjammlung ftellte 
wie früher das Geſuch an Preußen, dem Unglücdlichen eine Heimath 
zu gewähren, was denn auch jofort zugejagt wurde. Das Nachſpiel, 
welches jich wegen der Gigenthümlichkeit der Perſon und ihrer Be— 
jtrebungen noch ereignete, bedarf hier feiner weiteren Darſtellung. 
Gnde 1852 beantragte Baden die Verhandlungen, die durch das 
Sahr 1848 unterbrochen waren, über die Regelung diejer Ange— 
legenheit auf dem Wege der Bundesgejeßgebung wieder zu eröffnen, 
die Bundesverjammlung war damit einverjtanden und wählte 
jogleih einen Ausſchuß zur Vorbereitung und Berichterjtattung. 
Mittlerweile lief ein Gejuch nad) dem andern ein, Gejuche, die 
durchweg bewiejen, daß unbejcholtene Deutjche feine Heimath fin= 
den fonnten. 

Nac dem früheren Verlaufe wird die Annahme gerechtfertigt 
ericheinen, daß die Bundesverfammlung als ſolche auch in diejem 
Stadium der Verhandlung ſtecken geblieben wäre, wenn ihr nicht 
der Umstand zu Hilfe gefommen wäre, daß im Jahre 1851 auf 
Betreiben Preußens in Gotha zwijchen den Regierungen von Preußen, 
Baiern, Sachſen, Oldenburg, den Erneftinern, Anhaltern, Schwarz— 
burgern, Neußen, ſowie Lippe und Walde ein Vertrag geſchloſſen 
worden war, der in der Abficht vollzogen war, den ſchlimmſten 
Uebelftänden abzuhelfen und, wie e3 in der Urkunde heißt, Toviel 
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an ihnen ift, ein allgemeines deutjches Heimathsrecht vorzubereiten. *) 
Bor allem hatte man beſtimmt, daß jeder der contrahirenden Staaten 
fich verpflichte, feine Unterthanen, bezw. feine vormaligen Unterthanen, 
auch wenn jie die Unterthanenjchaft nach den Landesgejegen verloren 
hatten, auf Verlangen des andern Staat? wieder zu übernehmen. 
Solche Perſonen, welche feinem der contrahirenden Staaten als 
Unterthanen angehört haben, jollen dort einen Unterſtützungswohnſitz 
finden, wo jte fünf Jahre zulett gewohnt oder mit ihrer Ehefrau 
ſechs Wochen eine gemeinfchaftlihe Wohnung gehabt haben. Auf 
Grund diefer Beftimmungen über die gegenjeitige Verpflichtung zur 
Uebernahme von Auszuweiſenden waren dann im Einzelnen Anord- 
nungen getroffen, welche eine gleichmäßige und humane Behandlung 
der Betroffenen fichern jollten. Da man in einem bejonderen Para- 
graphen den andern Bundezftaaten den Zutritt offen gelafjen hatte, 
jo waren in der Folge noch andere Staaten hinzugetreten; jo daß 
diejer Nothheimathaverband im Jahre 1853 25 Regierungen mit 
2/; des Bundeögebiet3 umfaßte. Die Bundesverfammlung beichloß 
nun an die noch nicht beigetretenen Staaten die Anfrage zu richten, 
ob fie beitreten wollten, bezw. unter welchen Modifikationen jenes 
Vertrags, deſſen Revifion die Contrahenten für das Jahr 1854 
in Ausficht genommen hatten. 

In Folge deſſen traten zum Gothaer Vertrage 1853 und 1854 
zu: Homburg, Frankfurt, Würtemberg, Baden, Hamburg, Schaum— 
burg=Lippe, Luxemburg; dagegen lehnten Deftreich, Dänemark, Lich- 
tenftein, Lübeck und Limburg ab. Nachdem jodann der DBertrag 
revidirt worden und ſämmtliche Bundesstaaten demjelben außer den 
fünf leßtgenannten beigetreten waren, ftellte die Bundesverfammlung 
1856 an dieje die erneuerte Anfrage wegen ihres Beitritt3. Zugleich 
hatte man auf Antrag Baierns beſchloſſen, um gleichmäßige Be— 
ftimmungen über bejtändige Niederlafjung treffen zu fönnen, die 
Bundesregierungen zur Angabe der diesbezüglichen Landesbeſtim— 
mungen zu veranlafien. 

Auf erneuertes Drängen erklärten im Jahre 1857 Holland für 
Limburg, ferner Lübeck, Dänemark dem revidirten Vertrag nicht bei= 
treten zu wollen. Mittlerweile hatte der Gothaer Vertrag 1858 zu 


*) Vergl. preußifche Geſetzſammlung 1851 No. 40. 
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Eiſenach einige Ergänzungen gefunden, und 1860 erflärte Lübeck 
jeinen Beitritt. Erſt in diefem Jahre äußerte ſich Dejtreich zu: , 
ftimmend, verlangte aber wejentliche Mtodififationen, welche jeinen 
Beitritt wieder hinausjchoben, das Heine alter-ego Lichtenjtein=von 
Linde konnte fich nunmehr 1861 ebenjo vernehmen lafjen. Grit bis 
zu dieſem Jahre waren die Erklärungen auf jenen im Jahre 1856 
gejtellten baieriichen Antrag erfolgt, jo daß der Ausſchuß endlich zu 
einem Vortrag gelangen fonnte, der in den Majorität3antrag aus— 
lief, den Gothaer Vertrag von Sachverftändigen berathen und zu 
einem Bundesgeſetz ausarbeiten zu lafjen. Nun fonnte aber doch 
der preußilche Gejandte nicht umhin, der Bundesverfammlung ihre 
Sünden vorzurüden und darauf hinzuweiſen, daß damit nur ein 
ſicheres Refultat in Frage geftellt, etwa weiteres aber jchon deshalb 
nicht gewonnen werden könne, weil Holland für Limburg unter 
allen Bedingungen abgelehnt habe, aljo ein gültiger Bundesbeſchluß 
jo überhaupt nicht mehr zu Stande zu bringen jei. Selbftver- 
ftändlich wurde der Majorität3antrag angenommen. Nachdem jo= 
dann noch einige Bereitwilligfeit3erklärungen nachgetröpfelt waren, 
verlief auch dieſes Bundestagswäſſerchen im Sande. 


Don einer Darjtellung der mittlerweile noch eingelaufenen, 
duch die ablehnende Haltung Dänemarf3 verurjachten Gejuchen 
Heimathlojer kann unter Hinweis auf das früher Gejagte abgejehen 
werden. Diejes Blatt der Bundestagsgeſchichte bleibt zweifellos eins 
der häßlichſten, dag die Nation alle Urſache Hat, wohl vor Augen 
zu behalten. — 

Im Jahre 1855 überreichte der englilche Gejandte einen ver- 
traulichen Bericht de3 Generalgouverneurd von Canada, aus welchem 
hervorging, daß im vergangenen Jahre 422 Badenjer, darunter 90 
rauen und 208 Sinder, auf gemeinfchaftliche Koften von badijchen 
Gemeinden und Regierungäbehörden in Quebed im Oftober gelandet 
worden waren; umd zwar hatte jeder Erwachjene zehn Gulden. Alle 
aber waren in der höchiten Noth und ftarrten von Schmuß. Wären 
fie früher in der Jahreszeit, heißt e3 in dem Bericht, hierher ge= 
Ichieft worden, wo noch gute Nachfrage nach Arbeit war, jo würde 
die Provinz feinen Anftand nehmen, fie aufzunehmen und fich der 
Derantwortlichfeit für ihren Unterhalt zu unterziehen; aber einem 
fremden Staate zu gejtatten, ſich jeiner Armen, die Schon phyſiſch 
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unfähig zur Arbeit find, zu entledigen und ſie in ein Land zu 
werfen, da3 der Hülfe fräftiger und energijcher Einwanderer bedarf, 
noch dazu furz vor dem Eintritt eines ftrengen und unbarmberzigen 
Winters, die hieße, abgejehen von der Grauſamkeit eines jolchen 
Verfahrens, jtillichweigend ein Recht einräumen, diejes Land mit 
dem Auswärf fremden Pauperismus’ zu überſchwemmen. 

Baden behielt ſich eine Erklärung vor, der Bericht des eng- 
liſchen Gouverneur wurde in Protokoll aufgenommen; jchon im 
folgenden Jahre fonnte dem ein neues Blatt deutjcher Schande zu— 
gefügt werden, dad diesmal aus St. Sohn in Neubraunjchweig 
datirt war. Dieje Ichimpflichen Vorgänge veranlaßten zunächjt einen 
Antrag auf Organilation der Auswanderung, zu dejlen Vorbe— 
vathung der übliche Ausſchuß niedergejeßt wurde. Nach zwei 
Jahren erjtattete diefer unter Zujammenftellung der bezüglichen 
Landesgeſetze und Verordnungen, die beinahe 100 Folioſeiten ein— 
nahmen, Bericht auf 22 oliojeiten, welcher mit einer Reihe 
von Anträgen Ichloß, über die binnen acht Wochen abgeitimmt 
werden jollte. 

Nachdem man bis ins Jahr 1859 noch eine ftattliche Reihe 
von Foliofeiten mit einigen Abjtimmungen gefüllt Hatte, verichwand 
auch diejer Gegenjtand aus den DVerhandlungen in die Nacht der 
Ausſchußakten. 


Wie es mit dem Einfluß ſtand, den das Organ des Bundes 
im Intereſſe der Nation ausgleichend auf die Einzelſtaaten und 
deren Verwaltung hatte und haben konnte, dürfte aus dem Vor— 
getragenen der Hauptlache nach erfichtlich ſein; wie nöthig eine Ein— 
wirkung des Bundestags gewejen wäre, um die Härten, Mikgriffe 
und Jchlimmen Verfehrtheiten der partifularen Staatöverwaltung 
auszugleichen oder doch zu mildern und zu mäßigen, wird ebenfalls 
feiner weiteren Darlegung bedürfen. Wie übel e3 in gar vielen 
Mittel- und Kleinjtaaten mit dem Geifte und der Organijation der 
Verwaltung beichaffen war, kann an diejer Stelle nicht ausgeführt 
werden. Einige Beijpiele können indes aus den Akten gegeben 
werden, die in aller Kürze geeignet find, diejer Staatskunſt die ihr 
eigne Beleuchtung zu geben. Man könnte Wunder und Thaten be= 
richten über die Anläffe und die Eigenichaften, die in gar manchen 
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Mittel- und Kleinſtaat irgend einen in die Stellung eines Reſſort— 
minijter3 gebracht haben. Allerdings war dann auch das Anjehen 
derjelben das eines Handlanger und Yohnarbeiterd. Nhre dienstliche 
Stellung und ihr Verhältnig zum Landesherrn war gar oft ab- 
hängig von den Beziehungen, welche dieje Greellenzen mit den maß 
gebenden militärijchen Adjutanten, oder niedrig jtehenden Gejchöpfen 
der Gunjt, Yaune oder Leidenjchaft hatten, oder anzufnüpfen wußten. 
Sn mehr ala einem Bundezftant mußte bis in die jechziger Jahre 
ein Juſtizminiſter an irgend einen jüngeren Stab3offizier, der ala 
Flügeladjutant fungirte, ein dienftliches Schreiben richten, um für 
einen Richter eine Audienz zu erlangen; oder ex berichtet an ihn 
über die Qualität einzelner Richter und ftellt mit ihm Erwägungen 
an, was „gegen diejen oder jenen zu unternehmen jei”, der „dem 
Richteritand Feine Ehre mache”, um den Adjutanten zu bitten, dar- 
über dem Landesheren „das geeignete vorzutragen”. Oder ein 
Finanzminiſter, aus dem alten Adel des Landes ftammend, bittet 
denjelben Offizier „gefälligit anfragen zu wollen, ob und wann 
Allerhöchitdiefelben erlauben wollen, daß ex einige Gegenjtände 
mündlich vortragen darf". Wie gehäffig gegen Verwandte politisch 
Gompromittirter verfahren wurde, iſt befannt. So wurde 3. B. 
der Bruder eined wegen Demagogie Verfolgten, der ein höherer 
Horjtbeamter war, jich niemals etwas Hatte zu Schulden kommen 
laffen und ſich niemal® um Politit gefümmert Hatte, durch eine 
Strafverjegung geichädigt und verletzt, weil er bei Gericht einen 
Strafantrag gegen den berüchtigten Verfolger ſeines Bruders geftelft 
hatte. Charakteriftiich ift auch die unklare Stellung, die mancher 
ſonſt aufgeflärte und wohlwollende Fürſt im conftitutionellen Leben 
einnahm. So wollte 3. B. Anfang der fünfziger Jahre ein Ab- 
geoxdneter der Linken in einer jüdweltdeutichen Kammer, der im 
Uebrigen entjchieden monarchiſch war, dem Landesherrn in der Re— 
jidenz feine Aufwartung machen; er konnte nicht dazu gelangen, und 
nun entjtand hierüber zwijchen dem Adjutanten und einem hoben 
Staatöbeamten, der aber amtlich der Sache durchaus fern ſtand, eine 
Correſpondenz, in welcher der lettere jenem auseinanderjeßte, daß 
der Fürft über den Parteien ftehen müfje, daß er gerade deshalb 
unverantiwortlich jei; daß es aber im Uebrigen ein At ganz gewöhn— 
licher Klugheit ſei dergleichen Audienzen auch Oppofitiongmännern zu 
gewähren, wenn fie al3 Kammermitglieder Jolche nachjuchten. Ginen 
Fiſcher, Geſch. des deutichen Bundestags zu Frankf. a, M 10 
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Haufen von Schmuß und Gemeinheit bieten die Privataften eines 
ſolchen militärifch-politischen Adjutanten, Denunzianten und Stellen- 
jäger liefern das meifte, aber auch die fehlen nicht, welche für ge- 
leiftete politiiche Spionage ihren Lohn fordern. Selbft wenn der 
beftürmte Offizier ein Mann von Ehre und Charakter war und Allen 
hätte die Thüre weijen fönnen, jo kann ein ſolches Syſtem mit 
ſolchen Velleitäten nur auf das jchärfite verurtheilt werden. 


Viertes Bud, 


Die Auswärtigen Angelegenheiten und 
da8 Gebiet de3 Bunde. 


10 * 
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Erſtes Kapitel. 


Die internationale Stellung des Bundes und 
der Bundesperjammlung, 


Durch Artikel 11 der Bundezafte war vertragsmäßig feitgejett, 
daß alle Mitglieder des Bundes ſowohl ganz Deutjchland ala jeden 
einzelnen Bundesftaat in Schuß zu nehmen verſprechen; fie garantiren 
ſich gegenfeitig ihre ſämmtlichen Befigungen, jofern fie zum Bundes- 
gebiet gehören. ft ein Bundeskrieg erklärt, was nad) der Wiener 
Schlußakte nur durch Beſchluß des Plenum gejchehen kann, jo darf 
fein Bundesglied einjeitige Unterhandlungen mit dem Feinde ein- 
gehen, auch nicht einjeitigen Waffenftillftand oder Frieden ſchließen. 
Derbindungen, welche gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner 
Bundezftaaten gerichtet find, dürfen nicht abgejchloffen werden. 
Wenn hiernady auch Koalitionen Einzelner mit dem Ausland, wie 
jie jeit dem Weſtfäliſchen Frieden bei den deutſchen Fürſten her— 
gebracht waren, erheblich erjchivert waren, jo kann der Bund doch 
um jo weniger al3 ein nationaler gelten, als durch die Aufnahme 
der Bundezakte in die Wiener Congreßakte die fremden Mächte eine 
jehr greifbare und mehrfach ergriffene Handhabe bejaßen, fich in die 
deutſchen Angelegenheiten zu mijchen. Wenn die Bundesverfammlung 
in ihren Competenzbeftimmungen vom Juni 1817 erklärte: „Deutjch- 
land ericheint jeit dem gejchloffenen Bund wieder in feiner Ge— 
lammtheit als Macht nach allen Attributen, Rechten und Verbind— 
lichkeiten, welche die Bundesafte dem Bunde beilegen, jomit in allen 
Beziehungen und Fällen, die jich hienach ergeben,“ jo berief man 
ſich mit großen, aber nicht? jagenden Worten auf ein Inftrument, 
da3 ebenfalls wenig oder nichts jagte. Die Behauptung der Schluß- 
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afte: „Der deutjche Bund ift eine in politiicher Einheit verbundene 
Gejammtmacht im europäiſchen Staatenſyſtem“ ift entweder inhalts— 
los oder unwahr. Inhaltslos, wenn man die entjcheidenden Aug: 
drücfe weniger nach ihrer Grundbedeutung ala nach ihrer dekorativen 
Verwendung annimmt, unwahr, wenn man nach den Merkmalen 
fragt, welche einerjeit3 dem Begriff „politijche Einheit" Inhalt geben 
und andrerjeitö bei einer „Geſammtmacht“ in die Erfcheinung treten 
> müßten. 

Das Ziwitterhafte in der völferrechtlichen Stellung des Bundes 
mußte jchon bei der Notififation feiner Conſtituirung hervortreten, 
indem man nach langem Hin= und Herreden dieje auch an diejenigen 
europätichen Mächte richtete, welche ſelbſt Glieder des Bundes waren. 
Die Krone der Unklarheit gebührt aber der offiziellen Unterfchrift: 
„Der deutjche Bund und in deifen Namen der k. öſtr. präfidirende 
Gejandte der B.-V.“, jowie da3 bis zum Jahre 1848 ununterbrochen 
im Gebrauch gebliebene offizielle Siegel mit der Umjchrift: „K. öftr. 
Bundes - Präfidial=- Kanzlei”. Einige Mächte antworteten auf die 
Notifikation gar nicht: wie Portugal, Sardinien, die Türkei und die 
Vereinigten Staaten ; andere ſchickten Gejandte, welche bei der Bundes— 
verfammlung anftatt beim Bunde acereditirt waren. Die Franzoſen 
juchten das alte Spiel zu erneuern; der erſte franzöfijche Gejandte er— 
ſchien nicht wie der englijche und ruffilche mit Bifitenfarten „Gejandter 
zu Frankfurt”, Jondern „Gejandter am Bundestag“. Und daß dies im 
Ginverftändnig mit einigen kleineren Staaten gejchehen war, die 
glaubten, ohne Franzöfijche Unterjtügung in Frankfurt ihre Souveränität 
und Unabhängigkeit den mächtigeren Staaten gegenüber nicht wahren 
zu können, wird von einem Bundestagsgeſandten ſelbſt berichtet. 

Das Gejandtichaftsrecht Hatte zwar dem Bunde zugeftanden 
werden müfjen, damit er nicht offiziell in feinen auswärtigen Be— 
ziehungen gleich von Anfang an compromittirt war, aber bei den 
Wiener Minifterialconferenzen 1820 war ausdrüdlich erklärt worden, 
daß unter dem dem Bunde zugejtandenen Gejandtichaftzrecht „die 
Unterhaltung beftändiger Gelandtjchaften bei auswärtigen Höfen und 
Regierungen nicht verjtanden jein jolle, jondern nur in außer: 
ordentlichen Fällen von Bundeswegen Gejandte zu ernennen ſeien.“ 
Dreimal im Ganzen hat die Bundesverfammlung die Abjendung 
eines Bundesgejandten bejchlofjen: einmal 1848, ala der Ham— 
burgiiche Bundestagagejandte Banks nach) England geſchickt wurde, 
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namentlich um die Erwerbung einiger pafjenden Schiffe zur unmittel- 
baren Verwendung gegen Dänemark zu vermitteln, diefe Miffion 
hatte nur einen geringen Erfolg; zum zweiten Mal 1864, als Herr 
von Beuft die Bundesintereffen auf der Londoner Conferenz ver— 
treten hatte, eine Milfion, die gar feinen Erfolg hatte, und zum 
dritten Male, als Herr von der Pfordten auf dem Pariſer Friedenz- 
congreß jeine Liga vertreten jollte; diejer Auftrag konnte nicht mehr 
zur Ausführung gelangen. 

So fonnte es denn auch nie gejchehen, daß die Souveränität 
der Einzelftaaten im Auslande durch Bundesgejandte in den Schatten 
gejtellt wurde, ebenjo wenig aber bat auch jemal3 ein Deutjcher 
von 1815—1866 im Auzland Schuß gefunden und Wahrung feiner 
Rechte, wenn er beides nicht ala Deftreicher oder Preuße, oder ala 
Angehöriger eines andern Partikularſtaats fand; mie e8 aber mit der 
ihüßenden Macht der meiften Mittel- und Kleinſtaaten im Auslande 
beichaffen war, iſt aus zahllofen Bittgefuchen erfichtlich, die an die 
Bundesverjammlung gerichtet wurden, um im beiten Falle an die 
Regierungen zurücdempfohlen zu werden. 

Wie durchdrungen die meilten Gejandten der deutjchen Mittel- 
und Kleinftaaten im Auslande von der Nichtigkeit ihrer Stellung 
waren, beweijen ihre vertraulichen Neußerungen. So jchreibt der 
Gejandte eines deutſchen Mittelſtaats aus Paris im Jahre 1854: 
„die Beitungen find ein arger Gonfurrent für uns diplomatijche 
Agenten.” Und gelegentlich der orientaliichen Verwidlung, ala in 
Paris und London die ftehende Trage war: Was wird Deutjch- 
land thun? kann er fich endlich einmal über feine Stellung eine 
Art von tröftendem Wort jagen: „Sogar wir fleinen Minifter 
Heiner Staaten,“ jchreibt er, „hatten eine gewiſſe Wichtigkeit erlangt, 
die uns jonjt gar jehr abgeht." Der Inhalt ihrer Berichte ift denn 
auch oft darnach, und mancher Brief ging auf großem prunfenden 
Legationspapierbogen in die Heimath, um einem Lafeien oder einer 
Köchin zu einer Stellung am Hof oder Höfchen zu verhelfen. 

Daheim freilich zeigen fich die kleinſtaatlichen Diplomaten 
muthiger und jelbjtbewußter. Nur ein Beijpiel. Als 1829 Hanauer 
Poliziſten einen Engländer ohne ftichhaltigen Grund verhaftet hatten, 
hatte diejer in einem Schreiben den engliichen Gejandten in Franf- 
furt um Schuß angegangen; nach) damaliger Gewohnheit wurde das 
Schreiben aber erbrochen und bei Seite gejchafft. Hierüber empört, 
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wandte ſich der englijche Gejchäftsträger in Abweſenheit des Ge- 
jandten an den kurheſſiſchen Bundestagsgejandten und verlangte 
Befreiung des Gefangenen und Beitrafung der Poliziften. In einem 
langen Bericht an den Kurfürjten erörtert num der Bundestags- 
gejandte die Berechtigung jenes Verlangens: Wenn man, meint 
diejer Diplomat, auch darüber hinmwegjehen wolle, daß der Gejchäfts- 
träger ſich direft an das kurheſſiſche Minifterium des Auswärtigen 
hätte wenden müſſen, jo erjcheine doch die Berechtigung de3 Ge- 
ihäftsträgerd in einem bedenklichen Lichte, da es doch ſtaatsrechtlich 
erheblichen Zweifeln unterliege, ob derjelbe als ftellvertretender Ge- 
ſchäftsträger au) am „Hoflager Ew. föniglichen Hoheit beglaubigt 
ift“. Meberdieß beweiſe er in jeiner Note großen Mangel an Rechts- 
fenntniß und jtelle Forderungen, die doch fein ſouveräner Fürſt be— 
willigen werde. Seine Note jei auch nicht einmal frei von Sprad)- 
fehlern. — Darnac wird fich weiter Niemand wundern unter den 
Gejchäften der Minifterien des Auswärtigen über Wafferbauten, 
Heulieferungen, Mahnungen von Gläubigern und Schufterarbeiten 
Viel, über politiiche Fragen in der Regel Nicht? zu finden. 

Die internationale Stellung der Bundesverfammlung konnte nicht 
Elarer jein al3 die des Bundes. In der Schlußatte heißt e8 in diejer 
Beziehung: „Die Bundesverfammlung Hat für die Aufrechterhaltung 
friedlicher und freundlicher Berhältniffe mit den auswärtigen Staaten 
Sorge zu tragen.“ Auf welchem Wege und durch welche Mittel 
war nicht gejagt. Ferner follte fie die fremden beim Bunde be- 
glaubigten Gejandten annehmen und im „Nothfall” im Namen des 
Bundes Gejandte an fremde Mächte abordnen. Auf Verlangen 
einzelner Bundesregierungen durfte fie fich bei fremden Staaten ver- 
wenden; ein Tall, der wie es jcheint, nicht vorgefommen ift. Ferner 
war es der Bundesverfammlung geftattet, Noten oder fonftige 
diplomatijche Aeußerungen an Ginzelftaaten zu vermitteln. 

Der diplomatische Verkehr, jchriftlich wie mündlich, gejchah 
durch den Präfidenten. An diejen Hatten ſich zunächſt die beim 
Bund accreditirten fremden Gejandten zu wenden und ihm ihr Be— 
glaubigungsfchreiben in Ur- und Abjchrift bezw. Ueberjegung vor= 
zulegen. Dieje legt da3 Präfidium jodann der Bundesverjammlung 
vor. Nachdem da3 Original in derjelben eröffnet und verlejen ift, 
gilt die Gejandtichaft ala Fürmlich accreditirt; eine bezügliche Be— 
merkung wurde ins Protokoll aufgenommen. Die Bundesverjamm- 
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lung bediente ſich in ihren Noten der deutſchen Sprache mit bei— 
gejchlofjener Franzöfiicher oder lateinifcher Ueberſetzung, indem dabei 
da3 Gleiche von den Noten der fremden Gejandten erivartet wurde. 
Schon 1817 aber weigerte fich der franzöftiche Gejandte eine Ueber— 
jegung beizulegen, und da die Bundesverjammlung nicht? glaubte 
thun zu können, ſteckte fie dieſe Injolenz ein. Da nun jpäter der 
jtellvertretende Borfigende, damals der ſächſiſche Gejandte von Garlo- 
witz, troßdem die demüthigende Schwachheit gehabt hatte, die Ant— 
wort der Bundesverfammlung auf das Notifitationzschreiben über 
den Regierungsantritt Karla X. mit einer Ueberſetzung zu verjehen, 
jo verlangte der franzöſiſche Gejandte 1830 bei einer Antwort der 
Bundezverjammlung auf jein Rekreditiv die Beilegung einer fran- 
zöſiſchen Ueberſetzung. Obgleich) das Präfidium feinen Anftand 
fand dem Verlangen zu entjprechen, jo wies die Mehrheit dafjelbe 
doch zurück nach dem Grundjaß der Reciprocität. 

Alle eingelaufenen Noten hatte da3 Präfidium in der nächſten 
Sitzung der Bundesverfammlung vorzulegen, wenn nicht vorgezogen 
wurde, fie durch einen diplomatischen Ausſchuß einer Vorberathung 
unterziehen zu laffen. Dieſes diplomatijche Manöver hat der Vor- 
figende einmal verjucht, al3 Napoleon 1859 in einer Note vom 
Bunde ſtrikte Neutralität verlangte. Allein noch ehe der Ausſchuß 
gewählt war, jah das Präfidium von diefer Maßnahme ab. Bei 
einer mündlichen Verhandlung mit einem fremden Gejandten, zu 
der außer dem Präfidivenden durch Beichluß der Bundesverſamm— 
lung nod ein Bundestagsgejandter beſonders abgeordnet werden 
fonnte, wurde immer eine Verbalnote überreicht, welche das Mejent- 
liche der Unterredung enthalten ſollte und in ihrem Wortlauf von 
der Bundesverjammlung feitgeftellt wurde. Auf Antrag des Prä- 
jidirenden wurde 1828 beſchloſſen, „die jchriftlichen Verhandlungen 
mit fremden Gejandten nicht mehr in da3 öffentliche Protokoll auf: 
zunehmen“. 

Nachdem 1824 durch Bundesbejchluß den Gejandten der Fremden 
Mächte gleiche Rechte mit den Bundestagsgejandten eingeräumt 
worden waren, erhoben fich vielerlei Rang- und Gtifettenftreitigfeiten, 
ſowie Kleine Giferfüchteleien, al3 3. B. Herr von Münch nur den 
engliichen Gejandten bei einer Einladung zu einem Diner am Ge— 
burt3tag des Kaiſers Franz übergangen hatte, ließ fich derjelbe jofort 
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abberufen, wogegen der Ginladende jeine Qualität ala Deftreicher 
und nicht als Präfidirender geltend machte. 

Als vielerlei vertrauliche Beſprechungen' über die Rangverhält- 
nifje der fremden Gejandten beim Bunde in Frankfurt und an 
fremden Höfen rejultatlo8 verlaufen waren, beantragte der preußijche 
Bundestagägejandte v. Bismard 1856 für diefelben eine bejtimmte 
Norm zu entwerfen, nachdem es al3 Grundjak ausgejprochen wäre, 
daß der Bundesverfammlung in ihrer Gejammtheit der Vorrang 
vor den fremden Gejandten gebühre, einer Normirung fünne fich 
aber die Bundesverfammlung ebenjowenig entziehen, al3 die andern 
Mächte den fremden Gejandten gegenüber. Ein Ausſchuß wurde 
zu diefem Zwed gewählt, zu einem Bericht aber hat er e& nicht 
gebracht. 

Die eigenartige Stellung derjenigen Gejandten, deren Commit- 
tenten europäijche Mächte außerhalb des Bundesgebiet? waren, gab 
zu manchem Berftedenjpiel Anlaß; namentlich war es der Gejandte 
für Holftein und Lauenburg, der fich bei Gelegenheit gerne hinter 
den König von Dänemark und feine Qualität al3 däniſcher Gejandter 
verſchanzte, die ihm gar nicht zufam. 

Durchaus bezeichnend ift aber für die politifchenationale Auf- 
fafjung der Bundesverfammlung die Stelle aus der Eröffnungs— 
rede des Präfidirenden im Jahre 1816, welcher über die europäijche 
Stellung Deutichlands ſich äußert: „Deutjchlands Entwiclung,“ 
meint das Präfidium, „Tann nicht darauf berechnet ‚jein, um eine 
gebietende Stellung im europäichen Staatenſyſtem einzunehmen, 
iondern nur um eine vertheidigende mit Würde zu behaupten.“ 
Das bedeutet ohne Phraſe: der Bund ala jolcher hat gar feine 
Politik zu befolgen, folglich auch der Bundestag nicht. Die Politik 
wäre vielmehr zu machen durch die großen Mächte. Beftimmend 
für den Bund muß alfo in erjter Linie die Politik der beiden 
deutjchen Großmächte fein. Dieje hatten im Großen und Ganzen 
diejelben Intereſſen; damit fie aber an der Erkenntniß diejer That- 
ſache und im Verfolgen ihrer Intereſſen gehindert würden, hatte 
die ruſſiſch-franzöſiſche Politif beide an ein Streitobjeft gefefjelt, die 
deutjche Hegemonie; zur Befeftigung dieſes Syſtems gehörte aber 
ebenjo die füderative Kleinjtaaterei, wie die heilige Allianz. Wenn 
die deutjchen Großmächte ſich einmal verjtändigt hatten und eine 
europäiſche Aktion einleiteten, jo brauchten bloß die ruſſiſchen oder 
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franzöfischen Diplomaten das bairiſch-ſächſiſch-würtembergiſche „rein 
deutſche“ Intereſſenkäſtchen aufzuziehen, und nicht bloß ganz Deutſch— 
(and ſah verzaubert hinein und wetterte auf die Jchlechten Groß- 
mächte, jondern dieje jelbjt wurden dann öfter unficher und ſchwan— 
fend. Nun konnte es aber fommen, daß der Staat Friedrich des 
Großen daran denken fonnte, feine deutſche Miſſion zu erfüllen, 
deshalb mußte vor Allem Preußen in Deutichland compromittirt 
werden, dieje Aufgabe übernahm in erſter Linie Rußland: Auf 
das perjönliche Verhältniß und die Charaktereigenthümlichkeiten der 
beiden Herricher begründet, überredete man Preußen, eine Confti- 
tution geben jei ein Verbrechen, national gejinnt jein bedeute dema— 
gogiich fein; preußiſch fein bedeute militärifch-conjervativ fein, und 
da ruſſiſch jein dafjelbe bedeute, jo ſei ruſſiſch ſein — preußiſch 
ſein; und da der geheiligte Herrſcher Rußlands in ſeiner abſoluten 
Stellung beſſer im Stande ſei, den Charakter dieſer militäriſch— 
conſervativen Intereſſen in ganzer Reinheit zu erhalten, ſo müſſe 
von Petersburg aus immer und immer die preußiſche Politik nach 
jener großen Idee corrigirt und gereinigt werden, d. h. der Zar 
beitimmte, was preußiſch war. Und unter faum bemerfbaren 
Echwanfungen hat dieſes Syſtem bis 1840, unter heftigen Er- 
ichütterungen bis 1851, jchrecfhaft ficher bis 1856 Beltand gehabt 
und Preußen beſchimpft, Deutjchland geſchwächt, Deftreich getäuscht. 

63 bedarf feiner weiteren Ausführung, um darzulegen, wie 
die Bundesverfammlung während ihres Gejammtbeftehens durchweg 
in internationaler Beziehung fih paſſiv verhalten, als auch bei 
bejonderen Veranlaſſungen die diplomatische Nichtigkeit ihrer Stellung 
erfannt bat. Einige Beijpiele werden jchon ar diejer Stelle den 
nöthigen Ginblid gewähren. Als im Jahre 1851 der englijche 
Gejandte die Bundesverfammlung unter Beigabe von zwei Schriften 
Gladſtones anging, ſich einer Intervention gegen die Gewalt: 
thätigfeiten der neapolitaniichen Regierung anzufchließen, bedurfte 
es feiner weiteren Anjtrengungen des Präfidialgejandten, um die 
Bundesverfammlung ein ſolches Vorgehen als den Formen des 
internationalen Verkehrs widerjprechend und al3 ungewöhnlich ab- 
(ehnen zu laſſen, wenn auch die Note jenem Mitglied der Ber- 
waltung Robert Peel’3 mit jeinem hohen Chrgefühl, jeiner großen 
Sewandtheit und jeiner Fähigkeit die Wahrheit jagen zu fünnen, 
wie zu wollen feinen Anftand nahm, das höchite Lob zu extheilen. 
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Ganz dem friedlichen Charakter des Bundes, wie die Bundes- 
verfammlung mit Genugthuung erklärte, entiprach dagegen Die 
1856 einhellig ausgejprochene Annahme des 23. Protofoll3 des 
Pariſer Friedens, nad) welchem Staaten, zwilchen welchen Miß— 
helligkeiten fich ergaben, ehe fie die Waffen entjcheiden ließen, die 
Vermittlung einer befreundeten Macht anzujprechen hätten, ſoviel 
die Umftände es zulafien follten. Als Ende 1864 Kaiſer Mari: 
milian von Mexifo beim Bunde einen Gejandten beglaubigen wollte, 
erklärte Baden bei der Abjtimmung, daß ihm die Thronbefteigung 
Marimiliand noch nicht angezeigt worden jei, es mithin auch die 
Anerkennung des Kaiſers noch nicht habe ausſprechen können; daß 
aber die Anerkennung der Einzeljtaaten der Annahme des Gejandten 
jeitend der Bundesverfammlung vorauszugehen babe, unterliege 
feinem Zweifel, wie ja auch ſchon von vielen Ginzelftaaten die 
Anerkennung erfolgt jei, bevor der Bund fich über die formelle 
Trage der Annahme erklärt habe. Baden wolle in diefem Fyalle 
zwar gern über die mangelnde Form hinmwegjehen, habe aber doch 
nicht umhin gekonnt, jenen Grundſatz ausdrücklich zu betonen. 

Zu einer diplomatijch=technilchen Differenz innerhalb der 
Bundesverfammlung fam es, ald Anfangs 1864, gelegentlich der 
deutjch-däniichen Streitigkeiten, der englilche Gejandte in Frankfurt 
die Abjchrift einer Depejche Ruſſel's vorlegte, und das Präfidium 
diefe an den Holfteinijchen Bundestagsausſchuß verweilen wollte. 
Baiern und mit ihm Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg und Frank: 
furt widerjprachen diejer Geſchäftsform, indem fie erflärten, daß 
jene Verweiſung den Beitimmungen von 1817 widerjpräche, da 
der Bund, jolange er feine Gejandten abordne, auf diefe Form des 
diplomatijchen Verkehrs nicht reciprof antworten fünne. Die Mehr- 
beit ſtimmte jedoch dem Bräfidialvorichlage bei. 
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Zweites Kapitel. 
Diplomatiihe Verhandlungen. 


63 wird Niemand unter diefem Kapitel, bei einer jolchen 
Materie PBilanterien oder Enthüllungen erwarten, vor jo unziem— 
lichen Vermuthungen jcheint doch der Charakter de Bundes und 
der DBundesverfammlung von vornherein ausreichenden Schuß 
zu gewähren. 

Ueber die Formalien, wie Nachrichten über die Familien 
ereigniffe der europäijchen Fürften und deren Beantwortung wurde 
in der Regel eine ungedructe Regiftratur ohne weitere Bemerkungen 
aufgenommen; jedoch einmal nicht ohne Tadel darüber, daß die 
Höflichkeit der außerdeutichen Fürſten der Bundesverfammlung 
gegenüber nicht von allen deutjchen Fürſten nachgeahmt werde. 
Dieje Angelegenheiten, jowie Beglaubigungjchreiben, Anzeigen von 
Regierungswechjel, Berträgen, aufftändiichen Bervegungen nebit den 
dagegen ergriffenen Maßregeln, Kriegserklärungen, Friedensſchlüſſen, 
Ginladungen zu Gongrefjen, Berhandlung3protofolle u. |. w. machen 
den weſentlichſten Theil der diplomatischen Papiere aus. Etwas 
pifantere3 wie die Girkularnote Palmerftong im Jahre 1836, in 
der geleugnet wurde, daß D. Maria von Portugal mit ihren 
Offizieren Liebezverhältniffe unterhalte, war jelten. Bezeichnend ift 
e3, daß in den erjten anderthalb Jahrzehnten des Bundesbeftandes 
materiell irgendwie belangreiche diplomatische Aktenftüce nur von 
Seiten Rußlands eingingen *). Namentlich find dies die Aften- 
jtüde, welche auf die Thronbefteigung Nikolaus’ I. Bezug haben. 
Sp berief Anfangs Januar der jubftituirte badijche Gejandte feine 
Gollegen zu einer außerordentlichen Situng zuſammen, über welche 
ein geheimes Protokoll aufgenommen wurde. Außer einer Depeche 
Neſſelrode's über die Thronbefteigung, ſowie einem Bericht über 





*) Vertreten waren in Frankfurt, nachdem der ſchwediſche Gejandte jehr 
bald wieder abberufen war, in jener Zeit nur Rußland, England und 
Frankreich. 
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den Defabrijten-Aufftand fam auch die Verzichturfunde des Groß— 
fürften Gonftantin zur Vorlage. Das Alles hatte der ruſſiſche 
Gejandte von Anftett trefflich mit einer Begleitnote begründet und 
mit der jchönen Schlußwendung verziert: Quand la morale est 
la bäse de la politique, la publicite est un maxime d’etat. 
Pikant genug jedenfall in dem Munde diejes ruffiichen Diplomaten. 
Syn der bereit gehaltenen Antwortnote des Herren von Blitter3dorf 
wurde denn auch nicht geſäumt, unter befonderer Verdankung der 
Bundesverfammlung deren „geſpannteſte Aufmerkſamkeit“ bei der 
Berlefung der Aktenſtücke nachdrücklich Hervorzuheben. Ginen ähn- 
lichen Berlauf nahm die zweite außerordentliche Situng, ſowie eine 
dritte, Anfangs Februar, von dem jubftituirten Gejandten von 
Nagler berufen, in welcher Noten und Berichte über das Ergebniß 
der Unterfuchungen betreffend die aufftändijchen Bewegungen bei 
Gelegenheit der TIhronbefteigung des Kaiſers Nikolaus und den 
fchleunigft unterdrücten Empörungsverſuch des Regiments Tſcher— 
nigoff zur Vorlage und Verleſung famen. In dem vorgelegten 
Antwortichreiben des Präfidirenden hieß e3 unter Anderem: „Dem 
deutſchen Bund muß ſich auch bei dieſen Greignijjen die volle 
Ueberzeugung aufdringen, daß ed nicht die Völker und nicht die 
Heere ſeien, welche gegen ihre Fürften, denen fie Ruhm und Glück 
verdanfen, ſich verichwören, daß nur einzelne Unzufriedene fich 
gegen alles Bejtehende nur darum auflehnen, weil es bejteht, und 
ohne ihre Mitwirkung beiteht, und daß nur dieſe Wenigen e3 jeien, 
welche von den jchädlichen Grundjäßen, die fie eingejaugt, eine 
noch jchädlichere Anwendung im Schilde führen.“ 

Ferner wurde durch den ruſſiſchen Geſandten die Leberreichung 
der Dokumente, welche fich auf die Verhandlungen zwiſchen Ruß— 
land und der Pforte über die Donaufürftentgümer beziehen, Ende 
Stunt 1826 vermittelt und durch den Vorſitzenden der Bundes— 
verjammlung zur Senntniß gebracht. Es ift die Kopie einer 
Depeiche des Staatsjekretärd, Grafen von Nefjelrode, vom 7. Zuni, 
jowie die Note des ruffiichen Gejchäftsträger® von Minciaki in 
Gonftantinopel vom 5. April und die Antwort der Pforte vom 
13. Mai. 

Nachdem der ruffiiche Gejandte Mitte Juli einen Bericht der 
Peter3burger Unterſuchungscommiſſion über die in Rußland ent- 
deeften geheimen Gejellichaften und hochverrätherifchen Verbindungen 
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durch das Präſidium der Bundesverfammlung hatte zugehen lafjen, 
beihlog man, denjelben an die Mainzer Central-Unterſuchungs— 
commiljion mitzutheilen und das entiprechende, vom Prafidium 
bereit3 entworfene Antiwortjchreiben zu genehmigen. Ginen ähn— 
lichen Verlauf nahm auch die Schlußmittheilung über dieſe Unter: 
ſuchungen, nur daß man nunmehr au) an Se. Majeftät den Kaiſer 
jelbjt ein Schreiben zu richten beſchloß. In demjelben wird Ein— 
gang die Theilnahme de3 Durchlauchtigften deutichen Bundes an 
den Geſchicken Sr. Majejtät hervorgehoben, ſowie am Schluß das 
hohe Verdienſt um die Ruhe der Welt dankbar anerkannt. Inhalt: 
lich find nur folgende zwei Sätze nicht ohne Bedeutung: 

„Wenn die Jouveränen Fürften und freien Städte Deutjchlands 
für Se. Majeftät den Kaiſer Alexander, ala einen der erhabenen 
Stifter des deutjhen Bundes, eine undergängliche dank— 
bare Erinnerung beivahren werden, jo haben Ew. Majeftät in dem 
furzen, doch bedeutungsvollen Zeitraum Ihrer Regierung Sich den 
deutſchen Bund, diefen Bund des Friedens und der Eintracht, nicht 

minder zu Dank verpflichtet. 

Denn diejes iſt das Gigenthümliche der heutigen Geftaltung 
Guropa’3, daß dad Gute, welches in einem Staate gejäet wird, 
aud in den andern Staaten Früchte trägt, und daß die verderb- 
lichen Grundſätze nicht Wurzel faffen können in einem Reiche, ohne 
die Ruhe und Wohlfahrt aller zu erjchüttern.” 

Als darauf nun ein allerhöchites Kabinetsichreiben des ruſſiſchen 
Kaiſers eingelaufen war, wurde jofort eine außerordentliche Situng 
zulammenberufen, in welcher da8 Schreiben verlefen wurde. Der 
Mittelfat lautet: Ces doctrines de solidarite, de communaute 
d’interet sont, et j’aime à le reconnaitre, la base necessaire 
de l’Alliance bienfaisante des Gouvernemens contre la funeste 
coalition des ennemis de l’ordre. En les proclamant encore 
une fois, la Serenissime confederation vient de manifester 
cette m&me sagesse, qui, au milieu de conjonctures difficlles, 
a maintenu jusqu’ä present la tranquillit6 de l’Allemagne et 
qui ne peut manquer de l’assurer à l’avenir. 

In einem ähnlichen Verkehr ift dann der ruſſiſche Kaiſer und 
die Bundesverfammlung zunächit geblieben; im Juli 1827 wurde ihr 
ein Gremplar de3 Berichts, den die zu Warſchau zur Erforſchung 
der geheimen Gejellichaften in Polen eingejegte Unterjuchungs- 
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commiljion an den Großfürſten Gonjtantin erjtattet hatte, durch 
den ruſſiſchen Gejandten mitgetheilt, desgleichen die Nachricht von 
Verfügungen, welche der Kaiſer Nikolaus zur Aburtheilung und 
Beitrafung der Theilnehmer getroffen hatte. 

Auch in den Jahren 1828 und 1829 wurde diejer Verkehr 
fortgejeßt, indem in jenem Jahre Erklärungen über die Bewegung 
eines Theil der Gardetruppen gegen die Türkei gegeben wurden, 
ferner wurde mitgetheilt das Manifeft de8 Zaren beim Friedens— 
ſchluß mit Perſien, jowie der Wortlaut des Friedend- und Freund- 
ſchaftsvertrags zwilchen Rußland und Perfien; ferner die Depejchen 
und Aktenjtüce, welche ſich auf den ruſſiſch-türkiſchen Krieg und 
den Frieden von Ndrianopel beziehen. Das Jahr 1830 brachte 
der Bundesverfammlung Ermunterungs- und Belobungajchreiben 
von Seiten des ruſſiſchen Kaiſers, betreffend die Pacifications- 
maßregeln in Deutjchland. 

Weit lebhaftere Verhandlungen, wenn man den eben genannten 
Schriftenaustaujch überhaupt Jo bezeichnen darf, brachten die belgijch- 
luxemburgiſchen Wirren, welche im folgenden Kapitel ihre Stelle 
finden werden. 

Diefe Wirren führten aber auch zu weiteren diplomattjchen 
Verhandlungen zwijchen der Bundesverjammlung und den Gejandten 
von England nnd Frankreich. Auf diefe Frage, jomweit fie an 
ih unbedeutende Einzelheiten und Perjonalien betreffen, kann dieſe 
Darjtellung nicht eingehen, wohl aber verdient zunächſt hier eine 
Verlegung des Bundesgebiet3 durch) Franzöfiihe Truppen zur 
Sprache zu fommen. 

Am 20. Dezember 1830 wurde der Bundesverjammlung durch 
den Gouverneur von Luxemburg per Estafette angezeigt, daß von 
Met aus ein franzöfiicher Artillerietrain in Begleitung franzöſiſcher 
Sinfanterie das luxemburgiſche Gebiet paſſirt habe, der angeblich für 
die franzöfiiche Nordarmee bei Antiverpen bejtimmt var. 

"Auf Borjchlag des Präfidiums wurde jofort der Erlaß einer 
Note an den franzöfiichen Gejandten beim Bunde, Baron Alleye 
de Cyprey, beichlofien, in welcher um Aufklärung gebeten wurde. 
Nachdem die Thatlachen mitgetheilt waren, fährt diejelbe fort: 
„Die deutiche Bundesverjammlung, welche diefen Durchmarjch 
fremder Truppen durch) das Gebiet des deutichen Bundes nur mit 
Befremden vernehmen fonnte, hat jofort einhellig beichloflen, ſich 
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vor Allem an die königliche franzöfiiche Regierung zu wenden, um 
von bderjelben über diefen mit den Rechten de3 deutjchen Bundes 
unvereinbarlichen Vorfall Aufklärung zu erhalten.“ 

Zum Schluß wurde einer möglichit bejchleunigten Erwiderung 
auf die Note entgegengejehen. Dieje ließ denn auch nicht lange auf 
ſich warten, enthielt aber weder eine Entſchuldigung, noch auch die 
Anzeige, daß Befehle gegeben jeien, die eine Wiederholung von der- 
gleichen Vorfällen verhindern könnten, jondern nur die allgemeine 
Berficherung, daß die franzöfiiche Regierung geneigt jei, die bejon- 
deren Verhältniſſe und Wünſche ihrer Alliirten jchonend berückfich- 
tigen zu wollen, und berief fich im Uebrigen darauf, daß Se. Ma— 
jeftät der König Unterzeichner und Garant des Separationdvertrages 
von 1831 ſei. 

Nachdem darauf das Präjidium in einer zweiten Note die 
angenehme Erwartung ausgedrüct hatte, daß fich dergleichen nicht 
wiederholen werde, und die Verficherung beigefügt war, daß jener 
Vertrag den deutjchen Bund in der Erfüllung feiner Pflichten nicht 
beirren könne, berief ſich die franzöfiiche Antwort wiederum auf 
jenen Bertrag, den Deftreich und Preußen ebenfalls — wenn aud) 
unter Vorbehalt — anerkannt hätten, wonach alſo das von jenem 
Train berührte Gebiet nicht mehr zum Bunde gehöre, und da3 
Prafidium ließ dann auch die Bundesverfammlung beichließen, daß 
für fie damit die Sache erledigt jet. 

Einen ähnlichen Verlauf nahm auch die Ginmifchung der 
franzöfifchen und englijchen Gejandten in die gerichtliche Prozedur 
(uremburgifcher Behörden, welche gegen politijchcompromittirte Per- 
onen eingeleitet war. Auch über die Verhältniffe im Luxemburger 
Feſtungsrayon wurden zwilchen den Genannten Depefchen gewechjelt, 
wie denn überhaupt die Maßnahmen und die Stellung des Feſtungs— 
gouvernement3 den fremden Diplomaten ein weites Feld für Be— 
Ichwerden und Einmiſchungen der mannigfachiten Art lieferten. 
Einer gejchichtlichen Darftellung find fie Alle gleich unmwerth. 

Das ſchwankende und jchwächliche Verfahren der Bundes- 
verjammlung diefem Eingreifen der fremden Mächte gegenüber er- 
muthigte diejelben zu einer Frechheit, die an die Ichlimmiten Zeiten 
deutſcher Knechtſchaft und Libertät erinnert. Schon am 3. April 
1833, Nachmittags, alfo noch vor Ausführung des Frankfurter Attentat, 


hatte da3 Präfidium von dem Gouverneur von Mainz 3500 Mann 
Fiſcher, Gejch. bes beutichen Bundestags zu Frankf. a. M. 11 
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Snfanterie, 100 Mann Kavallerie und 6 Geſchütze requirirt. Na- 
türlich genehmigte die Bundesverfammlung nach dem Attentat die 
Verlegung eines Theild dieſer Truppen in und um Frankfurt; am 
15. April waren 2500 Mann unter öftreichiichem Oberbefehl an— 
gelangt. 

Schon die Form, in welcher der Senat dies befannt machen 
ließ, hatte ſtarken Anſtoß in der Bundesverfammlung erregt, da 
fie etwa3 nad) Vergewaltigung ausſah. Im Mai brachte der jub- 
ſtituirte jächfiiche Gejandte von Manteuffel eine vertrauliche Aeuße— 
rung des Franzöfilchen Gejandten zur Sprache, welche die Rechtö- 
verbindlichkeit jenes Bejchluffes für Frankfurt betraf. Der Gefandte 
für Frankfurt wies Ddieje Interceſſion einer fremden Macht zurüc 
und erklärte, daß man nie an der Rechtöverbindlichkeit jenes Be— 
ſchluſſes gezweifelt habe. 

In der Folge kam es zu jehr bitteren Auseinanderjegungen über 
Verpflegung und Einquartierung der Truppen und den Oberbefehl 
innerhalb der Stadt; der Maiaufruhr zur Befreiung der Gefangenen 
im Jahr 1834 verjchärfte den Conflikt zwilchen der Bundesverfamm- 
lung und Frankfurt, dem man laut und offen Nachläſſigkeit oder 
gar Einverjtändnig mit den Verſchwörern vorwarf. Es läßt ſich 
nicht mehr aftenmäßig feititellen, welchen Antheil der franzöſiſche 
Geſandte bei diejer Oppofition gegen den Bund Hatte, daß er aber 
eifrig bedacht war, diejelbe zu verichärfen; daß er bei dem Mai- 
aufitand in einem Einverftändniß war, beweiſt jchon die eine unbe= 
ftreitbare Thatjache, daß der Vater eines zu befreienden Gefangenen 
bei dem franzöfiichen Gejandten, der damals in Sachjenhaujen wohnte, 
Quartier genommen hatte. Daß der englijche Geſandte mitthat, zeigt 
das öffentliche Auftreten dejjelben. 

Am 21. Mai nämlicdy erhielt der jubjtituirte Vorſitzende 
von Nagler eine Verbalnote des englilchen Gejandten, Eingangs 
welcher gejagt war, daß aus jeinem langen Schweigen wegen der 
militärifchen Okkupation Frankfurts nicht gefolgert werden dürfe, 
daß feiner Regierung diefe Maßregel gleichgültig geweſen ſei; nur 
hätten die nichtofficiellen Beſprechungen ihm die Hoffnung gegeben, 
daß die Bundesverfammlung von jelbft bald diefe Maßregel zurüd- 
nehmen werde, die der Gejandte nennt: si contraire aux droits 
d’stat indepentant. Selbft zu diejer Stunde wolle er nicht fürm- 
lich gegen jene Maßregel remonftriven, wozu jeine Regierung als 
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fontrahirender Theil der Wiener Verträge berechtigt jei; und jelbft 
wenn fie dieſe nicht unterzeichnet hätte, wäre doch ein britiſches 
Intereſſe: die Aufrechterhaltung der politischen Unabhängigkeit auch 
de3 kleinſten Staate® in Europa. Daß die Bundesverjammlung 
trotz der nachdrüdlichen Gegenvorftellungen de3 Senat? fortfahre 
das Gebiet beſetzt zu halten und beabfichtige den ſtädtiſchen Behörden 
den Oberbejehl über ihre eignen Truppen zu entreißen (arracher), 
müſſe die britiſche Regierung al3 einen direkten Einbruch) in die 
Rechte eined unabhängigen Staat? anjehen. Den Schluß dieſer 
ftarf formulirten Note machte natürlich die Hoffnung auf die Weis— 
heit und Mäßigung der Bundesverfammlung. 

Nachdem diejelbe verlejen war, meinte Herr von Nagler: Ob- 
wohl ſich vorausjegen lafje, daß die freie Stadt Frankfurt zu der 
vorliegenden Note feine Veranlaſſung gegeben habe, jo glaube das 
Präafidium doch darauf antragen zu müſſen, daß die Stadt Frank: 
furt zu einer Erklärung darüber aufgefordert werde, ob fie zu der 
vorliegenden Erklärung irgend eine Beranlaffung gegeben habe. Der 
anweſende Vertreter Frankfurts, Syndikus Thomas, jchwieg und es 
wurde dem Antrage gemäß bejchlofjen. In der folgenden Sitzung 
legte der Präfidirende eine Verbalnote des franzöſiſchen Gejandten 
vor, in welcher zunächſt gejagt war, daß die franzöfiiche Regierung 
die Offupation nur mit Unruhe hingenommen babe. Gin Jahr jei 
nun jeit Beginn derjelben vorüber, und Ddiejelbe jcheine permanent 
werden zu jollen. Das franzöfiiche Gouvernement habe Mühe zu 
glauben, daß Souveräne, die doch jelbjt jo eiferfüchtig über ihre 
Rechte wachten, e3 unternehmen jollten die Souveränitätsrechte eines 
Andern zu Fränfen. 

Wenn ſich aber feine Regierung hierin getäufcht habe, wenn 
e3 wahr wäre, daß die Bundesverfammlung die Unabhängigkeit 
eine Staates angriffe, wenn es wahr wäre, daß der freie Wille 
defjelben mit Gewaltthaten verlegt (violentee) würde, dann könnte 
Frankreich als Garant der Wiener Verträge nicht dulden, daß Be— 
ftimmungen derjelben verlegt, daß die Souveränität deutjcher Staaten 
zum leeren Worte würde, 

Man fieht: die alten Trechheiten in den befannten Wendungen. 
Recht eigenthümlich nimmt fich die darauf folgende fahle Erklärung 
des DVertreterd für Frankfurt aus: „der Senat hat jene wie dieje 
Note weder veranlaßt noch darum nachgefucht.” Nachdem In— 

1” 
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ftruftiongeinholung bejchloffen war, brachte am 12. Juni Herr 
von Nagler die Antwort bezw. Abſtimmung in Antrag. Da der 
hannoveriche Gejandte ohne Inſtruktion war, beſchloß man ohne 
denjelben folgende gleichlautende Note an die beiden fremden Ge— 
ſandten zu richten: 

„Die Bundesverjammlung fann nur bedauern, daß der Gejandte 
bon jeiner Regierung zur Communilation über einen Gegenftand 
beauftragt worden ift, hinfichtlich deifen eine nähere Erläuterung zu 
geben — wäre es auch zur Berichtigung thatjächlich irriger Voraus— 
jegungen — die Bundesverfammlung fich jelbjt dann verjagen müſſe, 
‚ wenn ihr jolche in den freundichaftlichiten Ausdrücken abverlangt 
würde. 

Denn das Recht, jeine inneren Angelegenheiten ohne fremde 
Einmiſchung zu ordnen, ift ein Recht des eigens zur Bewahrung 
der Unabhängigkeit der einzelnen deutjchen Staaten und zur Er— 
haltung der Sicherheit Deutjchlands gejtifteten Bundes. Dieſes 
Recht unverleßt zu bewahren wird fich die Bundesverfammlung ebenjo 
getreulich zur angelegentlichen Pflicht machen, al3 der deutſche Bund 
binfichtlich der Maßregeln, welche auswärtige Mächte zur Vorbeugung 
und Dämpfung von Unruhen und zur Unterdrückung der Anarchie 
im Umfange ihrer Staaten zu ergreifen in dem Falle find, fich zu 
irgend einer Intervention nie berechtigt erachten wird.“ 

Darauf antwortete unter dem 20. Juni Baron Alley, daß er 
jeiner Regierung die Note vom 12. d. M. überreicht habe und von 
diefer der hohen Bundesverfammlung folgende Antwort zu ertheilen 
habe. Die franzöfiiche Regierung habe jenen Einſpruch erhoben, 
geftüßt auf denjenigen Artikel de3 Wiener Vertrags, welcher die 
Unabhängigkeit der deutichen Bundezftaaten feierlich feſtgeſetzt hat 
(consacre), welcher aljo auch allen Signatarmächten das Recht gibt 
diefe zu ſchützen (proteger); hätte aljo die Bundesverjammlung jene 
Einjprache zurückweiſen wollen, dann hätte fie eine Prüfung darüber 
anftellen müffen, entweder ob jene Mafregeln nicht die Unabhängig- 
keit Frankfurts beeinträchtigten oder ob jener Artikel einen andren 
Sinn habe, ald den von Frankreich angenommenen. Ohne dies zu 
tun, ja ohne auch nur einen Verſuch zu machen, rede die Bundes- 
verfammlung nur in ganz allgemeinen Ausdrüden von dem Rechte 
des Bundes, jeine inneren Angelegenheiten jelbjt zu ordnen. Dann 
gibt der Franzoſe feinen deutichen Gollegen eine Lektion im Staats— 
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recht und jagt ihnen, ihre ganze Antwort pafle wie die Fauſt aufs 
Auge, denn was fie redeten, paſſe fich wol für einen Staat; nun 
jei e8 aber doch befannt, daß der deutiche Bund fein Staat jet, 
jondern eine Gonföderation von Staaten, welche durch die Wiener 
Akte conftituirt und folgeweife auch den Bedingungen derjelben 
unterworfen ſei; und jo gewiß e3 jei, daß ein Staat nicht jeine eigne 
Unabhängigkeit berühren könne, jo gewiß fünne eine Conföderation 
diejenige einzelner ihrer Glieder verlegen. Indeſſen wolle Die 
franzöſiſche Regierung dieje Unterhaltung nicht fortjegen, es genüge 
ihr bewiejen zu haben, daß fie fich innerhalb der rechtlichen Grenzen 
bei ihrer Einjprache gehalten habe. 

Die maßvolle Form und die äußerfte Zurücdhaltung (extr&me 
reserve), mit welcher jeine Regierung ihre Intervention bekleidet 
hätte, jeßten” fie auch außer Stande den Sinn der Stelle zu ver- 
ftehen, wo von den Freundichaftlichiten Ausdrücken die Rede geweſen 
jei; der Herr Präfident der Bundesverfammlung habe gewiß dabei 
den Wortlaut der Franzöfiichen Note nicht vor Augen gehabt. 

Diele derbe Lektion wurde wieder zur Inſtruktionseinholung 
bejtimmt; da lief drei Wochen jpäter auch eine Note des englifchen 
Gejandten vom 18. Juli ein. Diefe nimmt den umgekehrten Gang 
und verwahrt fich zunächit dagegen, daß die frühere Note nicht in 
den freundichaftlichiten Ausdrücken abgefaßt geweſen jei. Die ſach— 
lichen Auseinanderjegungen laufen im wejentlichen auf dasjelbe hinaus 
was der Franzoje beigebracht hatte; nur daß es nicht in der poin= 
tirten Weile des Franzojen geichieht; Hier wird der hohen Bundes— 
verfammlung ganz troden gejagt, daß der deutſche Bund Haupt- 
fächlich begründet jei, um die Unabhängigkeit der deutichen Staaten 
von eimander für immer feftzuftellen. Die Bundesverfammlung 
werde doch nicht glauben, daß die Mächte den Bund erjchüttern 
ließen, der ja für die Schwachen gemacht jei. Die Beftimmungen 
der Wiener Schlußakte jeien überdies ſpätere willfürliche Zufäte, 
welche die Signatarmächte in ihren Rechten gar nicht tangiren 
fönnten. 

Menn die Note der Bundesverjammlung erkläre, daß fie fich 
auch nicht in fremde Angelegenheiten einmijche, jo hieße dies nur 
das Verfahren Englands tadeln (blämer), einen derartigen Vorwurf 
weile dafjelbe al3 grundlos zurüd. Denn der Bund jei fein Staat, 
der ein Territorium befite; fein Souveränitätsrecht beſitze er, er jet 
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nur eine Liga unabhängiger Staaten, von denen jeder jein Terri— 
torium und für dafjelbe die Souveränitätsrechte habe. Und gerade 
dieje habe die Majorität, troßdem daß fie unter europäilchen Schub 
geftellt jei, durch jene Okkupation verlegt, und daher fomme der 
Einſpruch Englands gegen folche Ungerechtigkeit. — Erſt nach bei= 
nahe zwei Monaten konnte die Antwort formulirt werden, und auch 
danach Hatte der fönigliche hannoverjche Herr Gelandte die Scham— 
lofıgfeit zu erklären: daß e3 bei dem Wunſche der Bundesverfamme 
lung, die Beantwortung jener Noten zu bejchleunigen, nicht möglich 
geweſen jei die Befehle Sr. Majeftät von Großbritannien und 
Hannover einzuholen, daß jedoch jeine höchite Regierung keineswegs 
gemeint ſei, die Bejchlußziehung deshalb in irgend einer Weile auf- 
zubalten. 

Auf Vorſchlag des präfidirenden preußilchen Gejandten wurde 
in Erwägung, daß der deutiche Bund — folgen vierzehn Erwä— 
gungsſätze — beſchloſſen: 

1) daß der deutſche Bund ſich gegen die in den Noten des 
königlich franzöſiſchen und königlich großbritanniſchen Miniſters 
aufgeſtellten Theorien, als mit der deutſchen Bundesakte in 
direktem Widerſpruch ſtehend, feierlich verwahre; daß derſelbe den 
fremden Mächten, als Mitunterzeichnern der Congreßakte, in Bundes— 
angelegenheiten niemals Rechte zugeſtehen werde, welche, nach dem 
Wortlaute des Bundesvertrags und ebenſo nach dem Inhalte der 
Congreßakte, ausdrücklich nur den Gliedern des deutſchen Bundes 
und deſſen Geſammtheit zuſtehen; daß der wahre Schutz und Schirm 
der einzelnen Bundesſtaaten gegen Verletzung ihrer Unabhängigkeit 
in der ausſchließend nur von den Bundesgliedern gegenſeitig über— 
nommenen Garantie ihrer im Bunde begriffenen Beſitzungen liege, 
und daß der Bund in der ruhigen und conſequenten Entwicklung 
und Ausbildung ſeiner Geſetzgebung nach Maßgabe der Bundes— 
zwecke, und in der gewiſſenhaften und treuen Anwendung der im 
Bundesvertrage zwiſchen den Gliedern des deutſchen Bundes feſt— 
geſetzten Grundſätze, ſich durch keinen Verſuch irgend einer Ein— 
miſchung ſtören laſſen werde. 

2) Der Bundesverſammlung und beſonders dem Präſidium 
dient gegenwärtiger Beſchluß zur Richtſchnur für die Fälle, wenn 
wider Vermuthen von Seiten fremder Mächte ſich ähnliche Ein— 
ſchreitungen in die inneren Angelegenheiten des Bundes oder eine 
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Beitreitung der Competenz der Bundesverjammlung erneuern jollten ; 
e3 werden jonad Noten ſolchen Inhalts diefen Grundſätzen gemäß 
behandelt werden, ohne fich in weitere Erklärungen einzulafjen. 

3) In der duch das Präfidium zu bewirfenden Mittheilung 
von Abjchriften dieſes Bejchluffes an die Gejandtichaften von Franf- 
reich und Großbritannien werden die bevollmächtigten Miniſter ge- 
nannter Höfe die Beantivortung finden. 

Ginen bezw. zwei Monate darauf liefen die Antworten ein, 
welche unter lebhaften Beichwerden gegen die Form der Beantwortung 
furz ihre früheren Theorien aufrecht erhielten. Nachdem diejelben 
‚in das Protokoll aufgenommen waren, jah die Bundesverfammlung 
ihrer Seits da3 ganze Intermezzo al3 erledigt an. 

Man wird nicht jagen können, daß fie nach der Lage der Dinge 
wejentlich anders hätte Handeln fünnen, aber eben dieje Lage wurde 
auch bei diejer Gelegenheit zu einer lauten Anklage. — Die Ver— 
Handlungen der dreißiger Jahre bieten weiter etwas Intereſſantes 
nicht, denn das Attentat auf Louis Philipp vom 27. Dezember 1836 
führte nur zu dem Austauſch der üblichen Höflichkeitsjchreiben. In 
der großen Politik blieb die Bundesverjammlung ihrer Natur nach 
völlig paſſiv; man hatte nur die Höflichkeit in Europa ihr die ein— 
Ichlägigen Aktenjtüde zur Kenntnignahme mitzutheilen, jo gejchah e3 
denn auch bei den türkiſch-ägyptiſchen Wirren, nachdem Deftreich, 
Preußen, Rußland und England fi am 15. Juli 1840 über den 
Londoner Vertrag zur Herftellung de3 Friedens geeinigt, und die 
Pforte mit, Frankreich aber ohne Erfolg zum Beitritt aufgefordert 
hatten. Während des tolliten Kriegsgeichreis in Parid und kurz 
vor der von Thierd und Genofjen geplanten Annerion der Balearen 
übergab der englijche Gejandte zu Frankfurt Abjchrift einer Depejche 
de3 Herrn Thierd vom 8. Oftober. Es gibt fein franzöſiſches 
diplomatijches Aktenſtück, welches für diefen Politifer und jeine 
Nation bezeichnender wäre und geradezu typiſch genannt werden 
kann. Dieje Depeiche könnte ebenſo gut unter Franz I., wie unter 
Napoleon III. gejchrieben fein, in jenem Fall würde fie farbenreicher, 
in dieſem weniger afademijch jein; im übrigen bezeugt fie vor allem 
Frankreich jeine Bejcheidenheit, Mäßigung und Weisheit: Tour les 
esprits &claires ont été frappes de la loyaute de la France. 
Sodann folgt eine afademiiche DVorlefung über die orientalifche 
Trage, in welcher, wie fich der Verfaſſer wieder jelbft beſcheinigt, 
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er in der Hauptjache mit den hohen Mächten und deren Vertretern 
übereinjtimmt. Daß Frankreich dabei in erfter Linie als der Hort 
des Frieden? und europäilchen Gleichgewicht? in Trage kommt, 
veriteht ſich; es wird auch mit der bekannten Belcheidenheit den 
vier Mächten zugeſtanden, daß fie fich in anerkennenswerther Weiſe 
um die wichtige Frage der Aufrechterhaltung der türkiſchen Unab- 
hängigfeit verdient gemacht, aber fie hätten dabei doch etwas MWejent- 
liches überjehen: L’integrite de l’Empire Ottoman s’e&tend des 
bords de la Mer Noire à ceux de la Mer Rouge. Aus diejer 
tieffinnigen Wahrheit folgt dann, daß man ebenjo die Unabhängig- 
feit Megyptens und Syriens wie die des Bosporus und der Dar- 
danellen garantiren müſſe. Nachdem als des Pudel Kern dann 
furz bezeichnet wird, daß die in Ausficht genommene Expedition 
gegen Mehemet Ali als eine Verlegung des europäiſchen Gleich- 
gewicht angejehen werde, ertönt zum Schluß wieder dad Hohe 
Lied der franzöfiichen Diplomaten: On peut compter sur son 
(Frankreich) amour le la paix, sentiment constant chez elle: 
on peut compter sur son desinteressement. Mais elle aspire 
à maintenir l’&quilibre Europeen. Son maintien doit &tre leur 
gloire et leur principale ambition. — Wenn dem Lejer bei dem 
letzten Aplomb unglüdlicherweije die Perfon Louis Philipps in die 
Vorſtellung treten jollte, dann möchte die Wendung zur unfreimil- 
ligen Komik gefichert jein. 

Mit meijterhafter Theilnahmlofigkeit nahm die Bundesverjamm- 
lung das Gejchrei nad) dem Rhein auf; die Gouverneure von 
Luremburg und Mainz berichteten über die franzöſiſchen Kriegs— 
rüftungen, die namentli in Straßburg, Met, Diedenhofen, Longwy, 
Derdun u. a. mit ungemeinem Aufwand von Mitteln betrieben 
wurden; endlich gelangten diefe Berichte am 8. Oftober vor die 
Bundesverjammlung. Während die Gefahr am höchſten tvar, wartete 
man in aller Ruhe und Geduld auf dad Relultat der Erwägungen 
in der Militärcommilfion; die Gefahr, die mit Ende Oftober be- 
jeitigt war, beſchwor die Bundesverfammlung noch nachträglich, in= 
dem jie im Dezember die Approvifionirung von Luremburg für ein 
halbes Jahr beichloß. Wegen der beantragten Armirung von 
Mainz behalf fi die würdige Verfammlung mit dem Auftrag an 
die Militärcommilfion, die nöthigen Vorbereitungen einzuleiten. — 

Eine Art von diplomatiſchem Intermezzo innerhalb der Bundes- 
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verjammlung hatte fich ereignet, als während der Ferien, Anfangs 
1836 Senator Müller den Beitritt Frankfurt? zum Zollverein durd) 
eine Note an das Jubftituirte Präfidium befannt gegeben und in der— 
jelben die Modalitäten der Bollfreiheit der Gejandten mitgetheilt 
hatte. Dem Herlommen nach war die den antwejenden Gejandten 
vertraulich Fundgegeben und Weitere der Bundesverfammlung vor= 
behalten worden. In der dritten Sitzung tadelte dann Graf 
von Münch, daß die Note in jo unpafjender Weife übergeben jei 
ohne Bermittlung des Frankfurter Bundestagsgelandten; aucd hob 
da3 Präfidium die Möglichkeit hervor, daß Frankfurt feinen Beitritt 
zum Bollverein mißbrauchen könne, um fich jeinen Verpflichtungen 
zu entziehen, woran indes nach dem Inhalt jener Note nicht zu 
denken war. Frankfurt mußte nicht? defto weniger einen Gejandten 
zu bejonderen Unterhandlungen ernennen, die 1838 mit den Rejultaten 
von 1836 endigten. 

Aus den vierziger Jahren, zumal in ihrem Anfang, ift nur 
Meniged zu erwähnen. Sp wurden in einem öffentlichen Protokoll 
am 15. Sanuar 1842 die Erklärungen von Oeſtreich und Preußen 
in Bezug auf den zu London am 13. Juli 1841 abgejchloffenen 
Dertrag über die Angelegenheiten de3 Orient? niedergelegt, welche 
die Differenzen mit Frankreich beglichen ; ebenfall3 in ein öffentliches 
Protofoll vom 17. Juni 1847 wurde die gemeinjame Erflärung 
der Höfe von Deftreih und Preußen aufgenommen, welche ſich auf 
die Inkorporirung Krakaus in die öftreichiihe Monarchie und die 
dabei befolgten völferrechtlichen Grundjäbe bezogen, worauf von 
Baiern abwärts bis zur jiebenzehnten Stimme eine allgemeine Beifall3- 
äußerung mit Dank für die genannten Staaten erfolgte. Zugleich 
wurde die ruſſiſche Depeiche, die natürlich das völlige Einverftänd- 
niß mit der genannten Maßregel dofumentirt, verlefen und ins 
öffentliche Protokoll aufgenommen. Die hohe Bundesverjammlung 
war, wie man fieht, auch geeignet für bejonders feierliche Publi- 
kationsakte. 

Daß auswärtige Geſandte, wie auch ſchon in den früheren 
Perioden geſchehen war, ſich für einzelne Reklamanten verwandten, 
bedarf nur einer kurzen Erinnerung, ſowie der aus den Akten viel— 
fach zu belegenden VBerficherung, daß die Bundestagdgefandten nie— 
mal3 verfäumten, eine derartige Verwendung als Mahnungs- und 
Marnungszeichen an die Spitze ihrer Berichte zu jeßen. 
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Zu einer Art von materieller Verhandlung führte die im Februar 
1842 an die Bundesverfammlung gerichtete Anfrage des englischen 
Gejandten, welche Gejege der deutjche Bund gegen den Negerhandel 
erlafjen hätte. Niemals hat das Präfidium eine einfachere Antwort 
ertheilen fünnen. Nachdem der Bundesverfammlung im Verlaufe 
des jahres die Verträge, welche England mit einzelnen Staaten zur 
Unterdrüdung des Negerhandels abgeſchloſſen Hatte, unterbreitet worden 
waren, konnte da3 Präfidium Februar 1843 die Aktenſtücke vorlegen, 
welche ji) auf die in den vorhergehenden Jahren von Deftreich, 
Preußen, England und Rußland abgejchloffenen Verträge über den- 
jelben Gegenstand bezogen. Mit Dank und beften Wünfchen für die 
Zukunft fonnte all dies von der hohen Bundesverfammlung entgegen 
genommen werden. Nach den in den Jahren 1844 und Anfangs 
1845 erfolgten Mittheilungen von weiteren bezüglichen Verträgen 
zwilchen England und anderen Mächten, meinte der badiſche Gejandte 
Januar 1845 die Bundesverfammlung möge doch nicht bloß diejen 
Gefinnungen und Grundjäßen chriftlicher Menjchenliebe Beifall jchenten, 
ſondern die Verträge auch für das Bundesgebiet in Geltung jeßen. 
Demgemäß wurde auch im Juli 1845 bejchloffen. Ganz abgejchlojjen 
und gefichert war aber die Sache der Neger in Deutjchland erſt, ala 
im Jahre 1847 die Anzeige erjtattet werden konnte, daß der Neger- 
handel nunmehr wie Seeraub auc in Anhalt-Köthen verboten jei. 

Für die Behandlung auswärtiger politiicher Gejchäfte in der 
Bundesverfammlung ift folgender Vorgang beſonders charakterijtijch, 
der, veranlaßt durch den jchweizeriichen Sonderbundäfrieg, ganz die 
Weiſe der Heiligen Allianz erkennen läßt. Am 10. Dezember 1847 
wurden die Bundestagsgelandten durch das jubjtituirte Präſidium 
während der Ferien zu einer außerordentlichen Verfammlung ein- 
berufen, um folgende gemeinfame Erklärung von Deftreih und 
Preußen zu vernehmen: „Der beflagenswerthe Zuftand der Dinge 
in der Schweiz wird unjere deutjchen Bundesgenofjen nicht nur mit 
Bekümmerniß erfüllen, jondern auch in Bezug auf die Rüchwirkung 
diefer Greignifje auf die deutjchen Grenznachbarn ihre Aufmerkſam— 
feit vielfach in Anſpruch genommen haben. 

So lange man noch der Hoffnung Raum geben fonnte, daß 
Gründe der Vernunft und der Staat3weidheit die Machthaber in 
der Schweiz abhalten würden von der jo ungerechten al3 vertrags- 
widrigen Unternehmung, ihre mindermächtigen Eidgenofjen mit Teuer 
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und Schwert zu überziehen und deren garantirte Unabhängigkeit und 
Souveränität zu vernichten, jo lange man fich der Erwartung hin— 
geben fonnte, die in Augficht gejtellte Freundichaftliche Vennittlung 
der Mächte würde dem Bürgerfriege Einhalt thun, jo lange Eonnten 
die von den einzelnen deutjchen Regierungen, deren Staaten die 
Schweiz begrenzen, getroffenen Maßregeln als ausreichend betrachtet 
werden, und die Höfe von Wien und Berlin konnten Anftand 
nehmen, den deutichen Bund in jeiner Eigenjchaft als Geſammt— 
macht aufzurufen und ihn aufzufordern, die Maßregeln, welche die 
Zeitereigniffe erheilchen, in Meberlegung zu nehmen. 

Seit aber die niederichlagende Thatjache offenkundig tft, daß die 
im Jahre 1815 von den Mächten garantirte ſchweizeriſche Eid— 
genofjenichaft in ihren Grundpfeileen — der Souveränität der ein= 
zelnen Kantone — vernichtet ift, ſeit es am Tage liegt, daß Recht 
und Gerechtigkeit untergegangen find in den radikalen Beftrebungen 
und in dem Mißbrauch der Gewalt des Stärkeren, jeitdem würden 
die Höfe von Wien und Berlin die Pflichten gegen die übrigen 
im Bunde vereinten Fürſten und die freien Städte zu verleßen 
glauben, wenn fie nicht die Bundesverjammlung aufforderten, den 
Zuftand der Dinge in der Schweiz in ernjte Meberlegung zu nehmen 
und zu erwägen, welche Maßregeln der deutiche Bund in jeiner 
Eigenſchaft als Gejammtmacht, im Angejicht von Greignifjen, welche 
durch ihre materiellen und moralijchen Einwirkungen nicht bloß 
feine Intereſſen, jondern jelbjt die Bedingungen feiner politischen 
Griftenz gefährden, zu nehmen habe.“ 

Darauf, daß dies gejchehe, war der Antrag der Höfe von 
Wien und Berlin gerichtet. Es enthielten fich diejelben ihrerſeits, 
der hohen Verfammlung die diesfälligen, durch Zeit und Umftände 
gebotenen Maßregeln in Borjchlag zu bringen; fie erwarteten, daß 
diejelben au8 der Mitte des Bundestags in Antrag gebracht würden, 
und ficherten der Bundesverjammlung im Voraus zu, daß fie ihrer- 
jeit3 alle in ihren Kräften ſtehenden Mittel aufbieten würden, im 
Verein mit ihren übrigen Bundesgenofjen der Welt den Frieden zu 
jichern, der durch wahnfinnige und ungerechte Unternehmungen an 
einzelnen Punkten gejtört, nach der übereinjtimmenden Abficht der 
Mächte jedoch nimmer dauernd unterbrochen werden fünnte, 

Die Bundesverfammlung , jeit ihrem Beftehen an dieje jelbit- 
gefälligen und heuchleriichen Wendungen der Heiligen Alliangpolitit 
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gewöhnt, kam vorläufig dahin überein, Inſtruktionen einholen 
zu lafjen. 

Zunächſt äußerte ſich Baiern, Januar 1848, in folgender Weife: 
„Seit vollen fiebzehn Jahren hört der bairijche Hof nicht auf, in 
jeinem diplomatifchen Verkehr jene unglücliche Sitte zu beklagen, 
welche die Umwälzungsmänner aus beinahe ganz Europa, häufig 
jogar mit Päflen ihrer reſpektiven Regierungen, den Schweizer Kan— 
tonen zugeführt, ruhigen Bevölkerungen da3 Gift religiöfer und 
politiicher Negation eingeimpft und die friedlichiten Thäler des 
Gontinent3 theilweife in einen Herd antijozialer Richtungen ver- 
wandelt habe. 

Auch an freundlichen Rathichlägen und ernſten Mahnungen hat 
e3 die bairiſche Regierung nicht fehlen laffen, und noch vor faum 
zwei Jahren, unmittelbar nach dem mißlungenen Freifcharenzuge, ift 
es der König gewejen, Allerhöchitwelcher zu Luzern (Mitglied des 
Sonderbunds) mit Allerhöchitjeinem Glückwunſch zu dem Siege einer 
gerechten Sache den dringenden Rath auf Nichtberufung der Sefuiten 
nad) Luzern ertheilt hatte. Nach Anficht des Königs ift der Stand: 
punkt der deutjchen Regierungen. in der Schweizerfrage ein ganz 
anderer al3 jener der Garanten des Schweizerbundes. Leteren kann 
zufommen, aus dem von ihnen gemwährleifteten völferrechtlichen 
Dofumente eine nähere Kenntnignahme abzuleiten. Erſtere haben 
ji) nur zu fragen, ob und in wiefern Veränderungen im Innern 
de3 politiichen Körpers der Eidgenoſſenſchaft die Sicherheit und 
Ordnung ihrer eignen Länder bedrohen.” 

In den Nugen des Königs ift die politifche Miſſion des deutjchen 
Bundes eine wejentlich friedliche. Und diefer Charakter feiner poli= 
tischen Miffion beruht nicht nur auf jeiner füderativen Natur, ſon— 
dern auch auf jeiner Lage im Mittelpunfte Europas, aus deſſen 
Verhältniſſen jede Stätigfeit jchrwinden müßte, wollte das Centrum 
von feiner großartig defenjiven Stellung zu einer rührigen, 
in die internationalen Verhältniſſe aktiv eingreifenden übergehen. 
Eben darum ift der König weit entfernt, Allerhöchitjeine Zuftimmung 
zu der etwaigen Abordnung eines Repräfentanten des deutjchen 
Bundes an den bevorftehenden Gongreß zu verjagen. Allerhöchit- 
derjelbe jet aber ausdrücklich voraus, daß der zu betrauende Reprä- 
jentant ein hierzu eigens Gewählter jei, und daß die Repräfentation 
de3 deutſchen Bundes nicht jenen deutjchen Großmächten ange— 
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ſonnen werde, denen zu Folge ihrer Gewährleiftung der eidgenöffiichen 
Verfaſſung ein weit jchärfer gezeichneter Beruf obliegen kann.“ 

Nachdem der Gejandte ſodann die Lage der Dinge in der 
Schweiz als Eranfhaft bezeichnet und auseinander gejeßt hatte, daß 
bei dem Exekutionszug fich zwei Parteien betheiligt hätten, die Ge— 
mäßigten und Radikalen, legte er die Anficht dar, daß die Gemäßig- 
ten in ihren Beſtrebungen berechtigt jeien, denn fie wollten eben die 
Kantonalrechte ſoweit eingefchränft wiſſen, ala es der wirkliche Be— 
ſtand eine3 Bundes erfordere; dies ſei auch im Intereſſe des Bundes, 
denn jene wollten, was der deutjiche Bund beſäße und nur durch 
die kantonale Iſolirung und den Mangel eines centralen Korrektivs 
fei die Schweiz jeither ihren Nachbarn läftig geworden. Unterftüße 
man die verjtändigen Ziele der Gemäßigten, jo würde der Radikalis— 
mu3 bald in fich jelbjt verjinfen. 

Dieſer Auseinanderjegung gegenüber verhielt ſich Hannover 
ifeptiich und meinte, man folle die deutichen Großmächte um fort- 
laufende, vertrauliche Mittheilungen erfuchen und jodann einen be- 
ſonderen Ausſchuß niederjegen, der namentlich die von der Schweiz 
ausgehende revolutionäre Propaganda überwachen jollte. Aehnlich 
verhielten ſich Würtemberg und Baden, während Kurhefien Deftreich 
bei den eventuellen Gonferenzen von Seiten de3 deutjchen Bundes 
beauftragt wifjen wollte. Heilen war für eine Commiſſion, eventuell 
einen Repräjentanten bei den Gonferenzen, Dänemark ſprach ſich ähn— 
lich wie Hannover aus, deggleichen die Niederlande und Braun- 
ſchweig-Naſſau. Während Meclenburg für Ausſchuß und Vertretung 
des deutichen Bundes durch die beiden Großmächte ftimmte, meinten 
die ſieben Durchlauchten, daß ein eigner Vertreter angemefjener Jei, 
Nachdem fich die übrigen ähnlich geäußert, die freien Städte aber 
gegen jede Einmiſchung und die Nothwendigkeit einer Commiſſion 
geiprochen hatten, wurde eine ſolche aus den Gejandten von Preußen, 
Baiern, Sachſen, Baden und Dänemark gewählt. 

Im Februar 1848 legten dann die beiden Großmächte die mit 
Frankreich vereinbarte Note und eine folche de3 ruſſiſchen Gejandten 
vor und bemerkten Folgendes: Die Höfe von Wien, Berlin und 
Paris haben — nad) Ablehnung der europäiichen Vermittlung — 
beichloffen, der ſchweizeriſchen Tagesjagung unumwunden zu erklären, 
daß die durch die Verträge des Jahres 1815 der Eidgenoſſenſchaft 
gewährten Vorzüge an die Aufrechterhaltung der Geftaltung geknüpft 


174 


feien, in welcher die Schweiz zur Zeit des Abjchluffes jener Ver— 
träge den Mächten gegenüber erfchienen ſei. Nachdem dieje Grund- 
lagen aber wejentlich geändert worden jeien, müßten aud) die Wohl- 
thaten ewiger Neutralität und Unverlebarfeit de3 Gebietes fuspendirt 
werden. 

Alle Dokumente wurden an die betreffende Commiſſion abgegeben 
und dieje zu jchleunigem Bericht aufgefordert, welcher denn auch am 
2. März vom ſächſiſchen Geſandten erjtattet wurde. 

Man fieht Schon an dem Referenten, daß man dies Mal nicht 
in die öftreichiiche Sonderbundsmaufefalle gegangen war; Graf 
v. Münch hatte auch ſeine Sirenenftimme nicht mehr ertönen lafjen 
und die Wahl der Commiſſion nicht mehr ordentlich vorbereiten 
fünnen. Was aber die Hauptjache war: die Gemäßigten hatten auf 
der Tagesjagung im Ganzen die Oberhand behalten und in Frank— 
reich war die Februar-Revolution erfolgt. Der Ausſchuß beantragte 
unter der üblichen Verdankung, die beiden Großmächte möchten, 
wenn nöthig, den Bund durch weitere vertrauliche Mittheilungen 
erfreuen. Im übrigen weht jchon an mehr al3 einer Stelle des 
Vortrags 1848er Märzluft. Nachdem der Herr Referent gemeint 
hatte, daß in Freiftaaten mit jehr demokratiſchen Verfaſſungen Ein- 
zelne mit der Freiheit Mißbrauch trieben, und daß dieje auf den 
Volksgeiſt der Republifen wie ihrer Nachbarn einwirkten, fuhr er fort: 
Diefen Einwirkungen würde aber am beften für Deutichland ent- 
gegengetreten, wenn man jedem Deutfchen möglichit viel individuelle 
Freiheit, Schuß der Perjon und des Eigenthums, unparteitjche und 
raſche Rechtspflege und ein möglichjt unbeſchränktes Feld für jede 
nüßliche Ihätigfeit und Arbeit gewähre.. Die Deutjchen würden 
dann mit ihrem bejcheidnen Theil politischer Mitwirkung jich be— 
gnügen und würden bemerken, daß größere Freiheit und größere 
politiiche Rechte nur der herrjchenden Partei zu gut fommen. Co 
ichief diefe Behauptung gejtellt und jo naiv fie vorgetragen ift, jie 
macht immer den Anfang zu einer Art von ſtaatsmänniſcher Ein— 
ficht. Die übrigen Punkte, die die ſchweizeriſche Preſſe, die poli- 
tiichen Verbindungen u. a. angehen, fünnen hier nicht weiter zur 
Sprache kommen. 

Die fünfziger Jahre haben der Bundesverfammlung, bejonders 
in Folge der ruſſiſch-türkiſchen Streitigkeiten und Kämpfe, eine mehr 
al3 gewöhnliche diplomatijche Arbeit gebracht. Zunächſt bejchäftigte 
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der bonapartiftiiche Staatäftreic; auch die Bundesverjammlung ein 
wenig; durch die Note vom 3. Dezember 1852 wurde ihr nämlich 
angezeigt, daß Napoleon III. „durch die Gnade der göttlichen Vor— 
jehung* den franzöfifchen Thron bejtiegen habe. Daß die Temperatur 
tweder in der Bundesverfammlung, noch an den meiften deutjchen 
Höfen diefem neuen franzöfiichen Abenteuer günftig war, iſt befannt;; 
es iſt auch jelbftverftändlich, daß die enticheidenden Berathungen 
außerhalb der Bundesverfammlung geführt wurden; furz am 30. 
Dezember ftellte der Präfidirende den Antrag ein Anerkennungs— 
ichreiben zu erlaſſen; demgemäß wurde auch beichlofien und unter 
dem jubftituirten Vorſitzenden von Bismard, am 3. Januar 1853, 
ein jehr fühler Entwurf vorgelegt, dem aber Baiern und Würtemberg 
widerjprachen, da er mehr enthalte als nach den DVerabredungen 
nöthig gewejen wäre; indes gelangte er doch zur Annahme, nachdem 
Dänemard wie gewöhnlich jeine Inſtruktionsloſigkeit bekannt hatte. — 
„Am den Orient fümmert jich hier Niemand,“ jchrieb 1853 der 
. Bundestagagejandte von Bismard in einem Privatbriefe, „mögen die 
Nuffen-oder die Türken in die Zeitungen jegen was fie wollen, man 
glaubt Hier weder an Land» noch an Seegefechte und bejtreitet die 
Griftenz von Sinope, Kalafat und Scheffetil.“ Nach diejer "treffenden 
Signatur wird Niemand auf den Gedanken fommen, in den Bundes— 
akten Aufklärung über den Krimkrieg zu finden, Niemand wird aud) 
an diejer Stelle eine Darftellung jener großen europäilchen Vorgänge 
erivarten, die weder etivad neues, noch etwas dem Zweck der Arbeit 
Entſprechendes zu bringen vermöchte. Diejer letztere verlangt jedoch 
eine furze Darftellung des Verhalten? der Bundesverjammlung auch 
in diefer Angelegenheit. Zum erjten Male wurde diejelbe in der 
Bundesverfammlung officiell zur Sprache gebracht durd) einen Bor- 
trag der Gejandten Oeſtreichs und Preußens, den dieſe gemeinjchaft- 
ih am 24. Mai 1854 erftatteten. Nachdem fie vorausgejchict 
hatten, daß die Friedendhoffnungen getäufcht und die Vermittlung 
der Mächte gejcheitert ſeien, erklärten fie, ihre Committenten jeien 
mit den Wejtmächten der Anficht, daß die Integrität des osmanischen 
Reichs eine nothiwendige Bedingung des politiichen Gleichgewichts 
lei. Jetzt bereit3 laſſe fich nicht verfennen, daß die militärijche 
Machtentfaltung Rußlands an der unteren Donau mit den Intereſſen 
Oeſtreichs und Deutſchlands unvereinbar jei. Die politiichen Macht: 
verhältniffe würden in einer für Deutichland nachtheiligen Weile 
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bedroht und die natürliche Entwiclung feiner materiellen Wohlfahrt 
empfindlich beeinträchtigt. Deshalb ſeien Deftreih und Preußen 
eng verbündet und wünjchten zu willen, ob die Bundesregierungen 
nicht ebenjo dächten. Baiern, das durch die griechijch = türkifche 
Differenz in feiner Dynaftie fich verlett glaubte, jprach fich hoch— 
erfreut über diefe Mittheilung aus und beantragte diejelbe an einen 
bejonderen Ausſchuß gehen zu laſſen. Während fi) Sachlen und 
die meiften Andern ähnlich äußerten, tadelte Hannover, daß die 
Bundesverfammlung vor jenen Abmachungen nicht gefragt worden 
fei. Die Mehrheit indes beichloß dem bairiſchen Antrage gemäß. 
Nachdem unterdeifen die Mittelftaaten in Bamberg ihre Berathung 
gepflogen hatten, erfolgte erſt am 20. Juli die Vorlegung des 
preußilch-öftreichiichen Bündnißvertrags vom 20. April d. %. und 
die beiden Mächte luden den Bund zum fürmlichen Beitritt ein. 
Sin dem die Vorlage begleitenden Vortrag wurde namentlich auf den 
Zufaßartifel vom 28. April bingewiejen, in welchem als Kriegsfall 
für eine öftreich-preußiiche Offenfive die Einverleibung der Donau— 
fürjtenthümer, oder ein Angriff auf die Balkanpäfje ſeitens Rußlands 
vertraggmäßig ftipulivt war. Am 24. Juli trat die Bundesver- 
ſammlung diejem Bündniß bei. Die von Oeſtreich an alle deutjchen 
Regierungen, mit Ausnahme von Preußen, gerichtete und vom 28. 
Juli datirte Note, die den Verſuch machte über Preußens Kopf hinaus 
die Bundesverfammlung zu einem Mobilifirungsbejchluß zu ver= 
leiten, erreichte ihren Zweck nicht. Nachdem ſodann durch die 
officielle Erklärung Rußlands, die vom 6. September allen Groß- 
mächten übermittelt wurde, des Inhalts, daß e3 gar nicht an ein 
gewaltſames Vorgehen denke, wie die Räumung der Donaufürften- 
thümer betveife, jener Zufakartifel hinfällig geworden war, hatte 
fi) Deftreich mit den Weftmächten über vier Punkte ald Grund: 
bedingungen für die Friedensvermittlung geeinigt. Dieje vier Bunte: 
Freiheit der Donaufürftenthümer und der Donaufchiffahrt, Bejchrän- 
fung der ruffifchen Machtjtellung im jchwarzen Meer, Bejeitigung 
jeder Schußherrichaft einer einzelnen Macht über die Rajah, nebit 
dem Schuß der im Einvernehmen mit der Türfei in den Donau— 
fürftenthümern eingerücten öftreichiichen Truppen acceptirte am 26. 
November Preußen, worauf Rußland die vier Punkte als Grund- 
lagen der Friedendverhandlungen bereit3 am 28. November annahm. 
Noch ehe aber die Bundezverfammlung am 9. Dezember jenem 
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öftreich-preußiichen Abkommen beigetreten war, hatte Deftreich heimlich 
am 2. Dezember mit den Weftmächten ein Abkommen getroffen, 
nach welchem e3 auf jeine vermittelnde Stellung Rußland gegenüber 
verzichtete und fich über die vier Punkte hinaus, wie es ſchon früher 
angedeutet hatte, weitere Bedingungen vorbehielt. Als dann Ende 
Januar 1855 Bismarck in der Bundesverfammlung mit der Mit- 
theilung von Rußlands Nachgeben in jenen vier Punkten Andeutungen 
verband, daß Dejtreich fic) mit den MWeftmächten weiter eingelafjen 
habe, als e3 im Intereſſe Deutjchlands und Preußens liege; daß 
man alfo auch von ©eiten des Bundes nur mit Vorficht verfahren 
dürfe, jedenfall aber in weitere Berbindlichkeiten fich nicht einlaſſen 
jolle, betonte der Präfidialgefandte in einer pikirten Antwort Oeſtreichs 
Ehrlichkeit und gute Abjichten. Während nun die Arbeit Hinter den 
Couliſſen fortgejeßt wurde, beauftragte am 30. Januar 1855 die 
Bundesverfammlung den Bundestagsausſchuß in Militärangelegen= 
heiten der Militärcommilfion die Weilung zufommen zu laſſen: 
„Darauf Rückjicht zu nehmen, daß dad Hauptcontingent (der Bundes- 
armee) jofort in der Art in Bereitichaft zu ftellen jei, daß auf er— 
gehenden weiteren Beſchluß dafjelbe in 14 Tagen vollkommen marjch- 
und Jchlagfertig aufgejtellt werden könne.“ Da die öjtreichijche 
Partei in der Militärcommilfion etwas hitzig auf ihr Ziel losging, 
erflärte der Bundestagsausſchuß in Militärangelegenheiten, daß die 
durch den Bundesbeihluß vom 9. Dezember 1854 übernommene 
Defenfivverpflichtung noch nicht fällig ſei, daß aber die bedrohte 
europäiiche Lage die von der Militärcommijfion beantragten mili= 
täriſchen Maßregeln nothiwendig mache; jedoch jei der Ausſchuß mit 
dem militärischen Vertreter Preußens und des neunten Armeecorp3 der 
Anficht, daß jene Bereitichaft ſich nur auf die Standquartiere be- 
ziehen fünne. Nachdem Oeſtreich und Naſſau dieje Motive perhorre= 
feirt hatten, wurden die Anträge der Militärcommiffion angenommen. 
Bereit? am 22. d. M. verjuchte Deftreich jenem Bejchluß die weitefte 
Deutung zu geben, wogegen Preußen lebhaft remonſtrirte. Wie 
üblich gingen die Erklärungen an die Ausſchüſſe. 

Nachdem während des Sommers weitere Berjuche Oeſtreichs, 
die deutjchen Staaten auf jeine Seite zu ziehen, gejcheitert waren, 
nahm es am 19. Juli die Angelegenheit zunächjt mit der Mittheilung 
über die erfolglos verlaufenen Wiener Gonferenzen auf, gejtand . 


unter langathmigen Wendungen und Windungen den Vertrag vom 
Fiſcher, Geſch. d. deutich. Bundestags zu Frankf. a. M. 12 
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2. Dezember 1854 zu und verlangte wieder den Anjchluß der Bundes: 
verjammlung. Dieje beichloß aber am 26. d. M., daß der Bund feine 
Veranlaſſung Habe, neue Verbindlichkeiten zu übernehmen und im 
übrigen bei dem Beichluß vom 8. Februar verbleibe. Die Folge 
dieſes Beſchluſſes, ſowie der ruffiihen Berliner Politik ift, wie es 
icheint, die jehr bald bemerfbare Veränderung der Stellung Oeſtreichs 
zu den Weſtmächten gewejen, von denen e3 fich unter Benutung 
verjchiedener Handhaben allmählich zurüczog. Ein letter Verſuch 
Oeſtreichs, Preußen, bezw. die Bundesverfammlung noch einmal 
in jein Neb zu ziehen, mißlang: denn die im Februar 1856 von 
ihm vorgelegten Präliminarien nahm die Bundesverjammlung nicht 
wie gewünjcht pure an, jondern erklärte, daß die Bundesverfamm- 
lung im Wejentlichen erreicht jehe, was fie gewünſcht Habe, fie be- 
halte fi) vor, die von den Mächten vorgelegten Specialbedingungen 
frei zu prüfen und jelbft auszulegen, eine Motivirung, mit der 
Deftreich wieder nicht einverjtanden war. Heflen-Darmftadt, Braun- 
ſchweig-Naſſau und die Durchlauchten der 16. Stimme fonnten dem 
Präfidirenden nur beipflichten. Mit diefem Beichluß war der Krim— 
frieg und der Pariſer Friede bis auf die Formalien, Anzeigen, 
Noten und Congreßprotofolle für die Bundesverfammlung erledigt. 
Für einen aufmerkſamen Lejer wird e3 einer weiteren Erörterung 
nicht bedürfen, nur zweierlei verdient hervorgehoben zu werden, weil 
e3 für den Gang der Präfidialpolitif am Bunde und jeiner Ver— 
handlungsart bezeichnend it: Zunächſt wurde verſucht, Preußen 
zu firren, konnte dies durch Rußland nicht gejchehen, jo begann die 
Arbeit hinter den Eoulifjen, indem die Präfidialmacht verjuchte, hinter 
dem Rücken Preußens feine deutjchen Bundesgenofjen zu fangen; 
fam einmal der jeltene Fall vor, daß die Mehrheit der Bundes- 
verjammlung dem Präfidialwillen nicht ganz folgen und die ge- 
wünjchten Beichlüffe nur mit Einjchränfungen, oder unter bejtimmten 
Vorausſetzungen bezw. Bedingungen fallen wollte, jo nannte da3 
Präfidium diefe „Motive“, kam jpäter auf feine Anträge zurück und 
gab dem Bundesbeichluß die gewünſchte Bedeutung. Erhob ſich 
MWiderjpruch dagegen, jo erfolgte jedesmal als Präfidialreplif: über 
Anträge und nicht über Motive ſei abgejtimmt worden. Jedenfalls 
beweijt auch dieje Epilode wieder, daß der Bund feine Politik Hatte, 
‚daß Preußen in ruſſiſch-öſtreichiſchen Fahrwaſſer Herumirrte und daß 


179 


die Leitung der öftreichiichen Politif wieder einmal in üblen Händen 
gewejen war. 

Einen in mancher Beziehung ähnlichen Verlauf bietet der lom— 
bardiiche Krieg von 1859. Was dem Grafen Buol 1854 beinahe 
gelungen war, gelang jet: Deftreich, jchlecht vorbereitet, mit dem 
Ddium des Angreifer beladen, Eopfüber in den Krieg zu ftürzen; 
die Verfuche, Preußen in jeine Gefolgjchaft zu ziehen, mißlangen, 
deögleichen der, die Bundesverjammlung zur rechtzeitigen Mobilifirung 
zu bringen. Allerdingd haben die Mittelftaaten jich hier durchweg 
in politiiche Stimmungen und Abfichten drängen laſſen, die mehr 
ihren öſtreichiſchen Sympathien al3 ihren und Deutjchlands jtaatlichen 
Bedürfniſſen entſprachen. 

Die Bundesverſammlung war bei alledem nur eine Schaubühne, 
auf der einige Monologe gehalten wurden. 

Am 23. April zeigte Preußen die Mobiliſirung ſeines dritten 
Bundesarmeecorps an und beantragte die Hauptcontingente in 
Marjchbereitihaft zu ſetzen und die Vorbereitungen zur Armirung 
der Bundesfeftungen zu treffen. Auf Antrag Oeſtreichs wurde dies 
jofort zum Beichluß erhoben. Nachdem am 2. Mai Dejtreich in 
ſehr jolenner Weife den Beginn des Kriegs, eines Aftes gerechter 
Gegenwehr, angezeigt und mit der Erklärung geichloflen Hatte, daß 
e3 gegen da3 zweite Napoleonijche Kaijerreich und die Revolution in 
Stalien und für die Sicherheit de Bundes „nach dem jo lange be= 
wahrten Frieden Europas“ den Kampf aufnehme, fam eine Note 
Walewskis zur Borlage, in welcher nach vielen Drehungen und 
Wendungen die Bundesverfammlung nach dem Vorgang der übrigen 
europätjchen Mächte zur Neutralität aufgefordert wird. Auf Antrag 
Preußen? wurde diejelbe lediglich mit einer Empfangsbeſtätigung 
beantwortet. 

Ebenjo wurde am 13. Mai Walewskis Depejche an den fran- 
zöfiichen Gejandten in Wien behandelt; dieje, vom franzöfijchen Ge— 
jandten in Frankfurt überreicht, erklärte: die Meberfchreitung der 
Alpen ſeitens der franzöjiichen Truppen ſei durch die Meberjchreitung 
des Teſſins von Seiten der Deftreicher veranlaßt und fünne mur 
ala ein defenfiver Schritt angejehen werden. Ein in derjelben Sitzung 
im Sinne der Mittelftaaten von Hannover geftellter Antrag, am 
Dberrhein ein Bundescorps aufzuftellen, blieb erfolglos. Cine jchon 
vom 5. Mai datirte franzöfiiche Depejche, in welcher erklärt wurde, 
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daß wie Frankreich dem Bund gegenüber ſtrikte Neutralität einhalte, 
jo e3 ji) auch von diefem derjelben Haltung verjehe, kam erſt am 
19. d. M. zur Vorlage. Während Ende Mai und Juni Deftreich, 
in der Hoffnung Preußen zum Losſchlagen zu verleiten, den Kriegs— 
eifer der Mittelſtaaten zügelte, Jette die raſch erfolgte VBerftändigung 
zu Billafranca der am 7. Juli bejchloffenen Mobilifirung aller 
Bundesarmeecorps jchnell ein Biel; eine Verftändigung, die nur jo 
raſch erfolgt war, damit Preußen nicht etwa in eine führende Stellung 
in Deutjchland gelangen fünne. Das Nachſpiel, das fich jodann in 
den jahren 1860, 1861 und 1864 zu diefem Krieg in der Bundes- 
verjammlung ereignete, ift im Ganzen nicht? als die Entgegennahme 
der Proteſte Oeſtreichs und jeiner fürftlichen Statthalter in Modena 
und Toscana gegen die Annerionen Victor Emanuel3, defjen italie- 
niſchen Königstitel und die Veräußerung toskaniſcher Staatsdomänen. 
Nur eine heftige Scene rief die am 27. Oftober vorgelegte Jardinijche 
Note hervor, in welcher die Blofade Ancona angezeigt war. 
Namentlich Sachſen jtieß einen förmlichen Wuthjchrei in der Bundes— 
verfammlung aus über jolch unerhörte Verlegung des Völkerrechts 
und verlangte, daß die Bundesverfammlung diejes Schriftftüc zurück— 
weile; man begnügte ſich indes damit, e8 ohne die jonft übliche Be— 
antwortung zu lafjen. Bis zum Ende der Bundeverfammlung it 
übrigens der italienische Gejandte in Frankfurt officiell „ſardiniſch“ 
geblieben. Die bei weitem ausgedehntefte diplomatijche Arbeit Hat 
der Bundesverfammlung die Jchleswig-holjteinjche Frage gebracht; 
jie war es auch, in welcher der Bund eine Art von jelbjtändiger 
diplomatilcher Aktion in Conkurrenz mit den großen Mächten ver- 
jucht hat. Die Materie geftattet aber an diejer Stelle feine befondere 
Behandlung, fie muß im Zujammenhang der ganzen Angelegenheit 
in einem bejonderen Abjchnitt zur Darftellung kommen. 


181 


Drittes Kapitel. 
Das Bundesgebiet. 


Nach der Bundesakte waren Oeſtreich und Preußen nur für 
diejenigen Gebiete dem; Bunde beigetreten, die früher zum deutjchen 
Reiche gehört Hatten. Mit der Lombardei, wiewohl dieje früher 
Reichsland war, war Dejtreich nicht beigetreten, angeblich um dem 
Bunde zu beweilen, „wie wenig e3 in jeiner Abjicht liege, deſſen 
Vertheidigungslinie über die Alpen auszudehnen“. Zu einer aus— 
drüclichen Bejtimmung der ftaat3rechtlichen Stellung Neuenburgs 
war e3 überhaupt nicht gefommen. Dänemark gehörte bekanntlich 
dem Bunde nur für Holftein und Lauenburg, die Niederlande nur 
für Luxemburg bzw. Limburg an. ever konnte erjt 1823, Knip— 
haufen erſt 1825 für Bundesgebiet erflärt werden. Wie es den 
Abfichten des Bundes entiprach, daß Theile des Bundesgebiet3 ohne 
Zuftimmung der Bundesverfammlung an auswärtige Mächte nicht 
abgetreten werden fonnten, jo bedurfte e8 bei dergleichen Abtretungen 
an einen Bundesfürften der Genehmigung der Bundesverjamm- 
lung nicht. 

Sener erite Fall der Abtretung ift einmal eingetreten in Folge 
der belgiichen Revolution. Von diefer erhielt der Bundestag zuerſt 
amtlich Kenntniß durch eine Note des Gouverneurs don Luremburg, 
Ende September 1830. In derjelben wird zunächft die Erhebung 
in Brüfjel, Arlon und anderen Städten berührt, bei der allgemeinen 
Erregung werde vorausſichtlich auch das Iuremburgifche Gebiet in 
Mitleidenjchaft gezogen werden, jo daß der Gouverneur leicht in die 
Lage fommen könne, den Belagerungszuftand über die Bundes- 
feitung Luxemburg verhängen zu müfjen, dies jei um jo wahr: 
Icheinlicher, als namentlich die Polizei in der Stadt fich ganz paſſiv 
verhalte, einen Rechtätitel aber, dieſes zu ändern, erwerbe das 
Gouvernement erft durch die Verfügung des Belagerungszuftandes. 
63 bitte deshalb um jchleunige Inftruftion. Am 7. Oktober wurde 
dieje dahin ertheilt, daß man die geeigneten Maßnahmen jeinem 
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Ermeſſen anbeimgebe, jedenfall® aber von der Verhängung des 
Belagerungszuftandes nur im alleräußerften Fall Gebrauch gemacht 
wünſche. 

Unterm 6. Oktober hatte der Gouverneur unterdeſſen weiter 
berichtet: 

„Nachdem nunmehr alle Städte des Großherzogthums Luxem— 
burg die brabantiſche Fahne aufgeſteckt haben, und die meiſten der— 
ſelben außerdem zur Ausübung von Gewaltthätigkeiten gegen die 
königlichen Autoritäten übergegangen ſind, beſonders dadurch, daß 
zu Neufchateau 200 Mann niederländiſches Militär in der Nacht 
vom 30. September zum 1. Oktober d. J. von den Bürgern ent— 
waffnet worden ſind, zu Bouillon ſie ſich des Forts bemächtigt, 
und an vielen andern Orten die Maréchauſſéé und Douanen ver— 
trieben haben, fangen nunmehr auch die Communen der Dörfer an, 
diefem Beiſpiele zu folgen, und es verfichern unterrichtete Leute, 
daß ſpäteſtens binnen vierzehn Tagen der Aufruhr allgemein und 
bi3 an die Thore der Feſtung verbreitet jein würde. 

Am Sonnabend den 2. d. M. jollte die brabantijche Fahne 
auch Hierjelbft in der Vorftadt Pfaffenthal auf dem Thurm einer 
dort befindlichen Kapelle aufgeftedt werden, durch vorhandene 
Indicien wurde die That, kurz vor der Ausführung, Seitens der 
Polizei und der niederländiichen Marechaufjee, unter Mitwirkung 
des Militär verhindert; nur durch die Drohung, die Feſtung fofort 
in den Belagerungszuftand übergehen zu laffen, wurde es dem Militär- 
gouvernement möglich, der Paffivität der hiefigen Civilbehörden Leben 
einzuflößen; demgemäß find drei Individuen verhaftet worden, die 
von dem Pförtner der Kapelle gebieteriich den Schlüffel verlangt 
haben, ohne daß bis jet indes das Reſultat der Unterfuchung oder 
eine Beitrafung der Schuldigen diezjeitig mitgetheilt worden jei. 
Am 3. Nachmittaga ging die Meldung ein, daß man überall den 
vor der Feltung in großer Anzahl verjammelten Miligen, die ent- 
weder aus übergegangenen Feſtungen entlaſſen, oder von ihren 
Fahnen gewichen waren, bürgerliche Kleider entgegen trüge, um fie, 
gegen da3 Verbot, unfenntlich durch die Thore zu bringen, jo daß 
derjelben Schließung augenblicklich eintreten mußte; von gut gefinnten 
Bürgern find neuerdingd Anzeigen einer angeblich beabfichtigten 
Anzündung mehrerer Militärgebäude gebracht tworden. Der hiefige 
Stadtrath hat vorgejtern, in allen jeinen Gliedern, fich zum Gouver- 
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neur begeben und, unter Angelobung der entjchiedenften Mitwirkung 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung, angelegentlichjt gebeten, den 
Belagerungazuftand bis zur äußerſten Nothwendigkeit noch auszu— 
jeßen, indem durch denjelben der Verkehr zu jehr gehemmt würde 
und die Stadt zu ſehr litte, das Militärgouvernement ijt, jo lange 
die Sicherheit der Feltung es möglich macht, unter der Bedingung 
darauf eingegangen, daß, ohne alle Bezugnahme auf bejtehende 
Verträge, die für ſolche Zeiten nicht berechnet jeien, daſſelbe fich 
mit der Givilverwaltung in Ausübung der Polizei theile; dies tft 
angenommen worden, und demgemäß wird jeßt eine gemeinjame 
Polizei etablirt, zu der das Militärgouvernement drei Delegirte 
(einen Hauptmann und zwei Lieutnant3) erwählt hat, die der An- 
gelegenheit gewachjen find, und durch diejelbe nunmehr die Hoffnung 
vorhanden ift, die Anordnung aller polizeilichen Maßnahmen, dem 
Weſentlichen nad), in die Hände des Militärgouvernement3 über- 
gehen zu jehen. 

Das proviforische Goudernement geht in feinen Anmaßungen 
auf das Großherzogthum immer weiter; wie 3. B. die Autorifation 
zur Grrichtung jogenannter Freicompagnien im Luxemburgifchen 
beweiſt. Bon den damit beauftragten Perjonen befindet fich nur 
eine hier anmwejend, die darüber jofort zu vernehmen, in wiefern 
jie zu dieſer Berufung Beranlafjung gegeben, der hieſige Civil— 
gonverneur heute dringend veranlagt worden ijt. Eine zuverläjlige, 
von Brüfjel geftern Hier eingetroffene Perjon verfichert, daß in 
einigen Tagen an alle Behörden de Großherzogthums Die 
gemefjenjten Befehle vom provijorifchen Gouvernement über die 
Gehörigkeit der Provinz zu Belgien, und in Betreff ihrer dadurch 
veränderten Stellung ergehen würden.” 

Un diefe am 15. Oktober zur Kenntniß der Bundesverſamm— 
fung gebrachten Note ſchloß fich dann das Geſuch des Königs— 
Großherzog3, vorgetragen durch den Gejandten, Grafen von Grünne, 
um den Beiltand des Bundes. Zugleich hatte der Gejandte endlich 
die Güte zu erklären, daß von Seiten feiner Allerhöchiten Regierung 
die Verfügung getroffen wäre, von dem für den Belagerungszuftand 
der Feitung Luxemburg anzufchaffenden Approvifionnement feinerlei 
Eingangs- und Verbrauchsſteuer erheben zu lafjen. 

63 läßt fi) von der hohen Bundesverjammlung annehmen, 
daß fte diejer Erklärung in diefer Form und in diefem Zuſammen— 
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hang, Angefichts der früheren Verhandlungen mit der Regierung 
des König-Großherzogd, mit dem gebührenden Humor aufgenommen 
hat. Was nun dad Hilfegefuh Sr. Majejtät betraf, jo entging 
ed, nad) dem amtlichen Protokoll, der Bundesverfammlung nicht, 
daß es ich im vorliegenden Fall nicht bloß um die Dämpfung 
eined Aufruhr? im Sinne des 26. Artikel der Wiener Schlußafte 
handle, jondern daß auch hauptjächlich der Zuftand der Inſurrektion, 
in welchem fich der größte Theil des dem Scepter Sr. Füniglich 
niederländiichen Majeftät unterworfenen, zum Bunde nicht gehörigen 
Gebiets befindet, die Frage, in welcher Art die Hilfe des Bundes 
für den zum Bunde gehörigen Theil der Befizungen Sr. Majejtät des 
Königs mit Erfolg wirkſam sein ſolle, ohne andere, nicht minder heilige 
Verpflichtungen des Bundes zu verlegen, zu einer der veriwiceltften 
Tragen des Nugenblid3 mache, welche vor Allem mit gehöriger 
Umſicht von den Gommittenten erivogen werden müſſe. Es entging 
der Bundesverfjammlung ferner nicht, daß, auch abgejehen von 
diejem DVerhältniffe, der 26. Artikel der Wiener Schlußakte aus— 
drücklich feftiege, daß die Obliegenheit der Bundesverfammlung zur 
Miederheritellung der Ordnung in dem im Aufruhr begriffenen 
Lande erſt nach) Erſchöpfung der eignen verfafjungsmäßigen und 
gejetlichen Mittel einzutreten habe, und daß die Beleuchtung diejes 
Verhältniſſes der Sache in der gejandtichaftlichen Erklärung ver— 
mißt werde. 

Demgemäß fielen auch die einjtimmigen Bejchlüffe der DVer- 
ſammlung aus. 

Aus den weiteren Berichten de3 Gouverneurs verdient hervor— 
gehoben zu werden, daß er einer Aufforderung des niederländijchen 
Generalmajord von Goedefe, den Belagerungszuftand zu verhängen, 
nicht habe Folge geben fünnen, wenn auch ein Haufe dejertirter 
franzöfiicher Soldaten von Longwy aus die Grenze überjchritten 
und fich in aufrührerifcher Abficht nach Arlon begeben habe; wenn 
auch ein Inſurgentenhaufe von Brüſſel bis jechd Stunden vor die 
Feltung gefommen jei. Um über die Stimmung der Bevölkerung 
die Bundedverfammlung zu orientiven, jchloß er zwei Beitungd- 
artifel bei. 

Im Anſchluß an diefe Hob der Gouverneur hervor, es jei vor 
Allem nothwendig, möglichjt jchnell Gewißheit für dad Land und 
feine Zugehörigfeit herbeizuführen. 
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Indem die Bundesverfammlung dem Gouverneur ihre voll- 
fändige Anerkennung und Zuſtimmung ausſprach, fahte fie auf 
Antrag des Präfidiums weiter den Beihluß, daß die Gouverneure 
der Bundezfeftungen ihre Berichte über politiiche Angelegenheiten 
fünftig diveft an die Bundesverfammlung und nur die militärijch- 
techniſchen an die Militärcommiſſion richten jollten. 

Demgemäß fam ein weiterer Bericht des Gouverneurs, Datirt 
vom 27. Oktober, am 4. November zur Kenntniß der Bundes- 
verjammlung, in diejem heißt e8: 

„Nachdem die provijoriiche Regierung zu Brüffel die hHiefige 
Provinz amtlich für einen integrirenden Theil Belgien erklärt und 
demzufolge alle öffentlichen Beamten, jowie alle Einwohner zum 
Abfall von ihrem rechtmäßigen Souverän aufgefordert hatte, war 
in wenigen Tagen der Geiſt de Aufruhrs das ganze Yand von 
Drt zu Ort durchlaufen, jo daß gegenwärtig, gezwungener Weile, 
nur noch die Stadt und Feſtung der alten Ordnung der Dinge 
zugethan iſt. Selbit alle Dörfer Haben, obgleich die Mafje der 
Landleute gleichgültig Tcheint, aufgeregt durch Auheftörer, ohne den 
geringften Widerſtand irgendiwo, die neue, vom proviſoriſchen 
Gouvernement eingejeßte Landesadminiftration zu Arlon anerkannt 
und fich derjelben unterworfen. Auch aus hieſiger Stadt find bei- 
nahe alle Autoritäten dem Rufe gefolgt, und vefidiren nunmehr in 
Arlon; nur das Tribunal der erjten Inſtanz für das Großherzog: 
thum ift mit einer entjchiedenen Erklärung gegen die Rechtmäßigkeit 
aller fremdartigen Eingriffe in die Regierung des Landes Hierjelbft 
verblieben, und außerdem mehrere einzelne Angejtellte, die aber 
alle Togleich) durch neue erjeßt werden. Unter diefen Umſtänden 
iſt dag Militärgouvernement in feinen Prinzipien feftgeblieben und 
duldet nicht, daß ein Funktionär der neuen Verwaltung hierjelbit 
ſich länger aufhalte, oder irgend einen Akt in Kraft jeines ungeſetz— 
lihen Amtes ausübe. 

So beitehe, Heißt es dann weiter, eine legitime Givilgemwalt 
nicht mehr, und immer nothiwendiger werde eine neue Feſtſtellung 
der Grumdverhältnifje dieſer Provinz, die Alle mit Spannung 
eriwarteten. Schon ſei bis unter die Kanonen der Feltung, nur 
zwanzig Schritte jenjeit3 der Rayongrenze, die brabantijche Trifolore 
aufgepflanzt.“ 

Nachdem dann die Wahlen zur belgiichen Nationalverfammlung 
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auch in Luxemburg, ausgenommen die Stadt, öffentlich erfolgt 
waren und durch ein Dekret des Königs und des luremburgifchen 
Staatzrath3 die jeitherige Verwaltung der nördlichen Provinzen 
(Holland) und des Großherzogthums nach den Verträgen als noch 
beftehend und untrennbar erklärt worden war, beftätigte der Gejandte, 
Graf von Grünne, in der Sikung vom 18. November, daß daB 
Großherzogthum in den Händen der „belgischen Rebellen“ jet, außer 
der Stadt und Feltung Luxemburg jelbft. Der König-Großherzog 
jei aber zu einem Gingreifen im Luxemburgiſchen außer Stande; 
hierauf wurde nach Vortrag und Vorſchlag des Präfidiums be— 
ichlofien : 

„Don der Vorausſetzung ausgehend, daß die Höfe von Deftreich, 
Preußen, England, Rußland und Frankreich zu London eine Con— 
ferenz gebildet haben, um eine der Lage der Umftände angemefjene 
Miederbegründung politiicher Ordnung und die davon abhängige 
Herftellung innerer Ruhe und Gejetlichkeit in den belgiſchen Pro— 
vinzen herbeizuführen ; 

„in der Erwägung, daß der deutjche Bund von Sr. Majeftät 
dem König der Niederlande, in jeiner Eigenſchaft ala Großherzog 
von Luremburg, zur Unterdrüdung des Aufruhr? im Großherzog- 
thum förmlich aufgerufen ift; 

„daß aber diejer Aufftand Hauptjächlich durch die benachbarten 
belgijchen Injurgenten entzündet worden iſt und unterhalten wird; 

„in der ferneren Erwägung, daß der Bund e3 fich zur Pflicht 
machen muß, alle ihm zu Gebote ftehenden Mittel zu verjuchen, die 
gejegliche Ordnung im Großherzogtum Luxemburg herzuſtellen; 

„erjucht der deutiche Bund, unter Vorbehalt aller durch die 
Bundes: und Wiener Schlußakte zur Herftellung der gejtörten 
inneren Sicherheit verzeichneten Maßregeln, die Höfe von Deftreich 
und Preußen, im Namen und au Auftrag de Bundes, bei den 
in London bejtehenden Minifterialconferenzen von der, durch da3 
Verhältniß des Großherzogthums Luremburg und feines Souveräns 
zum deutichen Bund, dem Lebteren obliegenden Verpflichtung der 
Unterdrüdung des Aufftandes Kenntniß zu’geben, die Intereſſen 
und Rechte des deutſchen Bundes Hinfichtlich de Großherzogthums 
und der Bundesfeftung Luxemburg zu beachten, und zu dem Ende 
von der Minifterialeonferenz zu vernehmen, in wiefern dieſelbe ſchleu— 
nige und wirkſame Mittel zu verabreden und anzuordnen beabjichtige, 
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durch welche diejenige Einjchreitung zur Unterdrüdung des Auf- 
ftandes im Großherzogtfum Luxemburg, wozu der Bund ebenfo 
berechtigt al3 verpflichtet ift, von Seiten des Lebteren ganz oder 
theilweije überflüjfig werde.“ 

Der Fortichritt der Bewegung veranlaßte den Gouverneur zu 
einem neuen Bericht vom 18. November, welcher am 25. d. M 
vom Präfidium mitgetheilt wurde: 

„Die (jet erft) von dem biefigen Givilgouverneur erlafjene 
Proflamation, heißt es da, dürfte vor mehreren Wochen einen weit 
größeren Einfluß geäußert haben als gegenwärtig, wo überall die 
Anerkennung der neuen Ordnung der Dinge bereit? erfolgt ift, 
und, um rücdgängige Schritte zu bewirken, eine bloße Aufforderung 
in Worten ſchwerlich mehr Hinreichen möchte, wie wenig im Grund 
auch ein Zuftand wirklich Wurzel gefaßt hat, der im hieſigen Lande 
von einer Anzahl eraltirter und neuerungsfüchtiger Menjchen der 
Menge aufgedrungen und von derjelben aus Gfleichgültigfeit in der 
vorgeipiegelten Hoffnung ohne Widerftand gutgeheißen worden, daß 
für die Zufunft feine, oder eine ganz unbedeutende Erhebung von 
Abgaben nur noch ftattfinden werde. 

Die gegen diefe Proflamation von Arlon audgegangene Auf- 
forderung an jede Commune, durch Unterjchriften aller ihrer ein- 
zelnen Mitglieder die Anhänglichkeit und Entjchiedenheit des Volks 
zu Gunften der belgijchen Revolution zu betätigen, wird höchſt— 
wahrjcheinlich den größten Erfolg haben, ohne daß indes dadurch 
der Beweis, den e3 gilt, geführt würde, indem den für diejen Zweck 
entjendeten Gmiflären e3 jehr leicht werden dürfte, die in franzöſiſcher 
Sprache den meilten Zandleuten ohnehin unverjtändliche Darftellung 
durch eine verdunfelnde Interpretation in ein Licht zu bringen, 
darin die Meiften jehr wenig erkennen, wovon eigentlich die Rede 
it, und worüber ‚ie ihre Erklärung abgeben jollen. 

Inſofern nun der, durch die belgiichen Zeitungen befannt ge- 
wordene, von London  außgegangene Vorjchlag zu einem Waffen- 
jtillftande zwilchen den ftreitenden Theilen die Meinung allgemein 
und unjehlbar vorbereiten wird, daß unter den den Belgiern darin 
einftweilen eingeräumten Provinzen das Großherzogthum Lurem- 
burg mit begriffen jei, jo muß die bejtehende jo große Verwirrung 
der Begriffe über die politiichen Verhältniſſe der hiefigen Provinz 
nicht wenig vermehrt werden.“ 
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Zum Schluß mahnt der Bericht zu einer baldigen Ordnung 
der Dinge und bittet um Inſtruktionen. 

Die Bundesverjammlung billigte das Verfahren des Gouver- 
neurs und forderte ihn auf, darin zu verharren und den Givil- 
gewalten der Eöniglich niederländiichen Regierung eventuell Hilfe zu 
leijten. Darauf ließ Se. Durchlaucht der Herr Herzog von Nafjau 
erklären, daß die Inkorporation des Großherzogthums Luxemburg, 
al3 integrivenden Theil der Befizungen des Haufe Naſſau — wie 
Artikel 3 und 9 des nafjauischen Erbvereina von 1783 unwiderleglich 
beiviefen — in einen fremden Staat nur hätte gejchehen können nad) 
Aufhebung jener vertraggmäßigen Inkorporation von 1783, ſelbſtver— 
ſtändlich nur mit Einwilligung der herzoglich nafjauifchen Ceite; daß 
aber, da diejes nicht gejchehen ei, Se. Durchlaucht der Herzog von 
der Bundesverfammlung nunmehr Schuß in feinem Rechte erwarte. 
Demgemäß wurde auf Antrag des Prafidiums bejchlofjen: 

„Daß die herzoglich naffauische Erklärung dem öftreichiichen 
und preußilchen Hofe mit dem Grjuchen zu übergeben jei, Ddiejelbe 
an ihre Bevollmächtigten zu den Londoner Gonferenzen gelangen zu 
laſſen, um fie auf die Rechte des nafjauilchen Haufe aufmerkjam 
zu machen, da jelbige einen weiteren erheblichen Grund für die Ver— 
pflichtung de3 Bundes zur Ginjchreitung in dem Luremburger Auf: 
ftande darbieten; ebenjo jollte jenen Bevollmächtigten die Zuſammen— 
ftellung aller ftaatsrechtlichen ꝛc. Seſtimmungen über Luxemburg 
eingehändigt werden“. 

In der Sitzung vom 9. Dezember konnte der präſidirende 
Geſandte den Beſchluß*) der Londoner Conferenz mittheilen, der 
Luxemburg betraf und in der dritten Sitzung am 17. November 
gefaßt war. — 


*) Les Plénipotentiaires ont trouvé nécéssaire d'approuver le soin 
qu’ont eu Mrs. Cartwright et Besson d’ecarter des projets de réponse 
qui leur ont été presentes pendant leur dernier séjour à Bruxelles, 
toute mention du Grand-Duche de Luxembourg, le Duche fait partie 
de la Confederation Germanique sous la souverainete de la maison 
d’Orange-Nassau en vertu de stipulations differentes de celles du traite 
de Paris et des traites subsequents qui ont cer&e le Royaume des Pays- 
Bas. Il ne saurait pas consequent être compris aujourd’hui dans aucun 
des arrangemens qui ont ou qui auront rapport & la Belgique, et nulle 
exception ne sera admise & ce principe. 
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In Folge deilelben wurde die Aufſtellung eines Truppenkorps 
vom Bundestag in Ausficht genommen und auf Anregung mehrerer Bun⸗ 
deöregierungen durch Mehrheit beichlojjen, die dazu nöthigen Truppen 
aus dem X. Korps zu entnehmen, und die Militärcommilfion ange— 
wieſen, das Weitere einzuleiten und namentlich fich darüber zu äußern, 
welche Theile dieſes Armeekorps dazu verwandt werden jollten. 

Bezeichnend ift es, wie ſich zu diefem Beſchluſſe die betheiligten 
Regierungen ſchon in diefer Sitzung ftellten: Hannover erklärte ohne 
Angabe der Gründe, daß feine Truppen dabei feine Verwendung 
finden ſollten; Holftein-Zauenburg nahm den Bejchluß ad referen- 
dum; die großherzoglid; Mecdlenburg-Schwerinjche Regierung könne 
ihr Contingent zur Aufrechterhaltung der Ordnung faum entbehren, 
„bei manchen im Lande fich gezeigt habenden unruhigen Bewegungen“ ; 
Dldenburg gab die Verpflichtung zu, meinte aber, Se. fünigliche 
Hoheit jeien noch mit der Organijation Ihres Truppenkorps be= 
ihäftigt und fönnten nur ſoviel abgeben, al3 disponibel fei; auch 
die freien Städte waren zu einer Zuftimmung noch nicht im Stande. 

An diefer Stelle wird ed nothwendig mit einigen Worten auf 
die Londoner Gonferenz zurücdzulommen. 

Die Londoner Conferenz, gebildet aus den Bevollmächtigten von 
Deftreih, Preußen, England, Rußland und Frankreich, hatte das 
politiiche Verhältniß zwiſchen Holland und Belgien, ſowie eine 
eventuelle Territorialabtretung des GroßherzogthHums Luremburg an 
Belgien zu berathen und feitzuftellen. 

Sjene erfte Aufgabe Liegt ganz außerhalb des Rahmen diejer 
Arbeit und gehört der Gefchichte der europäifchen Politif an. Die 
Erledigung der zweiten Aufgabe in allen ihren Ginzelheiten zu ver- 
folgen hat nicht Intereſſe und Bedeutung genug, liegt auch zum 
Theil außerhalb de3 hier zu Behandelnden. Nur das Mejentliche 
kann demnach hervorgehoben werden. 

Anfangs 1831 legten die Bundestagsgejandten von Dejtreich 
und Preußen das Brotofoll Nr. 11 der Londoner Conferenz 
d. d. 20. Januar vor, deſſen Artifel 2 die weitere Selbjtändigfeit 
Luremburg3 und deſſen Zugehörigkeit zum deutjchen Bunde ausſprach. 
Auf Grund defjelben konnte eine militärifche Intervention des deutjchen 
Bundes in Luremburg eintreten, ohne daß eine jolche europäijche 
Verwicklungen hätte herbeiführen fünnen. Der Bund ließ auch jofort 
in London zu Protokoll geben, daß Belgien, dem Neutralität und 
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Unverleßbarfeit zugejagt jei, demnach gehalten jei, die nämliche 
Neutralität auch gegen alle andern Staaten zu beobachten. Zum 
Ueberfluß geftand das 19. Protokoll der Londoner Conferenz allen 
Staaten da3 Recht zu, Maßregeln zu treffen, die zur Aufrechterhal- 
tung der Autorität in ihren, außerhalb des belgiichen für neutral 
erklärten Gebiet3 liegenden Ländern geeignet oder nöthig Jeien. 

Da troßdem die belgische Regierung in einer Proflamation die 
Luxemburger zum Anſchluß aufforderte, und der König von Holland 
nunmehr den Schuß ded Bundes anrief, wurde am 18. März 1831 
die Aufftellung eines Armeeforp von 24,000 Mann und die 
eines Nejerveforp® von 12 — 15,000 Mann beſchloſſen. Das 
Vorgehen der belgiichen Regierung Hatte in dem Großherzog: 
thum mittlerweile den Aufſtand allgemein gemacht, der Advofat 
Thorn wurde zum Gouverneur des Landes beftellt, überall wurden 
Gommunalgarden errichtet, da3 Aufgebot 1. Klaſſe einberufen, Frei— 
forp3 organifirt und belgiiche Truppen in das Land gejchict, jo dat 
die Bundezfeftung Luxemburg in Gefahr Fam. 

Auf eine Beſchwerde des Bundes, der militäriſch nicht einmal 
dDiejer Bewegung gewachſen war, erflärte die Londoner Conferenz in 
ihrem 23. Protofoll, wenn die belgijche Regierung nicht bis zum 
1. Juni die Grundlagen der Ausſcheidung Belgiend anerkannt hätte, 
alle Verbindung der fünf Mächte mit demfelben aufgehoben würde. 
Unterdefjen wurde in der Bundesverfammlung weiter über die Zu: 
jammenjegung de3 Grefutionzforps und die Modalität der Kojten- 
aufbringung berathen und berichtet. Am 6. Juni berief die Gonferenz 
ihren Bevollmächtigten von Brüfjel ab; nachdem e3 darauf zu einem 
Waffenſtillſtand zwiſchen den jtreitenden Parteien gefommen war, 
boten die fünf Mächte ihre guten Dienjte zur Vermittlung an und 
Iprachen fi für einen Austaujch einzelner Territorien aus. 

Als der König= Großherzog feine Bereittwilligfeit dazu unter 
Wahrung der Rechte der Agnaten des Hauſes Naſſau erklärt Hatte; 
beauftragte der Bund die Gejandten von Deftreih und Preußen zu 
weiteren Verhandlungen in London, zugleich unter der Beſchränkung, 
daß don jedmweder Vertaufchung des Gebiet? die für die Sicherheit 
ded Bundes unentbehrliche Stadt und Feitung Luremburg mit einem 
angemefjenen Rayon nebjt dem zur Gontiguität desjelben mit dem 
übrigen deutſchen Bundesgebiet erforderlichen Diftrifte ein= für 
allemal ausgenommen bleiben müffe, und daß von feiner Gebiets— 
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abtretung die Rede jein könne, wodurch die Vertheidigungälinie des 
Bundes zu jeinem Nachtheile alterirt würde. Auf Antrag der 
beiden vertretenden Höfe beauftragte die Bundesverfammlung bald 
darauf die beiden Gejandten die Verhandlungen nicht bloß zu er: 
öffnen, fondern ‚auch vorbehaltlich der Ratififation der Bundes- 
verfammlung zum Abſchluß zu bringen. 

Am 27. Dftober 1831 fonnte der Bundesverfammlung das 
gejammte Separationsprotofoll der Londoner Gonferenz nebjt einem 
Begleitjchreiben des öftreichiichen und preußilchen Gejandten vorgelegt 
werden. Im Artikel 2 werden die großentheild wallonijchen Bezirke 
des Großherzogthums bezeichnet, welche an Belgien abgetreten werden, 
während Artikel 3 nur allgemein die Provinz Limburg ald das 
Gebiet bezeichnet, auf welchen die Entſchädigung für das abgetretene 
luxemburgiſche Gebiet zu juchen jei. Die Einzelheiten jollen zwiſchen 
dem König-Großherzog, den Agnaten des Hauſes Naſſau und dem 
deutjchen Bunde vereinbart werden. Wa3 nun die Compenjationen 
in Limburg angeht, welche durch Artikel 4 des Vertrags Ein- 
Ichränfungen erfahren haben, jo heißt es in dem Begleitjchreiben: 
„63 fam vor allem darauf an, Holland jolche Grenzen zu ver= 
Ichaffen, daß ſein Territorium ein ununterbrochenes, zujammen- 
hängendes Ganze bilde, daß namentlich die Feltung Maftricht, welche 
mittelbar auch zum deutjchen Vertheidigungsſyſtem gehört, nicht in 
fremdem Gebiet enflavixt bleibe, und daß überhaupt Holland an 
der Maas jo conftituirt werde, daß die große Lücke, die in dem 
deutjchen und europätichen Vertheidigungsſyſtem durch den Abfall 
von Belgien entjtanden war, möglichſt und joviel al3 die Umstände 
nur immer erlauben wollen, ausgefüllt werde. Die war allein 
durch Gebiet3austaufch im Luremburgiichen möglich gemwejen. Ohne 
denjelben wäre ein Theil des rechten Maasufers zwilchen Venloo 
und Maftricht belgijch geblieben und folglich Maſtricht von Holland 
durch fremdes Gebiet getrennt worden.“ 

Nach langem Zögern verweigerte der König Großherzog Die 
Anerkennung der bezüglichen Artikel, die Weitmächte wechjelten troß- 
dem mit Belgien die Ratififationgurfunden aus und ihnen folgten, 
unter Vorbehalt, Deftreich und Preußen jehr ſchnell. Nachdem dann 
von ©eiten der niederländiichen Regierung ein neuer Vertragsentwurf 
eingereicht war, wurden die Unterhandlungen 1833 in London von 
neuem begonnen. Allein auch in den folgenden Jahren rückte die 
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Sache nicht von der Stelle. Im Auguft 1836 gelangte fie vielmehr 
nohmal3 zu eingehender Verhandlung in der Bundesverfammlung 
zunächſt durch einen Vortrag des holländiichen Gejandten, welcher 
der Bundesverfammlung die bitterften Vorwürfe, namentlich wegen 
der Unterlaffung der verjprochenen und bejchloffenen Hilfe machte; 
da3 Präfidium verjuchte in einer Antwort die Vorwürfe zu ent- 
fräften; endlich beſchloß man: „daß der deutjche Bund jeine Zuftim- 
mung zur Abtretung eines Theil3 von Luremburg ohne Territorial= 
entichädigung nicht ertheilen könne; Belgien habe fich verbindlich zu 
machen, feine Befeftigungen in dem abgetretenen Theil (nach) Art. 2 
de3 Separationävertragd von 1831), namentlich nicht bei der Stadt 
Arlon anlegen zu laſſen. Das al Erſatz Zu erwerbende Gebiet 
(Art. 5 des Separationsvertrag3) gehört dem deutichen Bunde an.” Es 
mag auch hier nochmal3 hervorgehoben werden, daß überall aud) 
bei diejer Gelegenheit da3 Haus Nafjau jeine Anjprüche auf Luxem— 
burg — abgejehen von dem abzutretenden Gebiet — aufrecht erhielt. 
Die mit großen Worten vom Bundestag bejchlojlene und ge= 
plante Aufjtellung zweier Korps war nicht rechtzeitig und dadurd) 
überhaupt nicht zur Ausführung gefommen; in erjter Linie deshalb, 
weil die hannoverſche Regierung unter den verjchiedenjten Vorwänden 
Anfangs die Aufitellung hinausgeſchoben oder für unmöglich oder 
für unnöthig erklärt hatte, und ſpäter machte fie jo Hohe Kojten- 
berechnungen, daß, wie der preußiiche Gejandte jagte, in Zukunft 
jeder Bundezfürft mit Schreden an eine derartige Unterftügung 
denfen werde. In fcharfer Weile jeßte der preußiiche Gejandte diejer 
und andern ähnlich denfenden Regierungen ihre Bundespflichten aus— 
einander und entfräftete auch den Einwand derjelben, daß Preußen 
die Grefution Hätte übernehmen jollen, mit folgender Frage: 
„Konnte mit einiger Wahrjcheinlichkeit darauf gerechnet werden, 
daß man in Frankreich, wo ſchon die den Zeitumftänden ent}prechende 
Aufſtellung eines preußischen Obſervationskorps in den preußilchen 
Rheinprovinzen eine jo große Aufregung hervorgebracht Hatte, die 
zwiefache Eigenfchaft Preußens als europäijche Macht und ala Mit- 
glied des deutjchen Bundes gehörig unterjchieden, in dem Vorrüden 
eine preußijchen Exekutionskorps über die luremburgifche Grenze 
nur die Vollziehung eines Bundesbejchluffes, nicht aber eine Be— 
drohung der franzöfifchen Grenze erblickt und Hieraus feinen Anlaß 
zur Eröffnung eines Krieges hergenommen haben würde, in welchen 
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aladann unfehlbar der ganze deutiche Bund mit verwickelt worden 
wäre?” 

In der Schlußſitzung des Jahres 1831 konnte e3 fi Ce. 
Majeftät bon Großbritannien und Hannover nicht verjagen, unter 
Berufung auf die allgemein befannte und in hohem Maße anerkannte 
ſegensreiche Wirkjamkeit feines erlauchten Vorfahrs bei der Wieder- 
begründung des deutichen Staatenvereind, der verehrlichen Föniglich 
preußiſchen Gejandtichaft gegenüber ihren Standpunkt zu wahren 
und zu verteidigen, natürlich) ohne daß ſie irgendwie jene Vorwürfe 
hätte zu entkräftigen vermögen. Es kann nur auch bier darauf 
hingewieſen werden, daß diefe Weiſe des Vortrags fi) am meiften 
dem Präfidialtenor näherte, daß das Auftreten diejer Regierung ganz 
beſonders an die tugendhafte Selbjtberäucherung des Herrn Präfi- 
direnden und aller Diplomaten der heiligen Allianz erinnert. In— 
zwijchen hatte die Londoner Conferenz den längſt erjehnten Beichluß 
gefaßt, die wegen der militärifchen Bejegung Luxemburgs befchlofjenen 
Maßregeln während des Lauf der Unterhandlungen juspendiren 
zu laſſen. 

Der Hohen Bundesverjammlung blieb jo nur noch übrig, in 
ihrer Weije die Frage der aufgelaufenen Mobilmachungskoſten zu 
erledigen. Auf diejem Wege wollen wir ihr das Geleit verjagen. 

Die Trage ſelbſt führte in der Bundesverjammlung zu ver- 
Ichiedenen diplomatiihen Scharmüteln, welche von dem Baron Alley 
über belgiſche Tricoloren und luxemburgiſche Holzdiftrikte veranlagt 
wurden. 

63 würde aber von dem eingejchlagenen Wege zu weit ab— 
führen, jollten hier die großen und Heinen Streitpunfte im Einzelnen 
aufgeführt umd durch die verjchiedenen Stadien weiter verfolgt 
werden; e3 mag genügen hervorzuheben, daß mittlerweile Holland 
heimlich) mit Belgien eine Convention abgejchloffen Hatte, nad) 
welcher die als Entjhädigung im Limburgifchen abzutretenden Ge— 
biet3theile mit Holland vereint, alfo dem deutjchen Bunde und den 
Agnaten entfremdet würden. Während die holländijchen Unter- 
händler in London davon nicht? willen wollten und in der Con— 
ferenz vorgaben, zum definitiven Abſchluß ermächtigt zu jein, legte 
der König= Großherzog jene Convention im Sommer 1837 dem 
Bund in einer Form vor, aus welcher hervorging, daß er fich der 
von der Londoner Conferenz gejtellten VBorbedingung: Vereinbarung 
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mit dem deutjchen Bunde und den Agnaten, heimlich zu entziehen 
gedenke. Lord Palmerjton theilte dies Ende Juli den Gonferenz- 
mitgliedern mit und machte das Haager Kabinet darauf aufmerkjam, 
daß es mit jolchen Winkelzügen die Entjcheidung der Frage nur 
verjchleppte. Obgleich die holländilchen Vertreter auch nach Wochen 
noch feine Erklärung abgaben, Hatte die Conferenz doch die Güte 
weiter zu verhandeln, zunächjt wegen des Schelde-Tarifd. Als ſich 
auch dieje Unterhandlungen zerjchlugen, erklärten die holländijchen 
Gejandten auf eine bejtimmte Anfrage des DVorfienden, daß der 
König nicht Thon in diefem Stadium beabfichtige die Zuftimmung 
des deutjchen Bundes und der Ngnaten zu der von der Gonferenz 
beichlofjenen Zerritorialveränderung einzuholen. Deshalb wurden 
die Verhandlungen abgebrochen; und im September verließen die 
holländiſchen und nad) ihnen auch die belgijchen Vertreter die Con— 
fevenz, welche damit endigte. Da inzwijchen dad Haager Kabinet 
bemerkt hatte, daß Palmerfton feiner Zeit ihm richtig vorausgejagt 
habe, ließ e3 im Juni 1838 feine frühere Verwahrung zurücdziehen 
und ſtellte ji) auf den Boden des Bundesbejchluffes vom Auguft 
1836. Nachdem jodann die Gonferenz zu London wieder eröffnet 
worden und von Seiten der deutjchen Bevollmächtigten in London 
darauf Hingewiejen war, daß überhaupt von einer Grenzbefeftigung 
in Belgien feine Rede fein fünne, da dies ein neutraler Staat unter 
europäilcher Garantie jei, Hatten dieje dort einen neuen Protejt zu 
erheben, al3 bei Eröffnung der belgijchen Kammer offen ala Ziel — 
unter Aufrechterhaltung jener Holländifch=belgijchen Convention 
von 1833 — die Abtretung der limburgijchen Gebietötheile an 
Holland erklärt wurde. Am 19. April famen dann die Verträge, 
in welchen die Rechte des deutjchen Bundes und der nafjauijchen 
Agnaten auf Territorialentihädigung einem Abkommen mit Holland 
vorbehalten waren, zum Abſchluß und erhielten von Ceiten der 
Bundesverjammlung die Ratififation. 

Nachdem der niederländiiche Gejandte, unter Bezeugung des 
naſſauiſchen Gejandten, im Auguft 1839 berichtet Hatte, daß der 
König-Großherzog, an Stelle des abgetretenen wallonijchen Luxem— 
burga mit 149,000 Einwohnern, nad) Uebereinkunft mit feinen 
Agnaten, nunmehr mit dem Herzogthum Limburg mit 147,000 Ein— 
wohnern jeinen Eintritt in den deutſchen Bund erkläre, wurde dies 
unter den üblichen Wendungen dankbar acceptirt und die belgijch- 
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Iuremburgijche Frage war damit für die Bundesverfammlung definitiv 
beantwortet. 

In derjelben Situng mar der belgijche Gejandte beim deutjchen 
Bunde beglaubigt worden, nachdem die üblichen VBorverhandlungen 
in verbindlichiter Weile erledigt worden waren. 

Sobald die Bewegungen des Jahres 1848 im Mai zu einem 
Bundesbeichluß geführt hatten, nach welchem die noch außerhalb des 
Bundes ftehenden preußiichen Provinzen, außer den ganz polnijchen 
Theilen, in den Bund aufgenommen wurden, brachte der Winter 
1850/51 auf den Dresdener Conferenzen die Beitrebungen Oeſtreichs 
zu Tage, ebenfall3 mit jeinem Gelammtgebiet dem Bunde beizutreten. 
Als aber diefe Beftrebungen Hatten aufgegeben werden müſſen, er- 
Härte folgeweife der preußilche Bundestagsgefandte von Rochow 
jogleich nach dem Wiedereintritt Preußens, daß jene im April und 
Mai des Jahres 1848 gefaßten Beichlüffe nicht in genügender Form 
gefaßt jeien, jedenfall3 müſſe jetzt über diejelben eine gemeinjame 
Erklärung ftattfinden. Allein Alles hielt ſich til. Am 20. Sept. 
beantragte nun Preußen, die Bundesverfammlung möge ausfprechen, 
daß jene Gebiete nicht zum deutjchen Bunde gehörten. Als dann 
auch über diejen Antrag die Abſtimmung in suspenso blieb, erklärte 
Biamard, daß feine Regierung, wenn präjudicirlihe Maßnahmen 
nothiwendig werden jollten, an der Meberzeugung fefthalte, daß jene 
Aufnahme als rechtlich zu Stande gelommen nicht anzufehen jei. 
Anfangs Oktober entſprach denn auch die Mehrheit der Bundes— 
verjammlung dem Antrag, nicht ohne daß Sachjen feine entgegen= 
gejete Meinung dem guten Einverftändniß unterzuordnnen erklärte, 
man müſſe e3 fich nämlich angelegen jein laflen, dem Bunde eine 
höhere politijche Geltung zu verjchaffen, „dies gejchehe aber, wenn 
da3 föderative Princip fi) als jchaffend und mehrend erweiſe“. 
Während Heffen-Darmitadt nur unter Bedauern feine Zuftimmung 
geben konnte, verlangten die freien Städte erſt noch eine weitere 
Verhandlung. Alle Andern wollten von dem nichts wiffen und 
Iprachen fi für die von Preußen gewünſchte Erklärung aus. — 
Eine von Seiten der Weitmächte in ziemlich brüsfem Tone durch 
diplomatiſche Noten eingeleitete Aktion gegen die, wie e3 fälſchlich 
hieß, beantragte Erweiterung des Bundesgebiet? wurde mit dem 
Beſchluß des Jahres 1834 beantwortet, der oben mitgeteilt 
worden ift. 
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Meniger den Wünjchen Preußens entiprechend war der Aus— 
gang in der neuenburgijchen Angelegenheit; freilich, ohne daß man 
der Bundesverfammlung eine Schuld beimefjen durfte, denn was 
fie Teiften fonnte, leiftete fie: fie faßte den gewünſchten Beſchluß. 
Nachdem nämlich durch eine republifaniiche Schilderhebung 1848 
jene oranifchen Erblande für die Krone Preußen verloren gegangen 
waren, hatte ziwar Preußen von den Großmächten zu London 1852 
eine Anerkenmung jeiner Anjprüche, von dem ſchweizeriſchen Bundes- 
rath aber eine Befriedigung derjelben nicht zu erlangen vermodht. 
In Folge einer royaliftiichen Erhebung im Jahre 1856, die ganz 
mißglückt war, waren mehrere Royaliften in Gefangenschaft gerathen ; 
und die Anftrengungen der preußifchen Regierung, die Freilaffung 
derjelben beim jchiweizeriichen Bundesrath zu erlangen, waren ohne 
Erfolg geblieben. Ende Oftober d. J. ftellte der Gejandte v. Bis— 
mard deshalb bei der Bundesverfammlung den Antrag, die Bundes- 
verfammlung möge die Anerkennung der im Londoner Protokoll aus— 
geiprochenen Rechte Preußens auf Neuenburg ebenfalls ausjprechen, 
fowie die Torderungen Preußen? beim Bundesrath unterftüßen, 
eventuell für eine militäriiche "Unternehmung gegen die Schweiz 
freien Durchzug durch das Bundesgebiet genehmigen. Nicht ohne 
gehobene Stimmung konnte Baiern in feinem Anfangs November 
darüber erjtatteten Ausjchußberichte beantragen, Preußen? Antprüche 
nicht bloß anzuerkennen, jondern auch durch alle diplomatischen 
Agenten der Bundesstaaten bei den Eidgenofjen jelbft unterjtüßen 
zu laffen. Indem Deftreich nunmehr die Gelegenheit benußte, ſich 
für die Bundestagsjchlappen während des Krimkriegs jchadlog zu 
halten, kam es in der Angelegenheit zu Noten und Mobilifirungs- 
drohungen. Und nachdem der Präfidirende im Januar 1857 erklärt 
hatte, daß er ſich nur enthalte den öftreichiichen Standpunkt zu 
entwideln, um prinzipielle Streitigkeiten zu vermeiden, hatte der 
preußijche Gejandte Ende de8 Monat? zu erklären, daß Preußen 
einftweilen von einem militärifchen Vorgehen abjehen fünne, da die 
Schweizerbehörden die Freilafjung der gefangenen Royhaliſten recht- 
zeitig bejchlofjen hätten. — 

Am Schluß dieſes Abſchnittes mag der Vollftändigkeit halber 
bemerkt werden, daß zu den bereit3 genannten diplomatischen Ber: 
tretern Rußlands, Englands, Frankreichs, Belgiens und Sardinieng, 
jeit 1856 ein fpanifcher und ſeit 1859 ein ſchwediſcher Mtinifter- 
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refident für Frankfurt beglaubigt war; der leßtere refidirte zu Brüſſel; 
1864 war, wie bemerkt, ein Gejandter Marimiliand von Mexico, 
1865 ein jolcher für Portugal beglaubigt worden; jo daß das Per- 
ſonal der auswärtigen Diplomatie ungefähr 20 Köpfe ſtark war. 
Nach der vorausgegangenen Darftellung wird man nur bei Wenigen 
mit der Behauptung auf Widerftand ftoßen, daß es 20 zu viel 
geweſen jeien. Dieſes Stüd der Bundestagsgejchichte überbietet Die 
meilten andern an Häglicher Impotenz und heillojer Schwäche; die 
Nation exiftirte für dad Organ des Bundes nicht, und nationale Be— 
jtrebungen gehörten auch, in diefem Bereich zu den jchlimmiten 
Velleitäten. 


Zünftes Bud. 


Die militärijhen Angelegenheiten vor 
der Bundesverfammlung. 


Erſtes Kapitel. 
Die Kriegsperfaijung. 


Als eine der dringenditen und mejentlichiten Gejchäfte war 
der Bundezverjammlung durch die Bundesakte die Ordnung der 
militäriichen Angelegenheiten aufgetragen und durch die Wiener 
Schlußakte wiederholt eingejchärft worden. Nach eben diefen Grund: 
gejegen de3 Bundes konnten die Grund- und mwejentlichen Bejtim- 
mungen auch diefer Angelegenheit als unter die organiſchen Einrich- 
tungen de3 Bundes gehörig nur durch Stimmeneinhelligkeit getroffen 
werden. Nach langen, mühſamen Berhandlungen gelangte endlich 
im Jahre 1821 der Entwurf der Kriegsverfaſſung in 24 Artikeln 
zur Annahme, nach welchen da3 Bundesheer nach Contingenten auf 
Grund der Bundesmatrifel aufgeftellt werden follte. Ehe die Behand- 
lung dieſes Gegenftandes beim Bunde bejprochen wird, muß auf 
die ſehr verjchiedenartigen, militärifchen Verhältniſſe hingewieſen 
werden, wie fie fich zulett im Reiche und unter dem Einfluß der 
napoleonifchen Oberherrjchaft entwickelt hatten. 

Auf Grund des Reichsbeſchluſſes von 1681 follten al3 Reichs— 
heer normativ 40,000 Mann, influfive 12,000 Reiter, aufgeftellt 
werden, thatjächlich ftellte jeder Kreis möglichft wenige und jchlechte 
Truppen auf; man fennt den Leutnant der Webtiffin von Gen- 
genbach und weiß, daß von Hundert Muöfeten nur zwanzig bei 
Roßbach losgingen. Bei der Stiftung des Rheinbunds ftellten die 
Rheinbundsſtaaten deutſcher Zunge 63,000 Mann, eine Summe, 
welche nach der größten Ausdehnung jenes Bundes bis auf beinahe 
119,000 Mann ftieg; das Kleinste Contingent ftellte unter ihnen der 
Fürft von der Leyen mit 29 Mann, ihm folgte Lichtenjtein mit 
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40 Mann; von den größten jtellte Baiern 30,000 Mann, Weit- 
falen 25,000 Mann. Wenn bei allen diefen Truppen die fran- 
zöſiſche Organijation auch als Vorbild wirkte, jo weiß man doch, 
daß die Rheinbundscontingente jehr ungleich organifirt und in ihren 
fleinen und Eleinjten Theilen nichts weniger als Friegstüchtig waren. 
Alles war aber nad) der Schlacht von Leipzig jehr jchnell desorga— 
nifirt. Nimmt man nun Hinzu, daß die beiden deutjchen Groß— 
mächte wieder ganz verjchieden organifirt waren, jo kann man fi) 
nicht wundern, daß man auf dem Wiener Congreß nicht einmal 
zur Bildung eines Militärausſchuſſes kam, und es nur dem großen 
Befiegten von Hanau vorbehalten geweſen war, in jeiner befannten 
Meile für jenen in Ausficht genommenen Ausſchuß „ſieben Delibe- 
rationspunkte“ aufzustellen. In welchem Geijte die Verhandlungen 
beim Bunde begonnen wurden, mag man daraus entnehmen, daß 
der Kurfürſt Schon 1816 erklären ließ, der Bund könne höchſtens 
einen Vertheidigungskrieg erklären, denn die „Hauskriege“ Deftreichs, 
Preußen? u. A. gingen ihn nicht? an; zum Reichsheer habe Sere- 
nissimus Elector nie mehr al3 800 Mann geftellt. Uebrigens 
wird in geheimer Inſtruktion dem kurheſſiſchen Bundestagsgejandten 
eingeſchärft, ſich ftille zu halten und im äußerjten Nothfalle 2500 
Mann zu geben; als alleräußerfte Leitung wird dann die Stellung 
von 1000 Mann Linie und 3000 Mann Landwehr und Landiturm 
bezeichnet. 

Um zunächſt eine Grundlage für die weiteren Berathungen zu 
gewinnen, war die Aufitellung einer Matrifel nöthig. Und num 
begann ein Streiten und Rechnen, wer am beiten fahre nach dem 
Mapjtabe der Bevölkerung, oder der Einkünfte, oder des Flächen 
inhalt3, 1818 entjchloß man ſich, die Bevölkerung als Norm an— 
zunehmen. Auf Grund diefer und der ftatijtiichen Mittheilungen 
der Bundesregierungen wurde Anfangd 1819 eine proviſoriſche Ma— 
trifel mit einer Bevölkerung von rund 30%,,, Millionen auf fünf Jahre 
aufgeftellt, nach welcher die Mannjchaftsftellung und die Geld- 
leiftungen, mit Ausnahme der Bundezfanzleikoften, zu erfolgen 
hatten. Als charakteriftiich ift jchon Hier hervorzuheben, daß der 
Bund ed niemals zu einer definitiven Matrifel gebracht hat. Nach- 
dem man fich vor allem darüber geeinigt hatte, daß bei der Kriegs— 
verfaffung al3 die grundlegenden Gefichtöpunfte, die der „vollkom— 
menen Würdigung der Souveränität der Staaten, die den Bund 
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bilden“, ſowie des Defenſivſyſtems anzujehen jeien, fonnte man ala 
Zweck der Militärverfaffung angeben: „diefer wird ala in fich ges 
gründet angejehen“. Nach weiteren derartigen Vereinbarungen ſetzte 
man 1818 für die Militärangelegenheiten einen ftändigen Ausschuß 
von fieben Mitgliedern ein, welchen man 1819 die im erften Buch 
bereit3 beiprochene techniſche Militärcommiffion unterftellte, jo daß 
für alle Militaria am Bunde ein für allemal mindeſtens drei In— 
ſtanzen eingejeßt waren. Der oben erwähnte Entwurf der Bundes- 
kriegsverfaſſung enthält durchweg nur ganz allgemeine und vieldeutige 
Beitimmungen, offenbar weil man doch wenigſtens zu einem be- 
ichriebenen Papier kommen wollte. In hohem Maße bezeichnend 
iſt, daß wie Artikel 5 beftimmt, „fein Bundesftaat, deſſen Contingent 
ein oder mehrere Armeecorp3 bildet, darf Gontingente andrer Bun— 
deöftaaten mit dem jeinigen in eine Abtheilung vereinigen,“ jo Ar- 
titel 8 einichärft, daß „Ielbit der Schein der Suprematie eines 
Bundesstaates über den andern vermieden werden ſoll“. Darnach 
hielt man es allerdings für nötig, Artikel 12 zu behaupten, daß 
dad „aufgeitellte Kriegsheer“ des Bundes ein Heer ſei und von 
einem Feldherrn befehligt werde, defjen einzige Behörde die Bun- 
deöverfammlung ift, von welcher er auch in Eid und Pflicht ge— 
nommen ift.. Wenn demnach Zöpfl den bezüglichen Abjchnitt feines 
Staatsrechts mit dem Sate beginnt: Der deutiche Bund hat fein 
in Friedenszeiten ftändige® Bundesheer, jo ift dies thatlächlich 
und jtaat3rechtlich eben jo wahr und begründet, wie politiich und 
militärtjch verkehrt und finnlos. Denn weder durch jenen Para= 
graphen, noch durch die Wahl eines Oberfeldherrn und General- 
leutnant3 de3 Bundes, noch durch die Bildung eines Hauptquartierg, 
in welchem die Contingent3herren ihre Friegsherrlichen Sonderrechte 
durch völlig unabhängige höhere Offiziere verfaſſungsmäßig ausüben, 
noch durch einen Operationsplan wird ein Conglomerat von Gon= 
tingenten zu einem Heer, und noch viel weniger zu einem brauch- 
baren Heer, welches man jofort vor dem Feinde verwenden kann. — 

Zu dem Entwurf der Kriegsverfaflung nahm im April 1821 
die Bundesverfammlung noch die in 97 Paragraphen gefaßten 
„Grundzüge oder näheren Beftimmungen“ an. Nach diejen joll 
dad Gontingent der ftreitbaren Mannjchaft Yı00 der Bevölferung 
betragen, nach dem Ausrüden desjelben wird ſogleich Ygo. der 
Bevölkerung, jechd Wochen ſpäter Yısoo derjelben, der Reit nad) 
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je zwei Monaten als Erſatz nachgejandt ; jedoch darf diefer nachge= 
ſandte Erjaß in einem Kriegsjahr in der Geſammtſumme Yzoo der 
Bevölkerung nicht überjchreiten; die Reiterei Jollte !/, des Bundes- 
heeres; Jäger und Schüßen ,0, Pioniere Y/,oo derjelben betragen. 
Auf je 1000 Mann Infanterie jollten zwei Geſchütze, und ein 
Geſchütz für die Nejerve fommen; Y, der Artillerie ſoll beritten 
jein, der Belagerungspark aus 200 Geſchützen und Mörjern gebildet 
jein. Die Contingente, die mehr als ein Armeecorps betragen, 
jtellen einen Brüdentrain für große Flüffe, alle andern Armeecorps 
jtellen jedes einen für circa 400 Fuß. 

Das Minimum eine Kavalleriecontingent3 jollte 300, da8 der 
Infanterie 400 betragen. Im Frieden brauchte bei der Infanterie 
nur der Mannschaft und ?/, der Unteroffiziere, bei der Kavallerie 
und reitenden Artillerie %, der Mannjchaften und Pferde im Dienfte 
zu bleiben. Die ganze Mannschaft des Contingent3 joll jedes Jahr 
zu vierwöchentlichen Hebungen zujammengezogen werden. In Frie— 
denazeiten find Kadre von Chargirten und Spielleuten für Y/goo 
der Bevölkerung zu bilden. Das ganze Heer joll in zehn Armee- 
corps getheilt werden, von denen Deftreich drei, Preußen drei, 
Baiern ein? al3 die jogenannten ungemijchten Armeecorp3 formiren. 
AL befondere Vergünftigung wird dem Oberfeldherrn im Kriege die 
Mujfterung der Contingente geftattet, obgleich „die innere Einrichtung 
der Contingente auch im Kriege den einzelnen Bundezftaaten über: 
laſſen bleibt“, zur Beleitigung allenfalfiger Mängel kann der Ober- 
befehlöhaber fi) an die Bundesregierungen, daneben auch an die 
Bundesverſammlung wenden. Bezüglich der Berpflegung wurde 
auf das Berpflegungsreglement verwieſen, welches aber erſt in Folge 
der Bundeserefution in Holjtein 1863 in aller Eile zu Stande ge= 
bracht wurde, und zwar, dem ganzen Charakter de Bundes und 
feiner Vertretung entjprechend, „proviſoriſch“; der Gerichäftand in 
Strafjachen wurde 1852, das Subordinationdverhältnif derer, welche 
verichiedenen Gontingenten angehörten, 1853 geordnet. 

Nachdem im lebten Artikel des Kriegsverfaſſungsentwurfs er= 
Härt worden war, daß zwiſchen jämmtlichen Bundezftaaten ein 
allgemeines Gartell (zur Auslieferung und Behandlung der Dejerteure) 
beitehen jolle, und die Militärcommilfion einen Entwurf im Jahre 
1820 vorgelegt hatte, ftimmten die Bundesregierungen fünf Jahre 
lang über denjelben ab. Dieje Abftimmungen wanderten alfo Ende 
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1825 durch die Vermittlung des Bundestagsausſchuſſes in Militär- 
angelegenheiten an die Militärcommilfion zurüd. Nach abermals 
fünf Jahren gelangte ein neuer Entwurf an die Bundesverfammlung, 
welcher nach verjchiedenen Abjtimmungen wieder geändert, endlich 
unter dem Druck der Julirevolution und der politiichen Bewegungen 
in Deutjchland im Februar 1831 in einer Form zu Stande fam, 
die bis in die jechziger Jahre die Bundesverfammlung zu Inter— 
pretationen, Zujäßen u. ſ. w. nöthigte. 

Namentlich die auf unausgeſetztes Betreiben Friedrih Wil- 
helms IV. gemachten Anläufe führten endlich nach den Anregungen 
von Dresden und unter dem Drud des Krimfrieges 1855 zu einer 
Revifion der Kriegsverfaſſung, welche ein Hauptcontingent mit 
1!/g %,, eine Rejerve mit !/, %, und ein Erjaßcontingent mit Y/, %/, 
der Bevölkerung für die jtreitbare Mannjchaft feſtſetzte. Nach der 
revidirten Verfaſſung jollte die Reiterei des Heeres ausmachen. 
Die Feldartillerie jollte auf 2'/; Geſchütze für 1000 Mann Haupt- 
und Rejervecontingent vermehrt werden. Einen Brücentrain von 
400 Fuß jollte jedes Armeecorp3 stellen, ſowie außerdem einen ſolchen 
. von 200 Fuß für die Avantgarde. Jäger und Schüßen jollten von 
jeßt ab "/,; der Infanterie ausmachen. Auf 45- 50 Mann ftreit- 
bare Infanterie und 30—35 der andren Waffengattungen jollten 
ein Offizier, bezw. auf 12—15 und 10—12 ein Unteroffizier, auf 
45—60 bezw. 40—50 Streitbare ein Spielmann, auf 300 Streit— 
bare ein Arzt kommen. In den Teldlazerethen joll für dreißig 
Kranke ein Arzt geitellt werden. Auch hier war wiederholt, daß 
die £leinen Gontingente zu Bataillonen, die ganz gleich) organifirt, 
bewaffnet und geübt jein jollten, zu vereinigen ſeien. Der Friedens— 
präjenzitand follte betragen: bei der Infanterie >/, der Offiziere, 
3, der Unteroffiziere und Spielleute, '/; der Gemeinen; bei Reiterei 
und reitender Artillerie %/,—*/, der Unteroffiziere, ?/; Gemeine und 
Pferde; bei der Fußartillerie °/, bezw. "/;; in den Präjenzitand 
find Rekruten im erjten Halbjahr ihres Dienftes nicht mitzurechnen ; 
dauernd vafant zu halten find nur '/,; der Subalternoffiziere, '/; 
der Unteroffiziere, Y/,;—"/, der Reitpferde, /; der Zugpferde der 
Artillerie; die vierrvöchentlichen Uebungen jollen jedes Jahr in halber 
Kriegaftärke bataillonzweile, in Brigaden und Divifionen alle zwei, 
in Armeecorp3 alle jech® Jahre, regelmäßige Mufterungen alle fünf 
Jahre vorgenommen werden. Die Dienitpflicht joll bei der Infan— 
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terie, Fußartillerie, Pionieren und Genie ununterbrochen mindeſtens 
zwei Jahre, bei Reiterei und reitender Artillerie mindeſtens drei 
Jahre betragen. 

Zu heftigen Zuſammenſtößen in der Bundesverſammlung führten 
die Verhandlungen über eine weitere Reform der Kriegsverfaſſung 
in Folge der Anträge, welche Angeſichts des lombardiſchen Kriegs 
1859 von den Mittelſtaaten eingebracht wurden. 

Dieſe erklärten, der irrigen Anſicht, wie ſie in der öffentlichen 


Meinung beſtehe, daß die Bundeskriegsverfaſſung unzureichend ſei, 


müſſe entgegengetreten werden, vielmehr hegten ſie ſelbſt die „innigſte 
Ueberzeugung“, daß, wenn alle Beſchlüſſe ausgeführt wären, Alles 
gut ſei. Nachdem man ſodann eingeſtanden hatte, daß die Kriegs— 
verfaſſung allerdings der Fortbildung fähig, ſchloſſen ſie, nach einem 
gewaltigen Schwall von Worten über das Geſammtwohl mit dem 
Antrage: Die Bundesverſammlung möge die Militärcommiſſion 
zur Prüfung der Bundeskriegsverfaſſung veranlaſſen. Dieſer Antrag 
wurde genehmigt, nachdem Preußen trocken erklärt hatte, es ſei längſt 
ſeine Anſicht geweſen, daß dieſe Verfaſſung den realen Anforderungen 
nicht entſpreche. Nach zwei Monaten fiel den Antragſtellern ein, 
daß ſie verabſäumt hatten, die Richtung anzugeben, in welcher die 
Reviſion beginnen ſollte. Und da iſt es wieder in hohem Maße 
bezeichnend, daß ſie in erſter Linie als nothwendig bezeichneten einen 
geeigneten Modus für die raſche Wahl des Oberfeldherrn zu ſuchen, 
ſodann müßten die gemiſchten Armeecorps ſchon im Frieden ſtän— 
dige Corpscommandeure nebſt Generalſtäben, ferner gemeinſchaftliche 
Bildungsanſtalten und Militäretabliſſements, combinirte Uebungen, 
gleiche Munition, gleiche Signale u. ſ. w. haben. Bereits in der 
Militärcommiſſion hatte der preußiſche Bevollmächtigte erklärt, es 
ſei vor allem unpraktiſch, das Bundesheer ein Heer zu nennen und 
den Bundesfeldherrn von der Bundesverſammlung wählen und in 
Eid und Pflicht nehmen zu laſſen, denn die Bundeskriegsverfaſſung 
verfahre überall ſelbſt jenem Grundſatz entgegen, indem ſie nichts 
mehr verlange und betone als die Selbſtändigkeit der Contingente, 
ſodann liege die Schwierigkeit in der Thatſache der Exiſtenz der 
beiden Großmächte, aljo außerhalb der Bundeöverfammlung. Dieje 
würden troß aller Beichlüffe faktiich doch nie ihre Organijation auf- 
löjen, jondern nur den in loderem Zuſammenhang ftehenden Con— 
tingenten al3 natürliche Anhaltspunkte dienen können, jo würde fich 


207 


auch Feine Großmacht in der Verleihung ihres Oberbejehla. von der 
Bundesverfammlung beftimmen lafjien. Die Bundesverfammlung 
habe durch ihr Verfahren 1840 und 1848 anerkannt, was gejchehen 
müffe, nämlich die Theilung des Oberbefehls zwilchen Deftreich und 
Preußen. Das 7. und 8. Bundedarmeecorps jollte fi) fortan an 
Oeſtreich, das 9. und 10. Armeecorps und die Rejerveinfanterie- 
divifion an Preußen anjchließen. Feſtſtellung des Operationzplanes, 
Bildung des Hauptquartierd müſſe Sache der Großmächte bleiben. 
Sedenfall3 beruhe die Sicherheit Deutjchlands darauf, daß wenigſtens 
eine Großmacht am Bundeskrieg theilnehme. Alle dieſe Vorjchläge 
waren in der Militärcommilfion ebenjo abgelehnt worden, wie fie 
vom Bundestagsausſchuß in Militärangelegenheiten und von der Mehr- 
zahl der Bundesverfammlung perhorrezcirt wurden. Nachdem der 
mittelftaatliche Referent weit ausgeholt hatte, erklärte er mit unbe- 
wußter Selbftironie: „In feinem andern Inftitut des Bundes ijt 
die Idee der Einheit jo ausgeprägt, wie im Heer, und die Auf- 
löſung diefer Einheit müßte in der That die Eriftenz des Bundes 
untergraben.” Ueberdieß verlege die militärijche Unterordnung unter 
die Großmächte die Selbftändigkeit der Bundezjtaaten und Die 
Grundgejeße de Bundes. Auf jedem Blatt der deutjchen Gejchichte 
ſtänden ruhmvoll eingegraben die Namen der Sachſen, Baiern, 
Schwaben und Franken, und dies jollte jet außgelöjcht werden, 
damit „dieſe mächtigen Stämme Anhängjel der Armeen von Oeſtreich 
und Preußen würden”. Die preußijche Antwort hob wieder hervor, 
daß man durch einen nominellen Oberbefehlöhaber weder die mili- 
täriſche Einheit, noch einen militärischen Erfolg fichere, dies könne 
nach der Lage der Dinge nur dadurch gejchehen, daß man die 
größeren Heerkörper intakt laſſe und die Kleineren an fie gliedere. 
Nachdem zum Schlag namentlic) auf die völlige Umwälzung der 
politiichen und militäriichen Stellung der benachbarten Großmächte, 
inöbejondere auf die außerordentlich gekräftigte und zujammengefaßte 
Macht Frankreich und den Untergang der heiligen Allianz 
hingewiejen worden war, begannen wieder außerhalb der Bundes— 
verjammlung zwilchen Dejtreih und Preußen die Verhandlungen 
über den Oberbefehl, während die vier Königreiche mit Genofjen 
auch ihrerjeit3 ihre jeparate Thätigkeit fortſetzten. Bei den weiteren 
Arbeiten der Ausichüffe tauchte bald wieder die Frage wegen der 
Aufftellung einer definitiven Matrifel auf, da doch die Bevölkerung 
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um 45: °/, zugenommen babe. Aber jehr bald ftellten fich Jolche 
Schwierigkeiten heraus, daß man 1862 beſchloß, die alte Matrikel 
beizubehalten. Die Bevölkerung hatte zwar ſtark zugenommen, aber 
ein Staat hatte um 83 %/,, der andre um 10 %, der Bevölkerung 
fic) vermehrt. Man fürchtete bei einer Neuaufftellung wieder die 
Frage auftauchen zu ſehen, ob nur die Bevölferungdzahl der Ma- 
trifel zu Grunde zu legen ſei; die Formation der gemijchten Armee— 
corps würde ebenfall® wieder durch ſolche Nenderungen bedroht 
0 A ı 

Als jodann die Militärcommijfion beantragte, die Unterjcheidung 
zwiſchen Haupt und Rejervecontingent wegfallen zu laſſen, da beide 
gleich organifirt jeien, und die nominelle Scheidung leicht zu Miß— 
verftändniffen führen könne, machten zwei Bevollmächtigte der 
Milttärcommilfion, von denen der eine der preußilche war, darauf 
aufmerfjam, daß, wenn man auf Grund der alten Matrikel 2%, 
der Bevölkerung fordere, da3 Bundesheer immer noch 60,000 Mann 
weniger betrüge als 1'/; %, der wirklichen Bevölkerung, und jelbft 
dann fei das Bundesheer zum Schub des Bundesgebiet? noch nicht 
hinreichend; man möge doch wenigftend 1?/; %/, der Bevölkerung 
nehmen. Allein weder die Militärcommijfion, noch der Bundes— 
tagsausſchuß in Militärangelegenheiten, noch die Mehrheit der Bun- 
desverſammlung war diejer Anficht zugänglich zu machen; man 
jeßte da3 Hauptcontingent auf 1, 9%, das Erſatzcontingent auf 
1/, 9%, der Bevölkerung. Mittlerweile, im Mai 1861, hatte Preußen 
beantragt, im Falle eines Bundeskriegs von der Wahl eines Ober- 
feldheren abzujehen und die Führung des Kriegs in die Hände der - 
Großmächte zu legen. Deftreich fand fich durch diefen Antrag über- 
raſcht, hielt jich das Protokoll offen und erklärte, offenbar durch die 
Mittelftaaten nicht unmefentlich beeinflußt, es finde jenen Antrag 
zwar entgegenfommend, aber doch faum annehmbar. Es hätte hin— 
zufügen fünnen, daß ihm jeine Zuftimmung die Sympathien der 
Mittelftaaten koſten fünne, hatte man doch jeit 1850 nächſt Ruß— 
land auf fie die öftreichifche Vorherrſchaft im Bunde gegründet, die 
nun einmal nicht dauernd zur Geltung zu bringen war, jo lange 
nicht Preußen wieder unter die Zahl der Mittelftaaten hinabgeftoßen 
war. Nachdem Preußen Hierauf erklärt hatte, daß es, wie die 
Mehrheit, die Umgeftaltung aufgegeben und nur den größten Uebel— 
ftänden durch Ausnahmebeftimmungen habe abhelfen wollen, wurde 
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ein neuer Entwurf der „Näheren Beitimmungen” vorgelegt. Die + 
Würzburger Convention war indes zwijchen den vier Königreichen, 
beiden Heflen, Naffau und Mecklenburg-Schwerin abgejchloffen. Mit 
der Thätigkeit der Bundesverjammlung in diejer Materie war e3 
zu Ende. 


Zweites Kapitel. 
Bundesfeftungen, militäriiche Bauten und Anlagen. 


Da die Weſtgrenze des Reichs nach) der Zerftörung von Kehl 
und Philippsburg, deren Wiederherftellung im Lüneviller Frieden 
überdies vertragamäßig verboten war, alles Schußes entbehrte, jo 
wurde im zweiten Parijer Frieden dieſem Uebelſtande durch die 
Beltimmungen abzubelfen gejucht, daß Mainz, Luxemburg und 
Landau, unbejchadet der Gebiet3hoheit der Kandesherren, dem Bunde 
zum Zweck der Befeftigung überlaflen werden follten. Zum Ausbau 
diejer Pläbe und des Vertheidigungsſyſtems gegen Welten wurden 
60 Millionen Franc aus den franzöfiichen Gontributionen beftimmt, 
nämlid 5 Millionen für den Ankauf der Mainzer Feſtungswerke, 
20 Millionen an Preußen für die Befeftigung des Niederrheing, 
20 Millionen für die Befeftigung des Oberrheinz, 15 Millionen 
an Baiern oder einen anderen franzöfiichen Grenzftaat, der zwiſchen 
dem Rhein und dem preußiichen Gebiet lag. Nachdem jodann die 
Zerritoriale, Rayon- und Belagungsverhältniffe für Mainz 1816 
und 1817 geordnet waren mit der Beitimmung, daß die Garnilor, 
außer einem Bataillon Hefjen, zu gleichen Theilen von Deftreich und 
Preußen gegeben wurde; nachdem jodann für Luremburg eine Be— 
ſatzung von drei Viertel Preußen und ein Biertel Niederländer 
bejtimmt war und Preußen das Recht erhalten hatte, Gouverneur 
und Gommandant dieſes Platzes zu ernennen; nachdem Landau 
bon Deftreich an Baiern, die Feitung jedoch nur in ihrer Eigen- 
ſchaft als Bundesfeftung, 1816 abgetreten war, lag der Bundes- 


verjammlung ob, die übrigen VBerhältnifje zu ordnen. Shre Thätig- 
Fiſcher, Geld. des deutſchen Bundestags zu Franff. a. M. 
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feit beftand, wenn man die Relultate anfieht, aber in den erjten 
fünf Jahren nur darin, daß fie drei allgemeine, bei den Wiener 
Minifterialeonferenzen aufgeftellte, übrigend ganz jelbjtverjtändliche 
Beitimmungen zu den ihrigen machte, nach welchen die genannten 
drei Feltungen vom Bunde übernommen, bergeftellt, unterhalten 
und, den Verträgen gemäß, bejet werden jollten, allerdings hatte 
der Ausſchuß ſchon 1818 die Nothiwendigkeit betont, mit der Be— 
feftigung des Oberrhein zu beginnen, auch Ulm als vierte Bundes- 
feftung auszubauen beantragt; dabei war e3 aber geblieben. Nach 
weitjchichtigen diplomatiichen Verhandlungen zwiſchen Oeſtreich und 
Preußen, jowie namentlic) mit Baiern, welches in der Feſtung 
Landau eine vom Bunde unabhängige Stellung einnehmen wollte, 
erfolgten nach abermal3 fünf Jahren endlich die Abjtimmungen 
wegen Uebernahme, Garnifonirung ꝛc. der drei Feſtungen. Die 
Abſtimmung Deftreichd war, wie jo häufig, auch diesmal litho- 
graphirt in die Hände der mittleren und Heineren gegeben tworden. 
Nachdem unter den üblichen Wendungen die präfidirende Macht 
ihr Wohlwollen verfichert hatte, erklärte fie, daß Mainz zwar als 
Schlüffel von Deutſchlands weftlicher Grenze für ſämmtliche Bundes- 
ftaaten von gleichem Intereſſe jei, und daß daher feine Feſtungs— 
werfe au3 ihrem „in mancher Beziehung jehr vernachläffigten Zu— 
Stande” herausgebracht werden müßten, daß dagegen bei Luxemburg 
nach „jeinem geringeren ftrategijchen Werthe augenblidlich eine eigent- 
liche Ergänzung der Feſtungswerke nicht wohl zu rechtfertigen wäre“. 
Nur das Nothivendigite Habe hier der Bund zu übernehmen. 
„Was Landau anlange, fo jei Se. Majeftät gern bereit, die un— 
mittelbare Aufficht über die von ihm bereit3 in Angriff genommene 
weitere Inſtandſetzung der bairijchen Regierung, wie fie e3 zu 
wünſchen jchiene, auch ferner ausſchließlich zu überlaſſen.“ 

Es werden jodann die näheren Bejtimmungen, nach welchen 
die Bundeafeftungen im Frieden unter dem Befehle und der Aufficht 
der Bundesverjammlung ftehen, ald Nachtrag zur Kriegsverfaſſung 
bezeiehnet. Im Einzelnen hier auf dieſe Beitimmungen einzugehen, 
icheint feine Veranlaſſung vorzuliegen. 

Aus den tranjitoriichen Beitimmungen ift hervorzuheben, daß 
die Bundezfeftungen im April 1825 vom Bunde fürmlich über- 
nommen werden jollen. Behufs Uebernahme wird eine bejondere 
Commiſſion ernannt; die beftehende Militärcommijfion hat alle ein- 
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Ichlägigen Anträge zc. vorzubereiten und zu begutachten, alle An— 
träge aber bedürfen der Genehmigung der Bundesverfammlung. 
In fünf Jahren, vom 1. Januar 1825 an gerechnet, müſſen alle 
bezüglichen Arbeiten und Anjchaffungen ganz vollendet jein. Als 
Marimaljäge für die laufende Dotation der Feſtung Mainz find 
79,000 fl., für Luxemburg 38,888 fl. 39 Kr. nad) den Anträgen 
der Militärcommilfion pro 1825 zu bewilligen, dieſe Budget? 
müfjen jährlich von der Bundesverfammlung genehmigt werden. 

Dieſen Vorſchlägen trat die Mehrheit der Stimmen mit mehr 
oder weniger Worten, Wünjchen und Reftriftionen bei. Baiern 
erklärte trocken, e8 halte fich da3 Protokoll offen, desgleichen Würtem— 
berg, Hannover, die Niederlande für Luremburg. Ce. königl. Majeftät 
von Sachſen konnte ſich aus manchen wichtigen Gründen, die hier 
aufzuführen wertlos wären, gegen die Uebernahme aussprechen ; 
deögleichen Dänemark wegen Holftein und Lauenburg; auch Baden 
fonnte wegen ungerechter Vertheilung nicht zuftimmen. 

Sn der Sikung vom 13. Mai gaben dann die Gejandten von 
Würtemberg und Baiern unter den üblichen DVerficherungen des 
lebhaften Intereſſes ihrer Regierungen und Anerkennung der öſt— 
reichiichen Wohlmeinung Erklärungen ab, in welchen die wichtigsten 
Differenzpunkte ausgeführt und eine weitere Verftändigung über 
diejelben auf bundesverfaffungsmäßigem Wege und ohne Ueber— 
eilung verlangt wurde. Am 19. Mai ftimmte Hannover im All: 
gemeinen bei, allerdingd nicht ohne einige Aenderungen; zum 
Schluß fordert das Präfidium den niederländijchen Gejandten zur 
baldmöglichen Abjtimmung auf. Dieje erfolgte denn auch mit 
weiteren Erklärungen von Preußen, Hannover, Würtemberg und 
Kurhefien am 21. Juli. Al dann, am 28. Juli, das Prafidium 
den Entwurf des Beichluffes über die Bundesfeſtungen vorgelegt 
und Deftreih und Preußen fich zuftimmend erklärt hatten, gab 
Baiern zu Protokoll, daß es demjelben nicht beitreten fünne, da 
jifhte Einwendungen und Rechte nicht die zu erwartende Beachtung 
gefunden hätten; und da durch diefen Beihluß die vertraggmäßigen 
Rechte der Krone Baiern berührt würden, jo vermöge jeine Regie- 
rung eine Schlußfailung durch Stimmenmehrheit nicht zuzugeftehen, 
und dies um jo weniger, al3 in Gemäßheit de3 Art. 7 der Bundes- 
afte und der Art. 13, 14 und 15 der Wiener Schlußafte die Ein— 
belligfeit und freie Zuftimmung jämmtlicher Betheiligten al3 durch— 
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aus erforderlich zu betrachten jei. Demgemäß jehe fich der Gejandte 
genöthigt, Verwahrung der bundesverfaflungsmäßigen Rechte im 
Allgemeinen und zugleich der eigenthümlichen Vertragsrechte der 
Krone Baiern indbejondere einzulegen. 

In derjelben Weije äußerte fi) Wiürtemberg. 

Baiern, da3 zuerft allein in jeiner Oppofition geweſen war, 
fand fi) durch das feſte Auftreten der beiden Großmächte in die 
Enge getrieben, und die Mehrheit der Gejandten war der Anficht, 
wenn jene bei ihrer fejten Sprache blieben, werde Baiern ſchon 
nachgeben. „Wenn man das,“ ſchreibt Herr von Marichall, „zu 
München erft fieht, jo gibt man ficher nad), denm unmöglich kann 
eine Regierung ſtark in ihren äußeren Verhältnifjen jein, die in 
den inneren jo ſchwach iſt.“ Aber mit dem Regierungsantritt 
König Ludwigs trat jofort in jofern eine Wendung ein, als e3 
Baiern nunmehr gelang, Wiürtemberg auf feine Seite zu ziehen, 
und jo fonnte denn Herr von Nagler auch jehr bald berichten, 
„daß die Herren Baiern Courage gewinnen, jeit fie nicht mehr allein 
in der Oppofition fich befinden.“ Während nämlich der bairijche 
Gejandte dem preußifchen die von ihm entworfene, entjchieden 
oppofitionelle Abjtimmung vor ihrer Abjendung nah) München 
vorgelegt hatte, hatte der Würtemberger von Trott die jeinige, die 
„ehr arg” war, dem Präfidirenden vorgelejen. Weil dieje beiden 
Staaten ihr eigenes Vertheidigungsſyſten haben wollten, faßten fie 
den Plan, die Abjtimmung im Plenum zu verlangen, damit e8 eben 
zu feiner Entjcheidung käme. 

63 hatte die Großmannsſucht diejer beiden verletzt, daß die 
Großmächte ſich 1824 unter Leitung des Staatzfanzlerd auf 
Johannisberg verftändigt hatten, es hatte Würtemberg ſchwer ge— 
troffen, daß es bei einem Vermittlungsverſuch zwiſchen Oeſtreich 
und Baiern, zu dem es ſich gedrängt hatte, „nicht eben ſanft“ ab— 
gewieſen worden war. Die Oppoſition von Sachſen, Holſtein und 
Luxemburg gründete ſich auf ganz kleinliche, meiſt finanzielle Riſck— 
ſichten. 

Mit den andern Kleinen ging es ſchon beſſer. So tröſtete ſich 
der Naſſauer damit, daß ſein Herzog bei einem Aufenthalt in Wien 
von Herrn von Gentz ſchon hinreichend werde belehrt werden. 

Die Mittelſtaaten, meint Herr von Marſchall, wollten ſich bei 
dieſer Gelegenheit wieder einmal „intereſſant und wichtig machen“, 


213 


Oeſtreich dürfe um feinen Preis mit ihnen paftiren, denn das 
hieße nur ihre Oppofition Fräftigen. Mit Naffau ging die Sache 
all’ die Jahrzehnte gut, denn die naſſauiſche Bundestagainftruftion 
lautete ebenjo einfach wie conjtant: „wie Deftreich“, mochte defjen Ab— 
ftimmung nun befannt jein oder nicht. Hannover, defjen damaliger 
Gejandter ald ganz bejonders übelmwollend galt, war für zwei Punkte 
noch nicht mit ausreichender Inſtruktion verjehen. Nachdem die 
übrigen Gejandten ſich zuftimmend geäußert Hatten, wurde der 
Entwurf de3 Beichlufjes angenommen, der dem früheren in den 
wejentlichiten Punkten gleich ift, einige noch ftreitige Punkte aber 
unberührt gelafjien hat. Am 18. Auguft wurde dann unter dem 
Widerſpruch von Baiern und Würtemberg und nach einer malitiöfen 
Grflärung de3 Präfidiums in Bezug auf die königl. bairijchen 
Rejervationen dem Antrag der Militärcommijfion entjprechend 
beichlofjen, für die Herjtellung der Feſtungswerke und des Artillerie- 
material3 in den Bundesfejtungen Mainz und Luxemburg auf fünf 
Sahre die Baugelder mit im Ganzen 3,374,748 fl. zu bejchaffen. 

Am 8. Juni 1826 wurde auf Antrag der Militärcommiffion 
beichloffen, die pro 1825 für die Bundezfeftungen bewilligten 
Unterhaltungskoften auch für 1826 bei den reſp. Regierungen zu 
beantragen. Bis zum 14. Auguft waren dann deren Antworten 
in der Hauptjache zuftimmend eingelaufen. 

Die vielfachen Detailverhandlungen über Approvifionirung der 
Bundezfeftungen, Diäten und Zulagen, Eidesurkunden der Gouver- 
neure und Commandanten, Feuerlöichanftalten, Streitigkeiten über 
Feſtungseigenthum, ZTantiemen der Rendanten, Friedenzpulver- 
magazine, Militärjpitäler 2c. haben heute keine Bedeutung mehr. 
63 bleibt nur übrig, an einigen Beijpielen die Methode der Be- 
handlung auch diefer Angelegenheiten zu zeigen. Nach vorher: 
gegangener Berathung und dem betr. Bericht der Militärcommilfion 
jowie demjenigen des Bundestagsausſchuſſes in Militärangelegen- 
heiten, nimmt Namens deajelben der großherzogl. heſſiſche Gejandte, 
Hreiherr von Gruben, 3. B. in der Bundestagd-Sikung dom 
14. Auguft 1826 da8 Wort und referivt über einen bei dem 
Feſtungsbau zu Luremburg verivendeten Maurer, der das Unglüd 
gehabt habe, von dem Gerüft herabzuftürzen und auf vorläufige 
Anordnung des dortigen Gouvernement3 ind? Garnijonslazareth 
aufgenommen worden Jei. Nachdem er ausführlich berichtet Hat, 
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wird, dem Antrag gemäß, die Beitreitung der Kurkoften aus dem 
Herftellungsfond genehmigt. 

Eine mehr antiquariiche Kuriofität liefert ein Anderer. 

Im Jahre 1795 Hatte Würtemberg zur Dotirung der Reichs— 
feitung Philippsburg fünf Haubigen dargeliehen, welche dann in 
franzöfiichen Zeiten nach Mainz gefommen waren. Dieje reflamixte 
nun Würtemberg. Die Militärcommilfion erftattete Bericht darüber, 
der Bundestagsausſchuß desgleichen, und in der 25. Bundestagd- 
figung des Jahres 1826 wurde die Angelegenheit zu genauer 
Unterfuhung durch die Militärcommilfion ar das Feſtungsgouver— 
nement Mainz zu verweilen bejchloffen. Mit nicht minderer Sorg- 
falt wurden die Verhandlungen dur) die Militärcommiffion, den 
Ausſchuß und die Hohe Bundesverfammlung jelbjt über die Kafern- 
und Spitalfournituren, jowie über die Inftandhaltung und Er— 
gänzung der Mobilien der Gouverneure, Commandanten und Genie- 
und Artilleriedireftoren geführt. Auch in den folgenden Jahren 
wurden diefe Angelegenheiten in gleicher Weile behandelt. Die 
würlembergiſche und bairijche Regierung zahlten zwar ihre Beiträge, 
hielten aber, wenn auch in jehr gemildertem Tone, im Ganzen an 
ihren früheren Erklärungen feit, welche dann jedesmal an den betr. 
Ausſchuß verwielen wurden, in welchem fie verblieben. Nachdem 
Würtemberg 1829 und 1830 mit feinen Erklärungen fortgefahren, 
wurde eine Art von Compromiß im Auguft 1830 zu Stande 
gebracht. Die bairiichen Einwendungen haben dagegen erjt Ende 
1830 ihre Erledigung gefunden, zum Theil im Sinne der bairijchen 
Refervatrechte. 

Nicht ohne eine gewilfe Erregung aber ging in der hohen 
Bundesverjammlung die Frage wegen der Herftellung der Abtritte 
in den Garnijonzlazarethen zu Ende. 

Sn der Eikung vom 9. Auguft trug der Referent, Freiherr 
von Gruben, vor: „Mit gleicher Eilfertigkeit und ebenjo rückſichts— 
lojer Hintanjegung ihres DVerhältniffes zu der hohen Bundesver- 
jammlung, wie bei den in der Roßfajerne zu Mainz vorgenommenen 
Baueinrichtungen, verfuhr die Mainzer Feſtungsbehörde mit der 
Herftellung der Abtritte in den beiderjeitigen Garnijondlazarethen 
gedachter Bundezfeftung, worüber fich die Militärcommilfion in 
ihrem zu verlefenden Bericht vom 2. d. M. äußert. 

Sie ordnete diejelbe mit dem großen Kojtenaufiwande von 
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3785 fl. 47%, Kr. an, ohne daß, wie es jcheint, auch nur eine 
Anzeige der Dringlichkeit diefer Herftellung, vielmeniger eine An— 
frage bei der Militärcommiffion vorangegangen war. 

Bei der hohen Bundesverfammlung wurde diejer Gegenjtand 
jedenfall? gar nicht zur Sprache gebracht. 

War au, klagt Referent weiter, wie man erjt jebt erfährt, 
die getroffene Vorkehrung nothiwendig, und ift der Koftenanjchlag 
für Ddiejelbe nicht zu Hoch gegriffen, jo kann es doch nicht fehlen, 
daß ein jo umnbefugtes, alle Ordnung in der Verwaltung um: 
fehrendes Verfahren die höchſte Mißbilligung errege.“ 

Zum Schluß heißt e3, daß allerdings durch den Kafjenbeftand 
der Betrag zu deden jei, aber e3 wurde auch auf Antrag des Aus— 
ihufles von der hohen Verſammlung bejchloffen : 

„1) der Militärcommiffion jei aufzutragen, die Verwendung 
der angejchlagenen Summe vorderfamft zu conjtativen, wornächft, 
wenn fie richtig befunden werde; 

2) die Genehmigung und Anweiſung derjelben aus dem 
Rejervefond der Feltung Mainz erfolgen joll, zugleich jei 

3) die Militärcommilfion wegen dieſes, gleichfall3 ohne Vor— 
willen und Genehmigung diefer Hohen Verſammlung unternommenen, 
eigenmächtigen Baus auf den in Betr. der Roßkaſerne gefaßten 
Beſchluß zu verweilen.“ 

Eieben Monate jpäter trägt dann der Referent wieder der 
hohen Berjammlung darüber vor: 

Die Rechnung für die Spitalabtritte betrage 4742 fl. 24 Kr., 
überfteige mithin den Anjchlag noch um 956 fl. 31 Kr., es ſei 
jedoch die Verwendung der berechneten Summe aud) hierbei voll- 
fommen richtig befunden und die Rechnung in materia feiner 
Ausftellung unterworfen. Unter erneuter Mipbilligung der Ber: 
Jammlung wurden dann die Summen angewiejen. Darnad) erhob 
fih der preußilche Gejandte von Nagler und beanjtandete das 
ganze Verfahren der Bundesverjammlung in diejer Angelegenheit, 
namentlich könne ex jeine Mißbilligung darüber nicht unterdrüden, 
daß man einer jo hohen Behörde gegenüber da3 unterlaflen habe, 
was man dem niedrigjten Beamten jchuldig fei, nämlich vor einer 
jo ſcharfen Mißbilligung eines DBerfahrend ji) zuvor nad) den 
Gründen dejjelben zu erkundigen. Außerdem habe die Bundes— 
verfammlung die harten Ausdrüde des Tadels von Seiten des 
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Ausſchuſſes durch die Aufnahme in das Protokoll ſich zu eigen 
gemacht und zur Kenntniß jämmtlicher Bundesftaaten gebradit. 
Das Feltungsgouvernement müſſe ſich darüber verleßt fühlen. Er 
jei deöhalb angewiejen, auf alle Weile in Zukunft zu bewirken, daß 
den Gouvernement3 in den Bundesfeftungen nicht nur von Seiten 
der Bundesverfammlung jelbft, jondern auch von Geiten aller 
Zwiſchenbehörden die jchuldige Rücficht zu Theil werde. Darauf 
Ichließt das Protokoll in dem charakteriftiichen Präfidialtenor: 
„sn der Vorausſetzung, daß durch diefe Erklärung gegen den von 
dem Ausjchuffe in Militärangelegenheiten über jene Baulichkeiten 
gemachten Antrag fein Vorwurf bezielt werde, fand die Bundes- 
verjammlung, einer Erörterung hierüber nicht Statt zu geben.“ 

Sehr bezeichnend für die damalige Lage der militärijchen An- 
gelegenheiten iſt auch der 1829 eingetretene Tall, daß die nieder- 
ländiiche Douane Defen, mit denen die Feitungdverwaltung in 
Luxemburg Heizungöverjuche anjtellen wollte, gegen die Beſtim— 
mungen mit einem hohen Gingangszoll belegte, den fie allen 
Reklamationen entgegen auch aufrecht erhielt. 

Nachdem die Feſtung Landau endlich 1831 anftatt 1825 vom 
Bund übernommen war, wurden in dem üblichen Tempo die 
Herftellungsarbeiten in Mainz und Luxemburg fortgejegt. Endlich 
fonnten diejelben für Mainz 1834 ala in der Hauptjache beendigt 
angejehen werden, während die für Luxemburg, die 1839 beendigt 
ſein jollten, in diefem Jahre erjt als dem Bund zufallend anerkannt 
wurden. Ueber den Antrag Baierns, bei Germerdheim einen be— 
feftigten Brückenkopf anzulegen, konnte Baden, deſſen Gebiet dabei 
in Frage fam, während de3 Jahres 1835 nicht einmal zur 
Aeußerung gebracht werden. Erſt 1836 rückte Baden mit jener 
Erklärung heraus: Die Anlegung eine feſten Brückenkopfes auch 
auf der rechten Rheinſeite halte es für zu Eoftjpielig und wegen 
de3 fortwährenden Ueberfluthens des Stromes nicht für angemeflen ; 
man fönne denjelben Zwed erreichen, wenn man zwar auf der 
linken, alſo bairiihen, Seite einen feften Brückenkopf anlege, auf 
der rechten aber ſich mit einigen ſchützenden Erdwerken begnüge. 
63 müſſe fich aber auch prinzipiell gegen jede Befeftigung an diejer 
Stelle ausſprechen, wenn nicht gleichzeitig die Befeftigung des Ober- 
rheins in Angriff genommen werde, wozu Raftatt der pafjendite 
Punkt jei. 


217 


Die Bundesverfammlung verhielt ſich zunächſt nach ihrer Ge— 
mwohnbeit pajfiv, denn mit den Zinjen der 20 Millionen, von denen 
der vierte Pla am Oberrhein gebaut werden jollte, wurde Mainz 
und Luremburg ausgebaut; fie bejchloß deshalb auf Bericht des 
Ausſchuſſes einftweilen nur, daß der Brückenkopf zu Germerdheim 
nach den bairischen Vorjchlägen gebaut werden ſolle und richtete 
überdies an Baden, das jeit Anfang der dreißiger Jahre ſich gar 
häufig in freiheitlichen Verdacht gebracht Hatte, die entjchiedene 
Erwartung, daß es auch für die rechte Seite Baiern den Ober- 
befehl zugeftehe. Dies geihah, nachdem Baden da8 betreffende 
Stück an Baiern und dieſes eine Rheininſel an Baden abgetreten 
hatte. Im Juni 1837 nahm Würtemberg den Antrag Baiernz 
wegen Raftatt wieder auf, und die Bundesverfammlung bejchloß, 
die Militärceommijfion zur Abfafjung eines Gutachten? aufzufordern ; 
da aber da3 Präfidium und der öftreichiiche Vorfibende der Militär- 
commiljion jenem Antrage entgegen waren, jo blieb Alles ftill, big 
Miürtemberg 1839 der Bundesverjammlung in jehr bitterem Tone 
die vertraggmäßige Sicherung der Südweſtgrenze wieder in Erin- 
nerung brachte; allein auch jetzt begnügte fich die Bundesverfamm- 
lung mit einer Erinnerung an die Militärcommilfion, die, man weiß 
nicht ob troß oder wegen des Kriegägejchreis von Frankreich her, 
erft Dezember 1840 ihren Bericht fertig ftellte. 

Mittlerweile Hatte durch Friedrich) Wilhelm IV. auch Diele 
Frage eine neue Anregung erhalten. Die Südweſtſtaaten Baiern, 
MWürtemberg, Baden und Hefjen verhandelten in Karlsruhe Anfangs 
Sommer? 1840 über die Angelegenheit. Baiern und Baden 
wünſchten, daß Ulm und Rajtatt gleichzeitig gebaut würden, wäh— 
rend Würtemberg erſt Raftatt und dann Ulm gebaut, haben wollte. 
Auf dem Wege der Verhandlung gab es zwar zu, daß die beiden 
gleichzeitig, aber Ulm aus Matrifularumlagen gebaut würde, was 
einer Ablehnung ziemlich gleich gefommen wäre. Wahrjcheinlich, 
meint ein Berichterftatter, habe Würtemberg „die arriere pensse“ 
weiterer Befeftigungen im Schwarzwalde gehabt. Schließlich com— 
promittirte man denn doch auch den gleichzeitig in Angriff zu neh— 
menden Bau der Feitungen. 

Im Februar 1841 wurde endlich der Bericht der Militär- 
commiffion vorgetragen, in welchem nach einem gejchäftlichen Rück— 
blick auf jofortige Jnangriffnahme der Werfe der genannten Yeltungen 
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und energiiche Förderung derjelben gedrungen wurde. Allerdings 
würden Hierzu die vorräthigen 20 Millionen Franks nicht aus— 
reichen, der Bund müſſe aljo die nothiwendigen Zulagen machen, 
um endlich der aller elementarften Forderung, die man an ein 
Staatöwejen zu jtellen berechtigt ift, nämlich die Sicherheit feines 
Gebiet3 nach Kräften im Auge zu haben, zu genügen. Als Be- 
jagung wurde außer den Truppen der Territorialherren öftreichijche 
in Ausficht genommen. Nach Ablauf von ſechs Wochen begannen 
die Abftimmungen über diefe Borjchläge, welche zu deren Bejchluß- 
nahme führten. Im folgenden Jahre einigte man jich durch be- 
ſondere Punktationen über die Commando- und Garnijonsverhält- 
niſſe. Ebenſo erfolgten die Spezialgutachten der Militärcommiffion 
über die Ausführung der Feltungsarbeiten, deren Koften für Ulm, 
da3 als Hauptwaffenpla nicht bloß eine Minimalkriegsbeſatzung 
von 20— 24,000 Mann , jondern auch eine äußere Lagerbefeitigung 
für 100,000 Mann haben müffe, auf 17%; Millionen Gulden, die 
von Raftatt als Nebenplat auf 10 Millimen Gulden gejchätt 
wurden. Im Auguft 1842 wurden diefe Summen, aber al3 nicht 
zu überjchreitende, genehmigt und die Militärcommilfion beauftragt, 
die Ausführung ſofort in Angriff zu nehmen, Tpezielle VBorjchläge 
über die Bauzeit, die zeitliche Folge der Koftenbeträge zu machen 
und am Schlufje jedes Baujahres mit dem Bericht über die aus— 
geführten Arbeiten die }pezielle Angabe der für das nächſte Baujahr 
erforderlichen Geldmittel zu verbinden. Im Jahre 1843 jchritt 
man dann zur Bildung des Baufonds, zu welchem in zehnjährigen 
Raten nach der Matrifel der Bund noch über 18 Millionen Gulden 
aufzubringen hatte; die Einzahlung des erſten Zehntel erfolgte 
Michaeli3 1843. Den zehn Baujahren für Ulm und den fieben 
für Raſtatt entjprechend erfolgten dann die Spezialvorjchläge der 
Militärcommilfion, deren Referent für Ulm Oeſtreich, für Raftatt 
Preußen war. Allein ſchon 1844 wird über den mangelhaften 
Fortichritt der Ulmer Bauten geklagt, indem für den Bau diejer 
Feſtung e3 noch immer an dem allgemeinen Bauprojekt fehle; exit 
am 18. Oftober 1844 fonnte die Grundfteinlegung in beiden Feſtungen 
erfolgen. Auch im Jahre 1845 fehlte es noch immer, wie die 
Referenten Hagen, an den nöthigen allgemeinen Vorlagen für die 
Anlagen auf dem linken Donauufer; auch in diefem Jahre mußte 
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gemahnt werden, die Artillerieausrüftung energijcher in Angriff zu 
nehmen. 

Auf den Beichluß der Bundesverfammlung, daß die Militär- 
commiſſion nicht durch allzuviel Inſpektionen — zwei im 
Sahre — das Bundezärar beichiveren möge, jandte dieje eingehen- 
den rechtfertigenden Bericht, der zur „befriedigenden Wiſſenſchafts— 
nahme” führte. Während die Arbeiten von Raſtatt normal fort- 
geführt wurden, jtellte fih im Jahre 1846 für Ulm jchon eine 
wejentliche Ueberjchreitung der Baufumme heraus, weshalb man 
von verjchiedenen Außenbefeftigungen abjah; nicht minder geriethen 
die ſouveränen Bauherren Baiern und Würtemberg untereinander 
und mit Commiſſion und Ausſchuß in üble Differenzen, die nament- 
(ich bei Würtemberg zu jehr malitiöfen Auseinanderjegungen führten. 
Sehr zornmüthig hatte der König von Wiürtemberg erklärt, er 
tolle ſich nimmermehr gefallen laſſen, daß von der für das linke 
Ufer bejtimmten Bauſumme für das rechte etwas verwandt werde. 
Denn er fomme in dreifacher Eigenjchaft in Betracht: als „integriren= 
der Theil des Bauherrn,“ ala Eigenthümer von Grund und Boden 
und al3 Baumeifter. Die Berichte über den Fortgang der Arbeiten 
lauten im Jahre 1847 dagegen günftiger, jorwohl Hinfichtlich der 
Bauten als auch der Armirung; im Jahre 1848 waren beide bis 
zur BVertheidigungsfähigkeit vorgejchritten. 

Die Arbeiten für Buremburg und Mainz beziehen fich mit 
Ausnahme des Jahrs 1841, wo jogar ein „Geheimer Abdruck“ des 
Protokoll? die Zahl der anzufchaffenden Ballifaden, Blockhäuſer, Wacht- 
ihiffe auf dem Rhein, Baraden, Gerüfte, Beleuchtung ꝛc. angibt, 
auf die befannten Rubriken: Armirung, Approvifionnirung, Herjtellung, 
der Munition, verlegte Arbeiter u. j. w, fie find ohne Intereſſe. Daß die 
Bundesverfammlung jelbft im Großen und Ganzen ihren Traditionen 
getreu geblieben ift, wird man ihr zutrauen dürfen, auch wenn man 
nicht weiß, daß fie mit gewohnten Intereſſe den Bericht darüber 
vernahm, daß man für das Weißen der Kaſerne den Verſuch be- 
gonnen habe, ob man nicht, ſtatt alle zwei Jahre, jedes Jahr nur 
die Hälfte der bisherigen Koften verwenden und die Arbeit durch 
die Truppen jelber thuen lafjen könne. Hat fie doch auch noch 
anno 1847 vernehmen müſſen, woher die Großherzoglichen und Herzog= 
(ich Sächſiſchen Häufer ihre 180 Zündhütchen pro Mann nehmen. 

Der Bau von Germersheim Hatte der Bundesverjammlung 
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unterdes wenig Sorgen gemacht; aber im Frühjahr des Yahres 
1848 um fo mehr; erjt im April 1848 begann man nämlich den 
Bau des Brückenkopfs auf dem rechten Ufer. 

Mie auf Antrag des Gouvernement3 von Mainz die Bundes- 
verfammlung 1835 bejchlofjen hatte, daß die Aufftellung von Gonjuln 
in den Bundezfeftungen unzuläffig ſei, jo wurde, wie bemerkt, auch 
die Rheinſchiffahrtscommiſſion aus Mainz nad) Mannheim verlegt, 
damit die Franzöfijche Regierung feinen Vorwand mehr Hatte, in dieler 
wichtigen Bundesfeftung Agenten zu unterhalten. 

Erjt nachdem im Jahre 1851 der Feſtungsfond, den man jeit 
1848 zum Theil für die Flotte verwandt hatte, wiederherzuftellen 
bejchloffen und außerdem für Mainz und Quremburg noch bejonders 
über *, Million zur Inſtandſetzung genehmigt war, konnten fich 
die alten Klagen über die mangelhaften Kajernenbauten, ungenügen= 
den Approvifionnirungdfond und die mangelhaften Friedenspulver- 
magazine wiederholen, bi3 die furchtbare Erplofion in Mainz 1858 
auch in der Bundesverfjammlung einen bejondern Eindruck hervor- 
zubringen vermochte, jo daß endlich Bewilligungen für den Bau 
jener reichlicher erfolgten. Mit immer gleichem Eifer wurden die 
Vorträge über Heizung, Beleuchtung, Latrinen, Wachthäufer, Bett- 
zeug, Heu, Sped, Gerjte, Bohnen und Linfen u. ſ. w. vernommen, 
auch entſchloß man fich nach veiflicher Ueberlegung: Kümmel und 
Koriander aus den Feſtungsetats zu entfernen, nachdem man endlich 
1853 dazu übergegangen war, ordentliche Proviantirungsetat3 auf- 
ftellen zu laſſen. Noch jpäter, 1856, einigte man fich über Be- 
ftimmungen bezüglich der Kleingewehrmunition für die bunten Be— 
ſatzungscontingente, allein ſchon kurz darauf tritt die „wünſchens— 
werthe Uebereinſtimmung“ bei der Ausführung jener Beftimmungen 
wieder als petitum in den Berichten der Militärcommilfion auf; 
und wenn Anhalt:Bernburg hierbei eine bejondere Friſt von der 
Bundesverfammlung gewährt wurde, jo gewährten jich viele Kleine den 
Ausſtand jelber. Nachdem 1832 ein Feitungsreglement für Mainz 
zu Stande gefommen war, wurde die Militärcommiſſion wiederholt 
beauftragt, auch für die übrigen, bezw. für alle Bundezfeftungen ein 
jolche3 zu entwerfen, nachdem man e3 aber zu zwei Entwürfen ge- 
bracht Hatte, die nicht zur Annahme gelangt waren, wurde 1853 
ein neuer Entwurf in Angriff genommen; auch dieje Arbeit blieb 
ohne Ergebniß, bis die Umftände ein Reglement für Ulm und Raftatt 
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verlangten; 1860 beichloß man die proviſoriſche Entwerfung de3- 
jelben. Und dabei ift es denn auch geblieben. 

AL Baiern jein Souveränitätsdünfel in Landau immer theurer 
wurde, und die Unzuträglichkeiten, die auß der eigenthümlichen 
Stellung diejer Feſtung entfprangen, fi) von Jahr zu Jahr mehrten, 
beantragte Baiern jelbft 1857 die volle Uebernahme derjelben auf 
den Bund, die 1859 auch genehmigt wurde. So günftig ſich auch) 
die k. k. Inſpicirung über den Stand der Werfe vor und bei der 
Uebernahme ausgefprochen hatte, jo mußte doch die Dotationzfumme 
von 40,000 Gulden nicht bloß jofort erhöht, jondern auch jährlich 
außerordentlich hohe Summen für den Ausbau beſonders bewilligt 
werden; 3. B. 1864 über 777,000 Gulden. Unterfunft3einrichtungen 
für die Kriegsbeſatzungen in den Bundezfeftungen wurden erſt An— 
geſichts de3 lombardilchen Kriegs 1859 bejchloffen und für diefelben 
1!/, Millionen Gulden bewilligt. 

Die Verhandlungen über den Bau von Ulm und Raftatt be- 
anjpruchen in einzelnen Punkten ein bejondere3 Intereſſe. 

Wie es die Weile der Bundesverjammlung war, nad) über- 
Itandenen Gefahren Sicherheit3maßregeln gegen diejelben zu treffen, 
jo beichloß fie auch Ende 1850, auf Anregung Oeſtreichs Raftatt 
mit Dejtreichern bejeßen zu laſſen, da die Preußen abgerücdt waren 
und die badilchen Truppen „allgemeines Vertrauen einzuflößen noch 
nicht geeignet find*. Diele Gelegenheit glaubte die Präfidialmacht 
benußen zu fönnen, um durch ein Separatablommen mit Baden 
Raſtatt dauernd von Deftreichern bejegen zu laſſen; nachdem Manz 
teuffel wenigſtens ein Drittel Beſatzung für Preußen verlangt und 
darauf Hingewiejen hatte, daß dieſe Frage jedenfall3 Frankreich zur 
Einmiſchung benußen werde, jchob der Bundestagsklatſch, ala ſie 
wirklich erfolgte, fie allein Preußen zu. 

Mit erheblicher Meberjchreitung der durch die Bundesbeſchlüſſe 
feſtgeſetzten Marimaljumme, hatte Oeftreic) 1852, wie es ſcheint im 
Zufammenbang mit feiner orientaliichen Politik, für den bejchleunigten 
Ausbau von Ulm und Raftatt, eine Nachbewilligung von 3", Mil- 
lionen Gulden bei der Bundesverfammlung beantragt. Nach vielem 
Hin- und Herftreiten, nachdem Oeſtreich vorher jchon 100,000 
Gulden bejondere Matrifularumlage für die Jahre 1851—1852 
beantragt hatte, und die Ausgaben ich immer zu mehren jchienen, 
fing Preußen energifcher an fich dem „Fortififatorischen Optimismus“ 
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und der „unmotivirten Treigebigfeit mit Bundesmitteln“ zu mider- 
ſetzen. Während Deftreih diefen Staat in den Orientfrieg zu ver: 
wickeln wünjchte, juchte es gleichzeitig ihn in diejer Frage zu über- 
liſten. Nach langwierigen diplomatiihen Verhandlungen ſtellten 
Deftreih und Preußen gemäß Tpezieller Verſtändigung 1854 den 
Antrag: 1,878,000 "Gulden ein für allemal zu bewilligen; dabei 
hatte Oeftreich, wenn auch in zweideutiger Weiſe, nachgegeben, daß 
bei einer wichtigen Neuanlage das Projekt eines höheren preußijchen 
Singenieuroffizierd zu Grunde gelegt würde. Allein jehr ſchnell ſchob 
Deftreich in der Militärcommilfion jein Projekt unter und erlangte 
dort auch Yeicht die Majorität, und ald der preußilche Gejandte 
v. Bismarck dagegen remonftrirte, ftellte die Präfidialeriwiederung 
alles nur als „Motive getäufchter Erwartung“ Hin. Darauf er- 
Härte Bismarck unter Anderem: „die Opfer, welche die Fönigliche 
Regierung, ungeachtet der durch ihr eignes Befeſtigungsſyſtem be= 
dingten Anspannung ihrer Finanzkräfte, bisher für die Befeſtigung 
der Südweſtgrenze Deutichlands gebracht hat, laſſen fich durch Be— 
rechnung des preußiichen Matrikularantheild an dem Geſammtauf— 
wand für Ulm und Raftatt leicht überfehen. Nach jeiner geographijchen 
Lage ift Preußen die Aufgabe zugefallen durch fein eigneg Vertheidigungs⸗ 
ſyſtem die Weftgrenze des nördlichen Deutſchlands auf jeine alleinigen 


' Koften zu deden. Wenn zum Schuß der Weſtgrenze de3 ſüdlichen 


Deutſchlands auf partifulare Koften nur annähernd Aehnliches nach 
Verhältniß geichehen wäre, wie die Verwendungen, welche Preußen 
jeit Errichtung des deutjchen Bundes auf feine den Norden Ichütende 
Feſtungen gemacht Hat, jo würde das Bedürfniß nicht vorgelegen 
haben, einen Staat, der im Intereſſe des deutjchen Vertheidigungs— 
ſyſtems zu feinen bedeutenden Leiftungen auf eignem Gebiet genöthigt 
it, auch) noch in dem Maße, wie gejchehen, zur Betheiligung an 
den Koften der Befeſtigung auf dem Gebiet andrer Bundesgenofjen 
heranzuziehen.“ Der Eindrud diefer Worte, die den Nagel auf den 
Kopf trafen, kann bei den betheiligten Staaten nur ein unangenehmer 
geweſen fein; das Präfidium bemerkte furzab, es verzichte auf weitere 
Aeußerungen im Intereſſe der freundichaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Deftreich und Preußen. Schließlich gab Preußen in der ficheren 
Vorausſetzung, daß weitere Nachforderungen nicht gemacht würden, 
wiederum nad). 

Wie der lombardiiche Krieg Raftatt auch endlich die Armirung, 
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allerdings zunächſt nur eine Notharmirung brachte, jo veranlaßte 
er auch die Anjichaffung von Bombenfanonen und gezogenen Ge: 
ihüßen nach preußiichem Syftem. Bis 1863 waren 522 Geſchütze 
der leßtgenannten Art in Dienft geftellt. Die Streitigkeiten und 
Beitimmungen über die Bejagungen der Bundesfeftungen näher aus: 
zuführen entbehrt jeder Bedeutung; e3 wäre allenfalls zum Schluß 
hier anzugeben, daß nad) langwierigen Verhandlungen als Beſatzungs— 
truppen bejchloffen wurden für Mainz: 22,000 Mann im Krieg, 
8000 im Frieden; für Zuremburg: 8000 Mann im Srieg, 4000 
im Frieden; für Ulm: 20,000 Mann im Krieg, 5000 im Frieden ; 
für Raftatt: 12,000 im Krieg, 6000 im Frieden; für Landau: 
7000 Mann im Krieg, 2800 im Frieden. 

Für Eijenbahnen und Telegraphen wurden 1835 bezw. 1855 
injofern Baubeftimmungen und Modiftlationen durch Bundesbeſchluß 
erlaffen, alö fie den Rayon einer Feltung trafen. Bon größerer 
Bedeutung find die 1846 bei der Bundesverfammlung eingeleiteten 
und nad fünf Viertel Jahren zum Vortrag gebrachten technijchen 
Unterfuchungen über die militärische Bedeutung der Gijenbahnen. 
Bei der außerordentlichen Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes er: 
icheint es von Intereſſe, zu jehen, wie man militär-techniſch damals 
jene Trage beurtheilte und ſeitens der Bundesverjammlung be= 
handelte. Indem man von dem Sabe ausging, daß Eijenbahnen 
höher potenzirte Landſtraßen feien, ein Moment, zu welchem durch 
die Anwendung der Dampfkraft noch zwei wichtige Momente Hin= 
zufamen, nämlich die der Zeitabkürzung und der Mafjenhaftigkeit 
des zu trandportirenden Material3, folgerte man, daß fie die Zeit 
auf ein Biertel verkürzten und die zu transportivenden Mafjen um 
das Behnfache erhöhten. Allerdings höre auf dem Kriegstheater 
jelbft ihr Nuben auf, und die Ausgangspunkte der Bahnen an der 
feindlichen Grenze müßten in befeſtigte Pläße auslaufen. Um die 
Ginzelheiten zu übergehen, jo iſt weiter anzuführen, daß der Bericht 
in jeinem zweiten Theil die militärijc wichtigen Linien bejpricht, 
in dem dritten Theil einen DBergleich zwiſchen den vorhandenen 
und projeftirten vom militärischen Geſichtspunkte anftellt; im vierten 
Theil wird dieſer Vergleich auch auf die Frangöfilchen und belgischen 
Bahnen ausgedehnt. Ganz bejonders ernſt wird auf die bejchleunigte 
Ausführung der Bahnen im jüdweftlichen Deutjchland gedrungen, 
da Straßburg gegenüber beinahe wehrlos jei. Nachdem Oeftreich 
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lediglich anhingegeben hatte, diejen Bericht auch zur Kenntniß der 
Bundesftaaten zu bringen, beantragte Preußen, daß diefe veranlaft 
werden follten Ueberfichten über den Stand ber Eifenbahnen an bie 
Bundesverfammlung mitzutheilen, in welchen die Linien, die Länge 
derjelben, die Bahnhöfe, Mafchinenzahl, Transportmittel, Weite und 
Anzahl der Schienengeleife angegeben jeien; ferner ſeien Grmittelungen 
über die Gebrauchsfähigkeit und das Faſſungsvermögen der Bahnen 
in militärifcher Beziehung anzuftellen, ſowie die Bezeichnung der 
Orte, in welchen die militärifch wichtigen Eifenbahnen ſich mit ge= 
wöhnlichen Straßenzügen jchnitten, in den Ueberfichten zu erwarten. 
Nachdem Preußen Ende des Jahres bereitö eine folche eingereicht 
hatte, erklärte Anfangs 1848 Kurheſſen, daß e3 zwar im Allgemeinen 
nicht3 dagegen einzumenden babe, fich aber gegen jede Einmiſchung 
de3 Bundes in die Gijenbahnangelegenheiten verwahren müſſe. 

In den wenigen Abjtimmungen, wie denen von Baden und 
Würtemberg, die vor den Märzjtürmen noch Hinzutröpfelten, trat 
durchweg der eigenmächtige Territorialdünfel wieder hervor. 1853 
fonnte jodann conftatirt werden, daß bei dem Ausbau der Eifen- 
bahnen die 1847 aufgeftellten militärijchen Geſichtspunkte jehr wenig 
Berückſichtigung gefunden hatten; die Bundesverſammlung beſchloß, 
die Bundezregierungen um Abgabe jener Meberfichten anzugehen, 
allein auch auf wiederholte Aufforderung Hatten fich Ende 1856 
doch erſt acht Regierungen dazu veranlaßt gejehen. Als der für 
die Meberreihung von neuem fejtgeftellte Termin Anfangs 1857 
nicht eingehalten worden war, jtellte man einen weiteren Termin 
für Ende d. J. Allein im Sommer 1858 mußten Hannover, Hol- 
ftein, die Ernftiner und Bremen wieder befonderd angegangen wer— 
den, denn wenn einmal endlich alle Ueberfichten eingelaufen waren, 
jo befanden fich immer veraltete Darunter; endlich 1861 wurde einer 
Commiſſion von Generalftabzoffizieren das ganze Material zur Ab- 
fafjung eine® Gutachten übertragen. Als auf Grund defjelben, 
nachdem e3 durch die Militärcommiffion und den Bundestagsaus— 
ihuß in Militärangelegenheiten durchgefidert war, 1863 Spezial- 
vorichläge von der Bundesverfammlung an die Bundesregierungen 
zur Berüdfichtigung überwielen worden waren, konnte die Bundes- 
verjammlung ihre Thätigkeit in diefer Richtung einftweilen als be= 
endigt anjehen. Was die Anlegung von Brüden über Grenzflüffe 
angeht, die jeit 1832 von der Genehmigung der Bundezverjamms 
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fung abhängig gemacht war, jo find bereit3 in einem früheren Kapitel 
harakteriftiiche Beiſpiele angeführt worden. Eine Vermehrung der- 
jelben jcheint weder nöthig, noch zweckmäßig. 


Drittes Kapitel. 
Armeecorps und Gontingente, 


Wenn e3 der Bundesverjammlung feine bejonderen Schwie— 
rigfeiten gemacht Hatte, jich je drei Armeecorps von Oeſtreich und 
Preußen, ſowie eind von Baiern als erjtes bis jiebentes Bundes— 
armeecorps bezeichnen zu lafien, jo waren die drei gemilchten » 
Armeecorpd auch in den ziwanziger Jahren über eine provijorijche 
Formirung durchweg nicht Hinausgefommen. Jeder Fürft wollte + 
womöglich für fich abgejchloffen jein Kontingent Haben und duldete 
einen Anjchluß Anderer in der Regel nur, wenn ihm der Ober- 
befehl zugejtanden wurde. Jedenfalls wollte er zu bejtimmen 
haben, zu welchen Armeecorpa e3 gehören jollte. Die „minder 
mächtigen Glieder” des Bundes konnten aber jehr bald bemerken, 
daß fie von dieſer Laſt erdrücdt werden würden, wenn e3 ihnen 
nicht gelänge, die der Kopfzahl und der Matrikel entjprechende 
Geftellung auch der koſtſpieligen Waffengattungen Kavallerie und 
Artillerie von fi) abzuwenden. Allgemeine Grundjäße ließen ſich 
dafür nicht immer aufftellen. Wer die vorhergehenden Kapitel gelejen 
hat, oder jonjt Geiſt und Methode diefer Verhandlungen Tennt, 
wird fich nicht wundern, wenn er erfährt, daß dieje jelbjtherrlichen, 
beichräntten Regierungen, in Streit und Mißtrauen unter und gegen 
einander, e3 nur zum Theil zu proviforiichen diesbezüglichen Ver— 
einbarungen mit den Mächtigeren gebracht haben. 

Hatte Gotha und Altenburg mit dem Königreich Sachjen ſich 
über ftellvertretende Geftellung der Eoftjpieligen Waffengattungen 
geeinigt und dies hatte ein paar Monate Anfangs der zwanziger 
Sahre Beitand gehabt, jo kam bald wieder die Auflöjung, denn 
Naſſau Hatte fich für feinen Theil noch nicht geeint; > was Naſſau 
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recht war, war Gotha billig. Das Tempo in diefen Verhandlungen 
war ein Dubend Jahre beinahe dafjelbe, das befannte der hohen 
Bundesverfammlung. Erft die Bewegungen des Jahres 1830 Haben 
die Verhandlungen gefördert, jo daß am Ende diejes Jahres auch 
die Kleinen und Stleinften militäriſch eingereiht waren. 

Als bejonders Iehrreiches Beijpiel für die damalige politiiche 
und militäriiche Mifere mag der Streit zwiſchen den fürftlich- 
reußiſchen Häuſern j. 2. über die Gontingentftellung hier einen Plab 
finden, der in den Jahren 1824 und 1825 gejpielt hat. 

Bereit? durch Beihluß vom 26. Juli 1821 war fejtgejett 
worden, daß die Organijation Jämmtlicher Armeecorps bi3 zum 
1. Oftober d. J. (geichah in Wirklichkeit am 14. December 1830) 
vollendet, ſodann aber Dasjenige was zur Uebereinkunft unter den 
betheiligten Staaten ausgeſetzt und noch nicht berichtigt ſei, ohne 
weiteres definitiv entjchieden werden jolle bis zum Ende des Jahres. 

Die Anträge einiger mindermächtigen Staaten auf Erleichterung 
in Hinficht der Stellung von Kavallerie und Artillerie, jo berichtet 
am 28. Juni 1825 der Referent, verzögerten bisher die Beendigung 
jener Organijation und vollftändige Einreihung der Standestabellen, 
welche nur erſt von einigen Staaten eingingen. 

„Die Bundesverfammlung,“ trägt der Referent vor, „kannte den 
Grund dieſes Verzuges, denn ihre jelbft lag es ob, ihn zu befeitigen, 
fie wußte, daß in den minder mächtigen Staaten die Kavallerie und 
Artillerie in der nach der Kriegsverfaſſung erforderlichen Mafje nicht 
vorhanden jei; allein fie mußte auch, da es ſich nur um beide 
Maffenarten handelte, vorausſetzen, daß in allen Staaten wenigſtens 
die Infanterie fi) in dem gehörigen Stande befinde. 

Durch die Differenz zwiſchen den fürftlich reußiſchen Häufern 
j. 2. erhielt fie aber amtlich Kenntniß davon, daß auch nicht ein- 
mal da3 fürjtlich reußiſche Infanteriebataillon in verfafjunggmäßigem 
Stande ſei, weil die Häufer Reuß-Lobenſtein und Reuß-Ebersdorf 
fich weigerten, die Bundesmatrifel als den Maßjtab ihrer Leitungen 
gegen den Bund anzuerkennen. Sie behaupteten nämlich, daß der- 
jenige hausgeſetzliche Maßſtab zu Grunde zu legen jei, wonach früher 
die Reichs- und Kreiälaften unter die drei Häuſer Reuß j. 2. ſub— 
repartirt waren, denn dieje Linie bilde im Bunde eine Gejammtheit 
und nur für diefe jei die Bundesmatrifel maßgebend, für da3 Bei- 
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tragdverhältnig der einzelnen Häuſer jeien die älteren Handelsver— 
träge geltend.“ 

Am 18. März 1824 war nun der Bundedverfammlung ein 
Vortrag erftattet und auf Grund defjelben bejchloffen worden: 

1) Daß der für alle höchjte und hohe Glieder des deutjchen 
Bundes verbindliche Maßſtab der Bundesmatrifel auch der Maßſtab 
der Bundegleiftungen eine jeden der fürſtlich reußiichen Häuſer 
j. 2. ſei. 

2) Daß mithin jedes dieſer fürſtlichen Häuſer das nach obigem 
Maßſtabe auf ſelbiges kommende Bundescontingent vollſtändig zu 
ſtellen, auszurüſten, zu unterhalten und in dem durch die Kriegs— 
verfaſſung des deutſchen Bundes beſtimmten Maße ſtets in Bereit— 
ſchaft zu halten habe. 

3) Daß die hohe Bundesverſammlung von den fürſtlichen 
Häuſern ReußsLobenftein und Reuß-Ebersdorf binnen ſechs Monaten 
eine Anzeige von der erfolgten völligen Herjtellung und Ausrüftung 
de3 nach der Bundesmatrifel von ihnen bereit zu haltenden Bundes— 
contingente3 erwarte. 

4) Daß die hohe Bundesverfammlung Anjtand nehmen müſſe, 
der Proteftation der gedachten Häuſer Folge zu geben. 

Im Mai 1824 erloſch da3 Haus Reuß-Lobenjtein, und deſſen 
Land fiel Reuß-Eber3dorf, nunmehr Reuß— —— und Ebersdorf 
genannt, zu. 

Dieſes ergriff nun wieder den Rekurs an die hohe Bundes⸗ 
verſammlung. So überreichte die 16. Stimme im Januar 1825 
zwei Schriften unter dem Titel: 

Das Geſammthaus Reuß j. L. in ſeinem Rechtsverhältniſſe 
zum deutſchen Bund und 

Vorläufige Anſichten des fürſtlichen Hauſes Reuß-Lobenſtein 
und Ebersdorf betr. den wegen der Differenz deſſelben mit Reuß— 
Schleiz von der hohen Bundesverſammlung vom 18. Mai 1824 
gefaßten Beſchluß. 

Zugleich wurde eine erneute Prüfung durch eine Commiſſion 
beantragt und darnach durch die Bundesverſammlung beſchloſſen. 
Im März d. J. übergab nun die 16. Stimme für Reuß-Schleiz 
ebenfall3 eine bezügliche Schrift; und Juni d. J. wurde dann die 
Schlußerklärung von der andern Seite abgegeben. Dann gibt der 
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unglücliche Referent ein vieljeitige3 (zwanzig gedrucdte Foliofeiten) 
gründliches Gutachten über die Frage ab, ſchickt aber voraus: 

„Der Commiſſion wird nicht gelingen, überall deutlich zu jein, 
two fie den inhalt der Eingaben des Hauſes Reuß-Lobenftein und 
Ebersdorf vorzutragen hat, weil ihr jelbjt darin manches, jowol in 
der Darftellung wie in der Betrachtungsweile und Argumentation 
dunfel geblieben ‚it, fie muß daher oft wörtlich exrtrahiren, um den 
beabfichtigten Sinn nicht etwa zu verfehlen, und um zu einer weiteren 
Analyje, wenn ſolche für nöthig erachtet werden jollte, nach den 
angeführten Seiten jener Eingaben die Veranlaſſung zu geben.“ 

Nac Antrag des Referenten wurde dann nad) Verlauf von 
ungefähr zwei Monaten bejchloffen, e3 bei dem früheren Beihluß 
bezw. Aufforderung lediglich bewenden zu laſſen. Das fürtliche 
Haus Reuß-Lobenftein und Ebersdorf ließ bei der Abjtimmung durch 
feinen Antheil an der 16. Stimme Verwahrung einlegen und hat 
weder nach ſechs Monaten noch überhaupt die gewünjchte Erklärung 
abgegeben. *) 

Grit in der Sikung vom 16. September 1830 iſt die Frage 
der Formation der gemijchten Armeecorp durch ein umfafjendes 
Referat des preußiichen Geſandten ernjtlich behandelt und unter 
manchen Gonceffionen an die Mittel- und Kleinftaaten in der lebten 
Sitzung dieſes Jahres am 14. December unter großer Eile äußerlich 
zum Abſchluß gebracht worden. Die lebten Beichlüffe über dieſe 
Angelegenheit, in der bezeichneten Situng gefaßt, lauten: 

1) Daß der großherzoglich jachjen weimar-eiſenachiſchen Re— 
gierung bewilligt werde, für jeden Mann ihrer in Folge Bundes- 
bejchluffes vom 12. April 1821 zu ftellenden Kavallerie und Artillerie, 
einen Mann Infanterie zu ftellen; 

2) daß der großherzoglich mecklenburg = ftreligifchen Regierung 
die angetragene Erleichterung in der Art gewährt werde, daß ihre 


*) Es mag hier noch bemerkt werden, dat ausweislich der ungedrudten 
Regiftratur vom 18. Auguft 1825 vom Borfigenden ein Schreiben de3 Fürſten 
Metternich au Mailand in Abjchrift vorgelegt wurde, welches in einer jehr 
icharfen Weiſe jene Querelen der Reußen nad) Adrejje, Form und Inhalt 
al3 „unangemeſſen“ bezeichnet, jo daß die Eingaben ala nicht gefchehen an— 
zujehen wären. Die Bunbdesverfammlung Hatte übrigens ſchon vorher die 
Drudlegung derfelben abgemwiefen und fie jo aus dem amtlichen Protokoll 
ausgeſchlofſen. 
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durch DVertretung von Medlenburg- Schwerin zu ftellende Stavallerie 
nur auf ein Zehntel, ftatt zu einem Ciebentel ihre$ ganzen Con— 
tingent3, daher nur mit 71 Dann zu ftellen jet; 

3) daß die Bundesverfammlung den Stand der gemijchten 
Armeecorp3 und der Infanterie-Reſerve nunmehr für gejchloffen an— 
nehme, und auf weitere Anträge zu defjen Abänderung nicht mehr 
eingehen könne. 

Nach beinahe anderthalb Fahrzehnten Hatte man endlich einen 
äußeren Abjchluß erreicht. Nach der Beitimmung, daß die Contingente 
ein Procent der Bevölkerung ausmachen jollten, würde die aufzu= 
jtellende Ueberficht in abgerundeten Zahlen folgendes Ergebniß haben: 


Dejtreich, J., I., III. Armeecorps Stellt . . . . 94,000 Mann, 
Preußen, IV., V., VI. Armeecorps ftelt . . . 80,000 
Baiern, VII. Armeecorps ſtellt . . 35,600 „ 
Würtemberg, Baden, Großherzogthum Heflen, VIH. 

Armeecorps ftelt . . 30,000 ,„ 
Königreich Sachſen, Kurheflen, Naſſau, Luxemburg 

und Limburg, IX. Armeecorps jtelt . . . 24,000 , 


Hannover, Braunjchweig, Holftein-Lauenburg, beide 

Medlenburg, Oldenburg, Lübeck, Bremen, 

Hamburg, X. Armeecorpz stellt. . . » . 28,000 „ 

Gejammtjumme 292,000 Mann, davon Stavallerie 40,000 
Mann; Artillerie, Pioniere und Train 24,000 Mann mit 580 Ge— 
ſchützen. Die noch übrigen neunzehn Kleinjtaaten ftellten die Rejerve- 
Ssnfanteriedivifion zur Ergänzung der Bejahungen der Bundes: 
feftungen und zur Dispofition des Oberfeldheren mit 11,000 Mann, 
darunter als kleinſtes das fürftlich lichtenſteiniſche Contingent mit 
55 Mann, bezw. Sniphaujfen mit 29 Mann. Was die Rejerve- 
Snfanteriedivifion angeht, jo Hat fie am meiften Anlaß ebenjo zu 
Ausstellungen al3 zu Eiferfüchteleien, beſonders der Mitteljtaaten, gege= 
ben, die Darüber gekränkt waren, daß die dabei betheiligten Gontingent3= 
herren, da weder Stäbe, noch Specialwaffen zu ftellen waren, jo billig 
fortfamen. Ende der fünfziger und Anfang der jechaziger Jahre wurde 
denn auch mehrfach auf dieje ganze Formation, wenn auch) ohne Erfolg, 
Sturm gelaufen. Im Einzelnen fann man fi) am leichtejten über die ' 
militäriiche Brauchbarfeit der Truppen unterrichten aus den in der 
Bundesverfammlung vorgetragenen Berichten über die vorgenomme— 
nen Mufterungen. Dieſe Berichte, die auch in Abſchrift an die » 
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Gontingent3herren jelbjt abgegeben wurden, gingen zuerft an die 
Bundesverfammlung, dieje gab fie weiter an den Bundestagsausſchuß 
in Militärangelegenheiten; diejer wieder an die Militärcommiljion. 
Nachdem fie denjelben Gang wieder bis zur Bundesverfammlung 
zurückgelegt hatten, waren in der Regel zwei Jahre verfloffen und 
bi3 dann die Gontingent3herren jich wieder auf die Monita geäußert 
hatten, konnte in der Regel wieder die neue Mufterung abgehalten 
werden. Betrachten wir beijpielöweije einen Bericht vom Anfang 
der dreißiger Jahre. 

In dem Fürftentgum Lichtenjtein, heißt e3 da, beiteht das 
bundesmäßige Gontingent noch nicht (1832), da, außer einer Be— 
zeichnung von Leuten, welche fünftig dafjelbe bilden können, noch 
gar feine Vorkehrungen zur Aufftellung, Bewaffnung u. j. w. ge: 
troffen waren. — Nicht alle Contingente waren an einem Orte ver- 
einigt, jo daß fie hätten der Inſpektion unterworfen werden fünnen. 
Bei dem Gontingente von Meiningen fehlten 6 Ober- und einige 
60 Unteroffiziere, bei dem von Hohenzollern-Gigmaringen 
3 Ober= und 1 Unteroffizier. In dem lebt genannten Bundesſtaate 
jollten die vafanten Offizieräftellen erſt bei eintretendem Marſche 
durch junge Leute au den Unteroffizieren oder dem Givilftande be— 
jet werden. Auch wurde bei mehreren Gontingenten die gejeßliche 
Truppenzahl vermißt. Die Bildung der Jäger: und Scharfichüßen- 
abtheilungen ftand bei einzelnen Gontingenten noch ganz au. Auch) 
über die Dienstzeit bejtanden noch verjchiedene Beitimmungen, bei 
dem einen Bundesftaate waren vier, bei dem andern jechd Jahre 
feitgejeßt. In Reußä. L. 3.8. fand bei einer ſechsjährigen Dienjt- 
zeit nur alle ſechs Jahre die Aushebung ftatt, ſo daß im erſten 
Jahre von einer Truppe überhaupt feine Rede jein konnte, da fie 
nur aud rohen Rekruten beitand; in Altenburg dagegen wurde 
alle zwei Jahre ausgehoben. 

Die Berichte vom Jahre 1831 hatten über die gewaltige Ver— 
ichiedenheit der Gemwehrfaliber geflagt und es war denn auch be- 
ihloffen worden, daß dafür Sorge zu tragen ſei, daß diejer Uebel— 
jtand bejeitigt werde; in dem Bortrag von 1832 heißt eg: „die 
Gewehre jämmtlicher Gontingente, mit Ausnahme des fürſtlich 
lippifchen, find von franzöſiſcher Conftruftion und gleichem Kaliber. 
Da da3 bei den Truppen der größeren Garnifonzftaaten eingeführte 
Kaliber der Gewehre nicht übereinjtimmt, jo ilt auch eine völlige 
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GSleichitellung der Ergänzungscontingente mit denjelben nicht zu er— 
langen. Doch kann die franzöfiiche und öftreichiiche Munition, die 
bairiiche aber nur zur Noth gegenjeitig gebraucht werden. Das 
preußiiche Infanterie-Gewehr hat aber ein weit jtärferes Kaliber.“ 

Ein beträchtlicher Theil der Gewehre bei den Gontingenten der 
Rejerveinfanteriedivijion war jchadhaft und abgenußt, diejenigen des 
Fürſtenthum Lippe jo veraltet, daß fie gänzlich) unbrauchbar genannt 
werden mußten. Die Verfertigung der Munition war noch nicht 
überall vollftändig, und es bejchränkte ſich der Vorrath in den 
meilten Staaten auf den Bedarf der mitzuführenden Taſchen— 
munition; bei einzelnen Gontingenten war die Qualität de Pulvers 
ebenfall3 zu gering. 

Die zur Mitführung von 20—24 Patronen für jedes Gewehr 
benöthigten Wagen waren nur theilweile vorhanden; desgleichen 
jei mehr darauf zu achten, daß auf je 15 Schuß ein Feuerftein 
mitgeführt würde. Batrontajchen, Trage» und Tornifterriemen 
waren zum Theil unvollitändig; die Kochgejchirre zum Theil unzweck— 
mäßig, zum Theil fehlten fie ganz. An den nöthigen Lazareth- 
bedürfnifjen fehlte e8 durchweg. Die dienstliche und taktische Aus— 
bildung der Truppen ließ bei einzelnen Kleinen Gontingenten noc) 
viel zu wünſchen übrig. 

Die für die erjte Ausarbeitung des Nefruten anzunehmende 
Zeit jollte nad) dem Gutachten der Militärcommijfion vom Mai 
1832 bei einer Jechsjährigen Dienftpflichtigfeit wenigſtens auf ſechs 
Monate, bei einer kürzeren Dienftpflichtigfeit auf eine verhältniß- 
mäßig um jo längere Zeit fejtgejeßt werden, da der Mann, wenn der 
Dienftitand bi3 auf ein Sechjtel der eingeübten Mannjchaften beſchränkt 
it und ein regelmäßiger Wechjel mit den Beurlaubten ftattfindet, 
bei einer vierjährigen Dienftzeit, wie fie für den größeren Theil der 
Gontigente der Rejervedivijion beitand, im Ganzen noch nicht ein 
Jahr, bei jechsjähriger Dienftzeit aber noch nicht 1, Jahr fich 
unter den Waffen befand, eine Zeit, welche keineswegs für hin— 
reichend erachtet werden fann, um ihn zum tüchtigen Soldaten zu 
bilden, wenn nicht bei jeiner Ginftellung eine gründliche Ausarbeitung 
vorgegangen ilt. 

Die Formirung zeigte noch Mängel und es follte darauf hin— 
gewirkt werden, dat verjchiedene Kleine Contingente zu einem Bataillon 
zufammengezogen würden. 
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Die Zahl der Offiziere war durchweg zu gering, indem nicht 
drei, jondern vier Offiziere für die Compagnie nöthig find. 

Sold und Verpflegung, ſowie die kriegsgeſetzlichen Vorſchriften 
waren bei allen Gontingenten verjchieden. Nach diejem Bericht 
wurden die entjprechenden Anträge formulirt vorgebracht und nament- 
lich betont, daß im folgenden Jahr wieder eine Mufterung ab— 
gehalten werden müſſe. 

Das Jahr 1833 brachte nur einen Theil von Abftimmungen 
über jene Anträge; das Jahr 1834 dagegen nichts, erſt im Jahre 
1835 erfolgte aus Anlaß eines neuen Mufterungsbericht3 die Ab— 
ftimmung der noch rücjtändigen Regierungen. 

63 war namentlich al3 ein großer Mebeljtand empfunden worden, 
daß die Truppen der Rejervedivifion, die denjenigen größerer Staaten 
zugetheilt waren, ein anderes Grercierreglement hatten, und da es 
bier nur auf die freiwillige Entſchließung der betreffenden Regierungen 
ankam, ohne daß ein bundesverfafjungsmäßiger Drud ausgeübt 
werden fonnte, jo konnte auch im Jahre 1835 die Bundesverſamm— 
lung nur ihren früheren Wunſch wiederholen, dem nicht überall 
Folge gegeben wurde, im übrigen wurden im Ganzen Ddiejelben 
Klagen, Wünſche und Hoffnungen wie 1832 ausgeſprochen. 

Daß es unter ſolchen Umftänden nicht an Exceſſen fehlen konnte, 
bedarf feines Beweiſes. Nur ein Beijpiel ſoll angeführt werden. 

Die am 16. Juni 1831 in Luremburg zur Berftärfung der 
dortigen Garnifon eingerücten ſchaumburg-lippiſchen, Tippilchen 
und waldeckiſchen GContingente waren in den erjten acht Tagen bei 
den Bürgern einquartiert und Jodann in die Kajernen verlegt worden, 
wo fie wie die preußiichen Truppen verpflegt wurden. Zu diejem 
Ende wurde, wie ed in dem Berichte des Gouverneurs heißt, die 
Einleitung getroffen, daß für ihre Menage der bei den preußijchen 
Truppen gejetliche Abzug von der Löhnung gemacht werde. 

Da jedoch die Mannschaft diefer Contingente einen kleineren 
Cold ala die der preußijchen Beſatzung erhielt, und ihnen jomit 
ein geringerer, bei der Theuerung in Luxemburg unzureichender Baar- 
betrag übrig geblieben jein würde, jo war das Gouvernement darauf 
bedacht, daß jedenfall3 die Soldaten der drei Kontingente in dem 
Baargehaltsempfang mit den preußiichen Soldaten gleichgejtellt, und 
daß der Mehrbetrag auf eine andere Weije gedecdt wurde. Die 
Commandeurs diefer Gontingente erklärten ſich mit dieſer Einrich- 
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tung vollfommen einverftanden, zeigten jedoch an, daß ihren Truppen 
auf dem Marjche außer ‚der Verpflegung auch die volle Löhnung 
zugeſtanden tworden ſei, und daß fie jich autorifirt erachteten, ihre 
Mannichaften auch noch bis Ende Juni in dem Genufje diejes 
Vortheils zu belaflen. 

Das Feitungsgouvernement, welches dagegen nicht? einmwenden 
fonnte, ertheilte jedoch die ausdrüdliche Anweiſung, die Mannschaften 
von dieſem Berhältniß, zur Vorbeugung jpäterer Unzufriedenheit, 
genau zu unterrichten. 

Dem ungeachtet entjtand am 1. Juli aus DVeranlaffung des 
verfügten Lohnabzugs bei den in derjelben Kaſerne untergebrachten 
waldeckiſchen und jchaumburgslippiichen Gontingenten eine Auflehnung. 
Ganze Gompagnien, jowie einzelne Korporalichaften verweigerten die 
Annahme de3 Soldes, verjagten ihren Offizieren geradezu den Ge— 
hoxſam, rotteten ji) unter Schreien und Singen tumultuarifch zu— 
Jammen und ftimmten zum Theil jelbjt in die im Lande gewöhn— 
lichen Beifall3bezeugungen der belgischen Sache, ſowol durch Aus— 
rufungen ald durch Wehen mit einer Yahne aus dem Kaſernen— 
fenſter ein. 

Grit ſpät gelang es, die MWiderjpenftigen zu verhaften und 
hierdurch, Jowie durch das Schließen des Kajernenhofe® und das 
Gonfigniren der Mannſchaft in den Kajernen die Ordnung wieder 
berzuftellen. Die Einwohner der Stadt wurden nur durch Die 
preußiiche Wache am Eindringen in den Kajernenhof verhindert. 

Bei der Unterſuchung stellte fich heraus, daß man die Mann 
Ichaften über ihre Stellung in der Feitung in feiner Weije unter- 
richtet Hatte, indem die Einen glaubten, fie jeien an den König von 
Holland verkauft, Andere, fie jeien in preußiſche Dienfte geftellt und 
dergleichen mehr. Ueberdies waren die Gemeinen, wie die Unter: 
offiziere und Offiziere noch jo kurz im Dienft, daß Niemand mit 
feinen Verpflichtungen befannt war, gejchtweige etwas von militärischer 
Disciplin wußte. Erſt jpät erfannten fie mit großer Bejtürzung 
ihr Vergehen und gingen jo in jich, daß, abgejehen von den Rädels— 
führern, nach einigen Tagen der Kaſernenarreſt aufgehoben werden 
fonnte. 

Nachdem der Bericht über die 1836 vorgenommene Mufterung 
der Rejerverinfanteriedivifion die üblichen Stadien durchlaufen 
hatte, fam er 1840 zum Schlußvortrag. Der Bericht jelbit, vom 
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Major von Radowitz verfaßt, verlangte zunächſt als eine Noth- 
wendigkeit, daß wenigſtens alle vier Jahre eine regelmäßige Mufterung 
diejer jo mannigfach zulammengejeßten Truppe vorgenommen werden, 
daß aljo im Jahre 1840 die nächjte Mufterung derjelben ftattfinden 
möge. Sodann wurden unter acht Rubriken die verjchiedenen Er- 
innerungen und Borjchläge gemacht, und zwar, nachdem zunächft im 
Allgemeinen gejagt war, daß allerdings gegen 1831 manches befjer 
geworden jet, aber noch wichtiges und vieles befjer werden müſſe, 
wenn die Gontingentäherren die Bundespflichten erfüllen wollten, 
wurde unter Anerkennung des guten Mannjchaft3material3 auf die 
erite Rubrik: Stand der Contingente übergegangen. 

Hinfichtlich des Mannjchaftsbeftandes erklärte ſich der Bericht 
für befriedigt; monirte aber, daß das Bataillon von Hohenzollern- 
Lichtenftein feinen Stabsoffizier habe, die Contingent3herren beab- 
fichtigten nämlich, exit für den Fall eines Feldzuges einen jolchen 
zu ernennen, allein derjelbe ſei doch zur gleichmäßigen Ausbildung 
im Frieden nöthig und deögleichen gehöre, wie in allen europäiſchen 
Armeen, ein berittener Adjutant dazu. Außerdem fehlt es bei den 
meiften Gontingenten noch an Compagnieoffizieren, indem einzelne 
nur zwei, KLichtenftein jogar nur einen hatte. Wenn jelbjt die 
größten Heere ſich nicht weniger al3 drei Gompagnieoffiziere geftatten 
dürften, jo jei dies bei jo Kleinen Contingenten um jo nothmwendiger. 
Bei Ausbruch eine Krieges diefem Uebelftande abhelfen wollen, 
hieße im beften Falle ganz mangelhaft ausgebildeten Offizieren Ehre 
und Glüd der Waffen preisgeben. Schon der gemeine Mann wiſſe, 
daß ihm aus jo kurzer, übereilter Zeit feine zuverläjfigen Führer 
fommen können, und dieſer Umftand vermehre nicht wenig die Nach— 
theile. In größeren Heeren rechnete man auf einen Unteroffizier 
10—12 Gemeine; im meiningijchen Kontingent famen 23 Gemeine 
auf einen Unteroffizier. Während man gewöhnlich auf 25—35 
Gemeine einen Spielmann rechnete, ſchwankte bei den Kontingenten 
dieje Zahl zwijchen 9 und 62. Beſonders bedenklich erjchien, daß 
mehrere Hauptleute und Leutnant3 durchaus invalide waren; Diele 
wie invalide Unteroffiziere und ganz rohe Rekruten machten einzelne 
Gontingente felddienjtunfähig.e Der Stand, womit die Contingente 
zur Mufterung ausrückten, war bei mehreren verringert, zum Theil 
dadurch, daß Commandirende zum Polizei-, Steuer» oder Forftdienft 
abeommandirt oder beurlaubt waren. 
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Die Ergänzungsmannſchaften beitanden zum Theil nur in 
rohen Rekruten, die Kadres ftanden zum nicht geringen Theil bloß 
auf dem Papier. Auch die Waffen waren feinesweg3 überall be- 
friedigend,, viele waren zum Felddienft gar nicht brauchbar, andere 
jo jehr vernadhläffigt, daß fie mur ſchwer zu gebrauchen waren; 
auch die Beſchlüſſe über die Gleichfürmigfeit der Gewehre waren nur 
zum Theil durchgeführt, die einen hatten das preußijche, andre dag 
Öftreichifche, andre das bairiſche, andre das alte Franzöfiiche Gewehr, 
daher denn auch die Munition ungleich jein mußte. 

Eine zweite Garnitur in der Bewaffnung, die doch ſchon zur 
Rejerve nöthig war, fehlte durchweg. 

Die Munition wies noch große Mängel auf, indem bei vielen 
das Pulver jo jchlecht war, daß es nachbrannte, die Patronen waren 
oft ganz ungleich und wenig jorgfältig angefertigt, ebenjo war die 
Aufbewahrung derjelben Häufig unzweckmäßig; der Beſtand betrug 
bei einzelnen Gontingenten nur des nothiwendigjten, auch Gewehr- 
jteine waren nicht überall in der gehörigen Anzahl vorhanden, 
Nejervemunition war 3. B. bei Waldel nur zu des nöthigen 
Beitandes vorhanden. Auch Hinfichtlich der Bekleidung und Armatur- 
jtücdle war zu bemerfen, daß zum Theil nicht auf die Gejundheit 
des Coldaten Bedacht genug genommen war; viele Stüce waren 
nicht mehr brauchbar, ungleich, mangelhaft. Die Kochkejjel waren 
bei einzelnen Contingenten bi3 auf 18 Mann eingerichtet, jo daß fie 
für den Felddienft gänzlich unbrauchbar waren; deögleichen war das 
Fuhrwerk oft nicht tauglih. Für Ausrüftung und Bekleidung der 
Rejerve war bei den Meiften noch gar nichts geichehen. Da nad) 
den verſchiedenſten Reglements erereirt worden, jo konnte tweder mit 
Ruhe und Sicherheit, noch ohne Störung überhaupt dad Commando 
ausgeführt werden; es mußte aljo die Forderung wiederholt werden, 
daß diejer Mebeljtand abgeftellt werde; die Erercirfertigfeit war eben— 
fall3 nicht überall ausreichend. 

Bei den Schiegübungen wurde zu ungleich verfahren, indem 
das eine Gontingent auf 100, das andre auf 200, da3 eine mit 
Gepäck, das andre ohne dafjelbe ſchoß. Die Trefffertigfeit war 
namentlich bei den Jägern von Frankfurt jehr gering. Die Uebung 
im Tirailliven hatten mehrere Contingente überhaupt noch nicht vor— 
genommen, ähnlich war es mit den Felddienftübungen. Die Regle- 
ment3 für Garniſon- und Wachtdienft waren noch verjchieden, ſogar 
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innerhalb der Gontingente, indem er im Frankfurtiichen Gontingent 
zum Theil nach dem alten furmainzischen, zum Theil nach dem 
franzöfilchen geübt wurde. Die Unteroffiziere waren bei einzelnen 
Gontingenten ohne alle Dienjtkenntnig, ähnlich) war es mit den 
Offizieren, die außerdem, wie bemerkt, zum Theil ganz, zum Theil 
halb invalide waren. Die Unterricht3ordnung war namentlich durch 
zu frühe, oder twillfürliche Beurlaubungen geſtört. Trotz aller 
Mahnungen waren die Keinen haltlojen Gontingente nur zum ges 
ringen Theil zu Bataillonen zujammengejchloffen, die Militär— 
commilfion machte demgemäß Vorjchläge wie aus diefem Conglomerat 
13 Bataillone gebildet werden fünnten und follten. 

Das nothiwendige ärztliche Material war bei den meiften Con— 
tingenten ebenfall3 noch nicht vorhanden. 


Nachdem der Bericht dies im Einzelnen angegeben hatte, fügt 
er hinzu: es jet demnach Har, daß bei den meijten Contingenten 
noch viel, bei einzelnen noch jehr viel zur Brauchbarkeit fehlt. Ja 
e3 fehlten ihnen, heißt es weiter, unter den dermaligen VBerhältnifjen 
jelbjt die Wege und Mtittel, fich jemald eine genügende Ausbildung 
verichaffen zu können. 

Ruft man fi ind Gedächtniß zurüd, daß dad X. Armeecorp3 
erſt 1835, da3 VII. und IX. erſt 1836 ala vollftändig organifirt 
angejehen werden durfte, jo wird man ſich auch über die Leiftungen 
dieſer Feiner Täuſchung hingeben dürfen. ine wenigſtens äußerliche 
Bereinigung de VII. Armeecorpa mit dem VII. hatte, jo lange 
der alte Fürft Wrede lebte, dem Namen nach noch beſtanden; ala 
Baiern aber nach defjen 1335 erfolgtem Tode dem Kronprinzen von 
Baiern den Oberbefehl zugewandt haben wollte, war unter den 
Gontingent3herren feine Einigkeit zu erzielen; wol aber beichlofjen 
fie gegen jede Bundesgeje zu Karlsruhe auf eigne Fauſt, daß bet 
einem Krieg mit Frankreich die beiden Armeeforp3 bei Kaiſerslautern 
zufammengezogen werden jollten. 

Dabei blieb innerhalb der Armeecorps das bunte Durcheinander 
in Uebung und Beftand: Kaliber, Exerciren, Reglement3, Uniformen, 
Gradbezeihnungen, Waffen, Abzeichen, Beftimmungen über Bildung 
und Beförderung der Chargirten, Dienstzeit, Verwaltung, Juſtiz— 
und Sanitätsweſen, alles war landesherrlich verjchieden. 

Derſelbe Anlaß, welcher endlich die Behandlung der ober- 
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theinijchen Grenzbefeftigung in Fluß brachte, wirkte auch ein wenig 
fürdernd auf die Organijation der Bundesarmee zurüd, 

Schon im Auguft 1840 Hatten die franzöfiichen Rüſtungen 
begonnen, nominell wegen der türkiſch-ägyptiſchen Frage, in Wirklich- 
feit mit der Abficht gegen Deutjchland. Die behagliche Ruhe der 
Bundesverfammlung twurde indes, wie bemerkt, nicht eher geftört al3 
die dringendjte Gefahr vorüber zu jein ſchien; erjt im März 1841 
hielt das Prafidium einen längeren Vortrag über die Angelegen= 
beit, welche mit dem Antrag endigte, von der Militäreommijfion ein 
Gutachten über die noch zu treffenden Maßregeln einzufordern. So 
geihah ed. Zwei Monate darauf gelangte da3 Gutachten zum Vor— 
trage. Was die Infanterie anging, jo konnte man fich im 
Ganzen mit einer Einſchärfung der für den vollen Friedenzftand 
Ichon geltenden Beitimmungen der Bundeskriegsverfaſſung begnügen, 
daß nämlich) der complete Etat an Offizieren, welcher zu der Kriegs— 
formation der Contingente nöthig ift, auch im Frieden ſtets bei- 
behalten werde; von den Unteroffizieren jollte nur ein Drittel im 
Frieden beurlaubt werden; von der eingeübten Mannjchaft, alſo 
erflufive Rekruten, jollte mindeſtens immer ein Sechjtel unter den 
Fahnen bleiben. Die völlige Kriegsbereitſchaft erforderte hiernach 
bei der Infanterie die Einberufung des beurlaubten dritten Theils 
der Unteroffiziere und der beurlaubten fünf Sechftel der Mannjchaft. 

Bei der Kavallerie galt für die Offiziere dafjelbe, die Unter» 
offiziere und Trompeter jollten ebenfall3 nicht ftändig beurlaubt 
werden können. Für Mannjchaften und Pferde gejtattete die 
Bundeskriegsverfaffung ein doppeltes Syſtem: 

1) Sämmtliche Pferde, die zum Kriegsetat gehören, find vor— 
räthig, fünnen aber bi3 zu zwei Drittel nebſt Mannſchaft be= 
urlaubt fein; 

2) vom BPierdebedarf im Frieden darf ein Fünftel fehlen, 
desgleichen fann ein Fünftel der Mannjchaften beurlaubt jein; e3 
müfjen jedoch Vorkehrungen getroffen jein, daß die Mobilmachung 
in der bejtimmten Zeit erfolgen kann. 

Mit der reitenden Artillerie war es ganz entiprechend zu 
halten. ; 

Bei der Fußartillerie mußte nach wie vor ein Drittel immer 
im Dienjt jein, dagegen jollte e8 mit den Unteroffizieren wie bei 
der Kavallerie gehalten werden. Die Bejpannung brauchte nur für 
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ein Drittel der Geihüße und erjten Munitionswagen vorhanden und 
im Dienft zu jein, von den Mannjchaften fünnten ebenfall3 zwei 
Drittel fehlen und im Urlaub fein. Entgegen dem Herfommen und 
den jeitherigen Beſtimmungen jollten die Fuhrmannjchaften in dem 
Beitand der Kanoniere nicht einbegriffen fein. Bei den Pioniren x. 
jollte es von jetzt ab wie bei der Fußartillerie gehalten werden, 
Namentlich) Hinfichtlich der Beichaffung der Pferde wurde nun ver- 
langt, daß die Bundezftaaten dem Bunde gegenüber fich über die 
ſtatiſtiſche Controle und eine Pränotirung der für den Dienft er- 
forderlichen Pferde auszumetjen haben. Außerdem wurde von jebt 
ab verlangt, daß für die Erjagmannjchaften Kadres an Offizieren, 
Unteroffizieren und Spielleuten im Frieden aufgejtellt werden. Die 
Rejerven, welche aus dem 300. Theile der Bevölkerung beftehen, 
follten geübt, mit Kadres verjehen fein und in 10 Wochen fchlag- 
fertig aufgeftellt werden können. 

Im weiteren wurden dann die jchon jo oft aufgeftellten Forde— 
rungen betr. Bräjenzzeit, Uebungen, Mufterungen ac. wiederholt, und 
namentlich die Nothivendigfeit wieder hervorgehoben, daß die hohen 
Regierungen endlich dafür jorgen möchten, daß da3 Saliber der 
Gewehre und Geſchütze wenigſtens innerhalb defjelben Armeecorps 
den gegenjeitigen Gebrauch der Munition geftatte. 

„Der Ausſchuß,“ Heißt es weiter in dem Vortrage, „hat fich nicht 
verhehlt, daß die Mufterung Beſchwerniſſe mit fich führe. Nament- 
lich trat dies bei Anwendung derjelben auf Deftreich hervor. Wer 
immer die Eigenthümlichkeiten de Kaiſerreichs fennt, muß mehr fühlen 
ala e3 fi) ausjprechen läßt, wie ungewohnt diefem, aus jo vielen 
Völkerſchaften zujammengejeßten großen Heere diefe amtliche Be— 
fichtigung durch andere ala k. f. Generale fein werde. Wenn dem 
unerachtet der £. Hof, im Gefühle treuergebener föderativer Gefinnung, 
older Mufterung ſich zu unterwerfen bereit ift, und wenn Ge. 
Majejtät der König von Preußen diejelbe Gefinnung auf das ent 
ichiedenfte an den Tag gelegt, und nicht minder Se. Majejtät der 
König von Baiern ſich für die dermal in Antrag gebrachte Inſpektion 
ausgejprochen Hat, jo darf wohl gleiches Wollen und Streben bei 
allen übrigen höchſten und hohen Regenten vertrauenzvoll voraus— 
gejet werden.“ 

Und gerade die minder mächtigen Staaten hätten dazu bejondere 
Veranlaſſung, denn erfahrunggmäßig würden fie bei einem unglück— 
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lichen Ausgang am. meijten zu verlieren haben. Nachdem ſodann 
der Referent hervorgehoben Hatte, daß der Ausſchuß ſich bemüht 
habe unter politischen Rüdfichten da3 Schema der injpicirenden 
Staaten aufzuftellen,; nach welchem nicht bloß, wie die Militär- 
commiſſion vorgeichlagen hatte, Preußen und Sachſen die Deftreicher 
und Deftreich und Baiern die Preußen injpicirt, ſondern zu jenen 
Hannover, zu dieſen MWirtemberg Hinzugefügt ward, wurden alle 
Borihläge zufammengefaßt und zur Abjtimmung gejtellt. Allein 
ſchon Anfangs Juni erhob Kurheſſen Einwände, und Meclenburg 
erflärte von vornherein, daß jene Maßregeln, befonder3 die Mufterung, 
nur al3 temporäre jeine Zuftimmung finden könnten; dann fam Olden= 
burg mit jeinen Einwendungen: die Aufftellungsfriit von 10 Wochen 
für die Rejerve müſſe beftehen bleiben, dieſe alljährlich zu Uebungen 
einzurufen, gehe nicht an, dedgleichen jei nur eine einmalige In— 
Ipeftion annehmbar, die außerdem erjt im Jahre 1842 erwünscht 
wäre. Aehnlich äußerten fih Würtemberg mit einem Heere von 
Ausstellungen, jowie Baiern und die andern secundum ordinem, 
namentlich der furfürftliche Hof zeigte wieder eine große Ausführ- 
lichkeit in den Argumenten und verlangte an Stelle Heſſen-Darmſtadts 
bei der Inſpektion des bairiſchen Armeecorp3 betheiligt zu werden. 
In der Hauptjache wurden jene Anträge wieder einmal zum Be- 
ſchluß erhoben, und eine Inſtruktion für die inſpicirenden Generale 
entiworfen. 

Man denke einen Augenblid: dieſer ehrwürdige Apparat hätte 
einen Zujammenjtoß mit der franzöfiichen Armee erfahren. 

Derfolgen wir nun die Ergebniffe der Mufterungen, wie fie in 
den folgenden Jahren zu Tage traten. Nachdem die Berichte über 
die 1841 abgehaltenen Mufterungen an die Militärcommiljion ge— 
langt waren, begannen deren Arbeiten, die 1843 zum Abſchluß ge- 
bracht wurden. In einem Separatprotofoll von 518 gedruckten 
Folioſeiten famen fie zur Vorlage; der erjte Theil derjelben auf 
420 ©eiten, bejtehend aus dem Vortrag des Oberft von Radowitz, 
enthält die Darftellung des Kriegsweſens jedes Bundesſtaats; im 
zweiten Theil wird der vorgefundene Beftand in Vergleich gebracht 
mit den Bejtimmungen der Bundeskriegsverfaſſung; der dritte Theil 
umfaßt die Rejultate der Injpieirungen. Auf Grund dieſer ein- 
gehenden Darftellungen erfolgte dann der Vortrag des Referenten 
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de3 Bundestagsausſchuſſes in Militärangelegenheiten, erftattet durch 
den Grafen von Münch. 

In Baiern wurden darnach zur Ausbildung der Refruten 
nur drei Monate verwandt; bei der Infanterie fehlten 360 Unter- 
offiziere, die Infanterie und Artillerie wurden nur alle zwei Jahre 
zu den vierwöchentlichen Uebungen herangezogen. Als der bairische 
Vertreter darauf erklärt hatte, daß mit Hilfe der bewährten Intelligenz 
der Offiziere und Unteroffiziere, ſodann des vortrefflichen Willens 
der Mannjchaften, die Infanterierefruten binnen 6 Wochen vollfommen 
dienftfähig gemacht werden fünnten, meinte Referent, die bairiſche 
Regierung würde doch wohl nicht annehmen, daß zwijchen den 
Gigenichaften ihrer Leute und denen der anderen Bundezjtaaten 
ein jo weſentlicher Unterjchied beſtünde, daß fie in der Lage jei, mur 
die Hälfte der Ausbildungszeit zu gebrauchen, die jene nöthig hatten, 
Bei dem würtembergiſchen Contingent hatte die Compagnie 
nur drei Offiziere, desgleichen fehlte ein Theil der Jägermannſchaft; 
da3 Gleiche galt von Baden und Hefjen, bei welchen außerdem noch 
36 Unteroffiziere und 239 Gemeine am Präjenzjtande fehlten; ähnlich 
war ed auch bei Sachen, das außerdem feine Referven im Frieden 
gar nicht üben ließ und nicht mit Bekleidung, Ausrüftung und Be- 
waffnung verjehen hatte. Außer den beregten Uebelftänden und dem 
Mangel an Offizieren auch bei der Kavallerie wurde hier auch die 
viel zu kurze Präſenzzeit der Artillerie, jowie da3 Fehlen der zweiten 
Gewehrgarnitur für die Rejerve gerügt. Sehr übel jah es bei dem 
najjauijhen Gontingent auß; an der Organijation der Jäger 
fehlte e8 ganz, an Gemeinen fehlten gegen 700 Wann; die Präjenz- 
zeit dauerte nur 17 Monate, bei der Artillerie fehlten 50 Kanoniere. 
Die Pioniere wurden die Hälfte des Jahres beurlaubt und waren 
ohne jede Ausbildung; die Rejerven waren ohne jede Formation 
und wurden bloß in Liſten geführt; für die Stäbe hatte Nafjau 9 
Dffiziere und 19 Unteroffiziere zu wenig geftellt. Bei der hanno— 
verſchen Divifion wurde ebenfall3 noch manches vermißt, 3. B. 
fehlte noch eine Vereinbarung mit Braunfchweig wegen de3 Divifionz- 
und Brigadeverbandes, jowie der Bejtimmungen über die Kriegs— 
formationen und die für die verjchiedenen Stäbe erforderlichen 
Generalftabsoffiziere und Adjutanten; beim braunſchweigiſchen 
Gontingent mußte außerdem der Mangel an Chargirten und Aerzten 
und der zu niedere Präſenzſtand gerügt werden; das holſtein— 
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lauenburgijche Gontingent hatte noch feinen Belagerungspark, 
auch war die Gleichheit des Kaliber3 mit den beiden anderen Divi- 
fionen de3 zehnten Armeecorps noch immer nicht erzielt. Bei den 
Medlenburg-Schwerinern ftellte fi ein Präſenzſtand von 
nur 16 Monaten und ein Mangel an Chargirten und Nerzten heraus; 
die Uebungen der Rejerven fanden nicht ftatt; an Geſchützen, Fahr— 
zeugen, Waffen ac. herrichte noch Mangel; Medlenburg-Streliß 
hatte weder Jäger, noch Kavallerie, noch Kadres für Rejerve und 
Erſatz; der Präjenzitand der Gemeinen beitand fünf Monate nur aus 
Rekruten, die Rejerven wurden nicht geübt; die ziweite Gewehrgarnitur 
fehlte; Unterärzte waren für die Truppen nicht vorhanden. Sn 
Oldenburg fehlte der Kadre für den Erjaß, die Compagnie hatte 
nur drei Offiziere, zur Friedensbereitjchaft fehlten 62 Unteroffiziere, 
vier Gejchüße, zweite Gemwehrgarnitur und acht Aerzte; zur Zeit 
einer Mobilmacjung hatten die Mannjchaften nur S— 10 Monate 
bei den Fahnen gedient. Aehnlich war es bei den Gontingenten 
der freien Städte, 

Die Zufammenftellung diefer Hauptpunfte mag hierfür genügen, 
um zu zeigen, wie auch da noch dieje gemijchten Armeecorps von 
dem Minimum entfernt waren, welches die Kriegsverfaſſung des 
Bundes zu fordern gewagt hatte. 


Man braucht faum zu erwähnen, daß die Bundesverfammlung 
bejtrebt war durch erneuerte Beichlüffe die Uebelſtände wenigſtens 
auf dem Papier abzuftellen, womit die Jahre 1844—46 Hingingen. 
Das Ergebniß der Mufterung bei der Rejerveinfanteriedivifion 
war ein entjprechend ſchlechteres. Die alten Klagen wiederholten 
fih vielfach; namentlich) wurde auch die mafjenhafte Dejertion 
der Frankfurter Gontingent3joldaten, die angervorben waren, mehr: 
fach, gerügt. In weitere Detail3 einzugehen verbietet Raum und 
Abſicht. Es braucht nur erwähnt zu werden, daß eingehende Ver— 
handlungen über die Nothwendigfeit von vier Compagnieoffizieren 
geführt wurden, wobei die Mitglieder der Militärcommijfion mit 
einander in Differenzen geriethen, welche die Abgabe umfaſſender 
Ceparatvota von Seiten der Vertreter der Mitteljtaaten zur Folge 
hatten. Die Nejerveinfanteriedivifion wurde in den Sahren 1843 
und 1846 gemuftert, für den Herbſt 1846 wurde wieder eine 
Mufterung über dad gejammte Bundesheer angejeßt; die Berichte 

Fiſcher, Geſch. d. deutichen Bundestags zu Franff. a. M. 16 
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über diejelbe konnte die hohe Bundesverfammlung nicht mehr ent- 
gegen nehmen. 

Gin Streit, der jeit 1841 über den von den gemijchten Ar- 
meecorp3 zu ftellenden Brücenzug zwiſchen Sachjen und Kurheſſen 
ausgebrochen war, fonnte 1846 durch Nachgeben Sachſens ge- 
ſchlichtet werden. 

Daß nach all dem die praftiichen Rejultate bei den Mtobil- 
machungen jehr alte und tiefeingreifende Schäden zeigten, ijt nicht 
zu verwundern, Belege dafür finden fich beſonders in der Darftellung 
des Jahres 1848; e3 iſt mur hervorzuheben, daß auch die ſpäteren 
Mobilmachungen, wie 1854 bis 1856; 1859 und 1866, von welchem 
Jahr zum Schluß die Rede fein wird, jowie die folgenden Mujte- 
rungen nur vereinzelte Verbefjerungen erkennen laſſen. 

Nachdem 1851 der ganze frühere Apparat durch die Bundes- 
verjammlung wieder hergejtellt war, nöthigten die veränderten Um— 
ftände und die längere Unterbrechung der Bundescontinuität die 
Bundesverfammlung 1852 zunächjt zur Aufftellung eine neuen 
Schemas für die Standesüberfichten. Bei der ftattgehabten Mufterung 
hatten jich wieder viele Mängel gezeigt: Manche Staaten hatten 
zum Beilpiel nicht 18 Monate Gejammtpräjenz, jondern 2 bis 3 
Monate, einzelne Gontingente hatten jeit Jahren keine Uebung mitgemacht. 
Bei einem Contingent waren ftatt 12 aftiven Offizieren nur 7, und 
3 von der Nejerve, und von diejen waren 7 „anerkannt invalide”. 
Die zweite Gewehrgarnitur bejtand bei vielen Gontingenten nur 
aus alten Musfeten mit Steinjchlöffern. Lichtenftein hielt nur 3 
Dffiziere, 3 Unteroffiziere und 3 Gemeine präjent. 

Im Streit um die Stellung der Specialwaffen hatten fich 
» einzelne Berbände wieder aufgelöſt. Während Dejtreic), Preußen 
und da3 neunte Armeecorpd namentlich angeficht3 der großen Er— 
ſtarkung Frankreich, die Erhöhung der Truppen von 300,000 Mann 
auf 420,000 Mann beantragten, wollten das 7., 8. und 10. Corps 
Alle beim Alten lafjen. Während Oeſtreich ausführte, daß „ein 
weit energijcheres und auf die friegeriiche Geltung Frankreichs, ſchon 
durch jeinen Namen und die dynaftische Ziffer angewiejenes Pouvoir 
an die Stelle der Givilvegierung Louis Philipps getreten ſei“; daß 
das fogenannte Bundesheer vieler Herren Diener jei; daß die Stellung 
Frankreichs um jo übermächtiger jei als es England, Spanien und 
Schweiz gegenüber feine Aufftellungen an der Grenze nöthig habe; 
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beitand die Weisheit der Opponenten darin, daß fie unter Andern 
im Auguft 1852 erklärten: „in dem jeßigen höchſt kritiſchen Mo— 


mente jei eine Organijationsveränderung jehr gefährlid.” Und + 


Würtemberg hatte die naive Dreiftigfeit die Großmächte darüber zu 
belehren, daß es nicht auf viele, jondern auf gute Soldaten ankomme, 
dafjelbe Würtemberg, welches jich in der Folge bis 1866, vielleicht 
auch noch darüber hinaus, nächſt Lichtenftein und anderen Größen 
der Rejerveinfanteriedivifion die meiſten militärischen Muſterungs— 
monita zugezogen bat. Doch eine militäriiche Großthat, an der 
auch die würtembergiſche Regierung ihren Antheil hat, ift zu ver- 
zeichnen, e3 einigte jich mit Baden und Heſſen 1856 dahin, daß fünftig 
da3 achte Armeecorps durch allmähliche Anjchaffung des öſtreichiſchen 
Gewehrkalibers zu einem einigermaßen brauchbaren einheitlichen 
Kaliber im Laufe der Jahre noch zu gelangen die Ausficht Hatte. 
Im übrigen ftritten fich die Mecklenburger, die Hanjeaten und Olden- 
burger um die Stellung von Artillerie und Kavallerie, ohne ihre 
alten Brigadeverbände wieder herjtellen zu fünnen. Um ſo erfreu= 
licher erjcheinen dagegen 1855 die vereinigten luremburgslimburg- 
naſſauiſchen Gontingente al3 die oranijche Brigade. Nur dauerte 
die Herrlichkeit nicht lange. Während fich die Kipper wieder über 
ihr Kontingent ftritten und die militärifchen Berichte bei vielen 
Gontingenten über den Mangel an Offizieren Hagten, hatte Frankfurt 
nur die Hälfte der Gtreitbaren, fehlten Lübeck ohne Erſatz die 
Specialwaffen, fträubte ſich Hamburg bis auf3 Blut gegen die 60 
Reiter, die die Bundesverfammlung verlangte. Indes bemerkte 
Schwarzburg-Sondershauſen, daß e3 1859 die bundesmäßige Präjenz 
in Erwägung ziehen werde. 

Die Berichte über die Mufterungen von 1846 bis 1853 bringen 
vielfach dieſelben Beſchwerden; insbeſondere werden die jchlechten 
Schießreſultate und Felddienftübungen, ſowie die vielfach mangelhafte 
Dizciplin der Eleineren Gontingente gerügt. Man bejchloß nunmehr 
alle fünf Jahre eine regelmäßige Mufterung abhalten zu laſſen, jo= 
daß die erjte derartige 1858 ftattfinden ſollte. Die 1860 vorge- 
tragenen Ergebnifje derjelben waren zunächſt für Würtemberg jehr 
unrühmlich, da die ganze Haltung der Infanterie und vieles andre 
getadelt wurde. Außerdem wurden noch bei 21 Staaten Mängel 
conftatirt; Hamburg hatte weder einen Commandanten, noch Adju= 
tanten, noch DVerpflegungsbeamten, da3 gute Mannjchaftsmaterial 
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fand man völlig vernadhläffigt und ungeübt, noch jchlechter ftand e3 
bei Lippe, deſſen Hauptmann ebenjall3 wie der Oberbefehlahaber 
invalide war; das lichtenfteinijche Heer hatte noch immer fein gleiches 
Gewehrkaliber. Bon allen Monita waren Ende 1861 noch 21 ganz 
unbeantwortet, 1862 noch 16, 1863, al3 die Mufterung wieder be- 
gann, noch 10. 

Wenn die Ergebniffe diefer Mufterung auch mehr als früher 
befriedigende genannt wurden, jo waren immerhin noch 44 Monita, 
an denen Würtemberg wieder mit vier betheiligt war, namhaft zu 
machen. Bei diejer Regierung wurden namentlich wieder die In— 
fanterie und die mangelhaften Reglement? getadelt. Ein wahrhaft 
glänzendes Lob, wie e3 in jenen Räumen noch nicht vorgefommen 
war, hatten die infpicirenden Generale von Dejtreih, Baiern und 
Würtemberg der preußiichen Armee zu ſpenden. Man fieht zwijchen 
den Zeilen das widerwillige Erftaunen, mit Sorge gepaart, im 
Streit mit der jachlichen Freude und Geradheit des Soldaten; lau 
war dagegen da3 Lob, welches Hannover gejpendet wurde. Nächit 
Preußen wurde am meiften Koburg-Gotha, das eine Militär- 
convention mit Preußen abgejchloffen hatte, von dem Mufterungs- 
offizier belobt. Alle Monita waren bei der Auflöſung der Bundes» 
verfammlung noch nicht beantwortet, gejchtweige denn erledigt. 


Viertes Kapitel. 
Marine und Küftenbefeitigung. 


Die Thätigkeit dev Bundesverjammlung in diefer Materie ift, 
wie wohl befannt, in feiner Weile eine erfreuliche geweſen. Nach— 
dem unter dem Drange der nationalen Bewegung die Bundes- 
verſammlung fich gezwungen gejehen hatte, einleitende Schritte zur 
Gründung einer Flotte zu thun, und in diejen Beftrebungen die 
Reichsregierung fortgefahren hatte, gelangte nach dem unglüclichen 
Verlauf der ganzen Bewegung die Verwaltung der Flotte im Herbſt 
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1849 an die fogenannte Bundescentralcommilfion. Der Verſuch, 2 
der auf den Dresdener Gonferenzen wiederholt gemacht wurde, diejes 
lo lang erjehnte, erjtrebte und nun mit vielen materiellen Opfern 
gervonnene Sorgenkind der Nation zu erhalten, fcheiterte an dem 
Miderjpruch der drei Binnenkönigreiche, von denen die Nation und 
ihre Intereſſen jchon jo oft geopfert worden find. Und Oeftreich 
Jagte dazu Ja und Amen. 

So überfam die rejtaurirte Bundesverfammlung diefe Ange- 
legenheit. Es gibt ja fein Wrbeitägebiet, auf welchem man der 
Bundezverfammlung auch nur mit dem zeitweiligen Anflug einer Art 
von Billigung zu folgen vermöchte, es dürfte aber faum em 
andere geben, auf dem man ihr jo mit Widerwillen zu folgen 
gezwungen wird wie auf diefem. SDejtreich jteht der Angelegenheit 
im Ganzen fremd gegenüber, Preußen verjucht auf verjchiedenen 
Wegen, troß feiner ſchwer verlegten Intereſſen, Erhaltung dieſer 
nationalen Einrichtung; Hannover will fi) zum Herren der Nordjee- 
flotte und Protektor der Küſtenſtaaten aufſchwingen; die anderen 
Mittelftaaten und die meijten Kleinen wollen dieſes gewaltige 
Zeichen ihrer eignen Ohnmacht und Kleinlichkeit, das dazu noch 
fojtipielig iſt, aus der Welt jchaffen. Einige ſchwanken, Ginzelne 
find mwohlgefinnt. 

Die Flotte bejtand damals aus zwei Gegelfregatten, drei 
Dampffregatten, ſechs Dampfcorvetten, 27 Kanonenbooten, einem 
Tranzportichiff und ungefähr 900 Köpfen. Man hatte ungefähr 
acht Millionen Thaler für diejelbe aufgewandt. Aber jebt war 
weder Geld da, noch auch hatte jie eine völferrechtlich anerkannte 
Flagge. Gar nicht Hatten zur - Flotte beigetragen: Oeſtreich, 
Sachſen, Kurheſſen, Luxemburg und Limburg. Alles Geforderte 
beigetragen hatten außer Preußen nur Wenige. 

In der Bundesverjammlung trat zuerft Hannover mit jeinen 
Plänen hervor, indem ed Anfangs Mai 1851 unter Ueberreichung 
einer Denkichrift die Bundesverfammlung mit einem Chaos von 
Behauptungen und Anträgen überjchüttete. Darnach joll die Bundes- 
verſammlung jofort das Eigenthumsrecht auf die Flotte ausſprechen; 
dieje jei ein DVertheidigungsmittel des Bundes, jei aljo als orga— 
nijche Einrichtung anzujehen, die Bundesverfammlung jolle dem- 
nad) eine Commiſſion wählen, welche jene Fragen beantworten und 
eventuell weiter prüfen joll, ob, beziw. wie etwa die Auflöfung der 
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Flotte gejchehen ſolle. Preußen antwortete, die Bundesverſamm— 
lung müfle doch zuerft einmal bejchliegen, ob fie die Nordſee— 
Flotille beibehalten und dazu die gegenwärtigen, wie die zufünftigen 
Koften übernehmen wolle. Allein die Bundesverfammlung begann 
über den mittlerweile im Einverftändniß mit Deftreich eingebrachten 
Antrag: zur Unterhaltung der Flotte für die zweite Hälfte des 
jahres 1851 eine Umlage von 532,000 Gulden zu bewilligen, 
die Verhandlung. 

Indem Preußen hiergegen geltend machte: ehe man diejenigen 
von neuem belajte, die ihre Beiträge richtig gezahlt hätten, möge 
man doch die jehr reichlichen Außenftände der Flotte erſt beitreiben, 
e3 ſelbſt habe ſchon 1',, Millionen Gulden, Oeſtreich aber noch nichts 
bezahlt. Oeſtreich benußte feine präfidivende Stellung und jeßte 
einen Mehrheitäbeichluß jenem Antrag gemäß durch, während 
Preußen erklären ließ, da die Flotte noch immer nicht zu einer 
organischen Einrichtung gemacht jei, Fünne die Bundesverfammlung 
höchſtens freiwillige Beiträge erwarten, aber feine Matrikular- 
beiträge für diejelbe bejchließen. 

Preußen gejtand am 2. Oktober zu, daß es feine Rate, troß 
aller Ungerechtigkeit, zu jenen Umlagen bezahlen wolle, wenn dies 
der lebte Beitrag jei, der gefordert werde, und die Nordjeeflotte 
nicht als Bundeseigenthum übernommen, Jondern gegen Taxwerth 
an die Einzelvegierungen abgegeben werde; dieſe Stellung nahm 
Preußen offenbar an, um die Angelegenheit endlich aus der Welt 
zu jchaffen und der zwiichen Hannover und Anderen verabredeten 
und im September in Scene gejeßten Intrigue zu begegnen, Die 
darauf hinaußlief, der öftreichiichen Seemadhtitellung im adriatijchen 
Meer und der preußilchen in der Oſtſee ein hannoverſch-mittel— 
Staatliche Pendant in der Nordſee zu geben. 

Bei der Einjegung einer betr. Commiſſion mußten fich die 
beiden Großmächte majorifiren lafjen. Dieje beantragte dann auch 
ipäter die Bildung einer deutjchen Bundesflotte, beftehend aus einer 
öftreichiichen Abtheilung mit einem Ordinariu mvon 1'/, Millionen 
Gulden, aus einer preußilchen mit einer Million Thlr. und einer 
Nordjeeflotte mit einer Million Thlr. 

Allein die Binmenkönigreiche wollten wohl Hannover ein wenig 
unterjtügen, damit es Preußen an der Nordjee den Rang ablaufen 
fönnte, jie wollten wohl einen Ylottenverein, an deſſen Spitze 
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Hannover jtände, aber auf Bundeskoſten eine Flotte übernehmen, 
das wollten ſie in feiner Weile, denn, erklärten fie, fie hätten weder 


Küften, no Häfen, noch eine Handeläflagge zu jchüken. So - 


beichloß denn Ende December die Mehrheit der Bundesverfammlung, 
die Nordjeeflotte nicht mehr als Eigentum des Bundes beizu= 
behalten und feine Matrifularumlage mehr außzujchreiben. Dieje 
Negative war zwar bequem, Half aber nicht weiter, denn die be= 
barrliche Paflivität der Bundesverjammlung vermochte zwar viel, 
aber fie vermochte doch feine Flotte nebjt Bemannung, wenn e3 
auch nur 900 Köpfe waren, aus der Welt zu ignoriven. In dem 
alten Widerjtreit der Meinungen mußte aljo der Ausſchuß Ende 
Sanuar 1852 die erneute Anfrage ftellen: ob die Flotte für Eigen 
tum des Bundes, oder für eine organische Einrichtung defjelben 
zu erklären jei, bezw. ob die Flotte für Rechnung des Eigenthümers 
veräußert werden ſolle. Zugleich jeien die Staaten, die ih an 
dem Nordjeeflottenverein beteiligen wollten, aufzufordern, dies bi3 
zum 1. März dieſes Jahres erklären zu lafjen. Hierauf ergriff 
Preußen noch einmal da3 Wort und bemerkte: „Exrfläre die 
Bundesverfammlung die Ylotte für ihr Eigenthum, To hätten ſämmt— 
liche Bundesstaaten gleiches Recht, aber auch gleiche Verpflichtungen 
derjelben gegenüber, lehnten fie jene aber ab, dann könnten fie 
auch über die Flotte nicht verfügen. Um nun jenen unauflösbaren 
Widerſpruch, in welchem viele Bundesftaaten fich befänden, die 
jene Frage bejahen, aber feine Verpflichtung übernehmen, oder jene 
Frage dverneinen, aber doch verfügen möchten, endlich zu bejeitigen, 
jo beantragte Preußen, die Flotte für Bundezeigenthum zu erklären 
und alle noch rücjtändigen Beträge von den Bundesregierungen 
einzufordern. Gventuell müſſe man den Wusträgalweg einjchlagen. 
Würde aber die Entjcheidung hierüber noch weiter hinauszuziehen 


verjucht, jo erübrige nicht? anderes, um die weitere Verderbniß ' 


de3 Material3 zu verhindern, ala die Auflöfung der Flotte un— 
verzüglich einzuleiten. Die Mehrheit fam aber wieder auf die 
Austrägalanträge zurüd und erklärte: die Nordfeeflotte it Eigen— 
tum des Bundes, aber feine organilche Einrichtung. Deftreich 
verwahrte fich gegen diejen Beihluß, was Preußen für unberechtigt 
erklärt, Hannover Hinwiederum verlangte, daß ‚die Flotte für eine 
organische Einrichtung erklärt würde, was doch nur im Plenum 
mit Einftimmigfeit hätte gejchehen können. Während Preußen die 
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beiden größten Schiffe ankaufte und Anfangs März erklärte, daß 
es ſich troß feiner großen Ausgabe doch mit 50 Prozent derjelben 
bei der Nordjeeflotte betheiligen wolle, damit dies Projekt zur Aus— 
führung gelangen fünne, erklärte Oeſtreich, es ftelle einen Theil 
jeiner Flotte im adriatiichen Meer als Bundezcontingent nur, wenn 
der Nordjeeflottenverein ohne Preußen zu Stande fomme. Und 
in der That, Hannover hielt Gonferenzen über Gonferenzen ab, 
um jein nordweſt-deutſches Proteftorat in? Werk zu jeßen, da 
aber jeine und feiner Genofjen Ohnmacht jo groß war wie ihre 
Mißgunſt, jo fam gar fein Verein zu Stande, und am 2. April 
beichloß die Bundesverjammlung die Auflöfung. Als aber dag 
Präfidium ſich insgeheim hierzu den oldenburgiichen Staatsrath 
3. D. Hannibal Fiſcher gefapert, und die oldenburgische Regierung 
fich über ein jo illoyales Verfahren bejchwert hatte, bedauerte das 
Prafidium wie gewöhnlich, Oldenburg aber entließ jenen Beamten 
aus jeinen Dieniten. Und diejer übernahm dann das traurige 
Geſchäft, dad wie nichts vorher und nachher die Nation im 
Innerſten verbittert und verefelt hat. Drei Viertel der aufge- 
wandten Summen gingen überdie3 dabei verloren. Und nun ent= 
Itand die Frage, wie ſoll dad dem Feſtungsfond entnommene Geld, 
da3 aus dem Verkauf nicht zu reftituiren war, exjeßt werden? 
Sehr einfach, indem die, welche überhaupt nicht? gezahlt - haben, 
nachzahlen. Deftreich lehnt dies ganz entjchieden ab. Der Krim— 
frieg fam, man glaubte den Fond zu brauchen, man wollte Preußen 
und die Bundesverfammlung fangen, man gab aljo nach und zahlte 
zwei Drittel des Schuldigen, während Preußen auf Erja von 
ein Drittel feiner Leiftungen verzichtete. Unmittelbar nad) dem 
Aprilvertrag vom Yahre 1854 erfolgte dieje Regelung. 

Mit Entgegennahme des Rechenjchaftöbericht3 hatte die Bundes— 
verfammlung noch Jahre lang, mit einzelnen Berfonalien der Be— 
mannung und deren Gehältern. bis in das Jahr 1866 hinein 
zu thun. 

Nachdem Preußen fih im Sommer 1853 dur) Ankauf des 
Jahdebuſens jeine Stellung an der Nordjee mit großen Koften und 
nur nothdürftig gefichert hatte, juchte e8 auch durch Einverjtändniß 
mit einzelnen Küftenftaaten ein Abkommen über die Vertheidigung 
der deutſchen Küften zu Stande zu bringen. Saum aber war auf 
Befehl des Prinz-Regenten eine Specialcommilfion in Berlin zu— 
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jammengetreten, al3 Hannover bei jeinen Binnen-Königscollegen die 
Trommel rührte, und Niemand war froher als die Herren von 
Beuft und dv. d. Pfordten, wieder einmal eine große Bundesaftion 
in Scene jeßen zu können. Ihr Ende 1859 geftellter Antrag, betr. 
die Schußlofigkeit der Nord- und Oftjeefüften ging wie gewöhnlich 
zunächſt an den Militärausſchuß. WS Anfangs 1860 auf defjen 
Bericht Preußen aufgefordert wurde, mit Hannover und den andern 
Küftenjtaaten in techniſche Berathungen behufs der Küftenbefeftigung 
zu treten und ‚die Ergebniffe derjelben der Bundesverfammlung 
vorzulegen, erklärte Preußen, daß der von ihm eingefchlagene Weg 
allein zu einem Ziele führen fönne, denn in der Bundesverjamm- 
lung werde ſchon in den erſten Stadien der Verhandlung der Ruf 
nad) Stimmeneinhelligfeit ertönen und daran Alles jcheitern, denn 
die hannoverſche Regierung habe fich bisher leider ablehnend ver- 
halten. Al aber Preußen, Hannover und Oldenburg nach Ueber- 
einfunft im Juli 1860 bejtimmte Vertheidigungsvorſchläge machten, 
wanderten dieje wie alle folgenden in den dunklen Schvoß der Aus— 
Ichüffe. Hannover verjuchte dann 1861 noch einmal fich neben 
Preußen mit bejonderen Leiltungen bervorzudrängen, e3 erging ihm 
twie bei der Flottenangelegenheit. Es bot den Bau von Kanonen— 
booten, Anlagen, Hafenplaß an, intriguirte innerhalb und außerhalb 
der Bundezverfammlung und verhinderte ein pofitives Ergebniß, 
ohne für die welfiſche Großmadhtitellung im Nordweſten Deutjch- 
lands auch nur das Geringfte zu erreichen. Aber konnte es für 
feinen Kopf nicht? erreichen, dann jollten die Andern wenigſtens 
auch nicht? haben. 
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Die landftändiihen Berfafjungen und 
der Bundedtag. 


Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Beitimmungen. 


Mie in der Organijation der Gerichte, des Militär und der 
allgemeinen Staat3verwaltung, jo fanden die in Wien verhandelnden 
deutſchen Mächte auch in der Trage der politischen Verfaſſungen 
einen Trümmerhaufen von Beitimmungen und Jleberbleibjeln einer 
jahrhundertelangen Entwidelung vor. 

Wie die Handhabung der Gerichtäbarkeit vielfach als ein Real- 
recht jeit den älteſten Zeiten unter unſren Vorfahren gegolten hatte, 
ſo beruhte das wichtige Recht der Landftandichaft, wie es ſich im 
13., 14. und 15. Jahrhunderte entwidelte, durchweg auf dem Beſitz 
eine bejtimmten Gutes oder Bezirks. Wenn auch die landjtändijche 
Vertretung von Haus aus mur eine Vertretung einzelner Stände 
und deren Intereſſen war, jo erhielt fie doch dadurch im Wejent- 
lichen den Charakter der Landesvertretung, daß ihre Beichlüffe, ſobald 
fie vom Landesherrn angenommen waren, für die gefammte Landes— 
bevölferung vecht3verbindlich wurden. Je mehr aber die Landes— 
herren ihre Macht zu heben wußten, deſto ſchneller verloren die 
Stände da3 Recht der Selbitverfammlung und ihren Antheil an der 
gejegebenden Gewalt. Nur als die Landeöherren ihnen durch einen 
„Reichsſchluß“ auc das Steuerbewilligungdrecht nehmen wollten, 
verweigerte Leopold I. im Jahre 1670 feine Genehmigung. That: 
ſächlich ruhte aber jogar Ichon damal3 in vielen Territorien ihre 
Mitwirkung bei der Beſteuerung. Erſt die Beichlüffe und Berjuche 
der franzöfiichen Nationalverfammlung, des Convents, des Diref- 
toriums, des erjten Conſulats und Kaiſerreichs, ſowie die ftaatlichen 
Umpgeftaltungen, die Napoleon I. in Deutichland vornahm, regten 
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die Trage der politiichen Verfaſſung wiederholt in ihrer praktiſchen 
Gejtaltung an, namentlich waren es Rheinbundfürften, welche auch 
dieje, allerdings vecht dekorative allgemeine Landesvertretung, wie fie 
ihr Herr und Meifter beliebte, in ihren neuen Würden einzuführen 
verjuchten oder vorgaben. Es ift indes jehr bezeichnend, daß die 
Bemühungen Preußen, in die Bundesakte ein Minimum der land- 
ſtändiſchen Rechte Hineinzubringen, gerade an dem Widerſpruche 
Baierns und Würtembergs jcheiterten, jo daß bekannter Maßen 
Artikel 13 der Bundezafte in jeiner mageren Form der Pro— 
phezeiung den noch magereren Inhalt bot: „In allen Bundezftaaten 
wird eine landſtändiſche Verfaffung ftattfinden.* | 

Während in der Regel nur die Privilegirten ein Zurückgehen 
auf die zum Theil ganz erſtorbenen altſtändiſchen Rechte verlangten, 
richteten ſich die praktischen Bejtrebungen, namentlich) Weſtdeutſch— 
lands, ſchon von 1814 ab auf eine jogenannte repräfentative Ver- 
faſſung nach dem Mufter der von Ludwig XVII. gegebenen Charte. 
Se mehr man fich hierbei auf eine oberflächliche Kenntniß der parla= 
mentarifchen Formen Englands, jowie die VBerfafjungsformeln ftüßte, 
welche beim und zum Sturz des alten franzöfiichen Staats gebraucht 
worden waren, deſto mehr entfernte man fich von den gegebenen 
Zuftänden, defto eifriger focht man für theoretiſche Vorausſetzungen 
und gegen eingebildete Hinderniſſe. Trotz alledem bemerkten die 
Heinen Könige, daß dieje Beftrebungen für fie nicht ohne Werth jeien 
und für ihre antinationale Selbftherrjcherpolitif ausgebeutet werden 
fönnten. Und wie Baiern und Würtemberg 1815 zu Wien jenen 
Beitrebungen Preußens voriwiegend aus Souveränitätsdünfel wider— 
jtrebt hatten, jo ſahen fie in den al3bald verliehenen Berfafjungen 
und ihren Landtagen eine nicht zu unterſchätzende Stüße ihrer 
Partikularpolitik. Preußen ließ fich leider durch den ruſſiſchen Ein— 
fluß von feinen guten Abfichten wie von der Erfüllung feiner Ver— 
ſprechungen abbringen. — Die Bundesverfammlung ihrerjeit3 über- 
nahm zwar im März 1817 die Garantie der weimarijchen Verfafjung, 
ebenjo die der hildburghauſenſchen Oktober 1818, erklärte aber zu— 
gleich, daß eine jolche nur von ihr übernommen werden fünne, wenn 
diefe durch einftimmigen Beſchluß des Fürften und der Stände be- 
antragt werde. Als aber auch innerhalb der Bundesverfammlung 
die verichiedenen Strömungen zu bemerken waren, welche draußen 
mit lautem Tojen aufeinander trafen, jchien es der Präfidialmacht 
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nöthig dur Säuberung der Bundesverfaffung und bejondere 
Minifterialeonferenzen der Bundespolitif auch in diefer Richtung be- 
ftimmte Wege zu weilen. So ergriff denn auch im September 1819 
der Präfidirende dad Wort, um unter vielen Klagen darauf zu 
fommen, daß man leider anfange das landftändiiche Princip mit — 
demokratiſchen Grundjägen und Formen zu verwechleln, jo daß 
dadurch der Bund, bezw. die Griftenz der Monarchie gefährdet 
würde. Man wolle in diejer Form die Rechte des Bundes angreifen, 
ein allgemeines politiſches Sprachgewirr und eine für Deutjche 
unbegreifliche Oberflächlichfeit und Berfehrtheit habe ſich, durch das 
Ausland dazu verführt, an diefem Artikel entwickelt. Deshalb müfje 
man jeßt dazu jchreiten demjelben eine Grundlage zu geben, welche 
allein aus deutſchen Begriffen, deutjchem Rechte, deutjcher Gejchichte 
abgeleitet jeien. Jedenfalls ſolle bei weiteren landftändilchen Ver— 
handlungen nicht? gejchehen, was mit den hier vorläufig aus— 
geiprochenen Anfichten in Widerjpruch ftände. 

Bejonderer Tadel wird vom Präfidium zuletzt darüber ver- 
hängt, daß „die in verjchiednen Staaten eingeführte Deffentlichkeit 
der ſtändiſchen Verhandlungen und die Ausdehnung derjelben auf 
Gegenftände, die nie anders al3 in regelmäßiger, feierlicher Form 
aus dem Heiligthum der Senate in die Welt dringen, eitler Neugier 
und leichtfinniger Kritif zum Spiel diene.” Eine wahrhaft 
augurale Einleitung zu der berüchtigten Metternichichen Conferenz- 
politf. Wenn nun auch die Verhandlungen zu Karlabad und Wien 
1819/1820 nicht, wie man gehofft und gewünjcht hatte, zur Ver— 
nichtung der Berfafjungen geführt, vielmehr noch, namentlich durch 
die Oppofition Wangenheims, zu der Beltimmung der Wiener 
Schlußafte geführt hatten, daß die Bundesverfammlung darüber zu 
wachen habe, daß die Beitimmung de3 Artikel 13 in feinem 
Bundesſtaat unerfüllt bleibe, jo trugen die übrigen Paragraphen, 
55—61, dieſer Akte doch durchweg das Gepräge der Metternichichen 
Beitrebungen, d. 5. des Quietismus und der ruffificirten Allianz- 
politik. Die Faſſung der Artikel ift zum Theil jo allgemein, daß 
man ihnen jehr weitgehende Verjchiedenheiten unterlegen kann; zum 
Theil jucht fie der Berechtigung der altftändifchen Vertretungen freie 
Dahn gegen die conftitutionellen Mittelftaaten zu fchaffen, deren 
Partilularpolitif fich vielfach mit den Verfaſſungsbeſtrebungen be- 
rührte. Während fich Artikel 57 dev Wiener Schlußakte namentlich 


256 


gegen die jtaatsrechtliche Fiktion von der Theilung der Staats: 
gewalt zwiſchen Fürft und Landftänden wendet, jchärft Artikel 58 
ein, daß die Bundesfürjten durch feine landſtändiſche Verfaffung in 
der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert oder 
bejchränft werden dürften. Diejelbe Tendenz zeigt Artikel 59, nad) 
welchem die Deffentlichkeit der landftändischen Verhandlungen nur 
jo weit zu dulden ift, als fie die Rechte der Bundezftaaten oder des 
Bundes nicht gefährdet. Oder ohne ftaatZrechtliche Formulirung : 
Wenn in den Kammern gegen den Bund und die Bundesverfamm- 
lung polemijche Bemerkungen fallen, jo dürfen dieſe nicht in die 
Deffentlichkeit dringen. Im Anjchluffe an die letzte Beſtimmung 
beichloß die Bundesverfammlung 1824 auf Antrag Oeſtreichs, daß 
in allen Staaten mit Verfafjungen für die Kammern „überall eine 
den Bejtimmungen der Wiener Schlußakte entjprechende Gejchäfts- 
ordnung” einzuführen ſei. Zugleich wünjcht die Bundesverjamm- 
lung mit Sr. Majejtät dem Kaiſer von Deftreich, daß die Bundes- 
ftaaten ſich über die Grundlinien einer ſolchen Geſchäftsordnung 
verjtändigen möchten. Es braucht nur angemerkt zu werden, daß 
e3 dazu überall nicht Fam. 

Als in Folge der Sulirevolution in Frankreich eine neue Ver— 
fafjung gegeben wurde, die den Schwerpunkt der Regierung in die 
Kammer verlegte, traten die entjprechenden Tendenzen, die vielfach 
entjchieden republikaniſch waren, auch in Deutjchland jtärker hervor. 
Die Präſidialmacht fand die Bundesverfammlung geeignet und ge= 
neigt in ihrer Weiſe polizeilich gegen jene Bewegungen, vornehmlich 
in den Kammern, aufzutreten. Sie nahm die berüchtigten ſechs 
Artikel vom 28. Juni 1832 an, welche die repreſſiven Abfichten 
der Wiener Schlußalte ftärker hervorfehren und die Kammern geradezu 
unter die polizeiliche Aufficht der zu errwählenden Bundestagscommilfion 
ftellen. Da die bezüglichen Ergebniffe der Wiener Conferenzen von 
1834 nicht zu Bundesbejchlüffen erhoben worden waren, faßte 
die Bundesverjammlung 1836 den Belchluß, daß Berichte aus den 
Kammern nur den cenjurixten Blättern der betreffenden Landes— 
regierung oder den zur Deffentlichkeit bejtimmten Akten derjelben 
entnommen werden durften und zwar unter Angabe der Quelle. 
Wie wenig im Grunde mit all diefen Quälereien und Nörgeleien 
auggerichtet worden ift, bedarf feiner weiteren Auseinanderſetzung. 
Die Bundesverfammlung ließ ſich aber nicht abjchreden, im Jahre 
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1851, einen neuen Feldzug gegen die 1848er und 1849er Verfaſſungen 
und zwar durchweg von äußerem Erfolg begleitet, mit allen ihren 
Kräften zu beginnen. 


Zweites Kapitel, 
Die Verfaſſungen in den Kleinftaaten. 


Die erjte Berfaffungäftreitigfeit, welche an die Bundesverfamme 
lung gelangte, war die, welche zwilchen der lippe-detmoldiſchen Re— 
gierung und den lippejchen Landitänden jchwebte und im Jahre 
1817 bei der Bundesverjammlung von den leßteren anhängig ge— 
macht wurde. Gegen die 1819 zu Stande gefommene Tippejche 
Verfaſſung erhoben dann der Fürft von Schaumburg-Lippe und 
die Ritterfchaft von Detmold neue Beſchwerde. Nachdem inziwijchen, 
wie bemerkt, die Garantie für die weimariſche und hildburghauſenſche 
Verfaſſung, jowie im Jahre 1822 auch die für Koburg-Saalfeld 
bon der Bundesverfammlung übernommen worden war, fam man 
in einer der le&ten Sitzungen des Jahres 1824 endlich, nach wieder- 
holter Erneuerung der Beſchwerden ſeitens der lippeſchen Landftände, 
zu dem Beichluß, der fieben Jahre früher der Bundesverfammlung 
ſchwerlich mehr Mühe gefoftet hätte: die fürftliche Regierung um 
ihre Erklärung in diefer Angelegenheit zu exrjuchen. 

Als dieſe weder erfolgte, noch auch die Bundesverſammlung 
diefe Angelegenheit irgendwie weiter in Rückſicht zog, riefen die 
Stände im Jahre 1826 von neuem die Unterftüßung de Bundes 
an. Auf Vortrag des Referenten der Eingabecommilfion befchloß 
die Bundesverſammlung im April d. $., daß die lippeſche Negie- 
rung binnen einer Friſt von zwei Monaten ihre Erklärung be- 
wirken und einreichen ſolle. In der Sitzung vom 28. Juni d. 5. 
gab der Gejandte der 16. Stimme, Freiherr von Leonhardi, für 
Lippe folgende Erklärung ab: 

„Der Gejandte hat nicht verfäumt, Se. Hochfürftliche Durchlaucht, 
den Fürften zur Lippe, von dem Beichluffe diefer hohen Verſamm— 
lung ehrerbietigſt in Kermtniß zu jeßen; Höchjtdiejelben haben mir 

Fiſcher, Geich. des deutichen Bundestags zu Frankf. a. M. - 17 
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aufgetragen, diefer hohen Verſammlung anzuzeigen: daß, aller Nach- 
giebigkeit von Seiten der Regierung unerachtet, es derjelben bis jett 
nicht gelungen jei, die vorliegenden Reklamationen auf gütlichem 
. Wege zu erledigen, und verjchiedne eingetretne neue Umftände machten 
e3 ihr unmöglich, bei der gegenwärtigen Sachlage, dermalen jchon 
eine genügende Erklärung abzugeben. Der Geſandte ift zugleich an— 
gewwiejen, diejer hohen Berjammlung den dringenden Wunſch Er. 
Durchlaucht auszudrücken, mit diejer Erklärung bis nach den nächſten 
Ferien anftehen zu können, — ein Gejuch, welches um jo weniger 
Anftand finden dürfte, als bei einem für da3 Geſammtwohl jämmt- 
licher Unterthanen jo hochwichtigen Gegenftande, eine Verzögerung 
von wenigen Monaten durchaus nicht in Betracht kommen kann.“ 

Hierauf wurde bejchloffen: dieſen Antrag an die Eingabecom— 
miſſion zu verweilen. 

Am 13. Juli d. J. gab der Referent der Commiſſion, Graf 
von Beuft, folgendes Gutachten ab. 

63 ſei für die Hohe Bundesverfammlung allerdingd unangenehm, 
nach einer jo langen Beit von neuem an der Erfüllung einer durch 
den 54. Artikel der Wiener Schlußakte für fie begründeten Ob— 
liegenheit gehindert zu werden. 

„Wenn die fürftlichelippeiche Regierung zu erkennen gebe, daß, 
aller Nachgiebigkeit von ihrer Seite ungeachtet, es bis jebt nicht 
gelungen jei, die gegen fie vorliegenden Reklamationen auf gütlichem 
Mege zu bejeitigen, und daß verjchiedene eingetretene neue Umftände 
ed der fürftlichen Regierung unmöglich” machten, bei der gegen= 
mwärtigen Sachlage dermalen jchon eine genügende Grflärung abzu= 
geben, jo wäre für hohe Bundesverjammlung wünjchenswerth ge— 
wejen: eine bejtimmtere Angabe, worin von Seiten der fürftlichen 
Negierung nachgegeben worden jei oder nicht nachgegeben werden 
fönne, ingleichen jener angeblich hindernd eingetretenen neuen Um: 
jtände und gegenwärtigen Sachlage hätte diejelbe in den Stand 
gejegt — jo lautet es wörtlich im amtlichen Protokolle — fich die 
Motive der abermals gewünjchten Friſterſtreckung ganz aneignen zu 
können. Unftreitig beruhe es auf einem Mißverjtand über den noth- 
wendigen Umfang der von Hoher Bundesverfammlung exbetenen 
Grflärung, wenn die erfolgte nicht bejtimmter gejchehen jei. Da 
indes dieje hohe VBerjammlung, am wenigften jchon jeßt, beabfichtigen 
werde, ohne eine weitere Erklärung der Fürjtlichen Regierung ab- 
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zumwarten, über die gegen Höchftdiefe vorliegenden Reklamationen 
hauptjächliche Bejchlüffe zu faſſen, jo dürfte nichts übrig bleiben, ala 
die bejtimmte Erwartung auszuſprechen, daß es der fürftlichen 
Regierung zu Lippe-Detmold gefallen werde, noch im Laufe diejes 
Sahres die gewünjchte Erklärung anher gelangen zu lafjen.“ 

Demgemäß wurde bejchlojlen. 

Aber der Gejandte dei 16. Stimme ſchwieg, die fürftlich- 
Iippejche Regierung jchwieg, die hohe Bundesverfammlung ſchwieg. 

Erſt nach zehn Jahren erfolgte die Erklärung der Regierung 
und zwar in folgender charakteriftiiher Form: „Um die Hindernifje 
zu bejeitigen, welche Sr. hochfürftlichen Durcjlaucht bisher die Er- 
füllung des dreizehnten Artikel der Bundedacte unmöglich ge- 
macht haben, find von Höchſtdemſelben die ehemaligen Stände von 
Ritterichaft und Städten zu einem Landtage berufen, damit auf dem- 
jelben die Höchjtdero Lande zu ertheilende, landſtändiſche Verfaſſung 
berathen werde, und find zu demjelben auch die Chefs der Erbherr- 
lichen Linien nach vorheriger Mittheilung de3 Entwurf3 des zu 
proponirenden Geſetzes verfaſſungsmäßig eingeladen.” 

Nachdem dann erklärt worden, daß das Rejultat diefer Ver— 
handlungen nunmehr als DVerfaffung publicirt und Hierdurch der 
Bundesverfammlung überreicht werde, hält fich derjelbe Geſandte 
für Schaumburg=Lippe, ein Sechſtel der jechazehnten Stimme, in 
diefer Sache da3 Protokoll in eventum offen. 

In einer der folgenden Situngen wird dann der Proteft diejes 
Sechſtels gegen jene Verfaſſung ala eine Verlegung der Rechte des 
Gejammthaujes Lippe zum Vortrag gebracht. Anfangs 1837 er- 
flärt wieder die jechzehnte Stimme für Lippe, indem fie für Schaum: 
burg-Lippe das Protokoll aufhält, nach einer längeren Auseinander— 
jegung, daß fi) Schaumburg-Lippe damit ein liberum veto an— 
gemaßt habe, welches doch ohne Zweifel die Bundesverjammlung 
nicht zu unterjtüßen gedenfen werde. Wie zu erwarten fam die 
Sache zur Begutachtung an eine Dreiercommiffion, auf deren Vortrag 
die Bundesverſammlung beichloß die jchaumburgslippeiche Be— 
jchwerde auf fich beruhen zu laſſen und die lippejche Verfafjung im 
Archiv des Bundes zu hinterlegen. Im Juli des folgenden Jahres 
hub jedoch das Berftedenjpielen von neuem an; diesmal legte die 
ſechszehnte Stimme gegen die Lippeſche Verfaſſung Verwahrung ein, 
fie jprach für das lippe-ſchaumburgiſche Bruchtheil und hielt fich 
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für das lippeſche das Protokoll offen. Nachdem jodann die ſechs— 
zehnte Stimme diejelbe Procedur noch einmal vorgenommen hatte, 
ſchwieg wieder Alles. 

Dieje 1836 zu Stande gefommene Berfaffung, nach welcher 
die Landjtände aus je fieben Abgeordneten der Ritter, Städte und 
anderen Grundbefißer bejtanden und nach Kurien abftimmten, bejtand 
bi3 1848 in anerkannter Wirkſamkeit. Nachdem jodann in diefem 
Jahre den Landftänden durch ein fürjtliches Patent ihre verfaffungs- 
mäßigen Rechte in inanzangelegenheiten und der Gejehgebung an— 
erkannt war, wurde nach einem 1849 gegebenen Wahlgeſetz ein neuer 
Landtag von fünfundzwanzig nicht ſtändiſchen Abgeordneten eröffnet, 
mit welchem indes eine neue Verfaſſung nicht vereinbart werden 
fonnte. Als aber nach dem Tode de3 Fürſten defjen Nachfolger 
1852 die Wiederheritellung des alten Landtags und Aufhebung aller 
Patente und Vereinbarungen von 1848 und 1849 von dem Land- 
tage forderte und dieſer fich defjen weigerte, erfolgte jeine Auflöfung. 
Die vom Landtagsausſchuß geforderte Vorlegung des Gtat3 wurde 
verweigert und die Verfaſſung von 1836 pure wieder eingeführt. 
Al deshalb die Stände bei der Bundesverfammlung petitionirten 
um Rüdnahme diejer Berordnung und dem Fürften die Erklärung 
hierüber auferlegt wurde, bejtritt diejer die Legitimation der Petenten 
und die Gompetenz der Bundezverfammlung. Auf dag darauf ein= 
gereichte „dringende Geſuch“ der Stände, welches das Inhibi— 
torium der Verordnung beantragte, ließ Lippe mit großem Eifer 
erklären, ein Inhibitorium würde „die Autorität des Fürften und 
der ganzen ftaatlichen Ordnung in Lippe höchlichft gefährden." Syn 
jehr weitläufigen juriftiichen Grörterungen gelangte die Bundes— 
verjammlung zu dem Beſchluß die Petenten zwar abzuweiſen, die 
Regierung aber aufzufordern, daß fie die erforderlichen Geſetzentwürfe 
über das landſtändiſche Finanz- und Gejeßgebungsrecht den Ständen 
vorlegen ſolle. Wie der Fürft erklärt hatte, daß er „mit fürder- 
jamjter Gonftituirung des Landtags nach der Verfaffung von 1836 
verfahren werde, und von der Heilfamkeit feines Verfahrens innigft 
überzeugt ſei,“ jo ließ er nunmehr erklären, nach jenen Anträgen 
verfahren zu wollen. Die Bundesverfammlung beſchloß denn auch 
Anfangs 1854, fie wolle der Anzeige der lippefchen Regierung ent— 
gegenjehen, dieſe Anzeige erfolgte nicht; 1855 petittonirt der Land» 
tagsausſchuß von neuem, 1857 erklärte die lippeſche Regierung, die 
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Verhandlungen jeien an einem Votum der Ritterfchaft gejcheitert. 
Alle weiteren Eingaben famen als „beruhend“ zur Regijtratur. 

Nicht alle derartige Verhandlungen tragen jo den Typus des 
normalen, bundesmäßigen Verlaufs wie diefe. 

Nachdem ſchon Ende der dreißiger Jahre eine Petition der 
waldeckiſchen Stände, die wenn auch juriftiich ſchlecht fundirt, 
doch die argen Mebelftände und patriarchaliichen Verkehrtheiten der 
Landesverwaltung zeigt, als außerhalb der Competenz der Bundes- 
verjammlung liegend abgewiejen war, hatte die Petition des Prinzen 
Hermann von Walde gegen die 1849 vereinbarte Verfafjung mehr 
Erfolg. Es hieß in derjelben, daß dieje Verfaffung die „Monarchie“ 
gefährde und den Bundesgejegen widerſpreche; da dem Fürften die 
Domänen genommen und eine Givillifte gegeben jei, jehe fich der 
Fürſt in den Augen de3 gemeinen Mannes herabgejegt und zum 
Beamten gejtempelt. Die Bundesverfammlung möge ſofort dazwijchen 
treten, jedenfall3 früher ala der Erbprinz volljährig werde und die 
Verfaſſung beſchwören müſſe. Demgemäß beſchloß auch die Bundes— 
verſammlung 1852 und Waldeck erhielt im Auguſt d. J. eine neue 
Verfaſſung. 

Weit einfacher geſtaltete ſich die Sache in Heſſen-Homburg. 
Die hier 1850 publicirte Verfaſſung, die dem Bundestag ſehr 
anſtößig war, wurde in der Bundesverſammlung ſolange dilatoriſch 
behandelt, „bis die entſcheidende Wendung Ende April 1851 bei 
den Verhandlungen auf den Dresdener Conferenzen eingetreten war.“ 
Ein unſchädliches berathendes Inſtitut wurde 1852 an die Stelle 
geſetzt, nachdem die Bundesverſammlung die alte Verfaſſung auf— 
gehoben hatte, die von dem Landgrafen nicht beſchworen worden war. 

Die im Jahre 1841 in der Bundesverſammlung vorgelegte 
ſondershauſenſche Verfaſſung nahm die Bundesverſammlung nur 
zur Wiſſenſchaft, wogegen ſie die Patente und Inſtrumente betr. 
den Vereinigten Landtag, die Provinziallandtage u. ſ. w. für Preußen 
durch Aufnahme ins Protokoll ehrte. 

Beſonders viel Mühe und Arbeit erwuchs, wie angedeutet, der 
Bundesverſammlung aus den März- und folgenden Errungenſchaften, 
namentlich auch, inſofern ſie ſich in die Verfaſſungen eingeſchlichen 
hatten. 

Beſonders eilig hatte es die Bundesverſammlung bei der Bremer 
Verfaſſung. Als über dieſe der ſogenannte Sicherheitsausſchuß bei 
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der Bundesverjammlung mit dem Bürgermeifter Smidt in Bremen 
einige Noten gewechjelt und die Bürgerjchaft fich den Forderungen 
der Bundesverfammlung: das 1848/1849 in die Verfaffung auf- 
genommene „Bundesgejeßtvidrige” aus derjelben zu entfernen, wider— 
jette, jandte die Bundesverfammlung als Bundestommiffär den 
bannoverjchen Generalmajor Jakobi, welcher, event. mit Waffen- 
gewalt die bundesgeſetzmäßige Umkonftituirung Bremens vorzunehmen 
hatte. In einem jehr langen Berichte Hat diefer dann im April 
1854 die Ausführung und Vollendung ſeines Auftrags dargelegt; 
der Bericht wurde ind Protokoll aufgenommen. Auch in Frank— 
furt wurde der Senat kurzer Hand 1852 von der Bundesverjamm- 
[ung gezwungen die Gejee vom 19. Oftober 1848 und 20. Februar 
1849 für illegal und ungiltig zu erklären. 

Eine bezügliche Petition Frankfurter Bürger vom Jahre 1853 
ließ man gar nicht zur Verhandlung zu. Normaler verliefen die 
Verhandlungen, welche in der Bundesverjammlung über die Ham— 
burger Verſaſſung von 1850 geführt wurden: Einige Monita 
werden erhoben und Borträge gehalten in den Jahren 1855, 1356 
und 1859. Dann jchließt die Sache mit der üblichen bundestäg- 
lichen Erwartung, der aber nicht weiter entjprochen wurde. 

Ein landjchaftliches wie bundestägliches Kabinetsſtück Tiefert 
aber die anhaltiſche DVerfaflungsangelegenheit. Bon den vier 
Herzogthümern Anhalt Hatten nur drei: Bernburg, Deſſau und 
Göthen ſeparat dem deutjchen Bunde beitreten können, weil Zerbſt 
1793 audgejtorben war. 

Die Gejammtlandichaft der anhaltiichen Stände, welche, da 
feine Prälatur vorhanden war, nur aus Ritterfchaft und Städten 
bejtand, hatte vier Organe ihrer ſtändiſchen Thätigkeit gehabt: erſtens - 
die von dem ältejtvegierenden Fürſten als „Oberdireftor” der Ge— 
ſammtlandſchaft ausgejchriebenen ftändijchen Verſammlungen; dieje 
hatten wieder in vier verjchiedenen Formen beftanden als: eigentliche 
Landtage, Landrechnungstage, Ausihuß- und Deputationstage; 
zweitens hatte es Gonvente, drittens einen engern und viertens einen 
weiteren Ausſchuß gegeben. Das Präfidium auf allen dieſen Ver- 
jammlungen und Tagen führte der vom Oberdirektor ernannte 
Unterdireftor aus der Ritterfchaft. Die Berechtigungen der Land- 
ſchaft hatten fich theils auf Aufbringung, Bewilligung und Ver— 
waltung von Steuern, theil3 auf Theilnahme an der Gejeßgebung 
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und landſtändiſches Repräſentations-, Beſchwerde- und Betition- 
recht bezogen. Zur Wahrnehmung der Gejchäfte und landſtändiſchen 
Intereſſen hätte die Landjchaft vier Beamte unterhalten: Landſyndikus, 
Zandrentmeifter, Landrentjchreiber und Landrentboten. Der lebte 
Landtag war 1698, der letzte Landrechnungs- und Ausſchußtag war 
1793, der lebte Deputationstag 1802 abgehalten worden. Die Macht 
der Ritterjchaft war durch Fürſt Leopold von Defjau gebrochen 
worden, und zwar hatte diejer nicht bloß in Deſſau, jondern auch 
durchweg in Göthen die Verwandlung der Ritter in Kammergüter 
durchgeſetzt. Städtiiche Mitglieder der Gejammtlandichaft hatte es 
ſchon lange nicht mehr gegeben. Eine in Cöthen nad) franzöſiſchem 
Muster 1810 eingeführte Gonjtitution war 1812 befeitigt worden, 
und die 1816 zwiſchen Ständen und Fürften eingeleiteten Verhand— 
lungen über eine Verfafjung waren bis 1848 ohne Rejultat geblieben. 
Nun Hatte zwar das Jahr 1848 jedem anhaltiichen Ländchen eine 
moderne Verfaſſung gebracht, da diejelben aber in Folge des Bundes— 
beſchluſſes von 1851 als bundeswidrig in Deſſau und Göthen zwar 
aufgehoben, in Bernburg aber bejtehen geblieben waren, jo lag in 
leßterem nicht nur eine Beeinträchtigung der gefammtlandichaftlichen 
Vertretung, welche in Defjau und Cöthen nur ruhte, ſondern auch 
eine Verlegung des Bundesbejchluffes vor. Auf eine Petition eines 
Theil der anhaltiichen Ritterichaft Hin, beichloß 1854 die Bundes— 
verfammlung die anhaltijchen Regierungen zur Erklärung aufzufordern. 
Wie zu erwarten war, erklärte Bernburg, daß jeit ungefähr zwei— 
hundert Jahren die Landitände die Ausübung ihrer mwejentlichen 
Rechte vom Landezherın nicht Hatten erlangen können, daß alfo 
auch die Vorausſetzung für das Eingreifen der Bundesverfammlung, 
nämlich) das in „anerkannter Wirkſamkeit ſtehen“ fehle. Allerdings 
jei ja ſchon wegen des Bundesbejchluffes von 1851 eine Revifion 
der bejtehenden DVerfafjung nöthig, und wenn man an Stelle der 
Wahlen zum Landtag eine ſtändiſche Repräfentation jete, jo jei den 
Petenten wol Genüge gethan, und da3 Land würde e3 jebt fich 
gefallen Yafjen, da das Intereſſe an den Wahlen wie am öffentlichen 
Leben völlig abgeftumpft jei. Kurz darauf erklärte Deifau-Cöthen, 
daß e3 das Recht der Gejammtlandichaft immer anerfannt und die 
„Idee der Gejammtung“ auch in dem neuen Entwurf fejtgehalten 
habe, Bernburg dagegen habe die Berathung einer Gefammtverfaffung 
jowie die Berufung der Gejammtjtände abgelehnt. „Se. älteft- 


264 


regierende Hoheit zu Anhalt" ſei aljo an jener Klage ganz unjchuldig. 
Nachdem die Bundesverfammlung jodann Bernburg zur Berathung 
mit Deſſau⸗Cöthen, bezw. zur Anzeige bei der Bundesverfammlung 
aufgefordert hatte, jchlief die Angelegenheit beim Bunde biß die 
Petenten nach vier Jahren, joweit fie noch) am Leben waren, ihre 
Gingabe bei der Bundesverfammlung erneuerten. Aus den vier 
Mochen, innerhalb deren nunmehr die anhaltiichen Regierungen fich 
zur Cache erklären follten, wurden wieder fünf Monate; außerdem 
fonnte man nicht? weiter erflären, al3 daß der Verfaſſungsentwurf 
der Gejammtlandichaft zur Aeußerung vorgelegt jei. Nach drei 
Monaten gab die Bundesverfammlung wieder Friſt zum Abſchluß 
der Angelegenheit. Nachdem aus der neuen Frijt von drei Monaten 
wieder acht Monate geworden waren, konnte endlich im DOftober 1859 
die neue Landichaft3ordnung der Bundesverjammlung zur Ueber- 
nahme der Garantie vorgelegt werden. Als auch nach anderthalb 
Jahren die mit der Prüfung diefer Oarantiefrage niedergejekte 
Commiſſion noch zu nichts gefommen war, Tief im Juni 1861 eine 
Betition der Cöthener Stadtverordneten ein, welche um Ablehnung 
der Garantie bat, da die Verfaffung von 1848 noch recht3verbind- 
lich bejtehe. Während Preuße nund Baden beantragten dieje Eingabe 
an jene Commiljion zur fachlichen Prüfung zu überweilen, wurden 
die Petenten von der Mehrheit der Bundesverfammlung ala zur 
Sache nicht Tegitimirt abgewiejen. Einen Bericht aber über die 
Garantie der anhaltijchen Verfaſſung hat die Commiſſion auch nicht 
erftattet; er gehörte offenbar zu den ſtillſchweigend „beruhenden“. 

Ein anderes geartetes Intereſſe bieten die Verhandlungen über 
die Verfaffung von Gotha. 

Grafen und Ritter des Herzogthums Gotha petitionirten 1853 
um Aufhebung der eben vereinbarten Verfaſſung nicht bloß, Jondern 
auch der Geſetze über die Bejeitigung der Lehensherrlichkeit, Frohn— 
dienste, Frohngelder, Befthaupt- und Auflaßgelder, jowie des Jagd— 
gejetzes, welches das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden auf: 
gehoben hatte. Nachdem die Petenten behauptet hatten, daß das 
jogen. Staatgrundgejeß dem Bundesbeſchluß von 1851 und dem 
Artikel 56 der Wiener Schlußafte widerjpräche, Hagten fie die 
gothaiſche Regierung an, daß fie nicht auf dem Recht, jondern auf 
fluktuivenden Volksmeinungen Fuße. „sm Intereſſe aller deutjchen 
Souveräne“ müfje jolchen Zuftänden entgegen getreten werden. 
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In dem Bericht des Reklamationsausſchuſſes wurde den Petenten 
ziemlich unverblümt erklärt: ſoweit fie fich privatrechtlich gejchädigt 
jähen, jet da8 nicht Sache der Bundesverfammlung und foweit die 
Bundesgeſetze durch jene Verfaffung gejchädigt jeien, ſei das nicht 
Sache der Petenten ; da3 verlangte Inhibitorium jei nicht zu gewähren ; 
da indes Artikel 56 richtig angewandt ſei, wäre die gothatlche 
Regierung um eine Erklärung zu erfuchen. Nachdem zum Schluß 
die Sprache der Eingabe gerügt war — Verfaſſer war Hannibal 
Fiſcher — beichloß die Bundesverfammlung dem Ausſchußantrag gemäß. 
Aus der nach einundeinhalb Jahren eingereichten gothailchen Er- 
Härung und Denkichrift ergab ſich zunächft, daß dem Herzog ebenjo 
die Abänderung der alten Verfaſſung zuftand wie die abgeänderte 
Verfaſſung von den Ständen anerkannt fei, jomit aber die Com— 
petenz der Bundesverjammlung bier nicht Plab greifen könne. 
Wichtiger aber als dieje rein rechtlichen Einwände feien die politifchen. 
Dei jeinem Regierungsantritt 1844 fand der Herzog zwei verjchiedene 
Verfaſſungen vor: die coburgifche, deren Garantie die Bundesver- 
jammlung ja übernommen hatte, und die gothailche, welche aber 
jo veraltet war, daß nicht ein Fünftel der Landesangehörigen und 
nicht ein Dreizehntel der Grundbeſitzer vertreten waren. 

Die privilegirten Grundbeſitzer nahmen zwei Kurien, einige 
Städte die dritte Kurie ein; die Mehrzahl der Städte und Die 
Bauern waren gar nicht vertreten. Allerdings waren glücklicherweiſe 
die Rechte dieſer unförmlichen Vertretung jehr bejchräntt. Und da 
das Intereſſe des Landes entjchieden eine Aenderung gebot, wurden 
die DBerhandlungen jofort eröffnet. Da kam 1848, und um die 
Verhandlungen in einem friedlichen Geleije zu erhalten, wurden zu 
denjelben auch die Jeither unberechtigten Staat3angehörigen zugelafien, 
aber auch den alten Ständen die entiprechende Theilnahme gejichert, 
von der dieſe aber feinen Gebrauch gemacht haben. So kam die 
Verfaſſung von 1849 für Gotha zu Stande. „Bald war,” heißt e3 
in der Denkſchrift, „der Strom vorübergeraufcht, die Nation ſank in 
Theilnahmsloſigkeit zurück, die Regierungen erhielten eine fajt un= 
bedingte Macht und fie durften fie gebrauchen, ohne zu befürchten, 
daß fich auf der Oberfläche der öffentlichen Meinung mehr als leiſe 
Wellenjchläge zeigten.” Der Herzog aber wollte jein Wort halten 
und dieje Umftände nicht gegen die Berfafjung benuben. Wohl aber 
bejeitigten die Stände aus eigenem guten Willen die Bejtimmungen 
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aus der Verfaſſung, welche als bundeswidrig bezeichnet waren. So 
fam das Staatögrundgeje von 1852 zu Stande. 

Jetzt kämen nun einzelne Perſonen, um zu ihren Gunften den 
früheren Zuftand wieder herzuftellen ; da fie jelbjt wühten, daß dieſer 
in politifcher Beziehung für fie nicht wieder herzuftellen jei, jo könnten 
fie e3 nur auf die Wiedererlangung ihrer Privatrechte abgejehen 
haben. Der Herzog würde perjönlich dabei nur gewinnen fünnen, 
denn nach der früheren Berfafjung Habe ihm das Recht der Geſetz— 
gebung allein zugeftanden, ſowie reiche Einfünfte au den Domänen. 
Aber die Folgen von alledem fönnten dem Lande nur verderblich 
fein. Die Abgeordneten hätten mit Einficht verfahren und die 
agrariiche Gejeßgebung von 1853 fei nach den DVorfchlägen der 
Rittergutsbeſitzer erfolgt, die übrigenz nur ein Zwanzigſtel des Grund— 
befie3 hätten; ariſto kratiſche Elemente gäbe e3 überhaupt nicht und 
auf die Petenten, die gar nicht dem gothaifchen Staatöverband an— 
gehörten, könne fich eine Regierung nicht fügen; die einheimijchen 
Rittergut3befiger jeien mit dem Zuftande zufrieden. Außerdem jei 
der Herzog durch einen Eid gebunden und durch die Zuftimmung 
aller Agnaten geftügt. Die Eingabe der Petenten mache den Eindrud 
eine3 liberum veto, da3 jede Regierung unmöglich mache. 

Nachdem 1857, 1859 und 1861 durch vereinzelte Petitionen 
die Angelegenheit noch einmal angeregt worden war, blieb die Sache 
beim Alten. Die Reklamationscommiſſion berichtete nicht weiter 
und die Bundesverfammlung beichloß nicht weiter. — Um von einer 
Darjtellung der jchon To oft beſprochenen braunſchweigiſchen 
Angelegenheit abzujehen, deren Behandlung in der Bundesverſamm— 
lung nach feiner Seite ein Intereſſe bietet, ift noch zu bemerken, 
daß die ganz bejondere Befriedigung der Bundesverfammlung dur) 
das Derfahren des Königd von Holland der luremburgiichen 
Verfaſſung gegenüber hervorgerufen wurde. Er hatte auf dem Wege 
der Verordnungen die Verfaſſung und die Gejeße mit dem Bundes- 
beihluß von 1851 in Einklang gebracht. Und jo Hatte die Bundes- 
verjammlung doch endlich einmal Gelegenheit dem König-Großherzog 
für jeine Bundestreue zu danken. 
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Drittes Kapitel. 


Die hannoverſche VBerfaijung. 


Nachdem die napoleonifche Verfaffung mit dem Königreich 
Weſtfalen gefallen und das KurfürjtentHum zum Königreich erklärt 
worden war, wurde 1819 auf Grund der alten ſtändiſchen Provinzial= 
verfafjung eine allgemeine Ständeverfammlung für Hannover organifirt. 
Nachdem die feudale Mißverwaltung und die Julirevolution das 
ihrige gethan hatten, fam e3 auf Grund eines von der Krone 1831 
borgelegten Entwurf? 1833 zu einem Staatögrundgejeß, welches 
den ſüdweſtdeutſchen Repräfentativverfaffungen ähnlich war. Durch 
einen Gewaltſtreich Ernſt Auguft3 wurde dieſes 1837 bekanntlich 
wieder aufgehoben.*) Es kann fich hier nicht um eine Darftellung 
de3 im Ganzen wohlbefannten und mehrfach bereit3 eingehend dar- 
geftellten Vorgangs handeln, Hier kann es nur darauf ankommen, 
dad Berfahren der Bundesverfammlung in der Kürze zu charal- 
terifiren. 

Höchſt bemerkenswert für diefe ehrenwerthe Verfammlung ift 
ichon die Weile, in welcher die Behandlung diejes ſchweren Conflikts 
eröffnet wurde. Es gejchah dies durch eine Erklärung de3 hannoverjchen 
Gejandten von Stralenheim Ende März 1838. 

„Da die fönigl. hannoverſche Verfaſſungsfrage, Tautet diejelbe, 
jeit drei viertel Jahren den Gegenftand allgemeiner Theilnahme 


*) Neber den Gewaltjtreich Ernſt Auguft3 war man in Berlin jehr ge: 
theilter Anſicht. Die eigentliche Hofpartei, Wittgenftein, Herzog Karl von 
Mecklenburg, Nagler u. A. jubelten dem Hannoveraner zu und wußten, „daß 
Graf Münch die hannoverfchen Beſchwerden aufzuzäumen verfteht”. Sie er- 
flärten laut und offen, daß die Eonftitutionellen, aud) Baiern, „fich vor ihren 
mitregierenden Kammern fürchten; aber im Stillen freuen über jeden Sieg 
des monarchiſchen Principg.” Gar manche Gonfervative, wie Rochow, miß— 
billigten den Gewaltſtreich, weil fie mit Recht fürdhteten, daß durch benjelben 
jenem Princip ein gefährlicher Schlag verjeßt worden jei. Dieſe Anficht 
theilten im Ganzen auch die Minifterialfreife. Aber die Hofpartei fiegte 
und konnte nur beflagen, daß Deftreich und Preußen bei den fleinen Höfen 
nicht genug gewühlt hätten, jonft wäre „eine gute Majorität“ herausgefommen. 
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gebildet und DVeranlaffung zu mehreren jtaatsrechtlichen Erörterungen 
gegeben Hat, jo fieht fich der Gejandte in dem angenehmen Falle, 
einer hohen Bundesverfammlung in Gemäßheit der ihm deshalb 
von jeinem allerhöchiten Hofe zugegangenen Befehle die Anzeige 
machen zu können, daß jolche fich in diefem Augenblide nicht bloß 
rechtlich, ſondern auch faktiſch erledigt befindet.“ 

Nachdem er jodann kurz den Hergang erzählt, gibt ex fich der 
Hoffnung hin, daß dieſe Benachrichtigung von einer hohen Bundes— 
verjammlung, obgleich ihrem Wirkungskreiſe die ſtändiſchen Angelegen- 
heiten als innere Landesſache in der Regel entzogen find, dennoch 
zur weiteren Anzeige an ihre allerhöchiten und höchiten Committenten 
benußt und mit derjenigen erfreulichen Theilnahme aufgenommen 
werden dürfte, welche die friedliche Beleitigung jedes möglichen 
Stoffes der Aufregung der Gemüther im Bunde, ſowie außerdem 
die Befejtigung des monarchiſchen Princips, auf welchem ex jelbit 
erbaut ift, unftreitig verdiene. 

Es läßt fich zwar nicht verfennen, daß dieje ganzen Erklärungen 
in den jeit langen Jahren üblichen Wendungen und Vorausſetzungen, 
dazu mit der nöthigen Dreiftigfeit und wenigſtens zur Schau ge= 
tragenen Sicherheit vorgetragen waren; e3 erjcheint auch wahrjchein= 
lich, daß die Frage bereit hinreichend zwijchen den Kabineten er- 
örtert war, um jo vorgetragen zu werden; allein mit der Wider- 
ftandsfähigfeit der königl. hannoverjchen Unterthanen jcheint jich die 
Regierung damal3 nicht hinreichend bekannt gemacht zu haben. 

Zunächſt fam eine „ſubmiſſeſte Vorſtellung und Bitte“ des 
Magiſtrats und der Alterleute von Osnabrück an,' jodann „eine 
ehrerbietigfte Borftellung von 13 osnabrückiſchen Landgemeinden, 
der ſich noch 5 weitere anfchloffen; ferner wurden vorftellig der 
Magiftrat und die Stadtverordneten von Eſens, Magiftrat, Bürger: 
vorfteher und Wahlmänner von Hildesheim und die oftfriefiichen Land— 
ftände, im Jahr 1839 folgten Borftellungen von 37 Mitgliedern 
der zweiten Kammer, von 11 Wahlmännern für den Bauernjtand 
des Fürſtenthums Osnabrück, von den Bürgerrepräfentanten der 
Stadt Celle, von Magiftrat und Bürgerrepräjentanten der Stadt 
Stade, von verjchiedenen Wahlcorporationen, von den Wahlmännern 
der 22 Geejtdiftrifte, von Bürgerrepräjentanten und Wahlmännern 
der Städte Harburg und Buxtehude, von 26 Wahlmännern aus 
Lüneburg; von 14 bäuerlichen Wahlmännern aus dem lüneburgijchen, 
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von der Wahlcorporation der Stadt Leer, den Repräjentanten des 
AUltenlandes; von Hameln, Hannover x. x. Al die erfte Rekla— 
mation eingelaufen war, hielt Herr von Stralenheim einen langen 
ſtaatsrechtlichen Bortrag, in welchem natürlich) vor allem die Com— 
petenz der Bundesverfammlung beftritten und jchlieglich beantragt 
wurde, die Reflamanten jofort „wegen ermangelnder Legitimation 
zur Sache“ abzuweiſen. Mit einer Heuchelei und Dreiftigfeit, die 
ihres Gleichen juchte, hieß e3 dann, die Bejchtwerdeführer müßten 
recht wohl, daß fie im Unrecht jeien, alles Tiefe auf Sfandal- 
machen hinaus. „Hierfür,“ erklärte der Gejandte, „Ipricht die Wahr- 
nehmung der geheimen Thätigfeit der im dunfeln jchleichenden Feinde 
des Recht3 und der Ordnung.” Die fönigl. hannoverſche Regierung 
hatte fich in dem Vertrauen zu der Mehrheit der Bundesverfammlung 
nicht getäujcht, die Reklamationen wurden entiveder wegen formeller 
Bedenken zurücgegeben, oder falls dieje Bedenken nicht vorlagen 
ad acta gelegt. Allein damit war die Angelegenheit für die Bundes- 
verjammlung bei weiten noch nicht erledigt. 

Gelegentlich der Abjtimmung über die Osnabrücker Petition 
erflärte Baiern, daß hier von dem Beſchwerderecht einzelner Corpo— 
rationen um jo eher abzujehen jei als die Competenz der Bundes- 
verſammlung nach Artikel 31 der Wiener Schlußakte — nach welchem die 
Bundesverjammlung dad Recht und die Verbindlichkeit hat für den 
Vollzug der Bundezartifel und der übrigen Grundgeſetze des Bundes 
zu jorgen — feinem Zweifel unterliegen fünne. Demgemäß müſſe 
die Bundesverfammlung verlangen, daß Hannover mit feiner Er- 
Härung in die Sache jelbjt eingebe und feinen Mitverbündeten eine 
genaue aftenmäßige Kenntniß von der gejammten Lage der dortigen 
Berfaffungsangelegenheit gebe, und Baiern ftelle hiermit den förmlichen 
Antrag hierzu. 

Darnach erhob fi) Würtemberg und erklärte die Zujtändigfeit 
der Bundesverjammlung ebenfall3 für außer Zweifel ftehend, ebenjo 
begründet jei rechtlich die Legitimation der Petenten. Sollte dies 
aber auch nicht der Fall fein, jo habe die Bundesverjammlung 
nach der Berfaffung die Pflicht von Amtswegen einzuwirken; dieje 
Einwirkung jei aber nach der gegenwärtigen Lage der Verfaſſungs— 
angelegenbeit in Hannover begründet. Denn wenn Se. Majeftät 
der König von Hannover den Rechtötitel der Verfaſſungsaufhebung 
auf die Behauptung gründe, daß bei Einführung derjelben die Ag— 
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naten, aljo auch er, nicht gefragt worden jei, fo jei dies ftaatsrechtlich 
ganz unhaltbar, da den Agnaten fein Theil an der Regierungsgewalt 
zuftände. Uebrigens jei die Verfaſſung von 1819 ebenjo wenig 
wie die von 1833 unter Mitwirkung der Agnaten zu Stande ge- 
fommen. Darnach erjcheine alfo die durch das Patent vom 
1. November 1837 erklärte Aufhebung derjelben ala eine, mit Ver— 
letzung des Artikel 56 der Wiener Schlußafte eingetretene, thatjächliche 
Unterbrechung des Rechts= und Beſitzſtandes. 

„Eben darum,“ folgert die würtembergijche Regierung weiter, 
„ronnte aber auch die mit Annahme des Staatögrundgejeßes von 
1833 erlojchene frühere Verfaſſung von 1819 durch diefen Akt nicht 
wieder aufleben und überhaupt einjeitig nicht wieder hergeftellt 
werden. Bielmehr möchte der Schluß fich rechtfertigen laffen, daß 
in der unter mannigfaltigem Widerſpruch einzelner Gorporationen 
einberufenen, nicht einmal vollftändig nach den Beftimmungen der 
von Sr. Königl. Majejtät von Hannover als rechtmäßig beftehend 
erklärten Berfaffung von 1819 conftituirten neuen Ständeverfjammlung 
ein zu rechtägültigen Verhandlungen und Beichlüffen befugtes Organ 
de3 Landes nicht zu erkennen jei, eben darum den mit denjelben 
gepflogenen Verhandlungen die rechtZbeftändige Gültigkeit abgehe, 
und de3halb eine daraus folgende Vereinigung über Wiederherftellung 
der Verfaffung von 1819 nicht angenommen werden fünne, zumal 
überhaupt die Abänderung einer in anerkannter Wirkſamkeit be— 
ftandenen landſtändiſchen Verfaffung nicht gleichjam jtilljchweigend, 
fondern nur auf dem in derjelben beftimmten Wege zu bewirken ift.“ 

Nachdem im Weiteren hervorgehoben ift, daß mit der unvoll- 
ftändigen neuen Ständeverfammlung feine Berftändigung erzielt und 
dieſe deöhalb vertagt worden jei, wird bemerkt, e3 lafje ſich gar 
nicht abjehen wie ohne Gingreifen der Bundesverfammlung eine 
baldige friedliche Herftellung des dortigen Rechtszuſtandes herbei- 
geführt werden jollte. Wenn die hannoverjche Erklärung aus poli= 
tiihen Gründen eine jofortige Zurückweiſung der Petenten verlangt 
und hinzugefügt habe, „daß die Feinde des Recht? und der Ord- 
nung im Dunfeln weiter eine geheime Thätigfeit entwicelten,“ To 
möchte gerade darin eine neue Aufforderung für die Einwirkung 
de3 Bundes vorliegen. „Denn,“ Fährt Würtemberg fort, „es ift nicht 
zu mißfennen, daß der vorliegende Fall die Augen des gejammten 


271 


deutichen Waterlandes auf fich gezogen hat, und defjen Erledigung 
nicht ohne folgenreichen Einfluß auf da3 Vertrauen und die Bürg- 
ichaft fein wird, welche die in anerkannter Wirkſamkeit beftehenden 
Berfaffungen , in der Heiligkeit der Verträge, in der Sicherheit des 
Beitehenden, in den Grundgejegen des deutjchen Bundes und in 
einer deſſen Verpflichtungen entjprechenden Handhabung derjelben 
durch die Bundesverfammlung finden jollen. Durch eine, die ver— 
tragamäßigen Rechte des Bundes wahrende Erfüllung der aus dem— 
jelben hervorgehenden DVBerpflichtungen wird wohl weder die Auf- 
regung im Lande genährt, noch werden hierdurch die Feinde des 
Rechts und der Ordnung begünftigt werden.“ Vielmehr würde, 
wie weiter außgeführt wird, das Gegentheil der Fall fein. Dem- 
nach müfle verlangt werden, daß alle Akten der Bundesverjammlung 
vorgelegt würden. In einer jehr abgejchwächten und verklaujulirten 
Faſſung hielt Baden die Vorlage der Akten ebenfall3 für wünjchen?- 
werth. 

Nachdem dann das Präſidium conſtatirt hat, daß die Mehr— 
heit der Abftimmungen bereits für die Abweiſung der Petenten wegen 
nicht gehöriger Legitimation fich ausgeſprochen habe, nahm Hannover 
das Wort, um feine Entrüftung darüber zu äußern, daß eine einzelne‘ 
Regierung wie die würtembergijche ſich beikommen laſſe, die Beſchluß— 
ziedung im lebten Stadio noch durch Einmiſchung neuer Anträge 
aufzuhalten, wodurch nothwendig eine allgemeine Geſchäftsverwirrung 
und eine völlige Lähmung der Wirkſamkeit des Bundes entjtehen 
müſſe; das widerſpreche zu jehr dem jeitherigen Gejchäftsgange, als 
daß dieje Abſicht Würtembergs nicht eine feierliche Verwahrung von 
fönigl. hannoverjcher Seite zur Folge haben müßte. Hannover 
müfle deshalb gegen die Abficht des Präfidiums auf der heutigen 
Schlußabſtimmung beftehen. 

Um die weiteren, für die Cache nicht wichtigen VBerwahrungen 
und Gegenverwahrungen zu übergehen, muß nur hervorgehoben 
werden, daß die Stimme des Recht? und Gewiſſens, die Würtem— 
berg bier in jo höchſt anerfennenswertder Entichiedenheit erhoben 
hatte, nicht ganz ungehört verhallte; es machte fich ein gewiſſes 
Schwanken bei den folgenden Abftimmungen bemerflih, und die 
hannoverjche Regierung jah fich zu weiteren Erklärungen genöthigt; 
die Petenten aber twurden, wie bemerkt, abgewiejen durch Mehrheit: 
beſchluß. In der letzten Situng des Jahres zeigte der hannoverſche 
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Gejandte an, daß die bezüglichen Erklärungen an die Gefandtichaften 
behufs Mittheilung an ihre Committenten abgegeben feien. Die 
Gompetenz de3 Bundes erfannte Hannover aljo nicht an. Im 
April 1839 erflärten fich nun Baiern, Sachſen, Würtemberg, Hefjen, 
die ſächſiſchen Häufer und Baden dahin, daß die Bundesverfammlung 
in der Aufhebung der Verfaffung von 1833 eine Verlegung des 
Artikel 56 der Wiener Schlußakte erkenne; in den Angriffsmitteln, 
welche aus fortdauernden formellen Rechtöirrungen in Hannover 
den Gegnern des monarchiſchen Princips bereitet würden, müſſe 
die Bundesverfammlung einen um jo dringenderen Beweggrund 
erblicken, dermal der fünigl. hannoverſchen Regierung die Aufrecht- 
erhaltung des formellen Rechtszuftandes, jonach die Herbeiführung 
etiva für nöthig erachteter Abänderungen ausjchließlih auf dem 
dieſem Rechtszuſtande entjprechenden Wege angelegentlichft zu empfehlen. 
Den Antrag, jofort eine Commiſſion für die Prüfung diefer An— 
gelegenheit zu wählen, wies die Mehrheit ab, da man erſt die Rüd- 
äußerung Hannover, die längftens binnen vier Wochen einlaufen 
müffe, abzuwarten habe. Die freien Städte erklärten ſich nachträg- 
lich ebenfall3 für die Commiſſion. Al Mitte Juni die hannoverſche 
Erklärung immer noch nicht eingelaufen war, erfolgte von Seiten 
des Präſidiums eine nachdrüdliche Erinnerung. Ende de3 Monats 
fand dann Se. Majejtät der König von Hannover nicht dag mindefte 
Bedenken, dem Anfinnen der hohen Mitverbündeten bundesfreundlich 
entgegen zu fommen. Diejer freiwillige Schritt involvive aber keines— 
wegs die Anerkennung der Competenz der Bundesverjammlung. 
Solches gejchehe nur, um dem Bunde die beruhigende Meberzeugung 
zu gewähren, daß in diejer Angelegenheit von des Königs Majeſtät 
die füderativen Grundgejeße in feiner Beziehung verlegt worden find. 
Folgt dann die Auseinanderjegung auf 43 Foliofeiten, in welcher 
zunächſt nachgewieſen werden joll, daß die neue Verfaſſung die 
Integrität der monarchiſchen Regierungsgewalt untergrabe, daß fie 
angeerbte agnatijche Rechte der Welfen verleße, — bei diefem Punkte 
hebt die Beweisführung von Heinrich dem Löwen an; — endlich 
daß die Form der Einrichtung der neuen Berfafjung mit den Vor— 
Ichriften der Grundgeſetze des deutjchen Bundes nicht im Einklang 
geftanden habe. Der Hannoverjche Vortrag ſchließt mit der 
Forderung neuer Frift zur Inftruftionzeinholung, da wejentliche 
Punkte jeiner Erklärung neu feien und von den Regierungen noch 
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nicht hätten berückfichtigt werden fünnen. Auf Vorjchlag des Prä- 
ſidiums wurde dieje auf ſechs Wochen gewährt durch Mehrheitsbeſchluß 
gegen die Stimmen der oben genannten Regierungen. Am 22. Auguft 
1839 eröffnete dann da3 Präfidium das Protokoll für die Abftim- 
mungen und begann mit der jeinigen. 

63 hat fein Intereſſe dieje langathmigen, gewundenen und ge- 
drehten jurijtiichen Stilproben, oder die befannten Bundestags- 
Präfidialphrajen zu wiederholen, der Schluß lautet: 

„sn Anbetracht daß in dem Königreich) Hannover eine den 
Grfordernifjen der Bundesverfammlung und Schlußakte entiprechende 
Verfaſſung, unter übereinftimmender Mitwirkung der Regierung 
und Stände, in Ausübung iſt; daß dem Bunde feinenfalld die 
Verpflichtung obliegt, und auch nad Anfiht Sr. Majeftät des 
Kaiſers nicht das Recht zufteht, in die dermalen in Hannover be- 
jtehende Ordnung der Dinge einen Eingriff zu thun; und daß endlich 
ein jolches Einjchreiten, ließe es fich auch rechtfertigen, der Ueber— 
zeugung Sr. Majeftät zu Folge, mit jehr bedenklichen Folgen, ſowol 
für das Königreich Hannover, als für den gefammten Bund, verknüpft 
jein würde, haben Allerhöchftdiejelben Ihre Geſandtſchaft beauftragt 
dahin zu ftimmen, daß diefe hohe Berfammlung den Beihluß fafle: 

Die Bundesverfammlung finde ein Einjchreiten zur Abftellung 
der gegenwärtig im Königreich Hannover beftehenden Yandftändifchen 
Verfaſſung und zur formellen Aufrechterhaltung des Staatägrund- 
gejeßes vom Jahr 1833 in den Bundeögejegen nicht begründet.“ 

Allerdings könne Se. Majeftät der Kaiſer nicht umhin, noch 
eine vertrauensvolle Erwartung dahin auszufprechen: „daß Ce. 
Majeftät der König von Hannover geneigt fein werde, Allerhöchitihrer 
wiederholt ausgejprochenen Abficht, mit den dermaligen Ständen 
über das Verfaſſungswerk eine Vereinbarung zu treffen, Folge geben 
werde.“ Man braucht fich nicht zu wundern, daß der preußilche 
Geſandte in einer furzen Erklärung der Abſtimmung Deftreichd zum 
großen Theil in wörtlichem Anjchluß beitrat, Baiern beharrte auf 
jeinem früheren Standpunkte, indem e3 namentlich” noch einmal 
bervorhob: „Gefährlich erjcheint e8 auß dem Standpunft der 
Politit für das monarchiſche Princip, wenn die Unterthanen der 
dem deutjchen Charakter bejonder3 eignen und deſſen fittlichen Werth 
erhöhenden Achtung des geſetzlich Beftehenden entwöhnt werden, 
indem fie jo bald von oben herab in Frage geftellt jehen, was die 

Fiſcher, Geſch. bes deutſchen Bundestags zu Frankf. a. M. 18 
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Sanftion des Monarchen erhalten hat, und wenn fie in raſchem 
Vebergange dasjenige ald ungültig und veriverflich betrachten follen, was 
fie furz vorher noch angewielen waren, als unverbrüchlich und un— 
verleglich zu verehren.” Sachen wünjcht die Wahl einer Commiſſion, 
MWiürtemberg hält alles Vorgebrachte aufrecht, Baden tritt der bai- 
riihen Erklärung ihrem ganzen Inhalte nach bei; Kurheffen wie 
Deftreich, desgleichen Dänemark, die Niederlande, beide Medlenburg, 
Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg, ferner die ſechs Durchlauchten 
der 16. Stimme; die freien Städte wie Baiern, die Jächftichen 
Häufer für eine Commilfion. Die großherzoglich heifiiche Regierung 
jcheint unterdefjen von Oeſtreich ſtark bearbeitet worden zu fein, denn 
nachdem fie mit ihrer Abftimmung gezögert hatte, antwortete fie mit 
dem größten Vertrauen zu den landesväterlichen Abfichten Sr. 
Majeität des Königs: die Bundesverfammlung könne denn auch ge= 
troft den Erfolg der Verhandlungen zwiſchen Regierung und Ständen 
abwarten, wenn aber jogleich bejchloffen werden müfje, jo jei es 
mehr für eine Begutachtungscommilfion. Nachdem fich Braunjchtveig 
und Naffau sans phrase für Deftreich erklärt hatten, wies aljo die 
Mehrheit der Bundesverfammlung die Einmiſchung zurüd und ſprach 
nunmehr auch ihrerjeit3 die „vertrauensvolle Erwartung“ der Prä- 
jidialmahht aus. Nachdem jo Hannover im Großen und Ganzen 
ſeinen Zweck erreicht hatte, fonnte es daran denfen, in feiner Weile 
zu Racheaften zu jchreiten, zu deren Ausübung ebenfalla die hohe 
Bundedverfammlung noch in Bewegung zu jeßen war. 

Auf Anſuchen des Magiftrat3 von Osnabrück hatte nämlich 
die Juriſtenfakultät zu Tübingen ein Rechtögutachten über die 
hannoverſche Verfaſſungsfrage abgegeben, jelbjtverjtändlich war es 
gegen die Regierung ausgefallen; nachdem fich die Fakultäten von 
Heidelberg und Jena angefchlofjen hatten, waren die Gutachten mit einer 
Vorrede Dahlmanna bei Fromman in Jena veröffentlicht worden, 
der hannoverſche Gefandte beantragte die Unterdrücdung dieſer Schrift, 
denn das Tübinger Gutachten enthalte eine völlige Theorie des Rechts 
der Revolution. Nah Anficht der Commilfion (Baiern, Sachſen, 
Baden) war die Bejchtverde begründet, das Präfidium fette fie von 
neuem auf die Tagesordnung und beantragte im Namen des Prä- 
jidialhof3, daß die Schrift unterdrüdt werde, daß die weimariſche 
Regierung ein Verfahren gegen Druder und Verleger, die würtem— 
bergijche ein ſolches gegen die Tübinger Juriften einleite. Zum 
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Schluß beantragt es, den Fakultäten das Abgeben von Gutachten, 
außer in Civilſachen, zu verbieten. 

Unterdeſſen richtete das hannoverſche auswartige Amt an das 
würtembergiſche eine Note, in der die ſchwerſten Beſchuldigungen 
und Anklagen gegen die Fakultät in Tübingen erhoben wurden: die 
Verfaſſer hätten ſich des Hochverraths, des Predigens der Revolution 
u. ſ. w. ſchuldig gemacht und verdienten die ſchwerſte Beſtrafung; 
dieſe Note wurde der Fakultät zur Beantwortung vorgelegt, welche 
denn natürlich mit einer entſchiedenen Zurückweiſung jener Anklagen 
endigte. Mit einer kühlen Antwort des würtembergiſchen aus— 
wärtigen Amts ſchloß dieſer Zwiſchenakt. Durch Mehrheit wurden 
ſodann, abgeſehen vom letzten Punkt, jene öſtreichiſchen Anträge 
acceptirt; Würtemberg und Baiern proteſtirten gegen die Majori— 
ſirung, Sachſen behielt ſich ſeine Rechte vor. 

Zu einem weiteren Racheakt gab ſich die Mehrheit ebenfalls her, 
indem ſie auf Antrag des Präſidiums beſchloß, von dem Anwalt 
Dr. Heſſenberg Eingaben in Sachen der hannoverſchen Verfaſſung 
nicht mehr entgegen zu nehmen. 

Allein damit war die Thätigkeit der Bundesverſammlung in 
dieſer Angelegenheit noch nicht beendigt. Die im September 1848 
beſchloſſenen Verfaſſungsveränderungen hatten zwar verſchiednen 
Ritterſchaften des welfiſchen Königreichs Anfang der funfziger Jahre 
Anlaß zu Beſchwerden bei der Bundesverſammlung gegeben, allein 
bei dieſer kam die Angelegenheit erſt in Fluß, als mit einer ge— 
eigneteren Regierung in Hannover der ſogen. Sicherheitsausſchuß 
ſich jener Beſtimmungen bemächtigte im März 1855. Die Juriſten 
dieſes Ausſchuſſes mußten zwar zugeben, daß die Verfaſſungs— 
veränderungen verfaffunggmäßig zu Stande gefommen jeien, denn 
jie waren auf Antrag der hannoverichen Regierung durch beide 
Kammern injofern einftimmig erfolgt, als fie, dem Erforderniß des 
$ 180 der BVerfafjung von 1840 entſprechend, diefen Paragraphen 
einftimmig aufgehoben Hatten. Aber diefe Aufhebung, mäfelten die- 
ielben Juriſten weiter, jei nur gejchehen, um Aenderungen zu er= 
möglichen, was dem Geifte der Verfaſſung von 1840 widerjpreche. 
Deshalb jeien alle Nenderungen, welche auf diejem verfaſſungswidrigen 
Hauptbejchluß beruhten, ebenfall3 verfaſſungswidrig. Da aber die 
Bundesverfammlung jene Verfaſſung nicht garantirt hatte, und eine 
außreichend begründete Beſchwerde nicht vorlag, jo hätte die Bundes— 
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verjammlung eine weitere Handhabe zum Eingreifen nicht gehabt, 
wenn nicht einzelne Beſtimmungen ala bundesgejeßwidrig bezeichnet 
wurden. Dies beichloß die Bundesverjammlung im April 1855, 
indem fie die Artikel näher bezeichnete, deren Revifion die han— 
noverjche Regierung vorzunehmen habe. Da die Stände fich dieſer 
Revifion widerſetzten, wurden fie aufgelöft durch ein neues Minifterium, 
nach den Beitimmungen de Wahlgejeße8 von 1840 wieder zu— 
fammenberufen und da3 gewünjchte Rejultat erzielt. 

In einer Beſchwerde des hannoverſchen Schatfollegiums, welches 
die Oberaufſicht über den Staatshaushalt hatte, wurde zwar gegen 
dieſes einſeitige und geſetzwidrige Verfahren der hannoverſchen Re— 
gierung Verwahrung eingelegt; es wurde dieſelbe auch von Seiten 
der Bundeöverfammlung einer eingehenden juriftiichen Erörterung 
unterzogen, allein dieje endigte mit dem jehr ſchmuckloſen Sat, daß 
die Beichwerde abzuweiſen jei, weil der König nur den Bundes— 
beſchluß ausgeführt habe. Im April 1857 fonnte der hannoverſche 
Bundestagsgejandte anzeigen, daß die Verfafjungsrevifionen gemäß 
den Bundesbejchlüffen vom April 1855 beendigt jeien. 


Viertes Kapitel. 
Die kurheſſiſche Verfaſſung. 


Da es der kurheſſiſchen Regierung nicht wie der hannoverſchen 
gelungen war nach ihrer Retablirung auf Grund der alten ſtändiſchen 
Vertretung eine neue Vereinbarung herbeizuführen, ſo war es den 
politiſchen Bewegungen von 1830/1831 vorbehalten, die Verfaſſung 
von 1831, die ganz im Sinn der neueren Repräjentativverfaflungen 
ausgefallen war, zu Jchaffen und bei dem Kurfürften, der in jeinem 
Dünkel auch feine Unterftüßung der Bundesverjammlung annahm, 
durchzujeßen. Im Januar 1831 wurde der Wortlaut derjelben der 
Bundesverfammlung vorgelegt mit der Bitte um Webernahme der 
Garantie. 


Nachdem man beichlofien hatte, wegen Grtheilung derjelben 
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Inſtruktion bei den Bundesregierungen einholen zu lafjen, kam die 
Angelegenheit erſt nach anderthalb Jahren in der Bundesverjamm- 
lung dadurch wieder zur Verhandlung, daß der Landgraf von Hefjen- 
Rotenburg gegen einzelne Beftimmungen diefer neuen Verfaſſung 
Beichwerde erhoben hatte. 

Als aber die Bundesverfammlung die kurheſſiſche Regierung über 
diejelbe zur Erklärung aufgefordert hatte, ließ diefe nach einem halben 
Sahre erklären: diefe Frage würde erft dann vor die Bundesver- 
jammlung gehören, wenn fie die Garantie der Verfaſſung über- 
nommen hätte, jo lange dies aber nicht gejchehen jei, verweigere 
die furfürftliche Regierung jede weitere Erklärung. Da die unter: 
de3 zur Berathung Ddiejer Frage eingejete Bundestagscommiſſion 
e3 zu feinem Berichte brachte, jo war die Angelegenheit damit einjt= 
weilen in der Weile der Bundesverfammlung erledigt. 

Unterdefjen hatten in Kurheſſen die Kämpfe zwijchen Ständen 
und Regierung ſchon begonnen. Sie find in den dreißiger wie in 
den funfziger Jahren an den Namen Hafjenpflug geknüpft. Die 
Darftellung auch diejer Streitigkeiten kann hier nur injoweit geichehen 
al3 die Bundesverfammlung bei dem Verlauf betheiligt ijt. *) 

Nachdem die Stürme von 1848 und 49 ſowol in die Ver— 
fafjung verjchiedene Veränderungen im Sinne der Zeitftrömung ge— 
bracht, als auch ein neues Minifterium 'gejchaffen hatten, war diejes 
im Geift der nationalen Bewegung bis Anfangs 1850 der preußiſchen 
Union treu geblieben. Wie aber der Sinn de3 Kurfürften nächjt 
dem Gelderwerb auf nichts mehr bedacht war al3 auf die Bejeitigung 
der feine Macht einjchräntenden Verfaſſung, jo hatten Schwarzenberg 
und die Ruſſen leichtes Spiel ihn auf ihre Seite zu ziehen. Und 
ai vollends Haſſenpflug wieder Ende Februar 1850 die Regierung 

PN Die Atten der Bundescommiſſäre befinden ſich in drei ſtarken Fas— 
eikeln im Archiv, Schrank II No. 94a. Schon der Rahmen dieſer Arbeit Hat 
den Verfaſſer von der Aufgabe befreit, da3 durchweg häßliche Zetail, dag 
vielfah auf Perjönlichkeiten beruhend ein hiſtoriſches Intereſſe jelten bietet, 
zu verarbeiten. Sehr vermißt hat er aber die wichtige, politiche Correſpon⸗ 
denz des öftreichijchen Commiſſärs, Grafen Rechberg, mit Frankfurt, Wien, 
München und Dresden vom 27. Ottober 1850 bis 15. September 1851; die— 
ielbe war über 300 Nummern jtarf, biß 1865 in den Händen des öjtreichifchen 
Segationsrath3 dv. Braun, wurde im Januar 1866 ala „beſonders zu rejer: 
viren“ an die Bundeskanzlei gegeben, jodann aber auf Requifition von Wien 
nach dort ausgeliefert. 
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übernommen hatte, fonnte fich Niemand über deſſen Maßregeln 
täufchen. Alsbald traten ſchwere Kämpfe, Auflöfung und Ende 
Auguft Steuerveriveigerung und abermalige Auflöfung ein. Als 
aber bei der Steuereinziehung die Behörden ihre Mitwirkung ver- 
jagten, erjchien dem Minifter Haflenpflug der mittlerweile durch 
Oeſtreich einberufene Rumpfbundestag als Helfer in der Noth jo 
geeignet, daß jchon, nach der Regiftratur der vertraulichen Situng, 
am 12. September Sachſen, in Vertretung von Kurheſſen, in jo 
polternder Weife von der Bundesverfammlung die Billigung aller 
Regierungsmaßregeln und jofortige Unterftüßung der Bundesver- 
jammlung verlangte, daß das Präfidium, fei es, daß Deftreich feine 
Beziehungen zu Preußen noch nicht jo compromittiren mochte, jei e3, 
daß die kurheſſiſche Regierung fi) noch nicht ganz an das öftreichijche 
Syſtem auögeliefert hatte, nicht umhin fonnte, jene Angaben für 
zu dag zu erflären und die Furheifiiche Regierung zu fürmlicher 
Information und Stellung beitimmter Anträge aufzufordern. 

Die wenige Tage darauf von dem Furheifiichen Bundestag3- 
gejandten vorgetragene, völlig einjeitige und parteiiſche Darftellung 
Juchte ihrer Sache ein politiiches Relief zu geben, indem fie mit 
den Worten anhob: „In dem offenfundigen Zustande Kurheſſens 
legt jich der Kampf der Principien der Revolution und der Monarchie 
zu Tage.“ Die bereit3 früher geftellten Anträge-wurden wiederholt 
und jegt einem Ausſchuſſe von Dreien zugewieſen, in welchem die 
einzige Gapacität Herr von Linde war. Wie diejer ald Referent 
bereit3 nach drei Tagen jeinen Bericht erjtattete, bedarf feiner Aus— 
führung, namentlich fand er aber die Bundesverjammlung auf das 
ftrengfte verbunden, „einen ſolchen alle Hierarchie des Dienftes 
zerjtörenden Zuftand fofort zu befeitigen“. Indem zum Schluß 
Kurheflen aufgefordert wurde, die landesherrliche Autorität wieder 
herzuftellen, behielt fich die Bundesverfammlung weitere Maßnahmen 
vor, während Hannover und Baiern der früheren Aufforderung 
gemäß erklärten, ihre Truppen ftänden zum Eingreifen bereit. Auf 
Bericht des indes durch Heſſen und Hannover verftärkten Ausſchuſſes 
und auf die Furheffiiche Erklärung hin, daß die Kräfte Kurheſſens 
zur Ueberwindung der Krije nicht ausreichten, beſchloß die Bundes- 
verjammlung am 7. Oftober Hannover jolle mit acht Bataillonen 
Infanterie und ent/prechender Artilferie und Kavallerie an die kur— 
heſſiſche Grenze vorrüden, während Baiern wieder erflären fonnte, 
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e3 ſtehe jchon bereit zum Einmarſch. Als ſodann um die Mitte 
des Monats Kurheſſen melden fonnte, daß alle Behörden den Dienft 
verjagten, daß die Mehrzahl der Offiziere den Abjchied gefordert 
und das Generalauditoriat gegen den Oberbefehlshaber der kur— 
heſſiſchen Truppen wegen Verfaſſungsbruchs das Verfahren eingeleitet 
babe, beſchloß die Bundesverfammlung auf Bericht des Erefutiongaug- 
ſchuſſes am 16. Oftober, daß Baiern 10,000 Mann an der Grenze 
aufftellen und ebenjoviel als Rejerve bereit halten; daß Hannover 
fein Corps ebenfall3 an der Grenze aufitellen und den Civilcommiſſär 
ernennen ſolle. Mit großer Entrüftung conftatirte das Präſidium 
am 25. d. M., daß Hannover nicht allein noch immer ohne In— 
jtruftion jei, jondern daß auch der hannoverjche Minifter des Aus— 
wärtigen dem f. k. Gejandten in Hannover erklärt habe: „die Lage 
der dortigen Verhältniſſe geftatte der Föniglichen Regierung noch 
nicht über den betreff3 Kurheſſen gefaßten Bundesbeſchluß eine be- 
ftimmte Erklärung abzugeben.“ Ueber diejes Berfahren Hannovers 
jollte der Exekutionsausſchuß Vortrag erftatten,; daß dies nicht ge- 
ichehen jei, verjteht fich bei der Bundesveriammlung von jelbft. 
Ohne auf jene Hannoverjche Erflärung weiter zu warten, forderte 
das Präfidium die bairiſche Regierung zur alleinigen Erefution auf. 
Da ſchließlich Rußland Preußen zum Nachgeben zwang, und Han— 
nover jeine Haltung desgleichen aufgeben mußte, ‚hatte Oeſtreich 
nun den Vortheil einen Mann ala GCivilcommifjär nach Kurheſſen 
ſchicken zu fünnen, in deſſen Händen die Fäden der ruſſiſch-öſtreichiſch— 
mitteljtaatlichen, Preußen und der nationalen Sache feindlich ge— 
führten Politik für die nächjte Zeit zufammenliefen. Es war die 
der k. k. Kämmerer Bernhard Graf Rechberg. 

Schon am folgenden Tage nad) der Mahnung des Präfidiums 
zeigte Kurheſſen an, daß der preußilche General erklärt habe, er 
werde jeiner Ordre gemäß in den Kurftaat einrüden, wenn an einer 
andren Stelle fremde Truppen die Grenze Kurheflend überjchritten, 
da Preußen nicht dulden könne, daß fich damit zwijchen die weſt— 
lichen und öftlichen Beftandtheile der Monarchie eine fremde Truppen- 
macht einjchiebe. Es entipricht. der Hinterhaltigfeit der Präfidial: 
bundespolitif und der Halbheit der Bundestagspolitifer, daß man 
nun beſchloß: „die Bundeserefutionztruppen haben nunmehr in den 
Kurjtaat einzurüden, den Zeitpunkt des Einrüdens aber bezeichnet 
der Graf Rechberg im Einvernehmen mit dem bairiſchen Oberbefehla- 
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haber Fürft Taxis.“ Noch immer mußte dieje glühende politijche 
Kugel Hin und her balancirt werden, denn der ruſſiſche Eiswind 
ſaß noch zu Warſchau feit, und Herr von Manteuffel beja das 
Ohr feines Königs erjt halb. Am Tage von Bronzell, 8. November, 
verlangte Kurheſſen, daß, da der Fall des Artikel 19 der Wiener 
Schlußakte eingetreten jei, der Bund zur Aufrechterhaltung des 
Befitftandes mit allen Mitteln jofort einzugreifen habe. Und noch 
an diejem Tage war ed, daß Hannover erklärte, alle bisher ge— 
troffenen Maßregeln der Bundesverfammlung entbehrten jeder recht- 
lichen Baſis, da die Beichlüffe von 1832, auf denen fie beruhten, 
von der Bundesverfammlung jelbjt im April 1848 aufgehoben ſeien; 
noch am jelben Tage erklärte Holland: da nicht alle Bundesglieder 
vertreten jeien, müſſe e8 gegen jede militärijche Maßregel ſtimmen 
und fih, falls das Verfahren der Bundesverfammlung zu einem 
Gonflitt mit Preußen führe, feinen Austritt aus der Bundesver- 
jammlung vorbehalten. Aber die Rufen Hatten twieder gejiegt, Rado— 
wis war gefallen, Herr von Manteuffel Hatte jeinen Jchimpflichen 
Rückzug bereit3 angetreten ; ſchon am vierzehnten begann das Präfidium 
denjelben in der Bundesverjammlung zu deden, indem e3 jich von 
der Bundesverfammlung zu beruhigenden Erklärungen an Preußen 
über Zweck und Dauer der Okkupation Kurhefiend durch Bundes- 
truppen, über die Sicherung der preußiichen Gtappenftraßen und 
die Garantie der bezüglich diejer abgeichloifenen Convention auf: 
fordern ließ. 

Nachdem fich jodann die Tragödie zu Olmütz abgeſpielt hatte, 
legte das Präfidium die betr. Punktationen vor, nach welchen die 
Regelung der kurheſſiſchen wie Holfteinijchen Angelegenheit den deut- 
ichen Bundesregierungen vorbehalten blieb, und die militärische Ehre 
Preußens durch die Belegung Kaſſels mit einem preußijchen Bataillon, 
neben einem bairijchen, gedect werden ſollte. Rechberg wurde durch 
Leiningen erjeßt, welchem al3 preußiicher Kommiſſär der Staat3- 
minifter Uhden beigegeben wurde. Noch war fein Gejandter mit 
Inſtruktion verjehen. 

Während die Bundesverfammlung fich im nächſten Jahre ledig- 
(id; mit der Regulirung der Erefutionzkoften, die bis Juni 1851 
über anderthalb Millionen Gulden betrugen, und der Entgegennahme 
der Berichte aus Kurheſſen bejchäftigte, ließ fie die öſtreichiſch— 
preußiſchen Kommiſſäre den Kurſtaat pacificiren. | 
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Unter Vorlegung einer Denkichrift, der, wie es fcheint von 
Uhden abgefaßt, auch eine eingehende hiſtoriſche Darftellung über 
die kurheſſiſche Verfaſſung beigegeben war, wurde Anfangs 1852 
beantragt: die Bundesverfammlung jolle die Verfaſſung von 1831 
nebjt den Zujäßen von 1848/1849 außer Wirkſamkeit ſetzen und die 
mit der furheffiichen Regierung vereinbarte und hierdurch vorgelegte 
revidirte Verfaſſung verleihen und garantiren. Bei der im März 
d. J. auögefprochenen Annahme diejer Anträge übernahm die 
Bundesverfammlung jedoch eine Garantie nur im Allgemeinen und 
forderte die Furheffifche Regierung auf, nach der Publikation fie den 
Ständen vorzulegen und die Neußerungen derjelben der Bundesver- 
jammlung ſpäter zu unterbreiten. Alsbald begann der Sturm der 
Petitionen, bejonder3 der heſſiſchen Ritterfchaft an die Bundesver- 
lammlung; der kurheſſiſche Bundestagagejandte trug die Aeußerungen 
der Stände im Sinn der Regierung vor und Haſſenpflug jchrieb 
Denfichriften, die nicht ind Protokoll aufgenommen wurden. Ueber 
alle3 mafjenhaft angewachſene Material fam e3 exit im Juli 1859 
zum Vortrag des Ausſchuſſes. Nachdem alle Einzelheiten vorgeführt 
und in einer halb vermittelnden Weije zu erledigen beantragt waren, 
verichob das Präfidium die Abjtimmung über die Anträge auf acht 
Moden. Allein nun begann wieder die Goulifjfenarbeit, und ala 
nach beinahe vier Monaten die gewünjchte Majorität zufammen ver- 
handelt worden war, beantragte Deftreich, den ganzen Ausſchußbericht 
nebjt Anträgen unter dem Vorwand, daß die kurheffiiche Regierung 
neue Erklärungen abgeben wolle, an die Commiſſion zurückzuverweiſen, 
d. h. die Petita der Stände zum großen Theil ad acta zu legen und 
der kurheſſiſchen Regierung Zeit zur Oftroyirung einer neuen Ver— 
faſſung zu geben. Die gehorfame Majorität ſagte auch Hierzu Ja 
und Amen, 

Preußen aber, das endlich Kraft gefunden hatte, die ruſſiſche 
Zwangslinie zu durchbrechen, erflärte: Der ganze Verlauf jeit 1852 
beweife, daß die durch die Intervention des Bundes beabfichtigte, 
beruhigende definitive Erledigung diejer Angelegenheit nicht erreicht 
ſei, es beftehe vielmehr immer noch ein Proviforium; die preußifche 
Regierung jehe aljo die in ihrem rechtlichen Beftande nicht definitiv 
aufgehobene Verfaſſung von 1831 al3 die rechtliche Grundlage der 
weiteren Entwidlung an, einzelne bundeswidrige Beitimmungen könnten 
ja aus ihr entfernt werden. Die Bundeöverfammlung müfje aber 
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den gegenwärtigen Zuftänden ein Ende machen und die Verfaſſung 
von 1831 wieder in Wirkſamkeit jegen. Dieſen Aeußerungen jchlofjen 
fih im Ganzen mır Weimar und GCoburg- Gotha, pure nur die 
freien Städte an. Doch that die Bundesverjammlung weiter was 
in ihren Kräften war, fie wählte Ende des Jahres einen neuen, 
großen Ausſchuß. 

Nachdem im Februar 1860 die furhefliiche zweite Hammer an 
die Bundesverjammlung das Erſuchen um Einführung der Ver— 
fafjung von 1831 gerichtet Hatte, erklärte die Mehrheit des Bundes- 
tagsausſchuſſes, daß die DVerfaflung von 1852 zu Recht beſtehe; 
verlangten aber die Stände Abänderungen auf Grund nicht bundes= 
widriger Beitimmungen der Verfaſſung von 1831, jo habe die fur- 
heſſiſche Regierung dem ftattzugeben. 

Was die von den Ständen 1857 erhobenen 12 Beſchwerde— 
punfte anlange, jo jeien 10 ohne jeden Anſtand zu genehmigen, 
bei zweien jei leicht, jo jagte man naiver Weile, ein Einverjtändniß 
zu erreichen. Es war dies aber das Ausgabenbewilligungsrecht, 
welches die Stände forderten und der Competenzgericht3hof, den die 
Stände verivarfen, indem fie wünjchten, daß Streitigkeiten zwiſchen 
ihnen und der Regierung den ordentlichen Gerichten nicht entzogen 
würden. Preußen erklärte hierauf, es jähe in diefem Vorgehen der 
Bundesverfammlung zwar eine Annäherung an feinen Standpunft, 
aber wenn die Bundesverfammlung die Berücfichtigung der Ver— 
fafjung von 1831 von den Erklärungen der Stände aus dem Jahre 
1857 abhängig mache, jo fehle ihr dafür ebenjo jede rechtliche wie 
jede jaktiiche Grundlage. Die Verfaffung von 1831 fei noch recht3- 
beftändig, denn die Bundesverjammlung habe fie nur aufheben 
können, joweit fit bundeswidrige Beitimmungen enthalte. Die Ver- 
fafjung von 1852 enthalte aber weit mehr Aenderungen ala die 
Bundesgejege verlangten und in jo großer Anzahl, daß dieje nicht 
eine revidirte, jondern eine ganz neue Verfaſſung jei, daß dieſe 
aber nicht in anerkannter Wirkſamkeit beftehe, ſei jelbftverjtändlich. 
So entbehre der Ausjchußantrag der rechtlichen Grundlage in 
jeder Beziehung. Die thatjächliche Grundlage fehle ihm aber auch, 
denn die ftändilchen Erklärungen von 1857 feien von der Furhej- 
ſiſchen Regierung abgelehnt und dann von der zweiten Kammer 
aufgegeben worden. Nach achtjährigen Verhandlungen ſei man alfo 
jo meit, daß alle drei Faktoren, die in Betracht kämen, unter ein- 
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ander und jeder in fich umeinig jeien: die furheffiiche Regierung, 
die von ihr geichaffenen Stände, die Bundesverfammlung. Auf 
diefem Wege fünne die Löſung aljo nicht weiter geführt werden. 
Die Mafregeln feit 1852 feien meift nach politijchen Doftrinen und 
mit Rechtöverdunfelung erfolgt; jo hätte man 3. B. das Wahlgeje 
von 183] nur deshalb befeitigt, weil man das Zweikammerſyſtem 
gewollt Habe; wenn auch Preußen dieſem zugethan fei, jo ſei Diele 
Art der Aufhebung doch ein Akt der Willführ. Mean müfje deshalb 
auf die Verfaſſung von 1831 zurücgehen und möge dieje auf ihre 
Bundeswidrigfeit prüfen. Die Petition der zweiten Kammer wurde 
gegen den Antrag Preußens und jeiner paar Helfer durch die 
Majorität zu den Akten genommen, da die zweite Kammer allein 
nicht zur Sache legitimirt jei. Als e3 Ende März zur Abjtimmung 
über jene Anträge fam, erklärte Deftreich, daß Preußen? Behauptungen 
auf Hypotheſen beruhten, denn die Bundesverjammlung habe 1852 
erklärt, daß die Verfaffung von 1831 in ihrem wejentlichen Inhalte 
den Bundesgejeßen widerjpreche, eine Behauptung, die ganz unbe= 
gründet ift; denn nach dem Wortlaut jener Erklärung bezieht fie ſich 
in erjter Linie auf die Beitimmungen von 1848 und 1849 und 
bejonder3 das Wahlgejeb von 1849. Preußen blieb mit Oldenburg, 
Reuß j. L., Walded, Lübeck und Bremen in der Minderheit, erklärte 
jedoch, alle aus dem Mehrheitsbeſchluß Folgenden Verpflichtungen zc. 
ablehnen zu müfjen; wogegen das Präfidium natürlich fi) auf den 
Beſchluß bezog. 

Nachdem die Furheffiiche Regierung jodann „auf Wunjch des 
Präfidivenden“ die nicht bundeswidrigen früheren Petita der 
Stände genehmigt hatte, obgleich leßtere in ihrer Geſammtheit fie 
gar nicht mehr anerkannten, wurde die neue Verfaffung Ende Mai 
1860 verfündigt, ohne daß damit Kurheflen zur Ruhe gefommen 
wäre; deöhalb erflärte nun Baden im folgenden Sommer, im Juli 
1861, die Zuftände in Kurheſſen jeien bejorgnißerregend, das Miß— 
behagen über diejelben Habe in ganz Deutjchland zerjeßend gewirkt. 
Das mächtige Rechtsbewußtſein des kurheſſiſchen Volks habe allen 
Anfechtungen widerftanden. Die Beichlüffe von 1860 hätten die 
Angelegenheit noch mehr verwirrt; die Bundesverjammlung müſſe 
die Verfaſſung von 1831 wieder herftellen und die bundeswidrigen 
Beltimmungen daraus entfernen. 

Nach vier Monaten Hatte Kurheſſen die Dreiftigfeit gefunden, 
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zu erklären: die badifche Regierung mijche ſich in Dinge, die fie 
nicht3 angingen, nicht die kurheſſiſche Regierung, die doch ihr Volk 
am beiten fennen müfle, jondern der Nationalverein jei Schuld an 
dem ganzen Wirrwarr, die kurheſſiſche Frage ſei für diefen nur ein 
Agitationgmittel, um die Bundesautorität ſyſtematiſch zu untergraben. 
Mit mwohlfeiler Meberredungdfunft verbinde diefer Verein einen uns 
verfennbaren Terrorismus. Man denke: der Nationalverein und 
Terrorismus! Nachdem die kurheſſiſche Regiernng ſodann die Güte 
hatte, die von Seiten jene Vereins geltend gemachten Gründe für 
„Iheinbar einleuchtend“ zu erklären, juchte fie in der nur ihr eigenen 
Meile die Schuld in zweiter Linie auf die Staaten der Minderheit 
abzumwälzen. Preußen empfahl ihr allerdings jehr nachdrücklich die- 
jenigen verantwortlich zu machen, denen e3 gebühre, ihr Standpunkt 
jei unhaltbar. Die furhejfiche Regierung beftritt hinwieder Preußen 
Schuld gegeben zu haben, behauptete aber zugleich, es laſſe fich doch 
nicht beftreiten, daß Preußens Haltung die Oppofition ermuthigt und 
geitärft Hätte. Und nachdem fie in malitiöfem Ton namentlich 
Baden über feine „Mißverſtändniſſe“ aufgeklärt hatte, ftellte fie fich 
zum Schluß als die Borfämpferin der Monarchie und der Autorität 
de3 Bundes hin. Endlic) war e3 der preußiichen Regierung gelungen, 
die öftreichijche Regierung davon zu überzeugen, daß da3 Verfahren 
der kurheſſiſchen Regierung immer zerjegender in Deutjchland wirke, 
und jo ftellten beide Staaten März 1862 beim Bunde den Antrag: 
die furheififche Regierung aufzufordern, Einleitung zu treffen, daß unter 
Wahrung der Rechte der Mediatifirten und vorbehaltlich der nad) 
den Bundesgejegen nothwendigen Abänderungen die DVerfaflung 
von 1831 in Wirkſamkeit trete. Nachdem die kurheſſiſche Regierung 
erklärt hatte, daß diefe Zumuthung „ihre Souveränität und ftaat= 
liche Selbitftändigfeit vernichte”, producirte fie einen ritterjchaftlichen 
Proteft gegen jene Anträge. Als fie aber die Unverjchämtheit hatte, 
Alle die, welche nicht protofollarijch die Recht3beftändigfeit der Ver- 
fafjung von 1860 erklärten, de3 Wahlvecht3 für verluftig zu erklären, 
verlangten Deftreich und Preußen am 10. Mai bei der Bundes- 
- verjammlung, daß jene Verordnung zurüdgenommen werde, und 
Preußen griff durch die befannte Sendung des General3 Willijen 
am 11. Mai direft in Gafjel ein. Die üble Aufnahme defjelben 
führte nicht bloß zum jofortigen Abbruch aller diplomatijchen Be— 
ziehungen zwijchen beiden Staaten, jondern auch zu der Erklärung 
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Preußens, daß, wenn die furheffiiche Regierung nicht nachgäbe, am 
23. Mai zwei Armeecorp3 mobilifirt würden. 

Mittlerweile war der Antrag der Großftaaten vom 10. Mai 
von der Bundesverfammlung angenommen worden, nachdem Kur— 
heilen mit jeiner brutalen Naivetät erklärt Hatte, es hätte mit 
jener Verordnung ja nicht? andres beabfichtigt, als zu verhindern, 
daß der gewählte Landtag fich nicht auch zum vierten Male für 
incompetent erkläre. Allein ſchon am 19. Mai erklärte Kurhefien, 
nachdem es vergeblich noch in leßter Stunde auf die Unterftügung 
Dejtreichd gehofft hatte, daß es dem Beihluß auf Rüdnahme jener 
MWahlverordnung, dem übrigen? Hannover und Dänemark wider: 
iprochen hatten, Folge geben wolle. Aber erft nachdem die Mehr: 
heit den Antrag der Großmächte auf Wiederherjtellung der Verfafjung 
von 1831, gegen die Stimmen Dänemarks, der beiden Mecklenburg, 
Äowie unter Vorbehalt Hannovers, am 24. Mai angenommen hatte, 
entließ der Kurfürft jein Minifterium und ließ durch ein neues 
Minifterium die VBerfaflung von 1831 wieder herſtellen, genehmigte 
aber feine Vorlage der Minifter für den Ende Oftober zujammen- 
getretenen Landtag, ſodaß dieje denjelben vertagen und ihre Entlaffung 
fordern mußten. Diejer heil- und kopfloſen Wirthichaft konnte nur 
durch einen energiichen Willen ein Ende gemacht werden. Die Note 
de3 preußilchen Minifterpräfidenten von Bismarck — durch einen 
Feldjäger überbracht, da die kurheſſiſche Regierung eine preußifche 
Note betreffend Wiederanknüpfung der diplomatijchen Beziehungen 
gar nicht beantwortet hatte — wirkte das Wunder. Drei Tage 
darauf, am 27. November, nahın der Hurfürft die Entlafjung der 
Minifter zurüd und berief den Landtag. Die am Schluß der 
preußijchen Note in Ausſicht gejtellte Berufung der kurheſſiſchen 
Agnaten mochte Se. Königl. Hoheit wohl in unliebjamer Weiſe an 
den verflofjenen Herzog Karl von Braunjchweig erinnert haben 
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Erſtes Kapitel. 


Die jchleswig-holfteiniiche Frage bis zur Auslieferung 
des Landes an die Dünen. 


Eine auch in die weitejten Kreije der Nation getragene und in 
denjelben entwidelte und mit Zähigfeit feftgehaltene Tradition — 
eine von den wenigen politiichen Traditionen der Nation in diefem 
Sahrhundert — ſagte den Patrioten in den Niederungen des kleinen 
Bürgerthums wie auf den Höhen der Bildung und den Thronen 
der Yürften, daß mit der Löſung diejer Frage die Entjcheidung über 
die größere deutſche auf das engſte verfnüpft ſei. Daher eine be- 
ſonders ftarfe Erregung, ſobald fie in Sicht fommt, eine oft leiden- 
ſchaftliche Scheidung der Parteien, leitenden Mächte und Berfonen 
je nad) ihrer Stellung zur Löſung der deutjchen Frage. Was 
Wunder wenn die Symptome diefer Bewegung auch auf der grau— 
Jam öden Sumpffläche innerhalb des Frankfurter Bundespalais ficht- 
bar wurden. 

Es ijt hierbei nun beſonders charafteriftich für die Richtung, 
welche dieje Frage nicht bloß, jondern auch das politische Denken 
und Sinnen deutjcher Regierer und Regierten überhaupt genommen 
hatte, in welcher Geftalt die Anfänge*) der ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage in der Bundesverfammlung fich darftellen. 

In der Sitzung vom 23. Juli 1846 nämlich ergriff der olden- 
burgijche Gejandte das Wort, um vorzutragen, wie feinem Allerhöchiten 
Heren bei einer Reife nad) Eutin plößlic) der offene Brief 





*) Die dur Dahlmann begründete Reflamation ber holfteiniichen Ritter 
und Prälaten, welche von ber Bundesverfjammlung bekanntlich 1823 abge: 
wieſen wurde, ift hier ala jchon öfter dargeftellt nicht berüdfichtigt. 

Fiſcher, Geich. bes deutſchen Bundestags zu Frankf. a. M. 19 
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Chriſtians VIII. den 15. d. M. Abends zu Geficht gefommen ſei. 
Da in demjelben Schleswig und ein Theil von Holjtein der Krone 
Dänemark einverleibt werde, lege der Großherzog von Oldenburg, 
der zu Folge der Traftate der Repräjentant der Chefs der ſchleswig— 
holftein=gottorpjchen Linie in Deutjchland ei, gegen alle aus diefem 
Brief etwa abzuleitenden, präjudicirlichen Folgerungen feierlichft Ver- 
wahrung ein, 

Preußen, welches da3 Präfidium vertrat, ſchwieg. 

Sn der Sitzung am 20. Auguft, der wieder Graf v. Münch 
präfidirte, während Preußen jehlte, wurde in dem vorgelegten Ein- 
gabenverzeichniß die Borjtellung der Holjteiniichen Stände und 
deren Rechtsverwahrung betr. jenen Brief erwähnt; ſchon jetzt hielt 
es der Präfidirende für nöthig, darauf hinzuweiſen: die hoben 
Regierungen möchten ſich doppelt verpflichtet erachten, mit wach— 
jamem Ernſt darauf zu halten, daß die Preffe und die Vereine 
fich nicht in aufregender Weile der Angelegenheit bemächtigten, und 
daß fein Sammeln von Adrefjen gejtattet würde. Denn bier dürfe 
man fich nicht durch Wünjche und Sympathien leiten laflen, jondern 
durch die bundesgejeglichen Principien. 

Man wird nicht jagen können, daß der Präfidialhof fich zeitiger 
in dieſer Frage auf den bundesverfaſſungsmäßigen Weg hätte be= 
geben können. 

Am 27. Auguft gelangte dann eine Verwahrung nebſt Aften- 
jtüden von Seiten Sr. Durchlaucht des Herzogs Chriſtian Auguft 
von Schleswig=Holftein-Sonderburg-Auguftenburg an die Bundes— 
verfammlung, eingereicht durch Höchftjeinen Hofchef v. Coſſel, zugleich 
mit der Zuftimmung des Herzog Karl von Schleswig-Holſtein— 
Sonderburg-Glüdzburg. 

Nachdem jodann eine lange Erklärung von Dänemark ein- 
gelaufen war, erjtattete die Reklamationscommiſſion am 17. Sep— 
tember ein Gutachten, welches mit den, von der Bundesverfammlung 
jogleich angenommenen Anträgen jchließt, daß diejelbe dem König 
von Dänemark das Vertrauen jchenke, daß er weder die Rechte des 
deutſchen Bundes, noch der Agnaten und der Holfteinijchen Land— 
ftände kränken werde; daß die leßteren zwar nicht als die Vertreter 
de3 Bundesstaates Holjtein angejehen werden fünnten, daß aber auch 
der Befehl des Königs an den Landtagscommiſſär, in der Erbfolge- 
jrage feine Borftellungen u. a. mehr anzunehmen mit den Gejeßen 
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nicht im Einklange ftehe; daß die Bundesverfammlung zwar den 
bei diejer Gelegenheit hervorgetretenen patriotifchen Gefinnungen in 
den Bundesſtaaten Anerkennung zolle, daß fie aber die gehäffigen 
Anſchuldigungen und Aufreizungen, die dabei ftattgefunden, lebhaft 
beflage. 

Nachdem ſodann noch die anhaltiichen und mecklenburgiſchen 
Häufer ihre Rechte auf Sachjen-Lauenburg verwahrt hatten, war 
für dag Jahr 1846 die Frage für die Bundesverfammlung abgethan. 

Das Jahr 1847 brachte nur neue VBerwahrungen vom Prinzen 
Guſtav von Waſa betr. die ganze Erbſchaft, vom Königreich Sachen 
und den ſächſiſch-thüringiſchen Häufern betr. Sachjen-Lauenburg. 

Eine reiche Anzahl von Erbſchaftskandidaten Hatte ſich jomit 
ſchon eingefunden. 

Das Jahr 1848 gab auch dieſer Angelegenheit eine andere 
Wendung. 

Nachdem die Aufregung in den Herzogthümern, bejonders in 
Schleswig dadurch ganz außerordentlich geftiegen war, daß einer 
Deputation in Kopenhagen von ©eiten des Königs die Antwort er- 
theilt wurde, daß er weder den Willen noch die Macht habe, für 
die Aufnahme Schleswigs in den deutjchen Bund einzutreten, daß 
er dagegen durch eine gemeinjame Verfaſſung die unzertrennliche 
Verbindung Schleswig mit Dänemark fräftigen wolle, hatte fich 
eine proviſoriſche Regierung in Rendsburg gebildet, welche Ende 
März 1848 die Aufnahme Schleswig in den Bund beantragte. 
Dieſe legte jedoch das Präſidium erft vor, nachdem Preußen in der 
Sitzung vom 2. April erklärt hatte, daß, da ihm ein Krieg zwilchen 
Dänemark und den Herzogthümern unvermeidlich jcheine, der König, 
um die Rechte jener deutichen Provinzen zu wahren, ein Okkupations— 
corps habe aufftellen laſſen, desgleichen habe er die Staaten de3 
X. Armeecorpd dazu eingeladen; Preußen erwarte nunmehr einen 
weiteren Beſchluß. Zunächſt wählte man eine Commiſſion von fieben 
Mitgliedern. 

Schon zwei Tage darauf wurde unter Anerkennung des patrio— 
tiichen Vorgehen? Preußen? auf Antrag diefer Commiſſion be- 
ichloffen, daß Preußen die militäriiche Führung für die Herzog- 
thümer jowie die diplomatiiche Vermittlung Namen? des deutjchen 
Bundes übernehmen jolle. Nachdem jodann die „Männer des öffent- 
lichen Vertrauens“, welche der Bundesverfammlung zugeordnet waren, 
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von neuem in der Sache angerufen Hatten, bejchloß die Bundes- 
verjammlung ſchon nach acht Tagen: daß, fall3 däniſcherſeits Die 
Ginftellung der Feindfeligfeiten und die Räumung des Herzogthums 
Schleswig von den eingerücten dänischen Truppen nicht erfolgt jein 
jollte, die3 zu erzwingen fei, um das durch den Bund zu ſchützende 
Recht Holfteind auf die Union mit Schleswig zu wahren; Preußen 
möge bei feiner Vermittlung auf die Aufnahme Schleswigd in den 
Bund, als die ficherfte Garantie jener Union, hinwirken; Die 
proviforifche Regierung erkenne fie an und erjuche Preußen um 
Schub derjelben. Hierauf erklärte der däniſche Gejandte unter den 
üblichen Verwahrungen jeinen Austritt. 

Bereit3 am folgenden Tag berichtete der preußilche Gejandte 
der Bundesverfammlung über die Lage der Dinge: Zugleich mit 
dem Einrücken der preußilchen Truppen in Holjtein Hatte der König 
einen Abgejandten in dad Hauptquartier des Königs von Dänemark 
geſchickt, um denjelben davon zu unterrichten und darzulegen, daß 
Preußen nur vorgehe, um die Rechte des Bundes und der Herzog: 
thümer zu jchüßen, daß es zu einer Vermittlung auf der eben be= 
zeichneten Baſis die Hand biete, daß ed nicht zu Gunften irgend 
eines Sonderintereſſes auftrete, am wenigften die Souveränitäts— 
rechte des König-Herzogs antafte, welche auch die Herzogthümer 
ſelbſt bis jeßt nicht verläugnet Hätten. Wolle Dänemark auf obiger 
Baſis verhandeln, jo müfje e3 fich weiteren VBordringens in Schleswig 
enthalten, two nicht, jo müſſe Preußen den Umſtänden gemäß handeln. 

Eine Antwort wäre bis jeßt nicht eingelaufen, aber die däniſchen 
Truppen jeien bereit3 bis Tondern und in die Nähe Flensburgs 
vorgedrungen; Vorpoftengefechte hätten jtattgefunden; ein dänijches 
Corps ſei bei Glücksburg gelandet; hierdurch ſeien die Truppen der 
provijoriichen Regierung jo gefährdet, daß die preußiichen Truppen 
hätten vorrücden müfjen, um ihre Waffen und die Sache der Herzog— 
thümer nicht zu compromittiren. 

Indem die Bundesverfammlung dieſe Maßregeln anerkannte, 
drückte ſie den Wunſch aus, Preußen möge ſein Hauptaugenmerk 
auf die Sicherung des deutſchen Handels und der deutſchen Schiff— 
fahrt richten, und womöglich durch Vertrag mit einer Seemacht für 
den Schutz der deutſchen Küſten und Seeſtädte Vorſorge treffen. 
Zwei Tage darauf wurde Preußen der förmliche Oberbefehl über— 
tragen. 


293 


Ueber den Gang der Greigniffe in Schleswig berichtete der 
preußiiche Gejandte am 20. April in der Bundesverfammlung, daß 
er raſcher geiwejen jei, al3 man erwartet hätte. Dänemark habe in 
feinen, von der Flotte unterftüßten Operationen eine größere Schnellig- 
feit und Energie entwidelt, ald man in Schleswig vorausjah, und 
andererjeit3 hätten ſich die unorganifirten Streitkräfte der provi- 
joriichen Regierung ungeeignet gezeigt, den regulären Truppen des 
Teindes in offnem Felde zu begegnen. 

Die preußifchen Truppen, noch zu gering an Zahl (8000 Mann) 
und ohne Artillerie und Gavallerie, von den anderen Bundedtruppen 
ohne Unterjtügung geblieben, hätten fich deshalb für die Vertheidigung 
Holſteins bereit halten müfjen, jo daß Schleswig zum großen Theil 
von den Dänen bejeßt war. Weiterer Nachſchub, auch von Oldenburg 
und Mecklenburg, jei im Anmarſch; Generalleutnant Fürſt Radzi- 
will habe da3 Commando erhalten, das Obercommando jei jo- 
dann General von Wrangel übertragen. In derjelben Sikung 
fonnte bereit mitgetheilt werden, daß die provijorische Regierung 
von Lauenburg unter völliger Nichtachtung ihrer Bundezpflichten 
ihr Gontingent aus Holjtein abberufen habe. 

Unterdeffen Hatte ſich auch die Diplomatie geregt: der in Berlin 
accreditirte engliiche Geſandte Weſtmorland hatte unter Beiſchluß 
einer Depeſche Palmerſtons, am 18. April eine Note an den 
preußijchen Minifter des Auswärtigen, Freiherrn von Arnim, ges 
richtet, in welcher für England auf Grund des Garantievertragd 
von 1720 das Recht der Einfprache gegen den Einmarjch fremder 
Truppen in Schleswig geltend gemacht und verlangt wurde, daß 
Preußen feine Truppen aus Schleswig zurüdziehe. Arnim Hatte 
darauf geantwortet, daß darüber der Bund zu befinden habe, übrigens 
nehme man die freundliche Vermittlung Englands zur Pacififation 
an. Demgemäß beichloß auch die Bundesverjammlung. 

Deftreich hatte fich bei allem officiell jchweigend verhalten, nur 
al3 der neue Holjteiniiche Bundestagsgejandte, der Profeſſor von 
Madai, in die Bundesverfammlung aufgenommen wurde, hatte es 
in der lang geübten Weife, jet aber ohne Erfolg, für Inſtruktions— 
einholung geftimmt,. denn der bejte Bundesgenofje des Präfidiums 
in der Bundesverfammlung war immer die Zeit gemwejen. Am 
27. April lief die erjte Siegednachricht bei der Bundesverfammlung ein. 

Das Präfidium machte noch) einmal den Verſuch einen dänischen 
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Proteft zur Disfuffion zu bringen, allein die Mehrheit jette es 
durch, daß derjelbe zu den Alten genommen wurde. Am 29. April 
trug Preußen vor, daß Dänemark eine bedeutende Anzahl preußiicher 
Schiffe bereit3 mit Bejchlag belegt habe, und daß die Blofirung 
deutjcher Häfen unmittelbar zu erwarten jei; e3 jei alſo nothwendig, 
da Deutichland augenblicklich fein andered Mittel habe, fich eine 
Entihädigung zu fichern und einen Theil des däniſchen Gebiet? ala 
Pfand zu offupiren. Dies wurde von der Bundesverfammlung an— 
erfannt und zugleich beichlofjen, daß der etwa eintretenden Mediation 
Englands erft Folge gegeben werde, wenn jene Offupation aus— 
geführt jei, oder England die Garantie für den Schadenerjat über- 
nommen babe. 

Unter großer Entrüftung vernahm jodann die Bundesverjamm- 
lung am 1. Mai, daß vor wenigen Tagen der däniſche Kammerherr 
von Reed in Hannover eingetroffen jei, um mit Hannover ein 
Separatabfommen zu treffen und auf Grund einer englifchen und 
ruſſiſchen Vermittlung die Zurüdziefung der hannoverjchen Truppen 
zu erwirken. Hannover, da3 diejen Unterhändler an Preußen ge- 
wiejen Hatte, beantragte nun die Mobilifirung des ganzen X. 
Armeecorpd. Nachdem Wrangel da3 Heranrüden der Hannoveraner 
abgetwartet hatte, um ihnen, wie er ſich außdrückte, Gelegenheit zu 
geben, an der Ehre des Kampf Theil zu nehmen, hatte er nad) 
einem fiegreichen Gefecht am 25. April Morgen? 8 Uhr Flensburg 
genommen. 

In voller Auflöfung waren die Dänen zurüdgegangen, ſodaß 
am 28. April Wrangel jchon jenjeit3 Apenrade und Tondern feine 
Vortruppen, und Alſen gegenüber, wohin faſt die ganze däniſche In— 
fanterie übergejeßt war, Truppen de3 X. Armeecorp3 hatte Stellung 
nehmen lafjen. Gegen die Dänen reichten jeine Truppen völlig aus; 
jollte aber, meint der General, die Bundesverfammlung die Ein— 
miſchung fremder Mächte fürchten, jo müfje er noch, um alle er- 
rungenen Vortheile zu behaupten, bis zu 10,000 Mann Nachſchub 
haben. 

Am Jahrestag der Schlacht bei Großgörſchen, 2. Mai, war 
Wrangel bei Kolding in Jütland eingerüct, Hatte Tags darauf 
Fridericia bejeßt, am dortigen Seefort am 3. Mai die deutjche 
Flagge aufziehen laſſen und die Schiffahrt durch den Fleinen Belt 
für frei erflät. Am 10. Mai wurde die Mobilifirung des X. 
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Armeecorps bejchloffen, nachdem Tags zuvor der ſchwediſche Gejandte 
in Berlin dem föniglichen Gouvernement mitgetheilt Hatte, daß durch 
die Ueberſchreitung der Nordgrenze Schleswigs für Schweden der. 
Tall eingetreten jei, in welchem e3 nad) den gegen Dänemarf über- 
nommenen Verpflichtungen fich genöthigt jehen. werde, ein Hilfe- 
corp8 nad) Fünen oder einer ‚andern dänischen Inſel zu jenden, 
um dieje zu jchüßen und einer Störung des politifchen Gleichgewichts 
im Norden zu begegnen. Bon Seiten Preußen? war erwidert 
worden, wozu die Offupation Jütlands erfolgt jei; die ſchwediſche 
Regierung möge bedenken, ob der gegenwärtige Augenblid, in welchem 
die Triedendverhandlungen nahe bevorftänden, zu derartigem mili- 
täriſchen Eingreifen geeignet ſei; jollte dies doch eintreten, jo würde 
man die Offupationztruppen nur verſtärken müfjen. 

Mittlerweile Hatte die dänijche Flotte Fridericia beſchoſſen, und 
als Wrangel dafür da von däniſchen Truppen beſetzte Middelfart 
und das Fridericia gegenüber liegende Dorf Strüb Hatte bejchießen 
laffen, und darüber der dänijche Flottenbefehlshaber Beſchwerde er- 
hoben und derjelben Drohungen zugefügt hatte, anttwortete der preußifche 
General am 10. Mai unter anderen: „Wenn Ew. Hohwohlgeboren 
es außfprechen, daß die dänijche Marine für das Bombardement 
von Middelfart an Häfen der Oſtſee Rache nehmen werde, fo laſſen 
Sie e3 fich gejagt fein, daß für jedes Haus, welches die däntjche 
Marine an deutichen Küften in Brand jchießen jollte, ein Dorf in 
Jütland brennen wird! Mein Name bürgt Ihnen dafür, daß es 
gejchehen werde.“ 

Allein in der Bundesverfammlung zeigten fich ſchon die erften 
Friedendboten; ſchon am 17. Mai zeigte Hannover an, daß es den 
Embargo auf die däniſchen Schiffe aufgehoben Habe; zehn Tage 
darauf erhob der Holfteiniiche Gelandte Bejchwerde darüber, daf 
Hannover, Braunfchweig und Mecklenburg jich weigerten ihre Corps 
auf die bejchlofjene Stärke zu bringen; eine lahme Erklärung der 
Bundesverfjammlung, unter Schmerlingd Präfidium, erfolgte, die 
längft beantragte und immer wieder angeregte Aufnahme Schleswigs 
in den Bund, die Erklärung Rendsburgs zur Bundezfeftung 
ichlummerten in dem Siebenerausſchuß. Drei Tage darauf wurden 
die Waffenjtillftandsvorjchläge gegen den Proteſt des holjteinijchen 
Gejandten angenommen, fünf Tage vorher, am 25. Mai, Hatte 
MWrangel ſchon den Rüczug aus Jütland bis Flensburg nehmen 
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müffen, ünd zwar, wie Herr von Schmerling mittheilte, weil ber 
General noch immer nicht über die nöthige Anzahl von Truppen 
zu gebieten habe; der deutiche Bund könne dafür nicht verantivort- 
lih gemacht werden; es müſſe jofort eine Commiſſion ernannt 
werden, welche perjönlich die volle Mobilifirung de X. Armee- 
corps bei den betheiligten Regierungen zu betreiben habe. Dem— 
gemäß wurde, unter dem Widerjpruch de3 hannoverjchen Gefandten, 
der bairiiche Gejandte v. Cloſen und der öftreichiiche Generalmajor 
Graf dv. Nobili mit diefem Commifjortum beauftragt. Darauf liefen 
denn einzelne Nachrichten der Regierungen ein, wonach Hannover 
bis zum 14. Juni 14,000 Mann, Mecklenburg bis zum 24. Yuni 
faft 2500 Mann in Rendaburg haben würden. Und wie diefe nad) 
langem Zögern nur Theile des jchon jeit zwei Monaten durch 
Bundesbeihluß zur Mobilifirung geftellten Corps an das Ober- 
commando abgeben wollten, jo war es auch bei den Hanjeaten; e3 
fehlte bei ihnen noch eine oder das andere, auch war leider der 
Rittmeister Frank. Die Hamburger namentlich betrieben den Handel 
mit Dänemark ungeftört weiter und unterhielten nach wie vor den 
Poſtverkehr. Voll Entrüftung erklärte der preußilche Gejandte am 
17. Juni, nachdem er die Thatjachen berichtet hatte: die großen in 
letter Zeit von Rußland gezahlten Geldjummen jeien von Hamburg 
in Silberbarren auf diefem Wege nach Kopenhagen gelangt. Bei 
ſolchem, ganz offen betriebenen Verkehr mit dem TFeindesland jet 
nicht zu verwundern, wenn man däniſcherſeits auch über die 
deutjchen Kriegsoperationen jtet3 im Voraus auf dad Genaufte - 
unterrichtet jei. Wenn auch einige Tage darauf der Gefandte für 
Hamburg die meilten Detaild in Abrede jtellte, jo mußte er nicht 
bloß zugeben, daß der Poſtverkehr mit Dänemark beftehe, jondern 
er verlangte ſogar ausdrüdlich, daß derjelbe auch fortbeftehen müſſe, 
da er für Handel und Wandel nothiwendig jei. 

Nachdem endlich bis Ende Juni ein Theil der verjprochenen 
Verſtärkungen eingetroffen war, hatte Wrangel Nordjchlesiwig wieder 
von den Dänen jäubern können. In der Sikung vom 5. Juli 
wurde noch einmal da3 Eintreffen der zugejagten Verftärkungen in 
Grinmerung gebracht. Am 10. Juli wurde die Bundesverjammlung 
geſchloſſen. 

Wie bereits angedeutet, hatte ſchon vor Beginn der Feindſelig— 
feiten die proviforiiche Regierung von Lauenburg ihr Gontingent 
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zurüdgerufen, weitläufige Verhandlungen zwijchen ihr und der 
Bundesverfammlung führten zu feinem Rejultat, bis die Bundez- 
verfammlung am 16. Juni beichloß, das Herzogthum durch einen 
bejonderen Commiſſär in Verwaltung zu nehmen. Zu diejer Ehren- 
jtellung wählte man den badilchen Gelandten Welder, ob er oder 
die Bundesverjammlung darüber eine größere Genugthuung em= 
pfunden habe, wird fich nicht feſtſtellen Lafjen. 

Es liegt diefer Arbeit fern, dieſes Stück Leidensgejchichte bis 
Malmö und von Malmö nad) Edernförde, Kolding und Fridericia 
zu verfolgen. Unter dem Drud der Großmächte, ohne die nöthige 
Flotte, nur jehr ſchwach unterftüßt und jelbjt von ſchwachem Willen 
hatte Preußen am 2. Juli 1850 auch im Namen des Bundes 
Frieden mit Dänemark gemacht, um die Herzogthümer ihr Glüd 
noch einmal jelbft verfuchen zu lafjen. 

Mittlerweile war auch auf Dejtreichd Einladung eine Art von 
Rumpfbundestag in Frankfurt zujammengetreten. Bereit? in der 
zweiten Jogenannten Plenarfigung defjelben erhoben Baiern und Sachjen 
Bedenken gegen die Zulaffung des däniſchen Gejandten, es war 
Bernhard Ernjt von Bülow, nachher Staatöjefretär des k. deutjchen 
auswärtigen Amts, allein das Präfidium erklärte, daß dieſe Plenar- 
verfammlung fi) nur mit der Reconftruftion de Bundes befafle, 
dazu aber der Vertreter de3 Herzogthums Holftein, deſſen recht- 
mäßiger Inhaber der König von Dänemark jei, zugelafjen werden 
müſſe. Nachdem Anfangs September von Herrn von Bülow der 
oben erwähnte Berliner Friede mit dem Erſuchen um Ratififation 
jeitend der Bundesverjammlung ſowie mit der Bitte vorgelegt war, 
jofort an die Statthalterichaft in Rendsburg zur Verhinderung 
weiteren Blutvergießeng ein Inhibitorium zu erlaffen, erjtattete die 
Commiſſion der Bundesverfammlung erft nach drei Wochen ihren 
Bericht, in dem fie zwar, weil nicht3 andre übrig zu fein jchien, 
die Ratififation beantragte, zugleich aber nicht umhin konnte, nad) 
der Weile aller politiichen Nörgler und Scheinheiligen, Preußen zu 
tadeln, daß e3 die Form des Friedenzjchluffes gewählt habe, das 
jet doch unerhört, daß der Bund mit einem Bundesfürften Frieden 
ſchlöſſe; als wenn nicht die Thatjache des Kriegs, jondern die Form 
de3 Friedens zu beflagen gewejen wäre, als wenn ein Krieg anders 
zu endigen ſei als durch einen Frieden. Es wäre, meinten dieje 
Meilen, ja auch feine Kriegserflärung erfolgt. Allerdings. Aber 
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Krieg führen, ohne ihn zu erklären und zu führen; Frieden machen, 
ohne ihn abjchließen zu können oder zu wollen, dies konnte eben 
nur der deutjche Bund. Und die Bundesverfammlung ratificirte 
denn auch den Frieden am lebten September, wie immer unter 
beichlugmäßiger Wahrung aller Bundesrechte. Anfangs Oktober 
beflagte Herr von Bülow von neuem die Palfivität der Bundes- 
verfammlung, er bedauerte, daß man dem Blutvergießen noch immer 
feinen Einhalt gethan habe, es werde Dänemark jchlieglich nichts 
erübrigen al3 weitere militärifches Eingreifen auch in Holftein. 
Nachdem Ende des Monat der Bundestagsreferent jein Klagelied 
wiederholt und hervorgehoben Hatte, daß die Bundedverjammlung 
und ihr Anjehen jo jehr geſchwächt jei, weil fie „einen großen Theil 
ihrer beiten Kräfte jchmerzlich vermiſſe“, beſchloß man endlich, die 
Statthalterichaft in Kiel aufzufordern, die Truppen hinter die Eider 
zurüdzurufen, die Dänemark feinerjeit3 nicht angreifen ſolle. Die 
däniichen Truppen möchten in Südſchleswig verringert werden. Die 
Olmützer Punktation Inebelte dann Preußen und zwang e3 Holftein 
wie Kurheſſen preiszugeben. Im Sanuar 1851 begann jodann die 
öſtreichiſch-preußiſche Pacififation, über deren geringen Erfolg nur 
einmal in diefem Jahre in der Bundesverfammlung Bericht eritattet 
wurde. Erſt im Juli 1853, nachdem Anfangs des Jahres das 
Land bereit3 an Dänemark übergeben war, erfolgte die öftreichijch- 
preußijche Berichterftattung in der Bundedverfammlung, nach welcher 
der status quo ante völlig wieder hergeftellt, und durch das königliche 
Patent vom 28. Januar 1852 die bundesmäßigen Rechte in Holjtein 
und Lauenburg anerkannt ſeien. 

Die Mehrheit der Bundesverjammlung genehmigte denn auch 
auf Grund jenes Patent? Alles unter den üblichen Hoffnungen auf 
die Loyalität und Bundesfreundlichkeit des Dänenkönigs, allerdings 
nicht ohne daß der Erneſtiniſche Gejandte, dem fih Oldenburg, 
Nudolftadt und die freien Städte anjchlofjen, beantragt hatte, jenes 
Patent, dem man keineswegs trauen dürfe, durch einen Ausſchuß 
erft prüfen zu lafjen. Der Gejandte führte aus, daß die Einführung 
einer Gejammtverfaffung für die Herzogthümer jehr bedenklich Jei, 
jedenfall3 aber nur nach erfolgter Annahme jeitend der Stände für 
Holftein vechtsverbindlic) werde. Man müſſe um jo vorfichtiger 
jein, als dieje Stände nur berathende Stimme hätten und dem 
holſtein⸗lauenburgiſchen Minifter im Staatsrath fieben Dänen gegen- 
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über jtänden. MWejentliche Rechte des früheren Beſitzſtandes jeien 
verloren, 3. B. jet die Verwaltung und Gejeßgebung der Herzog- 
thümer getrennt und jeßt ein geſammtdäniſches Zollſyſtem in Aus— 
jicht genommen. Die in jenem Patent verjprochene Amneftie jei 
weder verjöhnlich noch dem Verſprechen gemäß durchgeführt. 

Alles dies mußte, wer es willen wollte. Da e3 aber Niemand 
ändern wollte oder fonnte, fo blieb es zunächft bei Worten. Und 
diefen Worten jollten noch unzählige über ein Jahrzehnt folgen bis 
das Schwert das Recht brachte. 


Zweites Kapitel. 
Die Verfaſſungsfrage. 


Nur einmal Hatte die Bundesverfammlung die Freude, vom 
holſteiniſchen Gejandten eine ihr angenehme Eröffnung vernehmen 
zu fünnen. 63 war im Juni 1834, ald Herr von Pechlin Die 
oftroyirte Verfaffung für Holftein und Lauenburg mit folgenden 
Worten in der Bundesverfjammlung einführte: „In der ſtändiſchen 
Derfaffung des Herzogtums Holftein ſpricht fich der beftimmte 
Wille Sr. Majeftät des Königs aus, dad monarchilche Princip in 
allen Stüden ungeſchwächt aufrecht - zu erhalten. Auch ift feine 
Deffentlichkeit der ſtändiſchen Verhandlungen durch Zulaffung von 
Zuhörern, fondern nur ein gewifjer Grad von Publicität derjelben 
durch die Beitimmung gejtattet worden, daß diefe Verhandlungen 
durch den Druck befannt gemacht werden. Indes wird hierbei der 
Commiſſarius des Königs, unter deſſen Aufjicht die Befanntmachung 
erfolgt, durch Inftruftionen angewieſen werden, darüber zu wachen, 
daß nicht3 publicirt werde, was im Lande jelbft oder in den Nachbar— 
ftaaten Unruhe erzeugen könnte.“ Dieje idylliichen Zuftände wurden 
durch die achtundvierziger Erhebung gejtört und follten auch niemals 
wiederfehren. Es ift befannt, daß die däniſche Regierung nicht bloß 
ihr 1852 gegebenes feierliches Verſprechen nicht hielt, jondern daß fie 
auf Inkorporirung Schleswigd in die dänische Monarchie ausging 
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und Holftein und Lauenburg mit Oftroyirungen bedachte, die bie 
Selbjtändigkeit dieſer Länder ebenfall3 gefährdete. Erſt ala die 
lauenburgifchen Stände fich petitionirend an den Bund wandten und 
die früheren Mandatare defjelben, Deftreih und Preußen, Ende 
Oftober 1857 unter Borlage aller Aktenftüce, darunter 19 Depefchen, 
erklärten, daß troß aller Verhandlungen und troß alles Warten 
die däniſche Regierung ein befriedigended Reſultat nicht habe zu 
Stande kommen lafjien, fam die Sache wieder in der Bundesver- 
jammlung zur Sprache. Und da fie, jo erklärten die Großmächte, 
eine weitere Verzögerung nicht glaubten verantworten zu können, 
fo gäben fie ihren Auftrag in die Hände der Bundesverfammlung 
zurüd. Bei der jogleich bejchlojjenen Niederſetzung eine Siebener- 
Ausſchuſſes verlangte Hannover die entichiedene Intervention der 
Bundesverfammlung, denn dazu jet es „die höchſte Zeit”. Man 
hatte darauf Hin im November Dänemark zu Erklärungen aufgefordert, 
da aber nad) Erklärung diejes Staates zwei Monate zur Ertheilung 
einer Antwort nicht ausgereicht hatten, jo referirte im Januar 1858 
Baiern für den Ausſchuß und beantragte: die Bundesverjammlung 
möge erflären, daß die Verfaſſungsbeſtimmungen von 1854 und 1855, 
die ohne Zuftimmung der Holfteinifchen und lauenburgijchen Stände 
gegeben jeien, für diejelben als rechtöverbindlich nicht anzujehen ſeien; 
daß die Bundezverfammlung in dem jeitherigen Verfahren der 
dänijchen Regierung die Einhaltung der früher gegebenen Berjpre= 
chungen vermifje, auch die Verfaſſungsgeſetzgebung für gemeinjchaftliche 
Angelegenheiten der dänijchen Monarchie von 1855 mit dem Bundes- 
recht nicht für überall vereinbar halte, demnach jei die dänifche 
Regierung aufzufordern in Holjtein und Lauenburg einen der Ver— 
faffung und dem Bundesrecht entjprechenden Zuftand herbeizuführen 
und der Bundesverfammlung darüber Anzeige zu erftatten. 
Anfangs Februar ergriff die Großmacht des Nordweſtens, 
Hannover, das Wort, um darauf aufmerflam zu machen, daß die 
däniſche Regierung die Zeit benute, um immer mehr bundeswidrige 
Thatjachen zu jchaffen. Als darauf der holfteinische Gejandte feinem 
Gollegen von Hannover angedeutet hatte, daß die Beſchlüſſe des 
dänijchen Reichsraths weder ihn noch die Bundesverjammlung etwas 
angingen, und daß man die Abfichten des Königs verfenne, veplicirte 
Hannover, man verlange von Dänemark nur was es verſprochen 
und die Abfichten Er. Majeftät beurtheile man nach der That. 
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Die unterdes eingelaufene Antwort bezeichnete der Ausſchuß ala 
irrelevant, und die Bundesverfammlung beſchloß am 11. Februar 
den früheren Anträgen gemäß. Auch hier machte ſich die welfiſche 
Nordjeemacht wieder bejonderd bemerkbar, indem fie wünfchte, die 
Bundesverjammlung möge ihr Augenmerk auch auf Schleswig richten, 
denn die Zerwürfniſſe zwiſchen Dänemark und dem deutjchen Bunde 
jeit 1848, jowie die Abmachungen von 1851 und 1852 bezögen 
fi auch auf Schleswig. Man habe diejes Land allerdings jeiner 
adminijtrativen Selbftändigkeit durch jenes Abkommen beraubt und 
der „Krone Dänemark”, aber nicht dem „Lande Dänemark“ einver- 
leibt ; die jchleswigichen Stände habe man gar ‚nicht berücfichtigt 
troß der Verſprechungen; das Rejjortverhältnig des Minifterd für 
Schleswig ſei nicht innegehalten worden, und die däniſche Regierung 
nehme fortwährend Handlungen vor, welche auf die Einverleibung 
des Landes in die dänische Monarchie hinausliefen. Die folgenden 
Erklärungen Dänemark? waren außweichend und erwähnten Lauen— 
burg 3. B. gar nicht; Hannover jpielte feine große Rolle in dem 
Ausſchuß weiter, ftellte verſchärfte Minorität3anträge, bezeichnete die 
Berichte der. Majorität als optimiftiich und ihre Anträge ala un— 
zureichend; um die Mitte des Jahres machte Dänemark dann wieder 
einige ſchwache Zugejtändnifje, die Majorität begann wieder mit 
ihm zu markten und Beichlüffe zu faſſen, Hannover jchritt auf feinem 
Cothurn. Zu Heftigen Augeinanderjegungen führte die Zulaſſung 
de3 Holfteiniichen Gejandten zum Exekutionsausſchuß, Hannover 
proteftirte und füllte da3 Protokoll; bis die Bundesverfammlung 
endlich im November 1858 beichloß auch die zuletzt eingegangenen 
Grflärungen Dänemarf3 für ungenügend zu erklären und den Exe— 
futionzausfchuß zur Stellung der nöthigen Anträge aufzufordern. 
Da producirte der Gejandte für Dänemark drei königliche Patente, 
vom 6. November Datirt, durch welche die holſteiniſchen Stände 
auf den 3. Januar 1859 einberufen und die im Anfang des Jahres 
1858 verlangte Aufhebung der bundeswidrigen Beftimmungen von 
1854, 1855 und 1856 zugeftanden wurde. Die Bundesverfammlung 
gewährte hierauf Dänemark Zeit mit den Holfteinijchen Ständen zu 
verhandeln, jodaß während des ganzen Jahres 1859 die Angelegen= 
heit beim Bunde ruhte. Wiewol Dänemark in feiner frivolen Weiſe 
mit den lauenburgifchen Ständen gar nicht, mit den holfteinijchen 
Ständen aber auf Grund der von der Bundesverfammlung wie von 
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dem föniglichen Patent vom 6. November 1858 außer Kraft ge- 
jegten Bejtimmungen von 1854 und 1855 verhandelte und alle mit 
großer Mäßigung aufgeſtellten Vorſchläge der holſteiniſchen Stände 
rund ablehnte, wiewol aljo, wie der Referent im Februar 1860 
anerkennen mußte, Dänemark auf Grund der Bundesbeichlüffe von 
1858 noc gar nicht verhandelt habe, eigentlich alfo nicht? übrig 
bliebe al3 zu dem Ende 1858 ſiſtirten Grefutionsverfahren zurück— 
zugehen, jo ergriff die Bundesverjammlung nad) ihrer Gewohn— 
heit wieder einen dargebotenen Strohhalm, um nicht? thun zu müfjen 
und beſchloß am 8. März 1860 noch einmal der Erledigung ihrer 
Beichlüffe vom 11. Februar 1858 entgegenzufehen und das Grefutiong- 
verfahren „annoch nicht zur Anwendung zu bringen“ unter den 
Bedingungen: daß für die Beitimmung, ob eine Angelegenheit eine 
allgemeine oder eine bejondere jei, die Abmachungen von 1852 und 
die däniſche Kabinetsordre vom 28. Januar 1852 ausſchließlich 
maßgebend wären; daß alle Gejetesvorlagen für den Reichsrath 
auch den Ständen von Holjtein und Lauenburg zugingen; daß feine 
Gejee, namentlich feine Finanzgeſetze für diefe Herzogthümer ohne 
Zuftimmung der Stände erlaflen würden; daß bei den in Ausficht 
genommenen — nad) einer dänischen Stabinet3ordre vom 2. November 
1859 — Delegirtenverhandlungen jämmtliche Landestheile vertreten 
jeien; daß Diele Jofort beginnen und die Verhandlungen mit den 
boljtein=zlauenburgijchen Ständen durch jene nicht präjudicirt würden. 

Troß Ddiejer großen Worte verfündigte Dänemark das Finanz— 
geje für 1860/61 ohne Zuftimmung der Stände; troßdem daß 
Oldenburg diefe Thatjache jchon im Juli 1860 der Bundesverjammt- 
fung bejonder3 angezeigt und auf die Grefution gedrungen hatte, 
wartete der Bundestaggausihuß das ganze Jahr hindurch auf eine 
dänifche Antwort. Grit ala im Anfang des folgenden Jahres die 
dänijche Regierung in ihrer Frechheit ſoweit ging, jenes Finanzgeſetz 
eine „Jtatiftiiche Zufammenftellung“ zu nennen, erklärte die Bundes— 
verfammlung am 7. Februar 1861 daſſelbe für ungültig für die 
Herzogthümer und forderte mit Androhung des Exekutionsverfahrens 
die dänilche Regierung auf, binnen ſechs Wochen die Ausführung 
de3 Bundezbeichluffes vom März 1860 anzuzeigen. Statt deſſen 
rief man wieder die Stände ein, um biejelben im April vor der 
Bundesverfammlung wegen ihrer Bosheit anzuflagen; die beiden 
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Großmächte hatten in Kopenhagen unterdefjen wenigſtens durchgejekt, 
daß die dänijche Regierung von der für Holjtein in jenem Finanz- 
gejeß angejegten außergewöhnlichen Steuerquote abjah. 

Aus jenen ſechs Wochen war mehr wie ein Jahr geworden. 
Neue dänijche Gewaltthaten waren nöthig, um die Angelegenheit 
in der Bundesverjammlung auch nur zur Sprache fommen zu lafjen. 
Bereitd im Anfang des Jahres 1861 waren die beiden Großmächte 
von der Bundesverjammlung erjucht worden, in Kopenhagen fich 
über den Stand der Sache zu informiren; da die Bundesverfammlung 
ganz und gar nichts that, jo ſuchte namentlich Preußen den Herzog= 
thümern Grleichterungen zu verjchaffen, wie die oben bezeichnete. 
Bei den weiteren diplomatijchen Verhandlungen hatte aber die dänijche 
Regierung die Dreiftigfeit in einer Note an ihren Gefandten in 
Berlin Schleswig furzweg als dänijche Provinz zu bezeichnen und 
zu behaupten, das Abkommen von 1852 beziehe fich nicht auf 
Schleswig, denn in Bezug auf diejes ſei nur „die königliche Abficht“ 
ausgeſprochen worden, e3 nicht einzuverleiben. Dagegen proteftirten 
die beiden Großmächte in gleichlautenden Noten und auf ihren 
Antrag proteftirte nun Ende März 1862 die Bundesverfammlung 
mit, auf deren Erjuchen die Großmächte wiederum auch diejen Protejt 
in Kopenhagen durch ihre Gejandten notificirten. 

Damit war die Thätigkeitsfähigkett der Bundesverjammlung 
wieder für ein ganzes Jahr erichöpft. Unterdes Hatte Herr von 
Bülow dad Glück gehabt, eine wort= und eidbrüchige Regierung 
nicht weiter vertreten zu müſſen. Sein Nachfolger war hierzu mehr 
geneigt und wie e3 jcheint geeignet. England war ebenfalls deutlicher 
mit jeiner diplomatifchen Arbeit hervorgetreten. Willführliche neue 
Mapregeln folgten am 30. März 1863 von Kopenhagen aus; 
Deftreich und Preußen proteftirten; die Erklärungen gingen an den 
Bundestaggausichuß. Nach zwei Monaten referirte derjelbe auf 
Grund der von Deftreih und Preußen im Allgemeinen angenommenen 
vier englijchen Vermittlungsvorjchläge, die aber Dänemark abgelehnt 
hatte, und ftellte Anträge, welche am 9. Juli zum Beſchluß erhoben 
wurden: Aufhebung jener Maßregel vom 30. März; Durchführung 
der Berjprechungen von 1851/52 auf Grund der engliichen Ver— 
mittlung3vorjchläge. Als auch bei diejer Abjtimmung der däniſche 
Gejandte leugnete, daß jene Abmachungen Schleswig beträfen, be— 
merfte ihm der preußifche Bundestagsgejandte, daß die rückſichts— 
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vollen Formen jener Verhandlungen den erworbenen Rechten nichts 
von ihrer Bedeutung und den däniichen Verpflichtungen nichts von 
ihrer Bieifellofigfeit nehmen könnten. 

Nach beinahe drei Monaten bejchloß dann endlich die Bundes- 
verfammlung am 1. Oftober an Deftreih, Preußen, Sachen und 
Hannover die Vollziehung des Erefutionsverfahrens in der Weile 
zu übertragen, daß die beiden lebtgenannten Staaten je einen Civil- 
Gommifjär ernennen und diejem 6000 Mann zur Verfügung ftellen, 
die beiden Großmächte aber größere Trupenmafjen bereit halten 
jollten. " 


Drittes Kapitel. 


Die Bundeserefution bis zur Londoner Konferenz. 


Wie vieler Mühe, wie vieler Jahre, wie vieler Anträge hatte 
e3 bedurft, ehe die Bundesverfammlung zu dem Exekutionsbeſchluß 
gelangt war; es bedurfte noch jehr ftarker Anftöße, ehe es zur 
Ausführung dedjelben kam. 

Drei Wochen nad jenem Beichluß waren ſchon verfloffen, ohne 
daß die Bundesverfammlung irgend etwas über die Angelegenheit 
offictell verhandelt hatte. Den nächften Anlaß bot eine Depejche 
des Grafen Rufjel an den englijchen Gejandten in Frankfurt, über 
welche erſt Hinter den Gouliffen verhandelt und eine Verftändigung 
herbeigeführt werden mußte, ehe über fie in der Bundesverjammlung 
referirt werden fonnte. In jener Note war ziemlich fategorijch vor 
einem militärijchen Eingreifen ſeitens des Bundes gewarnt und ge= 
jagt, daß die englijche Regierung die militärijche Beſetzung Holſteins 
ala eine „Bundesexekution“ nicht anjehen könne. Wenn die holſtein— 
lauenburgijchen Stände ein veto gegen da3 Verfahren des däniſchen 
Parlaments und die dänische Regierung Haben jolle, jo jei die 
Thätigfeit der dänischen Monarchie gelähmt und ihre Integrität und 
Unabhängigkeit verlett; dieje jei aber von England ebenſo garantirt 
wie der Londoner Vertrag von Deftreich und Preußen. Der Bund 
möge aljo die ganze Streitfrage „der Mediation anderer, an dem 
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Streite unbetheiligter, aber bei der Erhaltung des Friedens von 
Europa und der Unabhängigkeit Dänemarks jehr betheiligter Mächte 
unterziehen.“ 

Nachdem der Referent diejes Vorgehen Englands ala eine un— 
berechtigte Einmiſchung in Bundesangelegenheiten bezeichnet hatte, 
wies er zunächſt darauf Hin, daß in jener Depeſche der Ausdrud 
„Dänisches Parlament” ziveideutig gebraucht fei; verftehe England 
darunter den dänijchen Reichetag und feine, ſowie der dänifchen 
Regierung Beichlüffe, jo Falle es den Holfteinifchen Ständen ebenfo- 
wenig wie der Bundesverfammlung ein, ein veto einzulegen; ver- 
ftehe man aber den „Reichsrath“ darunter, jo fei dieſer, da die 
Gejammtverfaflung von 1855 als bundeswidrig für Holftein und 
Lauenburg aufgehoben jei, fein berechtigtes Organ für gemeinjchaft- 
liche Angelegenheiten der gefammten Monarchie mehr. Ebenſo zwei— 
deutig jei der Ausdruf „Königreich Dänemark“ gebraucht. Wenn 
die europäilchen Regierungen fich beunruhigt fühlten, jo müßten fie 
fi) eben an den Beunruhiger wenden. „Durch ſeine fortgefeßten 
rechtöwidrigen Akte ziwinge Dänemarf den Bund zur Grefution. 
Die Berfaffungsangelegenheit für Holftein-Lauenburg werde aber die 
Bundesverfammlung feinenfall3 der Mediation ausmwärtiger Mächte 
unterftellen. Man bejchloß demgemäß, daß die Bundesverjammlung 
nicht in der Lage ſei der Mittheilung des englifchen Gefandten eine 
Folge zu geben. Daran änderten auch die beiden folgenden Noten, 
die ſtufenweiſe maßvoller wurden, nicht2. 

Mit der bekannten Pajfivität ließ fich die Bundesverfammlung 
die Ernennung der Givilcommifjäre, der Herrn von Könneritz und 
von Münchhaujen anzeigen, ſowie die dreijte Erklärung Dänemarks 
bieten, daß die Grefution „unter feinen Umſtänden“ etwas erreichen 
werde. Am 15. November ftarb Friedrih VII, Chriftian IX. 
trat die Herrſchaft an und dehnte die Verfaffung jofort auf Schleswig 
aus; am 21. November legte fein Gejandter in Frankfurt harmlos 
al3 jei nichts gejchehen fein neues Beglaubigungsschreiben vor. Eine 
ebenjo ungewohnte wie höchſt bezeichnende Aufregung und Thätig- 
feit ſpiegelt jich hier in dem Siung3protofoll wieder. Nachdem Baden, 
die Ernejtiner und die funfzehnte Stimme erklärt hatten, daß Nach 
ihrer Vorausſetzung der bisherige däniſche Gejandte jede amtliche 
Wirkſamkeit bei der Bundesverfammlung einftelle, eine Erklärung, 


welche natürlich dem Ausſchuß zugewieſen wurde, legte Baden die 
Fiſcher, Geſch. des deutichen Bundestags zu Franff. a. M. 20 
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vom 16. November datirte Verzichtäurfunde des Herzogs Chriftian 
Auguft zu Gunften feines Sohnes Friedrich, ſowie durch den neu 
beglaubigten badijchen Gejandten von Mohl die Notifilation des 
Regierungdantritt3 Friedrichs VII. vor. Wie Dänemark hiergegen 
proteftirte, proteftirten Baden, die Ernejtiner und die funfzehnte 
Stimme wieder gegen den Proteft. 

Und als Preußen und Deftreich gegen die am 18. November 
vollzogne Incorporirung Schleswigs in da3 Königreich Dänemark 
proteftirten, erhob Dänemark jeinerjeit3 gegen dieje Auffaffung Proteft. 
Nun theilt Baden mit, daß ihm der Regierungdantritt Herzog 
riedrich VII. notificirt ;fei und beantragt, die Bundesverſamm— 
lung möge bejchließen, alle Rechte der Bundeslande Holftein-Lauen- 
burg jhüßen zu wollen. Nachdem jodann der dänijche Gejandte 
den früheren Verzicht Herzog Chriſtians, ſowie die zu London ge- 
ordnete Erbfolgeordnung vorgelegt hatte, erflärte Baiern, daß die 
Beichlüffe der Londoner Conferenz für die Bundesverjammlung feine 
Bedeutung hätten, da fie von ihr nicht anerkannt jeien. Allmählich 
begann die Verhandlung ſich etwas pofitiver zu gejtalten, indem 
die Erneftiner die Zurückweiſung des däniſchen Gejandten und die 
Nachfolge Friedrichs VI. in Schleswig-Holſtein verlangten und ihre 
Rechte auf Lauenburg geltend machten. Kaum war dies gejchehen, 
jo erhob auch Dldenburg, jodann das Königreich Sachſen und 
Medlenburg-Strelig Anſpruch auf Lauenburg; der däniſche Gejandte 
proteftirte immerfort nad) Kräften. 

In der nächſten ordentlichen Sitzung wurde von der Mehrheit 
beichloffen, daß der däniſche Gejandte als Bundestagsgejandter nicht 
mehr gelten könne, da feine Bollmacht noch nicht geprüft jei. Nachdem 
unmittelbar darauf die Sitzung aufgehoben und ohne Dänemark wieder 
eröffnet war, legte Oldenburg für Anhalt jeine Beglaubigung zur 
Vertretung Holfteind vor, darauf feierlicher Proteft der Erneftiner, 
Albertiner und Medlenburger. Gegen die Stimmen Oeſtreichs und 
Preußens, welche erklärten, daß Chriftian IX. ſchon deshalb erb- 
berechtigt jei, weil der nächſte Erbe Friedrichs VII., der Prinz 
Friedrich von Heflen, "alle feine Anjprüche auf jenen übertragen 
habe, bejchloß die Mehrheit die Suspenfion der holſtein-lauenburgiſchen 
Stimme, da die Erbfolgefrage ftreitig je. Während jo vor und 
hinter den Couliffen die dynaftilchen Kaßbalgereien fortgejeßt wurden, 
blieb die Erefution auf dem alten led, bis Oeſtreich und Preußen, 
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die am 5. December identijche diesbezügliche Noten an die Bundes— 
regierungen gerichtet hatten, am 7. December beantragten, nunmehr zur 
Ausführung der Erekution zu fchreiten. Allein die Mehrheit hatte 
fih noch immer nicht einigen können, und jo fand ein Antrag 
Baierns, der wegen des Todes des Königs, gegen den die Exeku— 
tion bejchlofjen war, von einer einfachen Erefution nicht? mehr wiſſen 
wollte, jondern auf die Offupation hinauslief, eine getheilte Auf- 
nahme. Lange ftantsrechtliche Abftimmungen folgen. Zulett beſchloß 
man mit acht gegen fieben Stimmen, da Gefahr im Verzug fei, die 
früher genannten vier Staaten jofort zum Vollzug aufzufordern und 
beiwilligte in der nächſten Situng für die Erefution 17 Millionen 
Gulden nach der Matrifel, von denen 5 Millionen in den nächſten 
. dierzehn Tagen einzuzahlen jeien. Nachdem dann wieder eine Woche 
jpäter der ſächſiſche Generalleutnant von Hafe, der jeine officiellen 
mit ſchwarz⸗roth⸗goldnen Bindfaden gehefteten Berichte immer an 
dad „Direktorium der durchlauchtigften deutjchen Bundesverſamm— 
lung” richtete, angezeigt hatte, daß er das Commando über die 
Grecutiondtruppen, bejtehend aus einer jächfiichen, einer preußifchen, 
einer hannoverſchen und einer öftreichiichen Brigade, übernommen 
und von dem dänifchen Befehlshaber die Anzeige erhalten Habe, er 
jet, um eindfeligfeiten zu vermeiden, bereit die Herzogthüimer zu 
räumen; bejchloß man auf Antrag Baiernd, das Friedrich VIIL 
zugleich) anerkannte, denn mehr war troß aller Berathungen zwiſchen 
Baiern, Sachen und Würtemberg nicht herausgefommen, eine be= 
ichleunigte Prüfung der Erbfolgefrage durch den Ausſchuß vor- 
nehmen zu lafjen. *) 

Schon in der folgenden Situng treten ſchwerwiegende Differenzen 
hervor. Deftreih und Preußen nämlich ftellten in derjelben, 
28. December 1863, den Antrag, Dänemark aufzufordern, das 
Grundgejeg vom 18. November 1863 für Schleswig definitiv auf- 
zuheben, widrigenfall3 der Bund diejes Land „al Pfand für die 
Erfüllung gerechter Forderungen“ militärisch bejegen laſſen werde. 
Hefjen-Darmftadt jeinerjeit3 hielt dies nicht für ausreichend und 


*) Die Berichte und Akten der Eivilcommifjäre auch aus dem Jahre 1848 
befinden fich noch vollftändig im Archiv und füllen Schranf IV unter No. 151 
zur guten Hälfte. Ein hiſtoriſches Interefje bieten auch fie durchtveg nicht- 
Die vertraulichen Berichte beziehen fi) in ihren wichtigiten Punkten auf 
Perjonalfragen. 
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wünjchte jofortige Bejegung Schleswig, um deilen Incorporirung 
zu verhindern und die verfafjunggmäßigen Beziehungen Holfteing 
zu Schleswig zu fichern. 

Nachdem in bderjelben Situng eine englijche Note mitgetheilt 
worden war, in welcher auf eine Neuordnung der Angelegenheit 
durch eine europätjche Gonferenz gedrungen wurde, empfing die 
Bundesverfammlung am lebten December die Mittheilung, daß der 
Erbpriny von Auguftenburg von Glüdftadt aus die Grenze über- 
ichritten Habe, um nach Kiel: zu gehen, wobei allerdings jein Minifter 
Sammer die Güte hatte mitzutheilen, daß der Prinz die Regierungd- 
gewalt nicht ſofort zu übernehmen gedenke. Der jofort geftellte 
Präfidialantrag, den Erbprinzen zum Berlafjen des Landes aufzu= 
fordern, wurde zwei Tage darauf unter großem Diffens der Ab» . 
jftimmenden verworfen, worauf Oeſtreich und Preußen ihrerjeit3 jede 
Mitverantwortlichkeit für die daraus Folgenden Mißſtände ablehnten. 
Nachdem ſodann auf Antrag von Hakes diejem die Heranziehung 
der öftreichijch-preußifchen Brigaden zugeitanden, jowie der Wunjch 
der Givilcommifjäre, der im Protokoll nicht erwähnt wurde, die 
Landesregierung den Herrn von Pleßen und von Blome zu unter- 
ftellen al3 verfrüht abgelehnt war, fam e3 am 14. Januar bei Ge— 
legenheit der Abjtimmung über den öſtreichiſch-preußiſchen Antrag 
auf Belegung Schleswigd zu heftigen Auseinanderjegungen und 
Grflärungen, die dad ganze Chaos der Bundespolitif lebhaft wieder: 
Ipiegeln. Während nämlich Baiern einfach, ohne weitere Bedingungen 
und VBorverhandlungen mit Dänemark, Schleswig von Bundestruppen 
bejegt haben will, verlangt Sachſen zunächſt die Erledigung der 
Erbfolgefrage,; jedenfalls jei eine Aufforderung an Dänemark 
deshalb nicht zu richten, weil dieſe eine Anerkennung der dänijchen 
Prätenfionen enthalte: Hannover ift pure gegen jenen Antrag, und 
MWürtemberg will die Erefution nicht von der Zurücnahme des 
dänischen Berfafjungspatent? vom 18. November 1863 abhängig 
machen. Baden will dagegen von einer Grefution gar nichts willen, 
da jie die Erbfolgefrage präjudicire, man fünne doch nicht zu Gunften 
eined Herzogs von Holjtein in Schleswig einrüden, wenn man einen 
ſolchen nicht habe, die ſchleswigſche Frage müfje auf einem europätjchen 
Gongreß entichieden werden; der Bund ſolle nur Friedrich VII. 
anerfennen und dann wegen Schleswig friedlich unterhandeln, jo 
allein ſei e8 Recht und nicht Gewalt. Heſſen-Darmſtadt will 
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Schleswig für alle Eventualitäten gefichert wiſſen, denn die Ab- 
machungen von 1851/1852, auf denen Oeſtreich und Preußen noch 
fußten, genügten jchon deshalb nicht, weil Dänemark fie jo oft miß— 
achtet habe, der Bund müfje auf den Septemberbeihluß von 1846 
zurückgehen. ’ 

Zuletzt ſprachen jich für den Antrag der Großmächte nur Kur— 
heſſen, beide Medlenburg und die Durchlauchten der ſechszehnten 
Stimme aus. Als nunmehr aber Oeftreich und Preußen erflärten, 
daß fie gemäß der ihnen jchon 1851/1852 zugefallenen bejonderen 
Stellung und bei der Dringlichkeit der Sache die Bejegung Jelbit 
in die Hand nehmen müßten, legten Baiern und Sachſen hiergegen 
entjchieden Verwahrung ein, indem letzteres Hinzufügte, daß nur 
durch DBergewaltigung des Bundesgebiet? Schleswig betreten werden 
fönne; jobald fie) Würtemberg, Baden, Hefjen und die Ernejtiner 
der Verwahrung angejchloffen hatten, vermahrten ſich Deftreich und 
Preußen ihrerſeits wieder entjchieden gegen diejelbe. Nun begann 
wieder die Couliffenarbeit, deren Rejultat in den Beichlüffen vom 
22. Januar vorliegt. Die Brigaden der Großmächte, die dem 
Befehl von Hafes entzogen waren, hatten mittlerweile die holſteiniſche 
Grenze überjchritten, nachdem der Bundesverfammlung erklärt worden 
war, daß die Großmächte der Thätigkeit des Bundes in Holftein 
und Lauenburg in feiner Weije entgegentreten wollten, ihrerjeit3 
aber auch die Iebhafte Unterftügung der Bundescommifläre eriwar- 
teten. Ueber dieje allerdings etwas mangelhafte Brüde trat dann 
die Mehrheit der Bundesverfammlung den Rüdzug in das Land 
de3 Frieden? an; nur Baden, die Erneftiner und Oldenburg ver- 
jagten diefem Rüdzug die Zuftimmung. 

Wenn fie dies in der VBorausficht thaten, daß ein jolches Nach- 
geben der Mehrheit nicht der Nothivendigkeit der Dinge ent|preche, 
jo haben fie diejen Irrthum mit einer großen Anzahl ſüdweſtdeutſcher 
Sünglinge getheilt, welche in den ſogen. Wehrvereinen vorganifirt 
auf den eriten Schuß an der holſteiniſchen Grenze warteten, um 
den Grefutionztruppen gegen die verhaßten Großmächte, den „Ver— 
räthern am meerumjchlungenen Lande” zu Hilfe zu eilen. Es wäre 
nur ebenjo bezeichnend wie beflagendwerth, daß Regierungen der- 
gleichen Irrthümer theilten, denen fein preußiſcher Bauer anheim- 
fallen konnte. Haben ſie aber ihre oppofitionelle Stellung in der 
Vorausſicht gewählt, daß jenes Zurückweichen dem Bundestag den 
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Todeöftoß bei der Nation verjeßen würde, jo haben fie zwar nicht 
geirrt, aber doch damit nur die Wohlthaten der Minorität angetreten. 

Sedenfall® Haben auch fie nicht das Mindefte daran geändert, 
daß ein nicht unerheblicher Theil der ſüdweſtdeutſchen Jugend in 
den MWehrvereinen von der ſchweizeriſchen Propaganda zum Revolu- 
tioniren und zur Erftrebung einer ſüdweſtdeutſchen Republik ange 
ftadhelt und zum Theil verleitet worden ift. Und wenn die Ber- 
handlungen zwijchen den Anführern der Wehrvereine und dem be= 
fannten Oberſt R. ſchwierig wurden, weil einige nicht ganz Unver- 
ftändige unter jenen waren, die bejtimmte Eröffnungen und Garantien 
verlangten; jo waren doch die Verhandlungen für Viele nicht minder 
gefahrvoll, als der Abſchluß derjelben zu einem erjchütternd heiteren 
fich geftaltete durch eine Depejche jenes Oberjten, in welcher den 
Unterhändlern eine nicht minder Fräftige Einladung entgegengejchmettert 
wurde, als fie Göß von Berlichingen gegen Schluß des dritten Aftes 
den Kaiſerlichen zugejchleudert hatte. — 

Die Mehrheit der Bundesverfammlung Hatte jedenfalls gefunden, 
daß die Grogmächte fich jehr entgegenfommend gezeigt hatten, fie 
fonnte nicht umhin in gleicher Weile zu verfahren, fie konnte noch 
weniger umhin, durch eine ftaatsrechtliche Deduftion der deutjchen 
Melt zu erklären, daß der öftreichiich-preußiiche Durchmarſch weder 
die Stellung der Bundesverjammlung noch die der Civilcommiſſäre, 
nod) die de3 General von Hafe tangire. Sie konnte aber nicht 
hinwegbejchließen den Groll unter den Bundestagsgejandten, die 
Reibereien ihrer Commifjäre, das gereizte Ehrgefühl der Officiere 
und Soldaten. Die nächſten Berichte und Vorträge jollten dafür 
Beweis auf Beweis bringen. Zunächſt kam "endlich der Erbfolge— 
ausſchuß zu einem DBortrag, Aber er war in Majorität und 
Minorität gejpalten. 

Namens jener beantragte Baiern nach einer langen hiftorifchen 
Einleitung und unter recht jchlotteriger Beweisführung, die Bundes- 
verjammlung möge bejchließen, daß für fie der Londoner Vertrag 
von 1852 „zum Zweck der Begründung einer neuen Succeſſions— 
ordnung für Dänemark und die angegliederten Staaten gejchloffen, 
für den Bund feinerlei verbindliche Kraft Habe.” Der Ausschuß 
möge alſo neuen Bericht erftatten ohne Rücdjicht auf den Londoner 
Vertrag. Für die Minorität erflärten zunächſt die beiden Groß— 
mächte, daß jener Vertrag, da die Bundesverfammlung an deſſen 
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Abſchluß nicht theilgenommen, und die deutſchen Mitpaciscenten der 
Bundesverſammlung weder Mittheilung gemacht noch den Beitritt 
des Bundes beantragt hatten, für die Bundesverſammlung gar nicht 
beſtehe. Deshalb Habe die Bundesverſammlung über die Ausführ— 
barfeit defjelben nicht zu entjcheiden. Sollte aber die Ausführ- 
barfeit bezüglich Holſteins bejtritten werden, jo jei dies auf das 
rechtliche Verhältnig zu begründen. Der Londoner Vertrag habe 
aber gar fein neues Erbrecht gejchaffen, ſondern nur ein behauptetes 
anerkannt. Chriftian IX. habe in der Vollmacht für feinen Bundes- 
tagsgeſandten ebenjowenig wie bei einer andren Gelegenheit den 
Londoner Vertrag als die Quelle feine Recht? bezeichnet; der— 
jelbe ftüße vielmehr feine Erbanfprüche auf Entjagungen und Ueber- 
tragungen von Agnaten und Cognaten. Nicht den Londoner Ber- 
trag habe man aljo zu prüfen, jondern die Berechtigung jener Ent: 
jagungen und Webertragungen. Die Prüfung diefer und ähnlicher 
negativer Fragen müſſen derjenigen nad) dem „Nächjtberechtigten“ 
vorangehen. Gar nicht angänglich aber jet die beabfichtigte Unter: 
laffung der Prüfung der lauenburgifchen Erbfolgefrage, da die lauen- 
burgifche Stimmführung von der Holfteinifchen untrennbar wäre. 

AL ſtaatsmänniſch kann nur das mecklenburgiſche Votum, das 
wohl von Bernhard Ernft v. Bülow verfaßt war, hervorgehoben 
werden. Die Majorität, heißt e3 in demſelben, hat zunächft den 
Schein der Parteilichkeit dadurch auf fich geladen, daß ‘fie von vorn— 
herein den Kreis der Rechtöquellen willkührlich jo verengert hat, daß 
nur ein Ausgangspunkt übrig bleibt. 

Ferner müfje doch der europäiſchen Stellung ber deutjchen 
Großmächte bejondere Rückjicht gezollt werden, der Bund habe ja 
auch either des Gewichts diefer Stellung in feiner nur loſen Gentral= 
verfaffung in fallen europäifchen Fragen nicht entrathen können; es 
dürfte dem Geift und der Tendenz der Bundeöverträge nicht ent— 
Iprechen, wenn von diefer Großmachtitellung nicht Akt genommen, 
vielmehr eine gewiſſe Provokation gegen dieſelbe ohne eine genügende 
Beranlaffung bejchloffen werden jollte. Ueber den Londoner Vertrag 
habe die Bundesverfammlung um jo weniger zu befinden, als fie 
noch nicht einmal von competenter Seite zum Beitritt aufgefordert 
ſei und durch einen ungzeitigen Ausſpruch könne fie ſich nur in Ber: 
wicklung mit den europätjchen Mächten bringen. 3 bleibe ihr nichts 
anders zu verhandeln ala die Erbfolgefrage. 
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Anfangs Februar famen neue Klagen der Civilcommifjäre und 
Anfragen des General dv. Hafe zum Vortrag, darüber, daß die 
Truppen der Großmächte Altona, Kiel und Neumünfter bejegten 
unter dem Vorgeben, ihre Etappenſtraßen fichern zu wollen. Als 
die Großmächte dies bejtätigten, folgte Sachjen mit einer höchſt 
alterirten Antwort; alles dieß wie die folgenden Petitionen zu 
Gunften des Auguftenburgers, Beſchwerden gegen öftreichijch-preußijche 
Durhmärjche und Belagungen, Inftruftionzgefuche wandern in die 
Ausihüfe In ein neues Stadium traten die Verhandlungen in 
der Bundesverfammlung durch die am 25. Februar geitellten 
Anträge der Großmädhte. 

Da, jo Heißt es in denjelben, durch Beichlagnahme deutjcher 
Schiffe jeitens der däniſchen Regierung der Krieg völlig zum Aus— 
bruch gefommen jei, jo wäre der Tall des Belchluffes vom 1. Oftober 
1863 eingetreten, indem nunmehr größere Truppenmafjen von Deft- 
rei) und Preußen aufzuftellen wären und zwar nad) dem früheren 
Beſchluß je 5000 Mann. m militärifchen Intereſſe jeien aber alle 
deutjchen Truppen in den Herzogthümern unter einen Oberbefehl 
und zwar den des General dv. Wrangel in Schleswig zu ftellen, 
zugleich werde Damit die Ernennung eines preußiſchen und öftreichifchen 
Civilcommiſſärs verbunden jein müſſen. Diejen Schlag beantiworteten 
die Mittelftanten dadurch, daß fie die Einberufung der Holfteinijchen 
Stände beantragten. Ueber jene Anträge der Großmächte erfolgten 
aber am 3. Mai jo con= und diffuje Abftimmungen, daß fie wieder 
an die Ausjchüffe vertiefen werden mußten. Soweit hatte e8 die 
Mehrheit bereit? kommen laſſen, troß der großen Worte, Anträge 
und Beichlüffe, die vom 17. bis 19. Februar auf den Conferenzen 
zu Würzburg *) erfolgt waren. Die Zeit für eine Aktion hatte man 
verfäumt, jet wollten dieje Politiker, wie Beuſt, Schrenk, Hügel 
noch weniger von einem Kampf willen al3 früher; das jchien ihnen 
zu gefährlih. Und jelbjt das Wenige, was man bejchloffen hatte, 
wagte Baiern nicht vorzubringen. Erſt am 3. März ließ e3 fich 
im Sinn der Würzburger vernehmen, um eine Verweilung an bie 
Ausſchüſſe zu erlangen. Trotz aller Einigkeitsbetheuerungen wurde 


9 In Würzburg waren vertreten: Baiern, Sachen, Würtemberg, Ba- 
den, Heſſen, Weimar, Braunfchweig, Meiningen, Gotha und Nafjau. Das 
große Welfenreich hieli es für unter ſeiner Würde, fich zu betheiligen; Kur: 
heſſen hielt es für unnöthig und Oldenburg kam nicht, obgleich es zugeſagt. 
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nach einem langen Ausjchußberichte am 12. März nur beichloffen 
„die Vollmacht für den dänischen Bundestagsgejandten auß dem 
Titel des Londoner Vertrags nicht anzunehmen, und die Exbfolge- 
frage ohne Rücficht auf denjelben zu prüfen.” Als die Würzburger 
aber durch Baiern, das durch den am 10. März eingetretenen Tod 
des König jede Haltung verloren hatte, beantragen ließen: Den 
Prinzen Friedrich Chrijtian Auguft von Schleswig=-Holftein-Sonder- 
burg=Auguftenburg als erbberechtigt und Herrn v. Mohl al jeinen 
Bundestagsgefandten anzuerkennen, warf das Präfidium dem An— 
tragjteller den Gejchäftsordnungzfnüppel jo zwiſchen die Beine, daß 
die Bundesverfammlung fich über die geichäftliche Behandlung diejes 
Antrags nicht einigen konnte ; die Berichte, Petitionen und Beſchwerden 
aus den Herzogthümern wurden immer gereizter, dringender und 
umfangreicher. Da kam die Aufforderung durch eine englifche Note 
an die Bundesverjammlung, auf der europäifchen Conferenz in London 
fih vertreten zu laſſen. Diejer großen diplomatifchen Aktion wird 
ein bejonderes Kapitel nicht verjagt werden dürfen. 


Viertes Kapitel. 


Die Londoner Conferenz. 


Der zünftige diplomatiiche Lügengeift des 16. Jahrhunderts 
hat gar manchmal noch jeine Auferftehung gefeiert und wird fie 
noch feiern. Das Gewand, das er dor und mährend jener Con— 
ferenz umgenommen hatte, war nur ganz ungewöhnlich farblos und 
verſchliſſen. Erſt wird von der Seine mit den befannten Siren- 
tönen zu einem Pariſer Fürftencongreß gelodt, der Europa die 
Segnungen de3 Friedens erhalten und befjere Garantien jchaffen 
folle ala der von Wien. In Wahrheit natürlich, um die napoleo- 
niſche Herrlichkeit, die eben erjt in der polnijchruffiichen Ange— 
legenheit eine jchwere Schlappe erlitten Hatte, auf jenes Piedeftal 
zu erheben, das Hoch und glänzend genug jchien, um wenigſtens 
auf die Parijer wirken zu fünnen. Allein Earl Rufjel war zu 
trivial, um ſolche Pläne guttiren zu können, und zu unliebens- 
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würdig, um fie in einer verhüllten Form abzulehnen. Neue ſchwere 
Berftimmung zwiſchen England und Frankreich. Eben erſt hatte 
man einen gewaltigen Notenfeldzug gegen Rußland geführt; drei- 
mal: April, Juni und Auguft hatte ein engliſch-franzöſiſch-öſtreichiſches 
Depeichencorpa einen Angriff auf Rußland wegen feiner Art Polen 
zu pacificiren unternommen; umjonft, weder Papier noch Tinte 
ichüchterten die ruſſiſche Regierung ein, da es von der preußiſch— 
polniſchen Seite gedeckt war, und da Frankreich ſchon an Mexiko 
litt, und weder England noch Deftreich zu einem andern Angriff 
auf Rußland als zu jenen papiernen zu bringen waren. Da 
Deftreich gleichzeitig die Schlappe auf dem Fürftentag in Frankfurt 
erlitten Hatte, jo waren alle europäijchen Großmächte Ende 1863 
unter einander brouillirt außer Rußland und Preußen. Oeſtreich 
mußte, jchon um feiner Iſolirung ein Ende zu machen, nach irgend 
einer Seite einen Schritt thun, es that ihn zu Preußen, weil e3 
dadurch die meiften Fliegen glaubte mit einer Klappe geichlagen zu 
haben. England, da3 die ganze Welt eben erſt durch die Abtretung 
der joniſchen Inſeln in ein jonderbares Erſtaunen verjeßt Hatte, 
glaubte nunmehr aber ſolche Großmuth auc von andern Mächten 
verlangen zu können. Es begann mit Dänemark ein Spiel, wie e3 
eben erſt mit Polen geendet Hatte. Wie dort Rußland, wurde hier 
Preußen da3 nächte Angriffsobject der Notenjchreiber, Lord Wode— 
houje wechjelte mit Depejchen, Erklärungen und Erwartungen. Der 
leßte Tag des Jahres brachte den Vorſchlag eines Conferenzprojeft. 
Da er nun von England audging, betrachtete ihn Frankreich jcheel; 
da er den Dänen nicht die erwünſchte Hilfe brachte, riefen dieje die 
Unterzeichner des Londoner Vertrags zu Hilfe, Napoleon folgte der 
längft gelernten Lektion und juchte durch eine Zujammenfaffung der 
Mittelftaaten, die fich eben erſt mit Oeſtreich gänzlich verfeindet 
hatten, einen Bundestagzfeil zwijchen die deutjchen Mächte einzu= 
Ichieden, der ihn zugleich etwas für jeinen ind Waller gefallenen 
Gongreß bei den Pariſern rehabilitiven könnte. Während fich Herr 
von Bismarck Tag für Tag mit dem preußiſchen Abgeordnetenhaufe 
herumjchlägt, beftürmt ihn eine englifche Note um die andre. 

Gr bleibt feſt; Ruſſel zeigt in Kopenhagen an, daß feine Ver- 
juche, die militärischen Maßnahmen der beiden deutjchen Großmächte 
zurüczudrängen, gejcheitert find; Gider und Schley werden über- 
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ſchritten; das Daneiverf geräumt; England macht Waffenftillftandg- 
vorichläge, Dänemark ruft England, Frankreih und Rußland zu 
Hilfe, Rußland wollte zunächit ausweichen, fein Eingreifen widerſprach 
feinen Intereſſen, e8 erklärt eine Conferenz für das richtige, Frank: 
reich wollte allein feinen Krieg mit Preußen-Deftreich riskiren; England 
lehnte ab, da die andern abgelehnt hatten. Während Preußen ohne 
Waffenſtillſtand einer Konferenz zuftimmt, bittet Dänemark wegen der 
Volksſtimmung um Aufſchub derjelben; Frankreich dagegen’ lehnt die 
Conferenz noch ab, vermuthlich mit dazu veranlaßt durch die von 
Herrn von Beuft geleitete Cooperation mit den Mittelftaaten. Gleich 
darauf fonnten die deutſchen Grogmächte da3 Einrüden ihrer Truppen in 
Jütland und ihre Bereitwilligfeit zu einer Conferenz auch mit Waf- 
fenjtillftand am 7. März 1864 anzeigen. Während Dänemark ala 
Grundlage der Conferenz die Vereinbarungen von 1851—1852 ver- 
langte, was Deftreich-Preußen ablehnten, will Frankreich den 
„Wunſch der Bevölferungen“ zu Grund legen. 

Da man fich über nicht? einigen fonnte, beichloß man Ende 
März die Beſchickung einer Konferenz ohne Baſis und ohne Waf— 
fenftillftand. 

Nachdem am 26. März die einladende engliiche Note in der 
Bundesverfammlung zur Vorlage gefommen war, beſchloß man 
gegen die bairische und die 13. Stimme die Conferenz zu bejchiden. 
Man hatte zumeilen geſchwankt, welchem der Triaspolitifer dieſe 
ehrenvolle Miffton zu übertragen ſei. Aber Herr dv. d. Pfordten 
hatte fi) gar zu sehr für Friedrich VIII. engagirt und war zu 
jehr im Staatsrecht bewandert, ala daß er fich von deſſen Theo- 
remen auch bei jolchen Gelegenheiten hätte fern halten fünnen; Herr 
von Hügel war gar zu unbedeutend, Herr von Beuft ſchien dagegen 
bejonder3 geeignet, weil, wie Graf NRechberg geäußert Haben jollte, 
diefer gefchmeidiger, eitler und verführbarer ſei al jener. Preußen 
mochte ihn als eine Art Sicherheitäventil gegen Frankreich und 
einen Puffer für die Deutjchen gegen die andern Mächte anjehen. 
Zudem war gerade Herr von Beuft nach jeiner Perjönlichkeit wie 
nach jeiner Stellung den Mächten gegenüber al3 eine Art von diplo- 
matiſchem Franktiveut zu gebrauchen, der mit den diplomatijchen 
Kunftjtücden wohl vertraut einen deutjchen Kernton anftimmen und 
fich Redefreiheiten geftatten konnte wie fein andrer; da hinter feinem 
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andern die Unverbindlichkeit und Machtlofigfeit als eine jo ſchützende 
Macht ftand. Die Bundesverfammlung war nicht jo graujfam, 
diefen Vertreter an Inſtruktionen zu binden. 

Gegen die außdrücliche Forderung Baierns gab fie ihm, nach— 
dem er am 14. April gewählt war und fogleich angenommen hatte, 
jo liebenswürdige Allgemeinheiten mit auf den Weg, daß die deut- 
ſchen Großmächte es hätten jonderbar anfangen müfjen, um ihre 
Vertreter mit dem ded Bundes in Inftruftiondirrungen zu bringen. 
Nachdem der glorreiche 18. April die Gonferenzmächte in die ge= 
eignete Stimmung verjeßt hatte, verjuchten fie am 20. April ohne 
Beuft, der erft am 21. abreijen konnte, wie es jcheint auf Betreiben 
Englands und Rußlands, die wenig von ihm erbaut waren, Die 
Verhandlungen zu. eröffnen, da aber Deftreich und Preußen nicht 
erfchienen, mußten fie den Anfang auf den 25. April verjchieben. 
An dem genannten Tage wurde die Conferenz eröffnet; gegenwärtig 
waren als Vertreter für Deftreih: Apponyi und DBiegeleben; für 
Dänemark: Duaade, Bille, Krieger; für Frankreich: Latour d'Auvergne; 
für England: Ruffel und Glarendon; für Preußen: Bernftorff und 
Balan; für Rußland: Brunnow; für Schweden-Norwegen: Wacht- 
meilter. Den Vorſitz führte Ruſſel, das Protokoll wurde von der 
jüngeren engliſchen Diplomatie mißhandelt. Die Reihenfolge der 
Unterfchriften wurde auch Hier durch die Anfangsbuchftaben der 
franzöſiſchen Namen der theilnehmenden Mächte bezeichnet. Bei 
Herrn von Beuft war die Frage ob das C der confederation oder 
da3 G bdeö Germanique maßgebend jein Jollte; man gejtand ihm 
ſchließlich das G zu, ſodaß er zwiſchen England und Frankreich 
fam. „Freilich, meint er in feinem erften Bericht an den Präfidi- 
renden der Bundesverjammlung, mag ich nicht verfennen, daß der 
Buchſtabe G deutjch ausgeſprochen, vielleicht den geheimen Gedanken 
der Conferenz verräth,“ aber troßdem will er jeine Miſſion jchon 
al3 Halb erfüllt anjehen, wenn er England und Frankreich) aus— 
» einander halte. Daß ein jo fleißiger und gewandter diplomatijcher 
Schriftiteller wie Herr von Beuft jeinen durchlauchtigften Commit— 
tenten über feine Ihätigfeit eifrig Bericht erftattete, bedarf feiner 
bejonderen Hervorhebung; wie oft und wie ſehr er dabei, zum Theil 
in Unfenntniß über die politifche Gejammtlage, zum Theil in Selbit- 
täufchung über feine Perfon und jeine Stellung unter den Mächten, 
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dem Irrthum freiwillige und unfreiwillige Opfer gebracht Hat, ift 
in der Regel erkennbar geblieben. *) 

Schon in jeinem erjten Bericht ſpricht Beuft von jeinen Be- 
fürchtungen, daß Ruſſel jogleich die Frage nach den Friedensbe— 
dingungen jtellen und dadurch von vornherein die Uneinigfeit der 
deutjchen Vertreter and Licht bringen werde. Allein jowohl in 
dieler al3 in den beiden folgenden Situngen vom 9. und 12. Mai, 
war im Grunde von nicht3 anderem die Rede, ald von der Ein- 
ftellung der Teindjeligkeiten; denn wenn auch England gern ſofort 
in die Mitte der Sache getreten wäre, jo fehlte ihm dazu jede Bafız, 
da jein Verhältnig zu Rußland nichts weniger als Freundichaftlich 
war, und es andrerjeitö jeßt ebenjomwenig, oder noch viel weniger 
Frankreich zum Kampf beivegen konnte, al3 dies Frankreich mit 
England in der ruſſiſch-polniſchen Angelegenheit gelungen war. 
Dazu jcheute es ſich, dem dänenfreundlichen Unterhaufe ſchon jetzt 
einen Einblick in jeine impotente Stellung auf der Gonferenz zu ges 
währen, mindejtens in demjelben Grade, wie Napoleon die vor der 
öffentlichen Meinung in Frankreich zu vermeiden wünſchte. Beide 
Mächte waren alſo einjtweilen auf das Conferenzipielen hingewiejen, 
wie Rußland darauf: der Sache der deutfchen Großmächte möglichit 
viel Schwierigkeiten und jeinen Vertreter auf eigne Fauſt recht große 
Worte machen zu laſſen, denen die Thaten nicht zu folgen brauchten. 
Es ift im Hohen Mafe charakteriftiich, dat gerade Beuft und 
Brunnow die Gelegenheit benußten hitzige Wortgefechte zu ſchlagen, 
da beide Theile gleich jehr von der Gefahrlofigfeit derjelben über- 
zeugt fein fonnten. Die Stellung Frankreichs mißkannte Beuft 
vollfommen, indem er in jeinem erſten Bericht nicht genug von der 
Iharfen Inftruftion reden kann, welche Fürft Latour zu haben 
ſcheine, während er fich nachher nicht genug über das Schweigen 
defjelben wundern konnte. Vielleicht war Beuft zu der Annahme geneigt, 
oder wollte die Möglichkeit derjelben offen erhalten, daß zu irgend 
einem Theil jeinem Bejuch in den Tuilerien die rejervirte und vor— 
fichtige Haltung Napoleong zu verdanken jei. In Wirklichkeit war 


*) Die Originalberichte vom 26. April bis zum 30. Juni und die De: 
peſchen vom 9. Mai ab befinden fich im Bundesarchiv Schrant IV, No. 151 H. 
Die folgende Darftelung baſirt im Wejentlichen auf denfelben, die Berichte 
waren in der Regel vom preußifchen Courier bi8 Aachen mitgenommen und 
bort zur Poft gegeben worden. 
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es die engliich-franzöfiiche Verftimmung, der mexikaniſche und 
polnijcheruffiiche Kabenjammer, die Furcht vor einem Rheinkriege, 
die Erjtarfung der Nordftaaten der Union, die englilche Erwerbajucht, 
die Willensſchwäche und Mattherzigkeit. So jcheint denn der Ver— 
treter de3 Bundes nicht jelten mit Windmühlen zu fechten und mit 
Nadeln zu ftreiten. 

"Den vom BVorfigenden gemachten Borjchlag, die Feindjeligkeiten 
einzuftellen, nahmen die deutjchen und däniſchen Vertreter ad re- 
ferendum, wobei auf Beuft3 Anregung fi) ſogleich eine heftige 
Diskuffion darüber erhob, ob, wie die deutjchen Vertreter ver- 
langten, mit jenen auch die Blocdade der deutjchen Häfen eingeftellt 
werden müßte. 

Inden Beuft in feiner Ungeduld meint, daß die Entjcheidung 
auch über diefe Frage ſich unerhört hinausziehen werde, da die 
Dänen ihre Telegramminftruftionen über Lappland erhielten, mahnt 
er am Schluß ſeines Berichts zur Annahme des Waffenftillftands, 
da eine Intervention der Mächte zu fürchten wäre. Zu jeiner Be— 
ruhigung konnte er ſchon am 1. Mai berichten, daß die Inſtruktionen 
angelangt jeien, daß aber Deftreich- Preußen die Einftellung der 
Teindjeligkeiten von der Aufhebung der Blodade abhängig machten, 
was weder die Neutralen noch Dänemark zugeftehen wollten; be— 
denklich jei das ſcharfe Auftreten des franzöfiichen Vertreter, 
tadelnäwerth aber, daß Deftreich- Preußen nicht jogleich ihre Waffen- 
ſtillſtandsbedingungen ſcharf präcifirt hätten; in dieſem Falle nämlich, 
meint er höchſt naiver Weile, jeien viele „VBerftimmungen und Prä- 
tenfionen“ vermieden worden. In jeinem Bericht vom 2. Mai, 
in welchem er vorausſchickt, daß die Engländer eine Sitzung ver— 
Ichleppt hätten, um die Gonferenz noch zujammenzuhalten, ift er 
wieder der beiten Hoffnungen und tröftet jeine Committenten mit 
der Berficherung, daß er „vorläufig Hinter den Couliſſen arbeite 
und zwar mit mehr Erfolg ala auf der Bühne, nur ſei es mißlich, 
darüber zu berichten.“ Man denke fich ſolch geheimnißvolles Thee- 
gerede in einem politischen Bericht, in einer ernften Angelegenheit 
an irgend eine Macht. 

In der zweiten Sitzung vom 5. Mai jei Brunnow, wie Beuft 
berichtet, mit einer DVermittlerrolle hervorgetreten und habe erklärt, 
die Conferenz möge jelbjt die Grundlagen des Waffenftillftands fin= 
den, wobei er offenbar die deutjchen Vertreter zum Heraugtreten mit 
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Vorſchlägen verleiten wollte. Nachdem hierbei hin- und hergeredet 
war, namentlich über die Räumung Jütlands, welche Dänemark ala 
Gompenjation für die Aufhebung der Blodade angejehen haben 
wollte, erflärte Beuft, dieje Compenſation ſei ſchon außreichend durch 
die freiwillige dreimöchentliche Einftellung der Feindfeligfeiten ſeitens 
der deutjchen Großmächte geboten. Worauf Brunnow „nicht ohne 
einen Anflug von Gereiztheit” meint, der Bund fei militärifch gar 
nicht betheiligt, aljo ginge feinen Vertreter auch dieſe Frage nichts 
an; Beuft dagegen erklärt jofort, daß wenn der Bund feine frieg- 
führende Macht ei, jei er auch feine neutrale, jondern ftehe zwiſchen 
beiden — wie gewöhnlich — jedenfall3 habe der Bund alſo „min-= 
deſtens ebenjoviel Recht jeine Meinung zu jagen“, wie eine neu= 
trale Macht. Tableau; der geiftreiche Glarendon ruft: Ah ceci est 
parfaitement juste! Mit „Genugthuung“ conftatirt Beuft diefes 
heroiſche Anerkenntniß. Nachdem die Neutralen dann endlich die 
von England formulirten drei Bedingungen für den Waffenftillftand 
angenommen: Aufhebung der Blodade, Räumung Schleswigs (Alſens) 
däniſcher,, Räumung Jütlands deutjcherjeit3, beklagt Beuſt die 
neuerding3 wieder „überaus gereizte und ungerechte Stimmung” in 
London gegen Deutjchland — ald wenn es überhaupt anders ge- 
wejen wäre — und wünjcht unbedingte Annahme jener drei Bunte, 
damit Dänemark feine „lebte gute Karte”, die Blodade, durch die 
e3 England noch in die Aktion zu ziehen hoffe, ausſpielen müffe. 
In einem Bericht vom 7. Mai kann er wieder einen Erfolg ver- 
zeichnen, den er über Ruſſel davon getragen hätte. Dieſer hatte 
nämlich troß der Fürſprache Beuft3 eine ſchleswig-holſteiniſche De- 
putation nicht empfangen, worauf ihm Beuft feinen Standpunkt in 
der ganzen Trage durch eine Note aueinanderjeßte, jodaß „der edle 
Lord nunmehr meine Meinung in den Akten hat“. Mit Recht macht 
ſich Beuft über den oftenjiblen Grund Ruſſels Iuftig, der erflärt 
hatte, Unterthanen eine fremden Souveräns in jolchen Angelegen- 
heiten nicht empfangen zu fünnen; „das nimmt fich,“ meint Beuft, 
„in dem Munde eines engliichen Minifter jeltiam aus, wenn man 
bedenkt, wie wenig man hier beim Empfang neapolitanicher, un— 
gariicher und polnifcher Leidtragender des Souveräns fich erinnert 
hat.” In der dritten Siung vom 9. Mai, welche vier Stunden 
dauerte, lehnten die dänischen Bevollmächtigten die engliſchen Waffen- 
ftilftandsbedingungen ab, welche offenbar unter franzöfiichem Drud 
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formulirt waren; die englichen Vertreter thaten jehr erftaunt; ob 
die Sache nicht ein abgefarteted Spiel war, was Lord Palmerfton 
eingefädelt oder doch genehmigt Hatte, iſt eine andre Trage. 

Am 12. Mai fand endlich die vierte, eine „Lange folgenreiche 
und für Deutichland günftige Sitzung“ ftatt. Dieje wie die nächft- 
folgende enthält den erſten At einer negativen Leiftung der deutichen 
Bevollmächtigten; in derjelben begannen diejelben nämlich), nach 
einem vorher verabredeten Plane, den Sturmlauf auf den Londoner 
Vertrag; als derjelbe mürbe genug war, fonnte in der fünften 
Sitzung am 17. Mai die Losjagung von demjelben erfolgen, und 
der Vorſchlag der Gonferenz unterbreitet werden: Unabhängigkeit 
der durch gemeinjame Inſtitutionen eng vereinigten Herzogthümer, 
eventuell in dynaſtiſchem Zuſammenhang mit dem dänijchen Königs: 
haus, aljo PBerjonalunion. Charakteriftiich ift bei diefen Verhand— 
lungen: da3 planmäßige, vorjichtige Vorgehen der deutjchen, bejon- 
der3 preußiichen Vertreter, denn die Deftreicher verhielten fich faſt 
ftill, die brüsfe Haltung der Dänen, die ungelenfe, binterhaltige 
Weiſe der Engländer, die Rejerve der Franzofen und das auf eigne 
Fauft Reden des Rufen. Nachdem die Engländer ſchon im An— 
fang der vierten Situng anerkannt hatten, daß der Londoner Vertrag 
durch den Krieg irritirt und überhaupt nicht perfekt ſei, weil er 
nicht von den Agnaten, den Ständen und dem Bund anerkannt ſei, 
zugleich aber die Nothwendigkeit der Integrität der dänijchen Mon— 
archie betont hatten, erklärte Bernftorff, er jehe nicht ein, weshalb 
jene eine nothwendige Bedingung des europäischen Gleichgewichts 
fei. Nachdem Brunnow in feiner Weije drauf losgeredet und Quaade 
„eine rührende Schilderung der verfolgten Unjchuld Dänemarks“ 
entworfen Hatte, erklärte Bernftorff troden, Dänemarf habe jeine 
Verpflichtungen ſtets geleugnet, deöhalb Habe e3 diejelben unerjüllt 
gelafien. Während deſſen rief Brunnomw mehrmals: wenn von Auf- 
geben des Londoner Vertrags und der dänifchen Integrität ein 
Wort laut werde, er jeinen Hut nehmen werde. Cr nahm ihn 
aber nicht, jondern disputirte weiter und machte jchließlich wieder 
in echt ruſſiſcher Diplomatenweile eine Gefühlzattafe auf die Con— 
ferenz, lobte feine Regierung und den hochjeligen Friedrich Wil- 
helm IV; und als ihm endlich die Thränen in die Augen gejtiegen 
waren, „bemühte er ſich mit gewohnter Gewandtheit die angeregte 
Frage zu tourniren, indem er vorjchlug, man möge doch eintweilen 
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die Verträge von 1852 unberührt laſſen“; die deutjchen Mächte 
möchten eine befjere Combination vorjchlagen. Nachdem ihm Beuſt 
unter die Naje gerieben hatte, daß da3 vom ruffiichen Standpunft 
eine Yrivolität jein würde, und Brunnow ihn wieder angejchnurrt 
hatte, e3 jei mißlich, mit Jemanden über Verträge zu reden, bei 
denen er nicht betheiligt jei und Beuft ihm nichts jchuldig geblieben 
war, fing Apponyi wieder an zu calmiren und meinte: die Inte— 
grität Dänemarf3 ſei disfutabel. Als dann aber Brunnow in jeiner 
Meile ſogleich zugriff und rief: Deftreich ſei ja auch für die Inte— 
grität, mußte er Apponyis jehr einfache Berichtigung hinnehmen: 
er habe nur gejagt, man fünne hier von der Integrität Dänemarks 
reden. Während der franzöfiiche Botſchafter fich theilnahmlos ver- 
hielt, erklärte Clarendon, die neutralen Mächte jähen die deutjchen 
Mächte als durch den Vertrag gebunden an. Matt nur gejchah es, 
um zu jcheinen, etwa gejagt zu haben. Die in der fünften Sitzung 
vorgetragene Erklärung der beiden Großmächte tadelt Beuft, weil er 
glaubte, fie hätten jofort die Trennung der Herzogthümer vorjchlagen 
follen, das jei „der einfache Weg“ geweſen. Das lebtere wird 
Niemand leugnen fünnen, das erjtere wäre undorfichtig und übereilt 
geivejen, war zweifellos in diefem Stadium der Unterhandlung von 
Oeſtreich auch nicht zu erreichen. Es war jedenfall3 für die deut- 
Ichen Unterhändler erfreulich, daß der Däne Krieger die Perjonal- 
union rund ablehnte und fich erjt duch Brunnow und Glarendon, 
der das ſchwache Lebenzfädchen der Gonferenz noch erhalten mußte, 
zur Ginjendung nad) Kopenhagen beftimmen ließ. Als Beuft er- 
Härte, daß der Bund ebenfall3 nicht darauf eingehen werde, lobt 
Glarendon jeine bonne foi, und Beuft freut ſich diejes aufrichtigen 
Lobed. Nachdem Schweden fich ebenfall® gegen die Propofition 
erklärt hatte, verlad® Brunnow eine im Allgemeinen für die Dänen 
mwohlwollende Erklärung, in der aber nicht3 vom Londoner Vertrag 
oder don Integrität ftand. Die war offenbar der Ausdrud des 
officiellen Rußlands, das officiöfe hielt man für pafjend eine andre 
Rolle ſpielen zu laffen. Im Stillen hielten nach diejen beiden 
Sitzungen die Neutralen den Londoner Vertrag für abgethan, fie 
famen nur auf ihn zurüd, um ihre Vorjchläge in den Augen der 
deutjchen Vertreter beachtenswerther erjcheinen zu laflen. 


In der nun folgenden achttägigen Baufe, denn die iecfte Sitzung 
Fiſcher, Geſch. des deutſchen Bundestags zu Frankf. a. M. 
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fand erſt den 28. Mai ftatt, begannen die Verhandlungen Hinter 
den Goulifien. 

Da die Rufen überhaupt nicht? um irgend einen Preis durch— 
jegen fonnten und wollten, und Frankreich, das vom Londoner 
Vertrag nicht? wilfen wollte, mit einem Achtungserfolg zufrieden 
war, werden die engliſch-franzöſiſchen Verhandlungen ſich darum 
gedreht haben, von der Beute den Deutjchen möglichjt viel zu ent— 
reißen, wobei England wieder vor allem dad „möglichit viel“, 
Frankreich das „Wie“, nämlich die Vollzabftimmung in den ge= 
miſchten Bezirken betonte. Wenn alfo die deutſchen Großmächte in 
diefem Stadium der Verhandlungen fich unter einander über einen 
guten Vorſchlag einigen fonnten, jo war zweierlei möglich: wurde 
er angenommen, jo bot er für Deutjchland ein erfreuliche Rejultat 
ohne weiteres Riſiko, wurde er, wie es beinahe ficher war, nicht 
angenommen, jo fam das ganze Odium der gejcheiterten Verhand— 
lungen auf Dänemark zu lajten, ohne daß die Großmächte in ihrem 
weiteren Handeln irgend gebunden waren. 

Nachdem Herr von Beuft, wie er mit Freude und Genug— 
thuung nach Frankfurt berichtete, am 20. nad) Paris gereilt, dort 
am 21. mit Drouin de Lhuys, am 22. mit Napoleon gejprochen, 
am 23. in den Tuilerien und am 24. wieder bei Ruſſel gejpeilt 
hatte, wobei jein durchlauchtigfter Committent allerdings nicht weiter 
erfährt, als daß Napoleon und jeine Minifter „unparteiijch aber 
mit Sympathien” für Dänemark urtheilten, ftellt er ala englijch- 
franzöfisches Programm Hin: Unter Aufhebung des Londoner Ver— 
tragd bleibt Nord- und Mitteljchleswig — inkl. Flensburg — 
dänijch, das übrige mit Lauenburg kommt an Deutſchland; Bundes— 
fejtung und Kriegshafen darf von demſelben aber nicht angelegt 
werden; dabei wünjche Frankreich, daß nur in den an Deutjchland 
abzutretenden Diſtrikten die Bevölkerung abjtimme; während Eng- 
land und Rußland jeder Abſtimmung abgeneigt waren. Dem gegen- 
über jchlugen Oeftreich und Preußen in der 6. Situng am 28. Mai 
die völlige Lostrennung der Herzogthümer von Dänemark unter dem 
jouveränen Herzog Friedrich vor. Beuſt Hatte allerdings diejen 
nicht genannt haben wollen, ehe die Bundesverfammlung ihn dazu 
erklärt habe; die Großmächte wollten dagegen jich durch nicht? ge— 
bunden jehen, am allerwenigjten aber durch ein Botum des Bundes- 
tage. Trotzdem acceptirte Beuft die öftreichijch = preußiichen Vor— 
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ichläge, entweder weil er die Tragweite diejes jelbftändigen Vor— 
gehen? der Großmächte auch bei diejer Frage nicht erfannte, oder 
weil er hoffte, noch bei einer jpäteren Gelegenheit jein Ziel erreichen 
zu fönnen. Die GConferenzmitglieder jcheinen die Vorſchläge mit 
einiger Aufregung entgegen genommen zu haben; Brunnow redete 
jogleich wieder vom Londoner Vertrag, Schweden will höchſtens die 
Eiderlinie zugeben, die Dänen jchreien immer: le trait& de 1852 
sera toujours sans vigueur, die engliſchen Vertreter ftarren ihre 
däniichen Collegen fprachlos an und fordern endlich Aufklärung, bei 
der fich herausstellt, daß die Dänen mit ihrer ſtandinaviſchen In— 
flerion hatten en vigueur rufen wollen. Als Krieger die Vor— 
ichläge extravagantes nannte, verlangte Bernftorff den Ordnungs- 
ruf, worauf das brave Präfidium nicht eingerichtet war ; dann nannten 
fie fie pas s6rieuses, worauf ihnen Beuft den Rath ertheilt fie ja 
für tres serieuses zu halten. England brachte hierauf ala Ver— 
mittlungsvorſchlag Theilung Schleswigd3 nad) der Schleilinie vor. 
Nachdem man wieder die englijch-dänifche Komödie, wenigſtens den 
englifchen Vorſchlag ad referendum zu nehmen, wie dieg die deutjchen 
Unterhändler unter Verwahrung bereit3 gethan hatten, mit Erfolg 
gejpielt hatte, ging man in erregter Stimmung auseinander. Bei 
einer Privatconferenz am 31. jpielte Clarendon ſo den Aufgeregten, 
daß er fortwährend von Abbruch) der Verhandlungen redet und 
Beuft vorwirft, er rede mit legert6 über beftehende Verträge. In 
der 7. Sitzung vom 2, Juni ergriffen die Dänen zunächft dag Wort, 
um in einem für die Neutralen nicht? weniger als jchmeichelhaften 
Vortrag ſchließlich die principielle Annahme des engliſchen Ver— 
mittlungsvorſchlags für genehmigt zu erflären, jedoch mit der Ein- 
ihränfung, daß eine Grenzlinie feftgeftellt werde, welche alle mili- 
tärifchen und Handeldintereffen Dänemarks fichere. Während Apponyi 
erflärte, daß er mit einer Linie Apenrade- Tondern einverjtanden 
jei, bemerkte Bernftorff, der noch ohne Inſtruktion zu jein erklärte, 
privatim fönne er etwa eine Linie nördlich von Flensburg-Tondern 
bezeichnen und ſpäter befürworten, dann müſſe aber jedenfalla die 
bei Dänemark verbleibende Bevölkerung zur Abjtimmung zugelafjen 
werden. Deftreich war entjchieden dagegen, Beuft ſchwieg, Brunnow 
machte wieder einen Verſuch der Rührung, der diegmal auf der 
„Großherzigfeit Chriftiana IX.” bafırt war, und gab dann in jeiner 
officiellen Gigenjchaft den Londoner Vertrag auf und verlad die 
21* 
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Verzichtderklärung des Kaiſers auf Holftein zu Gunften Oldenburgs. 
Um Gelegenheit zu weiterer Verftändigung zu bieten, jchlug 
Preußen jchließlich die Verlängerung de Waffenftillftandes vor. 
In jeinem bezüglichen Berichte hebt Beuft hervor, man müfje, um 
einen europäilchen Krieg zu vermeiden, auf einen Theil Nord- 
ſchleswigs verzichten, dabei jolle man in kurz bemefjenen Zonen von 
Nord nah Süd die Bevölkerung abjtimmen laſſen. Es jei nicht 
möglich Englands wegen die Wünjche Deutjchlands ganz zu erfüllen. 
Die 8. Sitzung am 6. Juni nahm einen fonderbaren Anfang und 
Verlauf. Wa um 1 Uhr alle Mitglieder verfammelt waren, ließ 
Ruſſel erſt */, Stunde Hingehen, dann begab er fic) mit Quaade in 
ein Nebenzimmer, jo daß die Uebrigen ihre Thätigfeit auf das 
Büffet beſchränken mußten. Nachdem das Spiel vor aller Augen 
abgefartet war, erklärte Duaade auf einen 14tägigen Waffenftillftand 
eingehen zu wollen; Apponyi erklärte dies für der Gonferenz 
unwürdig, Bernftorff verlangte mindeſtens zwei Monate, worauf 
Glarendon in der leidenjchaftlichiten Weiſe auf Deutjchland, beſonders 
Preußen losfuhr, man habe e3 auf Sprengung der Conferenz ab— 
gejehen und alle Schuld falle auf die deutichen Mächte, Bernftorff 
ftellte nun eine telegraphiiche Anfrage unter der Modifikation in 
Ausficht, daß eine weitere Verlängerung des Waffenftillftandes nur 
gewährt werden könnte, wenn bis dahin eine DVerftändigung in 
ficherer Ausſicht ſtehe. Brunnow, der offenbar einen Winf von 
Petersburg aus erhalten hatte, erklärte fich num gegen die dänifchen 
Prätenfionen; freilich verlangte er, daß dies nicht ind Protokoll 
aufgenommen würde; er bemerkte unter anderem Schleswig jei eine 
ganz deutjche Stadt u. drgl. Krieger Hatte fich nämlich mit der 
klaſſiſchen Bemerkung eingeführt, Schleswig ſei von jeher incorporirt 
gewejen, da doc Dänemark bisher geleugnet hatte, es incorporiren 
zu wollen. Ohne auf die Grenzfrage weiter einzugehen, ſchloß Ruſſel 
die Sitzung. Nachdem in der 9. Sitzung durch die preußijche Er- 
Härung den 14tägigen Waffenftillftand big zum 26. d. M. gewähren 
zu wollen, eine etwas friedlichere Stimmung eingetreten jchien, trug 
Herr von Balan eine Denkſchrift vor, um die dänischen Anjchul= 
digungen zu entkräften und zahlreiche Beſchwerden über das Be— 
nehmen der dänijchen Beamten während der Waffenruhe vorzubringen. 
ALS die Dänen nunmehr die Dreiftigfeit hatten fich an den Waffen- 
jtillftand nicht mehr gebunden zu erklären, wurde ihnen diejes von 
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der Conferenz verwieſen; Brunnow ſprach wieder gegen die Dänen, 
Ruſſel hielt einen langen Vortrag, „den er befjer abgelejen hätte“, 
um den Londoner Vertrag als loi publique de l’Europe hinzu— 
ſtellen; al3 Bernjtorff meinte, da3 ſei längft abgethan, leugnete dies 
auch Clarendon; darauf lenkt Brunnow auch wieder in jein altes 
Fahrwaſſer und nennt den Ginmarjch der öftreichiich = preußijchen 
Truppen in die Herzogthümer l’origine de la question. Als er 
weiter den deutjchen Mächten vorwarf, daß fie erſt Perjonalunion 
und dann Friedrich VIII. wollten, wurde ihm von Biegeleben be— 
merkt, daß, da die Dänen jene nicht gewollt hätten, einftweilen 
nur dies übrig geblieben jei. Das jei nur eine öftreichiiche inte, 
replicirte Clarendon, denn man hätte ſolche Bedingungen an die 
Perjonalunion geknüpft, daß fie unannehmbar gewejen ſei. Hierauf 
verla3 Beuft eine Erklärung, welche feine früher berührte Meinung 
von der Grenzlinie enthielt; dieje jei, meinte er, auf dem Boden 
diplomatischer Gonnivenz, nicht aber auf dem der Strategie oder 
Nationalität zu juchen, weil da3 zum allgemeinen Krieg führen 
würde. 

Darauf wieder ein Beuſt-Brunnowſches Wortgefecht; der 
Franzoſe ſchwieg und die Dänen desgleichen. Als aber Schweden. 
meinte, man müfle bei der Erbfolgefrage auf 1720 zurücdgehen und 
Beuft fich dazu bereit erklärte, bat Glarendon „unter allgemeiner 
Heiterkeit“ dies um Gotteswillen zu unterlaffen. Als „die Anfprache 
immer weniger wohlwollend wurde”, jchloß Ruſſel die Situng. 

Nun begann das Intriguiren von neuem; man glaubte durch 
einen weiteren pofitiven Vorſchlag die deutichen Mächte trennen zu 
fönnen, und wenn man ihn fo wählte, daß Napoleon dabei zunächft 
ohne kriegeriſche Gefahr irgend ein Rejultat in Ausficht ftand, und 
man dabei zugleich irgend etwas für da3 Parlament herausſchlug, 
io konnte man jchon eine Art von Beruhigung finden. Allein die 
Verhandlungen mit Paris jcheinen ſchwach von Statten gegangen 
zu ſein; Ruſſel verjchob die Conferenz vom 15. auf den 16., vom 
16. auf den 17., an welchem Tage das Kabinet eine moralijche 
Niederlage im Parlament erlitt; endlih am 18. trat man mit der 
neuen Puppe hervor: angelehnt an das befannte Protokoll des 
Pariſer Friedenstractat3 jchlug England vor, die Beitimmung der 
Grenzlinie einem Schiedsrichter zu übertragen. Man hatte wohl 
Napoleon im Sinne und knüpfte feine Spekulationen daran. Bern— 
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ftorff war aber klug genug nichts erhebliches dawider einzuwenden, 
vorausgeſetzt, daß die Möglichkeit, die Bevölkerung dabei zu befragen, 
offen gelafjen würde; frankreich blieb till; Krieger erklärte, eine 
ichleswigiche Nationalität gäbe e3 nicht, Brunnow fand es nun 
wieder für gut den leidenjchaftlich Erregten zu |pielen über die Er- 
Härungen einer Macht, „die mit Rußland durch Bande innigfter 
Freundſchaft verbunden fer‘. Um die Comödie etwas zu würzen, 
warf er die Trage auf, ob denn jchleswiger Bauern über eine 
Frage abftimmen jollten, die der Gonferenz unterbreitet jei. Ueber 
diefe Skrupel beruhigte ihn Graf Bernftorff mit der Bemerkung, e3 
gäbe in Schleswig auch noch andre Leute wie Bauern; außerdem 
würde die ruſſiſche Regierung jchiwerlich hier verdammen, was fie 
in Griechenland eben exit gebilligt habe. Als Brunnow wieder auf 
den Londoner Vertrag zurückkam, verlas Bernftorff eine Erklärung 
feiner Regierung, in welcher Preußen jich ebenjo den andern Mit- 
unterzeichnern de3 Londoner Vertrags wie Dänemark gegenüber für 
völlig frei erklärte. Hierauf klagt Glarendon über diefe Neuerungen 
im Völkerrecht und meint, es berühre ihn auf das allerpeinlichite, 
daß man die Unterthanen über ihren Souverän abjtimmen laſſe; 
auch ihn Konnte Bernftorff zur Beichwichtigung darauf hinweiſen, 
was die englijche Regierung denn joeben mit den jonijchen Inſeln 
vorgenommen habe; er fonnte fragen, two denn die „Gefährlichkeit“ 
liege, hier oder wenn das engliiche Kabinet officiell und öffentlich 
erfläre, daß jedes mit jeiner Regierung unzufriedene Volk diefelbe 
zu verjagen das Recht Habe? Weder in Modena, noch in Toskana, 
noch in Savoyen und Nizza hätten die engliichen Minifter jolche Be— 
denken vernehmen laſſen. Beuſt jefundirte hierbei und meinte, wenn 
Brunnow immer von „Bedauern“ |preche, dann möge er ich ein— 
mal an das ruſſiſche Verfahren in Griechenland erinnern; wenn 
man von Bedauern reden wolle, dann würde mehr ala ein deutjcher 
Hof es tief bedauern, daß eine Macht, die fich als conjervativ par 
excellence bezeichne, einen Souverän durd) Invaſion und Fünftliche 
Abſtimmung vertrieben habe. „Sprechen wir aljo lieber nicht von 
Bedauern!” Nachdem jodann die Schiedärichterfrage vorgelegt war, 
verichwand Ruffel, damit Glarendon fich anders ausſprechen könne, 
als die3 jener im Oberhaus gethan, wo er fich ähnlich wie Frank— 
reich vernehmen ließ, während doch die englijche Regierung, ab- 
gejehen von den andern Zwecken, die fie mit dem Schiedsrichter zu 
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erreihen hoffte, dadurch der Abjtimmungsfrage entgehen mollte. 
Nachdem über einen neuen Waffenftillftand ohne Erfolg verhandelt 
war, verlad, unter engliſch-ruſſiſcher Entrüftung, Bernftorff zum 
Schluß eine Erklärung, nach welcher jich jeine Regierung die Aus: 
ftellung von SKaperbriefen gegen Dänemark vorbehielt, wenn dies 
weiter unter dem Schein einer nicht effectiven Blodade den Handel 
Preußens jchädige. Nachdem unterdes Beuft über die ſchlecht verhüllte 
Verſtimmung zwijchen Frankreich und England berichtet hatte — offen= 
bar war e3 den Engländern nicht gelungen Frankreich ing Feuer zu 
bringen, — fand man ſich zur 11. Situng am 22. Juni ein, in welcher 
Deftreich- Preußen unter verjchiedenen Reftriktionen den englijchen 
Schiedärichtervorjchlag annahm mit der Maßgabe, daß feiner auf der 
Conferenz vertretenen Macht dieſes Amt übertragen werde; Däne- 
mark lehnte in einer für England verleßenden Form rund ab; des— 
halb Tieß Ruſſel wahrjcheinlich jein weiteres Projekt über Waffenruhe 
und Uebertragung des Scied3richteramt3 an den König Leopold 
von Belgien in der Taſche; der Franzoſe fam wieder auf jenen 
Abſtimmungsmodus zurück, Bernftorff nahm ihn ad referendum, 
Deftreich blieb auf jeinem früheren Standpunkte. Die Verhandlung 
war zu Ende: England Hatte die öffentliche Meinung über die 
Ihlimmfte Zeit Hinmwegtemperirt, Frankreich wollte nur etwas ohne 
Waffen erreichen, de3gleichen Rußland, das auch Hier wieder feine 
doppelte officiell = officiöfe Rolle jpielte, Dänemark hoffte von der 
Erneuerung der Feindfeligfeiten die letzte Möglichkeit einen Neutralen 
in den Krieg zu ziehen, Schweden wollte nichts ernftlich, weil es 
nicht3 Eonnte, die deutjchen Großmächte Hatten erreicht, was fie 
faum zu erreichen gehofft Hatten, Herr von Beuft tröjtete ſich mit 
der ficheren Annahme, daß fie Friedrich VII. ernftlich wollten. 
Sn der Shlußfitung am 25. ereignete fich der größte Skandal. 
Schon mehrfach hatten fich die Mitglieder durch die mangelhafte Füh- 
rung des Protofoll3 und die parteiifche Geſchäftsführung beſchwert 
gefühlt und geklagt. Die Engländer hatten nun ein Expoſé aus— 
gearbeitet, da3 im Parlament ihre ganze Vortrefflichkeit, ſowie die 
Gonnivenz der Neutralen und die Unſchuld Dänemarks gegenüber der 
hartherzigen, inconcilianten, ja ungerechten Haltung der deutjchen 
Unterhändler in das rechte Licht jeßen jolltee Daß dabei wichtige 
Grflärungen ganz unterdrückt wurden, vollendete das „fair play“. 
Um aber da3 Maß diejer Fälſchungen, an denen Herr von Brunnow 
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auch mit Privatunterjtügung thätig geweſen zu jein jcheint, voll zu 
machen, überrumpelte man im letten Moment die Neutralen und 
ſchwindelte ihnen die Unterfchrift ab. Der dagegen erhobene Ein- 
ipruch that weiter nicht? zur Sache. Obgleich Beuft dies Verfahren 
aufs jchärffte verurteilt und in einer bejonderen Note den englifchen 
Miniftern gegenüber fich verwahrt hatte, ſagte er doch in einem 
Schreiben an Kübed vom 25., er „traue den englifchen Miniftern eine 
[oyale Behandlung der ganzen Sache im Parlament zu‘, halte es aber 
für gut, wenn auch er den betreffenden Parlamentöverhandlungen 
noch beimohne. Auch jetzt jcheint er, wenigſtens jagt er die aus— 
drüdlich in feinen Berichten, an die Möglichkeit einer englifchen 
Kriegserklärung geglaubt zu haben, während der, wenn auch faule 
Triedendapfel ſchon jo reif war, daß er furz darauf im Unterhaus 
rite abgebrochen wurde. 

Herr von Beuft war der Bundesverfammlung ein fleißiger 
Berichterftatter gewejen; jchon unterm 2. Juni gab fie ihm Dank 
und Zuftimmung zu erfennen; von dem ihm exöffneten Gredit hatte 
er 15,000 Gulden liquidirt. Am 7. Juli jah ſich die Bundes- 
verfammlung in der Lage, ihrem Vertreter auf der Gonferenz den 
Schlußdank abzuftatten, nachdem jene übel berufenen Protokolle der 
Londoner Gonferenz vorgelegt und ſämmtlich dem Protokoll ber 
Bundesverfammlung einverleibt worden waren. 


Fünftes Kapitel. 
Die Entideidung. 


Noch ehe die Londoner Berhandlungen förmlich gejchlofjen 
waren, hatten die beiden deutlichen Großmächte in einer gleich- 
lautenden Depeſche an die Höfe von London, Paris, Peteräburg 
und Stocholm durch eine kurze Meberficht über die zu London jtatt- 
gehabten Verhandlungen dargethan, wie Dänemark ein Rejultat der- 
jelben verhindert und demnach alle Beranttwortlichkeit allein zu 
tragen habe. Durch neue Blutvergießen verwirkte Dänemark alle 
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früheren Bermittlung3vorjchläge. Die glorreiche Nacht von St. Peter 
und Paul brachte ganz Schleswig in deutiche Hände, wenige Tage 
darauf erfuhr Chriftian IX. endgültig, daß England nur Worte 
gemacht hatte, jein Minifterium fiel; am 12. Juli ſchon fam es 
zum däniſchen Friedensgeſuch, dem fogleich die Waffenruhe und am 
1. Auguft der befannte Abſchluß der Friedenspräliminarien folgte. 
Noch immer mochte man in Kopenhagen hoffen, daß der papierne 
Bundesgenofje zu einem wirklichen werden könne; allein er blieb 
auch nachher papieren, und die großen Worte, dad Bedauern, die 
Hoffnungen des engliſchen Kabinet3 konnten nicht mehr verhindern, 
daß durch die Auswechjelung der Ratififationen der Friedensvertrag 
vom 16. November rechtäfräftig wurde. 

Bemerkenswerth, weil in hohem Mae harakteriftiich find die 
Vorgänge, die fich mittlerweile in der Bundesverfammlung ab— 
geipielt hatten. Nachdem am 21. Juli Oldenburg und Friedrich VII. 
durch) Bundesbeſchluß aufgefordert waren, ihre Erbanfprüche zu 
begründen, wurde zunächit ein Bericht des ſächſiſchen, nunmehrigen 
Bundesgeneral3 von Hafe vorgelegt, worin er bittere Beſchwerde 
führt über den jchändlichen Kaufmann Beterjen in Rendsburg, der 
ſich erfühnt Hatte zur eier des Siege von Aljen auf dem Parade- 
platz eine öftreichiiche und preußiiche Flagge aufziehen zu laſſen; 
bedenklicherweije richtete Hafe an die Bundesverfammlung die Anfrage, 
ob dieje entfernt werden Jollten. In diejem Falle erwies fich das 
Verweilen an die Ausſchüſſe ganz beſonders probat. Nicht minder 
heifel war der telegraphijch angezeigte Conflict, der zwiſchen Exe— 
futiond?- und preußilchen Truppen ausgebrochen war und den 
Befehl des Prinzen Friedrich Karl zur Bejegung von Rendsburg 
veranlaßt hatte. Dem von dem genannten General hiergegen er: 
hobenen Proteft ftimmte auf Antrag Baierns die Bundesverfammlung 
bei und ließ fich einen ſehr parteiiichen Bericht über jene Vorgänge 
erftatten, gegen den der preußiiche Gejandte Proteft erhob, indem 
er die amtlichen Erhebungen feiner Regierung zur Vorlage brachte. 
Meiterer Vortrag, weitere Telegramme, handfejte Erklärungen Han— 
nover3 folgten, mit wehmüthigem Heroismus erklärt Sachjen künftig 
nur der Gewalt weichen zu wollen. Alles wandert wieder in die 
Ausſchüſſe. Nachdem im Auguft, beziehungsweiſe am 1. September 
die Prätendenten — Friedrich VII. auf 80 und nachträglich noch 
50, Oldenburg auf 200, Prinz Friedrich Wilhelm von Helfen auf 
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60 Folivjeiten — ihre Erbanſprüche und deren Begründung über- 
geben hatten, trat die Frage bei der Bundeverfammlung erft in der 
Sitzung vom 29. November in ein andere Stadium. Nachdem 
nämlich bei Beginn der Sikung die Großmächte den Wiener 
Friedensvertrag mit der Erklärung Oeſtreichs vorgelegt hatten, daß 
es mit Preußen Verhandlungen eingeleitet habe wegen Erledigung 
des Artikels 3 des Vertrags, zeigte Sachſen an, daß der preußifche 
Gejandte in Dresden an die jächfische Regierung das Anfinnen 
gerichtet habe, daß Sachjen jeine Truppen ſogleich aus Holftein und 
Lauenburg zurücziehen folle, da die gegen den König von Däne- 
marf bejchloffene Erefution durch Abtretung der Herzogthümer gegen= 
ſtandslos geworden jei; die jächfifche Regierung aber jähe fich dazu 
außer Stande, da fie erft einen bezüglichen Beſchluß der Bundes— 
verjammlung um fo mehr abwarten müfle, als Deftreich eine gleiche 
Aufforderung an fie nicht gerichtet habe, während Baiern Sadjien 
jefundirt, erklärt Preußen, daß es allerdings Sache der ſächſiſchen 
Regierung jei die Entjcheidung zu treffen, und daß dieſe der preußi- 
ihen Aufforderung entjprechen müffe, weil es im Artifel 13 der 
Grefutiondordnung heiße: „Sobald der Vollziehungsauftrag vor— 
ſchriftsmäßig erfüllt ift, Hört alles weitere Grefutionsverfahren auf.“ 
Nachden ſodann die Telegramme von Hakes, nach denen am 28. 
eine preußijche Gardedivifion mit vier Schwadronen bei Altona con= 
centrirt jei, verlejen waren, und die Bundesverfammlung beichlofjen hatte 
von Hafe telegraphiich anzumeilen: zunächit feine Stellungen zu be— 
haupten „nach Räumung der Gtappenftraße”, erneuerte der preußijche 
Gejandte jein Verlangen jchleunigen Abzugs der Bundezerefutiond- 
truppen. Unterdes hatte die weitere VBerftändigung der Großmächte 
denjelben ermöglicht am 1. December in der Bundesverfammlung 
zu beantragen, daß da3 Grefutionsverfahren für gejchlofjen erklärt 
werde, da es gegenſtandslos geworden Jei; Preußen fügte Hinzu, es 
werde in weitere Verhandlungen, namentlich bezüglich der Präten- 
denten nicht eintreten, ehe nicht der unberechtigten Dauer der Exe— 
fution ein Ende gejeßt werde; Hannover jet bereit zur Zurücziehung 
jeiner Truppen, nur Sachjen wmeigere fi. Nachdem der Verſuch 
Baiernd, den Antrag an die Ausſchüſſe zu bringen, gejcheitert war, 
wurde derjelbe am 5. December, allerdings unter jehr mannigfachen 
Motivirungen, mit neun Stimmen gegen die Stimmen von Baiern, 
Sachſen, Würtemberg, Heflen, Erneftiner, Braunjchweig-Nafjau und 
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Frankfurt angenommen und die Verwaltung der Herzogthümer den 
öftreichtich = preußiſchen Commifjären übergeben. Es verdient hier 
hervorgehoben zu werden, daß der preußilche Minifter des Aus— 
mwärtigen in der Depefche vom 13. den Triad-Choragen von Baiern 
und Sadjen ein Quos ego zurief, indem er ihnen zu Gemüth 
führte, wie fie gegen die Grundgeſetze des Bundes eine Grefution 
in eine Offupation und Sequeftration hätten verwandeln wollen; 
derartige Tendenzen, die Competenz de3 Bundes zu überjchreiten, 
würden jchon diesmal zu einem „Bruch des Bundes“ geführt haben, 
wenn man noch zwei Stimmen hätte hinzugewwinnen fönnen. Er, 
der Minijter, wolle Niemand darüber im Zweifel laffen, wie er den 
Fall principiell anjehe und bei künftigen Anläffen darnach handeln 
werde. Ob und welche Antwort Hierauf erfolgt ift, jcheint nicht 
befannt geworden zu jein. 

Nachdem die Grneftiner auch eine Denkſchrift über ihre Grb- 
rechte eingereicht und Altenburg, Anhalt und Nafjau Anfangs 1865 
ihre Anjprüche auf Lauenburg erhoben, letzteres dabei aber erflärt 
hatte, daß es keineswegs verfenne, daß bei der Löjung diejer Frage 
das Intereſſe der Sicherheit und Machtitellung Deutjchlands im 
Bordergrund ftünde, erklärte Ende März Baiern, Sachſen und 
Helen: Bei der Einmüthigfeit des deutjchen Volkes in diefer Trage, 
wie fie jeit 1813 nicht mehr dagewejen jei, möchte es den Groß- 
mächten gefallen Schleswig-Holftein Friedrich VII. in Verwaltung 
zu geben und betr. Zauenburg der Bundesverfammlung Vorjchläge 
zu machen. Als aber die Antragjteller darüber Abjtimmung in 
acht Tagen verlangten, wogegen Dejtreich nicht? einzumenden hatte, 
erklärte Preußen, nach) den früheren Beichlüffen müßten doch erft die 
Grbanfprüche, die bereit geltend gemacht feien, geprüft werden, des— 
halb müßte der Antrag erft von den Ausſchüſſen berathen werden; 
und als Hannover darauf behauptete, daß die Antragfteller nur auf 
einem Umweg die Anerkennung ihres Prätendenten durchjeken wollten, 
und weiter bemerkte, daß die Sache weder jo einfach noch jo eilig 
jei, jodaß der gewöhnliche Weg der Geſchäftsordnung zu verlafien 
wäre, wurde doch von der Mehrheit die Abftimmung auf acht Tage 
feftgejeßt, indem nur Kurhefjen, Meclenburg, die 15. Stimme und 
die Hanfeftädte ich der Meinung Hannovers anjchloffen. Preußen 
verwahrte fich hiergegen und behielt fich die Geltendmachung feiner 
Anfprüche vor. Dem Antrag gemäß beichloß die Mehrheit der 
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Bundesverjammlung am 6. April. Preußen verwahrte fich hier- 
gegen und behielt ſich die Geltendmachung feiner Anſprüche vor. 
Allen diejen war befanntlich die Wendung Deftreichd zu Gunften 
Friedrichs VII. und deſſen ablehnendes Verhalten den preußijchen 
Vorſchlägen gegenüber vorausgegangen. Der preußiſche Minifters 
präfident griff die Sache von einer andern Seite an, indem er 
Deftreich vorjchlug, die ſchleswig-holſteiniſchen Stände einzuberufen, 
womit fich Oeſtreich Ende April einverftanden erklärte. Allein eine 
Einigung war damit keineswegs erreicht, dad Proviforium dauerte 
in den unangenehmften Formen fort. Unmittelbar nach der rejultat- 
Iofen Unterhandlung zwiſchen Bismarck und v. d. Pfordten, in wel- 
her Bismarck ein Einverftändniß mit den Mittelftaaten zur Ver— 
meidung de Bruderkrieges verfucht hatte, brachte das frühere Trio: 
Baiern, Sachen und Heffen am 7. Juli die Angelegenheit wieder 
vor die Bundesverfammlung, indem fie beantragten bei den Mäch- 
ten anzufragen: welche Schritte fie zu einem Definitivum gethan 
hätten, ob fie die Stände einrufen wollten zur Herftellung defjelben; 
zugleich aber an die Mächte das Anfuchen zu ftellen, daß fie auf 
Aufnahme Schleswigd in den Bund Hinwirkten. Da gelang e3 
Biamard die öftreichiichen Staatgmänner zum Vertrag von Gaftein 
zu bringen, der in der Bundesverfammlung am 24. Auguft zur 
Vorlage fam. Nach den üblichen Proteften und unter dem ftärf- 
ften Widerftand namentlich) Baierns und Sachſens, dem ſich auch 
Heſſen anjchloß, beichloß die Bundesverfammlung am 31. auf An— 
trag des Präfidiums die Vertagung. 

Endlich am 4. November erhielten Baiern und Genofjen wieder 
die Möglichkeit ihr Klagelied zu erheben und ihre Anträge zu mwieder- 
holen: Einberufung der Stände, Aufnahme Schleswigd in den 
Bund. Nach) vierzehn Tagen beichloß man fich über die geichäftliche 
Behandlung der Frage zu einigen. Nach Verlauf derjelben erklärten 
die Großmächte, die Stände einzurufen beabfichtige man, nur jei 
gegentwärtig die Zeit nicht dazu geeignet, jobald dies der Tall jei, 
wolle man der Bundesverfammlung davon Mittheilung machen; 
Schleswiga Aufnahme in den Bund habe man noch nicht ind Auge 
faffen können. Al die Mehrheit den Antrag des Trio an die 
Ausſchüſſe verwieſen hatte, erklärte dafjelbe, nunmehr müßte es jeine 
bezügliche Ihätigfeit in der Bundesverfammlung ala abgejchlofjen 
anjehen und laute und entjchiedene Verwahrung gegen jedes ein- 
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feitige Ablommen einlegen. Nachdem fich Deftreih und Preußen 
dagegen verwahrt und Präfidium der Bundesverjammlung alle Rechte 
gewahrt hatten, twanderte Alles in die Ausſchüſſe. 

Don da ab leitete fich dieſe Frage bekanntlich immer mehr in 
die deutjche Frage ein; in der Bundesverfammlung ift fie nur noch 
viermal in Anregung gefommen, zu einer Zeit, wo der deutjche 
Krieg ſchon eine beichloffene Sadje war. E3’mwar am 24. Mai 1866 
als Oldenburg Beſchwerde darüber erhob, daß jeine auf Aufforde- 
rung der Bundesverfammlung ſchon vor zwei Jahren geltend ge= 
machten Erbanjprüche noch nicht einmal im Ausſchuß geprüft Jeien. 
Nach einer hiſtoriſchen Meberficht fommt der Gejandte der 15. Stimme 
auch auf die öftreichiiche Depejche vom 26. April d. $. zurüd, die 
im Grunde nicht? anderes wollte als auf dem Boden der holfteini- 
Ichen Frage Preußen dem Bund gegenüber ind Unrecht zu jeßen, 
nachdem e3 ihm auf dem Boden der deutjchen Frage bis jet miß— 
lungen war. In dieſer Depejche hatte fich Deftreich von den Ver— 
trägen von Wien und Gaftein ftillfehweigend losgeſagt, um mit 
angeblicher Bundestreue die Gimpel in die Nee zu locken. Olden- 
burg erklärte alfo: Es läge mit jener Depeſche Har zu Tage, daß 
Deftreich beabfichtige mit oder ohne Preußen den Bund zur Ent- 
Icheidung über die Erbfolgefrage zu veranlaffen. 

„Da die Bundesverfammlung aber Feine richterliche Befugnik 
hat, kann fie auch nicht über die Erbfolgefrage erkennen. Die 
Bundesverfammlung kann alfo feine Entjcheidung treffen, es müßte 
denn denkbar fein, daß fie nicht bloß über das Erbfolgerecht eines 
Mitgliedes des Bundes, Jondern auch über die durch glorreiche 
Maffenthaten in Gemeinfchaft mit Deftreich eriworbenen Rechte 
Preußen zu Gericht fiten könnte, ohne durch den Ausſpruch einer 
Stimmenmehrheit das Bundesrecht und zugleich den Beitand des 
Bundes jelbft in feinen Grundfeften zu erjchüttern.“ Der Groß- 
herzog ſei der Meinung, daß bier die Intereſſen Deutjchlands in 
Frage ftünden, gegen die das Erbfolgerecht aller Prätendenten nur 
eine untergeordnete Bedeutung haben könnte; jeine Rechte werde er 
ſich allerdings durch eine einfeitige Behandlung nicht gefährden 
laſſen, „jo lange noch der Bund beſteht“. Deftreich habe aber jett 
einen Weg beitreten, der mit all feinen früheren Schritten im 
Mideripruch ftehe. Und damit erhebt Oldenburg entjchieden Proteft 
gegen die öſtreichiſche Herrichaft in Holftein und gegen jede Ver— 
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fügung der Stimmenmehrheit der Bundesverfammlung über diejelbe. 
Ueber die Erbanſprüche Aller kann nur eine „geordnete Rechtsinſtanz“ 
entjcheiden, bei diejer aber werde Oldenburg Elagend gegen den Kaiſer 
von Oejtreich auftreten. Demgemäß wird die Bundesverfammlung 
erjucht die erforderlichen Maßnahmen für das Austrägalverfahren 
einzuleiten. 

Natürlich begrub man diejen Antrag, der offenbar darauf 
hinausging, den Krieg auf Deftreih und Preußen zu bejchränfen, 
in den Ausſchüſſen. 

Als dann der längſt verabredete Antrag Oeſtreichs auf Ein— 
berufung der holſteiniſchen Stände in der Bundesverſammlung am 
1. Juni eingebracht war und Preußen proteſtirt und auf den Zu— 
ſammenhang mit der Reform der Bundesverfaſſung hingewieſen 
hatte, erklärte Oldenburg am 6. Juni, daß die holſteiniſchen Stände 
keinen Ausſpruch fällen könnten, der rechtlich von Bedeutung ſein 
könne; wolle man aber damit politiſche Thatſachen ſchaffen, ſo komme 
man damit immer weiter vom Ausgleich ab. Die Schlußerklärung 
erfolgte durch Preußen am 9. Juni, in welcher noch einmal die 
Vertragsverletzung Oeſtreichs hervorgehoben und darauf aufmerkſam 
gemacht wurde, daß die Competenz des Bundes noch gar nicht feſt— 
geitellt jei, wie fie von Deftreih und Preußen vor mehr als zwei 
Sjahren bereit gefordert war. Indes diesmal half fein vechtliches 
Bedenken, fein juriftiicher Locton, dem die Bundestagägejandten 
ſonſt jo gern folgten. Die Triadregierungen und Genofjen wollten 
ihr Müthchen Fühlen, die einen dachten an Olmüß, die andern an 
Jena; Preußen aber mußte wollen was es wollte, Deftreich glaubte 
eö wollen zu müſſen, die Triaspolitifer waren begierig es zu wollen; 
fie haben in erfter Linie die Verantwortung für den deutjchen Krieg 
zu tragen. 

Die Geichichte der ſchleswig-holſteiniſchen Frage ift die poli= 
tiſche Odyſſee der deutjchen Nation in unjerm Jahrhundert. Mit 
fühnem Herzen und Falfenbli hat unjer „Eluger Berather” das 
meer- und jturmumtofte Schiff wenn auch nicht in die ewige Sicher- 
heit de3 Hafens, jo doch zur Ruhe der Rhede geführt, damit die 
Mannjchaft ſich ausruhen und ftärfen, damit dag Schiff zu neuer. 
Fahrt gerüftet und geführt werden Fonnte. 
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Adıtes Bud, 


Die deutihe Trage, Bund und Bundestag. 


Erſtes Kapitel. 
Bis zu den Herbitbeiwegungen des Jahres 1830. 


Auf Grund der natürlichen Borbedingungen den nationalen 
Staat zu errichten ift unſerem Volk erſt in den letzten anderthalb 
Jahrzehnten gelungen. Die Gründe, weshalb alle früheren Verjuche 
mißlungen find, weshalb die jtaatliche Entwicklung der Nation 
jedesmal auf Abwege gerieth, liegen in der Hauptlache offen zu Tage. 

Die germanilche Befiedelung Europas durch die Völkerwande— 
rung hatte die geographilchen und ethnographiſchen Kriterien für die 
Bildung eines nationalen Staates jehr weſentlich verdunfelt; die 
Verbindung der Fränkijch = deutichen Krone mit der italienifchen und 
die Vermiſchung der weltlichen und geiftlichen Herrſchermacht ver- 
hinderten ebenjo eine nationale PBolitif, wie fie die Träger und 
Drgane der Regierungdgewalt ihren Berufsgeſchäften ewtfremdeten 
und von ihren Aufgaben und Bielen entfernten. Deutjchland wurde 
allerdingd der Iſolirung entrijen, aber in dem Kampf, den die 
Kaifer, ihrer Stellung gemäß, mit den nationalen wie mit den 
hierarchiſchen Beitrebungen auszufechten hatten, famen die Territorial- 
mächte, nicht unmejentlich gefördert durch die deutjche Stammes 
bejonderung, allmählich zur maßgebenden Gewalt. 

Auch die habsburgiſche Weltherrichaft Hatte hieran nichts zu 
ändern vermocht. Der weſtfäliſche Friede theilte die jouveräne 
Macht in Deutjchland unter die Landeöherren und verlieh denjelben 
die Qualität europäilcher Fürften. In den Ruinen der Reichs: 
verfaflung und des Reichsrechts, welche der kaiſerliche Hof ich zu 
erhalten wünjchte, bauten, jäten und pflanzten die Einzelherren ihre 


Hütten, ihren Samen, ihre Stämme. immer öfter folgte Kleinere 
Fiſcher, Geſch. des beutfhen Bundestags zu Frankf. a. M. 


338 


dem Größeren nad): &3 bildeten fich neben dem Kaiſer zwei Groß— 
mächte, das rein=deutjche Brandenburg Preußen und das alberti= 
niſche Sachjen- Polen. 

Sobald da3 letztere aber feiner inneren Schwäche und der 
Macht der Ereigniffe erlegen war, und Friedrich der Große aus der 
deutſchen Großmacht eine europäiſche gemacht Hatte, jah ſich Deft- 

reich) durch diefe Macht in gefahrdrohender Weije „contrabalancirt”. 
Vorwiegend durch den öftreichijch = deutichen Gegenfampf gelang es 
dem erſten Bonaparte die legten Reichſtrümmer zu bejeitigen, zwijchen 
und gegen die beiden deutjchen Mächte Sachjen= Polen und die 
Rheinbundaftaaten unter jeiner Oberhoheit einzufeilen, es gelang ihm 
die auswärtige Politik der mittel- und weftdeutichen Staaten franzö- 
ieh, die innere Politit jouverän zu machen. Die Nation jchien 
vernichtet, ein deutſcher Staat unmöglich gemacht. Metternich mit 
den Seinen hatte die erkannt: es mußte feine Sorge jein, die aus— 
wärtige Politik jener Staaten in jein Geleife zu bringen, die innere 
konnte bleiben, damit die Gefahr eines nationalen Staates das 
Kaiferhaus in feiner angeblichen Herrjcherftellung nicht von neuem 
bedrohte. Der Vertrag zu Ried ift der Grundftein der folgenden 
Föderation; die europätjche Erhebung ſchloß mit einem europätjchen 
Vertrag, der die Nation wieder um ihre ftaatliche Geftaltung brachte, 
der zur Freude der europäiichen Mächte Oeſtreich und Preußen 
wieder jo zulammenfoppelte, daß fie fich in europäiſchen Fragen 
voraugfichtlich Tahmlegen mußten; daß fie in den deutjchen An— 
gelegenheiten auf die Mittelftaaten angewieſen jchienen, jobald eine 
der andern Oppofition machen wollte. Die Errichtung de3 deut- 
ichen Staat? war wieder gejcheitert oder verichoben; die deutjche 
Trage blieb was fie geweſen: eine internationale Machtfrage. Mit 
diefem Ungebilde einer bösartigen Reftauration wurde alſo die 
Nation begabt. „Die unübertreffliche Unbrauchbarfeit“ der Bundes- 
verfafjung wird Niemand mehr leugnen fünnen; daß die Bundes- 
verſammlung jchnell der „Indifferenzpunkt der deutjchen Dinge“ 
wurde, hat fich bei allen öffentlichen Angelegenheiten gezeigt. Wenn 
ihon 1815 ein Schmalz die Zerſtückelung Deutjchlands öffentlich 
preilen durfte, jo kann man fich nicht wundern, daß bei dem erjten 
Jahresfeſt der Schlacht bei Leipzig, da3 die Vertreter des Bundes 
hätten 1816 in Frankfurt begehen können, die meiften in großer 
Beklemmung waren, ob und wie fie feiern oder flaggen jollten ; 
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der Präfidialgefandte und feine Anhänger hatten es vorgezogen ſich 
auf Reifen zu begeben ; der engliiche Gejandte flaggte und illuminirte, 
der kurheſſiſche hielt Feſteſſen und Toaſte. 

Der einzig feſte Punkt in der Bundesverfammlung jchien zunächft 
das öſtreichiſch-preußiſche Einverſtändniß; wie äußerlich und erzwun— 
gen es auch war, es beſtand mit mehr oder weniger Schwankungen, 
ſo lange Friedrich Wilhelm III. lebte. Die öſtreichiſche Politik 
konnte unter dieſen Umſtänden mit vollen Segeln gegen die mittel— 
und kleinſtaatliche Oppoſition in See gehen. Dieſe ſogenannte 
Oppoſition war allerdings von Haus eine ſehr brüchige: Noch im 
Jahre 1816 waren Baden und Kurheſſen in Bedenken über die 
Worte des Herzogs Wilhelm von Baiern, daß Baiern doch noch 
Hanau, Iſenburg, Heidelberg und Mannheim bekommen werde; 
1817 verſuchte Kurheſſen mit Darmſtadt eine entente cordiale 
herzuſtellen, auch mit Holſtein und Baiern wurden für einzelne 
Fragen dergleichen Verſuche, zuweilen nicht ohne Erfolg gemacht, 
namentlich wenn es galt die läſtigen Reklamanten loszuwerden. 
Hierbei verſchmähte man auch nicht die Ruſſen gegen die deutſchen 
Großmächte zu Hilfe zu rufen, um dieſe von der Befriedigung der 
Reklamanten abzuſchrecken. Das gegenſeitige Mißtrauen der Bundes— 
ſtaaten hinderte aber in der Regel eine jede Einigung, beſonders 
ſeitdem Baiern ebenſo im Südweſten eine hegemoniſche Stellung 
einzunehmen ſuchte, wie Hannover dies vergeblich für den Nord— 
weſten erſtrebt hatte. Allein ehe dies eintreten konnte, hatten ſich 
ſtarke Wandlungen anderwärts vollziehen müſſen. 

Als der rheiniſche Merkur in Preußen verboten wurde (1816), 
konnte Herr von Montgelas ein patriotiſches Gewand umlegen; 
als die nationale Bewegung immer urteutoniſcher und confeſſioneller 
wurde (1817) und die Wartburgfcene veranſtaltet werden konnte, 
halfen alle Bertheidigungen der weimariſchen Regierung nichts. Ob- 
gleich Jo ziemlich alle Bundestagagejandte damals darüber einjtimmig 
waren, daß man dem allgemeinen Widertoillen nur dann entgehen 
fünne, wenn jofort zur Ausführung des Artifeld 13 der Bundes- 
Akte gejchritten würde, jo geſchah nicht?, ala daß Buol und Golf 
Alle ad referendum nehmen ließen, weil die Gelandten von ihren 
Auftraggebern durchaus abhängig wareıt. 

Nachdem der Aachener Gongreß die heilige Allianz, die ebenjo 
wenig eine Allianz al3 heilig war, von neuem gejtärkft hatte, und 
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die verläumderifchen ruſſiſchen Berichte über die Gährung in Deutich: - 
land mit Grauen und Genugthuung entgegengenommen waren 
(1818), Eonnte Ende de3 Jahres der hannoverſche Gejandte nach 
einem langen Bericht über Studentenunruhen, die im Sommer in 
Göttingen ftattgefunden hatten, beantragen, allgemeine Maßregeln 
gegen tumultuirende Studenten beihlußmäßig vorzubereiten. Das 
Sahr 1819 brachte die Grfüllung: Kotzebue wurde ermordet, 
auf Ibell ein Anjchlag gemacht; Jahn wurde verhaftet, die Turn- 
pläße gejchlofien, Görres floh, Schleiermacher wurde internirt, Arndt 
drangfalirt, Humboldt, Boyen, Grolmann, Beyme wurden entlafjen. 
Am Bund hatte Weimar den reaktionären Maßregeln begegnen wollen 
und beantragt, die Regierungen jollten jelbjt die Burfchenjchaft 
organifiren und die Beivegung in vernünftige Geleije bringen, man 
ſolle die Univerfitätsdizciplin bundesgejeglich regeln. Nachdem ich 
Baiern auf das Heftigfte hiergegen erklärte, und Buol — „Graf 
Goltz jtimmte gewöhnlich wie Buol“ — gemeint hatte, dergleichen 
gehörten als interna in den Bereich der Bundesstaaten, nahm der 
Präfidialgejandte plöblich die entgegengefeßte Haltung in Folge eines 
Reſtripts Metternich, datirt Rom, 23. April an, offenbar weil es 
dem Staat3fanzler unterde3 gelungen war, Preußen für feine Maß— 
regeln zu gewinnen. Nachdem man fich jchon in der Bundesver- 
lammlung mit Stimmenmehrheit dahin geeinigt hatte, Studenten 
nur auf „Wohlverhalten“ zu immatrifuliven, war e3 dem Karls— 
bader Gongreß vorbehalten, die Preſſe zu unterdrücen und die Univer- 
fitäten zu fnebeln. Artikel 13 der Bundesafte bloß auf die alten 
landftändiichen Berfaffungen einzufchränfen mißlang allerdings. Dieje 
Karlabader Beihlüffe jollte Buol ſogleich nach vertraulicher Ver- 
lefung zum Bundesbeſchluß erheben laſſen; da er aber Einjprache 
fürchtete, 320g er es vor die Schlußztehung auf die folgende Sitzung 
zu verichieben. Schon nad) dem erjten Verlefen waren 12 Stimmen 
für die Annahme. Da aber der Präfidialhof peinlih an dem 
Wortlaut feithielt, jehr viele Einwendungen aber gegen diejen fich 
erhoben, jo wurden dieje in eine befondere Regiftratur aufgenommen, 
damit man mit der Ginigfeit paradiren konnte. Zugleich wurde die 
berüchtigte Gentralunterfuchungscommiffion in Mainz niedergefekt, 
und die Verfolgungen konnten nun in großem Stil begonnen werden. 
Zunächſt allerdings jchrieb dieje an die Bundesverfammlung nur um 
Geld und klagte, daß fie mit Arbeiten nicht vorwärts kommen 
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könne, da die preußiiche Regierung nicht alle Unterfuchungsaften 
herausgeben wolle; das gejchehe, meint ein Bundesdiplomat, weil 
ſie nicht gern ſoviel angejehene Männer compromittiren mwolle.*) 
Um da3 zu Karlsbad begonnene Werk zu Ende zu führen, 
berief Metternic) die Minifterialconferenzen nach Wien; um jich den 
Erfolg zu fichern er= und verbat er fich die abzujendenden Unter- 
händler. „Die objfuranten Principien des Wiener Kabinets,“ wie 
der kurheſſiſche Gejandte ſich ausdrüct, fiegten in den wejentlichen 
Punkten; allein das Attentat auf die ſüddeutſchen Verfaſſungen wurde 
nicht bloß vereitelt, Jondern e3 gelang jogar den Artikel 13 der 
Bundesakte noch durch die Artikel 56 und 61 der Schlußafte mit 
Sicherheiten zu umgeben. Auffallend war namentlich die Wendung, 
welche der bairiſche Minifter Graf Rechberg in jeiner Bolitif von da 
ab vornahm; er, der jeither der entichiedenjte Gegner Oeſtreichs 
geweſen war, wurde mın fein entjchiedenfter Anhänger und jo mußte 
denn der bairische Bundestagsgejandte gegen jeine Weberzeugung 
(1820) durch Dit und Dünn mit dem Präfidialhof gehen; 
Sadjen folgte jeiner Gewohnheit gemäß dem habsburgiſchen Nach- 
barn, die Minifter in Hannover, Karlaruhe und Schwerin verehrten 
in Metternich den größten Staatsmann Europas; viele Kleinftaaten 


*) Das weitichichtige Akten- und Protofollmaterial ift zufammengefaßt 
in fieben Foliobände. Im fünf Foliobänden nämlich ift niedergelegt bie 
auf Grund der Alten vom bairifchen Commiljär gegebene „Zotalüberficht 
über dad Gejammtrejultat." In derjelben tritt deutlich das Beftreben hervor, 
zu einem großen Syftem zu gelangen; alles ilt in drei Perioden zerlegt, die, 
wie ein Commiſſär ſelbſt bemerkt hat, weniger dem Aftenmaterial ala ber 
Tendenz entiprechen ; e3 find die Abjchnitte 1806— 1815, 1816— 1820, 1820— 1825. 
Die ganze demagogijche, hochverrätheriiche Berwegung hebt nach der Meinung 
dieſes Herrn mit zwei Privatbriefen des Buchhändler? G. A. Reimer aus 
dem Jahr 1806 in Berlin an, in welchen eine „allgemeine Regeneration des 
deutſchen Volks“ als nothwendig bezeichnet wird. Zah der bairische Referent 
auch Schleiermachers, Stein? und Gneijenaus Namen in die Protokolle ge: 
bracht hatte, entipricht eben der Tendenz, die Fichtes Reden an die deutjche 
Nation inkriminirte. Manche abjonderlihe Aufklärung über die häßliche 
Tendenzmacherei ded Berichts findet fi) in dem Band „Separatprotofolle“ 
über die Diskuffion, die fi) in der Commiſſion über die Faſſung des Refe— 
renten erhob. Dieſe häßliche ſchwarze Wäſche hier aber noch einmal aufzu— 
hängen, wäre ebenjo unäjthetiich wie in jeder Beziehung unnüb. Ende 1827 
ging in einem ftarfen Yoliobande — über 1100 Paragraphen — „der Haupt- 
bericht” ein, der 1831 als geheime Protokoll abgedrudt wurde. 
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waren durch ihre Einzelinterefjen von dem Wohlmwollen des Präfidi- 
renden abhängig, die Muthlofigkeit der Meiften half weiter und jo 
blieben nur Würtemberg und einige Wenige, wie Kurheilen, welche 
die Oppofition gegen die Großmächte fortjegten. Wie der Präfidial- 
hof jelbft die Bedeutung der Schlußafte angejehen haben wollte, 
zeigt eine Weußerung de Gejandten von Münch. „Bis zur Ab- 
fafjung der Wiener Schlußakte, erklärte er jpäter, fehlte es dem 
Bunde an denjenigen organischen Gejeßen, wie fie eine beftinmte 
und klare Entwidlung feiner politiichen Wirkjamfeit bedurfte; durch 
die Wiener Schlußakte wurde jedoch dieje Lücke jo weit ausgefüllt, 
al3 die Natur des Bundes e3 geftattete.“ 

Solchen Beftrebungen gegenüber verrannte fi Wangenheim 
immer mehr in die Organijation des „reinen Deutſchlands“, der 
Trias den Großmächten gegenüber; jein König injpirirte das jo- 
genannte „Manuffript aus Süddeutſchland“, deſſen Durchführung 
zu einem neuen Rheinbund hätte führen müſſen. 

Die Revolutionen in Südeuropa gaben Metternich neue Mittel 
in die Hand die Richtigkeit jeines Syftem3 zu erweilen. Der Con— 
greß zu Verona (1822) befiegelte dafjelbe. Als die Ergebnifje de3- 
jelben unter der üblichen Verdankung von der Bundesverfammlung 
angenommen twerden follten, erklärten Wangenheim und Lepel nicht 
inftruirt zu fein. In Abweſenheit Münch machte nun Marjchall 
„ven Frechen Vorſchlag“, die Majorität möchte bejchliegen, daß fie 
von der Inſtruktion abjehe, das wagte die Mehrheit nun doch nicht; 
und da Wangenheim, Lepel und Harnier nur die Abjicht der Mächte, 
nämlich die Ruhe zu erhalten, verdanken wollten, jo wurde die 
Schlußziehung ausgejeßt. In hohem Maße ewbittert berichtet Lepel 
an den Kurfürften, daß die heilige Allianz unter jenem Deckmantel 
blog die Einmiſchung in die inneren Regierungsangelegenheiten 
maskire; troßdem daß der Kurfürſt in feiner. Souveränität gefränft 
ericheinen mußte, gebot er Lepel Schweigen und engen Anſchluß an 
Baiern. Oldenburg, Weimar und die Niederlande waren jchon 
durch eine ruſſiſche Note zum Schweigen erjchredt worden. Al 
aber neue Beſchwerden über Lepel in Kafjel einliefen, erhielt er einen 
ſchweren Verweis mit dem beftimmten Befehl, Deftreich nicht mehr 
zu opponiren, fi) mit dem Präfidium zu Halten wie die Andern 
und jedes Zujammengehen mit Würtemberg zu vermeiden. Mann 
haft antwortete Lepel, er treibe feine ſyſtematiſche Oppofition und 
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gehe mit Wangenheim nur, wenn jeine Sache eine gute jei, übrigen? 
verjchmähe diejer es Stimmen zu werben, wie Buol das immer 
thue; mit dem badijchen und Hannoverjchen Gejandten könne ex 
wegen ihrer Waljchheit und ihres Wankelmuths nicht zuſammen— 
gehen; den Bundesangelegenheiten müſſe weit mehr Sorgfalt gewid- 
met werden al3 dies gejchehe. Im Herbft wurde er abberufen (1823) 
und bald darauf auch Wangenheim, nachdem man ihm und feinem 
Hof noch auf Bericht des Herrn von Blittersdorf, „des ergebenen 
Satelliten des Fürften Metternich” dadurch einen bejonderen Schlag 
verjeßt Hatte, daß der „deutiche Beobachter" in Stuttgart von 
Bundeswegen unterdrückt wurde. Der König von Würtemberg 
antwortete damit, daß er jeinem Gejandten jeden Verkehr mit dem 
Badenjer verbot, ein Umstand, der erſt 1836 auf Vermittlung 
Münch bejeitigt wurde, ſowie daß er Wangenheim erft 1824 einen 
Nachfolger in Herrn von Trott gab, den Niemand haben wollte; 
der, wie Herr von Meyerfeld Tchreibt, berüchtigt war wegen feines 
antipatriotilchen Verfahrens in Kurheilen während der Jahre 1813 
und 1814, verächtlich wegen Verwendung von Depofitengeldern für 
feine eigne Perjon, verhaßt wegen jeiner bei den Wiener Conferenzen 
gethanenen Aeußerungen. Aber, befürchtet er, diefer Mann werde 
ſich ſchon einzujchmeicheln willen und bald großen Einfluß ent- 
wickeln, da er 18,000 Gulden Gehalt und freie Wohnung habe. 

So war die Epurirung vollzogen, e8 war „die zweite Portion 
Karlabader Waller, die man, wie Gent ſagte, dem Bund einjchentte.“ 
Die Klagen einzelner Bundestagdgejandten über das Einjchüchterungs- 
ſyſtem des rujliichen Gejandten wurden immer häufiger; fie führten 
wohl zu einer Verſtimmung zwiſchen diefem und der Präfidialmacht, 
aber die eingebildete Macht des Syſtems fiegte. Nachdem Metter- 
nich jeinem Gebäude die nöthigen Stüßen und Schugmauern glaubte 
verjchafft zu Haben, dämmerte das Organ des deutjchen Bundes 
weiter bis die Juliblite des Jahres 1830 dem gemüthlichen Zuftand 
in der Ejchenheimer Gafje ein jähes Ende bereiten halfen. 

Die Nation hatte fich unterded den nationalen Bejtrebungen 
völlig abgewandt; viele denfende Köpfe ließen ſich von Schleier- 
macher und Hegel zum großen Theil abjorbiren; als ernſtere Be- 
jtrebungen hervortraten, die Romantif aus der Dichtkunft zu ver- 
treiben, zog fie in die Staatswiſſenſchaft ein; es twiederholte fich die 
unheilvolle Zeit, in der durch Paracelſus die Phantafie in die 
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Wiſſenſchaft, der Verſtand aber in die Poefie gejchleppt wurde. 
Die Maſſe ſank in dumpfe Theilnahmlofigkeit, nur zumeilen wirkte 
im Südmejten eine einheimijche oder franzöfiiche Kammerrede; nicht 
der Eleinjte Theil der leitenden Kreiſe glaubte in dem territorialen 
Verfaſſungsleben einen Erjat für das öffentliche Leben einer großen 
Nation finden zu können; ſtändiſche Winkelfragen hielten nicht 
Wenige für die entjcheidenden Punkte, und ihre Löfung für ver- 
fnüpft mit dem Wohl und Wehe der Nation. 

Die conjtitutionellen Kämpfe, orderungen und Errungen— 
ſchaften wurden bald zu wejenlofen, unjachlichen Tournieren, Phrajen 
und Gejpenjtern. Unter Theorien und Sleinlichkeiten, unter Welt- 
bürgertum und Partikularfanatismus, unter Deutjchthümelei und 
Nachäfferei der Franzojen ging die gejunde Anſchauung, der poli= 
tiiche Sinn, das nationale Bewußtjein diefem Gejchlechte völlig ver- 
loren. Friedrich von Gagern, der treue, deutiche Mann, den das 
deutjche Elend und die oranijche Schrulle ſeines Paters in die 
Fremde geführt hatte, der Mann, mit den klaren Augen und dem 
warmen Herzen, klagt über die öffentlichen Zuftände und die Men— 
ichen in Deutjchland während der zwanziger Jahre, daß er fie nicht 
wieder erfenne. Begann man, erzählt er, im engeren Kreiſe gebil- 
deter Männer, ein Gejpräch über öffentliche Angelegenheiten, jo wichen 
jie aus, jchwiegen oder jtahlen fich weg. 

Die Zeitungen waren in der Regel nur Anjchlagebretter der 
Regierungen, die immer in der Angſt lebten, daß die Deutjchen 
ſich erinnern möchten, ein Baterland gehabt zu Haben. Auf dag 
eifrigfte waren jie bemüht, die letten Spuren dieſes gemeinjamen 
Bandes zu bejeitigen. Jeder Fürſt wollte jein Völkchen ifoliven 
und ihm Territorialegoismus einimpfen; jeder machte jeine eignen 
Gejeße, jeine eignen Zollgrenzen, jeine Landezuniverfität und feine 
Gocarde, jo lange die Farben ausreichten. Man wollte, meint Gagern 
weiter, von Anfang an, daß der Bundestag null jei, man hat jebt 
geforgt, daß er verächtlich wird; er vegetirt Deutjchland zur Schande 
und Europa zum Spott. Man hat Inquifitionen zum Schuß der 
Souveränität niedergejeßt, fein DBriefgeheimnig gilt mehr; die 
Kammern, die zu Hein find, befinden fich oft in den Händen der 
Staatödiener, und dieje, zumal die höheren, erreichen ihre Stellungen 
nur durch Sevvilität; die bewaffnete Macht Eojtet viel und leiftet 
nichts, die Offiziere, namentlich die mittleren Rangs, find unzufrieden, 
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die Produkte des Ackerbaues find mwerthlos, die vielen Auswanderer 
verfommen in der Fremde, die Induſtrie ift gelähmt und der Handel 
jo gehemmt, daß er „wie ein gehebtes Wild auf 100 Ummegen 
den Hunden de3 Fiskus zu entfliehen ſucht.“ Die Kapitalien wurden 
durch die Staatsſchulden abjorbirt, nur Börje und Agiotage blühte. 
Und allem dem gegenüber ftand das Volk jtumpf und doch verbifien, 
ängftlich und doch voll Ueberhebung, gleichgültig und doch neidiich: 
„in Deutichland, ruft Gagern ſchmerzlich aus, verfteht man die 
Kunjt mit Gelafjenheit zu verzweifeln.“ Die Univerfitäten, die doch 
die Franzoſen nicht anzutaften gewagt hatten, hatte man der Frei— 
heit beraubt, die Wiſſenſchaft unter Vormundſchaft geftellt, hervor— 
ragende Lehrer entfernt, die Polizei in die Gollegien gejeßt. Dabei 
feine irgend wie geſunde PBarteibildung. Die ſtärkſte Partei war 
die der Servilen mit wenig Charakter und viel Intereſſen, fie waren, 
meint Gagern, ohne Enthuſiasmus und Heuchelei, im Gegenjaß zu 
Frankreich; fie ftanden immer in ihrer ganzen Nactheit da, fie 
waren wie der Knecht vor dem Herrn, der Rekrut vor dem Corporal; 
Legitimität galt nichts, ein großer Theil des Adels juchte ſein Glück 
in der Fremde. Weit geringer, am ſtärkſten vertreten im Gelehrten=, 
Handels- und Militärftand, ſowie unter der Jugend waren die Uni- 
tarier, die die Einheit der Nation wollten, aber jehr bald zum großen 
Theil auf die Wege der Demokratie und Revolution, zu einem 
geringeren in den Schmollwinfel gedrängt wurden. Nur wenige 
behielten are Augen und friſchen Muth, wie Friedrich) von Gagern, 
der ſchon 1823 auf Preußen als den einzigen Helfer hinwies, wie 
dies kurz nachher der Hefe Wilhelm Schulz und der Wiürtemberger 
Paul Pfizer in jo jchneidiger und überzeugender Weile fortgejett 
haben. Als dritte Partei find die Föderaliften zu nennen, die jich 
aber in zwei ganz entgegengejegte Gruppen jpalteten; die eine, ge— 
„führt von Leuten wie Blitter3dorf, wünſchte Aufrechterhaltung des 
Beitande® und Verſtärkung der polizeilichen Gentralgewalt des 
Bundes zu Gunften der Präſidialmacht; man hat fie deshalb die 
abjoluten Föderaliften genannt. Die damaligen Regierungen von 
Deftreich und Preußen wurden ganz in ihrem Sinn geleitet. Die 
andere Gruppe, an ihrer Spite Wangenheim und jeine Gefinnungs- 
genofien, wünjchte Stärkung der Mittel- und SKleinjtaaten, den 
Großmächten gegenüber, durch Verfaſſungen und eine aufgeklärte, 
conftitutionelle Negierungsweife der Landesherren. Wie jene durch 
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den ruſſiſch-öſtreichiſch-preußiſchen Abſolutismus, jo juchten dieſe 
durch den conjtitutionellen Partikularismus die Bildung des deutjchen 
Staat3 zu verhindern. So ſchwach diefe Partei zu jener Zeit war, 
und jo ſchwächlich fie in der Regel verfuhr, jo mächtig wurde jene 
und jo brutal brauchte fie ihre Macht zumal in der Bundesver— 
jammlung. Wie e3 in diejer herging kann Gagern voll Erbitterung 
faum ausſprechen. Er Elagt über jeine Unthätigfeit in der Militär- 
Commiſſion, zu der ihn der König der Niederlande 1824 abgejchict 
hatte, e3 werde ihm jo jchwer fich in die „Gaunerjprache“ der 
Bundesdiplomaten zu finden, deren Parteiungen ihm vorfamen wie 
die byzantiniſchen „Grünen und Blauen“ in der Rennbahn. Ganz 
bejonder3 bitter äußert ex fich über die öftreichiiche Politik, über die 
man urtheilen fönne, wie Newton über die Natur: Wenn fie ihren Zweck 
nicht erreiche, jo könne fie fi) damit rühmen, in Verfolgung defjelben 
das Minimum von Verſtand, Geld und Muth aufgewandt zu haben. 

Und in diejer Beit gerade konnte Hegel zu dem Sate gelangen 
und ihn offen ausſprechen: „Was wirklich ift, it vernünftig und 
das Vernünftige iſt das Wirkliche.“ Und dieſelbe Zeit ift es, in 
der die NRomantif die Muſik beherrjchte: Precioja, Freiſchütz, 
Guryanthe und Oberon, Spohrs Jeſſonda und Marjchner? Bampyr 
find Kinder der zwanziger Jahre; die altdeutjche Kunft, Literatur 
und Volkspoeſie wurde gepflegt; Friedrih Schlegel und Albrecht 
von Haller jchlugen Gejchichte und Staatswillenjchaften über den 
romantijchen Leiſten; Görres juchte Heil und Halt in der Kirche; 
der Convertit Adam Müller jchrieb: „Freiheit ift ein thierijches 
Vermögen, wenn fie nicht durch Dienftbarfeit vermenjchlicht und 
geadelt wird.“ Während Niebuhr da3 individuelle Selbitgefühl und 
die Herrichaft der Sitte und der Tradition durd) das ganze Vol 
hin verbreiten wollte, trat Rotteck mit feinem flachen Schematismus 
den gejchichtlichen und politischen Sinn mit Füßen. Während 
Miüllner und Grillparzer die Schuld, Schreden- und Speftafel- 
Tragödie Eultivirte, langweilte Houmald feine Lejer und Zuhörer 
mit jeinem nüchtern=phantaftiichen Zeug, machte Zedli im „Stern 
von Sevilla” Stimmung für die öftreichifchen Abjolutiften. Während 
Immermann die greulichſte Echicfjaldtragddie unter feine Lands— 
leute ſchleuderte, ſpielte Platen in ſeinem beleidigten, unſicheren 
Selbſtgefühl den literariſch Unzufriedenen, führte Rückert ſeine Leſer 
in den Orient, erzählten die vornehmen und geringen Pilger ihre 
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Srrfahrten, jatirifirte Hoffmann und jeine Anhänger, wandelte 
Eichendorf mit feinen Gejellen durch jeine träumerifche, reizende 
Sonntagswelt, begoß Scheffer jene J. Paulichen Pflanzenjeelen, 
verhöhnte Börne die Nation, Jang Heine in der Verzweiflung des Ma— 
terialiamus jeine jfentimentalen und Frechen Lieder, um feinen Glauben, 
jeine Liebe und jich jelbjt zu verhöhnen; zerriß er mit feinen „Reije- 
bildern“ den Nebel der albernen Kleinmeifterei und der verlogenen, 
fadenjcheinigen Phrajen, der über das deutjche Leben gelagert tar. 


Zweites Kapitel. 
Die aufitändiihen Bewegungen im Herbit 1830. *) 


Nachdem das abjolute Herrjcheriyftem der Präſidialmacht, das 
durch befondere Gonferenzen (1824) auf Metternich Schloß Johannis- 
berg im Detail fejtgeftellt und als verbindlich für den Bundestag 
bezeichnet war, die Kirchhofsruhe über die deutjche politische Welt 
verbreitet hatte, war es vornehmlich) das junge, den Zeiten der 
Treiheitäfriege entwachjene Geſchlecht, welches politijch regfam war, 
ji) aber durch die ſtumpfe Reaktion immer mehr auf Abwege 
drängen ließ; franzöfiiche Lockvögel und ruffiiche Drohungen be— 
Ichleunigten diejen Gang noch erheblich. In diefe ſchwüle Atmojphäre 
Ihlug die JulisRevolution hinein. Die ſüdweſtdeutſchen Fürften 
erfreuten fich im Ganzen einer verfalfungsmäßigen Ruhe; im Auguft 
verbreitete fich die Gährung nach Norddeutichland, ſchon die erften 
Geptembertage brachten die Ausbrüche, zunächſt in Leipzig am 2. 
d. M.; bald darauf in Dresden, am 6. in Gafjel und in Braun 
ſchweig, am 13. in Altenburg und weiter in Sonderdhaufen, Neuß, 
Holftein und Anhalt.**) In Braunfchiveig war man einig vom 


*) Zu diejem und den folgenden Kapiteln bringt viel Detail der 1. Band 
der Schrift von R. Mude „die politifchen Bewegungen in Deutſchland von 
1830—1835." Leipzig 1875; der 2. Band beijelben Buchs behandelt weit— 
läufig die belgijch-luremburgijchen Wirren. 

**) Als auch in Köthen Rebellion ausgebrochen war, hatte fich die Her- 
zogin nad) Stollberg zu ihrer Nichte geflüchtet, und fchrieb nun nach Berlin 
„ridiküle Briefe”, wie Herr von Rochow erzählt, mit der Erklärung, fie jei 
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Bettler bi3 zum Hofmarjchall und Truppenbefehlshaber, der Sultan 
Karl wurde vertrieben und hier jowol wie in Kurheffen, Sachſen 
und Altenburg erlangte man Berfafjungen in modernem Sinn. Da 
die heſſiſche Bewegung ebenjo charakteriftijch ift, wie die Art ihrer Be- 
handlung, jowol jeiteng der Regierungen wie der Bundesverfammlung, 
jo ijt die amtliche Darftellung derjelben in der Bundesverjammlung 
al3 Beijpiel um jo mehr von Intereſſe, als die bisher befannt geword⸗ 
nen DVeröffentlichungen meift unvollftändig und tendenziös ericheinen. 

Nachdem die kurheſſiſchen Stände einberufen waren, und die 
Unruhen im Lande bereit3 drei Wochen gedauert Hatten, brachte der 
Präfidirende endlich die Angelegenheit am 30. September in der 
Bundesverfammlung zur Sprache, forderte die Nachbarftaaten auf, 
Truppen bereit zu halten und verlangte, von Preußen und Baiern 
lebhaft unterftüßt, daß Kurheſſen zur Grgreifung kräftiger Vor— 
fehrungen ermahnt werde. Am 1. Dftober trug der kurheſſiſche 
Gejandte, nachdem er bemerkt hatte, daß er dringend um Nach- 
richten gebeten habe, hierauf Folgendes vor: „Heute Vormittag um 
9 Uhr fand fich der Regierungsdireftor Schönhals von Hanau bei 
dem furfürftlichen Gejandten perſönlich ein und verjicherte, daß 
jowol im Allgemeinen die Ruhe überall in der Stadt und auf dem 
Lande wieder hergeftellt jet, als daß auch in den ftandeöherrlichen 
Orten der Herren Grafen von Iſenburg-Meerholz und Wächtersbach 
feine Unruhe und Aufftand noch dermalen herrſche; zu der jpeciellen 
Anführung der früheren rebelliichen Auftritte und Ruheſtörungen, 
jowie zur Gröffnung der Urjachen und Gründe, warum die rebel- 
chen Handlungen nicht hätten verhindert, die Ruheſtörer nicht 
gleich vom Anfang des Aufftandes hätten verhaftet und zur Strafe 
gezogen werden fünnen, glaube die Regierung nicht ermächtigt zu fein. 

Diefer Ermächtigung würde e3 wol, meint dann die Gejandt- 
ichaft, auch nicht weiter bedürfen, da Se. fünigliche Hoheit der Kur— 
fürſt höchitdero Gejandten am Bundestag mit ausgedehnter Voll— 
macht höchitverehrlich}t verjehen haben, fich ſofort nach Hanau zu 
begeben, und alle dajelbjt nöthigen Vorkehrungen zur Herftellung 
der Ordnung und Ruhe zu treffen.” 


nur gewichen, um deſto kräftiger auftreten zu können, und mit der Bitte um 
militärifche Hilfe; „wahricheinlich, bemerkt jener militärifche Diplomat, will 
ſie als Amazone an der Spite der Truppen in ihrem Lande, in dem fie nichts 
mehr zu befehlen hat, wieder einziehen.“ 
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Diefer vorläufigen Antwort war folgender Bericht des Kreis- 
amtes Schlüchtern an die Regierung zu Hanau beigefügt: 

„Nach meinem bereit3 erftatteten Bericht wird Hochdieſelbe 
(Regierung) entnommen haben, wie hoch die Gefahr in der dahiefigen 
Gegend gejteigert war. Die Gräuelthaten, wie jolche in Steinau, 
Schwarzenfeld und Sterbfrik vorgefallen, find von der Art, daß 
die größten Beſorgniſſe obwalteten. Ich habe daher geftern ſämmt— 
liche Ortsvorſtände angewiejen, in ihren Gemeinden die nöthigen 
Sicherheitämaßregeln zu treffen, welches auch al3bald gejchehen. 
Ich Habe den Ortsvorſtänden noch bemerklich gemacht, dab ©e. 
Hoheit der Kurprinz in Hanau angekommen ſei, der in den erſten 
Tagen in höchſteigener Perſon in unſrer Mitte erſcheinen werde. 
Durch die Nähe Sr. Hoheit und von der größten Gefahr überzeugt, 
wurden alle redlich Gefinnten ermuthigt und jo die zwedmäßigjten 
Anordnungen getroffen, wodurd die Schlechten in jeder Gemeinde 
im Zügel gehalten wurden, welches zur Folge gehabt, daß die ver- 
gangene Nacht, ſowie der heutige Tag allenthalben ganz ruhig 
vorüber gegangen find. Nach diejen eingetretenen Einrichtungen 
bleibt, bei der bejtehenden Mehrzahl der Guten, die Ruhe in allen 
Gemeinden gefichert, und unſre Thätigkeit wird nur von der Hleineren 
Anzahl der Mebelgefinnten in den bewegten Ortſchaften Steinau, 
Soden, Sterbfrit, Mottgers und Weigerdbad) in Anſpruch genommen, 
und die Gefahr dürfte um jo mehr vorüber jein, ald aus den 
meiften Ortjchaften, die ich ruhig verhalten und nach eingezogenen 
Erfundigungen auch ruhig bleiben, bereit? Deputationen mit den 
Drtsvorftänden dahier erjchienen und nicht nur die größte Ergeben- 
heit für die rechtliche Ordnung an den Tag gelegt, ſondern auch 
den größten Abjcheu gegen die Gewaltthaten geäußert und fich er— 
boten, die nöthige Unterftüßung erforderlichen Yalld gegen Unruh— 
ftifter zu leiften. Mit dem größten Enthufiasmus für Se. königliche 
Hoheit den Kurfürften und Se. Hoheit den Kurprinzen ift der größte 
Theil der Kreisuntergebenen bejeelt, und der jehnlichjte Wunsch geht 
dahin, Se. Hoheit in unfrer Mitte zu jehen.“ 

Eine Kritif über Form und Inhalt dieſes wie es fcheint auf 
Beftellung gearbeiteten Bericht3 wird einem. aufmerkſamen Leſer 
gegenüber unnöthig, wenn der folgende Bericht reſp. Vortrag des 
großherzoglich heſſiſchen Gejandten damit verglichen wird. Diejer 
Vortrag lautet wörtlich: 
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„Die in verichiedenen Theilen des Kurfürſtenthums Heſſen neuer- 
lich außgebrochenen Unruhen haben auch auf die daran grenzenden 
großherzoglich heſſiſchen Lande einen die öffentliche Sicherheit ftören- 
den Einfluß geübt. Dem großherzoglichen Gefandten find darüber 
nach und nach von verjchiednen Seiten, obgleich nur theilweile auf 
offiziellem Wege, Notizen zugeflommen, welche, jo wenig er aud) 
deren VBollftändigkeit zu verbürgen vermag, bei einer hohen Bundes— 
verjammlung zur Anzeige zu bringen er fich für verpflichtet hält. Vor— 
züglic) waren es Einwohner der kurheſſiſchen Provinz Hanau, welche 
fich der gröbjten Gewmaltthätigfeiten auf großherzoglichem Staat3- 
gebiete und der Aufwieglung großherzoglicher Unterthanen gegen 
Dbrigkeit und Gejege ſchuldig machten. 

Zuerft ſchien e8 von den Aufrührern hauptſächlich auf Ver— 
nichtung der Grenzzolleinrichtungen des Großherzogthums abgejehen 
zu fein. 

In der Nacht vom 25. auf den 26. dv. M. wurde das Neben- 
zollamtögebäude zu Heldenbergen, Landrathsamt Vilbel, von einem 
80 bi3 100 Mann ftarfen Haufen Meuterer, welche von Windecken 
in Kurheſſen gekommen waren, angegriffen, durch Steinwürfe wurden 
alle Fenfter und Laden zerjtört, die Dächer beichädigt, und jelbjt 
die untern Wände des Gebäudes durchlöchert; diefer Angriff war 
von aufrühreriſchem Geſchrei und den heftigften Aufforderungen der 
Bewohner von Heldenbergen, mit den Empörern gemeinjame Sache 
zu machen, begleitet. 

Diefe Aufwiegelungsverſuche jeheiterten an dem pflichtmäßigen 
Benehmen des Bürgermeifterd und dem guten Geiſte der Einwohner, 
welchen es gelang, die Meuterer, nachdem fie Teuer auf diejelben 
gegeben hatten, zu verjagen; fie zogen fich in der Richtung von 
Windecken zurüc, bald darauf aber ftanden drei an einander hängende, 
mit mehr als 200 Fuder Früchten angefüllte Scheunen in Flammen 
und brannten von Grund aus ab, was allgemein für die Wirkung 
einer von den Aufrührern au Rache vor ihrem Abzug verübten 
Branditiftung angejehen wird. 

Die nahe gelegenen Gemeinden Keichen und Büdesheim hatten 
alsbald Sicherheitsmannſchaft nach Heldenbergen geſchickt, und zur 
Herftellung von Ruhe und Ordnung dajelbjt thätig mitgewirkt. 

Für die folgende Nacht war ein ähnlicher Angriff auf dag 
Hauptzollamt zu Vilbel angekündigt, welcher aber durch eingetroffene 
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Militärdetachement3, worunter eine Schwadron Kavallerie, vereitelt 
wurde. 

Auch bei dem Hauptzollamte zu Offenbach war ein Drohbrief 
angefommen, wodurch die Ginwohner der Stadt um jo mehr 
beunruhigt wurden, als ſich mehrere 100 Bewohner der nächiten 
Umgegend von Offenbach daſelbſt gefammelt Hatten; eine alsbald 
aufgebotene, von der Bürgerjchaft aufs bereitwilligfte geftellte Sicher- 
heitswache von 100 Ortöbürgern übte aber, in Gemeinjchaft mit 
der Garniſon und der Genddarmerie jo gute Auffiht, daß die 
Ausführung des Frevels unterblieb. 

Am 28. v. M. wurde durch Meuterer, welche aus dem 
hanauifchen herüber famen, die Zollhütte bei Steinheim in Afche 
gelegt und noch auf mehrere großherzogliche Zollgebäude an der 
furbefitichen Grenze wurden dem Vernehmen nad) Angriffe unter- 
nommen, ohne daß die degfallfigen näheren Umftände und deren 
Erfolg der großherzoglichen Gejandtichaft noch zur Zeit befannt ge= 
worden find. In der Stadt Büdingen, dem Wohnfit des Herrn 
Grafen von Iſenburg-Büdingen, war durch einen Haufen von Unruh— 
jtiftern die Ordnung auf furze Zeit geftört worden. Durch die 
Ortsbürger wurde aber alsbald die Ruhe wieder hergeftellt, und die 
Haupträdeldführer wurden verhaftet. 

Auf die davon erhaltene Anzeige jandte das großherzogliche 
Gouvernement ein Truppendetachement von 30 Mann dahin ab. 
Darauf wurde Büdingen in der Nacht vom 28. auf den 29. Sep- 
tember von Hanauer Inſurgenten, welche mit Gewehren beiwaffnet 
waren, angegriffen, jedoch von dem Militär, mit Hilfe der Bürger 
“und ftandesherrlichen Diener, jo gut vertheidigt, daß mehrere der 
Angreifer, darunter zwei tödtlich verwundet, die übrigen verjagt 
wurden, der Zweck dieſes Angriffs war, die verhafteten Anjtifter 
der erſten Unordnungen zu befreien. 

Ber dem Rückzuge Fündigten die Aufrührer an, daß fie ver- 
jtärft wiederfehren würden, und jie hielten Wort, ehe eine nach 
Büdingen gefandte Schwadron Kavallerie dajelbit eintreffen konnte. — 
Diejer letzte Angriff gelang ihnen, und hatte die Folge, daß ſchwere 
Frevel in der Stadt verübt und mehrere Häufer verbrannt worden 
jein jollen, worüber jedoch auch dem Gejandten die näheren Details 
abgehen. Der Herr Graf von Iſenburg wurde genöthigt, an der 
Epite der Aufrührer fortzuziehen, fand aber bald Gelegenheit, ſich 
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von ihnen zu entfernen; der Anführer der Büdinger Bürgertwache 
blieb weit länger dem Zwang unterworfen, ihren Zug mitzumachen, 
bi3 e3 auch ihm gelang, ihnen zu entweichen. 

Auch bei Vilbel zeigte fich gleichzeitig ein minder zahlreicher 
Haufen, welcher jedoch vor den Kavalleriepatrouillen zurückwich. 
In Büdingen nöthigten die Empörer in jedem Hauje ein Individuum 
ihnen zu folgen, und auf diefe Weile Ichleppten fie jelbit Geiftliche 
mit ſich. 

Plündernd, verheerend und aufwiegelnd ziehen fie von Ort 
zu Ort, fie erreichten jchon die Landitädte Ortenberg und Nidda 
in Oberheſſen und gedenken, ihren Weußerungen zu Folge, bald in 
Gießen zu ſein. Nach officiellen, bei der oberjten Staatöbehörde 
in Darmstadt eingetroffenen Nachrichten, bilden ſich aber aud in 
den nördlichen Theilen des Kurfürſtenthums Heſſen Rotten, welche 
dad angrenzende großherzogliche Staatägebiet in der Gegend von 
Alsfeld anfallen. 

Schon früher wurde bemerkt, daß Emifjarien der Hanauijchen 
Inſurgenten die großherzoglichen Grenzortichaften, namentlich im 
Landrathamtsbezirk Seligenftadt zur Befolgung ihrer verbrecherijchen 
Handlungsweile aufzureizen juchen. — Se. fünigliche Hoheit der 
Großherzog befahlen daher die Verlegung eines Infanteriebataillons 
in diefen Bezirk zur Hemmung ſolcher Umtriebe und Erhaltung der 
Ordnung. Sn dortiger Gegend blieb auch bisher alles ruhig; in= 
zwijchen hat fich in einem am Rhein gelegenen Diftrikte, dem ehe- 
maligen Amte Lampertheim, nicht fern von der großherzoglich badischen 
Grenze, einige Unordnung mittelft Verfolgung der Sfraeliten und 
ähnlicher Grcefje ergeben. Das find aber auch die einzigen Frevel 
gegen die öffentliche Sicherheit, welche, joviel der Gejandte weiß, 
im Großherzogthum vorfielen, jeitdem der Aufruhr in den fur- 
beifiichen Landen zum Ausbruch am. 

Se. fünigliche Hoheit der Großherzog haben inzwiſchen, nach— 
dem der Ruheſtand des Großherzogthums, zumal in der Provinz 
Oberheſſen, durch die auß dem Nachbarlande in diejelbe ein- 
gedrungenen Empörer von Tag zu Tag gefährlicher bedroht wurde, 
zur Herftellung der Ruhe, zum Echuß ihrer Unterthanen und zur 
Vertreibung der fremden Aufrührer, den Befehl exrtheilt, eine Truppen- 
colonne von 4 Bataillonen Infanterie, 4 Schwadronen Kavallerie 
und 2 Batterien Artillerie nach Oberhefjen in Bewegung zu jeßen, 
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und dieſes Corps unter den Oberbefehl Sr. Hoheit des Prinzen 
Emil von Heilen geftellt. — Dafjelbe ift auch bereit zu jeiner 
Beltimmung abgegangen, und es ift zu erwarten, daß dieje Maß— 
regel genügen werde, Oberhefjen von den rebelliichen Ausländern 
zu reinigen. Se. königliche Hoheit der Großherzog haben durch 
die getroffenen Verfügungen bewährt, wie jehr Höchſtihnen in der 
jegigen gejahrvollen Zeit die Entwidlung der Militärkraft ihres 
Staat3 am Herzen liege, um, joweit es diejelbe geftattet, wenigſtens 
innerhalb der Grenzen des Großherzogthums, einem Zuftand ein 
Ende zu machen, welcher nicht allein- die großherzoglichen Lande, 
jondern auch jänmtliche Bundesftaaten, wenn er nicht durch höchit 
energiſche Maßregeln unverzüglich unterdrückt wird, mit gänzlicher Auf- 
löjung aller Bande der bürgerlichen Gejellichaft und völligem Ruin 
bedroht, — ©e. königliche Hoheit fünnen es daher auch nur als 
heilige Bundespflicht erkennen, daß alsbald von Seiten de3 Bundes 
große Kraftanjtrengung erfolge, um im Nothfalle Höchftihre Be- 
jtrebungen zu unterftüßen und al3bald das notorisch ſchon zu einem 
furchtbaren Grade herangewachjene Uebel mit feiner Wurzel aus— 
zurotten, welche befanntlich nicht im Großherzogthume zu finden ift.“ 

Zum Schluß verlangt der Gejandte im Namen feiner und im 
Intereſſe aller Bundesregierungen die Aufftellung einer ftarfen 
Militärmacht. 

Nachdem der kurheſſiſche Geſandte ſich ausgeſchwiegen, ergriff 
der Präſidirende das Wort, um nach einigen einleitenden Worten 
die Vorſchläge des Bundestagsausſchuſſes vorzutragen, welche dahin 
gingen, bewegliche Colonnen in der Stärke von 7000 Mann zu 
bilden, nämlich von 5500 Mann Infanterie, 1500 Mann Kavallerie 
und 16 Geſchützen, zu ſtellen von Naſſau, Baiern, Baden und 
Heſſen; und zwar ſollen die Naſſauer in Höchſt und Oberurſel, die 
Baiern bei Dettingen a. M., die Badner in der Richtung auf 
Offenbach, die Heſſen in Offenbach und Steinheim Aufſtellung 
nehmen; der Corpscommandant, den das ſtärkſte Contingent, in 
dieſem Falle Naſſau, gibt, wird mit ausgedehnter Vollmacht ver— 
ſehen und ſoll an die Befehle der hohen Bundesverſammlung ge— 
bunden ſein. 

Außerdem werden drei Reſervecorps aufgeſtellt: ein würtem— 
bergiſches mit 4—6000 Mann bei Heilbronn, ein bairiſches von 

Fiſcher, Geſch. des deutichen Bundestags zu Frankf. a. M. 23 
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4000 Mann bei Brüdenau, ein preußijche® von 6000 Mann bei 
Wetzlar. 

Dafür waren alle Geſandtſchaften bereit, möglichſt bald die 
Zuſtimmung ihrer Regierungen einzuholen. In der folgenden Sitzung, 
acht Tage ſpäter, alſo am 7. Oktober, konnten die Gejandten für 
Naſſau und Baden die Ausführung jenes Beſchluſſes mittheilen, 
wobei letzteres erklärte, „es könne nur ein Dragonerregiment mit 
ungefähr 400 Pferden ftellen, da es in den jekigen Verhältniſſen 
weder räthlich noch thunlich ift, das eigene Land von Kavallerie zu 
entblößen.“” Dann ließ ſich auch Kurheſſen herbei jeine militärifchen 
Maßnahmen zu jchildern, unter welchen die bezeichnendfte die ift, 
daß die jeitherige Garnijon von Hanau mit den zwei Infanterie— 
bataillonen taufchte, welche bisher in Marburg und Ziegenhain 
geftanden hatten; zugleich wäre durch ein furfürftliches Dekret die 
Miedererrichtung und Organijation der Bürgerbataillone genehmigt. 
Zum Schluß bemängelt er die Angaben des großherzoglich heſſiſchen 
Gejandten und bejchwert fich über die öffentliche Verunglimpfung 
kurheſſiſcher Unterthanen. Scharf erwidert dann dieſer Gejandte, 
daß feine früheren Angaben auf Wahrheit beruhten, und daß nur 
von Kurheſſen aus, wo die Regierung der Bewegung nicht hätte 
itenern können, die Bewegungen entitanden wären. Um in eine 
weitere Beweisführung einzutreten, trug er noch folgendes vor: 
„Nach dem legten, den Aufrührern gelungenen Ueberfalle der Stadt 
Büdingen, und ehe noch das nach Oberheijen entjendete großherzog- 
(ihe Truppencorps dort angefommen war, brachten es diejelben 
dahin, einige Grenzortichaften gegen Kurheſſen, im gräflich-ijen- 
burgifchen und ‚gräflich-ftollbergiichen Standesbezirke zur Inſurrektion 
zu verleiten. 

Auf dieſe Weile verjtärft, und überall auf ihren verheerenden 
Zügen das Mittel anmwendend, die Bewohner der Orte, durch die 
Drohung, ihre Häufer zu verbrennen zur Theilnahme an ihrem 
frevelhaften Beginnen zu nöthigen, drangen die Rebellen in ver- 
Ichiedenen Richtungen in Oberheſſen vor. 

Am 30. September, Abends zwiſchen 5 und 6 Uhr, traf die 
Rotte in dem Städtchen Nidda, dem Site mehrerer Beamten ein, 
fie verheerte dajelbjt das Wohnhaus des Landrichter8 auf die ſcheuß— 
lichſte Weiſe und jchlug an mehreren Häuſern die Fenſter ein, 
dann zog ſie weiter. 
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Bon hier aus theilte fich die Bande, wie es jcheint in mehrere 
Golonnen, wovon fich eine über Florftadt gegen Altenftadt, die andre 
über Melbach gegen Friedberg oder Butzbach, die dritte gegen 
Schotten und den Vogelsberg Hinwandte. 

In Melbach erichien in der Nacht vom 30. September auf 
den 1. Dftober ein Haufen von 4—500 Köpfen und verübte die 
größten Frevel; die Einwohner zu Melbach, zu ſchwach um allein 
Widerſtand zu leiften, verhielten fich Anfangs ruhig. Während des 
Treiben der Rebellen aber famen die Ginwohner von Södel und 
Wölfersheim dem bedrängten Ort zu Hilfe, trieben vereint mit den 
Melbachern die Meuterer aus dem Orte, und machten neun Gefangene, 
welche fie, aller Betheuerungen ungeachtet, daß fie gezwungen worden 
jeien, nach Friedberg ablieferten. Eine andere Inſurgentencolonne 
erichten in derjelben Nacht zwiſchen 9 und 10 Uhr zu Florjtadt, wo 
jie jogleich Sturm läutete, unter Fenftereinfchlagung und fürchterlichen 
Drohungen in den Hof der Patrimonialgericht3barkeit, des Freiheren 
von Löw, eindrang und dort Zerjtörungen mancherlei Art vornahm. 

Inzwiſchen hatten fich die Florftädter Einwohner bejonnen und 
gejammelt, fie fielen über die Rebellen her, jchlugen fie zum Ort 
hinaus und nahmen jech gefangen, welche ebenfalls nach Friedberg 
gebracht wurden. 

Die Rebellen, deren Golonnen ſich nad) dem Vogelsberg hin 
gewandt hatten, langten am 30. September, Abends um 1/8 Uhr, 
nachdem fie jechd Stunden lang zu Gedern Berwüftungen vorgenommen 
und Perjonen mißhandelt, doch den Herrn Grafen von Wernigerode, 
in deſſen Schloß fie lange verweilten, perjönlich verichont Hatten, 
in Schotten an, wo fie die ganze Nacht über in allen öffentlichen 
Gebäuden die größten Gräuel verübten und dad Haus des Nent- 
beamten und Landraths faſt gänzlich demolirten; die Beamten, der 
Landrath, der Landrichter und der Rentbeamte mußten flüchten, um 
nicht ermordet zu werden. 

Die Bewohner des Landrathamtsbezirtd Schotten jahen dieje 
Gräuel mit an, nahmen aber größtentheil3 feinen Antheil an denjelben. 

Am 1. Oktober früh verließ die Rotte die Stadt Schotten 
wieder und zog ſich weiter in den Vogelsberg. Nur ein Kleiner 
Theil der Rebellen war mit Gewehren bewaffnet, die meiften führten 
Prügel. Der Kern der Rotten, die den Aufruhr weiter zu führen 
bejtimmt waren, bejtand aus dem gemeinjten Pöbel, dem Auswurf 
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der Menjchheit. — Im Anfang jchienen die Horden bloß auf Zer- 
Hörung ohne Plünderung ausgehen zu wollen; bald aber fam eine 
blinde Raubwuth mit Völlerei und Brutalität hinzu. Es ift ſchwer 
jih von der muthwilligen Verheerung öffentlicher Gebäude einen 
Begriff zu machen. 

Das großherzogliche Truppencorps erjchien noch zur rechten 
Zeit, um mehrere der bedrohten Punkte zu ſchützen.“ 

Nachdem der Gelandte jodann die militäriichen Maßnahmen 
im Ginzelnen dargelegt und bejonder3 darauf hingewieſen hatte, daß 
ſich das heſſiſche Militär tadellos gehalten habe, hob er hervor, daß 
der Großherzog feine Mittel und Anftrengungen gejcheut habe, der 
Bewegung Herr zu werden, die von den jchlimmen „Ausländern“ 
angezettelt worden ſei. Auch Habe die heſſiſche Regierung dafür 
Sorge getragen, daß die Unterfuhung einheitlich und „von einem 
höheren, mehr jtaat3polizeilichen Standpunkte aus“ geführt werde, 
damit man, wo möglich die „oberen Xeiter der Inſurrektion“ er— 
fennen und zur Strafe ziehen fünne. Daraus ift num in der Folge 
nicht3 geworden, weil dieſe „oberen Leiter” nicht -eriftixten ; weil eben 
hier nur ein Theil des niederen Volks, das ſich durch die Zoll- 
grenzen, die der preußiſch-heſſiſche Verband zu errichten gezwungen 
geweſen tar, ſowie durch den Druc der ftandesherrlichen Regierungen 
ſchwer bedrängt jah, in jeiner Weiſe fich Abhilfe zu ſchaffen gejucht 
hatte. 

Bei der darauf folgenden Erörterung in der Bundesverfammlung 
drängte fi), wie das Protokoll bemerkt, ſämmtlichen Geſandtſchaften 
die Wahrnehmung auf, daß von Ceiten der kurheſſiſchen Regierung 
noch alle jene Aufflärungen und Nachrichten fehlten, welche den 
früheren Bejchlüffen zu Folge erfordert wurden, um die Bundes- 
verjammlung in den Stand zu jeßen, zu beurtheilen, ob der Stand 
der Ruhe und der gejeglichen Ordnung allenthalben wieder eingetreten, 
oder welche Maßregeln noch weiter „vorgefehrt“ werden müfjen, 
denjelben jo jchleunig als möglich herzuftellen. 

63 wurde einhellig anerkannt, daß diejen Bejchlüffen von 
Seiten Kurheſſens feine Genüge geleiftet worden ſei, es ergab fich 
vielmehr aus der näheren Beſprechung mit dem kurheſſiſchen Bundes- 
tagsgejandten, daß die legalen kurheſſiſchen Behörden noch nicht 
allenthalben wieder in Wirkſamkeit eingejett, daß die den Standes- 
herrn abgedrungenen Conceſſionen noch nicht zurücgezogen waren, 
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und daß weder von einer Unterfuchung noch Beftrafung der Rädels— 
führer und Theilnehmer an dem Aufſtande bisher etwas befannt 
geworden war u. dergl., woraus die Bundesverfammlung eher die 
Fortdauer als die Beilegung des Aufftandes annehmen zu müfjen 
glaubte, auch nicht einmal jich darüber beruhigt jah, ob die Mittel 
der kurheſſiſchen Regierung ausreichten, diejen gejeglichen Zuftand 
der Dinge herzustellen. Nach einer etwas abdämpfenden Rede des 
Präſidiums wurde einhellig bejchloffen den kurheſſiſchen Gejandten 
aufzufordern: „ausführliche weitere Anzeige zu erftatten a) ob die 
Landes- und Ort3behörden wieder in gejetlicher Wirkſamkeit jeien, 
b) ob hinfichtlich der in der Revolte von den Obrigfeiten erpreßten 
Zugeftändnifle den Gejegen gemäß verfahren worden ſei, €) ob die 
Theilhaber und Rädelsführer des Aufftandes den competenten Be- 
hörden überantwortet jeien, und d) ob volle Gewißheit darüber vor= 
handen -jei, daß die von der Regierung zum Schub der ruhigen 
Bürger angeordneten Maßregeln auch wirklich Hinreichen die Wieder- 
fehr der ftattgehabten Exceſſe und tumultuarijchen Auftritte abzuhalten.“ 
Nachdem dann auf Antrag de3 Bundestagsausſchuſſes in Militär 
angelegenheiten am 14. Oftober bejchlofjen war, da3 in den beiden 
Heſſen aufgeftellte Truppencorp3 unter Herabjegung auf 5300 Mann 
fortbeitehen, die Aufftellung der Reſervecorps jedoch wegfallen zu 
laffen, wurde nach einer für unzureichend erklärten Privatmittheilung 
des kurheſſiſchen Gejandten unter Dank an die betreffenden Bundez- 
ftaaten bejchloffen, die Truppencontingente zurückzuziehen. Als aber 
auch einen Monat jpäter der kurheſſiſche Gejandte noch ohne In— 
jtruftionen war, wurde am 18. November auf Antrag des Präfidiums 
beſchloſſen, von der kurheſſiſchen Gejandtichaft binnen 14 Tagen 
die verlangte und zugeficherte Erklärung entgegen zu nehmen. Aber 
erſt in der letzten Situng des Jahres, am 14. December erklärte 
der kurheſſiſche Gejandte nach feiner jchriftlichen Inſtruktion wörtlich) 
wie folgt zu Protokoll: 

„Die durch betrübende Ereigniffe, welche in mehreren deutjchen 
Staaten ftattfanden, herbeigeführte Beunruhigung der Gejammtheit 
de3 deutjchen Bundes und der betreffenden Nachbarjtaaten wird, 
foviel die Vorgänge in der Provinz Hanau anbelangt als durd) die 
Notorietät bejeitigt anzunehmen ftehen. In ganz Kurhefjen ift die 
Ruhe, joweit jie als unterbrochen gewejen betrachtet werden könnte, 
vollfommen wieder hergejtellt, und Se. königliche Hoheit der Kurfürft, 
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auf die unerjchütterliche Liebe und Treue des bei weitem größten 
Theile Ihrer Unterthanen bauend, hegen das feſteſte Vertrauen, daß 
eine bedeutung3volle Störung der Ruhe, wodurch Allerhöchftdiejelben 
in den Fall fommen könnten, auf den Grund des 26. Artifel3 der 
Wiener Schlußakte den Beiltand des deutjchen Bundes anzurufen, 
um jo weniger zu befürchten ift, als — abgejehen von polizeilicher 
und richterlicher Ahndung unterliegender Vergehen und von Exceſſen, 
welche durch unvermeidliche, von der Natur herbeigeführte Theuerung 
der erjten Lebensbedürfniſſe veranlaßt, nur von der Hefe des Volfes 
auggingen — ein Aufjtand zur Erreichung politiicher Zwecke in 
Kurheſſen nicht ftattgefunden Hat und an den betreffenden Orten 
binlängliche Streitkräfte aufgeftellt find, um eintretenden Falls die 
Ausartung gejewidriger Auftritte und die Mitwirfung einzelner 
Aufwiegler zu Jolhem Zwecke zu verhindern und unjchädlich zu 
machen, al3 ferner viele der Unruheſtifter in gefänglicher Haft ihrer 
Aburtheilung und Beftrafung entgegenjehen, und ala endlich die 
wenigen, nur auf furze Zeit in ihrer Thätigfeit geftört geweſenen 
Behörden, joweit die furfürftliche Staatsregierung es für nothwendig 
und zwecdmäßig gehalten hat, ihren amtlichen Verrichtungen von 
neuem obliegen.“ 

Auf diefe Erklärungen, deren Form des Inhalte völlig würdig 
ift, konnte fi) aber doch auch der Präfidirende Herr Gejandte nicht 
entbrechen zu bemerfen, daß dieje Erklärung zwar beruhigend jei, 
aber den beftimmt formulixten Fragen der Bundesverfammlung 
keineswegs genüge; auch könne nicht übergangen werden, daß die 
in öffentlichen Blättern über den Zuftand der Dinge im Kurfürften- 
thum verbreiteten Nachrichten mit der eben vernommenen Erflärung 
theilweije in offenbarem Widerjpruche ftänden. 
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Drittes Kapitel. 
Die Makregeln der Bundesperjammlung. 


Während jener Ereigniffe hatte der Präfidirende die Bundes— 
verjammlung zu einer vertraulichen Beſprechung am 18. September 
vereinigt und zunächſt das Wort genommen, um die Bundeöver- 
Jammlung auf ihre Verpflichtungen Hinzumetjen. 

Nachdem der Vortragende au dem Artikel 2 der Bundesakte, 
ſowie den Artikeln 25, 26, 27, 283 und 32 der Wiener Schlußafte 
nachgewiejen hatte, daß dem Bunde in jeiner Gejammtheit die Auf: 
rechterhaltung oder Wiederherftellung der Ruhe verfaffungsmäßig 
obliege, fuhr er fort: „Von der Weisheit der Regierungen darf 
mit Zuverficht erwartet werden, daß ſelbe den gerechten Bejchwerden 
der Unterthanen, wo folche beitehen und im gejeßlichen Wege vor— 
gebracht werden, mit landesväterlicher Milde abbelfen, Verpflichtungen, 
welche fie ihren Unterthanen gegenüber eingegangen haben, treu und 
ohne Rüdhalt erfüllen, und auf dieje Weile jeden Anlaß zur Auf: 
lehnung gegen die Obrigkeit im Voraus bejeitigen werden.“ Die 
Unruhen müßten jchleunigft unterdrüdt werden, feinenfall3 dürfe 
aber durch unzeitgemäße Nachgiebigkeit daS Uebel verjtärkt werden. 
Dazu müßten die Bundesftaaten fich gegenjeitig unterftüßen und 
wenn ſelbſt zu ſchwach, die Hilfe de3 Bundes anrufen. „Allerdings,“ 
fuhr Herr von Münch-Bellinghaujen fort, „würde hiernach auch er- 
forderlich fein, daß Hiervon, ſowol von der Hilfeleiftenden, ala von 
der die Hilfe erhaltenden Regierung, die Anzeige an die Bundes— 
verjammlung gemacht werde, damit lettere hierauf diejenige Stellung 
einnehme, welche ihr die betreffenden Bejtimmungen der Wiener 
Schlußakte zuweiſe. Auch bedürfe es wohl nicht der ausdrüdlichen 
Erwähnung, daß die Anzeigen, welche die Bundesverfammlung von 
den mit Aufruhr betroffenen Regierungen zu erivarten berechtigt ift, 
mit aller Offenheit und ungeſchminkter Wahrheit abgefaßt ſein müſſen, 
wenn die Bundesverfammlung über die Maßregeln gegen die Ge- 
fahren, von welchen die Ruhe Deutjchlands bedroht ift, entiprechend 
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berathen ſoll.“ Es müßten ferner hierzu die Bundescontingente in 
Bereitichaft gejeßt werden. 

Der preußiiche Gejandte Hatte jchon bei jener erften vertraulichen 
Belprechung bejonder3 darauf hingewieſen, ob e3 nicht in Fällen 
notorischer Beſchwerden gegen einzelne Regierungen angemefjen jei, 
der Bundesverſammlung die Befugniß einzuräumen, ihre Wirkfamteit 
durch) Verwendung zu äußern, ſodann ob nicht der Bund die in 
Folge von Revolten durch Zwang abgedrungenen Conceſſionen ſchon 
im Voraus für null und nichtig erklären ſollte. 

Dem k. k. Hofe aber Ichien die Annahme des erften Punktes 
weder rathſam noch nothwendig, da die beitehende Bundesgejeßgebung 
dev Bundesverfammlung ausreichende Wirkſamkeit auch in diejer 
Richtung gejichert habe; der zweite Punkt aber erledige fich ſchon 
durch den befannten Sat des gemeinen Recht3, dürfte überdies auch 
zu Mißdeutungen Anlaß geben. 

Ginftimmig war man darin gewejen, die Cenſur der politischen 
Blätter jchärfer zu handhaben und das Präfidium konnte Hinzufügen, 
„daß denen Genjoren die ftrengfte Handhabung der Bundes-Beſchlüſſe 
vom 20. September 1819, deren vernachläſſigte oder unterlafjene 
Vollziehung bereit3 joviel Unheil über Deutjchland gebracht hat, von 
neuem zur Pflicht gemacht werde.” 

Als die Gejandtichaften ihre Injtruftionen erhalten hatten, trat 
man zur eigentlichen Berathung am 14. Oktober zufammer. Nachdem 
da3 Präfidium das eben berichtete vorgetragen hatte, gab der preußijche 
Gejandte von Nagler die Aeußerung feiner Regierung zu Protokoll: 
Durch) die Bewegungen in Frankreich und Belgien hervorgerufen 
oder bejchleunigt, hätte ich auch in Deutichland diefe Krankheit zu- 
nächſt der unterjten Volksſchichten gezeigt; aber es müſſe doch hervor— 
gehoben werden, daß auch ſonſt gute Bürger ſich dieſen Bewegungen 
angeſchloſſen hätten und dies wäre, zumal in Deutſchland, nur durch 
eine früher ſchon vorhanden geweſene Unzufriedenheit der Gemüther 
möglich und erklärlich. „Ueber die beſonderen Veranlaſſungen zu 
dieſer Stimmung, heißt es dann wörtlich weiter, darf hier füglich 
weggegangen werden, da es dem königlich preußiſchen Geſandten nur 
darauf ankommen kann, hierbei die Aufmerkſamkeit der hohen Bundes⸗ 
verfammlung zunächſt nur injofern in Anſpruch zu nehmen, als ſich 
in einzelnen Fällen eine folche Veranlaſſung etwa auch bei jolchen 
Pflichten hervorgethan Hat, welche deutjche Regierungen im Bundes» 
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vereine übernommen und von deren gewifienhaften Erfüllung die 
Unterthanen eine wejentliche Beförderung ihrer Wohlfahrt erwartet 
haben. Denn e3 würde Pflicht des Bundes fein, dafür zu forgen, 
daß allem Hiervon abgenommenen Vorwande zu Bejchtverden der 
Unterthanen und zur Verbreitung derjelben auf ungefeglichen Wegen 
vorgebeugt würde.“ 

Man kann ſich denken, welchen Eindruck diefe Worte bei der 
hohen Verſammlung gemacht haben; das Protokoll ſchweigt natürlich 
darüber und jet in dem folgenden Abjchnitt die preußijche Betrach- 
tung über die Mittel und Wege zur Herftellung der Ruhe fort, 
Nach einer Klaren jtaatsrechtlichen Erörterung über die betreffenden 
Artikel aus der Bundes- und Schlußakte erklärt die preußiſche Ge— 
jandtjchaft, es jei angemeſſen ficy über folgende Maßregeln zu einigen: 

„1) Dem deutjchen Bunde ift von allen, innerhalb feines Gebietes 
vorgehenden, unruhigen Bewegungen, welche einen politijchen Cha— 
rafter andeuten (mithin nicht von zufälligen Volksaufläufen, die 
polizeilich ebenjo leicht unterdrückt werden, ala fie entjtanden find), 
durch die Regierungen der beteiligten Staaten ohne Zeitverluft am 
Bundestage Anzeige zu eritatten, und dieje Anzeige wird ſich zugleich 
über die Beranlafjung der eingetretenen Unruhen und über die zur 
Befeftigung der wiederhergeftellten Ordnung ergriffenen Maßregeln 
zu verbreiten haben. 

2) In Berücdfichtigung des möglichen Falles, daß eine Regierung 
durch die Folgen eines entitandenen Aufruhrs wider ihren Willen 
in eine Lage gerathen wäre, welche ihr eine Mittheilung von der 
Lage der Sache an die Bundesverfammlung gar nicht geftattete oder 
ſehr erjchwerte, würde die Bundesverfammlung zu bejchließen haben, 
daß auf Anregung eine oder des andern benachbarten Bundesſtaates, 
die Einziehung gründlicher und zuverläffiger Information über den 
Zuftand des betreffenden Landes durch eine oder mehrere, zu diejem 
Zwede mit bejonderem Commiſſario von Bundeswegen zu verjehende 
Bundesregierung zu bewirke nund von denjelben über dazjenige, was 
zur MWiederherftellung und Erhaltung gejeßlicher Ordnung dajelbit 
nad) Lage der Umftände thunlich und erforderlich ift, Borjchlag zu 
machen jei, wobei jedoch dem Bundesgliede, welchen der Auftrag 
ertheilt wird, die Verpflichtung, mit der Regierung des in Aufruhr 
gejeßten Landes genaue Rücjprache zu nehmen, aufzuerlegen jein 
würde. 
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3) In fernerer Berüdfichtigung der möglichen Fälle, wo da3 
Eigenthum und das Leben von Angriffen bedroht find, welche durch 
ſchnelles Einjchreiten militärischer Hilfe abgewendet werden konnten, 
wo aber zugleich die betreffende Regierung eine jolche Hilfe, weil 
es ihr an hinreichenden Mitteln dazu fehlt, eintreten zu laſſen außer 
Stande ift, würde die Bundesverfammlung zu bejchließen haben: 

a. daß allenthalben, wo bei dem Vorwalten der oben bezeichneten 
Umftände irgend eine Gefahr im Verzug vorhanden ift, jeder Bundeg- 
ftaat, an welchen diejerhalb von der betreffenden Regierung ein 
Aufruf ergeht, die erforderliche Hilfe Namens des Bundes zu leilten, 
nicht allein autorifirt, ſondern auch verpflichtet fein jolle, injofern 
er fich nicht jelbjt dadurch der Gefahr ausſetzt, die Sicherheit ſeines 
eignen Gebiet und feiner Unterthanen bloß zu jtellen, die Ver— 
theidigungsfähigfeit eines feſten Plate zu mindern, oder jeine 
Truppen auf irgend eine Weile zu compromittiren,, deren Befehlö- 
haber bei ihrem Einrüden in ein fremdherrliches Gebiet darauf be= 
dacht fein muß, den Zweck womöglich mehr durch den moralijchen 
Eindruck zu erreichen, welchen die Nähe einer ſtärkeren Militärmacht 
herborzubringen geeignet ift, al3 durch eigentliche Anwendung phyfiicher 
Gemwaltmittel ; 

b. daß dergleichen Hilfscommando3 jedesmal von einem Givil- 
commifjarius begleitet fein müſſen; 

e. daß hierüber, ſowie über den Erfolg Anzeige an die Bundes— 
verjammlung zu erftatten ift. 

4) Die Bundesverjammlung würde in Erwägung zu ziehen haben: 
ob es nicht dienlich jein möchte, daß aus ihren Mitgliedern eine 
Commiſſion zur angemefjenen Vorbereitung ihrer nach dem Obigen 
zu beginnenden Wirkſamkeit niedergejeßt werde, und jofern jolches 
angemefjen gefunden wird, würde fie al3bald zu deren Ernennung 
jchreiten fönnen. 

5) Sie würde ed fih im Sinne des Artikels 32 der Wiener 
Schlußakte zum Grundjaß zu machen haben, daß wirklich erecutivijche 
Maßregeln nicht ander? alö in Hebereinftimmung mit den Anträgen 
der betreffenden Regierung bejchloffen werden können. 

6) Endlich würde die Bundesverfammlung fich die Aufgabe 
zu ftellen haben, bei der Prüfung der ihr über die vorkommenden 
aufrührerischen Bervegungen gemachten Mittheilungen beſonders auf: 
merfjam darauf zu fein, ob von den Regierungen der betheiligten 
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Staaten ihren allgemeinen und jpeciellen Bundezpflichten, 3. B. den 
Pflichten rückfichtlich der landſtändiſchen Einrichtungen, auch Hin- 
länglich Genüge geleijtet worden ift, und die betreffenden Regierungen 
wo fie fi) vom Gegentheil überzeugt, wiederholt zur Erfüllung 
folder Pflichten einzuladen, auch über dasjenige, was in dieſer 
Hinſicht von ihnen veranlaßt worden ſei, ihre Anzeige zu erfordern, 
damit allen Vorwänden zu Bejchwerden der Unterthanen, und zur 
. Betreibung einer Abftellung derjelben auf ungejeglichem Wege vor- 
gebeugt werde.“ 

Eine Beitimmung über die Aufhebung der irgendwo eventuell 
gemachten Zugeftändniffe zu treffen, jei um jo mißlicher, ald man 
„allgemeine Merkmale des notorijchen Abgedrungenfeins“ nicht an= 
‚ geben fünne, und um jo weniger nöthig, ala es ſelbſtverſtändlich 
jei, daß dergleichen Ziwangsconcejfionen nicht verbindlich ſeien. Es 
it jchon Hier zu bemerken, daß die preußilche Regierung die früher 
ausgejprochene Meinung des Herrn von Nagler ſich nicht anzueignen 
vermochte. Zum Schluſſe wurde der Bereithaltung der Bundes— 
contingente und der jchärferen Genjur beigeftimmt. 

In den drei leßten Punkten jtimmten alle überein mit größeren 
oder geringeren Modifikationen. 

Charafteriftiich ift aber gelegentlich diejer Abjtimmung ein Ab- 
ja aus der hannoverjchen Erklärung, der für die Bundesverſamm— 
lung einen ftarfen Beigeſchmack entwidelt haben mag: „die Erinnerung 
der Bundesverfammlung an die verjchiedenen Bundesregierungen 
Hinfichtlih ihrer Berpflichtungen gegen ihre Unterthanen, finden 
Se. Majeftät durch die höchſten Bundeszwecke völlig gerechtfertigt ; 
nur würden Sie gewünjcht haben, daß hierin die Thätigfeit der 
Bundesverfammlung in den geeigneten Fällen fich jchon früher be= 
währt Hätte. Allerhöchitdiejelben jegen übrigens dabei voraus, daß 
die in Antrag gebrachte Erwartung nur im engften Vertrauen an 
die Bundesregierungen ergebe, Halten aber dafür, daß fie zugleich 
von der Warnung zu begleiten jei, daß der Bund auch unaufgefordert 
jeine Pflicht erfüllen werde, falls den Bundesgejegen nicht baldigit 
Genüge geleiftet werden follte.“ 

Der Würtemberger ftellte darüber der hohen Bundesverfammlung 
im Auftrage jeiner Regierung eine wenig erfreuliche Alternative: 
Verwendungen der Bundesverfammlung bei denjenigen Regierungen, 
welche etwa notoriſch Anlaß zu Beichwerden gegeben haben möchten, 
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werden ohne nachdrüdliche Unterftüßung von jehr zweifelhaften Er— 
folge und leicht geeignet jein die Bundesverfammlung zu compro= 
mittiren, mit weiteren Maßregeln aber verbunden, den bundes— 
verfaffungsmäßigen Grundſatz der Nichteinmifchung in die inneren 
Angelegenheiten eines Bundesftaates verlegen. Allein man ftimmte 
den Präfidialpropofitionen durchweg bei, nur Baden zeigte fich für 
einige Vorſchläge der preußiichen Regierung geneigt, Baiern und 
die beiden Mecklenburg waren ohne Inftruftion. Von den übrigen 
Abjtimmungen verdienen noch zwei hervorgehoben zu werden, wenn 
auch aus jehr verjchiedenen Gründen, zunächjt die der freien Städte, 
deren Stimme damal3 der Bürgermeifter von Bremen Dr. Smidt 
führte, die ſich bejonderd für eine jcharfe Cenſur dahin ausſprach: 
„Die empfohlene gejchärfte Vorficht Hinfichtlich der politifchen Blätter . 
ericheint der Gejandtichaft ala eine um jo dringendere, da ein mit- 
wirfender auswärtiger Einfluß zur Aufreizung unruhiger Gemüther 
faum mehr zu verfennen jein dürfte. 

Dieſer charakterifirt ic) vor allem dadurch), daß man diejenigen 
ausländiichen öffentlichen Blätter, welche fremden und einheimijchen 
Unrubeftiftern für die Zubereitung gefährlicher Nahrungsmittel jolcher 
Umtriebe einen bereitwilligen Herd darzubieten jcheinen, fortwährend 
bemüht findet, vermuthete oder angebliche Stoffe zu Beſchwerden der 
Untertanen einzelner Bundesftaaten als bereit3 vorhandene und 
wirklich ausgejprochene, und mögliche Ausbrüche von Unruhen ala 
bereit3 erfolgte zu ſchildern; — mo dann durd Schilderungen diejer 
Art mitunter veranlagt wird, was ohne diejelben vielleicht gar feine 
oder doch wenigſtens feine nahe Veranlaffung gefunden haben dürfte. 

Mahrheit, fährt der Gejandte fort, ift die Pflicht des Geſchichts— 
ſchreibers, aber nicht bloß durch Verſchweigung kann der Gejchichte 
Gewalt angethan werden, jondern auch durch Schweigen über eine 
ihr durch Verbreitung notorifcher Unwahrheiten zugefügte Gewalt. Die 
Beitellung fundiger, verjtändiger und vor allem patriotiicher Männer 
für die Redaktionen, wie für die Genjuren öffentlicher Blätter dürfte 
den unter diefen Umständen erforderlichen Takt am ficherjten zu 
verbürgen im Stande fein.“ 

Menn man diejer ganzen Verhandlung den dramatiichen Cha= 
after, etwa der Tragödie, zuerfennen wollte, würde man um das 
Satyripiel nicht verlegen Jein. Die 16. Stimme, Freiherr von 
Leonhardi, erklärte im Namen der höchiten Committenten von Reuf, 
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Lippe, Schaumburg Lippe, Walde, Lichtenftein ꝛc., der k. k. öftreich- 
iichen, jehr zu verdanfenden, fürjorglichen Präfidialpropofition vom 
18. September d. J. im Allgemeinen beizuftimmen. 

„Don einigen Ihrer Durchlauchten,“ bemerkte Herr von Leon— 
hardi weiter, joll ich folgende Bemerkungen und Wünjche zufügen: 

1) Daß im Fall gegründeter Beſchwerden gegen einzelne Bundes— 
regierungen dem Bunde mit Nachdrucd thätig einzufchreiten vorbe— 
halten bleibe ; 

2) daß die Nichtigkeit aller durch Zwang abgedrungener Con— 
cejlionen öffentlich ausgeſprochen; 

3) ſowie auch die Cenſur gejchärft werde; 

4) in Hinficht der völligen Bereithaltung der Contingente in 
fleineren Staaten find mehrere meiner höchiten Committenten der 
Anficht, da diejer der eignen Beurteilung der Regierungen anheim 
gejtellt bleiben dürfte.“ 

Nachdem übrigens? im Oktober Baiern und beide Medlenburg 
ſich ähnlich erflärt hatten, wurden die befannten Bejchlüffe, deren 
Anhalt aus der oben jfizzirten Präfidialvorlage erhellt, im November 
gefaßt und der Deffentlichkeit übergeben. 


Viertes Kapitel. 


Die aufftändifhen Bewegungen 1831 und 1832 
bor dem Bundestag. 


Don Kleinen, zum Theil lächerlichen Anläffen ausgehend, hatten 
die Herbftbeiwegungen de3 Jahres 1830 jchnelle und ungeahnte Er— 
folge gehabt. Das Jahr 1831 vermehrte und ficherte diejelben, und 
Fürft Metternich hatte Gelegenheit, ärgerliche Betrachtungen darüber 
anzuftellen, daß nun auch ein großer Theil Norddeutichlands dem 
conftitutionellen Syftem anheimgefallen war, oder ihm doch anheim— 
zufallen drohte. Er konnte zwar in einer harten Note die ſchwache 
ſächſiſche Regierung tadeln, aber an der Lage der Dinge nicht das 
mindefte ändern; ev konnte zwar den Kurprinzen aufftacheln, die 
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Berfaffung wieder zu bejeitigen, eintweilen mußte fie tolerirt werden; 
fie war ja wejentlich jo jchnell dadurch zu Stande gefommen, daß 
der Regent in feinem Gigenfinn und Dünfel unter feinen Umftänden 
von einer Unterjtüßung des gehaßten jüngeren Vetters oder einer 
Einmiſchung des verachteten Bundestags etwas hatte wiljen wollen. *) 

Die Bewegung in Hannover, von Ähnlichen Anläfjfen ausgehend 
wie in Sachſen und Kurheffen, gelangte, wenn auch jpäter, zu einem 
ähnlichen Rejultate. Obgleich fie bereit3 in den erjten Tagen des 
Januar ausgebrochen war, fam fie officiell erft Ende Februar zur 
Kenntniß der Bundesverfammlung, die dadurch) nur aus dem Zus 
Ichauer zu einem Zuhörer wurde. Nachdem Herr von Stralenheim 
feiner Regierung im Allgemeinen ausgedehntes Lob geipendet, und 
„ihre zwiſchen väterlicher Milde und kräftiger Einjchreitung die Mitte 
haltenden Maßregeln“ im bejonderen gerühmt hatte, berichtete er in 
jeiner Weile die befannten Vorgänge in Ofterode und Göttingen in 
einem barbarijchen Stil und jchloß mit der Bemerkung, daß die 
Aufregung eine jo allgemeine ſei, daß die geſammte Militärmacht 
auf Kriegsfuß gejeßt worden ſei. Die Bundesverfammlung wünjchte 
zunächſt von den Rejultaten der Unterfuchung in Kenntniß gejeßt 
zu werden, zumal ji) Studirende aus allen Theilen Deutjchlands 
in Ööttingen aufgehalten hätten. Da fie aber troß aller Gegen— 
vorjtellungen und Uebertreibungen des hannoverjchen Gejandten, der 
im März jogar behauptete, von dem militärifchen Eingreifen Han— 
nover3 hänge die Ruhe ganz Norddeutichlands ab, dabei blieb, daß 
da3 halbe hannoverjche Gontingent wegen de3 belgiichen Aufſtandes 
zur Dedung Luxemburgs bereit zu Halten jei, jo erhielt fie auch 
feine Auskunft über die hannoverſchen Unterfuchungen. 

Mit dem Verhalten Preußens war ein großer Theil der Bundes- 
diplomatie wenig zufrieden, die Einen klagten über die Lauheit diejes 
Staates gegenüber der Revolution, die Andern, daß es die Thorheit 
begangen habe, den Warjchauer Aufjtand officiell zur Darftellung 
in einer Zeitung zu bringen, da man doch „dergleichen verjchweigen 
müſſe“; man tadelte, daß es in Braunſchweig die Legitimität habe 

*) Bezeichnend ift e8, dab der Bundestagsgejandte in den Berichten an 
den Kurfürften diefer ganzen Vorgänge nur jehr felten erwähnt; der Gejandte 
erfreute ſich namentlich der collegialiichen Theilnahme des bairiichen Geſandten, 
tadelt aber die „ungewöhnliche Hitze“ Münchs, den der preußiiche Gejandte 
aufgereizt habe. 
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verlegen helfen; man wunderte fich, daß Altenburg und Reuß j. 2. — 
der kurheſſiſche Gejandte verwechſelt fie mit der älteren Linie und 
nennt dieſe Reuß-Kreuz — fi) von Preußen Truppen erbeten hätten, 
da diejer Staat „jo jehr zu Erwerbungen benachbarter Länder ge= 
neigt jei“. Allein über Preußen jollten diefe Herren ſich bald be- 
ruhigen; den öſtreichiſch-ruſſiſchen *) Einflüffen gelang es, Bernftorff 
zu verdrängen und an jeine Stelle Ancillon zu bringen, der von 
jeher im Kabinet ein weichmüthiges, charakterloſes Schaufeln ver- 
treten hatte und fich eine Ehre "daraus machte ein Handlanger 
Metternich zu werden. Man kann zwar nicht jagen, daß mit 
diefem Kabinetswechſel ein neues Syſtem ſich Geltung verjchafft habe, 
man muß aber jagen, daß durch denjelben da3 alte der Heiligen 
Allianz von neuem befejtigt worden ift. Wie ſich Graf Goltz zwar 
im Allgemeinen in jenem Geleiſe gehalten hatte, aber in Frankfurt 
auch am Ende jeiner Laufbahn noch nicht ſich Hatte entjchließen 
mögen den Vertreter de3 „größten Mittelftaat3“ zu jpielen, jo hatten 
Graf Bernjtorff und Genofjen zwar auf eine jelbjtändige Politik in 
Frankfurt und im Ausland verzichtet, aber doch einzelne Fragen, 
wie die des Bollvereind, benußt, um Preußen eine mächtigere und 
geachtetere Stellung in Deutichland zu verjchaffen. Als es aber 
den unbedingten Anhängern der Heiligen Allianz gelungen war, 
Herrn von Nagler nach Frankfurt zu bringen, war diejer, geftüßt 
auf die Partei Wittgenjtein-Ancillon-Altenftein-Rochomw bemüht, den 
von Metternich überall erfochtenen Sieg auch) in der Bundes- 
verfammlung vollenden und fichern zu helfen. Auf das Schwanten 
der preußiichen Regierungsfreije am Ende der zwanziger Jahre folgte 
mit dem Amtsantritt Ancillon3 die Zeit der unbedingten Unter- 
werfung unter die Metternichjichen Polizeitendenzen, bi3 Ende der 
dreißiger Jahre durch die hannoverſche Verfaſſungsfrage, ſowie Die 
Srrungen in Köln und Poſen und die durch Abel geleitete ultra= 
montane bairiſche Politit wiederum die Schwankungen in den 
Regierungskreiſen ſtark hervortraten. Herr von Nagler hat aber bis 
1835 nicht bloß als getreuer Helfer Metternich in der Bundes— 
verjammlung , jondern auch al3 Stellvertreter des Präfidirenden 





*) Ende 1830 hielt fi) Monate lang in Berlin der ruffiihe Marichall 
Diebitich auf, der, wie ein preußiicher Diplomat erzählt, nie frank war, aber 
immer aufpaßte; er beklagte fih, dat man ihn mit Männern verhandeln Laffe, 
wie Gneijenau und Grolmann, „die feine royaliftiiche Gefinnung hatten“. 


368 


jo oft fungirt, daß auf ihn ein wejentlicher Theil des Odiums fallen 
fonnte, welches die Deutjchen in ihrer Mehrheit den Verfolgungs— 
tendenzen des Bundedtagd gegenüber empfanden. Und von feinem 
Nachfolger jchreibt er jelbjt: „er weiß, daß Deftreich regiert‘ und 
daß er ganz auf Graf Münch angewieſen ift. 

In Süddeutjchland hatte, jeit Ludwigs I. Regierungdantritt 1825 
in Baiern, ſich ein bairiſch-würtembergiſches Einverſtändniß gebildet, 
da3 durchweg gegen die Großmächte gerichtet war und fich auf die 
partitularen Gonftitutionen ftüßte; die vorübergehende Reaction in 
Baden erhielt durch den NRegierungsantritt Leopolds 1830 ihren Ab- 
Ihluß. Die Bevölkerung war nationalen Fragen gegenüber theil 
nahmlos; ein großer Theil der fähigeren Köpfe Hatte fich den 
franzöfiihen Sympathien völlig ergeben; an die Stelle der natio= 
nalen Gefinnungen und Beftrebungen war bei den Meiften der 
liberalifirende Koamopolitismu3 getreten, der Preußen verabjcheute 
und fürchtete. Bezahlte und unbezahlte Phantaften wollten in König 
Ludwig, oder Wilhelm oder dem volföfreundlichen Großherzog 
Leopold den fünftigen Kaiſer erbliden. Aber der Studentenfrawall 
in München und die deshalb verfügte Schließung der Univerfität 
und Einführung der Cenſur Anfangs 1831 brachte auch in Baiern 
eine oppofitionelle Kammer, der das Minijterium Schenf weichen 
mußte. Die Bewegungen in Frankreich, Belgien und Polen ver- 
wirrten manche Köpfe jo, daß fie, wie Wirth in der „Deutſchen 
Tribüne‘ und Eifenmann im „Volksblatt“ erklärten, mit Hilfe jener 
Mächte die deutjche Republik begründen wollten. Dieje Radikalen, 
die den Kammerliberalismus verachteten, verjtecdten fich hinter den— 
jelben, um Dedung gegen die ſchwankenden Regierungen*) und 
Boden in den Maffen zu gewinnen; man empfing die heimfehrenden 
Abgeordneten mit den überjchwänglichiten Feſten und Feierlichkeiten, 
organifirte Preßvereine, verbreitete Flugjchriften, hielt Reden über 
Völferbund und Volkshoheit und veranitaltete ſchließlich Volks— 
verjammlungen. Die Mittelpunfte diefer Art von Agitation waren 
die Pfalz und das füdliche Baden. 

Sowie hier der franzöſiſche Radikalismus fein Wejen trieb und 


*) „Cholera der Gefinnung,“ nannte dies Herr von Rochow; „150,000 
Mann Rufjen, meinte derjelbe, an der Grenze, find der beſte Schub für den 
deutichen Liberalismus.“ 
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das politifche Leben vergiftete, jo fielen die Regierungskreiſe nach 
der Niederlage der polniſchen Revolution der ruffiichen Reaktion 
anheim. In dem Sinne diefer handelte die Bundesverfammlung, 
in dem Sinne jener fam es im Mai 1832 zu einer Reihe von 
Verſammlungen im Süden und Welten, die eröffnet wurden in den 
badijchen Städtchen Weinheim und Badenweiler. Erſt gegen Ende 
des Monat3 nahmen dieje Bewegungen eine etwas größere Aus— 
dehnung an in Hambach, Lichtenberg, Meijenheim, Bergen, Hanau 
und in der nächiten Umgebung von Frankfurt, auf dem Sandhof 
und in dem kurheſſiſchen Wilhelm3bad. Sobald eine genauere Kennt— 
niß derjelben an die Bundesverjammlung gelangt war, beſchloß die— 
jelbe auf Antrag des Präfidiums am 7. Juni eine Commilfion von 
5 Mitgliedern zu wählen, welche beauftragt wurde mit der Begut- 
achtung der gegenwärtigen Lage Deutjchlands und den Mafregeln 
zur Erhaltung und Wiederheritellung der öffentlichen Ruhe und 
gejeglichen Ordnung im deutjchen Bunde, desgleichen der Mittel, 
welche geeignet wären, dem Ausbruche der Revolution entgegen zu 
wirken. Bei der jofort angeitellten Wahl wurden zu Mitgliedern 
derjelben bejtimmt die Gelandten von Oeſtreich, Preußen, Sachien, 
Großherzogthum Heflen, Holftein, und ala Erjagmänner die Bun— 
dedtagdgejandten für Würtemberg und Baden. Sodann wurde an 
die betreffenden Gejandten da3 dringende Erjuchen gerichtet, bald- 
möglichft eine genauere, amtliche Darftellung der Ereigniſſe vor der 
Bundesverfammlung zu geben. Erſt am 30. Auguft, aljo nad) 
beinahe einem Vierteljahr, berichtete der badilche Gejandte Freiherr 
von Blittersdort: „Das Feſt, welches am 1. Mai d. J. in Wein- 
heim gefeiert wurde, war urjprünglich und lediglich durch eine 
Spekulation des dajigen Wirth Reichard veranlaßt, wie auch einige 
andere feine Zuſammenkünfte in verjchiedenen Städten des Landes. 

Um die Zahl der Gäjte zu vermehren, hängte er die Pre: 
freiheit als Schild aus und ließ eine Einladung an einige groß= 
berzoglich Hejiiiche Beamte, jodann nach Mannheim und Heidelberg 
ergehen. Erſtere jchickten jolche nad) Darmitadt, von wo fie nad) 
Frankfurt befördert wurden; daher fam e3, daß weit mehr Fremde 
als Einheimiſche anweſend waren. Es wurden während des Eſſens 
kürzere oder längere Toaſte zu Ehren der Preßfreiheit ausgebracht, 
und alles würde ruhig vorübergegangen ſein, wenn nicht ein Advokat 


aus Frankfurt, Namens Reinganum, eine Adreſſe an den Bundes— 
. Fiſcher, Geſch. des deutſchen Bundestags zu Frankf. a. M. 24 
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tag um Bewilligung der Prebfreiheit, die er bereit3 ausgefertigt, zur 
Abftimmung in Vorichlag gebracht hätte. Darüber gab es Streit, 
namentlich zwilchen den Badiſchen und Fremden ; Erftere wollten nicht 
zugeben, daß dieſe Feier, die nur zu Ehren des Großherzog wegen 
ertheilter Preßfreiheit Habe jtattfinden ſollen, in eine politiiche Ver— 
jammlung ausarte. Nach einigem Wortwechjel trennte man fich 
im Unfrieden.” 

Diele eine badilche Probe mag genügen, man fieht, es ift 
Methode darin: Bon einer politiichen Erregung und Bewegung kann 
man in Baden nicht jprechen; die unjchuldigen Badenfer find nur 
durch jchlaue „Ausländer verführt. Aehnlich ging e8 in Baden- 
weiler; und da Herr von Blitterödorf feine Ausländer als Sünden- 
böcde zur Verfügung hatte, jo mußten die ſchlimmen Profefjoren 
Rotteck, Duttlinger und Welder herhalten. 

Die Fünfercommiſſion hatte denn auch ein Einſehen und be— 
antragte, daß Frankfurt angehalten würde, eine Unterjuchung gegen 
jenen Advofaten einzuleiten. Demgemäß wurde beſchloſſen. Es 
icheint aber nicht3 dabei herausgefommen zu jein. Weniger Billigung 
fand da Verhalten und der Bericht Baierns über da3 jogenannte 
Hambacher Felt. Jenes iſt das Mufter der Schwäche, diejer das 
einer geſchmackloſen Beihönigung. Obgleich nicht? Neues vorgebracht 
wird, iſt er doch zu charakteriftiih, um unberücfichtigt bleiben zu 
können. 

„Die Gemäßigten hatten im Rheinkreiſe, ſo hebt das Werk an, 
für den 26. Mai d. J. ein Volksfeſt zu Ehren der Verfaſſung und 
ihres unvergeßlichen Gebers als die Feier eines allgemeinen Con— 
ſtitutionsfeſtes angekündigt, wovon die Bekanntmachung in der 
Speierer Zeitung vom 18. April d. 3. erjchien, und wozu ſämmt— 
liche Bewohner des Rheinkreifes nach dem romantijch gelegenen, der 
herrlichjten Ausficht genießenden, in der ganzen Ebene des Rhein- 
freife3 und der Nachbarftaaten fichtbaren Hambacher Schloffe bei 
Neuftadt auf Subjfription geladen wurden. Sollten auch Bewohner 
der Nachbarftaaten Theil an diejem Feſte nehmen wollen, jo wurden 
jie gebeten, es vorher anzuzeigen und der brüderlichen Theilnahme 
gewiß zu fein. Der bezeichnete Verfammlungsort ift der bejuchtefte 
PVergnügungsort des Nheinkreifes, und jchien daher in harmlojer 
Erinnerung an einen, jedem treuen und dankbaren Herzen in Baiern 
unvergeßlichen Tag, zu einem frohen Volföfefte beſonders geeignet, 
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ſowie das unbedingte Verbot eines ſolchen im Rheinfreife mit der 
bisherigen Duldung ſolcher Feite in andern Freien einen auf- 
regenden Gegenſatz gebildet haben würde. 

Die revolutionäre Partei eilte, fich der Sache zu bemächtigen. 
Unter der Unterichrift von 32 Bürgern erſchien ein Programm, 
datirt Neuftadt, den 20. April d. J., worin jene Einladung ala 
ohne Grmächtigung ergangen, widerrufen und für einen ganz ent- 
gegengejetten Zweck eine andere Ginladung auf den 27. Mai feſt— 
gejeßt wurde. 

Dieſe Einladung athmet einen durchaus revolutionären Zweck. 
Das deutſche Volk, heißt es darin, Habe ſeit Jahrhunderten auf 
heilvolle, große Greigniffe verzichten müflen. Die großen Greignifje 
liegen für den Deutjchen noch im Keime; wolle er ein Welt begehen, 
fo jei e8 ein Felt der Hoffnung; nicht gelte e8 dem Errungenen, 
ſondern dem zu Erringenden, nicht dem ruhmvollen Sieg, Jondern 
dem mannhaften Kampf für Abjchüttelung innerer und äußerer 
Gewalt, für Erjtrebung gejeßlicher Freiheit und deutjcher National- 
würde. Hierzu erging der Aufruf an die deutjchen Männer und 
Sünglinge jeden Standes, welchen der heilige Funke des Vater— 
landes und der Freiheit die Bruft durchglüht. 

Die königliche Regierung des Rheinkreijes Jah fich dadurch ver« 
anlaßt, unterm 8. Mai ein Verbot des durch den letterwähnten 
Aufruf beabfichtigten Feſtes zu erlaſſen. Diejes Verbot erregte, be- 
ſonders in Beziehung auf die Art und Weije wie e3 erlaffen war, 
in einem hohen Grade eine Aufregung im Rheinkreife, indem man 
Neuftadt und die Umgegend auf drei Tage in den Belagerunga- 
zuftand für bejett hielt. Es war den Wortführern der Oppofition 
gelungen, die Regierungdverfügung al3 einen Eingriff in die Gejeß- 
gebung des Rheinkreijes, und jomit in die bürgerliche Freiheit jeiner 
Bewohner darzuftellen. Dieje Anficht Hatte auch die Gemäßigten, 
ja jogar die entichiedenften Anhänger der Regierung beunruhigt. 
Selbſt der in Wirkfamfeit getretene Landrath Hatte jchon bei dem 
Anfange jeiner Protokolle ſich in diefem dringenden Bedenken geäußert. 

Die Staatöregierung hat daher in einer Entſchließung vom 
16. Mai d. J., unter Mißbilligung der in dem Aufrufe vom 
20. April bezeichneten politifchen Zwede, das von der Kreißregierung 
erlafjene Verbot des durch den letzterwähnten Aufruf beabfichteten 


Teftes zwar als vollfommen gerechtfertigt anerfannt, welches ohne 
24* 
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Unterfchied der Zeit und des Ortes aufrecht zu erhalten jei, allein 
e3 wurde nicht als gerechtfertigt anerkannt, auf den übrigen dem 
Derbote des Feſtes von der Freißregierung hinzugefügten Be— 
ſchränkungen zu bejtehen. 

Die Regierung des Rheinkreijes wurde fofort in der Voraus- 
jeßung, daß der einer gejelligen Unterhaltung gewidmete Ort nicht 
zur Verhandlung über politiiche Gegenftände im Einne des Aufrufs 
vom 20. April werde mißbraucht werden, ermächtigt und beauftragt, 
zu bewirken, daß feinem Staat3angehörigen der Zutritt und Aufent: 
halt an den gedachten Orten zum Zwecke gejelliger Vereinigung ver— 
weigert, daß von Aufftellung einer militärifchen Macht auf dem 
Hambacher Berg Umgang genommen, und daß lediglich, wie bei 
andern öffentlichen Verſammlungen, die geeignete Polizeiaufficht 
unter Affiftenz der königlichen Gensdarmerie gepflogen werde. 

Dagegen bleibe auch die königliche Regierung des Rheinkreijes 
ermächtigt und verpflichtet, dafür zu Jorgen, daß der fönigliche Landes— 
commijjar von Neuftadt und ein Beamter der füniglichen Staats: 
behörde zu Frankenthal an Ort und Stelle anweſend feien, um Ver— 
juchen zu unjtatthaften Verhandlungen, namentlich; Verſuchen zu 
Aufforderungen und Reden zc. jogleich nachdrüdlich entgegen zu 
treten, nöthigen Falles mit Hinweilung auf die Artikel des Straf: 
geſetzbuchs, die gejeßlich vorgejchriebenen Abmahnungen zu erlafjen 
und gegen die allenfallfigen Widerjegungen und Uebertretungen nad) 
der Strenge des Geſetzes zu verfahren. 

Ferner wurde der königliche Generalcommifjar ermächtigt und 
verpflichtet, im alle de Wahrjcheinlichiwerdens großer Exceſſe die 
erforderliche Militärmacht in geeigneter Nähe zur Dispofition der 
gejeglichen Autorität bereit zu halten. 

Die Staat3minijterien zu Stuttgart, Karlsruhe, Darmjtadt und 
Wiesbaden, jorwie das Eöniglich preußijche Oberpräfidium der Ahein- 
provinz in Coblenz wurden unterm 19. Mai hiervon unmittelbar 
in Kenntniß gejeßt, um dadurch, daß der Zutritt des Hambacher 
Berge nur den Staatdangehörigen ausdrüdlich eingeräumt tworden, 
die Abficht zu erkennen zu geben, im Intereſſe nicht nur des 
bairiichen, Jondern auch jedes deutjchen Staates einer Volksverſamm— 
lung zuvorzufommen, welche offenbar zu dem bedenflichiten Zwecke 
und zu einem fürmlichen Umſturz aller bejtehenden Regierungen ein- 
geleitet werden wolle. Hiermit wurde da3 Erjuchen verbunden, daß 
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1) Päſſe nach dem bairischen Rheinkreife für die Zeit vom 
22. bi3 28. Mai l. J. nur jenen Reiſenden ausgeſtellt werden 
möchten, welche ich über wahrjcheinliche Gejchäfte ausweiſen, und daß 

2) des DVorhandenjeind und der Art diefer unverjchieblichen 
Gejchäfte in dem Paſſe ausdrüdlich Erwähnung gejchehe. 

Kurz darauf traf bei dem Minifterrum de Innern eine bericht- 
liche Anzeige des Generalcommifjärd de3 Rheinkreiſes, datirt vom 
17, Mai, ein, wonad) die Angelegenheit wegen de Hambacher Feſtes 
eine friedliche Wendung genommen habe. Die Unternehmer haben, 
jo lautete diefer Bericht, eine officielle Erklärung abgegeben, worin 
jie die jeditiojen Ausdrüde in ihrer Einladung befriedigend er— 
läuterten, und in einer zweiten Erklärung feierlich verficherten, an 
der Verbindung bezahlter Gäfte nicht den geringſten Antheil ge= 
nommen zu haben. Sie verficherten öffentlich, bloß ein friedliches, 
ſchönes Felt jeiern zu wollen und übernahmen ausdrücklich die 
Haftung für jede Unordnung. Der ganze Landrath wollte dem 
Hambacher Feſte beimohnen, in der Abſicht, Ruhe und Ordnung 
handhaben zu helfen. Eine Menge der achtbarjten und einfluß- 
reichften Bürger wollten das Nämliche thun. 


Unter ſolchen Verhältniſſen und bei der DVerficherung, daß 
nirgend3 eine Abficht zu einem Attentat gegen die conjtituirten Ge— 
walten im Innern de3 Landes beſtehe, auch ebenfowenig eine Ver— 
abredung gegen auswärtige Mächte bezweckt werde, nahm der General- 
commifjär die von der Neuftädter, jowie von der Frankenthaler 
Gejellichaft angebotene Garantie an und erklärte, daß alle Motive 
des Verbotes wegfallen. 


Auf jolche Weile ward durch) den Vorſtand des Rheinfreijes 
das Verbot der Feier des Maifeftes zu Hambach bereit zurück— 
genommen, ehe er noch die Weijung vom 16. Mai und die Be— 
ftätigung dieſes Verbote mit geeigneter Modifikation erhalten, und 
e3 konnten nur noch von dieſer Lage der Sachen die Höfe zu Stutt- 
gart, Karlsruhe, Darmitadt und Wiesbaden mit dem Anhange 
in Kenntniß gejeßt werden, daß nunmehr die Ertheilung von Päſſen 
zu dem Hambacher Feſte an ordentliche, angejeilene Leute nicht mehr 
beanftandet, aber nichtsdeſtoweniger von der Geneigtheit der jenjeitigen 
Regierungen erwartet werde, daß die Ertheilung von Päſſen an 
jolche Individuen, von welchen eine Störung der öffentlichen Ruhe 
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und Ordnung erivartet werden könne, wie ſchon bereit3 darum 
gebeten, auch forthin werde verweigert werden. 

* Hierbei wurde der Generalcommifjär des Rheinkreiſes auch noch 
bejonderd unterm 25. Mai durch den Minifter des Innern erinnert, 
e3 ſei höchft nöthig, daß das Yet, wie folches die Neuftädter (am 
20. April) angekündigt hatten, nicht ftattfinde. Es müſſe gejorgt 
werden, daß das Zujammenftrömen der Menge und jene eier feine 
jener Kriterien annehmen, welche der Minifterrathabejchluß ala ver- 
boten bezeichnet hat. Die Würde des Beichluffes, Baierns Stellung 
nad) außen erfordere died. Werde zumwidergehandelt, jo müſſe der 
Beamte der adminiftrativen und Juftizpolizei im Sinne des Minifter- 
bejchlufjes einjchreiten. 

Inzwiſchen war auc) verfügt worden, für jeden Fall die Militär- 
affiltenz im Rheinkreiſe zu verftärfen. , 

Da3 2. Bataillon des 14. Infanterieregiment3 rüdte aus 
Aſchaffenburg am 26. Mai frühmorgens in Speyer ein und war 
am 27. dort nöthigen Falles ganz verfügbar. 

Mit Beiziehung der Zollſchutzwache de 2. Jägerbataillons 
waren zu Speyer 900 Mann in Bereitichaft gejett, um ſich auf 
den eriten Befehl ſogleich in Bewegung zu ſetzen. Nach der 
Speyerer Zeitung vom 31. Mäi betrug die in Bereitſchaft 
ſtehende Truppenzahl im Rheinkreiſe überhaupt 6453 Mann. 

Der 27. Mai erſchien. 

Aus der von den Amtsbehörden hierüber gelieferten Darſtellung 
geht hervor, daß die beſtimmten Vorſchriften der Staatsregierung 
nicht in Vollzug geſetzt worden, und das Feſt, wenn es auch äußer— 
lich ohne Tumult und in einer ſcheinbaren Ordnung vorbei ging, 
doch gegen die Erwartung des Vorſtandes der Kreisverwaltung im 
inneren Gehalte einen revolutionären Charakter bei den Zeichen 
äußeren Gepränges, und von Seiten mehrerer öffentlich aufgetretener 
Redner entwickelte. Früher war noch der Generalcommiſſär in 
ſeiner beſſeren Erwartung beſtärkt worden, indem durch das Pro— 
gramm, welches von dem Ausſchuſſe des Stadtrathes zu Neuſtadt 
unterm 19. Mai d. J. in Beziehung auf die Handhabung der 
öffentlichen Ordnung bei dem Maifeſt erſchien, außer den beauf— 
tragten uniformirten Bürgergarden und den zu verwendenden Gens— 
darmen das Tragen von Feuergewehren und andern Waffen ver— 
boten ward, die zur Handhabung der Ordnung beauftragten Bürger 
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eine Auszeichnung mit blau und weißer Armbinde führen und die 
Polizeibeamten in ihrer gewöhnlichen Amtskleidung erjcheinen jollten. 


Später wurde befannt, daß in Mainz für die Zuſammenkunft 
in Hambach inzwilchen jogenannte deutjche Nationalcocarden und 
Bänder verfertigt würden. 

Den amtlichen Berichten der bei dem Feſte für die Erhaltung 
der öffentlichen Ordnung anmwejend geweſenen Staat3beamten zu Folge 
hatten fich jchon am 26. Mai mehrere Taujend Menjchen aus Neu— 
gierde, und um die getroffenen Vorkehrungen einzujehen, auf dem 
Hambacher Schlofje eingefunden. Am Feſttag, den 27. Mai, Mor: 
gen? 9—10 Uhr, 309 die Berfammlung von Neuftadt au auf jenen 
Schloßberg, unter dem PVortritt der Bürgergarde, welcher der Neu: 
jtädter Mufikverein, jodann die Feſtordner, die meiften Stände- 
abgeordneten aus dem Rheinkreife, der Landrat, Deputirte aus 
Speyer, Deidesheim, Dürkheim und andern Städten des Rheinkreijes 
mit (angeblich) altdeutichen Fahnen (von jchwarzer, rother und 
goldener Farbe), frauen und Jungfrauen und die übrigen Gäjte 
folgten. 

Die meilten Theilnehmer trugen Cocarden, und viele daran aud) 
Bänder von obigen Farben. 

Als die Züge auf der Schloßruine ———— waren, wurde 
die Flagge von jenen Farben auf deren höchſte Spitze geſteckt und 
die übrigen Fahnen an verſchiedenen Plätzen aufgepflanzt. Eine 
roth und weiße Fahne mit dem polniſchen Adler war auf einem 
Seitenthürmchen aufgeſtellt. Die verſammelte Volksmaſſe war zu 
20,000 Menſchen, nad) andern auf 12—15,000 geſchätzt. 

Die Eröffnungsrede hielt Dr. Hepp, praftifcher Arzt aus Neu: 
ftadt, und entwidelte den Plan und Zweck des Feſtes. Schon dieſer 
zielte dahin, wie Deutjchland durch Entfernung des öftreichiichen 
und preußilchen Ginfluffes veformirt, und die Bildung eines Ge- 
ſammtdeutſchlands ausgejprochen werden Soll. 

Aehnliche Reden hielten nad) und nad Dr. Wirth, Groffe, 
Siebenpfeiffer, Piftor, Pfarrer Hochdörfer, Strohmaier, Redakteur 
des Wächter? am Rhein zu Mannheim, Advofat Hallauer aus 
St. Wendel, ein angeblicher Heidelberger Student Brufemann oder 
Brudner. An verjchiedenen Pläßen wurden Reden von Studenten 
und andern jungen Leuten gehalten. 
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Am beftigiten und mit der empörenditen Frechheit gegen die 
Souveräne ſprach Wirth, ſodann Groſſe ꝛc. 

Die Redner wurden durch einen heftigen Platzregen unter— 
brochen, — ein Zufall, welcher nach anderweitigen Bemerkungen 
dazu beitrug, den Eindruck des politiſchen Feſtes abzukühlen, auch 
konnte man die Reden wegen der Maſſe von Menſchen nicht alle, 
und oft nur fragmentariſch verſtehen. 

Die anweſend geweſenen Staatsbeamten machen die gleich— 
förmige Bemerkung, der Hauptzweck dieſes Feſtes ſei gänzlich 
mißlungen und zwar hauptjächlich durch die leidenſchaftlichen Redner, 
auf deren Plan die Maſſe nicht einging, und nun erjt den Zweck 
und die Abjicht des Feſtes kennen lernte. Die Bermögliden 
unter den Anweſenden gaben ihre Mikbilligung zu erkennen, und 
die Reden verhallten vorerft für diejes Mal. Nach andern 
und jpäteren officiellen Nachrichten wurden drei Reden im Sinne 
gejeglicher Ordnung gejprochen, eine mit offenem Tadel gegen die 
revolutionären Reden, wobei am meiſten Gindrud die Rede eines 
Polen gemacht Hat, welcher den Zuhörern das traurige Beifpiel 
ſeines Vaterlandes zu Gemüthe führte, und vor jeder Revolution 
warnte, 

Die Coryphäen der Revolutionspartei wurden übrigens jelbit 
unter ſich uneind. Wirth griff die franzöfiiche Partei heftig an, jo 
daß die anweſenden Franzojen fich über Verlegung der Gaftfreund- 
ichaft bejchtwerten, und dem Wirth eine Herausforderung auf Zwei— 
fampf zugefommen jein ſoll. Er griff auch das Comite des freien 
Prefvereind an, indem er e3 für unzureichend erflärte, und auf 
defjen Auflöfung, vielmehr auf anderweitige Organijation antrug. 
Dadurch beleidigte er die an der Spitze des Preßvereins jtehenden 
drei Advofaten Schüler, Savoys und Gaib aus Zmweibrüden, die 
fich deshalb bald aus der Verſammlung entfernten. 

Daß die beabfichtigten Störungen der öffentlichen Ruhe und 
die befürchteten Plünderungen jo gut vorübergegangen, jeßten jene 
Staatöbeamten auf Rechnung der von den Einwohnern des Rhein— 
freies bewiejenen Abneigung gegen Umjturz, und finden es haupt- 
jächlich dadurch erklärbar, daß von feiner Behörde irgend eine Ein- 
miſchung, nach dermaligem Sprachgebrauch ein Gewaltſtreich, ftatt 
fand, indem die Bürger in dem ruhigen Verhalten der Behörden 
die ftrengfte Verpflichtung zur gleichmäßigen Beachtung der Ruhe 
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und Ordnung in fich fanden und in diejer Beziehung dad Mög- 
lichfte leifteten. 

Montag, den 28. Mai, fanden ſich Nachmittags mehrere Taufend 
Menſchen auf dem Hambacher Schloffe ein. Es wurde eine Rede 
von dem Deputirten Advokat Schüler aus Zweibrüden in Beziehung 
auf Beibehaltung des Preßvereins gehalten, welche von den Staat3- 
beamten als ruhig und gemäßigt gejchildert wird, wobei er die 
Spaltung in der Oppofition nicht in Abrede ftellt, dabei aber 
anführte, wenn auch die grellen Mittel einiger Redner nicht gebilligt 
werden fönnten, jeien doch Alle zur Erreichung de3 vorgejeßten 
Zwedes einig. Zum Schlufje fügte er einige Worte zur Belänftigung 
der durch Wirth Rede jehr empörten Franzojen Hinzu und verband 
damit die Ermahnung zu ähnlichen Volksverſammlungen in allen Gauen 
Deutſchlands. So joll die nächte Volksverſammlung ähnlicher Art 
am 23. Juli d. 3. im Lamboiwalde bei Hanau ftatt finden. 

Es jprachen dann noch mehrere Individuen aus verjchiedenen Volks⸗ 
flajlen von der Bühne, jedoch ohne erhebliche oder fträfliche Aeuße— 
rungen, es wurde vielmehr das ganze Volksfeſt ala eine Poſſe dargeftellt. 

Der in öffentlichen Nachrichten vorfommende Umstand, daß 
Wirth mit einem aus Frankfurt gejendeten Ehrenjchwerte umgeben 
worden, wird von den Amtsbehörden nicht hervorgehoben, wohl 
aber wird bemerkt, ein ficherer Gödfe*) aus Mainz jei von den 
anmwejenden Mainzer Deputirten als ein angeblicher Spion zur Ent- 
fernung vor Eröffnung des Feſtes veranlagt worden, ſowie auch der 
Unglüdsfälle und Beichädigungen erwähnt wird, welche durch 
Herunterfallen eines Steins der alten Schloßmauer und durch das 
Zeripringen eines jchadhaften Pöllers an einigen Perjonen zu— 
fällig verurjacht worden. 

Hinfichtlich der unterlaffenen Einjchreitung gegen die Redner 
entieduldigen fich die Beamten mit der Unmöglichkeit, einen jolchen 
Auftrag im Angeficht einer höchſt bedeutenden Menge auszuführen, 
da vielmehr eine dadurch entſtandene Aufregung den Plänen der 
Volksredner willlommen geweſen wäre. Die Staatsregierung nahm 
jedoch den unterlafjenen Einjpruch gegen die politische Tendenz des 
Feſtes, gegen revolutionäre Banner, dreifarbige Gocarden und Schärpen 
und revolutionäre Reden nicht gleichgiltig auf, jondern e3 ward, 

*) Diejen hatte nämlich die bairische Regierung mit einem Pafje als Spion 
geichict. 
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außer der bejonderen Verfügung Hinfichtlich der betr. Staatöbeamten, 
unterm 2. Juni d. J. auch eine allgemeine, auf jämmtliche fund 
gervordenen Nachrichten gegründete Entſchließung an die Regierung 
des Rheinkreiſes erlafjen.“ 

Es folgt dann im Wortlaut dieſe Art von Proklamation, und 
indem der Geſandte mit den üblichen Wendungen ſchließt, wird das 
Schriftſtück mit dem officiellen Bericht an die Fünfercommiſſion 
abgegeben. 

Man wird annehmen dürfen, daß dieſer Bericht ſchon nach 
ſeiner Form gewürdigt worden iſt; Niemand wird aber verborgen 
geblieben ſein, daß ſich in demſelben die ſchwankende Haltung der 
Regierung, ihre außergewöhnlich naiv hervortretende Anſchauung, 
willkürliche Verdunkelung und Abſchwächung und füllende Detail- 
ſchilderung, die weder den gerutſchten Stein, noch den geborſtenen 
„Pöller“ überſieht, vereint finden. Auch die Collegen des Herrn 
v. Lerchenfeld ſcheinen bemerkt zu haben, daß der Platzregen, der 
warnende Pole und die Plan- und Muthloſigkeit der Behörden 
nicht zu unterſchätzende Bundesgenoſſen der bairiſchen Regierung 
waren; es fielen wenigſtens ſpöttiſche Bemerkungen über das ſchwäch— 
liche Benehmen und opus; man fand es doch ſtark, daß die bairiſche 
Polizei mit ſchwarz-roth-goldnen Cocarden dem Feſte beigewohnt 
hatte. — Die beiden Großmächte hatten ſich authentiſche Berichte da— 
durch verſchafft, daß ſie je einen Offizier von Mainz aus unter Ver— 
kleidung dem ganzen Feſt hatten beiwohnen laſſen. Als Couriere 
hatten dieſe ſodann ihren Regierungen Bericht erſtattet und ſo eine 
lebhafte Verhandlung zwiſchen den beiden Mächten veranlaßt. — 

Nach mannigfachen Erinnerungen erjtattete Ende Auguſt end- 
lih auch der Gejande für Kurheſſen in der diefem Bundezftaate 
eigenen Weile Bericht über die Verfammlungen zu Bergen und 
Wilhelmsbad. Nachdem erzählt ift, daß am 31. Mai fich bis 
gegen Mittag gegen 4000 Menjchen, namentlich) in einem Berg- 
garten vor Bergen angejammelt hatten, heißt es weiter: gegen drei 
Uhr Nachmittags jeien noch ca. 130 Hanauer junge Leute, aus 
Studirenden, Ladendienern und Profeſſioniſten beftehend, von Sanit- 
ſchaarenmuſik begleitet, die Hüte und Mützen mit Gichenlaub befteckt, 
in dem Berger Garten angelommen und hätten von den Wirth: 
Ihaftsgebäuden Befig genommen. Bald nachher feien Einige von 
diefen Hanauer Jünglingen auf der Altane erjchienen, hätten das 
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anweſende Bolf begrüßt und zu allgemeiner deutjcher Sinnezeinigung (!) 
aufgefordert. In diefem Sinn jeien noch mehrere kurze Reden, theils 
abgelejen, theils aus den Stegreif gehalten und zuweilen von den 
Zuhörern mit einem Bravo unterbrochen worden. 

Nachdem dann die Redner, unter ihnen drei Kandidaten der 
Theologie, aufgezählt worden, wird berichtet, daß fich jchließlich die 
Sache in allgemeines Wohlgefallen aufgelöft habe, beim Abmarjch 
habe man da3 „brave kurheſſiſche Militär” und die Polen leben laſſen. 

Aus dem andern Bericht wäre folgendes zu entnehmen: 

Am 22. Juni gegen ein Uhr Mittagd ſei der Zug aus ber 
Stadt Hanau zu Wilhelmsbad mit Mufif unter Vortragung von 
Fahnen angefommen; nämlid): 

1) 'eine große Fahne, ſchwarz, gelb und roth mit der 
Aufſchrift: Freiheit, Wahrheit, Gerechtigkeit und Einheit Deutjchlands, 

2) eine Kleinere mit der Aufichrift: Ohne Freiheit fein Leben, 

3) hatten mehrere Frankfurter eine Fahne mit einem Adler und 

4) mehrere Bodenheimer eine jolche mit Bienenjtod und Streit- 
art mitgebracht. Nachdem Pfarrer Merz von Hanau die Verſamm— 
lung begrüßt, habe Dr. Fein gejagt: daß der Zweck der heutigen 
Verſammlung von vielen mißdeutet werde; man glaube, man ver: 
lange die Vernichtung aller beftehenden Regierungen und Einrich— 
tungen; dies jei nicht der Fall, bloß Reform jei da8 überall gefühlte 
Bedürfniß, dieſe müfje auf gejeglihem Wege herbeigeführt werden, 
jollte fie aber auf diefem Wege nicht zu erreichen fein, Jo werde fie 
die Einſtimmigkeit aller Stämme deutjcher Nation auch auf anderem 
Wege zu erlangen willen. 

In ähnlicher, gemäßigten Weije hätten fich die andren Redner 
geäußert und beſonders betont, daß man fein Hambacher Feit wolle. 
Der Feſtſaal jei mit Fahnen der Bundesftaaten und den jogen. 
altdeutichen Farben geſchmückt geweſen. Dann wären Adreflen an 
die hannoverjchen und kurheſſiſchen Landitände verlefen worden. 

Stärker jei jchon ein Toaft des Dr. Schulz aus Darmjtadt 
geweſen, der von den dunklen Beitrebungen der Großmächte und 
dem Frankfurter Bundestag als einer Vertretung des Ariſtokratismus 
geiprochen habe; wenn nicht3 mehr helfe, müſſe man die Steuern 
beriweigern. Auf Drängen der Volksmenge von 6—8000 Menjchen 
jeien dann die Reden vom Balkon gehalten worden. 

Beſonders ftarf Habe fich „der berüchtigte Brüdmann aus 
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Heidelberg, ein preußilcher Unterthan“ ausgeiprochen, jodaß der 
kurheſſiſche Polizeidireftor Einjprache erhoben habe, dieſer jei aber 
zulett arg ind Gedränge gefommen und dieje Zeit habe man benußt 
eine Rarrifatur auf die Großmächte im Saal anzuheften. Es 
jet ein Glück geweſen, meint diejer Bericht, daß fich das Militär 
ruhig verhalten habe; zum Schluß kommt auch Kurheffen der Regen 
zu Hilfe. 

Die Form und Faſſung diejes Bericht3 ift, wie man leicht 
fieht, namentlich) gegen die Großmächte, insbeſondere Preußen ge- 
münzt, in der nur der ehemals kurheſſiſchen Regierung geläufigen 
und unnahahmlichen Weile. Die Commilfion konnte denn auch 
nicht umhin ihre Mißbilligung auszudrüden, indem fie dem Gejandten 
jehr deutlich zu verftehen gab, daß feine Regierung fich wieder nadj- 
läjfig in der Ausführung ihrer Pflichten gezeigt habe, und daß man 
doch etwas anderes erwarten dürfe als jolche Berichte, die „nicht 
mehr enthalten als die erjten unvollftändigen Polizeiberichte in der 
Regel zu enthalten pflegen”. Die von der Bundesverjammlung 
auferlegten weiteren Mittheilungen find, joviel aus den Protofollen 
erfichtlich ift, von dem kurheſſiſchen Gejandten nicht gemacht worden. 

Eine weitere Nachahmung des Hambacher Feites, die von den 
Bewegungen in Rheinbaiern ausgegangen ift und einen bemerkens— 
werthen Ausgang genommen hat, bedarf einer bejonderen Darjtellung. 
63 war das Fürſtenthum Lichtenberg, welches bei dem Länderjchacher 
von 1815 dem Herzog von Coburg aus dem ehemals Franzöfiichen 
Saargebiet in der Größe von 11 Meilen herausgefchnitten worden 
war, damit es nicht in die Hände Preußens fommen ſollte. Der 
Zwang der Ereigniffe wollte e3 anderd. Die Bundesverfammlung 
vernahm zunächſt Folgendes: 

„Die in dem bairiſchen Rheinkreije vorgefallenen öffentlichen Un— 
ruhen erjtrecten fich bald mehr bald weniger auch auf das an- 
grenzende Fürftenthum Lichtenberg, was wegen feiner von dem Sitz 
der Regierung entfernten Lage und des Hieraus hervorgehenden 
Mangels hinlänglich erefutiver Macht, von den Leitern der unruhigen 
Bewegungen zur Unterftüßung ihrer ftrafbaren Abjichten vorzugs— 
weile auserjehen worden war. Seit Jahr und Tag hatte die herzogl. 
fürftl. Regierung nicht3 unverſucht gelafjen, den immer wiederholten 
unmittelbaren Verfuchen der Unruhftifter in dem fönigl. bairifchen 
Rheinkreife, die herzoglichen Unterthanen überhaupt, inZbejondere 
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aber die dortigen Staatödiener, zur Untreue gegen ihren Landes— 
bern, jowie zum Ungehorjam gegen die beftehenden Gejege und 
Verordnungen zu verführen und die Neigung zu diejer Verführung 
durch Beitung3blätter zu erweden und zu unterhalten, deren bis 
zur höchſten Frechheit getriebener Inhalt diefe Abficht nur zu oft 
erreichen ließ, nach allen ihren Kräften und Mitteln entgegenzumirfen, 
und jo war ed denn der Regierung bis zum 26. Mai d. J. 
gelungen, die immer erneute Aufregung der Gemüther wieder zu 
bejänftigen und jelbjt noch die Ordnung und Ruhe aufrecht zu er= 
halten, ala, nach betrübenden Vorgängen in der Nachbarjchaft, auch) 
da3 herzogl. Landesgericht zu St. Wendel ſich zu irrigen Theorien 
binreißen ließ und den Grundjaß als Urtheil ausſprach, daß Ver— 
ordnungen, welche nicht mit Zuftimmung der in dem Fürſtenthum 
Lichtenberg bejtehenden Provinzialitände erlaffen worden wären, für 
wirkungslos erachtet werden müßten. So erichien der 27. Mai, 
an welchem auf dem Schloßberge bei Hambach ein jogen. deutjches 
Feſt gefeiert worden ift, dad von den revolutionären Parteien im 
Rheinkreife angeordnet und mit den wirkjamften Mitteln unterjtüßt 
nicht nur die allgemeinjte Theilnahme erregte, ſondern auch in vielen 
andern deutſchen Gegenden nachgeahmt wurde. 

Auch in dem Fürſtenthum Lichtenberg verſammelte ſich an 
dieſem Tage auf dem ſogen. Boſenberge, ungefähr eine halbe Stunde 
von der Stadt St. Wendel, ein zahlreicher Volkshaufen unter dem 
Vorwande, ein Maifejt dajelbjt begehen zu wollen. Anfangs unter- 
nahmen die Anweſenden nicht3, was Bejorgnifje für die Erhaltung 
der öffentlichen Ruhe und Ordnung hätte begründen können. Allein 
bald ward zur Errichtung eines, mit einem jogen. Freiheitsfäppchen 
und mit den jogen. deutjchen Freiheitsfarben verzierten Freiheits— 
baume3 vorgejchritten. Der wegen revolutionärer Umtriebe von 
jeinem Amte juspendirte und in Unterſuchung befangene evangelijche 
Pfarrer Juch hielt eine Anrede an dad verjammelte Volk, dad nun- 
mehr, von der Bedeutung des Tags und beraufchenden Getränken 
erhitt, den errichteten Freiheit3baum ergriff und mit ſolchem am 
Abende des 27. Mai unter fortwährendem Lärmen und Tumult in 
der Stadt St. Wendel einzog. Hier ward der gedachte Baum 
iwieder in der Mitte der Stadt aufgerichtet und mit der drohenden 
Aufichrift verjehen, daß derjenige des Todes jein folle, der ſich an 
jenem Baum vergreifen würde. Vergebens erjchöpfte noch an diejem 
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Tage bis gegen Mitternacht und am Morgen des folgenden Tages 
die herzogl. Regierung zu St. Wendel alle erdenklichen Mittel be- 
ruhigender Verftändigung und Ueberredung, die Bewohner der Stadt 
zur Niederlegung und Wegihaffung des errichteten Freiheitsbaums 
und zur Einftellung der immer weiter um fich greifenden tumul- 
tuariichen Bewegungen zu vermögen. Allein alle diefe Bemühungen 
blieben nicht nur gänzlich fruchtlos, jondern als die Regierung die 
ihr zu Gebote jtehenden polizeilichen Mittel in Anwendung bringen 
ließ, die Ruhe auf den Straßen herzuftellen und den errichteten 
Hreiheitäbaum niederzulegen, ward dieſen Beftrebungen offenbare 
Gewalt entgegengejeßt; es wurde in den Straßen „Bürger heraus“ 
gerufen, auf Bürgertrommeln durch die Straßen Generalmarjch ges 
ſchlagen, die Bewohner Tiefen mit Aexten und Beilen bewaffnet zu= 
jammen, und eine aufs höchſte gereizte und erbitterte Menge umgab 
den errichteten Freiheitäbaum jo gedrängt und dicht, daß es bei der 
großen Mehrzahl der Empörer unmöglih war, den beabjichtigten 
Zweck zu erreichen und der Autorität der Behörden die gehörige 
Achtung zu verichaffen. 

Da nun die Herzogl. Regierung ſich ohne zureichende Mittel 
befand, den außgebrochenen Unruhen Grenzen zu jeßen, jo blieb ihr 
fein andrer Ausweg übrig, als der ihr für diefen Fall extheilten 
Inſtruktion ohne längeren Berzug nachzukommen und — in Folge einer 
durch die nicht dankbar genug zu verehrende Bereitwilligfeit Sr. 
Majeität des Königs von Preußen im März v. J. der herzogl. 
jachjen=coburgsgothailchen Staatsregierung von der fönigl. preußiichen 
auf diplomatiichem Wege gewordenen Zuficherung — am Abend 
de3 28. Mai d. %. aus den benachbarten preußiichen Garnilonen 
Militär zu requiriren, welches auch, nachdem diefem Erjuchen auf 
die gefälligfte und dankbarſt zu erfennende Weile entiprochen worden 
war, um Mittag de3 folgenden Tages, in der Stärke von 300 
Mann Infanterie, in der Stadt St. Wendel einrüdte. 

Sowie die Bewohner der Stadt das anrüdende preußilche 
Militär bemerkten, räumten fie unverzüglich den errichteten Freiheits— 
baum hinweg, und zogen fich in ihre Wohnungen zurüd, jodaß bei 
dem Eintreffen de3 preußiichen Militärd die Ruhe in der Stadt 
icheinbar ganz hergeftellt war. Der Stadtrat und die Bewohner 
der Stadt verficherten nunmehr vollitändige Unterwerfung unter 
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die obrigfeitliche Autorität, indem fie fich indgefammt verbindlich 
erflärten, für ungeftörte Ruhe und Ordnung jelbjt haften zu wollen. 

Mit diefen bündigen Berficherungen und Betheuerungen ver= 
banden diejelben dringende und flehentliche Bitten um baldige Ent- 
fernung der beigezogenen preußifchen Truppen, und jo glaubte die 
berzogl. Regierung zu St. Wendel die Zeit ſchon wieder zurück— 
gekehrt zu jehen, wo fie im DBertrauen auf die erhaltenen Zufiches 
rungen allein unter dem Schuße der beftehenden Gejeße die ihr an- 
vertraute Verwaltung des Landes fortführen könne und gab, was 
indes höchiten Orts jehr nachdrüdlich gemißbilligt und verwielen 
worden ift und nicht wieder jo vorkommen wird, zu der nad)= 
gefuchten Zurücziehung des preußifchen Militärs ihre Zuftimmung, 
welches nunmehr am folgenden Tage, den 30. Mai d. %. Mittags, 
in jeine Garnijon zurückkehrte. Allein die eingetretene Ruhe war 
von furzer Dauer. Bald nach dem Abgang des preußiichen Militärs, 
am 1. Juni, fehrte der Advofat Hallauer au St. Wendel von 
dem Hambacher Felt dahin zurüd. Unmittelbar nad) feiner Rück— 
fehr — noch zur Zeit unbefannt durch welche Mittel oder aus 
welchen Urſachen — verlor fi) der gute Eindrud, den das ge- 
mäßigte und nachficht3volle Benehmen der Regierung auf die Ge- 
müther gemacht zu haben jchien, von Stunde zu Stunde, der Straßen- 
unfug begann auf? Neue; e3 ward an die Errichtung neuer reis 
heit3bäume Hand angelegt, in dem von dem Dirigenten der Regierung 
bewohnten Theil des herrichaftl. Gebäudes wurden die Fenſter ein= 
geworfen, und es verbreitete fich eine jolch ungewöhnliche Aufregung 
aller Gemüther, daß ein großer Theil der dortigen Bewohner fich 
zu öffentlichen Berathungen verfammelte, in welchen endlich die 
Verwirrung jo weit ging, daß man den Beſchluß faßte, die Re— 
gierung daſelbſt aufzuheben, derjelben diefe Aufhebung förmlich zu 
verfündigen, jodann eine neue Regierung einzufeßen und eine neue 
Verfaſſung dajelbit einzuführen. 

Diefe unerhörte Aufregung vermehrte fich zuſehends in einem 
höchſt bedenklichen Grade, und es machten ſich jogar Spuren be= 
merklich, auch da3 bisher theilnahmlos gebliebene platte Land auf- 
zuregen und alddann bei dem Gintritt energiſcher Regierungsmaß— 
regeln auf die thätige Beihilfe des benachbarten, gleichfall3 im Zus 
ftande höchiter Gährung befindlichen bairiſchen Rheinkreiſes, ſowie 
auf die Mitwirkung des nahe grenzenden Frankreichs fich zu ftüßen. 
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Kaum läßt fich bezweifeln, daß bei dem Hambacher Fefte, von welchen 
der Advofat Hallauer in der größten und leidenjchaftlichiten Er- 
bitterung zurüdfehrte, geheime Verbindungen und Beſprechungen für 
den Fall einer Erplofion an irgend einem Orte jtattgefunden hatten, 
und daß man fich für überzeugt erachtete, auf irgend eine thätige 
und wirkſame Unterftüßung rechnen zu fönnen. 

Als einer mitwirkenden Urjache zu der dargeftellten Aufregung 
und Gährung darf auch des Umftandes gedacht werden, daß Geld- 
vertheilungen jtattgefunden haben ſollen, und daß die dermalige große 
Theuerung der Lebendmittel und der theilweiſe Mangel derjelben, 
wenn auch vielleicht nur künſtlich herbeigeführt, doch die ärmere 
Klaſſe zu einer Art von Verzweiflung getrieben haben kann. 

Seit jenem Ereignifje find nun zwar, dem Vernehmen nad), 
feine jo ftrafbaren Exceſſe wieder vorgefallen, die herzogl. Staats— 
regierung muß jedoch angelegentlich wünjchen, für den Fall, daß fich 
dergleichen erneuern follten, was bei der noch nicht bejeitigten Auf: 
regung der Gemüther jeden Augenblic zu bejorgen ift, bundesgejeß- 
licher Hilfe in der Nähe gewiß zu fein, die auf Erjuchen jogleich 
zur Hand wäre und allerding am füglichiten durch das in der 
Nähe befindliche königl. preußiiche Militär bewirkt werden könnte, 
überläßt indes vertrauenzvoll der Hohen Verſammlung die zu er: 
greifenden Mabregeln. a 

Auch in diefer officiellen Banquerotterflärung der Kleinſtaaterei 
fehlt es nicht an der Beichönigung der eignen Schwäche und poli= 
tijchen Unfähigkeit, jowie an verſteckten Anklagen gegen den böſen 
bairiichen Nachbar und der Naivetät und Dunkelheit der Darftellung. 
Der Charakter der Bewegung jelbjt ift nicht wejentli) von dem 
der übrigen Tumulte verjchieden und hat vorwiegend den der fran— 
zöfilchen Vorgänge; nur durchgeführt auf einem kleinen, ringsum 
von anderen Gewalten umgebenen Territorium, getragen von einer 
Bevölkerung ohne den geringiten politijchen Inſtinkt und ohne die 
Dispofition für einen immer zunehmenden revolutionären Taumel, 
der von rückſichtsloſen Führern vorwärts geftoßen ein erregtes Volk 
zu einem gewillen Ziele führen fann. 

Als der herzogl. ſächſiſche Herr Gejandte geendet Hatte, erhob 
jich Oldenburg, um jeinen Bedenken wegen de3 benachbarten Birken— 
feld Ausdrud zu geben; e3 jet zwar jebt die Bevölkerung wie immer 
mufterhaft ruhig, man fünne aber doch nicht willen, ob die jchlimmen 
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nachbarlichen Glemente nicht auf die loyalen Unterthanen Oldenburgs 
einen nachtheiligen Einfluß ausüben würden. Nachdem dann Preußen 
jeine Hilfe zugejagt hat, wird diefem Staat der Dank der Verfamm— 
(ung ausgeſprochen und die herzogl. ſächſiſche Regierung aufgefordert 
ſich künftig der „Hilfe nicht früher zu begeben ala bis die zur Be— 
feitigung der Ordnung und der landesfürftlichen Autorität erforder- 
lichen Maßregeln getroffen worden find.“ 

Der weitere Verlauf diefer Angelegenheit ift für die Kenntniß 
jener Zeit in vielen Beziehungen in jo hohem Grade lehrreich, daß 
eine furze Darlegung der Hauptmomente zweckmäßig erſcheint. 

Am 19. Juli theilte der preußiiche Gelandte der Bundesver- 
jammlung mit, daß auf dringenden Wunsch der herzogl. Regierung 
abermals eine preußiiche Beſatzung nah St. Wendel gelegt worden 
jei, um die in Folge einiger von jener Regierung vorgenommenen 
DVerhaftungen von neuem audgebrochenen Unruhen zu dämpfen, was 
denn auch ohne Weiteres gelungen ſei; im Anjchluß hieran bemerkte 
der herzogl. jächfiiche Gejandte, daß fein Herr einen Generalcommiflär 
nad) St. Wendel geſchickt habe, um die Regierung zu übernehmen. 

Nachdem alle dieje Erklärungen an die Fünfercommiffion ab- 
gegeben waren, berichtete Namens derjelben der fünigl. ſächſiſche 
Gejandte Freiherr v. Manteuffel am 26. Juli und erklärte: 

„Die entfernte Lage des Fürſtenthums vom Sitze der Regierung 
fann den Mangel Hinlänglicher erecutiver Macht nicht rechtfertigen. 
Die berzogliche Regierung hatte jeit Jahr und Tag Verſuche wahr: 
genommen, um die Unterthanen und Staat3diener zur Untreue, zum 
Ungehorjam gegen die Behörden und Geſetze zu verführen. Die 
Aufregung im Nachbarlande war notoriſch, das Hambacher Felt 
wurde mehrere Tage vorher angekündigt. Deſſen ungeachtet war e3 
nicht gelungen, die zu bejorgenden Unruhen zu hindern.“ 

63 jei zwar, bemerkt die Commiſſion weiter, von Preußen in 
der Noth geholfen worden, allein es jet doch unzweifelhaft, daß die 
Bundesſtaaten fich jelbit zu helfen hätten. Aus den ſächſiſchen Er— 
flärungen jei nicht erfichtlich, ob die Behörden wieder in Autorität 
und Funktion wären und welche Maßregeln weiter, namentlich zur 
Unterfuhung getroffen jeien. Demgemäß lauten auch die Anträge 
der Commiſſion, an deren Schluß es heißt, daß die preußiiche 
Regierung ihre Truppen nicht eher zurücziehen möge als bis auf 

Fiſcher, Geſch. des deutihen Bundestags zu Franff. a, M. 25 
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Bericht der herzoglichen Regierung darüber von der Bundesverfamm- 
lung Beſchluß gefaßt worden jei. 

Der herzogliche Gejandte erklärte, daß das lichtenbergiiche Con— 
tingent al3 ein Theil der Referveinjanteriedivifion allerdings bereit 
gewejen, aber wieder entlafjen worden jei, weil zu befürchten geweſen, 
daß e3 mit den Aufrührern gemeinfame Sache gemacht hätte, aus 
Goburg-Gotha aber Truppen Hinzujenden, jei bei der großen Ent— 
fernung und dem Mangel einer Militärftraße nicht möglich geweſen. 
Troß diejer und weiterer Erklärungs- und Beichtwichtigungsverfuche 
wurden die Anträge der Commiſſion angenommen. 

Nachdem am 9. Auguft der preußijche Gejandte den dringenden 
Wunſch feiner Regierung die preußiichen Truppen zurückzuziehen 
vorgetragen hatte, wurde nach Bericht des Herrn von Manteuffel 
beihloffen, die herzogliche Regierung um jchleunigfte Mittheilung 
über den Stand der Sache aufzufordern und wegen Ginrichtung 
einer Militärſtraße zwiſchen Coburg oder Gotha und Lichtenberg 
mit den betr. Regierungen die Unterhandlung zu eröffnen. 

Unter Anerkennung des mufterhaften Benehmen? der preußi- 
ſchen Truppen glaubte der herzogliche Geſandte demnächſt die bezüg- 
lichen Mitteilungen machen zu fünnen. Am 20. September wurde 
dann von dem Genannten ein eingehender Bericht über die Thätig- 
feiten de3 Generalcommiljärd vorgetragen. Nachdem die Verhaf— 
teten und die verhängten Strafen mitgetheilt, wird noch einmal 
bejonder3 hervorgehoben, daß nicht durch die Mißregierung des 
Landes, jondern einzig und allein durch Einwirkungen von außen 
der Aufruhr entjtanden jet. 

„Um indes“, heit es dann wörtlich weiter, „auch der möglichen 
Bejorgniß zu begegnen, daß in der Verwaltung des Fürftenthums 
Gebrechen fich befinden möchten, welche Sr. herzoglichen Durchlaucht 
dortigen Unterthanen Anlaß zu gerechten Klagen und Bejchwerden 
geben Könnten, haben Höchſtdieſelben die dortigen Provinzialſtände, 
Landrath genannt, zufammen berufen lafjen, und Höchſtihren in dem 
Fürſtenthum anweſenden Generalcommifjar beauftragt, denjelben mit 
dem Zuftand des Landes, dem Gange und den Ergebnifjen der 
Verwaltung genau befannt zu machen, deſſen Anträge und Wünſche 
zu vernehmen und ©r. herzoglichen Durcjlaucht Entjcheidung zu 
unterlegen.“ 

Nachdem hierauf der Antrag geftellt worden, daß die Bundes— 
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verjammlung die Zurüciehung der Truppen beichließen möge, auch 
darauf Hingewielen, daß jchon der vielen Zölle wegen die Abjendung 
von coburg=gothaiichen Militär nach St. Wendel faum möglich 
lei, und der preußiiche Gejandte nochmals den Wunſch jeiner 
Regierung hervorgehoben hatte, wurde die Sache wieder an die 
Fünfercommiſſion verwieſen. Da regte jich die Gemeinde St. Wendel 
jelbjt und jandte eine Deputation an die Bundesverfammlung, um 
diejelbe um die Aufhebung der Einquartierung anzugehen, denn nach - 
einer Eingabe des Landraths koſte diejelbe ſchon 30,000 Gulden ; 
jedem Höchjtbefteuerten koſte diejelbe bi3 jeßt weit über 1000 Gulden. 
In dem Bericht der Commiſſion wird namentlich auch darauf Rück— 
jicht genommen und bemerkt: wenn der Zandrath in jener Eingabe 
lage: „eg müſſe empören, wenn man bedenke, daß der größte Theil 
der Ginwohner von St. Wendel, und namentlich faft alle Höchft- 
bejteuerte, an der Veranlaſſung zu der militäriichen Bejegung nicht 
den geringiten Antheil genommen hätten und folglich ohne alle 
Schuld um ihr Vermögen kämen“, jo ftehe dies doch in einem 
bemerfenäwerthen Gegenfat zu dem Bericht de3 herzoglichen Gejandten, 
der von der großen Mehrzahl, ferner von allen Gemüthern 2c. ges 
Iprochen habe. Außerdem ſeien die preußilchen Truppen nicht ala 
Grefutivtruppen von St. Wendel, Jondern als Garnijon anzujehen, 
welche nicht eine Gemeinde-, jondern die Staatzfaffe zu bezahlen 
hätte. Folgt dann die Mittheilung aus dem Bericht des öftreicht- 
ſchen Feldmarſchallleutnants, Prinzen von Hohenlohe - Langenburg, 
über die furz vorher erfolgte Mufterung des coburg = gothailchen 
Bundescontingents, daß ftatt der 1366 Köpfe, die hätten vorhanden 
fein jollen, nur 950 da waren, aljo 407 abwejend waren. Don 
diefen wurden 260 als im Fürftenthum Lichtenberg befindlich ange- 
geben; wo Diejelben aber während der Unruhen geweſen jeien, gebe 
aus den Akten nicht hervor; diejes Lichtenbergijche Contingent werde 
ja auch wohl zur Aufrechterhaltung der Ordnung genügen. Die 
Commiſſion beantragte, daß die preußiichen Truppen jo lange noch 
dajelbit bleiben müßten, biß ein coburg-gothaiſches Contingent dort 
eingerüct ſei; alle Gejandten ſtimmten diefem Antrage bei, der 
bairijche nicht ohne daß er vorher auf den unruhigen Charakter der 
Bewohner von St. Wendel Hingewiejen hatte. Am 11. Oktober 
eröffnete der preußiiche Gejandte, daß die Herzogliche Regierung 
zwar nicht 260 Mann, wie die hohe Verſammlung beſchloſſen, 
25 * 
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fondern nur 150 Mann im Fürftenthum aufftellen wolle; da nun 
noch Monate vergehen würden ehe jene Truppenhöhe erreicht jein 
werde, und die Stadt durch die preußijche Beſatzung bis zur Er— 
ichöpfung belajtet werde, jo wünſcht der Gejandte den preußiſchen 
Berehlahaber zum Abmarjch anweiſen laſſen zu können. Die Bundes- 
verſammlung bejchloß demgemäß in der folgenden Sitzung nad) 
dem Gutachten der Commiljion. 

Diefe Vorgänge waren e3 bejonderd, welche den Herzog von 
der Unmöglichkeit überzeugten, dieſes Fürſtenthum noch länger 
ſouverän zu verwalten; im Jahre 1834 Fonnte der Bundesverſamm— 
lung der Abtretungsvertrag an die Krone Preußen unterbreitet 
iverden. 


Yünftes Kapitel. 
Das Frankfurter Attentat und die demagogiichen Umtriebe.*) 


" Schon die Freiheit3bewegungen der romanijchen Bevölferungen 
während der zwanziger Jahre und da3 darauf folgende Unterdrüdunggs 
ſyſtem Hatten zu geheimen politiichen Verbindungen geführt, von 
denen die befanntefte die der Garbonari ift. Der Mittelpunft der- 
jelben war Paris geworden. Da aber die Leitung derjelben von 


*) Das Material zu diefem Kapitel ift den Unterfuchungsatten der Bun: 
bescentralbehörde entnommen, welche fich jebt in vier ftarfen Convoluten im 
hiefigen Bundesarchiv, Schrank I, Fascifel 37 a—d befinden. Eine reich: 
lich, wenn auch nicht jelten recht trüb fließende Quelle für die Kenntniß 
der Frankfurter Zuftände, namentlich der damaligen Yuftizpflege und Ver— 
waltung, ſowie der großen Politit des Senats, auch dem Bundestag und 
Preußen gegenüber, und Perfonalien beſonders der Gefandten bietet ſich in 
dem anonym erjchienenen Buch: „WVierzig Jahre aus dem Leben eines Todten.“ 
(1790—1830) 3 Bände, Tübingen 1849. Dfianderiche Buchhandlung, und 
in der Yortfegung: „Noch fünfzehn Jahre aus dem Leben eines Todten.“ 
(1830— 1845.) 1 Band Tübingen 1853. Beide Bücher rühren von einem 
geborenen Frankfurter her, dem Hauptmann K. Friedrich, ehemals in fran- 
zöſiſchen und preußiichen Dienften. 
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nationalen Erhebungen, Klagen und Staatenbildungen nicht? wiſſen 
wollte, jo ſtiftete Mazzini in Marfeille, zunächft für Italien einen 
geheimen politiichen Verein, welcher zur Einigung und Republifani- 
firung Italien führen jollte, diefen Verein nannte er bekanntlich 
„das junge Stalien“. Der Mißerfolg der polnischen Inſurrection 
trieb auch diefe Bewegung in das Geleije der geheimen Klubs und 
in die Arme jenes zünftigen Verſchwörers Europas; e3 fam auch zur 
Gründung eines jungen Polens. Ein bei dem deutjchen Journaliſten 
Garnier aus Raftadt vorgefundener Brief, gezeichnet von Strozzi, 
dem unftreitigen Pjeudonym für Mazzini, mit dem Stempel der 
Parijer Stadtpoft vom 17. Februar 1833 verjehen, gibt zunächſt 
eine Ginficht in die Organilation de3 jungen Staliend. An der 
Spitze deſſelben jtehe, jo heißt e3, ein Gentral-Gomite in Marjeille, 
in jeder der "Provinzen, in welche Italien zerfalle, beitehe ein 
Gomite, in jeder Stadt ſei ein Ordinatore und Propagatori, letztere 
mit dem Rechte, in die Verbindung aufzunehmen. Daraus jolle 
allmählich ein junge® Guropa fich entwideln. Le dernier but, 
heißt e3 in dem «Briefe, devrait &tre celui de constituer une 
grande federation Europeenne des r&publiques assocides entre 
elles par tous les moyens possibles. 

Dieje Beziehungen jollten indes fi) noc minder mächtig er— 
teilen, al3 diejenigen de3 revolutionären Frankreichs und der land» 
flüchtigen Polen. Am frühften und engjten traten die Würtem— 
berger und die Rheinbaiern mit diefen Glementen in Beziehung. 
Außer dem Buchhändler Frankh in Stuttgart, der namentlich enge 
Beziehungen mit Paris pflegte, waren e3 die Advofaten Rödinger 
und Tafel in Würtemberg, die Dr. Siebenpfeifer, Wirth u. A. in 
Rheinbaiern, Pfarrer Weidig, Apotheker Trapp u. W. in Heſſen; 
Adv. Dr. Gärth u. A. in Frankfurt, welche in Beziehung mit jenen 
ausländiſchen Revolutiongmännern die Frage der deutichen Einheit 
und Freiheit durch Begründung von Journalen, Preßvereinen, 
Wahlklubs zc. zu löjen verjuchten. Schon im Herbit 1831 wurden 
von den oben genannten Wiürtembergern Wahlklub3 gejtiftet, „die 
wie in dem benachbarten Frankreich im Stillen die heilige Gluth 
der Freiheit nähren ſollten“; ihr publiciftiiches Organ der „Hoch— 
wächter“ war, wie die Bundescentralbehörde jagt, das Orakel 
diejer Eleinftädtiichen Politiker; ähnlich auch in Rheinbaiern, nur 
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zeigte jich Hier bald infofern ein Widerſpruch gegen die Leitung, 
als Wirth ernftlich vor den Franzojen warnte, die mit ihren Frei— 
heitätiraden doch nichts ander? als das linfe Rheinufer wollten ; 
daß man ihn im übrigen für den entjchlofjeniten Führer auf dem 
einmal betretenen Wege hielt, zeigt feine feierliche Umgürtung mit 
einem Schtwerte während de3 Hambacher Feſtes. In den landaräf- 
(ich beffen Homb. Staaten waren e3 bejonderd die Brüder Breiden- 
ftein, der eine Dr. med. und heiten homb. Militärarzt, der andere 
cand. jur., welche durch die hannoverſchen Flüchtlinge Dr. Schufter 
und Raujchenblatt mit der revolutionären Propaganda in Paris die 
engjten Beziehungen unterhielten ; außerdem fehlte e3 nicht an Gmiffä- 
ren, namentlich) Polen, die das Verſchwörerhandwerk auch in Deutjch- 
land zu verbreiten juchten, in Baden waren Rotteck und Welder 
die Mittelpunfte der politiichen Bewegung, die aber von den Wegen 
der Verſchwörer weit entfernt blieben. Auch im Großherzogthum 
Helfen, namentlich in Oberhefjen übten die revolutionären Bewegun— 
gen Frankreichs, Belgiend und Polens einen mächtigen Einfluß aus. 
Schon im Herbft 1831 ftiftete in Gießen der Advokat Banja einen 
Leſeklub, wejentlich veranlagt von dem jpäter nach der Schweiz 
auggewanderten Profeſſor Carl Vogt und dem nach Amerifa aus— 
gervanderten Advofaten Folleniuß, die Handwerker wurden heran 
gezogen, und der Anfangd 1832 gegründete Preßverein fand im 
Großherzogthum Heilen jo großen Anklang, daß allein in dem 
kleinen Landftädtchen Butzbach 170 Bürger ſich zu regelmäßigen 
Seldbeiträgen für die Vereinszwecke verpflichteten. 

Vorzugsweiſe wurde die Aufregung aber durch Polendurchzüge 
genährt. Im Winter 1831/32 kamen 2—3 ſolcher Polentrupps 
durch Gießen, die Studenten zogen ihnen entgegen, Abendeſſen wur— 
den ihnen von den Genannten gegeben; der Apotheker Trapp hatte 
während de3 Winterd nach jeiner Angabe über 50 polnische Offiziere, 
die durch Friedberg kamen, beherbergt. Man ftiftete Vereine, meift 
Frauenvereine genannt, zur Unterjtüßung der flüchtigen Polen. Zu 
dem KHambacher Feſte wurden Deputirte gewählt und auf Vereins— 
foften abgejandt. Aehnliche Eleine Feite wurden in Heflen abgehalten. 
Im Jahre 1832 wurden Vollaverfammlungen in verjchiedenen 
Dörfern veranftaltet, in welchen verlangt wurde: Preßfreiheit, all: 
gemeine3 Betitionsrecht, Bürgerbewaffnung, landſtändiſche Repräſen— 
tation in allen Bundesitaaten ; „eine mehr demokratiſche Organijation 
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des deutjchen Bundes’ und größere Einheit zwijchen den deutſchen 
Bundezftaaten, namentlich) durch völlig freien Verkehr. Im Som- 
mer 1832 hielt man eine Verſammlung in Frankfurt ab, in welcher 
man fich über die Abfafjung einer Schrift zur Aufklärung des 
Landvolf3 insbejondere einigte. ine bezeichnende Stelle aus diejer 
lautet: „Schmad) und Schande über und, wenn wir uns da3 gefallen 
lafjen (nämlich die Bundesbejchl. vom 28. Juni 1832). Sind wir Schafe, 
jo geichieht und Recht, wenn wir gejchoren werden, und erjt wird 
man und jcheren und dann wird man uns jchneiden. Aber wir 
find deutjche Männer, die ihr gute Recht kennen, und ihr gutes 
Recht zu behaupten willen. Was werden wir aljo thun? Die 
Antwort ift jehr einfach: Halten ung die Fürſten ihr Wort nicht, 
jo find wir auch den Fürften nichts ſchuldig; wir find ihnen aljo 
auch feine Steuern und Abgaben mehr jchuldig.“ Mit Gewalt möge 
man fich den Steuererhebern und den Soldaten, die übrigens mit 
dem Wolfe gemeinjame Sache machen würden, widerjegen; fommen 
aber Preußen und Deftreicher, dann jolle man die Franzojen um 
Hilfe rufen. Derartige VBerfammlungen und Beſprechungen wieder- 
holten jich in Frankfurt noch mehrfach. Beſonders lebhaft wurden 
die Berathungen in Gießen und dejjen nächiter Umgebung fort- 
gejeßt. Namentlich zwilchen Bürgern und Studenten entwicelte 
ſich daſelbſt ein lebhafter politiicher Verkehr; jo jchlofjen fich all- 
mählich 90 Theilnehmer zu einem Comité zuſammen, welches wieder 
in eine Anzahl Kränzchen zerfiel, die ſich wöchentlich verjammelten. 
Die Frage der Bewaffnung wurde öffentlich bejprochen und dabei 
auf die in den Dörfern noch vorräthigen Gewehre der Landwehr 
gerechnet, dabei unterhielt man regen Verkehr mit Baden, Rhein— 
baiern und inZbejondere Kurheſſen, namentlih mit dem Apotheker 
Döring in Kurhefien, wahrjcheinlich auch mit dem Profefjor Jordan 
dajelbjt, dem indefjen von feinen Leuten die größte „Lauheit“ vor- 
gervorfen wurde. Auch im Zujammenhang mit den franzöfiichen 
Revolutionären hielt man fich. Im Juli 1832 erjchien ein polnischer 
Offizier bei dem Apothefer Trapp in Friedberg und legitimirte ſich 
durch ein Empfehlungsjchreiben Lelewels als ein Abgejandter des 
revolutionären Vereins in Paris; dieſer berief dann noch einige 
Geſinnungsgenoſſen, denen der Emifjär, welcher auf den Paß eines 
Weinhändlers reifte, auseinanderjeßte, daß er im Auftrage des 
Parijer Vereinz reife, um die Bildung politiiher Vereine in Deutjch- 
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land zu veranlafjen; zugleich legte er eine Reihe von Adreſſen an 
die in Betracht fommenden Perjönlichkeiten vor. Man nahm die- 
jelben entgegen, gab ihm eine Reijeunterftügung und er reifte nad) 
Gafjel weiter. Unterwegs ſprach er bei Banja vor und redete viel 
von jeinem Ginverftändnifje mit Lafayette, jowie von jeinem Zwecke, 
der unter andern darauf hinauslaufe, für den Fall eines Krieges 
zwijchen Frankreich und Deutjchland Rückhalt zu gewinnen, ſodann 
fand er fich bei Jordan ein, der zum Landtage in Gafjel war; 
bei diejem fand er dann die gebührende Abweilung. Ein anderer 
Emiſſär, der ehemalige polnijche Offizier, wie es jcheint ein Schwede 
von Geburt, Bohemann, erſchien mit einem Gertififat von Lafayette 
in Gießen, der mit Profefjor Vogt verhandelt habe. 

Mittlerweile Hatten fich die Pläne der revolutionären Erhebung, 
namentlich durch Frankh und Adv. Dr. Gärth betrieben, jchon etwas 
areifbarer geſtaltet. So erjchien im Februar 1835 Frankh in Butz— 
bah, wo er bei Rektor Weidig u. A. von der bevorftehenden 
Revolution ſprach und, ebenjo wie auf jeiner weiteren Reiſe nach 
Gießen und Marburg, über Preßvereine, Beichaffung von Geld- 
mitteln und dergleichen. Auch Breidenjtein aus Homburg erjchien 
jpäter und gab vor, daß er einen großen Theil des homburgijchen 
Militärs für die Revolution gewonnen habe, und jobald fie in Frank— 
furt auöbreche, wolle er mit jeinen Leuten dorthin marjchiren. 
Weiter lief ein Brief ein, in welchem mitgetheilt wurde: die Frank: 
furter und namentlih Dr. Gärth, hätten die Gewißheit erlangt, 
daß Oberleutnant Koſeritz das würtembergiſche Militär zum großen 
Theil jchon für die Theilnahme an der Revolution gewonnen habe 
und fi) bemühe weitere Anwerbungen im Militär zu bewirken. 
Außer jenem Bohemann, der übrigens ſchon in Hambach zu einer 
Ueberrumpelung von Landau gerathen hatte, auch bei den Unruhen in 
Et. Wendel und Meijenheim thätig geweſen war und fich zu einem 
Attentat auf Louis Philipp bereit erklärt hatte, war es der in Polen 
geborne polnische Major Meisner, der einen lebhaften Verkehr mit 
Frankfurt und anderen Städten unterhielt, indem er zur Erhebung 
der Waffen rieth und eine Cooperation mit den in Beſançon befind- 
lichen Polen in Ausficht ſtellte; Raufchenblatt, der erklärte, man 
müfje erſt durch Kravalle das deutſche Volk zur Revolution zeitigen, 
jagte die Unterjtüßung der deutjchen Emigranten, namentlid) von 
Straßburg aus zu; Andere, wie namentli” Dr. med. Gujtav 
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Bunjen in Frankfurt bearbeiteten die Burſchenſchaften, ſodaß ſich 
ſechs Mitglieder der Heidelberger, jowie Einzelne der Münchener, Er— 
langer, Würzburger, Göttinger, Tübinger, Gießener und enaer 
Burſchenſchaft an dem Aufſtand betheiligen zu wollen erklärten. 
Auch in Meb, hieß e3, ſei ein Haufe zum Einfall in Deutjchland 
bereit, gleichzeitig werde in Lyon eine bewaffnete Erhebung jtatt= 
finden. Auch in Rheinheſſen war die Einleitung zur Erhebung ge- 
troffen, namentlich) durch Verbreitung des „Wächter am Rhein“ und 
der DVorrede zu Heine’3 „franzöſiſche Zuftände”. Die Pläne des 
würtembergiſchen Oberleutnant3 Kojerit zu Ludwigsburg: einen Theil 
des würtembergijchen Militär für die Erhebung zu gewinnen, nahmen 
nur jchlechten Fortgang. Am 10. Februar 1833 nämlich erjchienen 
die Frankfurter Advofaten Dr. Gärth und Dr. Neuhoff bei Pfarrer 
Ali in Betterweil, bei welchem fich ſpäter auch Rektor Weidig aus 
Butzbach einfand. Die Frankfurter erklärten hier, jie würden ſich 
von dem Aufruhr in Frankfurt nicht zurüdhalten laſſen, wenn auch 
die Wirtemberger nicht losichlagen wollten. Weidig erflärte die 
Sache für ganz erfolglo8 und verweigerte jeine Theilnahme. In 
Mißbehagen und mit dem Vorbehalte weitere Mittheilungen abzu— 
warten, trennte man jich. 

Für den 3. März wurde dann eine Verfammlung der Füh— 
rer nach Großgartach bei Heilbronn zu einer Berathung aus— 
gejchrieben. Von den Erwarteten und angeblich Eingeladenen fanden 
fich dajelbjt aber nur ein: Oberleutnant Kojeri und Gürtlermeifter 
Dorn aus Ludwigsburg, Advokat Gärth aus Frankfurt, Kandidat 
Breidenjtein, Apotheker Trapp aus Friedberg, welche jich unter 
Führung eines jungen Mannes aus Großgartach nach dem Stunde 
entfernten Schlüchtern begaben, wo fie in einem Billardjaale ihre 
Beiprecjungen hielten. Gärth theilte mit, daß in den Sellern des 
Dr. G. Bunjen Waffen für mehrere Hundert Mann jeien, die 
Artillerie des Frankfurter Bürgermilitärd mit 16 Geſchützen, ſowie 
die zwei in der Nähe von Frankfurt garniſonirenden preußijchen 
Regimenter — Polen — ſeien im Einverftändniß: wie es in Lyon 
losginge, jo gleichzeitig auch in Warſchau, 4—500 Polen würden 
bei Bajel über den Rhein gehen; 20 polnische Offiziere jeien von 
Lelewel zur Revolutionirung des Schwarzwaldes nad) Rorſchach 
beordert; da Frankh verhaftet ſei, müfje alsbald Losgejchlagen wer— 
den; Koſeritz jolle warten, bis der König von Würtemberg jeine 
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Refidenz nach Ludwigsburg verlege, was im Anfang April gejchehe, 
damit die Erhebung mit deſſen Gefangennahme beginnen könne; dann 
ſolle eine proviforiiche Regierung unter Leitung des Profeſſors 
Jordan aus Marburg eingelegt werden, welcher die Kurheſſen jchon 
am Schnürchen habe. Zugleich wurden dem Koſeritz 150 Gulden zur 
Beitehung des Militärs übergeben, denen dann noch per Wechjel 
aus Frankfurt 313 Gulden zugefügt wurden. Von da begab ſich Gärth 
nah Mannheim, Karlsruhe und Straßburg, Breidenftein nad) 
Siegen und Marburg. Vierzehn Tage darauf erjchien Dr. Neuhoff 
bei Kojerig mit einem Gredenzbrief Gärths; die Frankfurter ver- 
(angten auf das heftigite, daß Koferit zuerst losſchlage. Diefer 
weigerte ſich, weil er den Frankfurter Verfprechungen mißtraute; 
noch zweimal in heftigiter Weiſe von Gärth aufgefordert, jchickte 
Kofjerit den Dorn zu Gärth und ftellte ihm die Unmöglichkeit einer 
baldigen Erhebung vor; wie ein Rajender habe ſich Gärth gebärdet 
und audgerufen, er werde dann allein losichlagen; das ganze 
Militär um Frankfurt jei im Einverftändniffe, in Kurheſſen jei man 
ebenjo bereit wie im Eljaß ; bei Bunjen, berichtet der ehrliche Gürtler- 
meijter mit geheimem Grauen, habe man offen vor der bei Tifch 
jervirenden Magd von der demnächſt ausbrechenden Revolution ge= 
iprochen. Zwiſchen den Führern wurden dann die Verhandlungen 
weiter geführt: wenn der erite Schlag in Frankfurt gelungen wäre, 
dann jollten Erhebungen in Nauheim, Gießen u. ſ. w. ftattfinden, 
nachdem zu diefem Zweck durch zwei Studenten die Bauern im 
Vogelöberg und Hinterland bearbeitet worden wären. 

Ende März ftellten fich denn die Verjchiworenen allmählich im 
Frankfurt ein. Dr. med. Bunſen hatte 200 Gewehre gekauft, von 
welchen 60 an die benachbarten Bauern in Bonames vertheilt wur— 
den; deögleichen hatte er 3 Gtr. Pulver und 1 Gtr. Blei und eine 
Menge Kugeln angejchafit. 

Am 2, April kaufte Bunfen überdies 6", Dubend Raketen zum 
Signalifiren, jchwarz=roth=goldne Schärpen und Bänder wurden 
bereit gehalten. Am Mittag deijelben Tags fand nun eine Ver— 
jammlung der Verſchworenen in Bockenheim in dem Gafthof „zur 
Stadt Frankfurt“ ftatt; und zwar waren dahin nur diejenigen 
geladen, welche den Sturm auf die Hauptwache unternehmen Jollten, 
während der Angriff auf die Gonftablerwache von ganz anderen 
Glementen ausgeführt werden jollte, welche fich einzeln verabredet 
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hatten und gejondert von diejen fich verjammelten. In Bockenheim 
waren Bunſen und Ad. Dr. Körner von Frankfurt die Wortführer; 
außer dieſen Beiden fanden ſich ein nftitutlehrer des Bunfen, 
Dr. Berchelmann, jech3 Heidelberger, neun Würzburger, drei Er— 
langer und drei Göttinger Burjchenjchafter, ferner Raufchenblatt und 
noch vier Andere ein. Der Plan der Verſchwornen Tief im All- 
gemeinen darauf hinaus, jich der beiden feſten Punkte in der Stadt 
und gleichzeitig der Kanonen zu bemäcdhtigen, vom Pfarrtdurm wollte 
man Sturm läuten und dann mitteljt des in der Stadt zufallenden 
und vom Lande heranziehenden Volf3 den Aufruhr allgemein machen. 
Nachdem Dr. Bunjen nad) Eröffnung der Verfammlung diejen all: 
gemeinen Plan angegeben’ hatte, bezeichnete er als die Aufgabe der 
Verfammelten Erjtürmung der Hauptwache. Alle Vorbereitungen 
jeien getroffen, 2000 Handwerksburſchen jeien zur Unterftüßung 
bereit; auf da3 Sturmläuten würden außerdem die Sachjenhäufer 
und die Bauern zu Hilfe fommen, heifilches, würtembergijches und 
naflauijches Militär jet gewonnen. Zwei von den antvejenden 
Studenten ftellten aus Mißtrauen genaue Fragen, erhielten aber nur 
weitere Lügen als Antwort. Nach) der Leberrumpelung, wurde hinzu— 
gefügt, würde ein Comité die provijoriiche Regierung übernehmen. 
Raufchenblatt erhielt dad Commando über die ganze Unternehmung ; 
Bunjen, Körner und Berchelmann erhielten die drei Untercommando2. 
Nachdem jeder drei Flintenjteine erhalten und die tröftliche Mittheilung 
vernommen hatte, daß auch die Frankfurter Bürger zur Theilnahme 
bereit jeien, wurden fie für den folgenden Abend zu Bunjen beftellt. 

Um 3. Bormittagd neun erhielt der zufällig au Würzburg 
anweſende Rechtsconjulent Quante ein anonymes Schreiben, in wel- 
chem da3 ganze Gomplott verrathen war. Nachdem diejer dann dem 
ebenfall3 anweſenden Profeſſor Seuffert von Würzburg dafjelbe mit- 
getheilt hatte, erfolgte die gleichzeitige Anzeige bei dem bairijchen 
Gejandten von Lerchenfeld und dem erjten Bürgermeifter von Frank— 
furt, Herrn don Guaita. Daraufhin wurde die Mannjchaft der 
Hauptwache um 10 Mann verjtärkt, das Commando behielt ein 
achtzehnjähriger Unterleutnant, Patronen wurden feine ausgegeben, 
die ungeladenen Gewehre jollten in der VBorhalle hängen bleiben, die 
Mannichaft in die Wachtitube zurücgezogen werden. Die Conjtabler- 
wache erhielt gar feine Benachrichtigung ; das Linienmilitär wurde 
in die Kaſerne conjignint. 


396 


Mährend dieje „Sicherheitsmaßregeln“ getroffen wurden, er= 
Ichienen einzelne Studenten bei Bunjen und verlangten genauere Aus— 
kunst; auch diesmal nur lügenhafte Ausflüchte, nur um nicht in den 
Verdacht der Feigheit zu fommen, ließen fich die Studenten, wie fie 
jpäter zu Protokoll gaben, zur Ausführung des Vorhabens gebrauchen, 
denn fie waren, wie fie ebenfalls jelbjt jpäter angaben, nur gemißbrauchte 
Werkzeuge gewiflenlojer Führer. 

Nachdem fie zum Theil während des Tags bei Bunfen, jeder 
10—20, jcharfe Patronen gefaßt, auch das Lokal inſpicirt hatten, 
wo die Kanonen ftanden, jammelten ſich Alle Abends bei Bunjen im 
Münzhof; jeder befam ein Gewehr mit Bajonett, Binde ꝛc.; ver= 
teilt wurden Beile und Dolche; die Gewehre wurden geladen, Pa= 
tronen für die Kanonen angefertigt und als Feldgeſchrei: Muth 
und Ausdauer auögegeben. Schon Abends um ſieben hatte e3 
unter den Verſchwornen geheißen,, die Bauern fämen, jpäter äußerte 
Neuhoff jeine Bedenken und theilte mit, daß heute ganz plößlich der 
öftreichiiche Präfidialgefandte beim erften Bürgermeifter vorgefahren 
jei und lange mit ihm verhandelt habe; er jei der Meinung, daß 
Alles verrathen jei und daß man Alles beſſer aufgebe. Gärth aber 
antwortete mit heftigen Scheltworten und verlangte das Losſchlagen. 
Dann habe man, durch Bunjen angeregt, zwei Freiwillige beauftragt, 
den Oberjten von Schiller, Commandeur de3 Frankfurter Linien- 
militärd zu ermorden, nachdem der Poften niedergejchlagen jei. 
Die zwei machten fich auf, verſchwanden aber ohne nur die Aus- 
führung zu verjuchen. 

Während dieje Vorbereitungen getroffen wurden, verfammelten 
fi die andren Verſchwornen in dem Gafthof des Wirths Pauli 
hinter der Roſe, bei welchem unter dem Vorwand, daß etwas aus— 
geipielt werden jollte auf den 3. April Abends ein Lokal für 20 
bi3 25 Berjonen gemiethet worden war. Hier jammelten fich 18 
Mann; die Advokaten Gärth und Neuhoff; der Privatlehrer Ernit 
Schüler, der relegirte Student Scriba und der Student Lubainsky 
aus Gießen, ferner drei Polen, welche unter faljchen Namen im 
ruſſiſchen Hofe wohnten, zwei Polen, welche der penfionirte Gericht3- 
rath von Itzſtein am 29. März durch dag Briefpoftlärrchen nad) 
Frankfurt Tpedirt hatte, der Major Meisner und mehrere Hand- 
werfögejellen, Lehrlinge und ein früherer Sergeant, nunmehr 
Schreiber; 18 Mann in Allem. Gewehre mit Bajonetten, jcharfe 


397 


Patronen, ſchwarz- roth= goldene Binden und Schärpen, Piftolen, 
Säbel, frumme Beile an einem Strid wurden vertheilt; Mehrere 
ſchwärzten ſich die Gefichter, Einer nahm auch eine Larve vor; die 
Polen meiſt in Uniform; 10 Minuten vor Y/;10 rief Gärth: Meine 
Herrn, e3 ift Zeit. Während diefer Vorbereitungen war ein Auf- 
wartemädchen aus Schreden ohnmächtig geworden und Hatte fich 
auf das Bett gelegt: Wir Alle, jagt der naive Zeuge aus, küßten 
beim Weggange der Reihe nach das jchöne Kind. Den Major an 
der Spibe rücten fie zwei Mann hoch aus, in der erjten Reihe 
Lubainsky und Scriba; Punkt 10 auf der Zeil angefommen 
ftürzten fie unter dem Rufe: Es lebe die Freiheit! Freiheit, Gleich- 
beit und Revolution! mit gefälltem Gewehr gegen die Gonftabler- 
wache los. Der Poſten vor dem Gewehr wurde durch zivei 
Bajonettftiche niedergeftoßen, dann drangen ſie in die Wachtftube, 
gaben auf Commando eine Salve auf die darin befindlichen Solda— 
ten ab, wodurd) einer tödtlich verwundet wurde. 

Gleichzeitig wurden unter dem Rufe: Wollt Ihr heraus, Ihr 
Hunde, die Fenſter eingejchlagen und hereingeſchoſſen; die Soldaten 
flohen, ein Soldat wurde durchjtochen, ein Unteroffizier, ein Gefreiter 
und ein Soldat verwundet. 

Sodann ftürmte ein Theil in den oberen Stocd, wo die Ge— 
fängniffe waren, in welchen einige Gejellen und Lehrlinge jaßen. 
AB die Frau des Gefängnißwärters, denn diejer ſelbſt befand fich 
im Wirthshaufe, die Aufrührer die Treppe heraufftürmen hörte, 
öffnete fie zwei Bellen, deren Inſaſſen ſie um Hilfe und Rettung 
bat; als der eine dazu Miene machte, wurde er niedergejtochen ; nach— 
dem die übrigen Zellen geöffnet waren, fonnten zwei erſt durch Be- 
drohung ihres Lebens zum Berlafjen derjelben gebracht werden; der 
zurückkehrende Gefängnißwärter wurde niedergeftochen, da faßten 
zwei der befreiten Gefangenen Poſto, um die Familie des Mannes 
gegen weitere Angriffe ficher zu ftellen. Ein Verſuch der Soldaten, 
die Wache wieder zu gewinnen, wurde abgewiejen, die Soldaten ver- 
frochen jich darauf bis zum Morgen in eine Wagenremife des Herrn 
von Rothſchild. Während dejjen Hatte ein anderer Theil der Auf: 
rührer die Gewehre der Wache auf die Straße geworfen und die 
Menge zur Theilnahme an der Erhebung aufgefordert, aber ohne 
Erfolg. Nachdem man dann Wache und Zeughaushof bejet hatte, 
erichallte das Commando „Kanonen heraus“ ; allein jehr bald über- 
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zeugte man fi), daß man nur von der Fahrgaſſe zu denjelben 
gelangen konnte. Dorthin machten fid) Einige auf, ebenjo verlangten 
verjchiedene Kleine Truppe bei Schmied Hubalef Hammer und 
Stemmeijen; al3 fich diejer Jchweigend verhielt, ſchoſſen fie ihm in 
die Fenſter, allerdings ohne jeden Erfolg. Mittlerweile war Punkt 
1/,10 Uhr die andere Golonne von Bunfen, 33 Mann ſtark, aus— 
gerüct, commandirt von Raujchenblatt; Bunſen trug eine polnijche 
Uniform mit Epauletten; über den großen und fleinen Hirſchgraben 
fam man gerade der Hauptwache gegenüber auf die Zeil und mit 
Hurrah! und Fällt's Gewehr! wurde dieje gejtürmt, der Wacht: 
poften niedergeftochen, die Wachtmannichaft, von ihren Gewehren 
abgejchnitten, war wehrlog; der Offizier entfloh jchleunigjt durchs 
Fenfter, ein Sergeant wurde erjchoffen, ſechs Soldaten verwundet, 
davon einer tödtlich, die übrigen ergaben ſich; nur die zwei Poſten 
auf der entgegengejeßten Seite blieben unbemerkt und auf ihren 
Poſten; die Soldaten, durch Geldgejchenfe und die Prahlerei, daß 
40,000 Bauern im Anmarjch jeien zum Anjchluß aufgefordert, ent= 
fernten fich ftill; ſodann wurden die fünf politiichen Gefangenen im 
erſten Stock befreit, dieje jchloffen ſich aber nicht an und stellten jich 
ipäter wieder, die verfammelte Menge blieb gänzlich theilnahmlos, 
troß mehrerer Reden, namentlich auch von ©eiten der Studenten. 
Der Höchfteommandirende Raujchenblatt war jo außer fi), daß er 
die Raketen nicht zum Gntzünden bringen fonnte und, obgleich er 
rings von Lichtern umgeben war, immer nach Feuer jchrie. Nun- 
mehr wurde eine Abtheilung nach der Conftablerwache abgejandt, 
andere unter Führung von Bunjen machten ji zum Dome auf; 
zwei Soldaten famen zu den unbemerkt gebliebenen Poſten, luden 
wie jene und verlangten von dem wieder hervorgefrochenen Leutnant 
gegen die Aufrührer geführt zu werden, was diejer aber ablehnte. 
Da vernahm man dad Heranrüden größerer Soldatenmafjen; e3 
war das Frankfurter Linienbataillon,; die Aufrührer ergriffen die 
Flut, nur Einer Hatte fich zu lange im erjten Stod aufgehalten 
und wurde gefangen. 

Mittlerweile war Bunjen mit ungefähr zwölf Begleitern unter 
dem Rufe „ES lebe die Freiheit!” in die Wohnung des SKirchen- 
buchführerd beim Dom gedrungen und verlangte von dem 73jährigen 
Mann, daß er fie zur Sturmglode führe, diefer verweigerte e3, gab 
ihnen aber auf Verlangen Art und Laterne; die beiden aufgeftellten 
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Boliziiten wurden bei Seite gejchoben, der Thurm erbrochen, mit 
der Bemerkung, e3 jei Zeit, die Bauern wären an den Thoren; 
nachdem die Thürmerfrau ihnen die Sturmglocde gezeigt hatte, wurde 
dieje jofort von Einigen gezogen, dann entfernten fich Alle, und das 
Weib mußte unter Aufficht eines zurücgebliebenen Aufrührers bis 
3,11 Uhr das Stürmen fortjeßen. 

Nachdem man fich mit leichter Mühe wieder in den Bejit der 
Hauptwache gebracht hatte, wurde der Hauptmann Jungmichel mit 
23 Mann gegen die Gonjtablerwache abgeſchickt. Von dieſen ſchickte 
diefer dann weitere fünf Mann und einen Unteroffizier voraus; dieje 
aber wurden von den verjammelten 20 Aufrührern mit Schüffen 
empfangen, zeriprengt und zum Theil niedergefchoffen. Unterdes 
war der Hauptmann herangefommen, und al3 jeine Truppen mit 
einem fürmlichen Peletonfeuer, das nach franzöfiichem Commando 
abgegeben wurde, empfangen worden, gaben die Schüßen ohne Com— 
mando Feuer; ein Handgemenge entitand, in welchem Mehrere ver- 
wundet und getödtet wurden. Sofort aber wurden die vermwundeten 
Aufrührer weggebracht, Jo daß fie nicht mehr aufzufinden waren ; Bun— 
fen, der ſich mit einigen Leuten twieder eingefunden hatte, rief beſtändig: 
Steht! Steht! warf fich aber ſchließlich mit dem Reſt in die Flucht. 

Um dieſe Zeit zeigten fi) auch an anderen Punkten der Stadt 
aufrühreriiche Haufen; jo trat in der Fahrgafie ein jolcher von 
5—6 Bewaffneten aus einem Haufe und rief: Es lebe die Republif!, 
marjchirte an der Conjtableriwache vorbei zur Haſengaſſe und, nach— 
dem fie fich Hier mit einem herzutretenden Mann beiprochen hatten, 
zerftreuten fie ſich. Gleichzeitig traten an einer andern Stelle in 
der Fahrgafje 5—6 Bewaffnete hervor, welche unter dem Laden der 
Gewehre riefen: vive la liberte, vive la röpublique! Am Juden— 
marft jtand ein Haufe von 10 Bewaffneten, die jich beriethen und 
und äußerten, daß fie, da der Dom ſchon bejet ſei, die Schnurgafje 
nehmen wollten; während defjen trat ein Andrer hinzu und fragte 
Einen aus dem Haufen: Nicht wahr, Sie find aud Frankfurter? 
Und nachdem dieje Frage bejaht war, Jette ſich der Haufe unter 
Führung der Beiden in Bewegung, fie luden im Gehen die Gewehre 
unter dem Rufe: Revolution! Freiheit u. }. w.! Ebenſo zeigten fich 
zwei Trupps in der Mainftraße und bei der Mainbrüde; Soldaten: 
patrouillen, die bald erjchienen, zerftreuten fie; Einzelne verloren ſich 
in die Häufer, die Meiften entlamen durd) die Thore, troß des 
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ftrengen Befehls an die Offizianten,; Andere wurden auf Defehl der 
Stadtwehroffiziere „laufen gelafjen“. 

So entfamen auch jämmtliche Rädelführer und ein großer 
Theil der Aufrührer. Unter den weggenommenen Effekten eines der- 
jelben fand man eine Rolle von 50 franzöfischen Zwanzigfrankſtücken, 
ein Blatt mit einem Runenalphabet und den Schlüfjel einer Geheim— 
ichrift. Todt waren beim Attentat geblieben neun Menfchen, davon 
5 Soldaten und 1 Unteroffizier; verwundet wurden 24; 50 wurden 
angeklagt, von denen 4 ftarben, 22 gelang e3 zu entfommen, von 
den 24 Inhaftirten leugneten nur 7. Bis in die Nähe der Stadt 
waren 60 bewaffnete Bauern gelangt, die fich aber dann wieder 
zerjtreuten; ebenjo war ein Haufe in Preungeshain erjchienen, hatte 
ſich aber nad) Zerjtörung der Mauthpapiere jchleunigft wieder zurück— 
gezogen. Die von Beſançon audgerücten Polen hatten von Frank— 
furt 3000 Frank erhalten; im Einverftändnig mit einigen polnilchen 
Gut3befiern und mit franzöfiichen Päſſen verjehen, hatten ſich fünf 
Banden von Galizien aus in Ruſſiſch-Polen gefammelt und eine 
Erhebung verſucht. Schon am 4. April ſprach man in Genua von 
dem Attentat in Frankfurt, wie denn auch am 22. April eine aus— 
gedehnte Verſchwörung, namentlich) unter dem Militär in Genua, 
Turin, Chambery und Aleſſandria entdeckt wurde. 

Nachdem jo der Aufftand mißlungen war, hielten ſich die Auf— 
rührer anderwärt3 ruhig, man verjuchte weiter im Stillen zu wirken; 
man bildete Vereine, wie den Unionsverein in Frankfurt, defjen 
Zweck nach) $ 1 der Statuten war „das Wiederaufleben des all- 
gemeinen aller Vaterlandes zu befördern“. Durch einen ſchweren 
Eid mußte jeder Stillfchweigen und die geheime Förderung der 
Dereinzabfichten geloben. Am 29. November 1833 beging der 
Verein feitlich den Jahrestag der polnischen Inſurrektion; der Literat 
Funk hielt jtarkbefuchte Vorlefungen über „deutſche Geſchichte“, be= 
gründete einen Grercierverein mit 60—70 Theilnehmern und wirkte 
durch Flugblätter. Aehnlich ging e3 in Helfen und Würtemberg. 
Auch in Rheinbaiern ſetzte man, jo gut es ging, die frühere Be- 
wegung fort und bei einer Wiederholung des Maifeftes in Hambach 
1833 war e3 zu einem blutigen Zujammenftoß mit dem bairischen 
Militär gefommen. Nachdem jchon im SOftober 1833 einer der 
Frankfurter entwichen war, fam e3 im folgenden Jahre am 2. Mai 
Abends 10 Uhr zu einem Aufruhr, der die Befreiung von fünf 
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Studenten zum Biele hatte; aber nur einer entfam, einer verunglücte 
und zwei verleßten ſich ſchwer dabei, drei andere Perjonen wurden 
dabei getödtet. 

Jener Verein in Frankfurt war im Anſchluß an die Franzöfiichen 
Revolutionsvereine in Seftionen gegliedert und die Mitglieder legten 
fih zum Theil Beinamen zu, wie Caſſius, Santerre, Louvel (Mörder 
des Herzogs von Berry). In Nachahmung der Parijer sociste des 
droits de l’homme: et du eitoyen wurden verbreitet: „Rechte des 
Menſchen und Bürger“, Robespierres „Erklärung der Menjchen- 
rechte“ und anderes. Auch in Friedberg hatte man ein Complott 
zur Befreiung der Gefangenen geftiftet und man war biß zur An— 
ihaffung der Nachichlüffel und des Opiums für den Gefangenwärter 
und zur Bejtechung mehrerer Soldaten gediehen, als zufällige Um— 
ftände die Ausführung hinderten. Die früher genannte Geheim= 
verbindung des jungen Guropa3 wurde 1834 für Deutichland in 
der Schweiz geichloffen und darüber eine Verbrüderungsafte, datirt 
Bern, den 15. April 1834, außgeftellt, welche in nebeneinander 
ftehenden Columnen in italienischer, deutſcher, polnilcher und fran= 
zöfifcher Sprache unter dem Princip von Freiheit, Gleichheit und 
Humanität die Republifanifirung Europas forderte. Daraus entjtand 
das jogenannte „junge Deutjchland“ in der Schweiz, zunächſt be= 
ftehend aus dem Lehramtsfandidaten Naft, den Brüdern Breiden- 
jtein, dem Journaliſten Stromayer und stud. Peter aus Berlin. 
Dieje erließen zwei Manifejte, ein? „an die Unterdrückten Deutſch— 
lands“, das andere „an die deutjchen Soldaten“, in welchen fie 
zur Vertreibung der Fürften und zum Bruch des Fahneneids aufs 
forderten. Mazzini hatte zu dieſer Stiftung 1000 Francs beigetragen. 
Allmählich ftieg die Zahl der Mitglieder auf 150; den Vorſitz führte 
der Flüchtling Schüler, nachdem jene erjten ausgewiejen waren. 
Die Thätigkeit des Vereins ging im Wejentlichen auf eine maſſen— 
hafte Anwerbung deutjcher Handwerfögejellen, welche zugleich für 
Deutichland am beiten al3 Emiſſäre dienen konnten. In Bern 3.8. 
gehörten 400 Handwerker zu diejem Vereine; daß man Ende 1834 
einen Einfall in Deutichland plante, bewies ein nad) Frankfurt a. M. 
adreffirter Brief. Aehnliches wurde auch noch 1835 und 1836 pro= 
jeftirt und beiprochen; da jchritten die Behörden in der Schweiz 
zur Auflöfung und Sprengung der Vereine. 
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Schstes Kapitel. 


Die Gentralbehörde und die politiihden Maßregeln des 
Bundes bis 1840. 


In der Situng der Bundesverjammlung vom 7. Juni 1832 
erklärte nach Gröffnung derjelben der Präfidirende, daß da die Auf- 
regung Deutſchlands munmehr — nah) dem Hambacher Feſte — 
notorilc) geworden, man auf das entjchiedenfte Bedacht nehmen 
müfle, wie man diefer Bewegung von Seiten des Bundes entgegen 
zu wirken habe. Diez jei um jo nöthiger, als die Revolutionäre 
mit ihren Zweden und nächften Mitteln jchon offen hervorgetreten 
ſeien. 

Der Zweck ſei offenbar: Wiedergeburt und Umgeſtaltung des 
deutſchen Vaterlandes, Herſtellung der Einheit Deutſchlands, alſo 
Auflöſung des Staatenbundes. 

Als erſtes Mittel bezeichne dieſe Partei: die freie Preſſe, und 
als deren Schutzwehr die Vaterlands- und Preßvereine; als zweites 
Mittel: die Volksvereine und das lebende Wort, die Reden an 
das Volk. 

Nachdem der Präſidirende ſodann die Einzelheiten angeführt 
hat, tadelt er, daß gar manche Regierungen verſäumen namentlich 
auf die Vereine ein aufmerkſames Auge zu richten. Bei Volksfeſten 
wenigſtens dürften politiſche Reden nicht gehalten werden. Wie be— 
reits bemerkt, führten dieſe Ausführungen zunächſt zur Wahl der 
Fünfer-Commiſſion. 

Nachdem es dem öſtreichiſchen Staatskanzler dann gelungen war 
im Allgemeinen die Zuſtimmung der preußiſchen Regierung zu er— 
langen, konnte der Präſidirende am 28. Juni unter dem geziemen— 
den Phraſenſchwall in das öffentliche Protokoll jene Erklärung auf: 
nehmen lafjen, deren Belanntwerden in einem großen Theile Deutjch- 
lands, wie bereit3 angedeutet, eine erhebliche Aufregung zur Folge 
hatte. Es ſind die bekannten ſechs Artikel, in welchen namentlich 
ausgejprochen ift, daß eine landftändilche Steuervermweigerung den 
Bundesgeſetzen widerjprechen würde, daher für feinen Fürften recht3- 
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verbindlich jei; eine bejondere Commiſſion von ſechs Mitgliedern 
beim Bunde ſolle künftig die landftändischen Verhandlungen darauf 
prüfen, ob fie nicht die Zwecke des Bundes gefährden; zugleich wird 
e3 den einzelnen Regierungen zur Pflicht gemacht, Angriffe auf den 
Bund in den Kammern nicht zu dulden. Außerdem wurde wieder: 
holt auf den „beijpiellojen Mißbrauch der periodiſch-politiſchen Preſſe“ 
und die Nothwendigfeit einer Zügelung derjelben hingewiejen. 

Diefe Vorſchläge wurden einhellig angenommen. 

Auf Vorſchlag jener Commiſſion wurde am 5. Juli beſchloſſen: 
Ale außerhalb der Bundesftaaten gedrucdten Zeit- oder Drud- 
Ichriften unter zwanzig Bogen bedürfen vor der Veröffentlichung der 
Genehmigung der Regierungen; alle politischen Vereine find ver- 
boten; Volksfeſte und Volksverſammlungen dürfen nur nach Ge— 
nehmigung der Behörden ftattfinden; politiiche Reden dürfen auch 
bei erlaubten Volfsfeften nicht gehalten werden; das Tragen von 
Abzeichen ift dem Unterthan nur für feine Landesfarben geftattet ; 
Fahnen dürfen nicht aufgejteckt, Freiheit3bäume nicht errichtet werden; 
, Univerfität3= und andere öffentliche Lehrer müſſen jtreng beauffichtigt 
und eventuell entfernt werden; in einem andern Bundezftaat dürfen 
ſolche Ausgeſchloſſene feine Anjtellung finden; die Burfchenjchaften 
find zu unterdrüden und ihren Mitgliedern ift der Zugang zum Staat3= 
dienst zu verjchließen; die genauefte polizeiliche Ueberwachjung der 
Einheimijchen wie der Fremden wird den Regierungen zur ftrengften 
Pflicht gemacht; die Bundesstaaten liefern alle politijchen Verbrecher 
gegenjeitig aus; fie Jagen fich gegenjeitig auf Verlangen die promp- 
tefte militäriſche Aſſiſtenz zu. 

Das Frankfurter Attentat gab diefen Beitrebungen einen neuen 
Impuls, indem am 20. Juni Herr von Blitterädorf Namens der 
Fünfercommilfion der Bundesverjammlung folgendes zur jchleunig- 
ten Beſchlußfaſſung unterbreitete: 

1) Bon Bundeswegen wird eine Gentralbehörde niedergejekt, 
deren Aufgabe ift, die näheren Umjtände, den Umfang und Zus 
jammenhang de3 gegen den Beſtand des Bundes und gegen die 
öffentliche Ordnung in Deutjchland gerichteten Complotts, insbeſondere 
de3 am 3. April I. 3. zu Frankfurt ftatt gehabten Attentat? , zu 
erheben und fortwährend von jämmtlichen Verhandlungen der ver- 
ichiednen, mit Unterfuchungen wegen Theilnahme an dem gedachten 
GComplotte in den einzelnen Bundesftaaten bejchäftigten Behörden 
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im Intereſſe der Gejammtheit Kenntniß zu nehmen, auch gegen= 
jeitige Mittheilungen und Aufichlüffe unter denjelben zu befördern, 
endlich für die Gründlichkeit, VBollftändigfeit und Beichleunigung der 
anbängigen Unterfuchungen Sorge zu tragen. 

Diefe Behörde -verfammelt ſich vierzehn Tage nach gegen- 
wärtigem Beichluß zu Frankfurt. 

2) Die Bundesverfammlung wählt fünf Bundezregierungen 
(Deftreich, Preußen, Baiern, Würtemberg und das Großherzogthum 
Heſſen), deren jede ein Mitglied der Gentralbehörde zu ernennen bat. 

Der Vorſitz bei diefer Behörde richtet ſich nach der Ab— 
ſtimmungsordnung in der Bundesverfammlung. 

3) Zu Mitgliedern diefer Behörde fünnen nur durch Erfahrung 
im Unterſuchungsfach erprobte Beamte des Richterftandes ernannt 
werden. | 

Ginem jeden derjelben wird von der betreffenden Regierung 
ein auf das Protokoll verpflichteter Aktuar oder ein Kanzlift bei= 
gegeben und im übrigen der Behörde die Bildung der Kanzlei , 
überlaffen. Die Beichlüffe werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt; 
der weitere Gejchäftsgang wird von der Gentralbehörde jelbft 
feſtgeſetzt. 

4) Die Regierungen, in deren Staaten Unterſuchungen wegen 
des Complotts gegen den Bund und die einzelnen Bundesſtaaten 
jtattfinden, werden der Bundedverfammlung die damit beauftragten 
Landesbehörden bezeichnen. 

5) Diefe Landesbehörden werden von ihren Regierungen an= 
gewieſen werden, der Gentralbehörde fortwährend und jchleunigit 
Alles, was fich auf die Unterfuchungen bezieht und zu ihrer Kennt- 
niß gelangt, mitzutheilen, ſowie auch den Requifitionen derjelben, 
welche die Ausmittlung des Thatbeitandes, des Urſprungs und der 
Verzweigungen des Gomplott3 betreffen, unverzüglich zu genügen. 

6) Die Gentralbehörde hat die Befugnig, an alle Orte, wo 
lolche Unterfuchungen im Gange find, eine ihrer Mitglieder ab- 
zuordnen, um die Akten einzujehen und den Verhören der An— 
geichuldigten beizumohnen, ohne jedoch an der Unterfuchung jelbit, 
welche den Landesbehörden zufteht, unmittelbaren Antheil zu nehmen. 
Im Falle jolcher Entjendungen wird die Bundesverfammlung für 
die Vollitändigkeit der Gentralbehörde durch) Wahl anderer Regie- 
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rungen zu zeitweiliger Beiordnung von Stellvertretern nad) Be— 
dürfniß Sorge tragen. (Kurheſſen und Naſſau wurden beftimmt.) 

7) Die Gentralbehörde erftattet ihre Berichte an den in Yolge 
des Artikel 28 der Wiener Schlußakte ernannten Bundestags: 
ausſchuß (die Fünfercommiſſion). An diejen richtet fie ihre Anträge 
über die Leitung und Beförderung der Unterfuchungen, inZbefondere 
bei fich zeigenden Anftänden, und ebenjo legt fie derjelben von 
Zeit zu Zeit dad Grgebniß der Unterjuchungen vor. 

Sie hat alle über die aufrühreriichen Complotte in den ein— 
zelnen Bundesftaaten ihr zugehenden Notizen zujammen zu ftellen, 
die Thatjache aufzuklären, die Urheber und Theilnehmer zu ermitteln 
und hiermit ihre Anträge wegen gründlicher Hebung des Uebels zu 
verbinden. 

8) Die Koſten der Gentralbehörde werden aus der Matrifular: 
kaſſe bejtritten. 

Nachdem der kurheſſiſche Gejandte in der Weile feiner Regierung 
fi) mit der kurheſſiſchen Verfaffung zu verklaufuliven gefucht Hatte, 
aber unter allgemeiner Zuftimmung vom Prafidium auf das Bundes— 
verfaſſungsmäßige der Gentralbehörde verwiejen worden war, erfolgte 
die Zuftimmung jämmtlicher Gejandten. Man jieht, tie beeifert 
Alle waren, injtruirt zu fein; man wird zugeftehen müſſen, daß 
bier eine Gentralinftanz gejchaffen war, die man einer jolchen Bundes— 
verfafjung nicht hätte zutrauen jollen. Freilich handelte e3 fich ja 
auch um Sein und Nichtjein. 

So jchnell als man gehofft und gewünjcht hatte trat Freilich 
die Gentralbehörde nun doch nicht zufammen; aus den zwei Wochen 
wurden acht Wochen, was für eine Bundeseinrichtung immer noch 
eine ganz außerordentliche Schnelligkeit bedeutet. 

Am 17. Auguft conftituirte fie jih und am 11. September 
überreichte fie der Fünfercommiſſion den erſten Bericht über ihre 
eriten neun Situngen, der freilich der Fünfercommiſſion nicht wichtig 
genug erjchien für einen Vortrag in der Bundesverjammlung. Die 
Behörde bejtand aus dem öftreichiichen Geheimrath Freiherr von 
Wagemann und dem Ausfultator von Thinelli als Aktuar, dem 
preußiichen Kammergerichtsrath Eichmann und dem Aſſeſſor Luther als 
Aktuar, dem bairischen Oberappellationsgericht3direftor von Heinrichen 
und Aſſeſſor Hofftatt ala Aktuar, dem würtembergijchen Oberjuftizvath 
von Priefer, dem großherzoglich heſſiſchen Oberappellationsgerichtärath 
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von Preufchen. Den Vorſitz führte der Oeftreicher, welcher auch 
die Referate vertheilte, diefe wurden nach der Geſchäftsordnung von 
den Referenten jelbft entworfen; in jeder Sitzung mußten zwei 
Aktuare zugegen fein, einer zur Führung des Protofoll3, welches 
den Berlauf der Situngen, die Einzelheiten der Debatten ꝛc. aufs 
genauejte wiederzugeben hatte; dies hinderte allerdings nicht, daß 
Herr von Thinelli ſich mehr als eine Nektificirung, namentlich) von 
Eeiten deö preußijchen Mitgliedes zuzog; der andere hatte die viel- 
fachen Requifitionen und ſonſtigen Anjchreiben der Gentralbehörde 
ſofort zu concipiren. Alles mußte im Amt3lofale bearbeitet und 
augefertigt werden; Abjchriften durften nur an die Bundesverfamm- 
lung oder die Fünfercommijfion abgegeben werden. | 

In der eriten Situng wurden Einzelheiten über das Frankfurter 
Attentat verhandelt, das Protokoll der zweiten Situng handelt ins— 
bejondere über die Kieler Burjchenjchaft Germania und den Stutt- 
garter Burſchentag; in der dritten Sitzung verhandelte man über 
dad aufrühreriiche heſſen-homburgiſche Militär und die Jenaer 
Burichenichaft Germania und beſonders deren Bibliothef, die voll 
der bedenklichiten Schriften je. Schon in der vierten Sitzung trat 
der MWiderftreit in den rechtlichen Anjchauungen des öftreichijchen 
und preußilchen Mitglieds hervor. Der aus dem vorigen Kapitel 
befannte Apotheker Trapp war nämlich durch Erfenntniß des Darm- 
jtädter Oberappellationggerichtd auf freien Fuß gejeßt worden, weil 
jih ein Meineidiger gefunden hatte, der für den Tag der Groß- 
gartacher Verfammlung zu Gunjten des Trapp den Alibibeweis 
erbrachte. Die Mitglieder der Gentralbehörde mußten nach den 
Akten, wie jeder unbeiangene Leer derjelben, und durch die anderweiten 
Beweiſe von der Anmejenheit des Genannten überzeugt ein; der 
k. £. Verfolgungseifer verlangte von der Gentralbehörde, fie jolle die 
polizeiliche Inhaftirung Trapps bei der Bundesverfammlung be= 
antragen, damit dies gemeingefährliche Individuum nicht entkomme; 
dagegen erhob fich auf das entjchiedenjte dag preußiſche Mitglied, 
indem es erklärte, dies würde die Umgehung eines vrichterlichen 
Urtheils bedeuten, deſſen man fich nicht ſchuldig machen dürfe; nur 
der Würtemberger jchloß fich dem in der Hauptſache an; jedoch 
genügte dieſer energiſche Widerſpruch, um den Vorſitzenden auf 
weitere Auskunftsmittel denken zu laffen, was denn auch dahin führte, 
daß Trapp, nachdem er auf dem Hohenasberg mit den übrigen 
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confrontirt und die Identität jeiner Perjon feitgeftellt war, von 
neuem auf twürtembergijchem Gebiet in Haft genommen wurde. 

Auch in der fünften Sitzung, als von Seiten des Vorfißenden 
und den übrigen eine allgemeine Studenten in3bejondere Burichen- 
Ichafterunterfuchung als nöthig bezeichnet wurde, erhob Gichmann 
Einſpruch, indem er erklärte, man müfje doch wenigſtens jo lange 
damit warten, bis jich irgendwo Spuren von politiichen Umtrieben 
zeigen würden. Der Präfidialübereifer führte denn auch bald zu 
Gonflikten mit den Landesgerichten, jo zunächſt mit dem Gießener 
Hofgericht, welches der Gentralbehörde eine jehr derbe Lektion gab 
und erklärte, e8 würde fich durch diefe Behörde nicht in den Auf 
der Parteilichfeit bringen und fich nicht in den Rechtsgang ein— 
greifen laſſen. Als dann der Dejtreicher eine Beſchwerde bei der 
Bundesverjammlung durchleßte, wußte e3 der preußiiche Geſandte 
von Nagler zu verhindern, daß dieſe an die Bundesverfammlung 
gebracht wurde; ein ſehr Ärgerlicher Auftritt war damit jedenfalls 
vermieden worden. In dem Falle Garnier, der damals ein außer: 
gewöhnliches Auflehen erregte, brachten es die Uebereifrigen etwas 
weiter. Der genannte Journaliſt war befanntlic) vom Hofgericht 
zu Raftatt freigejprochen, auf freien Fuß gejeßt, jedoch unter Auf— 
ficht der Polizei geftellt worden, und die Gentralbehörde hatte es 
nicht erlangt, daß jene Gericht fein Urtheil filtirt und den noch 
nicht über allen Verdacht erhabenen Garnier im Gefängniß gehalten 
hatte. Als diejer nun nach Frankreich enttommen war, beſchwerte 
jich die Gentralbehörde bei der Bundesverjammlung, und Herr von 
PVechlin beantragte, daß jenes Gericht beffer iiber die Competenz der 
Gentralbehörde unterrichtet werde, und daß fünftig auf Requifition 
der Gentralbehörde die Urtheilsfällung der Gerichte auszuſetzen jet. 

Das Präfidium beantragte Inftruftionzeinholung. 

Schon am 17. Yanuar 1834 war der Präfidirende in der 
Lage, jeiner Inftruftion gemäß, durchaus für jene Anträge zu 
ftimmen, desgleichen Baiern, Sachjen, Dänemark, die fächftichen 
Häufer, Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg und die Durchlauchten der 
16. Stimme; Wiürtemberg und Helfen waren der Meinung, daß 
dergleichen Bejchlüffe nicht nöthig jeien, da fie jchon in der Com— 
petenz der Gentralbehörde liege, man brauche den Landesgerichten 
bloß einzufchärfen, daß fie fich exit bei der Gentralbehörde darüber 
vergewiljert hätten, daß nicht3 mehr gegen die Inkulpaten vorliege. 
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Baden dagegen erklärte, es würde ungeſetzlich gehandelt haben, wenn 
es den Garnier noch auf die Möglichkeit weiterer Belaftunggmomente 
in Haft gehalten Hätte, nachdem ſchon im Laufe der Unterfuchung 
Monate lang nad) allen Seiten Hin gejchrieben worden jei, ohne 
daß jich Hierbei irgend etiwas den Garnier Belaftendes herausgeſtellt 
habe. Nachdem fich Kurheſſen, Braunſchweig, Naſſau und die freien 
Städte pure für die Commiſſionsanträge erflärt hatten, ftimmte zulett 
Preußen am 20. Februar ebenfall3 in Uebereinftimmung mit dem 
f. £. Votum. Die Centralbehörde fette dann ihre Berichte fort, die 
bald zu Foliobänden in Lithographie anjchwollen, welche zur Ein— 
jiht der Herren Gejandten in der Bundeskanzlei aufgelegt wurden. 

Co wurde im December 1833 ein umfaſſender Bericht über 
die Heidelberger Burſchenſchaft nebjt einer Tabelle über die 38 Mit- 
glieder derjelben erftattet; ebenjo 1834 über die Burjchenfchaften in 
Kiel und Jena; ferner der Bericht über den Verjuch, einen politiichen 
Verein in Oberfranken zu begründen, ſowie über die Umtriebe des 
Kaufmanns Albrecht in Altenburg, des Exleutnants German Metternich 
in Mainz, die Burjchenjchaft zu Tübingen und den Burjchentag zu 
Stuttgart. 

Im Jahre 1835 wurde der Kammergerichtäratd Eichmann 
durch den Kammergerichtörath) Mathis erjeßt, zu einer Zeit al3, wie 
ein Bundestagsdiplomat jchreibt, die Gentralbehörde „nicht mehr 
en vogue war,“ und derjelbe meinte: „fie ginge am bejten bald 
auseinander“. Aber die Präfidialmacht hoffte eine Inſtitution von 
Dauer aus ihr machen zu fünnen. Auch diejes Jahr brachte ftarfe 
Berichte, namentlich wieder über die Heidelberger Burjchenjchaft, mit 
einer Tabelle von 107 Betheiligten, über die revolutionären Be— 
mwegungen in Gießen und die 28 Inkulpaten. In einem allgemeinen 
Bericht ift vornehmlich die Stelle von Intereſſe, in der gejagt wird, 
daß die Landauer Aififenverhandlungen gegen Wirth, Siebenpfeifer 
und Genofjen, welche namentlich von den Advofaten geradezu zum 
Predigen der Revolution benußt worden jeien, auf dad Deutlichite 
die Werderblichfeit diefer napoleoniſchen Gerichte gezeigt hätten. 
„Bir halten dafür,“ meint die Gentralbehörde, ‚daß Gejchivorenen- 
gerichte mit Deffentlichkeit Inftitute find, deren republifanijche Ele— 
mente mit dem monarchiſchen Princip unverträglich find.‘ Im 
Jahre 1836 wurden namentlich Berichte über das „junge Deutjch- 
land“ exjtattet; immer und immer kehren die Klagen über die Ver— 
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öffentlihung wichtiger Aftenjtücte wieder, die von der Bundes— 
verjammlung mit immer erneuten Ginjchärfungen und Erinnerungen 
an die Bundesftaaten beantwortet werden. 

Die Differenzen mit dem Vorfigenden führten damald auch zur 
Abberufung, reſp. Erjeßung des wiürtembergijchen Mitgliedes durch 
Herrn don Breitjchwerdt. Nachdem auch das heſſiſche Mitglied 
erjeßt worden war, ſchien die Homogenität der Gentralbehörde nach 
den Wünſchen des Präfidialhofs im Ganzen erreicht zu jein; man 
kann deutlich bemerken, wie jich dieje Behörde immer tiefer in das 
Irrſal Halbwahrer, halbeingebildeter Revolutionsverbindungen ver— 
gräbt; wie die Unterjuchungsobjefte immer mehr jubtil und immer 
weniger greifbar werden, wie der Geift der Unterfuchenden immer 
polizeilicher und inquifitoriicher wird. 1837 werden Klagen erhoben 
über die fortgejegten Entweichungen der Angeklagten, namentlich aus 
Frankfurt, und beantragt, die Gefangenen nad) Mainz zu verbringen. 
Namentlich wurde das Entlommen de3 zu lebenzlänglicher Zucht- 
hausſtrafe verurtheilten U. 2. Rochau aus Wolfenbüttel bedauert; 
der geijtesfranf gewordene stud. von Reißenjtein hatte an ein han— 
noverſches Irrenhaus überwielen werden müſſen. Zugleich wird 
das Rejultat der Unterfuchung über das Frankfurter Attentat mit= 
geteilt: 10 wurden zu leben3länglicher, 1 zu fünfzehnjähriger, 
1 zu zwölfjähriger, 1 zu jechajähriger, 1 zu jech&monatlicher 
Zuchthausſtrafe verurtheilt. Von den in Oberheſſen betheiligten 
waren 22 zur Haft gebracht, 24 waren flüchtig, gegen 15 wurden 
ohne Haft inquirirt; auch in Darmjtadt waren 77 in Unterjuchung 
gezogen. 

Gegen den lebhaften Widerſpruch des preußiichen Mitglieds 
wurde unterm 2. April 1836 ein jehr ausgedehnter Bericht der 
Gentralbehörde an die Bundesverfammlung erjtattet, in welchem 
— ein ziemlich ftarfer Folioband — eine Ueberſicht über die jeit 
fünfundzwanzig Jahren in Deutjchland ftattgehabten revolutionären 
Umtriebe nebft Andeutungen über Urjprung und Umfang derjelben, 
ſowie die Mittel zur Hebung des Uebels vorgetragen wurde. 

Die Gentralbehörde Hatte jich ſchon jo tief in die europäijchen 
Umwälzungen bineingelebt, daß fie das Bedürfniß fühlte ihren Be— 
richt mit Betrachtungen über die franzöfiiche Revolution einzuleiten 
und in ihren Begründungen bis zum Jahre 1789 zurüdzugehen. 
Die deutjche Verſchwörung beftehe jchon jeit den Jahre 1810 und 
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jei begründet durch den „politiichen Pamphletiften E. M. Arndt 
und den Grfinder des Turnweſens Jahn,“ die einen dahingehenden 
Derein gejtiftet hätten. Zwar habe fich diejer jchon 1815 der Form 
nach aufgelöft, der Sache nach aber habe er jeine Fortjeung in 
der Burichenichaft gefunden, deren Gejchichte dann in der Weife 
diejer Behörde eingehend zur Darftellung kommt; ganz bejonders 
verderblich jei die ſogen. akademiſche Freiheit, auch die üble Ge- 
jinnung vieler öffentlicher Diener jei befannt; die Deffentlichkeit der 
landftändiichen Verhandlungen, die jchlechte Prefje und Literatur, die 
franzöfifche Propaganda, die polnischen Flüchtlinge u. ſ. w. machten 
da3 Nebel nur noch ärger, und dem gegenüber jeien die Straf: und 
Preßgeſetze zu mild und die Polizei zu ſchwach. Im folgenden 
Jahre erjuchte die Bundesverfammlung die Gentralbehörde um 
weiteren Bericht und event. Beichlußfaffung über das was etwa 
nach ihrer Auflöjfung zu gejchehen habe. 

In den nächjten Jahren fam es dazu allerdingd noch nicht; 
jo entbehrlich auch die Gentralbehörde geworden war, für jo unent- 
behrlich jcheint fie fich gehalten zu Haben; wenn andres Material 
nicht vorhanden war, erjtattete man Berichte über jchlimme Zeitungs— 
artifel oder andere befannte Dinge. Im Juli 1838 fam e3 zu 
einem dritten Generalbericht, der ſich namentlich über die Unter: 
ſuchung in Heilen verbreitet, zu welchen die Fünfercommiſſion das 
Gutachten abgab, daß die Gentralbehörde noch Fortbeitehen möge; 
unterm 6. Juli 1838 wurde der vierte Bericht erftattet; er enthält 
eine ſchwache Nachleje aller Bewegungen und beflagt, daß der stud. 
Rochau wol nur durch Mithilfe feines Vater, der furz vor feiner 
Flucht bei dem franzöfilchen Gejandten zum Beſuch geweſen je, be- 
freit wäre; aber „die weitere Verfolgung der Sache dürfte hiernach 
allzu großen Schwierigkeiten unterliegen." Außerdem wurde nun 
eine „Darlegung“ gegeben, welche, auf die gefällten Haupterfenntnifje 
bafirt, eine kurze Ueberjicht über die ganze Bewegung verjuchte. 
Die Veröffentlichung wurde genehmigt, und die Schrift erſchien im 
Verlag der Bundespräfidialdruderei auf 75 Seiten gr. 4. 

Unaufgeklärte Punkte jollten in demjelben nicht berührt werden, 
namentlich jei aber Alles wegzulaſſen, was etwa einem Bundesſtaat 
Anstoß erregen könnte. 

Zweck der Veröffentlichung jei: den redlich gefinnten Theil der 

Nation zu überzeugen, damit er Ginficht in dies Treiben gewänne 
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und die Nothwendigkeit der ergriffenen Maßregeln einſähe. Des— 
halb dürfe die Darſtellung durch ihre Haltung nicht zurückſchrecken; 
namentlich müſſe man ſich davor hüten, den Geiſt der Befreiungs— 
kriege anzutaften (vergl. E. M. Arndt). Das mache auch die Ge— 
mäßigten kopfſcheu; dazu ſei eine beſondere Einleitung geſchrieben, 
die die hohe Bundesverſammlung auch nach dieſem Zwecke beurtheilen 
möge. Zum Schluſſe wird die Behauptung aufgeſtellt, daß nicht 
die Bundestagsbeſchlüſſe von 1832 die Stimmung bis zu revolutionären 
Entſchließungen geſteigert hätten, ſondern ſchon früher hätten dieſe 
beſtanden, wie die entſchieden revolutionäre Stellung der Burſchen— 
ſchaft im Herbſt 1831 beweiſe. 

Lieſt man nun zunächſt die Einleitung, die zu dem oben an— 
gegebenen Zweck vorangeſtellt iſt, ſo tritt allerdings die Abſicht der— 
ſelben ſo deutlich hervor, daß man alle gemachte Naivetät und An— 
biederung des Präſidiums mit der ganzen Schamloſigkeit der Rhein— 
bundsregierungen ſich vereint denken muß, um Faſſungen zu be— 
greifen, wie: „Für den Segen der organiſchen Einheit des Vater— 
landes, zu der ſich in dem deutſchen Bund zu ihrem Heile die ge— 
trennten Glieder der deutſchen Lande aneinanderſchließen, fehlte 
manchem der Blick. So entſtand, oder erneute ſich in denen, welchen 
für die wahre innere Einheit Deutſchlands der Sinn abging, ein 
Verlangen nad) einer äußerlich ſichtbaren.“ Im folgenden Satze 
werden dann die Ideen der franzöſiſchen Revolution hineingejchmuggelt; 
jodann wird hervorgehoben, wie von den Unruhjtiftern anftatt die 
Einführung der landftändiichen Verfaſſungen abzuwarten, „laut und 
leidenschaftlich Gonftitutionen im ausländiſchen Sinn gefordert 
und in 'englifcher oder franzöfiicher Weile eine Gejammt- 
repräjentation des deutſchen Volks verlangt wurden. Hier- 
durch trat zuerſt ein ſeiner Natur nach undeutſches Element in den 
bi3 dahin doch national aufgefaßten Kampf.“ Alſo wagt der Ver— 
fafjer und Unterzeichner diefer „Darlegung,“ der öftreichifche Freiherr 
v. Wagemann, vor der gefammten Nation in heuchleriſchen Wendungen 
diefe ganze Nicht und Mikregierung als den Hort deutjcher Ge- 
finnung und den deutjchen Bund als die organiiche Einheit des 
Baterlandes hinzuſtellen; er hat die Stirn von dem Segen dieſes 
erbärmlichiten und widerwärtigften Inſtituts zu reden, das doc) 
nur der Hinterhaltigfeit de3 Auslands, der Frechheit dev Rheinbunds— 
fünige, dem napoleonijchen Selbjtiuchtsdünfel der Heinen Fürften 
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und der ehrlichen Schwäche Preußen und der Nation feine Ent- 
ftehung und Erhaltung verdankte. Und all diefe Verlogenheit und 
Heuchelei, „um den rechtlichen gefinnten Theil der Nation zu über- 
zeugen.“ Wozu überzeugen, da3 wird freilich nicht gejagt; es lohnt 
auch nicht der Mühe darüber nachzudenken; dem Gejchichtjchreiber 
aber liegt es ob, wo fich Lüge und Heuchelei jo im hellen Sonnen 
licht breit machen, den Lügner und Heuchler zu brandmarfen und 
diefe Ausgeburten mit Keulenjchlägen zu vernichten. 

63 hat fein Intereſſe die Darftellung weiter zu verfolgen, * 
ſie enthält nur bekannte oder ſchon oben dargelegte Dinge, nur in 
der für den Zweck paſſenden Gruppirung und Zuſtutzung. Es kann 
bier nicht der Ort ſein, um auf die Geſchichte der Burſchenſchaft 
näher einzugehen; jeder Berftändige weiß, wie jchädlich in diefer Form 
politiiche Unreife und SKrankhaftigfeit in mancher Beziehung auf 
den Gang der Dinge eingewirft hat, und wie trefflich übertrieben 
und in einen umfaljenden Plan Alle von Metternich und Genofjen 
gefaßt worden ift. Nur auf zwei Punkte in der „Darlegung“ ift 
noch zurüdzufommen. 

Tach der Schilderung des Frankfurter Attentat, die auch nicht 
ganz aftenmäßig ift, heißt es: „daß ihre (der Frankfurter Meuterei) 
raſche Dämpfung eine in ſich nothwendige gewejen, kann nicht be= 
hauptet twerden. Der Grund der lebteren liegt wejentlich in dem 
jchnellen Anrüden der Linientruppen. Das aber ift nur dem zus 
fälligen Umftande zu danken, daß die Behörden kurz zuvor gewarnt 
und deshalb das Linienmilitär confignixt worden war.“ 

Auch Hier ſcheint der Darjteller vergejjen zu haben, zu wen 
zu reden er unternommen hat. Warum erheuchelt er Unmifjenheit, 
da es doch feititeht, daß der Staaatäfanzler längft wußte um mas 
e3 fich handelte? Weshalb hat denn der Graf Münch-Bellinghaufen 
den Bürgermeifter von Frankfurt zum ſchwerſten Nachtheil der Stadt 
dazu überredet, daß ein unfähiger und feiger Offizier die Haupt: 
wace commandire, daß nur zehn Mann Berjtärfung auf diejelbe 
gejchickt wurden, daß die Gewehre ungeladen und im Vorhofe blieben, 
daß die wehrlofe Wachmannjchaft in die Stube gejperrt wurde, daß 
die Conftablerivache nicht verftärft und der Pfarrthurm nur durch 
zwei Polizeidiener gejchüßt wurde? Weil das halbe Gelingen des 
Attentat, einiges Blutvergießen und ein heller Aufruhr für Die 
Präfidialmaht ein Negierungsmittel dem Bund gegenüber war; 
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weil man neue Nahrung gebrauchte für das unmatürliche Verhältniß 
mit Preußen; weil man einen edelgejinnten, aber mißtrauisch ge— 
worden Monarchen von neuem glaubte von der Schlechtigfeit des 
Volks und von der £. £. Regierungsallweisheit Beweije liefern zu müfjen ; 
und weshalb überhaupt eine Verſtärkung? damit man etwas gethan 
zu haben jcheine. Weshalb ſchwieg Herr von Lerchenfeld? Biel- 
leicht weil die Präfidialabjichten auch feiner Regierung genehm waren. 
Weshalb Lie ſich Herr dv. Guaita überreden? Vielleicht aus 
Kurzfichtigfeit. 

Und derjelbe Bericht hat dann kurz darauf die heuchlerische 
Hrechheit von dem Unglück und dem Blute zu reden, dag über „die 
gejegneten Länderjtreden Deutſchlands“ hätte fommen können. Hat 
ji) denn die £. k. Regierung in Wien und Frankfurt nicht zu Mit- 
ihuldigen kopf- und gewiſſenloſer Aufrührer gemacht? Für dieje kann 
ein Vertheidiger die mildernden Umftände der Eraltation, der Unter- 
drüdung und Berfolgung plaidiren; welche mildernden Umſtände 
fönnen für jene Regierung geltend gemacht werden? Keine. Nach 
reiflicher Meberlegung, mit faltem Blut, in gewinnjüchtiger Abficht 
hat dieſe Regierung die Eriftenz und da3 Leben Vieler aufs Spiel 
gejeßt. Konnte nicht das Attentat verhindert und doch das ganze 
Unterjuchungsmaterial und die Hauptichuldigen gefaßt werden? 
Weshalb konnten nicht um neun die beiden Lokale umjtellt und 
die Verſchwörer beim Heraustreten durch ſtarke Militärwachen ab— 
gefangen werden? Jedenfalls hätte man dann die Rädelsführer 
erwijcht und nicht bloß jugendliche Verführte. 

Und bei alle dem wagte es jene Regierung ſich al3 den Retter 
und Hüter Deutjchlands Hinzuftellen. Es ift nur bedauerlich, daß 
jih im weiteren Berlauf jo manche Regierung von diefen Künften 
hat gewinnen und zu manchen Härten hat verleiten lafjen. 

63 ift auch heute, nachdem man Einficht von den Alten ge= 
nommen hat, ſchwer, fich ein objektive Urtheil über Maß und 
Qualität der Schuld aller Betheiligten zu bilden. Denn einmal 
ind Motive und Beftrebungen derjelben jehr gemijcht, jodaß fie 
nicht klar hervortreten, jodann haben wir e8 vielfach mit jogen. 
„umfafjenden Geſtändniſſen“ zu thun, in denen aber in der Regel 
der Geftändige jeiner Perſon nur eine jehr bejcheidene Stelle ein= 
räumt; fommt nun noch Hinzu, daß Einzelne, jei e8 aus ehren— 
werthen oder andren Gründen, jolche Geſtändniſſe nicht abgelegt 
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haben, jomwie daß inhumane und beförderungsjüchtige Inquirenten 
ihre VBermuthungen in die Akten gepreßt haben, jo wird das Bild, 
da3 die Unterfuchungsaften gewähren, ein ſchwankendes und getrübteg. 

Leute wie Gärth und Raufchenblatt, auch) Bunjen, Neuhof, 
Koſeritz u. A. find leicht als exaltirte, mehr oder weniger gewifjen- 
(oje Phantaften zu erkennen, die einander gegenjeitig belogen und 
fih von ihren untern Organen belügen ließen. Sie ftellten fich 
allmählich in ein folches jelbitgemachtes Lügengewebe, daß fich dieſes 
in ihrer krankhaften Erregung für fie zu einer Art Wahrheit ver- 
dichtete, an der fie fich zulegt erwärmten und für die Ausführung 
ihres ebenjo wahnmwißigen als frevelhaften Unternehmens jtärkten. 
Aus den paar mit 463 Gulden gewonnenen würtembergijchen Soldaten 
machte der Feldwebel Lehr in jeinem Bericht an Koſeritz 200; 
fonnte dieſer mit jeinen drei Mann und den ind Einverftändniß 
gezogenen fünf Offizieren je ernftlic) daran denken die Erhebung, 
die zur Öefangennahme des Königs führen jollte, zu unternehmen? 
Mit polniſchem Gefindel und Franzöfiich-italienijchen Verſchwörern 
wollte man dem deutjchen Volke Freiheit und Einheit bringen; 
einem Volk, welches dreißig Jahre in Geduld die Schmach des 
franffurter Bundestagd ununterbrochen zu ertragen vermochte; einem 
Volk, deſſen Führer „nach Entfernung der Großjtaaten” den deutjchen 
Staat aufrichten wollten; einem Volk, welches nicht bloß von neuem 
unter da3 jchwarzgelbe Hoch des Bundestags für anderthalb Jahr- 
zehnte fich beugte, jondern zu einem nicht geringen Theil am Aus— 
gang dieſer Knechtichaft den Retter von fich ftieß und dem Unter: 
jocher zujauchzte. 

Der bei Weiten größte Theil der Verſchwornen waren die 
Verführten, und e3 ijt ein häßlicher Zug in unferer Gejchichte, daß 
gar oft nur fie von den jchwerften Strafen getroffen wurden. Faſt 
alle fürjtlichen Verſchwörer gegen Kaiſer und Reich gehen ungejtraft 
am Leben, oft auch an Würde und Macht aus dem Drang der 
politijchen Bewegungen hervor. Während Heinrich der Löwe, noch 
als jchwer verurtheilter Verbrecher der Begründer einer Dynaftie 
werden fonnte, die wie feine andere — von jener Zwietracht ſäen— 
den Kaijerin Judith an bis in unjere Tage — das Verderben des 
Reiches war, haben die englijchen Barone und Peers immer, zumal 
in den Rojenkriegen, mit ihren Köpfen für ihre Unternehmungen 
einftehen müfjen. So weit hierbei auch Zeiten und Perſonen aus— 
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einanderliegen, die verhältnigmäßig Unjchuldigen mußten in Deutjch- 
land auch diesmal die Schuld der Verführer büßen. Eins ber 
dunkelſten Blätter in der Gelchichte diefer Unterfuchungen ift das, 
was über den Pfarrer Weidig handelt. Diejer, wie aus den Akten 
hervorgeht, hochachtbare und in jeinem Wirkungskreis verdiente und 
hochangejehene Mann war durch die Widermwärtigfeit der politifchen 
Lage, wie e3 jcheint, zu dem Grundjaße gefommen, daß für das 
Vaterland jedes Mittel recht jei, welches zum Ziele führte; da e3 
ihm aber an Einſicht und Klugheit nicht fehlte, Jo hatte er fich gegen 
das Frankfurter Attentat ablehnend verhalten, hatte jedoch nach dem— 
jelben jeine Wirkſamkeit in Vereinen und Schriften, die beſonders 
gegen den Bund gerichtet waren, fortgejeßt. Man hatte allmählich 
Anhaltspunkte zu jeiner Verhaftung ausfindig gemacht, welche 1835 
erfolgte. Zu feinem Inquirenten wurde der Hofgerichtärath Georgi 
in Gießen bejtimmt, alle nur denfbaren Mittel wurden von diejem 
gebraucht, um den Angeklagten zu einem umfaljenden Geftändnif 
zu bringen; der Inquirent beabfichtigte jeiner Regierung und der 
Gentralbehörde als das Nejultat melden zu können, welche hohen 
Häupter eigentlih) an der Spite der Bewegung jtänden, die bis 
jeßt noch im dunklen Hintergrunde geblieben waren. Daß Weidig 
dies nicht geitand, lag eben daran, daß e3 nicht zu geftehen war, 
denn alle Unterſuchungsakten beweilen unwiderleglich, daß dergleichen 
nicht dageweſen find, man müßte denn Mazzini dafür Halten wollen.*) 
Georgi beflagt ji denn auch ununterbrochen über den beharrlichen 
und höhniſchen Troß des Inkulpaten. Aber er Hatte fich vor- 
genommen Ddiejen zu brechen. Cine Tages im Jahre 1838 fand 
man Weidig in einem Blute; die Gentralbehörde konnte beklagen, 
daß durch den Selbjtmord diejeg Mannes man um alle die ge= 
wünjchten Aufflärungen gefommen je. Man mag über die Ver- 
irrungen dieſes Unglüdlichen denfen wie man will, im Volksmund 
jeiner Landsleute lebt er noch heute als Märtyrer für Deutſchlands 
Einheit und Freiheit fort; ſein hartherziger Inquirent aber ift ebenjo 
von jeinen Landsleuten gerichtet, wie von feinen juriſtiſchen Collegen 
gemieden worden. 63 ijt für den Gejchichtöjchreiber feine erfreu- 


*) rn den Kreiſen des Herrn von Rochow wußte man freilich jchon 1830, 
dab franzöfiiches Geld den polnischen Aufitand gemacht hatte, und daß bie 
„ganze Demagogie“ unter einem comite directeur ftand, zu welchem auch ber 
franzöſiſche Minifter Merillon gehörte. 
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liche Aufgabe Criminalakten al3 Quellen zu gebrauchen, denn fie 
erregen Nachgroll und belehren jelten. Heute kann die Nation auch 
dieje Koſt ohne Schaden genießen, fie kann noch einmal gleichjam 
wie ein Zufchauer im Trauerſpiel die Leiden und Jrrungen eines 
früheren Gejchlechtes mitempfinden. 

Nachdem die Gentralbehörde noch einen eingehenden Bericht 
über die furhejfiichen Umtriebe im Jahr 1840 eingereicht hatte, er- 
folgte der Schlußbericht am 5. Dezember 1842. 

Was die übrigen Sicherheitgmaßregeln anlangt, jo wird zus 
nächſt Prefje und Literatur kurz beiprochen werden müſſen. Gegen 
Gnde de3 Jahres 1830 hatte der Profeſſor Welder in Freiburg 
der Bundesverjammlung eine Eingabe nebjt Promemoria betr. 
Ausführung des Artikels 18 reſp. Gewährung der Preßfreiheit 
eingereicht. In diejem Promemoria hatte er die Preßfreiheit 
nicht bloß als da3 umveräußerliche und natürliche Necht jedes 
Menſchen Hingejtellt, jondern auch nachzumweilen verjucht, daß fie 
das weſentlichſte Mittel des Heil3 für Fürften und Völker Jet. 

Am 17. Februar 1831 referirte nun der däniſche Bundestags— 
gejandte Herr dv. Pechlin über diejelbe und glaubte zunächit miß— 
billigen zu müflen, daß diefe Schrift, die doch unter 20 Bogen 
betrage, alſo der Genjur unterliege, habe erjcheinen können, denn 
daß ſie die Genjur nicht pajfirt habe, beweile der Inhalt. Da die 
Bundesverfammlung 1824 bejchloffen habe, das proviſoriſche Preß- 
gejeß von 1819 bis zur definitiven Vereinbarung beftehen zu lafjen, 
jo erübrige nur dieſes Gejuch ad acta zu legen. 

Als der badijche Gejandte jchtwieg, forderte Deftreich den Herrn 
zum Reden auf; Blitter3dorff erklärte jodann, daß er fich eine nähere 
Erklärung vorbehalten müſſe. Nachdem dann der Commiſſionsantrag 
genehmigt war, ergriff Deftreich von neuem das Wort und drückte 
zunächft fein Bedauern darüber aus, daß jenes Preßgeſetz in mehreren 
Bundesftaaten nicht gehörig beachtet und für deilen jtrengen Voll- 
zug von den Behörden nicht hinlänglich Objorge getroffen werde. 
Seit mehreren Monaten, fuhr der Graf Münch dann fort, ſei 
Deutichland mit Flugjchriften überſchwemmt, welche vom Geijte der 
Aufregung ausgehende Unruhen zu verbreiten juchten und zu uns 
gemefjenen Forderungen an die Regierungen aufreizten. Am 
31. Oftober 1830 ſei ja einftimmig die jtrenge Beachtung jenes 
Preßgejeßes in der Bundesverfammlung in Erinnerung gebracht; 
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aber, wenn e3 etwas helfen jollte, jo jei eben ein gemeinſames Zu— 
ſammenwirken erforderlich; im wohlverftandenen Intereſſe Aller ſei 
ed, daß Unfuge diejer Art in Deutjchland nicht ftattfänden. Nach— 
dem dies allgemein gebilligt worden war, wurde durch einen er— 
neuten Beihluß die Aufrechterhaltung jener Beitimmungen für noth- 
wendig erklärt. 

Der badijche Gejandte verhielt fich jchweigend, die Sache nahm 
ihren Verlauf, bis Deftreich von neuem im November d. %. in 
einem jehr ſtark formulixten Antrag, der natürlich auch zum Be— 
Ihluß erhoben wurde, die Bundezjtaaten auffordern ließ, nunmehr 
endlich die Vorkehrungen zur Unterdrüdung der Prefje zu treffen; 
die Preßcommiſſion jollte jcharfe Wacht darüber halten; deshalb 
wurde fie durch Herrn v. Pechlin verjtärft. 

Schon vierzehn Tage darauf fonnte Deftreich für feine Staaten . 
die ftrenge Durchführung des Preßgeſetzes melden. Nachdem der 
£. k. Gejandte daran die Mittheilung geknüpft Hatte, daß die in 
Straßburg erjcheinende Zeitung „das Eonftitutionelle Deutjchland“ 
für die k. k. Staaten verboten jei, drückte er den Wunjch und die 
beftimmte Grwartung auß, daß auch die andern Staaten ihren 
Bundespflichten zu genügen willen würden; er lobt jodann die preis— 
würdige Cinmüthigfeit und jagt, gerade in dem gegenwärtigen Augen— 
bli jei diefe um jo erwünjchter, al3 die jeit Kurzem in den ver- 
ichiedenen Ständeverjammlungen mit grenzenlojer Anmaßung und 
nicht ohne Erfolg gegen die Bundesverjammlung gerichteten Angriffe 
einen öffentlichen Akt der Bundesautorität erforderten, um die Ueber— 
zeugung allgemein feft zu begründen, daß die Bundesverjammlung 
eingedenf ihrer Stellung und der ihr zu Gebot jtehenden bundes— 
gejeglichen Mittel bereit jei, vereint jedem Verſuch entgegenzutreten, 
wodurch die Grundprincipien des Bundes mit irgend einer Verlegung 
oder Erjchütterung bedroht werden. Auf diefe Anmahnung ſchwiegen 
die meiften Gejandten, verjchtedne Jagten aber die Unterdrücdung 
de3 genannten Blattes zu; Preußen verhielt ſich während dieſes 
Jahres meift jchweigend. Gerade in diejem Jahre aber ertünten die 
lauteften Klagen unter den preußiichen Gonjervativen, die nichts 
Höheres fannten, als „den großartigen Kaiſer Nicolaus”. Es war 
in derjelben Zeit, wo Dahlmann in jeiner berühmten „Rede eines 
Fürchtenden“ auf das Heftigfte gegen die jeweilige preußiiche Res | 
gierung polemifirte, zugleich aber auf Preußen ala Deutjchlande 
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Hort Hinwies; daſſelbe Preußen, in welchem damal3 regierende 
Kreiſe ſich damit tröfteten, daß ein Mann wie Nagler das Ohr des 
Königs hätte, daß Ancillon mit Wittgenftein „gut jei“. Man freute 
fich, daß der Kronprinz fich bemühte Eichhorn mit Ancillon zu „ver- 
ftändigen“ ; jo undurchreißbar man die Kette von Herzog Karl big 
zu Herrn v. Rochow anjah, jo ängjtlich) ward man über Schwankungen, 
die immer wieder hervortraten. „Milde Hilft nicht, Zucder gibt nur 
Säure”, meinte Herr v. Rochow, der von Stuttgart aus jcharfe 
Umficht über das verderbliche Wejen in Baden und der Schweiz 
hielt, dieſer „Herberge aller Leidenschaften und jchlechten Grundſätze“. 
Man war in großer Sorge über die bedenflichen liberalen Grund— 
ſätze, die Eichhorn jeinem eben bearbeiteten Preßgeſetzentwurf zu 
‚Grunde gelegt hatte. Man rief den öftreichiichen Staatskanzler zu 
- Hilfe; ehe der Entwurf noch im Minifterium zur Vorlage Fam, 
hatte ihn Metternich bereits in Abſchrift. So recht aus dem Herzen 
war e3 den ruſſiſchen Allianzpolitifern geſprochen, ala Eylert aus— 
gerufen Hatte, daß die Liebe zum Landesvater die wahre preußijche 
Verfaſſung, daß das Ordensfeſt die Vertretung des ganzen Volks, 
aller Stände und Intereſſen jei. Und doch vermißten fie den rechten 
Gifer für die gute Sache, denn die Hofkreiſe Jahen weniger den „Dema= 
gogen“ auf die Finger, ala der Taglioni auf die Füße. Man wollte 
noch engeren Anſchluß an Rußland, denn „je näher die Rufjen find, 
dejto beifer“. Das politiiche Vaganten- und Spionenthum war in 
Blüthe: Schlottmann, Kombſt, Witt-Döring u. A. verjuchten ihr 
Glück. Der Heinen Preßpolizeifachen fing man bald an überdrüffig 
zu werden, indes beim Bundestag ging die alte Leier weiter. 

In der vertraulichen Situng vom 29. November, über welche 
nur eine gejchriebene Regiftratur aufgenommen wurde, legte der 
öftreichiiche Gejandte zwei Zeitungsblätter vor, den „Boten aus 
Weiten“ und die „Speierer Zeitung“ und bejchwerte ſich, wie er es 
nannte, über die beißendfte Kritif der Bundestagsbeſchlüſſe betr. die 
Adreſſen an die Bundesverfammlung und den Mißbrauch der Prefje. 
63 müſſe unbedingt von Baiern verlangt werden, daß e3 gegen 
dieje beiden Zeitungen — fie erichienen in Zweibrüden und Speier — 
einjchreite. Außerdem beantragte der Präfidialgefandte, daß der 
Bundeskanzleidirektor beauftragt werde, auf diefe und andre jchlechte 
Zeitungen auf Bundezkoften zu abonniren und fie unter die Mit 
glieder der Pregcommiffion zu vertheilen; die Bundesverfammlung 
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müſſe um jo energijcher eingreifen, al3 ja die bezügl. Beftimmungen 
und Beichlüffe von 1819 und 1824 den fremden Gejandten über- 
mittelt worden jeien; diejen gegenüber werde man doch nicht den 
Anſchein der Schwäche oder nconjequenz auf fich nehmen wollen. 
Demgemäß wurden neun Blätter auf den Inder gejeßt. Daß die 
Dppofition ihre Sache nicht ungeſchickt, wenn auch jchlecht genug 
ftilifirt, anfaßte, zeigt 3. B. ein Artikel in dem „Boten au dem 
Weſten“ vom 2. December, in welchem e3 hieß: „Der jchmachvolle 
Bundesbeichlug — vom 10. November — wodurch den Jouveränen 
Mitgliedern de3 Bundes verboten wird, ihren Völkern Preßgeſetze 
zu geben, hat hier einen tiefen, erichütternden Eindruck gemacht. 
Mit gejpannter Erwartung ſieht man den Schritten entgegen, 
welche die Regierung zur Wahrung der Fürftenehre, welche die Stände 
zur Aufrechterhaltung unjerer Selbjtändigkeit ergreifen werden. 
Mir müflen diefen Bundesbeihluß al3 den erften Schritt Tchreiender 
Gewaltthätigkeit anſehen; die Fürften, welche ſtillſchweigend ſich 
ſolchem Beſchluß fügen, haben auf ihre Souveränität verzichtet; fie 
find zu bloßen Statthaltern herabgejunfen. Ihre Völker, wenn fie 
jo Ungebührliches dulden, find Sklaven und Knechte. Bald erden 
wir wieder politiiche Keßergerichte einführen, Demagogen-Jagden 
anstellen jehen, um jene als Hochverräther zu beftrafen, welche e3 
wagen, im Namen de3 Volks deflen durch Meineid und Trug der 
Gewaltigen verweigerte Rechte in Anſpruch zu nehmen. 

Wir aber rufen es laut: — Höret, Hleingläubige an der Kraft 
und am Willen des Volks — in der Berechnung der Gewalthaber 
ilt eine jämmerliche Lücke; fie haben vergeilen, daß im Jahr 1831 
ein neuer Geift im Wolfe rege geworden !“ 

Auf Grund diefes „verabjcheuungswerthen Artikels“ beantragte 
Herr v. Pechlin Namens der Preßcommijfion, daß die Bundesver- 
jammlung aus eigner Autorität diefe Zeitung unterdrücken jollte. 
Die darauf folgende Debatte ift nicht niedergejchrieben worden, man 
kann bloß erkennen, daß der Artifeljchreiber richtig gerechnet Hatte: 
die bairiſche Ginjprache fiegte, man ſprach bloß die übliche Er» 
wartung aus. 

Das Verbot des „Konftitutionellen Deutjchland“, das jpäter 
unter einem andern Titel erichien, um die Schwerfälligfeit der 
Bundesverfammlung für jeine Eriftenz zu benußen, geichah ebenfalls 
unter den bitteriten Anklagen und Beſchwerden der Präfidialmadht. 
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Schon im September hatte dies Blatt unter Anderem, gejchrieben : 
„Wären wir Deutfche, wie jene Franzoſen und Engländer, durch 
eine gemeinfame Verfaflung vereint, hätten wir ftatt 35 ſouveräne 
Herriher — größtentheild willenloje Karikaturen — Ein Haupt, 
Einen König oder Kaiſer an unjerer Spite, längft wäre Polen frei 
geworden ohne franzöfiiche Prahlerei, ohne englifche Drohungen, 
einzig und allein durch deutjches Rechtsgefühl und deutiche Volks— 
fraft. So ift aber das deutjche Volk zeriplittert, fünfunddreißig mal 
mit Stricken gebunden, und überdies noch durch jeinen Bundestag, 
diefen Kinderjpott in politifcher Beziehung, mit Verachtung beftraft.“ 
Da überdies zum Schluß die Stifter der heiligen Allianz der Strafe 
Gottes anheimgegeben wurden, jo ift die einftimmige Unterdrücdung 
des Blattes ſelbſtverſtändlich. 

Nachdem Anfang 1832 in Baden ein neues Preßgeſetz zwiſchen 
Regierung und Ständen vereinbart und für den 1. März als rechts— 
verbindlich publicirt war, verlangte das Präfidium, nach Inftruftion 
ſeines Hofes, die Sudpenfion defjelben, weil es im Widerjpruch 
mit dem Bundespreßgejeß ſtand. Trotz aller Verhandlungen und 
Verjchleppungen mußte Baden fich jchlieglich fügen und am 31. Juli 
erfolgte dann die Erklärung, daß die badijche Regierung zwar nicht 
im Stande geweſen jei, die Suspenjion eines Geſetzes zu verfügen, 
daß fie aber eingedenf ihrer Bundespflichten die anftößigen Stellen 
für unwirkſam erklärt habe. Die Unannehmlichkeiten diejer Ver— 
handlungen führten jchon im April zu dem Antrage des Präfidial- 
hofs, eine Commiſſion von fünf Mitgliedern — Oeſtreich, Preußen, 
Baiern, Sachen und Dänemark wurden gewählt — einzujeßen, 
welche die Vorarbeiten für ein definitiveg Bundespreßgeſetz in An— 
griff nehmen ſollte. Obgleich bald darauf ein neuer Antrag und 
Beihluß auf Beichleunigung diefer Commilfionsarbeiten zu Stande 
fam, jo fam es doch nicht zur Erledigung der Aufgabe, jondern, 
wie e3 den Intentionen Metternich entſprach, es wurden auf den 
Wiener Conferenzen 1834 die betr. Beftimmungen getroffen. Unter- 
deſſen wurde nach Kräften die Unterdrüdung einzelner Zeitungen 
und Drudichriften von Groß und Klein betrieben. In der vertraus 
lichen Situng vom 5. Juni 1832 zeigte Reuß-Greiz die in Plauen 
ericheinenden „Blätter aus dem Boigtlande* an, und es bedurfte 
dann nur der betr. k. k. Erwartung, im väterlichen Tone an Sachſen 
gerichtet, um auch dieſen Stein des Anſtoßes zu bejeitigen. Troß- 
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dem jchien es dem Präfidialhofe nöthig, immer von neuem Die 
Bundezftaaten zur gemwifjenhaften Verfolgung der jchlimmen Preſſe 
anzuhalten; namentlich) war es der fortgejette Unfug der Prefje in 
Rheinbaiern, welche die Klagen und Bejorgnifje jener Stelle fort: 
dauernd hervorrief. Auf Drängen Deftreichd wurden auch die litho- 
graphirten Schriften unter die Preßgeſetz geftellt und auch bezüg- 
lich diefer alle Genjoren zu einer jcharfen Aufrechterhaltung jener 
Beitimmungen angewieſen. Zunächſt und in eriter Linie bejchäftigte 
ſich die Preßcommiſſion mit den auf den Index gejegten politiichen 
Schriften; da fam denn auch im Auguft 1832 ein Bericht über die 
von Rotteck herausgegebene Zeitjchrift „die allgemeinen politiſchen 
Annalen” zum Vortrag in der Bundesverfammlung. Diejer wurde 
von einem der gehorjamften Diener der k. k. Mißregierung erftattet, 
nämlich; dem nafjauischen Gejandten v. Marſchall; Fein Wunder, 
daß derjelbe ein Mufter politiicher Kleinfrämerei, Rabuliftif, Rechts- 
verdreherei if. Mit bejonderem Behagen wärmte fich der Herr 
Referent an folgenden Stellen aus einem Aufſatz des Darmjtädter 
Advokaten H. K. Hofmann: Nur Preußen könne Deutjchland retten. 
„Darum ift es Sache des ganzen deutſchen Vaterlandes und jedes 
wahren Vollöfreundes mit allen Kräften dahin zu wirfen, daß 
Preußen endlich dem Zeitgeifte Huldige. Die preußilche Regierung, 
als die beivegende Kraft des Staates, ift feſt, ſtark, gewandt; fie 
bat in furzer Zeit und mit den geringften Mitteln von der tiefften 
Erniedrigung den höchften Gipfel der Macht erjtiegen. Aber Schade, 
daß dieſer treffliche Organismus gelenkt wird von einer Partei, die 
fich mit unerhörter Unverſchämtheit offen für die Feindin aller Tugend 
und Begeifterung erklärt hat, 2c., dieje Partei vom Ruder zu ver- 
drängen, dadurch Preußen und Deutjchland retten, die muß das 
Strebeziel des wahrhaft Freifinnigen VBaterlandsfreundes fein. Gegen 
jene Partei, alfo für, nicht gegen Preußen muß gekämpft werden, 
damit das preußiiche Volk Frei, der preußiiche Staat erhalten werde 
zum Heil und zur Ehre Deutſchlands.“ 

Aus Schamgefühl, meint Herr v. Marjchall, müſſe er fich verjagen 
die folgenden Stellen wiederzugeben, die fich namentlich gegen die 
Erbärmlichkeit der Bundesverfammlung wenden und verlangen, daß 
Volksvertretungen, Prekfreiheit, Anordnungen für Handel und Ver— 
fehr ꝛc. gegeben würden. Demnach wurde denn auch bejchlojjen, 
dieſes unheilvolle Blatt zu unterdrüden und den Redacteur von 
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Rotteck für fünf Jahre von jeder andren redaktionellen Chätigkeit 
auszuſchließen. Alle Bundesregierungen zeigten im Laufe des Jahres 
1832 die Ausführung an, nur Preußen fehlte noch und es jcheint 
dort doch nicht ſo glatt die Ausführung von Statten gegangen zu 
fein, denn erſt Anfang 1833 erfolgte auch von diefem Staat die 
Anzeige über die, wie e3 heit, im September v. J. erfolgte Aus— 
führung. So hat Herr dv. Marjchall noch den Todtengräber für 
manches Blatt abgegeben und den Redakteuren das fünfjährige 
Interdikt verjchafft; jo wurde namentlich auf das Andrängen de3 
franffurter Gejandten gegen die „deutjche allgemeine Zeitung” , die 
„deutiche Tribüne” in Homburg in der Pfalz, verjchiedne Volks— 
blätter, Volksfreunde ꝛc. und gegen das bibliographiiche Inſtitut in 
Hildburghaufen vorgegangen. Es braucht faum erwähnt zu werden, 
daß dieſe Thätigkeit in den nächſten Jahren eifrigft und mit dem 
gebührenden äußeren Erfolg fortgejeßt wurde. Beſonders machten 
Rotteck und die Pfälzer der hohen Bundesverjammlung noch manchen 
Verdruß. 

In einer vertraulichen Sitzung vom 18. Juli 1833, über die 
ebenfalls nur eine geſchriebene Regiſtratur aufgenommen wurde, 
referirte der Würtemberger v. Trott darüber, daß der Beſchluß der 
badiſchen zweiten Kammer, die Rede Rottecks über die Lage des 
Landes drucken zu laſſen, zwar nicht die Zuſtimmung der badiſchen 
Regierung gefunden habe, daß es aber Pflicht aller Bundesſtaaten 
jet da3 Verbot auszusprechen; ferner jei die Veröffentlichung der A}- 
filenverhandlungen gegen die Rädelsführer beim Hambacher Felt um 
jo bedenklicher, je mehr der ganze Prozeß, namentlich von Seiten der 
Vertheidiger jo gerichtet worden jei, daß unter dem Deckmantel einer 
gerichtlichen Verhandlung „mit allen gleisnerifchen Künſten der 
Volksverführung“ verfahren worden ſei. Auf Antrag der Commiſſion 
wurden dieje beiden Fragen durch ein allgemeines Verbot erledigt. 

Im Jahr 1834 fand die Prekcommijfion ihre weitere Arbeit 
in der Unterdrüdung oder Ausjchliegung revolutionärer Zeit- und 
Drucdichriften, die zum nicht geringiten Theil aus der Schweiz und 
Frankreich nad) Deutjchland ihren Weg nehmen jollten; jo wurden 
die bereit3 früher genannten Schriften des jungen Deutjchlands in 
Bern, „Abjolutismus und Freiheit” von Lammenais, da3 „Bauern- 
lexikon“; ferner der „Komet des Jahres 1834“ unterdrüdt, in 
welchen zum Theil mit Bibelcitaten die demokratiſche Republif ges 
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predigt wurde; in einzelnen Schriften zeigen fich ſchon jtarfe com= 
muniftiiche und focialiftiiche Anwandlungen, wie im „Olauben3- 
befenntniß eines Geächteten“: der Staat darf von denen, welche 
durch ihrer Hände Arbeit leben, feine Abgaben nehmen, und muß 
diejenigen, welchen der Verdienſt fehlt, unterhalten, die VBergröße- 
rung de3 Vermögen? darf der Staat nur bis zu einem gewiſſen 
Grad geitatten. Dabei wird aber auf das entſchiedenſte die nationale 
Ginheit verlangt und der Bundesſtaat veriworfen, denn dieſes be= 
deute für Deutjchland nur Schwäche und Zerjtüdelung. Die „Er- 
flärung der Menſchen- und Bürgerrechte” enthält den Abklatſch der 
befannten auf Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit geftellten Phraſen. 
Nachdem man alle Kanäle diejes revolutionären Tintenftrom3 
glaubte verftopft zu haben, jah jich die Präfidialregierung zu neuen 
Anftrengungen durch „das junge Deutichland oder die junge Literatur“ 
im Jahr 1835 veranlaßt. Am 10. December de3 Jahres nahm 
der Präfidirende das Wort und conftatirte, daß nachdem man end- 
lich der jchlechten politiichen Prefje Herr geworden jet, nunmehr von 
Seiten der Literatur noch weit jchlimmered zu befürchten ftehe. 
„Die jchlechte Literatur, Fährt Graf Münch fort, die hier gemeint 
it, laßt ſich weſentlich als antichriftlich, gottezläfterlich und alle 
Sitte, Scham und Ehrbarkeit abfichtlich mit Füßen tretend, bezeichnen. 
An der Spitze derjelben jteht Herr Heine in Paris, welcher 
diefen Ton bald nach der Julirevolution unter den Deutjchen zuerſt 
angeflungen hat. Aus einer genauen Prüfung der neuften 
Schriften, welche von ihm und jeinen Genoſſen herrühren, erhellt, 
daß ein tiefer, lange verhaltner Groll gegen das Chriſtenthum das 
Hauptmotiv dieſes literariichen Treibens iſt. Die Schmähungen 
gegen die Religion, welche verſteckt oder offen das jtet3 variirte 
Thema ihrer Arbeiten bilden, find keineswegs neu und originell. 
Neu dagegen, wenigſtens in Deutjchland, ift das Hinüberziehen 
diefer Materie auf das belletriftiiche Gebiet; neu iſt daran die halb 
witige, halb poetilche Einkleidung und die gewählte verführeriiche 
Form des Romans, des Gedichtes, der Novelle und der politijchen 
Briefe, neu iſt ferner die, bejonderd von Heine zur Anwendung 
gebrachte, eigens auf die Verführung der Jugend berechnete, innige 
Perbindung der Blasphemie mit der Aufregung der Sinnlichkeit, 
jowie die eigenthümliche Ginflechtung St. fimoniftischer und pan— 
theiſtiſcher Ideen und die, bejonders von dem lettgenannten Schrift- 
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fteller ausgehende, eigenthümliche Verarbeitung aller diefer Elemente 
zu einem vollitändigen Syſtem der Gottesläugnung und Unfittlich- 
feit, welches Heine im zweiten Bande feines Salon3 fich nicht ſcheut, 
al3 neue MWeltregion zu proflamiren. In diefer Schrift ift bereits 
offen und unverholen die Abolition de Glaubens an Gott und die 
gänzliche Emancipation der Sinnlichkeit von allen Schranken ber 
Moral und der Eitte ald das Eine was Noth thut und als das 
Biel gepriefen, dem das jetzige Geſchlecht unaufhaltiam entgegen 
jtreben müſſe.“ 

Nachdem der Gejandte dann eröffnet hat, daß fich dieſe Coterie 
von Schriftftellern unter dem Namen da3 „junge Deutjchland“ 
conftituirt habe, führt er als das charakteriftiiche Produft derjelben 
vor allem Gutzkows Roman „Wally oder die Zweiflerin“ an. Nach- 
dem weiter die Bejtrebungen einzelner Regierungen das gebührende 
Lob erhalten haben, wird auf Antrag des Präſidiums bejchlofien : 

„Sämmtliche deutiche Regierungen übernehmen die Verpflichtung, 
gegen die Verfafjer, Verleger, Druder und DVerbreiter der Schriften 
au der unter der Bezeichung „das junge Deutſchland“ bekannten 
literariichen Schule, zu welcher namentlih H. Heine, Gutzkow, 
Wienbarg, Laube und Th. Mundt gehören, die Straf- und Polizei- 
gejete ihres Landes, ſowie die gegen den Mißbrauch der Preſſe bejtehenden 
Vorſchriften, nach ihrer vollen Strenge in Anwendung zu bringen, 
auch die Verbreitung diefer Schriften, jei e8 durch den Buchhandel, 
jei es durch Leihbibliothefen oder auf jonftige Weiſe mit allen ihnen 
gejeglich zu Gebote ftehenden Mitteln zu verhindern.” 

Unter Nr. 2 werden die Buchhändler vertwarnt und ihnen gejagt, 
daß fie ja doch auf den Schuß des Bundes angewiejen ſeien. 

Namentlich, heißt es unter 3, gelte dies der Campeſchen Verlags— 
handlung in Hamburg. 

Es ift hier nicht der Pla, gegen den Herrn Grafen ein 
literar=gejchichtliches Verfahren einzuleiten, e8 muß nur hervorgehoben 
werden, daß er oder ſein Gewährsmann ſich gar zu jehr auf der 
Oberfläche gehalten haben. Hat er Heinjes Ardinghello, Hat er die 
romantijche Zucinde, hat er den niedlichen Sumpf vergefjen, in welchem 
Herr Glauren die Wädchen, Händchen und andere chen ſich baden 
läßt? Hat er nicht einmal darüber nachgedacht, wer denn dieſe 
Sorte von Kiteratur jo ſorgſam gehegt und gepflegt hat; jollte es 
ihm entgangen jein, daß nachdem die Bundesverjammlung und die 
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Bundesſtaaten unter DVortritt der Präfidialpolizei die treibenden 
Glemente in der Nation entweder in die Höhlen der ausländiſchen 
Verſchwörer getrieben oder in ihren gemäßigten und gejunden Theilen 
zum Schweigen gezwungen hatte, eben jener Verſchwörer-Ton und 
Sinn auch in die deutjche Bewegung gepreßt und den Extremen 
allein noch ermöglicht wurde da3 Wort zu nehmen; daß nachdem 
man die Meinungsäußerung der Nation in der Prefje unterdrückt 
hatte, die Geijter in der Literatur ihre Fadel leuchten ließen? Daß 
dieje Geijter nicht jelten unjauber und die Fackeln qualmig wurden, 
hat feinen guten Grund, man hätte ihn nur anderwärt3 ſuchen 
müflen ala wo ihn die hohe Bundesverfammlung zu finden fich 
vorgenommen Hatte. Pan kann nicht ohne Widerwillen und 
eine Art Schamgefühl Gutzkows „Wally“ lejen.*) Es wird einem 

*) Auf einem weißen Zelter läßt, im Beginn des Romans, der Schrift: 
fteller jeine Wally, jchöner ala Aphrodite, durch den ſonnengolddurchwirkten 
Wald jprengen; fie war auögeftattet mit jedem flaffiichen Reize, allem ro: 
mantifchen Zauber, ja mit der Drapperie der moderniten Zeit; dieſem un: 
finnigen Anlauf wird die tieffinnige Bemerkung kurz hinzugefügt, daß Wally 
wohl jelbft nicht wußte, daß ber Zelter blind war. Diejer läßt er dann ben 
Gäfar im Walde begegnen, der nicht mehr vor fich ſelbſt niederfällt, Tondern 
feine Vergangenheit die Knie feiner Zukunft umfchlingen läßt; er war reif; 
er rechnete mit Begriffsichatten, mit gewejenem Enthufiagmus. Diejem Cäſar 
ſcheint aber dabei doch nicht jehr wohl geweien zu fein, denn er lachte, um 
die Thränen zu vertreiben. Da flog Wally vorüber, fie wußte immer noch 
nicht, daß der Gaul blind war, ein jonderbarer Glanz flang durch die Luft 
und zu Cäſars Füßen lagen fünf Ringe; fie mußten an der Reitgerte geftedt 
haben; er jtedte fie ein, und als ein gewifjer Regierungspräfident im zweiten 
Kapitel einen beinahe ländlichen Ball gab, trug Cäſar die fünf Ringe über 
den Handſchuhen: Die Liebesgejchichte ift vorbereitet. Im folgenden Kapitel 
hält Wally einen Literar»geichichtlichen Vortrag, in welchem fie uns lehrt, 
daß die guten Waldjänger Schwab und Chamifjo fich die Freiheit nahmen, 
jehr enuyant zu jein. Heines Proja ift ihr lieber als Uhland und der ganze 
Bardenhain. Auc über die Philojophie läßt Gutzkow dann ein Kapitel zwi: 
Ihen den Liebenden reden, aber natürlich originell: Lebe Deinen Nächiten, 
wie Dich jelbft, ift fein Wahlſpruch. 

In den weiteren Salongejpräden heißt es: Homer und Offian jeien 
mehr Muſiker ala Dichter; Muſik ift abjolut nichts, die Bildung legt erit das 
hinein, wa3 wir darin zu finden glauben. Nachdem dann Gäjar jeine Wally 
wie ein humoriftiiches Kapriccio der animalifchen Natur genommen bat, gibt 
er ihr eine geographijche Lektion: Läge Düffeldorf in Thüringen, es würde 
ein zweites Weimar werden; das blonde Deutichland hat den Rhein, der in 
der That ein jchöner Strom ift; in Schwalbach ſprechen die Keute mit ſchwä— 
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gefunden und verftändigen Leſer heute ſchwer zu begreifen, woher 
ein deutjcher Schriftjteller den Sinn und den Muth Hatte, ein jolches 
Gonglomerat von Ichlechtitilifirtem Wahnwitz, Franzöfirenden Wort- 
cascaden, jchiefen und verdorbenen Gleichnifjen, halbgaren und viertel3- 


bifhem Accent. Dann kommt er auf ihre böfe Tante, fie ift ihm eine Spinne, 
bie über den Ocean riecht. | 

Im Bad Schwalbach befanden fich genug Leute, die an Hoffmanns Tod 
litten, denn das allmähliche Herunterfommen der Romantik erichlafft die 
bisher angeipannten Nerven der Nationen. Auch in der Liebe weiß ber 
Shhriftiteller wohl Beicheid: Hütet Euch, ihr Frauen! ruft er aus, die 
Liebe der meiften Männer ift nichts als eine Huldigung, die fie fich jelbft 
darbringen. 

Cäſar wird immer deutlicher zu Wally: die unfichtbaren Barrieren, welche 
den Süngling vom Mädchen trennen, müſſen fallen. Weib, ruft er aus, 
in Deinen Augen, in der Form Deines Körpers bift Du überreif zur Liebe; 
und wenn ich Dich heute zum erſten Mal ſähe, ſo pflückte ich Dich, denn wir 
find die Kinder eines und defſelben Planeten. Aber Cäſar kennt jeine 
Wally zu gut; jetzt fühlte ſie nur das Entzücken, ſtatt eines Weibes Menſch 
zu ſein. Indeſſen, philantropiſch wie ſie war, ließ ſie die Umarmung Cäſars zu, 
nicht, weil ſie ihn liebte, ſondern weil ſie ſich als das ſchwache Glied der 
großen“ Weſenkette fühlte, die Gott erſchaffen hat, und weil fie glaubte, daß 
dieje heißen Küſſe allen Millionen gälten unterm Sternenzelt. Nachdem dieſes 
treffliche Paar zu diefer Höhe des Einverjtändnifjes gelangt war, nimmt 
Cäſar auch feinen Anjtand mehr, das Chriſtenthum für eine Latwerge zu 
erklären, 

Wally fuhr fort, ſich als das Glied der großen Weſenkette zu fühlen, 
und Cäſar war die Balancirjtange dieſer Equilibres; als fie mit Cäſar den 
Höhepunkt erreicht zu haben glaubte, erflärte fie ihm auf einem fürftlichen 
Ball: Ich werde den jardiniichen Gejandten heirathen; aber mir jprechen uns. 

Cäjar eilte nad) Haufe. Er hatte durchaus nichts was ihn drüdte, denn 
das Aber jchien ihn zu tröften. Indeſſen jcheint ihn doch nicht Alles be— 
friedigt zu haben, denn wenn er einem Freunde begegnete, der auf dem Stadt— 
gericht arbeitete, machte er forcirte Scherze und gab dem biederen Juriſten 
den Rath: Der Staat jollte niemals die Ehe bürgerlich vollziehen laſſen, 
bi3 ein Kind vorhanden ift, welches das Dajein der Liebe vorher ausweiſen 
muß. Sodann gibt er den Mädchen den Rath fich durch ein Lotto auszu— 
ipielen, dabei könne man doch zu einer jchönen Frau mit 50,000 Thalern 
fommen. 

Nach diejer würdigen Vorbereitung erfüllte jih in Wallys Zimmer 
jenes Aber. Durch ein Gejpräcd über die Erfindung des Schiehpulvers, den 
Compaß und Magnet fteigerte Cäſar fein Entzüden fo, daß er Wallys Hand 
ala SKopfkiffen gebrauchte; fie Lächelte dazu und warf ihm das ganze Poljter 
ihres elaſtiſchen Körpers nad u. ſ. w. Aber der edle Cäſar, obgleich er die 
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wahren Gedankenbrocken, verblaßten, nothdürftig galvanifirten Ge- 
ſtalten, Sinnlichfeitöfcenen voll Unnatur im Mondenjchein ohne 
inneren Zujammenbang, zum Schluß verbrämt mit Exkurſen, die 
von ebenſo großer Unklarheit, wie Halbwifferei, von Frivolität, wie 


bläulichen Ultramarinringel der Leidenichaft unter den Augen hat, bringt 
nicht auf den Beſitz dieſes göttlichen Leibes, er will ihn nur nadt jehen. 
Und obgleich er das Höchſte bewieſen hatte, defjen feine Seele fähig war, bie 
findlichite Naivetät, eine rührende Unfchuld in der Forderung, verließ Wally 
ſtolz das Lokal. An ihre Rückkehr war nicht mehr zu benfen. 

Aber ſchon im nächjten Augenblide war fie ſich mit ihrer Tugend recht 
abgeichmadt vorgefommen und allmählich fam fie dahinter, daß das Poetifche 
höher jteht ala alle Gejege der Moral; fie erfannte, dat Cäſar eine Moral 
hatte, die über der ihren war. Ihre ganze Tugend war armfelig, wenn fie 
nicht nadt jein fönne. Sie faht fich ein Herz, läd ihn am Hochzeitstag 
ichriftlich zur Vorftellung ein, den Vorhang jolle er 10 Minuten nach 10 
gütigft zurüdziehen! Aber nicht weiter vortreten darf er. Ich ſchäme mic 
vor Ihnen, jchreibt das herrliche Weib, dat ih Scham hatte. Er ericheint, 
fieht fie ganz nadt, die hohe Geftalt mit den jungfräulich ſchwellenden Hüften 
u. ſ. w.; fo ftand fie einen zitternden Augenblid, da umſchlang jie rücklings 
der jardiniiche Gejandte, der jeine junge Frau ſuchte. Die Vorhänge fielen 
zurüd; Cäſar wankte nach Haufe, Der Gejandte ahnte nichts. Tiefes Ge: 
heimnif. 

Die treffliche Wally jcheint wie ihr Biograph an ſchwacher Auffaffung 
und furzem Gedächtniß zu leiden; denn als der biedere Gemahl nad) vier 
Monaten zum erjtenmal fie zur jpäten Stunde beiucht und ihr unter ben 
üblichen Wendungen eine Locke für feinen jo ralend in fie verliebten Bruder 
abichneidet, da merkt fie erft, dat fie an einen Mann verheirathet war, ben 
fie nicht fannte. 

Sie wiſchte am ihrem Antlik, da3 er berührt hatte. Sie lüftete das 
Bett, um es von ben unkeuſchen Worten zu reinigen, die hineingefallen waren, 
denn e3 ftand offen. Sie will fliehen. Da ftellt fich jener verliebte Bruder 
ein, von dem ihr Gemahl ihr geiagt hatte: Seine Neigung ift jo ftark, daß 
er jeden Lebensfunken jeines Körpers mit dem Deinigen verwechlelt; er erklärt 
ihr, daß er fie von Ewigkeit her liebe, das müſſe fie aus Plato fennen; im 
Schooße Gottes, ruft der Liebhaber aus, trugen Sie einft diejelben gelben 
Pantoffeln, mit welchen Ihr Fuß noch jet fo reizend fofettirt. Die wahr- 
heitsliebende Wally bemerkt ihm aber, daß e3 feine ewigen Pantoffeln, jon: 
dern irdiſche Schuhe jeien; und ich erwarte, fügt fie in ihrer ganzen Liebens— 
würdigkeit hinzu, daß Sie fie zu binden verfuchen. Geſchieht. Endlich er: 
icheint Cäſar wieder und macht ihr klar, daß ihr jchnöder Gemahl fie nur 
gebraucht, um die Reichthümer ſeines Bruders zu erhaſchen. Der Schrift: 
jteller jagt uns jchnell zur Beruhigung: er war mehr bös als gemein, mehr 
europäiich Schlecht ala italieniſch ordinär. Der andere arme Teufel, der nur 
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jelbitgefälliger Philifterhaftigkeit zeugen, dem deutjchen Publikum ala 
einen Roman zur Lektüre zu bieten. Die Leiter der Nation hätten 
einmal über den Grund ſolcher Zerrüttung und Impotenz nachdenken 
fönnen ; vielleicht haben einige auch darüber nachgedacht und gefunden, 
daß dieſer Grund zu conjerviren wäre, damit die Folgen beftehen 
blieben. Dann fam e3 aber der Präfidial= Regierung am aller= 
wenigſten zu, den Herrn Grafen von Münd in Frankfurt fittliche 
Entrüftung zur Schau tragen zu lafien. Wäre die Nation nicht 
von 1815 ab in ihren heiligjten Wünfchen und Erwartungen ge= 
täujcht worden; hätte nicht das k. k. Polizeiregiment in feinen ver- 
Ichiedenen Etappen der Bundesverjammlung Geſetze dictirt und die 
Heuchelei und Unmwahrhaftigfeit in Syſtem gebracht; hätte man nicht 
die Beten der Nation zum Schweigen verurtheilt und Phantajten 
und Verbrechern zum Wort verholfen; dann wäre das Volk nicht 
verbittert oder ftumpf geworden, man hätte nicht erhebliche Theile 
dejlelben dem Auslande mit jeinen hohlen Gößen in die Arme 
gejagt; gerade die Romantik, die der k. k. Hof jo wohl zu verwenden 


die todte Hand feines Vermögen? war, erflimmt die Höhe von Wallys Fenſter 
und erichießt fi) vor demjelben. Die Scheiben find zerjchmettert und bfutige 
Theile eines zerijprungenen Schädels liegen auf dem Fußboden. Wally erholt 
fi, fie tobt wie eine Bacchantin, verbietet die Leiche ind Haus bringen zu 
lafjen. Und wäre jener nicht tobt gewejen, jet hätte fie ihn umbringen können. 

Indes fie weiß fich zu helfen, fie läßt den Reiſewagen rüften und fährt 
mit Cäfar von dannen. 

Diejer verliebt fi) dann jpäter in eine jchöne Jüdin, Delphine, deren 
Grundjaß ift: Jeden zu lieben, der fie liebt. Und die chriftliche Religion 
hindre fie nicht an diejer pflanzenartigen Liebe, und das Judenthum in feinem 
Schmutz, mit feinen Geremonien und Prieftern nahte ſich ihr niemals. 

Immer jchwillt fie von Liebe; da3 Segel ihres Herzens ift niemals jchlaff, 
und dieſe Liebe muß für einen chriftlichen Mann, der wideripenftig gegen ben 
Katechismus ift, von bejonderem Reize fein; und eine ſolche Ehe ift eine rein 
civile vor den Gerichten, ein Akt der gejelligen Uebereinkunft. 

In diefem Stil geht e3 weiter. Noch eine Stelle: Die Kataftrophe des 
jungen Sand hatte zu jeiner Zeit alle jungen Köpfe auf ben Gedanken ge: 
bradt, daß fie ihnen auch abgejchlagen würden. Und jo hatte denn ber treff: 
liche Cäſar auch oft Stunden Lang heimlich mit entblößtem Halſe gejefjen 
und ſich in die Illuſionen des Schaffot3 hineingedacht. Dieſe Schaffotphan: 
tafien fteigert fi) dann zu wahnfinniger Widerwärtigfeit: Ein Getöpfter 
will feine Geliebte füfjen, da jpringt ihm der aufgejeßte Kopf wieder ab. 
Den Schluß machen Geftändniffe über Religion und ChriftenthHum. Sie find 
des Vorausgegangenen vollflommen würdig. 
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wußte, hat erft da3 Dämmerlicht über Kopf und Herz des Volks 
geworfen, damit die Augen den politiichen und literariichen Sumpf 
für janfte Auen und Iodende Gründe anjahen; damit das Herz für 
die friiche, männliche Liebe zur Jungfrau Germania fich mit fremden, 
ſchamloſen Phantafieweibern täufchen Yafjen Eonnte. 

Kann man fi) dann wundern, daß auch die Beſſern unter 
diejen Schriftftellern dem deutichen Volk die bevorftehende goldne Zeit 
zu jchildern wagen: *) wie die aus dem Gold hervorgewachjenen 
Kobolde durch ihre Berührung alles verjengen, mit ihrem geilen 
Blick auch den letzten Heiligen Befit der Armen erfunden. „Aber 
die Jungfrauen,” heißt e8 da, „können fich nicht verbergen vor ihrer 
Lüfternheit, denn fie haben feinen Mantel mehr um ihre Blöße zu 
decken, und welche Jungfrau fie wollen, die muß fich überlaffen und 
fie werfen nur ihrer Hungrigen Mutter einen Strom von Dufaten 
in den Schoß." Wie padend ftellt er an andren Stellen die „heilige 
Armuth“ dar und dann ganz in der Weile der franzöfiichen Bourgeois- 
haſſer: „Saubere Frucht, fluchwürdige Givilifation, welche die ehr- 
(ojefte und verderblichjte aller Ariftofrafien, die des Reichthums 
zu der Ariftofratie der Geburt hinzugefügt und ein halbgeſchundenes 
GEmporfriechergefindel zu Herren der Nation gemacht hatte. Dort oben, 
im Sonnenſchein des Glücks jah ich tiefige Giftpflanzen, empor= 
geichoffen aus Sumpf und Moder, Brillenichlangen, die halbe König— 
reiche zum Frühſtück verzehrten, feiſte Blutigel, die ganze Nationen 
ausichröpften, die Völker liegen am Boden, und Flintenkolben und 
Geldjäce jtoßen ihnen die Bruft zuſammen. Ihr Gott freut fich 
nicht, ihr Gott betrübt fich nicht und darum nennt ex fich allein 
ewig und unvergänglich. Das Leben ift der Schweißfuchs, den er zu 
Tode reitet; die Welt ift die vorüberraujchende langgeſchwänzte graue 
Maus, mit deren Angft jeine graufame Tate jpielt. Ihr Gott ift 
ſchrecklich Heilig, ſchrecklich ewig, ſchrecklich jelig.“ 

Man kann fich bei jolchen Worten nur wundern, daß Dies 
äßende Gift über drei Jahrzehnte gebraucht hat, um fich bis in die 
Tiefen der Nation durch- und einzufreffen. Und diejer Schriftiteller 
iſt politifch noch gejünder wie die meiften andern. Er eifert gegen 
die Refignation und ftumme DBerzweiflung der Nation, er warnt 
fie ebenſo vor dem ruſſiſchen wie vor dem franzöfischen Volksgeiſt; 


*) Wienbarg, Wanderungen durch den Thierkreis. 
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Deutjchland dürfe weder jenen Fürften noch den franzöfiichen Dema- 
gogen Vorſchub leijten. „Nur Deutjchland,“ jagt er, „kann neue 
geijtige Evolutionen hervorrufen. Niemals hat der franzöfiiche Genius 
fih al3 ein jchaffender gezeigt; Fein franzöfiicher König reicht unſern 
Kaifern nur bis zum Schwertknopf.“ Welche Krankheitsgeſchichte 
liegt zwiſchen diefem nationalen und hiſtoriſchen Verſtändniß und 
jenen Ausflüffen jocialer, moraliſcher und religiöjer Fäulniß. — 

Eine bejondere Aufmerkſamkeit jchenkte in dieſen Jahren die 
Bundesverfammlung auch den Univerjitäten. Namentlich jeit 
den Unruhen in Göttingen im Anfange des Jahres 1831 war man 
in hohem Grade mißtrauiſch gegen die Studenten und aus dem 
bereit3 über die Gentralbehörde Beigebrachten erhellt, daß die Unter: 
ſuchungen zu Keinen Geſchichtswerken über die Burſchenſchaften führten, 
denen freilich vielfach mejentliche Eigenschaften einer gejchichtlichen 
Darftellung abgehen. 

Jene Unruhen in Göttingen veranlaßten denn auch die han— 
noverjche Regierung am 10. März 1831 ihren Gejandten vor der 
Bundesverfammlung in ihrer Weile die Nothiwendigkeit neuer und 
entichiedener Maßregeln gegen die Studirenden zu motiviven und 
der Bundesverfjammlung zugleich einen Entwurf von 15 Artikeln 
zu unterbreiten, der namentlich dem Verbindungsweſen fteuern ſollte. 
Diefer wurde jofort einer neuen Commiſſion von drei Mitgliedern: 
Baiern, Sachen und Baden zur Berathung und fchleuniger Bericht- 
erftattung überwieſen. Allein erſt nach Verlauf von drei einhalb 
Jahren jah fich die Commilfion in der Lage mit ihrem Entwurf 
herborzutreten und denjelben der Bundesverfammlung zur Beſchluß— 
nahme vorzulegen. 

Nach Artikel 1 jollte auf jeder Univerfität des deutjchen Bundes 
für die Immatrikulation eine eigne Commiſſion niedergejeßt werden, 
der ein außerordentlicher Regierungsbevollmächtigter beiwohnen wird, 
zwei Tage nach jeiner Ankunft ſpäteſtens hat der Studirende ſich 
bei ihr zu melden, acht Tage nad) Beginn der Vorlefungen wird 
Keiner mehr zugelaflen. Folgt dann eine Reihe von Beitimmungen 
über Sitten- und Aufführungszeugnifje der Studenten. Iſt einer 
verdächtig an einer Verbindung theil zu Haben, jo kann er aus— 
gewiejen werden. Jeder hat fich in einem Reverd auf Ehre und 
Gewiſſen zu verpflichten, feiner Verbindung, bejonderd aber feiner 
Burſchenſchaft beizutreten, ehe er immatrifulirt werden kann. Dann 
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werden die Strafbeftimmungen angegeben. Zum Gramen wird nur 
der zugelafjen, welcher durch ein Abgangszeugniß fich über den 
Beſuch der DVorlefungen, Fleiß und Aufführung ausweiſt. Dieje 
Artikel wurden einſtimmig angenommen; daß fie nicht nüßen würden 
icheint bloß der Bundesverfammlung unbekannt geblieben zu jein. 

Ganz bejonder3 übel war auch in diefer Beziehung der Prä- 
fidialhof auf Baden zu Tprechen; er ließ durch die Bundesverjamm- 
lung Baden zur Ableung der Profefjoren Duttlinger, Welcer, 
von Rottef u. U. auffordern, Baden weigerte fi), das Verlangen 
wurde von neuem gejtellt, Baden antwortet von neuem halb. Der 
Beſuch der revolutionären Univerfitäten Züri) und Bern wurde 
verboten. Namentlich im Jahr 1834 verlangte das Präfidium wieder: 
holt die jchärfjte Polizeiaufficht über die Studenten, die mafjenhaft 
nad) Straßburg reijten. 

So murde denn auch in einer vertraulichen Situng im 
Dftober d. J. auf Antrag des Präſidiums bejichloffen, wenn aud) 
nicht einftimmig, daß die Univerfitätägerichte feine Päſſe mehr aus— 
itellen jollten; fein Student dürfe fich in Frankfurt a. M. länger 
al3 24 Stunden aufhalten, ſolche aber, welche aus Frankreich oder 
der Schweiz kämen, müſſen fich jofort wieder entfernen. In derjelben 
Sitzung fonnte denn auch zur Unterftüßung diefer Anträge veferirt 
werden, daß der stud. Minnigerode von Gießen aus den verderb- 
lichen „heſſiſchen Landboten“ in einer großen Anzahl von Exemplaren, 
die er auf dem Leibe und in den Kleidern verborgen hatte, zu ver— 
breiten gejucht habe und dabei verhaftet worden ſei. 

Ueber eine von Preußen angeregte gleichfürmige Feltjegung der 
Univerfitätzferien wurde eine Einigung erſt jpäter erzielt. Mit 
bejonderem Nachdrud machte die Gentralbehörde darauf aufmerkſam, 
daß die akademischen Lehrer fi zum großen Theil ein Gejchäft 
daraus machten, die Regierungen herabzujeßgen ; die Juriftenfakultäten 
fünne man davon nicht außnehmen, es jei alfo ferner nicht zu ge= 
ftatten, daß Kriminal- und Bolizeiaften zur Spruchfällung an Juriſten— 
fafultäten eingefandt würden. Auch die Landezjuftizcollegien jeien 
von den Irrthümern der Zeit nicht frei geblieben. 

Gemäß jenem Antrage wurde durch Bundesbeichluß nur noch 
die Einjendung von Civilakten geftattet. 

MWeitläufige Verhandlungen wurden in der Bundesverjammlung 
geführt über das jo allgemein verbreitete Nebel der politiichen Flücht— 
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linge, namentlich der Polen, die beſonders von der Schweiz au 
beftändig die öffentliche Ruhe Deutjchlands gefährdeten; in vielen, 
auch vertraulichen Situngen juchte man diefem Uebel beizulommen. 
Sp wurde über die Verhandlungen mit der Schweiz wegen der 
Polen jeit Herbit 1833 eine ungedructe Regiftratur geführt, die 
darauf hinaus lief, die Polen nad) Amerika zu Schaffen, wie man 
dies jchon bei einzelnen politiichen Verbrechern gethan hatte. 

Desgleichen juchte man durch jehr verſchärfte Paßvorſchriften 
die Fremden Reijenden überhaupt, ganz beſonders aber die wandernden 
Handiwerfägejellen von den deutjchen Grenzen fern zu halten, damit 
fie da3 revolutionäre Gift nicht nach Deutjchland trügen. Außerdem 
waren e3 namentlich die heimlichen Verbände, Gilden und Kaflen, 
welche zu mannigjachen Berhandlungen Anlaß gaben. Alles dies 
führte auch zu einer Correfpondenz mit der Schweiz, die fein weiteres 
Sinterefle bieten kann. Trefflich in Syſtem gebracht wurde Alles, 
zumal die Beitimmungen über die Landitände, Preſſe und Univerfi- 
täten, durch die Wiener Minifterialconferenzen. Die Zivingburg der 
heiligen Allianz, zu der Rußland die Steine, Metternich den Bau— 
plan, die Bundesverfammlung Mörtel und Arbeiter, Deutjchland 
Grund und Boden gegeben hatte, war der Vollendung nahe. 

Die Unterfuchungen, Berichte, Verbote wurden fortgeſetzt; fie 
betrafen bald Studenten, bald Burjchenjchaften und Handwerkervereine, 
bald Literatur und Preſſe. Namentlich verlangte 1835 die ſächſiſche 
Regierung ein energijche® Vorgehen gegen die Verbindungen der 
Handiwerfögejellen. Unter den eingelaufenen Abftimmungen ift be= 
ſonders die Baiern3 ganz beſonders bezeichnend. 

Nachdem zunächjt bemerkt war, daß Baiern durch jeine Gewerbe— 
gejeßgebung von 1825 an Stelle der ehemaligen Zünfte Gewerbe— 
vereine gejeßt habe, die unter fortwährender polizeilicher Leitung 
jtünden, wird mit großer Selbitgefälligfeit auseinandergeſetzt, daß in 
Baiern Schon längſt eine Verbindung von Gejellen oder Vereinen 
unmöglic) jei, daß außerdem jede politiiche Afjociation den ftrengjten 
Prohibitivgejegen unterliege. „Auch beſtehen,“ heißt e3 weiter, „in 
Baiern feine eigenen Gejellenladen mehr; die Ausftellung der Lehr— 
briefe gejchieht auf vorgenommene Prüfung überhaupt nur unter obrig= 
feitlicher Fertigung, und die Gejellenvereine find, wo fie beftanden, 
unterdrüdt. Um jo eher könnte die bairiiche Regierung einem 
Bundesbejchluffe in den erwähnten Beziehungen beitreten, als diejer 
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nicht3 enthalten würde, was nicht mit den beveit3 bejtehenden Ge— 
jeßen auf das vollfommenjte übereinjtimmt, wenn fie nicht durch 
andre Erwägungen davon abgehalten würde. Sollte ſich nämlich 
au den weiteren Abjtimmungen, wie es bei den bisherigen der 
Gall war, ergeben, daß überall bereit3 zuveichende Verordnungen 
gegen die Mißbräuche der Handwerfzgejellen, namentlich gegen die 
Vereine oder Brüderjchaften und die Gejellenfreijcheine beftehen, jo 
fann es nur auf die jorgfältige Vollziehung derjelben ankommen, 
und ein Bundesbeichluß, der die Mafje der Verordnungen nur mit 
einer neuen vermehren würde, erjcheint al3 überflüjfig; ſollte hier 
und da ein Mangel in der beftehenden Gejeßgebung ſich noch offen- 
baren, jo reicht ficher jchon, daß die Sache am Bundestage zur 
Sprache gefommen, hin, die erforderlichen Ergänzungen hervorzurufen. 
Dazu kommt noch ein Andres. Man kann den Bundesbeichluß in 
Beziehung auf die erwähnten Handwerfsmißbräuche nur aus dem 
politijchen oder gewerbepolizeilichen Gefichtspunfte, entweder in Be— 
ziehung auf die politiichen oder gewerblichen Nachtheile jener wollen. 
Was aber das erſtere angeht, jo iſt bereit3 durch einen früheren 
Beſchluß — vom 6. Juli 1832, Artifel 2 — alles gejchehen was 
nothwendig war, und es kann nur auf die Bollziehung ankommen, 
wobei, wenn der erjte Beichluß nicht genau hie und da vollzogen 
worden, auch ein zweiter Beichluß zu nichts helfen wird; was hin— 
gegen den gemwerbapolizeilichen Gefichtspunft und die Geſetzgebung 
Darüber angeht, jo gehört dieje, wenn je etwas zu der inneren Staatö- 
verwaltung, auf die durch Bundesbeſchlüſſe einzuwirken, abgejehen 
bon der Natur und den Grundlagen des deutjchen Bundes, um jo 
weniger als angemeſſen erſcheint, al3 da es ſich bald zeigen dürfte, 
daß fragmentarijche Anordnungen zu feinem Siele führen, eine Re— 
viſion der ganzen Gemwerbegejeßgebung der einzelnen Staaten ala 
nothwendig erjcheinen dürfte, die vorzunehmen weder als bundes— 
verfafjungsmäßiger Beruf der Bundesverfammlung, nod überhaupt 
al3 eine angemefjene Aufgabe derjelben angejehen werden kann.“ 
Wie man fieht, ganz der Ton eines Präfekten, der von einem 
Bonaparte die innere Politik gelernt hatte, ganz die ſelbſtbewußte 
Ginficht eines Nheinbündlers, der ebenjo geeignet wie bereit war eine 
verniichtende Kritif dev von ihm jelbjt Herbeigeführten verfaſſungs— 
mäßigen wie hiſtoriſchen Impotenz des Bundes und feines Organs 
ohne Umjtände zu geben und dem Protokoll einverleiben zu laſſen. 
Fiſcher, Geſch. d. deutichen Bundestags zu Franff. a. M. 28 
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Nachdem die übrigen Abftimmungen noch hinzugetröpfelt waren, 
fam e3 über einen Präfidialentwurf Ende 1840 zum Beichluß. 

Wie früher bemerkt, hatte der Präfidirende gelegentlich des 
Frankfurter Attentat Frankfurt mit Truppen der Großmächte be- 
jegen laſſen; durch einen Beichluß des Bundestags vom 12. April 
1833 wurde die Bejaung zu einer dauernden. Gift 1835 gelang 
es dem Frankfurter Senat endlich) die Reduktion der Beſatzungs— 
truppen auf 1200 Mann zu erreichen. 

Im Folgenden Jahre jehte Frankfurt diefe Verjuche fort und 
ließ in der Bundesverfammlung unter anderem erklären: Nach 
Verlauf von mehr als ſechs Jahren laſſe fich Klar erkennen, daß 
jene Aufregung einem ruhigen, friedlichen Zuftand gewichen ſei, eben- 
ſowenig erjcheine eine Revolutionirung in Deutjchland noch drohend ; 
alle Verzweigungen de3 Attentat3 jeien höchſt vollftändig ermittelt, 
e3 habe fich heraußgeitellt, daß die Mafjen der Bevölkerung ohne 
Antheil geblieben jeien, Erneuerungen gewaltjamer Angriffe feien 
in feiner Weile zu fürchten. Außerdem ſei die Handhabung der 
Sicherheitspolizet jet eine jolche, daß feine Gefahr beftehe, und das 
Frankfurter Linienmilitär ſei bedeutend über den gewöhnlichen Con— 
tingentbejtand erhöht. 

Nachdem diefer Antrag an die Fünfercommilfion abgegeben 
worden, referirte Herr von Pechlin Namens derjelben im Juni 1836, 
daß die Commiſſion ebenjall3 der Meinung jei, daß eine Erneue— 
rung der Berwegungen nicht zu befürchten jei, daß daher eine weitere 
Verminderung — folgen die Detailvorſchläge — ftattfinden könne; 
aber erſt müfje auch die freie Stadt Frankfurt ihren Verpflichtungen 
nachfommen. Schon vor zwei Jahren habe die Bundesverfammlung 
die Stadt aufgefordert: in möglichſt kurzer Frift nachzuweiſen, daß 
und welche genügende Einrichtungen und Anordnungen dahin ge= 
troffen worden, um die vollftändige Erreichung der polizeilichen 
Zwecke in hiefiger Stadt zu verbürgen. 

Dieje Aufforderung ſei troß mehrfacher Erinnerung bis jeßt 
nicht erfüllt, fie müſſe alſo vor jeder weiteren Erleichterung erſt er— 
füllt werden. Es jei ferner nöthig, daß genau die Vermehrung 
de3 Linienmilitärd nachgemwiejen, ſowie über die Inſtruktion desjelben 
für den Fall aufrühreriicher Bewegungen Auskunft exrtheilt werde; 
weiter möge Frankfurt erjt erklären, ob e& mit der Abführung der 
politiihen Gefangenen nad) Mainz einverftanden fer; ob e3 die 
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politiichen Gefangenen den Strafarreft in Frankfurt oder anderswo 
abhalten laſſen wolle, bezw. wie es zu den Koften diefer Maßregel 
ſich ftellen werde. 


Die Bundesverfammlung beſchloß demgemäß. In der erjten 
Sitzung des Jahres 1837 erklärte fich Frankfurt mit der Abführung 
der Gefangenen einverftanden — jelbftverftändlich beftanden Die 
Hoheitzrechte über diejelben fort — und ftellte von neuem den An- 
trag auf Zurücziehung der Truppen. Darauf erhielt der Frankfurter 
Gejandte vom Grafen von Münch die Antwort, daß während der 
Vertagung am Tage nach Publikation des Urtheild der zu lebens— 
länglihem Zuchthaus verurtheilte stud. Rochau aus Braunfchweig 
mit feinem Gefängnigmwärter entwichen jei; troßdem daß in Folge 
deſſen eine verjchärfte Aufficht hätte eintreten müfjen, und die Gentral- 
behörde die ftädtilchen Behörden auf das nachdrücklichſte dazu auf- 
gefordert habe, jeien am 10. Januar d. J. die übrigen jechs, eben- 
fall3 zu lebenslänglichem Zuchthaus verurtheilten Studenten Fries, 
Handſchuh, Matthiä, Obermüller, Sartori und Zehler mit dem Ge- 
füngnißwärter entſprungen. 

„Mithin — Tann der Präfidirende nicht unterdrücken zu Klagen 
und anzuflagen — ift Straflofigfeit fat aller Haupttheilnehmer an 
einem, auf den Umfturz der Bundesverfaffung gerichteten blutigen 
Verbrechen die endliche Frucht einer mehrjährigen Unterfuchung, und 
dieſe Frucht ift gereift, unmittelbar unter den Augen der Bundes- 
verjammlung.“ 

Wenn der Herr Präfidirende weiter von dem „höchſt widrigen 
Eindruf und gerechten Befremden“ ſpricht, welches jene Entwei— 
Hungen in „ganz Deutjchland“ hervorgerufen Hätten, jo mag ihm 
das à Conto der Präfidialbundestagaphrajen qutgehalten werden; 
es muß nur daran erinnert werden, daß gerade die Polizeigier der 
Präfidialmacht jelbit an dem Entkommen der Rädelsführer ſchuld 
gewejen war; daß dann die Verführten und ihre Befreier den 
günstigen Boden Frankfurt® mit Erfolg zum Entfliehen benußten, 
fann ihnen das Mitleid nur gönnen, freilich gejchah beides zum 
großen Nachtheil der Stadt Frankfurt ſelbſt. Selbitverjtändlich 
wurde nun vom Frankfurter Gejandten Aufklärung über dieje em— 
pörenden Greignifje verlangt, welche denn auch unter ausführlicher 
Schilderung des Vorgang am 16. Februar gegeben wurde: der 

25 * 


436 


Gefangenenfnecht Geiger, der mit entflohen, hatte natürlich die ganze 
Schuld zu tragen. 

Die Antwort folgte auch Hier jofort: Abführung der noch 
übrigen Gefangenen nad) Mainz und Verwahrung im Fort Harten= 
berg, Alles auf Koften Frankfurts. In der Nacht vom 27. auf 
den 28. Februar wurden 12, in der vom 28. Februar auf den 
1. März die übrigen 13 abgeführt und in dem Fort Hartenberg 
feftgejeßt. Bon Dielen wurden auf Grfenntniß des Frankfurter 
Appellationsgericht3 die Inhaftirten Guftav Oehler und Jakob 
Flittner entlaſſen. 

Auf ein im Mai 1837 erneutes Geſuch Frankfurts um Zurück— 
ziehung der Truppen, nachdem den früheren Bundestagsbeſchlüſſen 
gemäß die detaillivte Meberficht über die Polizei und deren Organi- 
jation und die Verftärfung und Inſtruktion des Linienmilitärs 
gegeben war, erfolgte im September der Bericht der Commiſſion, 
der die Frankfurter Behörden eines hohen Grades von Nachläffig- 
feit und Pflichtverleung beichuldigt, namentlich fam der als Polizei— 
direftor delegirte Senator Müller jchlecht weg, e3 beflagte fich die 
Commiſſion darüber, daß man diefen nicht einmal in Unterjuchung 
gezogen habe. Im übrigen wurde der Stadt von Herrn von 
Pechlin eine gründliche Lektion über die Polizei und die Qualitäten 
eine Direktors derjelben gegeben. „Es kann, Heißt es da unter 
andern, hier gar feine rechte Ordnung gehalten werden, theil3 wegen 
de3 in der Verfaſſung vorherrichenden demofratijchen Princips und 
des Geiftes, der fich bei einer Anzahl jeiner Einwohner aftenmäßig 
fund gegeben hat, theild wegen jeiner geographijchen Lage.” Auch 
das Linienmilitär gibt dem Herrn Referenten feine Beruhigung, e3 
bejtehe die nur aus Geworbenen; und der Gommandirende ſei durch 
die Unterordnung unter den älteren Herrn Bürgermeifter bejchränft. 
Nachdem dann auf die Competenz der Bundesverfammlung, in die 
innere Verwaltung der Stadt einzugreifen eingegangen und Dieje 
entchieden behauptet worden, führte der Gejandte aus: „Dadurch, daß 
Frankfurt Si der Bundesverfammlung ift, muß die ſonſt wegen 
der inneren Angelegenheiten der Bundesglieder geltende Vorſchrift — 
Artikel 53 der Wiener Schlußafte — nothwendig diejenige Modi- 
fifation erleiden, welche diefe Gigenthümlichkeit, wonach die Refidenz 
der Bundesverfammlung in Frankfurt ein Theil feiner inneren Ver- 
hältnifje ift, mit fich bringt. Cine unwiderjprechliche Folge dieſes 
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Verhältniſſes muß fein, daß der Bundesverfammlung daraus be- 
ftimmte Nechte, der Stadt Frankfurt aber beitimmte Pflichten er- 
wachſen. Dieje find, neben den gejandtichaftlichen Rechten, die 
unbedingten Anjprüche des Bundestags auf Sicherheit und die 
Rüdfichten, welche jeine Würde erfordert; und wegen diejer An— 
Iprüche, einer einfachen Folge des Bundesvertrags, bedarf er feiner 
Zugeftändniffe. Vielmehr müflen die Verbindlichkeiten der Stadt 
Frankfurt ebenfo unbedingt jein und darin bejtehen, der Bundes— 
verſammlung da3, was ihre Sicherheit und Würde erfordert, zu 
gewähren, oder gejchehen zu laſſen, daß der Bund jelbft Hierfür 
durch geeignete Maßregeln Sorge trage. Weiter begründet ift diejer 
Beruf der Bundesverfjammlung durch ihr Verhältniß zu den bei 
dem deutſchen Bunde und, ala Gentralbehörde deilelben, beim Bundes— 
tage affreditirten europäifchen Gejandten. Wegen des völferrecht- 
lichen Schußes, der ihnen hierſelbſt gebührt, haben dieſe Gejandten, 
auf welche alle Vorrechte der Bundestagsgejandten bundesbeichluß:- 
mäßig ausgedehnt worden jind, ſich unmittelbar und allein an die 
Bundesverfammlung zu halten. Die Bundesverfjammlung muß 
aljo, um die Verhältniſſe des deutjchen Bundes mit den befreundeten 
europäischen Mächten, welche Gejandte an denjelben affveditirt haben, 
vor jeder gegründeten Reklamation und möglichen Störung zu 
beivahren, der Mittel zur Erfüllung der ihr den europäiſchen 
Gejandten gegenüber obliegenden Berpflichtung gewiß jein.“ Zum 
Ueberfluß erklärte die Commiffion die Sicherheit und Würde der 
Bundesverfammlung in der Stadt Frankfurt wegen Mängel ihrer 
Einrichtungen oder Fehler ihrer Verwaltung thatfächlich für ge— 
fährdet. — Man fieht, wie diefe Rabulifterei, als Anwalt der 
Willkühr und Gewalt, bei Zeiten die jouveräne Stadtregierung über 
ihre thatjächliche Unabhängigkeit aufzuklären gefucht hat, damit war 
aber für den anweſenden Vertreter der freien Stadt Frankfurt der 
Kelch) noch nicht geleert, die Hefe flößte ihr mit dem befannten 
Wohlwollen der Präfidirende ein, der unmittelbar nach erſtattetem 
Gutachten erklärte: „Der E. k. Hof fann nur bedauern, daß die 
Erwartungen, welche die Regierung der Stadt Frankfurt hinfichtlich 
ihrer Polizeiorganijation gehegt hat, durch die Greigniffe getäujcht 
worden find, und daß in den von der Negierung dargebotenen 
eigenen Mitteln die Sicherheit nicht gefunden werden kann, welche 
der Sit der hohen Bundesverfammlung anzufprechen berechtigt ift. 
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Wenn ſonach die vollitändige Zurüdziehung der Truppen dermal 
nicht Stattfinden Tann, jo muß man fich der Hoffnung überlaffen, 
daß die Regierung von Frankfurt fich bejtreben werde, ihre Polizei- 
verwaltung fernerhin zu verbeffern und den Mängeln bei der Or- 
ganifation des Linienmilitärd abzubelfen, um die Bundesverjamm- 
lung der Nothiwendigfeit der Grörterung anderweiter definitiver 
Mapregeln zu entheben.“ Die Bejchlüffe der Bundesverjammlung 
lauteten demnach dahin, daß das Mißtrauen gegen den dermaligen 
Vorſtand der Polizei gerechtfertigt fei, und daß die Stadt zur An— 
ftellung eine permanenten Direftor3 der adminiftrativen Sicher- 
beitöpolizei übergehen jolle, der mit dem Präfidialgefandten regel- 
mäßig „Communication zu pflegen” habe. Im übrigen wolle man 
die öftreichiiche Infanterie auf 6—800 Mann herabjegen. Die 
Unterwerfung unter dieſe Bejchlüffe, auch die Enthebung des Senator 
Müller, zeigte der Gejandte denn auch in der Sitzung vom 9. No= 
vember 1837 an. Natürlich gereichte diejes dem Präfidium zur Befrie- 
digung, es verfäumte jedoch nicht darauf hinzuweiſen, daß der Senat 
hoffentlich die Unterfuchung gegen die Mitjchuldigen und Verdäch- 
tigen eifrig führen und feiner Zeit der Bundesverfammlung die 
Anzeige davon madjen werde. Im uni 1838 erklärte Frankfurt, 
daß es ſeiner Zeit die Reſultate der Unterfuchung, die noch im 
Gange jei, mittheilen werde und beantragte von neuem die Zurüd- 
ziehung der Truppen; und obwohl das Gejuch gegen Ende des 
Jahres wiederholt wurde, gab die Bundesverjammlung feine Antwort. 
Unterded hatte der Senat acht, theils zu lebenslänglichen, theils zu 
vieljährigem Zuchthaug, bezw. Feſtungsarreſt VBerurtheilten auf ihren 
Wunſch die Auswanderung nach Amerifa geftattet und dazu eine 
Summe von 3-4000 Gulden angewiejen. Diefe Mafregel war 
natürlich) keineswegs dazu angethan die präfidiale Mikbilligung 
herabzumindern, dem Senat aber kann dies nur um fo höher an— 
gerechnet werden. Nur wenige Gefangene blieben in Mainz; die 
dajelbft noch gefangenen Fünf, unter ihnen Dr. Jucho und Literat 
Funk, bedurften einer Jo läftigen Aufficht nicht, wie da3 Gouvernement 
berichtete, es exbat fi) deshalb Erleichterung, die ihm auf feine 
Verantwortung gewährt wurde. Im April 1839 wiederholte 
Frankfurt abermal3 jein Geſuch um Zurückziehung der Truppen; 
im September wurde die Stadt dahin beichieden, daß dem Geſuch 
erſt dann willfahrt werden fünne, wenn durch einen fürmlichen 
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Bundesbeihlug — reip. alfo Einholung von damal3 38 In— 
ftruftionen — die Gompetenz der Bundesverfammlung der freien 
Stadt Frankfurt gegenüber anerkannt jei. Im Auguft 1842 wurde 
jenem Bericht entiprechend beſchloſſen und die freie Stadt Frankfurt 
unter die Polizeiaufficht des Präfidirenden geftellt. 

Grit im Jahre 1843 wurden die Truppen weggezogen. Dieje 
angeblich zur Sicherheit und Würde des Bundes über Frankfurt 
verhängte militäriiche Maßregel koſtete ungefähr drei Millionen 
Mark, von denen der Bund, nach einer Rüdvergütung ſeitens der 
die Beſatzung gebenden beiden Großftaaten, ungefähr 2%, Millionen 
zu tragen hatte, Diejer Verlauf ift einer der lehrreichhten, welchen 
die Bundesverjammlung zu leiften im Stande war; e3 ift nur zu 
beflagen, daß gerade die Nächjtbetheiligten fich dieje Lehren haben 
am jchnelliten entgehen lafien. 


Siebentes Kapitel. 
Die vierziger Jahre bis zur erſten Auflöfung des Bundestags. 


Der Anfang des 5. Jahrzehnts fand die deutichen Angelegen- 
heiten wenig verändert. Nach verjchiedenen Verſuchen, eine Aende— 
rung in der deutſchen und europäiichen Lage herbeizuführen war 
man wieder in die altern Geleije zurückgekehrt. Wie ſchon öfter 
hatten auch gegen Gnde der dreißiger Jahre manche Politiker 
Bedenken darüber geäußert, daß die jeitherige Bolitit Preußens, wenn 
man überhaupt von einer ſolchen reden durfte, doch mehr den 
Intereſſen Rußlands al3 denen Preußens und Deutjchlands angepaßt 
lei. Um über Berlin von der ruffiichen Feſſel in den orientaliſchen 
Angelegenheiten frei zu werden, jcheint der öftreichiiche Staatskanzler 
direkt oder indirelt die Reife der franzöfiichen Prinzen nach Berlin 
1836 veranlaßt zu haben. Die befannte Kette, an ihrer Spibe 
Herzog Karl von Mecdlenburg, wurde zur Deckung der ruffiichen 
Pofition in Berlin vorgezogen und fie hielt. „Der König”, jagt ein 
jehr unterrichteter Zeitgenoffe, „möchte den Prinzen die größten 
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Artigkeiten erzeigen und dabei zugleich, daß feine Artigfeiten in ©t. 
Petersburg ala Grobheiten erjchienen.” Und doch war Ende des 
4. Jahrzehnts, wie bemerkt, dieſes Syſtem jo heftig ins Schwanken 
gerathen, daß man in St. Petersburg bejondere Anftrengungen 
glaubte machen zu ſollen. Die ruffiiche Regierung war zwar nad) 
wie vor, namentlich durch ihre verwandtichaftlichen Beziehungen 
an den Höfen von Weimar, Oldenburg und Stuttgart nicht bloß 
gut unterrichtet, fondern übte ebenjo wie in Frankfurt auf einige 
Gejandte einen maßgebenden Einfluß i in wichtigen Fragen. Nament= 
lih war Herr v. Meyendorff in Stuttgart der Mittelpunkt der 
kaiſerlich ruſſiſchen Politit in SMleindeutfchland.*) Manche Bundes- 
tagsgeſandte, wie Herr von Friedrich, befanden ſich vollkommen 
in den Händen des Herrn von Dubril. Leute wie Herr von Rochow 
wunderten jih, daß Kaiſer Nikolaus jo vorzüglich; über Alles in 
Deutichland unterrichtet war. Diejer „großartige Kaiſer“ hielt e3 
I — 1838 ſelbſt in Deutſchland zum Rechten zu ſehen. 


*) Wie der alte Herzog von Naſſau in den zwanziger Jahren treiben konnte 
was er wollte, weil er von Rußland geſchützt war, ſo wagte Niemand gegen 
die darmſtädter Buhnen-Gewaltthat gegen Naſſau 1842 aufzutreten wegen 
Rußland, mit dem der darmſtädter Hof vor kurzem in verwandtſchaftliche 
Beziehungen gelommen war. Wie 1831 die preußiſchen Huſaren, die während 
des polniſchen Aufſtandes die Grenze bewachten, vom König 1'/, Silbergroſchen, 
von Nikolai 2 Silbergroſchen täglich Zuſchuß erhielten, was ihnen aus— 
drücklich bekannt gemacht war, ſo wurde 1842 der Leutnant Zimmermann, 
Adjutant des Kriegsminiſters von Boyen, der in ſeiner Arbeit über Afgha— 
niſtan ſich Ausfälle gegen Rußland Hatte zu ſchulden kommen laſſen, mit 
Entlaſſung bedroht, der Gnade des ruſſiſchen Geſandten überantwortet und 
mit Arreſt beſtraft. In demſelben Jahre 1846, in welchem Nikolai gegen die 
Auguſtkrawalle in Köln ſcharfe Maßregeln verlangte als wären ſie in ſeinem 
eigenen Lande paſſirt, mußte ſich der preußiſche Generalconſul in Warſchau 
von Paskewitſch wegen ſeines Bartes brutaliſiren laſſen, und als er bei ſeinem 
damaligen Chef, dem GrafenCanitz, angefragt hatte, welche Genugthuung er fordern, 
oder ob er ſogleich abreiſen ſolle, erhielt er den Rath, ſich raſiren zu laſſen. Man 
wäre in Verſuchung, dem gegenüber es als eine Reaktion einer Art nationaler 
Geſinnung anzuſehen, wenn der König von Würtemberg ſich in demſelben 
Jahre die militäriſche Inſpektion preußiſcher und öſtreichiſcher Generale ver— 
bat, wenn der ruſſiſche Geſandte in Stuttgart nicht eben auch die Politik 
gemacht hätte. Noch im März 1851 wagte die Kreuzzeitung in der Reſidenz der 
Hohenzollern zu ſchreiben: „Keinenfalls wird Deutſchland ſo leicht vergeſſen, 
daß Oeſtreichs Herrſcher ſchon die deutſche Kaiſerkrone trugen, als Preußens 
Fürſten noch ihre Herrſchaft auf dem Markte zu Krakau zu Lehen empfingen.“ 
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Sn Berlin ſchien, jo weit die Natur der Dinge dies ermöglichte, 
ſchnell die alte Lage befejtigt, man eilte andre Höfe in die ruffiichen 
Derwandtichaftönege zu ziehen: in Darmftadt und Wiesbaden gelang, 
was in München völlig mißlang. Derjenige, der ſich Jo wejentliche 
Verdienſte um die ruſſiſch-deutſche Politit erworben hatte, Herr von 
Meyendorff, avancirte nach Berlin, wo er die intimften Beziehungen 
mit Fürſt Wittgenftein unterhielt; in Stuttgart folgte ihm Fürft 
Gortichafoff, der jeine deutjchen Quellenſtudien' jpäter in Frankfurt 
fortjeßte. 

Co dauerhaft demnach der rujfiiche Einfluß auch in Berlin 
ichien, jo brachte doch der Negierungdantritt Friedrich Wilhelms IV. 
einige Unficherheit, die zunächſt allerdings mehr gefürchtet und ein= 
gebildet als thatjächli war. Allein in den deutjchen Angelegen— 
heiten trat doch allmählich eine Aenderung ein. Das franzöſiſche 
Kriegsgejchrei wirkte anregend, Fräftigend und jammelnd auf die 
nationale Gefinnung, man jang doch wieder und durfte fingen von 
Deutichland und dem deutjchen Rhein; in preußilchen Regierungs— 
und Hoffreiien wurde doch wieder von Reformbedürfniiien und 
Reformen geredet und geplant; Herr von Radowitz projektirte und 
reifte von Hof zu Hof, freilich man befand jich zu wohl im alten 
Neſte, die Charniere der deutichen Staat3majchinen waren aud gar 
zu jehr eingeroftet. 

Und in Berlin fam man eben nicht über das Projeftemachen 
hinaus. Man verjuchte auf die Carlsruher Gonferenz, die über 
Germerdheim und den Bau der neuen Bundesfejtung verhandelte, 
fürdernd einzuwirfen, allein Seiner wollte nachgeben. Baiern, 
nachdem es mit Baden auögeftritten hatte, kämpfte um jo hart— 
näciger mit Würtemberg um die Belegung der Commandojtellen 
in Ulm, wo noch gar nicht3 zu commandiren war; daß der bairijche 
General Baur 33 Gulden Tagsdiäten bezog, trug zur Bejchleunigung 
der Verhandlungen nicht? bei; Baiern ſäumte zwar nicht in der 
Bundesverfammlung feinen militäriichen Ruhm und Eifer verfünden 
zu laſſen; in den trodenen aber objektiven Garnijonsrapporten ſtand 
es dagegen ſchwarz auf weiß, daß diefe Macht 12—15 Mann präfent 
bei der Compagnie Hatte. Herr von Radowitz gerietd zwar nicht 
mehr wie Herr von Wolzogen über alle ruſſiſchen und öftreichiichen 
Militäreinrichtungen in Gritafe, um über die preußiichen ſich in 
bejcheidenes Schweigen zu hüllen, aber die vorzüglichen Baupläne, 


442 


die der preußifche Ingenieur für die wiürtembergijche Seite in Ulm 
entwarf, konnten erſt durch dem öftreichiichen Vorſitzenden der 
Militärcommiſſion gegen die preußilchen Mitglieder derjelben zur 
Annahme gebracht werden. Wenn Jener für zwei Kleine Inſpektions— 
reifen von Frankfurt nach Ulm 800 Gulden liquidirte, jo waren doc) 
die Berichte der Militärcommilfion von der peinlichjten, ſparſamſten 
Genauigkeit; fie verjäumten nicht die Bundesverfammlung darüber 
zu unterrichten, daß Baiern dem Bund einen Theodolit geliehen, 
und daß man zu Raftatt es unternommen hatte, eine Kalkgrube 
auszuheben. Mit tiefer Trauer berichtet ein preußiicher Diplomat 
der alten Schule 1843: „Der Bund wird jelbjt von den Regie- 
rungen al3 eine Leiche betrachtet und behandelt.“ ine Reihe von 
Sahren wurde über ein Bundesiwappen verhandelt, bis endlich 
wenigſtens etwas zu Stande fam. 

In Berlin wurde indes weiter projeftirt und geplant; „in 
Berlin,” klagt Herr von Rochow, „wird viel gefocht und wenig wird 
gar. Es dauert lange bis angerichtet wird. Das Wetter ändert 
jih jede Stunde” Die Regierungdverhältnifie wurden immer 
ihtwanfender und unficherer, gar viele Unberufene mijchten jich ein; 
der Ordre folgte gar oft die Gegenordre auf dem Fuße. Selbſt 
die Gedanken der heiligen Allianz fchienen in Vergeſſenheit kommen 
zu jollen. Der König plante ein Verfaſſungsprojekt, daß Metternich 
und Kaiſer Nikolaus, wie ein Unterrichteter erzählt, ſchier traurig 
wurden über jene unheilvollen Bejtrebungen de3 Preußenkönigs, die, 
wie fie meinten, zu einer Auflöjung des Bundes und der Allianz 
führen mußten. Nur der Bundestag blieb fich jelbjt getreu. Er 
mußte zwar manchmal jeine Sigungen zujammenlegen, um Material 
für ein Protokoll zu gewinnen, aber er arbeitete doch nad) jeinen 
Kräften und in feiner Weile an den Broden, die ihm vorgeworfen 
wurden; mochte dies eine neue Preßmaßregel des Staatskanzlers 
oder ein anderer ftaatöpolizeilicher Akt auch einer Kleinen Regierung 
fein. So zeigte denn mit großer Beunruhigung der heſſiſche Ge— 
landte an, daß troß der Beichlüffe von 1840, die doch jo mühjelig 
zu. Stande gekommen waren, unter Sattler-, Dreher: und Glaſer— 
gefellen noch die jogenannten Brüderjchaften für ganz Deutjchland 
fortbeftünden. Es war indes nicht? weiter nachzuweiſen, als daß 
dieſe Vereine Lediglich — abgejehen von dem Zechen auf den Her— 
bergen — die gegenfeitige Unterjtügung der Gejellen auf der Wander- 
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ichaft bezweckten, jo fand das Präfidium nicht? andere zu bean= 
tragen als die Sache an die Fünfercommiſſion abzugeben, welche 
ſich nicht weiter über diejelbe hat vernehmen laſſen. 

Die in der Stille gepflegten und in manchen literarijchen 
Produkten gehegten jocialiftiichen und communiftiichen Beftrebungen 
haben die Bundeöverfammlung nur einmal im Jahre 1846 be— 
Ichäftigt, indem auf Antrag des Präfidiums beichloffen wurde, daß 
„communiftiiche Vereine” al3 politische Vereine, aljo als durch 
Geſetz vom 5. Juli 1832 verboten anzujehen jeien. Damit jchien 
man etwas gethan zu haben. Grit in den Sturmmonaten de 
jahres 1848 fommen in den Berichten de3 politischen Ausſchuſſes 
wieder Hinweilungen auf jene Beitrebungen vor, nachdem e3 fich 
herauzgeftellt hatte, daß viele Arbeiter, Gejellen u. a. von Frank— 
reich und der Schweiz aus, mit communiftijchen Aufrufen und den 
befannten Glückjeligfeit3recepten verjehen, fih an und über die 
deutjche Grenzen begeben hatten. In den Wogen der Revolutiond- 
fluth find dieſe Blafen dann zunächſt wieder untergetaucht. 

Was die Univerfitäten angeht, jo hatte der Präfidirende jchon 
im Juni 1841 vertraulich ſich darüber vergemwillert, daß die Bundes- 
regierungen geneigt wären, die im Jahre 1834 gemäß der Wiener 
Minijterialconferenzen, vereinbarten zwölf Artikel, deren Rechts— 
bejtändigfeit im November 1841 ablief, auf weitere jechd Jahre zu 
genehmigen; darnach wurde Ende Juli der officielle Beſchluß gefaßt 
und ins Protokoll aufgenommen. Dafjelbe geſchah mit den Be- 
ftimmungen über die Genjur und den Artikeln 39—41 des Schluß— 
protofoll3, betreffend Aufficht über die Dozenten und die Burjchen- 
ichaften während der Ferienreifen, jorwie der Reifen der Studenten 
überhaupt. Zunächſt ließ Preußen injofern eine Milderung eintreten 
al3 e3 im Jahre 1842, wie der Bundesverfammlung angezeigt 
wurde, das allgememe Verbot des Beſuchs der jchweizeriichen 
Univerfitäten aufhob. Der Präfidialhof erlangte Ende 1847 und 
Anfang 1848 ohne jeden Widerſpruch die weitere Verlängerung 
jener 12 Artifel wider die Univerfitäten, insbeſondere die Burjchen- 
ichaften. 

Die polizeilichen Verbote der Drucjchriften wurden mit Gifer 
fortgeſetzt, 1841 reichte Baiern ein Verzeichniß der im Jahre 1840 
verbotenen 13 Schriften ein; unter ihnen befanden fich die Galanterien 
de3 Herrn von Pöllnitz; desgleichen reichte Würternberg ein jolches 
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von 12 Schriften, unter denen Romane von Paul de Kock und dem 
Chevalier Faublas waren; ferner wurden 1841 von Bundeswegen 
verboten die befannte Schrift Jacobis „Vier Fragen“, und „die 
Kölniſche Kirche im Mai 1841”. 

Auf ein jehr umfangreiches Referat de3 Herrn von Blitterädorf 
wurden 1843 Auges, inzwiſchen nach Leipzig übergefiedelte „Deutjche 
Sahrbücher für Wiflenichaft und Kunſt“ von der Bundesverfamm- 
lung verboten. 

Denimmer ausgedehnteren Literaturleiftungen Ruges, Feuerbachs, 
Br. Bauerd, Herweghs ac. folgten 1844, 45, 46 und 47 immer 
neue Verbote, die zum kleinen Theil auch communiftilche und un— 
fittliche Schriften trafen, Würtemberg überreicht für 1843 wieder ein 
Verzeihniß von 15 verbotenen Schriften; bejonder3 die Schriften 
des literariſchen Comptoird in Züri) und Winterthur, meift redigirt 
von Julius Fröbel und A. Ruge, machten der Bundesverjammlung 
mancherlei Arbeit und Kopfzerbrechen. — Zu einem jehr bitteren 
Rede- und Schreibduell gelangten 1845 die Herren Vertreter der 
däniſchen und bairischen Krone gelegentlich einer Beſchwerde jener 
über die ſtarke Polemik Arndt3 in der Augsb. Allg. Zeitung gegen 
die däniſchen Gewaltthaten; wobei der bairiſche Geſandte jehr deut- 
lich zu verjtehen gab, Se. Majeftät von Dänemark möge erſt vor 
ihrer eignen Thüre fehren, denn „Fädrelandet“ mache e3 feiner Seit3 
nicht beiler, worauf der Däne jeine Beſchwerde zurücdnahm, und der 
Baier ihm noch eine gründliche Lektion dazu extheilte; folgte ſechs 
Mochen darauf eine zahme däniſche Replik und eine milde bairijche 
Reduplif, worauf jih Alles in Wohlgefallen auflöfte. 

Im Jahre 1846 konnte Würtemberg abermals ein Verzeichniß 
von 29 verbotenen Büchern vorlegen, darunter Heine „Deutſchland, 
ein Wintermährchen“, ihm folgte Frankfurt mit einem desgleichen 
von 21 Büchern. 

Währenddes Hatte fich in Deutjchland der politijche Geift immer 
ftärfer entwidelt, und diesmal irrte er nicht vom nationalen Wege 
ab. Die Symptome der nationalen Bewegung und ihre Förderung 
mittel traten ftärfer hervor und wurden kräftiger angewandt; Die 
Germanijtenverfammlungen der Jahre 1846 und 47, die Grün— 
dung der deutjchen Zeitung in dem leßteren Jahre wiejen immer 
deutlicher auf das zu erjtrebende Biel. 

Der Nation leuchtete immer weniger die Weisheit jenes bairi- 
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ihen Staatsmannes ein: „Macht iſt nicht der Beruf des deutjchen 
Dolls“. Die Bundesverjammlung, „die alte ewig gähnende Waſch— 
frau”, wie fie Dahlmann nannte, vegetirte weiter. Man konnte 
nicht leben und nicht jterben, da ſchlug auch ihr die Stunde. 

Die normale Unthätigkeit begann endlich mit der neunten Situng 
de3 Jahres 1848, am 29. Februar, ihr Ende zu nehmen, indem da3 
jubitituirte Präfidium an dem genannten Tage vortrug: „Die Größe 
und Bedeutung der neueſten Greignifjfe in Frankreich), deren Rüd- 
wirfung auf ganz Deutjchland augenjcheinlich in den vielfachiten und 
wichtigiten Beziehungen ebenſo unmittelbar al3 tief jein wird, macht 
e3 der Bundesverjammlung zur dringenditen Prlicht, die Lage des 
deutjchen Bundes auf dieje Veranlaſſung jofort in ernfte Erwägung 
zu ziehen und zu überlegen, welche Maßregeln fich bei dem der- 
maligen Zuſtande der Dinge als räthlich und als nöthig erweijen. 

Die reißende Schnelle, mit der die Begebenheiten im Süden 
und Weiten des deutichen Bundes ich entiwideln, die underfennbaren 
moralijchen Einwirkungen derjelben auf den Stand der öffentlichen 
Meinung in Deutjchland jelbjt und die Gefahren, die aus den der— 
maligen europäischen politiichen Verwicklungen jogar für die Sicher: 
heit und Integrität des deutſchen Bundesgebiet3 ſich entwicdeln 
fönnen, gebieten dem deutjchen Bundestage, ohne Zeitverluft feine 
Anfichten über dasjenige auszujprechen, was in diejer Hinficht vor= 
zukehren jet“. Nach diejen Bemerkungen wählte man einen Aus— 
jhuß von fünf Gejandten (Preußen, Baiern, Sachſen, Baden und 
Dänemark), der jchleunigjt über die Lage Deutjchlands Bericht er— 
itatten jollte. 

Schon am folgenden Tage trug Namens desjelben der preu— 
ßiſche Gejandte vor: 

„Die Dringlichkeit der Umftände, vor allem die tiefgehende 
Aufregung des öffentlichen Geiſtes, die fich bei allen politiichen 
Parteien, jelbjt den liberaljten, vorzüglich in einem dringenden Ver— 
langen nad) Einigung aller nationalen Sträfte äußert, um den gemein 
ichaftlichen Gefahren zu begegnen, die Deutjchland bedrohen, legte, 
nach der einjtimmigen Anficht des Ausjchuffes, dem Bundestage die 
Prliht auf, dieſem dringenden DBerlangen ohne Zeitverluft den 
legalen Ausgangspunkt zu geben. Diejer Ausgangspunkt ift aber 
nur der Bundestag ſelbſt, als das gemeinjame Gentralorgan aller 
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deutjcher Regierungen, und e3 wird fi) nur darum handeln, dies 
öffentlich auszuſprechen.“ 

Der Ausſchuß ſchlug deshalb die ungejäumte Veröffentlichung 
einer Art von Proflamation vor; die auch angenommen wurde: 
die Bundesverfammlung appellirt in derjelben an das patriotiſche 
Gefühl des Volks und an deſſen reife Einficht, damit Alles auf gejeß- 
lihem Wege und unter Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
erfolgen fann. „Der Bundestag,“ heißt e8 dabei, „wird von feinem 
Standpunkt Alles aufbieten, um gleich eifrig für die Sicherheit 
Deutichlands nach Außen, jowie für die Förderung der nationalen 
Intereſſen und des nationalen Lebens im Innern zu jorgen.“ 

Aber was jollte ein jo eingeſchränktes Verjprechen „von jeinem 
Standpunkt” aus? Daß dies nicht? bedeuten konnte, wußte Die 
Nation, denn fie hatte e8 über !/, Jahrhundert erfahren. Daß ein 
Machtlojer überhaupt Verjprechungen gab, konnte ebenjo der Aus— 
fluß guter Wünjche und Gingebungen als betrügerifcher Abfichten 
und Hoffnungen fein. Dieje Proflamation konnte nur ein Zeichen 
wohlwollender Schwäche oder beabjichtigter Täuſchung fein, denn 
was man darin verjprach, hatte der Bundestag jeit jeinem Be— 
jtehen nicht ausgeführt; hatte er es nicht gefonnt, jo konnte er es 
auch ferner nicht, wenn er blieb was er war; hatte er es nicht ge- 
wollt, jo mußte er für die Zukunft gezwungen werden. 

63 ift bemerfenswerth wie jchnell die Märztage dieſe Einficht 
in der Bundesverfammlung jelbjt zur Geltung brachten. Schon 
am 8. März trug der badijche Gejandte Namens des früher jchon 
genannten politiichen Ausſchuſſes vor: 

„Die Beleuchtung der inmeren Lage de3 deutjchen Bundes muß 
der Ausſchuß mit dem betrübenden Bekenntniß beginnen, daß der 
Bundesbeichluß und jein Organ, die Bundesverfammlung, längjt 
ſchon das allgemeine Vertrauen in ihre gedeihliche Wirkſamkeit ver- 
loren haben. Ein ſolches Vertrauen ift aber die Grundbedingung 
de3 Fortbeitandes einer jeden politiichen Inſtitution. 

Hohe Bundesverfammlung wird es dem Ausſchuß erlaſſen, die 
Urjachen ausführlich darzulegen, die einen folchen beflagenswerthen 
Zuftand herbeiführten. An ihm ift es nicht, den Ankläger gegen 
diefe Verſammlung und die höchiten Bundesregierungen zu machen. 
Nur einige der hauptjächlichiten Gebrechen de3 Bundes muß er jebt 
hervorheben. 
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Schon die Grundverfaflung des Bundes war eine mangelhafte 
und ungenügende. 

Manche Gegenftände waren darin aufgenommen, die füglich 
den einzelnen Bundesgliedern hätten überlajjen bleiben fünnen, wäh— 
vend andere und wichtigere, die zur Entwicklung und Erſtarkung 
des Bundes unentbehrlich) waren, von deſſen Gompetenz ausgeſchloſſen 
oder doch nur als Verjprechen oder Wunſch bezeichnet wurden. Die 
Erfüllung ſolcher Verjprechen und Wünſche wurde aber von der 
Ginhelligfeit der Stimmen abhängig, und dadurch die Erreichung 
eines befriedigenden Reſultats von vornherein unmöglich gemacht. 
Auf diefem Wege konnten die zu einem wahren und kräftigen Bunde 
unentbehrlichen Inftitutionen nicht ausgebildet, und noch weniger 
zur Anwendung gebracht werden. Der Souveränität der einzelnen 
Bundesſtaaten wurde dadurd) eine Ausdehnung gegeben, welche die 
Wirkſamkeit des Bundes in ftet3 engere Grenzen einziwängen mußte. 

Hieraus entiprang die Abhängigkeit der Bundestagsgejandten 
von jpeciellen Inftruftionen, und die Unmöglichkeit der Entwiclung 
irgend einer ſelbſtändigen Thätigkeit diefer hohen Verfammlung. — 
Die Protokolle Hoher Bundesverfammlung waren nicht? mehr ala 
ein Repofitorium von Vorträgen und einzelnen Abjtimmungen, ohne 
innere3 Leben und Zujammenhang, ohne Austaujch der Ideen und 
Anfichten, ohne ein ſich daraus mit olgerichtigfeit ergebendes 
Rejultat. Dazu fam eine mangelhafte Gejchäftsordnung, deren Ver: 
vollftändigung nicht einmal verfucht und noch weniger erzielt wurde. 
Allein auch dieje Gejchäftsordnung fonnte bei der Stellung, die den 
Bundestagdgejandten von ihren Regierungen gegeben war, nicht ein= 
mal eingehalten werden. 

Die mit dem Präfidium hoher Bundesverfammlung betraute 
erſte Bundegmacht war jeit vielen Jahren nur auf kurze Zeit durch 
einen eignen Gejandten dahier vertreten. Dies mußte die einheit- 
liche und raſche Erledigung der Gejchäfte noch mehr erſchweren. 
Kein Wunder, daß nah allem Obigen das Anjehen der Bundes- 
verjammlung von Tag zu Tag mehr ſank und fich zuletzt in jein 
Gegentheil verwandelte. Died mußte um jo mehr und um jo 
Ichneller geichehen, als die Fälle ſich mehrten, wo von vielen 
Bundesregierungen die mühjlam zu Stande gebrachten Bundes- 
beichlüffe häufig nicht publicirt, oft nicht befolgt und zuweilen ala 
geradezu unverbindlich erklärt wurden. 
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In manchen Bundesgebieten ift weder die Bundesakte noch die 
Wienerſchlußakte und die andern Grundgejeße des Bundes jemals gejeh- 
(ich befannt gemacht; — und nur zu Häufig ift der Vollzug der 
Bundesbeichlüffe von den Beitimmungen der Yandesgejetgebung ab— 
hängig gemacht worden. Nur diejenigen Bundesbejchlüffe, welche 
der öffentlichen Meinung entgegentraten und deren VBerantwortlic)- 
feit die Bundesregierungen daher lieber dem Bunde überließen, 
wurden als Bundesgeſetze publicirt und al3 jolche auf deren Befol- 
gung gehalten. Wie fonnte da das Volk Vertrauen zum Bunde 
und dejjen Organ, der Bundesverjammlung, fallen, ja wie fonnte 
er nur ins öffentliche Bewußtſein übergehen! In demjelben Ver— 
hältniffe aber, wie die Souveränität der Bundesstaaten fich auf 
Kojten des Bundes zu erweitern Juchte, nahm die Wirkſamkeit und 
das Anjehen der Ständeverfammlungen in den einzelnen Bundes- 
staaten zu. Dieje Ständeverfammlungen bildeten die landſtändiſchen 
Verfaffungen zu wahren Repräjentativverfaffungen au und wurden 
dadurch zur eigentlichen Regierungsgewalt, und durch die Deffent- 
(ichfeit ihrer DBerhandlungen auch zum Träger der allgemeinen 
Meinung. 

Da die Bundesverfammlung die Deffentlichkeit ihrer Verhand— 
lungen aufgehoben hatte, jo würde fie, jelbjt wenn fie die erforder- 
liche Wirkſamkeit bejefjen hätte, gegen eine ſolche neu erftehende 
Macht nicht haben in die Schranfen treten fünnen. Ihr war jeder 
Einfluß auf die öffentliche Meinung benommen, und der Bund konnte 
daher auch nicht durch diefe Meinung gehoben und getragen werden. 

Da die Bedürfnifje der Neuzeit dringend Befriedigung forderten, 
dieſe aber durch den Bund nicht gewährt werden konnte, wandten 
fich die deutjchen Völker immer mehr den Ständeverfammlungen zu 
und überließen es den Regierungen und dem Bunde, fich gegenjeitig 
unwirkſam zu machen. 

Gin ſolcher Bund konnte die Sympathien der deutjchen Völker 
nicht für ji) gewinnen. Für das Verſinken des Bundes konnten 
die Bemühungen vieler deutjcher Regierungen, durch Separatvereine 
dasjenige zu erzielen, was jener nicht zu gewähren vermochte, feinen 
binreichenden Grja bieten. Dieſe Vereine dienten vielmehr dazu, 
die Unvollfommenheit und Mangelhaftigkeit des Bundes noch augen 
icheinlicher zu machen. Es wurde dadurch einer Hauptforderung 
der deutjchen Völker nicht genügt: Der der Entwicklung und des 
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Schutzes nationaler Interefjen in den inneren und äußeren Beziehun- 
gen Deutjchlands.“ 

So Herr von Blitter3dorff, der über 20 Jahre Gelegenheit 
gehabt Hatte, jeine Bundestagsftudien zu machen. Seine Worte 
fünnten al3 Ginleitung einer Gejchichte des Bundes vorangejekt 
werden. 

Aber er fährt noch fort: „In dieſer Lage wurde Deutjchland 
von den neueften Ereignifjen in Frankreich überraſcht. Die Dynaftie 
der Orleans wurde in fürzerer Zeit vom Throne gejtürzt und aus 
dem Reiche vertrieben ala e3 bedurfte, die Ältere Linie der Bourbons 
aus dem Erbe ihrer Väter zu verdrängen. Die Republit wurde 
proflamirt. Der Rüdichlag auf Deutjchland war ein gewaltiger. 
Auch in diefem Lande waren die Gemüther auf eine große Um— 
geftaltung vorbereitet, — in den Ständeverjammlungen, in öffent- 
lichen und geheimen Zujammenfünften, durch die Prefje war jeit 
Sahren auf das gleiche Ziel Hingearbeitet worden. Bei der Lage 
der Regierungen und de3 Bundes war eine Jofortige Bewältigung 
dieſes Rückſchlags ſchwer möglich. Die Richtung deſſelben wurde 
zuerft durch die befannten, im Großherzogtum Baden aufgejtellten 
vier Forderungen: einer allgemeinen Volksbewaffnung, uneingejchränf- 
ter Freiheit der Preſſe, Einführung der Schwurgerichte und eines 
deutjchen Nationalparlament3 bezeichnet. Der Reihe nad) wurden 
ähnliche Forderungen in andern Bundezftaaten aufgeftellt und deren 
Gewährung durch Deputationen, Adreſſen und Volksverſammlungen 
herbeigeführt. Die Regierungen eilten, Concejjionen zu geben, die 
mehr oder weniger mit dem Jeitherigen Bundesjyftem im Wider- 
ſpruch jtehend eine völlige Umgeſtaltung der innern Verhältnifje der 
einzelnen Bundesstaaten herbeiführen mußten. 

Das Nähere glaubt der Ausſchuß in dermaliger Sachlage um— 
gehen zu fünnen. Die Aufgabe hoher Bundesverfammlung ift es 
nun, wieder Ginflang und Webereinftimmung in die gejtörten Ver— 
hältnifje zu bringen, und dadurch den innern und äußern Frieden 
Deutichlands zu fichern. — Hierzu dürfte die Thätigkeit dieſer Be— 
hörde in ihrer dermaligen Lage und ohne bedeutende Verſtärkung 
der Gentralgewalt de3 Bundes im nationalen Sinne nicht aus— 
reichen. Dies geht am Deutlichjten aus der Wirkung hervor, die 
durch die neuften Beichlüffe der Bundesverfammlung hervorgebracht 
worden it. Es muß daher nach andern Mitteln geforjcht werden, 
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um Deutjchland vor innerem Zwielpalt und Anarchie zu ſchützen. 
63 jteht Großes und Entjcheidendes auf dem Spiele. Zwar hatte 
e3 den Anjchein, daß die Gemäßigteren der Anhänger der nationalen 
Entwicklung Deutjchlands bei dem Verlangen eines deutſchen Parla- 
ment3 davon ausgehen, daß die einzelnen deutjchen Bundesſtaaten 
und deren Berfafjungen erhalten, und in dem Parlament nur die 
Gejammtheit der deutichen Fürften und Völker als Geſammtmacht 
vertreten jein jolle. Allein Hinter den gemäßigten Männern des 
Fortſchritts fteht die Partei der Ultraradifalen und Republifaner, die 
nach einer allgemeinen deutjchen Republik ftrebt. Gedrängt von der 
einen Seite durch die Gemäßigteren und von der anderen durd) die 
noch nicht von der Bewegung ergriffenen Regierungen, könnte ſich 
diefe Partei unter Verleugnung alles patriotifchen Sinnes auf die 
Hilfe einer Partei des Auslandes fügen und dadurch den Anlaß 
zu den bedenflichiten Gonflikten geben. 

Diejer Gefahr darf Deutjchland nicht ausgejegt werden. Nach 
Dbigem muß anerkannt werden, daß die Verfaflung des deutjchen 
Bundes, wenn Deutjchland einig, ftarf und friedlich bleiben foll, 
einer Revifion auf breiter nationaler Grundlage bedarf.“ 

Nachdem die Bundesverfammlung fich hierzu beiftimmend er- 
Härt Hatte, beauftragte fie den durch Hannover und die jächjiich- 
thüringiſchen Herzogthümer verftärkten Ausſchuß beftimmte Vor— 
ſchläge zu machen. 

Schon am Tage darauf, am 9. März, ergriff der badiſche 
Geſandte von neuem das Wort und ſtellte im Namen ſeiner Regie— 
rung den Antrag, eine ſtändiſche Vertretung der deutſchen Bundes— 
ſtaaten bei der Bundesverſammlung in Berathung zu nehmen und 
auf einen bezüglichen Beſchluß der Bundesregierungen hinzuwirken. 
„Eine ſolche Schlußfaſſung, meinte der Geſandte, würde ohne Zweifel 
den großen Erfolg haben, daß die Bundescentralbehörde, von dem 
allſeitigen Vertrauen umgeben, die volle nationale Kraft in ſich ver— 
einigte und fühlte, deren ſie bedarf, um einer naturgemäßen freien 
und geordneten Entwicklung der deutſchen Völker mit ihren gemein— 
ſamen Intereſſen vorzuſtehen und zu allen Zeiten durch die Kraft 
der Einigkeit und eines höheren geiſtigen Aufſchwungs der Nation, 
deutſches Glück und deutſche Ehre nach allen Seiten hin zu ſchützen 
und zu wahren.“ Am folgenden Tage wurde auf Antrag des poli— 
tiſchen Ausſchuſſes beichloffen: „ſämmtliche Bundesregierungen ein= 
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zuladen, Männer des allgemeinen Vertrauens, und zwar für jede 
der 17 Stimmen des engeren Raths einen, alabald — ſpäteſtens 
bi3 zu Ende dieſes Monat? — mit dem Auftrage hierher abzuord- 
nen, der Bundedverfammlung und den Ausſchüſſen zum Behuf der 
Vorbereitung der Revifion der Bundesverfaflung mit gutachtlichen 
Beirath an die Hand zu gehen.“ 

Am 13. März, an demjelben Tage, an welchem Metternich fiel, 
zeigte Preußen zugleich im Namen von Deftreich an, daß ihre aller: 
höchſten Höfe ſämmtliche deutſche Bundesstaaten eingeladen hätten, 
zum 25. d. M. Bevollmächtigte nach Dresden zu jenden, um dort 
über die gegenwärtige Lage und die Gntwidlung der Bundes- 
organifation zu berathen. Darauf beſchloß die Bundesverjammlung 
den früheren Beichluß die Revifion der Bundesverfafjung betreffend 
einjtweilen zu jußpendiren. 

Man traut jeinen Augen faum, wenn man Baiern in derjelben 
Sitzung unter anderem vortragen fieht: „Nicht bloß Verſtärkung 
der Kriegsmacht thut jet Noth. Auch jenes geiftige Element muß 
gefräftigt werden, welches eigentlich die Heere der Befreiunggepoche 
hervorrief, deren Schlachten ſchlug und die Entjcheidung zu Gunften 
des Rechtes ſchlug. Der damals erſt auftauchende Gedanke be— 
fiegte Napoleon. Als im Jahre 1815 der Wiener Congreß nad) 
langem Berathen in jichtbarer Haft jein Werk vollendete, ward auch 
Deutichlands Geftaltung eine übereilte. Beherricht von dem Ein— 
drude wiederkehrenden Kriegs, bildete ſich ein Bund lediglich ala 
Sicherheitäanftalt gegen äußere und innere Gefahr. Dieſer Zweck 
bleibt offenbar ein unvollftändiger. Für ein gemeinfames Vaterland 
haben ſich damald die Deutjchen aller Gauen erhoben, als einen 
Hebel jeglichen Aufſchwungs hat man fich dort den gemeinjamen 
Bundestag gedacht. Und dazu muß derjelbe werden, joll Deutjch- 
land der riefenhaft bewegten Zeit auch riejenhaft entgegen treten. 
Deutjches Gefammtinterefje muß die Sonderinterefjen übertiegen ; 
das nothivendig jelbitthätig und autonomijch bleibende Leben der 
einzelnen Bundesjtaaten darf nicht ferner das Gejammtleben ab- 
ſorbiren.“ 

Die Worte waren groß, die Erkenntniß ſpät, das Gedächt- 
niß kurz. 

Nachdem die beiden Großmächte ihr Dresdener Projekt hatten 
aufgeben müſſen und jo endlich ihre Zuftimmung zur Einberufung 
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der Vertrauensmänner gegeben hatten, bejchloß die Bundesverfamm- 
lung nach Berluft fojtbarer Wochen am 25. März, die Einladung 
betreffend die Vertrauengmänner zu erneuern. Man kennt die Gründe, 
e3 find die des März und fie Hatten in manchen Bundesftaaten eine 
jehr greifbare Gejtalt angenommen. Am 29. März wurde ein Aus— 
ſchuß von fieben Mitgliedern — Dejftreich, Preußen, Baiern, Sad)- 
jen, Hannover, Baden, Bremen — gewählt, welcher mit den Ver— 
trauensmännern, die zum Theil beveit3 eingetroffen waren, jich in 
Einvernehmen jeßen jollte. 

Nachdem dieſe ſofort in Wirkſamkeit getreten war, referirte 
der ſächſiſche Gelandte bereit3 am folgenden Tage, daß eine neue 
Verfafjung nothwendig jei, daß dieſe aber nicht oftroyixt werden 
dürfe, da jie dann wirkungslos ſei; es jei aljo die freie Zuftimmung 
des Volkes nöthig, und deshalb jeien die Bundesſtaaten aufzufordern, 
in möglichſt kurzer Frift auf je 70,000 Einwohner einen Vertreter 
zu wählen; Bundezftaaten mit weniger Einwohnern Jollten dennoch 
das Recht haben, einen Bertreter wählen zu laffen. Diejer Antrag 
wurde angenommen und durch die Zeitungen veröffentlicht. 

63 liegt außerhalb de Rahmens diejer Arbeit auf die weitere 
Entwicklung im Einzelnen einzugehen ; bemerkenswerth ift, daß unter 
den erſten Forderungen, welche die zur Vorbereitung der conftituirenden 
deutjchen Nationalverfammlung in Frankfurt verJammelten Männer 
aufftellten, die war: daß e3 eine heilige Pflicht des deutjchen Volkes 
jei, ınit allen Kräften die Wiederherftellung des Polenreichs zu be— 
wirken, um da3 durch die Theilung des Polenreich3 verübte Unrecht 
wieder gut zu machen. 

Mit ſolchen Phantaftereien und Thorheiten trübte und erſchwerte 
man ſich eine an jich ſchon jo jchtwierige Aufgabe. 

Nachdem die Bundesverfammlung das nöthige* Geld zur Her: 
richtung der Paulskirche bewilligt und als Termin für die Ein- 
berufung der conjtituirenden Nationalverfammlung den 18. Mai 
fejtgejeßt hatte, beichloß man auf Drängen Baden? am 3. Mai bei 
den Regierungen eine Art von Grefutivcomite zu beantragen, be= 
ftehend aus drei zur Bundesverfammlung abzuordnienden Männern; 
je einen jollten Deftreich und Preußen ernennen, die übrigen Staaten 
jollten aus drei von Baiern vorgejchlagenen einen wählen; als Auf: 
gabe bezeichnete ihnen die Bundesverfammlung: die für die innere 
und äußere Sicherung und Wohlfahrt des Gejammtvaterlandes 
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nöthigen Unterhandlungen und Mafregeln; die gemeinjchaftliche 
Dberleitung der gejammten Bertheidigunggeinrichtungen und ins— 
befondere auch die der Volksbewaffnung; die Vermittlung zwiſchen 
den Regierungen und der Nationalverfammlung. Die einzige Folge 
dieſes Beſchluſſes war ein Streit mit dem Fünfzigerausihuß, der 
indes auf einem andern Felde außgeftritten wurde. Sehr bezeich- 
nend ift es, wie Hannover dieje Gelegenheit wieder benußte, um 
ſich al3 die große Nordweitmacht aufzuſpielen; e3 jchrieb pomphafte 
Aprilnoten an Oldenburg und die Hanjejtädte, in welchen „die ge= 
meinjamen Gigenthümlichkeiten der Nordweſtſtaaten“ betont wurden. 
Anden ihnen dargelegt wird, daß „Welthandel und Seeherrſchaft“ 
die gemeinjamen Triebräder ſeien, werden fie aufgefordert zur „Be— 
theiligung am neuen Vereinszweck des Vaterlandes“; alles dies, 
twie die Inftruftion nach Frankfurt jelbit jagte, um unter diejem 
Deckmantel „die ftimmführende Theilnahme Hannover?” an jener 
Grefutivcommijfion möglichft zu fichern. Außer diefen Verhand— 
lungen über die Bundesverfaflung brachte die bewegte Zeit die 
mannigfaltigjten Reklamationen, Petitionen und Anträge von Regie= 
rungen und Privaten; es wurde beantragt: allgemeine Zoll und 
Verkehrsfreiheit; Freie Flußſchiffahrt, ein allgemeines deutjches 
Geſetzbuch, Beitimmungen über die Auswanderung. Auch die Er- 
weiterung des Bundesgebiet? fand durch die Aufnahme der Provinzen 
Preußen und Poſen ſtatt, jodaß nunmehr die Bevölkerung Preußens 
nach der Matrikel die Bundesbevölferung Oeſtreichs etwas überholt 
hatte. Den bei weiten größten Theil der Berathungen nahmen die 
Bewegungen in und gegen Deutjchland, ſowie die militäriichen Vor— 
fehrungen gegen diejelben, und die wegen Einführung einer allgemeinen 
Volksbewaffnung, wegen Errichtung einer Marine und Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten ein. 

Die drei leßtgenannten Gegenjtände brachten die Siebzehner im 
April in Anregung. 

In dem jene Forderungen weiter begründenden Promemoria 
heißt es über die Volksbewaffnung: „Nur die bisherige Macht: 
politif hat das Bedürfniß ungeheurer ftehender Heere nothwendig 
gemacht. Iſt man namentlich in Deutjchland zu der Ueberzeugung 
gelangt, daß man nicht mehr erobern, noch unterworfene Völker 
behaupten, daß man nur ſich und das Vaterland vertheidigen will, 
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jo ift man in den Stand gejegt, mit Wahrhaftigkeit ſich mit einer 
Volksbewaffnung genügen zu laſſen.“ 

Man jollte nicht glauben, daß ein mit der Gejchichte der Völker 
jo vertrauter Mann, wie der Verfaſſer dieſes Satzes einer ift, mit 
ſolchen ſchönen Wendungen eine folche Angelegenheit einführen würde. 

Im folgenden wird hervorgehoben, daß auf der Schule ſchon 
mit dem 15. Jahre Sonntag Nachmittag mit Fretübungen und 
ähnlichem begonnen und darin, ſowie in Waffenübungen bis zum 
19. Jahre fortgefahren werden müſſe, dann fünne die Dienjtzeit auf 
ein Jahr als Marimum beftimmt und alljährlich) durch kurze 
Uebungen aufgefriicht werden, etwa bis zum 30. Jahre. „Dem 
alten militärijchen Geiſt in feiner Abjonderlichkeit,‘“ heißt es dann 
weiter, „ſcheint nun einmal der Stab gebrochen zu ſein; und gewiß 
it e3 im höheren Nationalinterefje nicht beflagenawerth, daß er 
untergeht, daß er fich vielmehr aus einem einzelnen Stande, wenn 
immerhin weniger jtraff, jo gewiß geläuterter, über die ganze Nation 
verbreite. Es wird eine jchwierige Aufgabe fein, die nun noch 
mehr ala bisher nöthige militärifche Intelligenz — den Stand der 
Dffiziere — in die neue Geftaltung Hinüberzubilden, ihn daran zu 
gewöhnen, daß er ein Lehrjtand ift. Auch der Lehrftand ift bis zur 
Reformation Hin eine eigenthümliche, die hierarchiiche Corporation ge= 
weſen; auch in diefem Bereich hat es lang gedauert, bis man fich 
gewöhnt hat jenen, namentlich in Deutjchland, preiswürdigen Organis- 
mu3 von dem Jchlichten Volksſchullehrer und Landküfter bis zum 
akademiſchen Lehrftuhl zu begreifen. Aber wir find nun einmal 
in Deutichland darauf geftellt, Alles umzudenfen. Das nothwendig 
Neue fühn und möglichit großartig zu erfaſſen.“ 

Man denke fich den Militärausichuß und’ dieſe afademijche Gr- 
drterung. Was denkt fich der Antragfteller, möchte man zunächjt 
fragen, unter dem „alten militärifchen Geiſt“? Meint er den Geiit, 
der die römischen und die preußilchen Truppen zum Sieg geführt 
hat, deſſen Merkmale find: nicht? wird vom gemeinen Mann gethan 
ohne Befehl, nicht? ohne das gejicherte Vertrauen zur Gottheit? 
Menn er ihn gemeint hat und will ihn bejeitigen, würde er ein 
Verbrecher an jeiner Nation werden, denn er würde fie den lieben 
Nachbarn außliefern. 

Seit warn ift denn der Offizier- nicht auch Lehrjtand? Wann 
wird er denn nur Lehrſtand fein fünnen? Was joll3 mit dem 
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preiswürdigen Organismus vom Küfter bi3 zum Profeſſor; ift dies 
das Pendant zum Gefreiten bi3 General? Mit dem „Alles umdenken“ 
hat da8 wohl vielfach jeine Richtigkeit, glücklicherweiſe find wir aber 
nicht darauf gejtellt. Wenn der Verfaffer jodann meint, daß man 
entfernen müſſe alle Paradequälerei, alles nur Schmuchafte, nur 
Scheindienerliche, jo heißt das: Soldaten jchulen wollen, wie ein 
Schwimmmeifter, der feinen im Waller an die Leine nimmt, und 
durchaus mit Menjchen wirken und jchaffen wollen, wie fie nur in 
den idealen Gonftruftionen gelehrter Köpfe eriftiren. Und — last 
not least — „das Reichsheer deuticher Nation in jeinen zehn Heer: 
ſchilden,“ ift dies denn etwas anderes al3 eine Hiftorijche Reminis- 
cenz, die ebenſo unflar gedacht als unmöglich in ihrer Verwendung 
it? Und die Schlußphraje: „die Sachkundigen werden in der 
Aufgabe jelbft die Mittel finden, fie zum Heil des Vaterlandes zu 
löſen.“ Seit wann liegen in der Aufgabe die Mittel fie zu löſen? 
Die Möglichkeit allerdings der Löjung muß darin liegen; den Köpfen 
der Bearbeiter bleibt übrig die Mittel derjelben zu finden. Aber die 
Aufgabe war nicht einmal klar geitellt, fein verftändiger Politiker 
und Militär wird glauben, daß man ihr damal3 wie heute die 
Möglichkeit der Löſung zujchreiben kann. Wo follten und follen die 
Köpfe herfommen, dieje in Angriff zu nehmen? Dieje Frage wagte 
allerdings die Bundesverfammlung nicht mehr zu ftellen, fie meinte 
nur, es möchte kaum angemefjen und zweckfördernd fein, diefe An- 
gelegenheit, die nach den Jeitherigen Begriffen feine rein militärijche 
jei, der Militärcommilfion zuzumeifen, man bejchloß daher: „Den 
hohen Regierungen die Ginführung allgemeiner Volksbewaffnung 
dringend zu empfehlen; die betreffenden Mittheilungen von Seiten 
der Bundesftaaten wolle man erwarten. Deren liefen denn auch 
nicht wenige ein, die aber den Kern der Sache gänzlich unberührt 
ließen. 

Auch der Antrag zur Errichtung einer Marine war von einer 
Motivirung begleitet. „Auch Nordamerifa war,“ heißt e3 in der- 
jelben, „ala e3 jeine Unabhängigkeit erfämpfte, im Stande, plößlich, 
gleichjam aus dem Nichts, die Anfänge einer Marine zu jchaffen, 
die fich ſofort ala höchſt wirfungsreich bewährte.“ 

Nachdem jodann ausgeführt ift, daß alles dazu nöthige Material 
in Deutichland vorhanden ſei, daß man nur die nöthigen Schiffe 
bauen müfje, fährt der Verfaſſer fort: „Aber für den Augenblic 
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wird man, wie einft die Amerikaner, ſich mit der Armirung großer 
Kauffahrer genügen laſſen fünnen.“ Die Rheder in den Nord- und 
Dftjeehafen warteten nur darauf, ihre Thätigfeit einmal der Rettung 
und Ehre ihre Baterlandes zuzumenden. Die Militärcommilfion 
möge die Angelegenheit in die Hand nehmen, auf Grund der 
Matrifel des deutjchen Bundes möge die Geldverwendung für den 
Anfang einer deutjchen Flotte gemacht werden. Die Bundes- 
verjammlung wies dieſen Antrag zunächſt an den Ausſchuß der 
deutjchen Ceeftaaten, Preußen an der Spitze. 

Schon zwei Tage darauf trug diejer vor, man müfje vor allem 
jein Augenmerk auf den demnächſt in Liverpool erwarteten nord- 
amerifanichen Dampfer the United States, ſowie auf andere ähn- 
liche Gelegenheiten in England und Amerika richten. 

Die Gejandten von Bremen und Hamburg übernahmen e3, zu 
diefem Zweck jofort ein Paar erfahrene Männer aus ihren Vater- 
ftädten zur Reife nach England zu veranlaffen, zugleich veriprachen 
die Gejandten von Preußen und Hannover, die Vertreter ihrer 
Staaten in London davon zu unterrichten und dieſelben zu mög— 
lichiter Beförderung in ihren Bemühungen aufzufordern. Außerdem 
beſchloß man noch in derjelben Situng den Hamburgijchen Gejandten, 
Syndikus Banks, in bejonderer Miſſion nach London zu jchiden. 
indem dieſem eine Art von Affreditirungdbrief an Palmerſton mit- 
gegeben wurde, erhielt er eine ojtenfible und eine Nebeninftruftion. 
In jener hieß es: „Der Herr Gejandte ift beauftragt zur. Vor— 
beugung aller Mißverſtändniſſe dem königlich großbrittaniichen Kabinet 
die einfachen Gründe des Recht? und der nationalen Würde und 
Ehre darzulegen, durch welche das Verfahren des deutjchen Bundes 
in der mit der Krone Dänemark entjtandenen Differenz in Betreff 
des Bundeslandes Holjtein und deſſen unzertrennlicher Verbindung 
mit Schleswig geleitet worden iſt.“ 

Würden, wird weiter bemerft, die bona officia angeboten, jo 
jet die Verhandlung an den preußiichen Gejandten zu weiſen; zum 
Schluß joll fih der Gejandte darüber vergewiſſern, wie ſich da3 
engliiche Kabinet zu einer aus einem etwaigen Krieg mit Dänemark 
entjtehenden Hemmung und Störung des Handelsverkehrs jtellen 
würde. In der Nebeninftruftion wird er angewiejen, Borjchläge 
und Gutachten beizubringen, welche ebenjo jchnell die herbei- 
zujchaffenden Vertheidigungsmittel als die dauernde Grundlage einer 
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fünftigen deutjchen Marine zu berücfichtigen hätten. Ankäufe zu 
machen und Gontrafte abzujchließen jei er dagegen nicht befugt; 
zum Unterjuchenlaffen von Schiffen, Bezahlen von Remunerationen 
an Sachverjtändige zc. jei er ermächtigt. 

Die von Banks einlaufenden Berichte wurden an den Marine— 
Ausſchuß abgegeben, aber um fie geheim zu halten nicht ins Proto- 
foll aufgenommen. Aus dem erjten, Datirt vom 10. Mai, ergibt 
fih, daß der Gejandte in Begleitung des Kapitän Hederich aus 
Bremen und GCommandeur Abendrotd aus Hamburg in England 
angelangt und ſeine Nachforjchungen begonnen hatte; der nord- 
amerifaniiche Dampfer erwies ſich jehr bald als unbrauchbar. 
Außer manderlei Vorſchlägen, die jeßt bedeutungslos und nur 
geeignet find, den ganzen Jammer unjerer damaligen Wehrlofig- 
feit von neuem zu zeigen, enthält der Bericht zum Schluß die 
Nachricht, daß ein däniſches Schiff im Kanal liege, welches zwar 
ichon viele deutſche Schiffe gejagt, aber noch Feind erreicht und 
gefapert hätte. Aehnlichen Inhalts und von feiner allgemeineren 
Bedeutung find die übrigen Berichte dieſes Gejandten. 

Nach einer geichriebenen Regiftratur vom 17. Juni 1848 wurden 
Namens des Marineausichuffes, nach Anhörung des von England 
zurücgefehrten Herrn Guſtav Godeffroy, unter völliger Geheim— 
haltung aller Detail, eine Summe von 300,000 Thaler preußijch 
Gourant verlangt für ein Unternehmen, da3 von Hamburg aus- 
gehend, im Falle des Gelingenz jowohl für den damals geführten 
Krieg mit Dänemark ala für die Begründung einer deutjchen Kriegs— 
marine jehr heiljam jein könne, im Falle eines Mißerfolgs ſei ein 
großer Schaden dagegen nicht zu befürchten. Die Bundesverjamm: 
[ung bewilligte einhellig die geforderte Summe; die Verhandlungen 
wurden verfiegelt im Archiv niedergelegt. 

Nachdem unterdejlen auf Antrag des Marineausſchuſſes der 
Nationalverfammlung der Marineausihuß der Bundesverfammlung 
mit demjelben in Verbindung getreten war, kam die ganze An- 
gelegenheit in andere Hände. Nur etwas verdient noch bejondere 
Erwähnung. Auf Antrag des Fünfzigerausſchuſſes war Oejtreich 
angegangen worden, die Gejellichaft des öftreichiichen Lloyds zu 
veranlafjen, einige ihrer Dampfichiffe miethweile an den Bund zu 
überlafjen, damit dieje als Kriegsjchiffe ausgerüftet in den nordiſchen 
Meeren verwendet werden fünnten. Der Präfidirende war in der 
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Lage die ablehnende Antwort des Verwaltungsraths diefer Gefell- 
ſchaft vorlegen zu fünnen. 

Ueber die auswärtigen Angelegenheiten verbreitete fich 
da3 mehrfach erwähnte Promemoria mit bejonderer Vorliebe. Nach- 
dem die Bundesverfammlung jcharf getadelt worden iſt, daß fie 
auch die jchleswigsholfteiniiche Frage wiederum der Vermittlung 
einer Großmacht überantiwortet hätte, welche naturgemäß zunächſt 
auf den Schuß ihrer Küften und ihres Handels bedacht jein werde, 
wird, wieder mit Bezug auf dad DBerfahren Nordamerifad England 
gegenüber im Jahre 1813, entjchlofjenes Vorgehen gegen Dänemark 
verlangt und weiter gewünjcht, daß die Bundesverfammlung eine 
deutjch-holländische Allianz, ſowie eine jolche mit Belgien abzujchließen 
juchen müſſe. Auch Schweden würde gern in nähere Beziehungen 
mit Deutichland treten; das wichtigfte aber jei eine Anknüpfung 
mit Nordamerika; „Deutſchland und Amerika,“ heißt es, „find für 
Krieg und Frieden die natürlich Verbündeten; jo Gott will, ift in 
Kurzem auch ihr Innerſtes in mejentlichjten Beziehungen völlig 
analog; und find die Gefahren, die Deutjchland bedrohen, nicht mit 
heute und morgen abgethan, jo fommt eine nordamerifanijche Alliarız 
un? auch nad Wochen und Monaten nicht zu ſpät.“ — Leider 
auch Hier: jo viel Vorſchläge, jo viel Naivetäten und Irrthümer. 

Staaten, welche glauben in den Seiten bejonderer Noth nach 
Bundesgenofjen ausgehen zu müſſen, werden entweder nur jolche 
finden, welche ebenfall3 bedrängt find, und dann iſt das Bündniß 
mehr Laſt al Schuß; oder dad Bündniß müßte jo theuer erfauft 
werden, daß fein Staatsmann e3, ohne dad Waffenglüc zu verjuchen, 
abjchliegen wird. Daß da3 Haager Kabinet, wenn überhaupt, nur 
um den höchſten Preis zu haben war, wird Niemand zweifelhaft 
fein; daß Schweden von einem Bündniß mit Deutjchland nichts willen 
wollte, beweiſt der Verlauf der Holfteiniichen Angelegenheit; was 
aber ein förmliches Bündniß mit Belgien ohne das Beſatzungs— 
recht in jeinen Feltungen, oder beftimmte militäriiche Vereinbarungen 
— beides unausführbare Dinge — Deutjchland nüten konnte, wird 
Niemand jagen können; in wiefern aber Amerifa und Deutjchland 
natürliche Verbündete find, das möchte noch ſchwerer nachzumeijen 
fein; jedenfall3 enthielt der Sat mit „jo. Gott will” feine Ermuthi— 
gung für die Bundesverfammlung zum Abſchluß eines ſolchen. Im 
übrigen eine Allianz nur für heute und morgen in Ausſicht zu . 
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nehmen, wäre nur bei Grenzitaaten für beftimmte militärijche Zwecke 
denkbar, in dem gegebenen Fall enthält jener Schlußſatz mehr eine 
peftorale Erregung al3 eine politische Wahrheit. Praktiich war mit 
allen drei Vorſchlägen aljo wenig oder nicht? anzufangen. 

63 wird nunmehr aber nothiwendig zu jehen was mittlerweile 
von den Vorgängen in Deutjchland vor die Bundesverfammlung 
gebracht wurde, wie man fich dem gegenüber hielt, welche Vorſichts— 
maßregeln man gegen das Ausland und die geplanten Freiſchaaren— 
züge traf, und wie man gegen die Freilchärler und Polen verfuhr 
oder zu verfahren gedachte. 

In der Sitzung vom 15. April erklärte der badiſche Gejandte: 
daß durch fürmliche Proflamation zum Bürgerkrieg in Baden und 
durch die Verbindung der aufrühreriichen Schilderhebung mit den 
Zuzügen aus Frankreich der Zuftand dringlicher Gefahren ein- 
getreten ſei; es jei deshalb die Heranziehung des kurheſſiſchen und 
naſſauiſchen Contingent3 zu dem bereit unter dem Commando des 
Prinzen Karl von Baiern zujammengezogenen fiebenten und achten 
Armeecorps nothwendig. Obgleich) demgemäß bejchlofjen wurde, jo 
mußte doch 10 Tage ſpäter der Gejandte von neuem die furheifiiche 
Hilfe exrbitten, da bis jeßt nur die nafjauifchen Truppen eingerüct 
waren, deren Weitermarjch ins badijche Oberland übrigens dadurd) 
um mehrere Tage hinausgejchoben werden mußte, weil der das 
wirtembergijche Gontingent commandirende Prinz Friedrich ohne 
Inſtruktionen war und demgemäß das Obercommando über jene Trup= 
pen zu übernehmen Anftand genommen hatte. Erſt nach den Gefechten 
von Kandern und Freiburg traf der Oberbefehlähaber, Prinz Karl 
von Baiern, am 27. April in Karlsruhe ein, um das Commando 
zu übernehmen; am folgenden Tag erftattete derjelbe den erjten Bericht 
über ein Gefecht bei Todtnau, die Zeriprengung des Haufens unter 
Herwegh, die aufftändischen Bewegungen in Mannheim ; zugleich wird 
berichtet, daß Herwegh und Heder ſich nach) dem Elſaß gewandt 
hätten, daß im übrigen die Truppen nicht außreichten, um die lang- 
geſtreckte Grenzlinie zu deden und zugleich die Ruhe im Innern zu 
fihern. Ein Beriht vom 30. meldet einen weitern Zujammen= 
ſtoß bei Niederdoſſenbach am 27. April, wobei 400 Aufftändiiche 
gefangen wurden und 30 fielen, unter ihnen ein Franzoſe als An— 
führer. Herwegh jelbit mit jeiner Frau, die ihn in Männertracht 
begleitete, war vor Beginn des Kampfes entflohen. 
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Am 3. Mai berichtet der Prinz weiter, daß am 1. d. M. durch 
fieben Bataillon die Entwaffnung der Bevölkerung in Mannheim 
jtattgefunden habe, wobei 3000 Gewehre und 400 Senfen eingeliefert 
worden feien. Augenblicklich jei zwar der Aufftand niedergeworfen, 
allein er könne fich jeden Augenblick erneuern. „Unter diejen Um— 
ſtänden,“ fährt der Marfchall fort, „ift ed nöthig, daß die Bundes— 
verjammlung jchärfere Maßregeln auf irgend eine Weiſe vorzeichne, 
wenn dieje Revolution zu einem guten Ende geführt werden joll.“ 

Die Freilchaarenführer wären jchändlih genug, ihm immer 
leine Truppen zu ermüden, und Heder und Conſorten wühlten von 
Straßburg au. „Es würde deswegen,“ meint der Prinz, „eine ent= 
jchiedene Note an die franzöſiſche Regierung, ſolche Zuſammenkünfte 
nicht zu dulden, jehr fürderlich werden.“ 

Aug einem weiteren Berichte, der am 12. Mai zum Vortrag 
fam, wäre hervorzuheben, daß der Ankauf der Reit- und Zugpferde 
für Gavallerie und Artillerie erſt in drei Wochen, der für das 
Armeefuhrweſen dagegen erſt in ſechs Wochen vollzogen fein könne. 

„Don dem achten Armeecorps, berichtet der Prinz, find mir 
Mittheilungen zugegangen, daß die drei Divifionen desſelben zur 
Vollzähligmachung und Abrichtung noch vier Wochen, zur Aus— 
rüftung dagegen noch mindeſtens ſechs Wochen bedürfen.“ 

Am 12. Mat fand fich der badijche Gejandte in der Lage vor- 
zutragen, daß der Zuftand des Großherzogthums Baden jebt ala 
ein vollftändig beruhigter erklärt werden könne; alle die fremden 
Elemente, die ſich an der weitgeſtreckten Landesgrenze angefammelt 
und jodann den Aufruhr hervorgerufen hätten, jeien zurücgejchlagen, 
deshalb könne fich die Regierung mit der Proflamirung des Kriegs— 
zuſtandes, der eventuell die des Standrechted folgen könne, begnügen. 

Ohne weitere Motivirung beantragte Heſſen nunmehr die Dis- 
locirung jeiner Divifion nach Heſſen zurüd, und bald darauf ftellte 
der kurheſſiſche Geſandte den gleichen Antrag für die kurheſſiſchen 
Truppen, die im Lande ſelbſt dringend nothwendig jeien und auf 
vollen Kriegsfuß gebracht werden müßten. Beide Geſuche wurden 
dem Oberbefehlöhaber zur Berücfichtigung überwielen. 

Indes fam ed zu mannigfachen Differenzen zwijchen der badi= 
Ihen Regierung und dem bairischen Oberbefehlöhaber, und Baiern 
ftellte den Antrag, feine Truppen zurücziehen zu dürfen, da Baden 
ja jelbft erklärt hätte, daß die Ruhe wieder Hergeftellt ſei. Indes 
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erhob die badijche Regierung Einſpruch dagegen, und indem fie 
darauf hinwies, daß die Revolutionäre an der Schweizer Grenze 
ſich zu einem Einfall rüfteten, erlangte fie, daß die Bundesverſamm— 
lung am 30. Juni den bairijchen Antrag ablehnte und von dem 
eidgenöſſiſchen Vorort verlangte, daß er dergleichen nicht dulde und 
namentlich Heder von der Grenze wegweiſe. Nachdem am 5. Juli 
bejchlofjen worden war, daß der Prinz Marjchall fünftig nur nad) 
militäriichen Gefichtspunften verfahren jolle und die badiſche Regie= 
rung aufgefordert war, ſich danach zu richten und den Oberbefehls- 
haber fräftigft zu unterftüßen, war die Angelegenheit für die Bundes- 
verjammlung erledigt; andere Inftanzen kamen für die nächſte Zu— 
funft in Betracht. 

Die übrigen beim Bundestag gemeldeten Erhebungen ftehen an 
Bedeutung hinter der badiſchen durchweg zurück und verdienen nur 
zum Theil eine Erörterung; der Putſch in Walde und Braunfels 
war vorwiegend gegen jtandesherrliche Bedrücdungen gerichtet, die 
Aufftände in Luremburg und Prag Haben einen mehr national= 
deutichen reſp. tihechiichen Charakter. Bezeichnend ift der Aufruhr 
in Mainz, der am 21. Mai Abends dajelbit aus Haß gegen die 
preußifche Garnifon jtattfand; e3 blieben bei demjelben 4 Mann 
jofort todt, 25 wurden zum Theil jchwer und zwar theilweile durch 
rückwärts geführte Dolchjtiche, verwundet; von der Bevölkerung 
wurden 5 verwundet und 1 getüdtet, duch einen unglüclichen 
Zufall traf einen Knaben eine tödtliche VBerwundung; an Waffen 
wurden durch die Bevölkerung ausgeliefert über 1000 Infanterie— 
gewehre, über 100 Büchjen, 61 Senjen und 120 Cäbel; 257 Ge— 
wehre waren noch jcharf geladen. 

Die Berichte geben Zeugniß von der tiefen Grbitterung der 
Truppen über die ihnen jeit vielen Wochen von den Bewohnern zu 
Theil gewordenen Kränkungen und Beleidigungen, die mit Tödtun— 
gen und Meuchelmord geendigt hätten; ihr jehnlichiter Wunſch jei, 
berichtet der Gouverneur, die Stadt verlafjen zu fünnen. Die 
preußifche Regierung möge dem auch um jo weniger entgegen jein, 
al3 die Nationalverfammlung beſchloſſen habe den Truppen für all 
dies Genugthuung zu ſchaffen; fie, die preußiſche Regierung, wünſche 
alſo jelbjt, zur Beruhigung der erbitterten Gemüther, joweit e3 mög— 
lich ſei, eine theilweife Ablöfung der Garnijon. Die Bundesver- 
jammlung jtimmte damit überein und lehnte zugleich den königlich 
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ſächſiſchen Antrag auf Errichtung einer Bürgerwehr dajelbft auf 
Bericht des deftungscommandos ab. 

Ganz wie in den dreißiger Jahren hielt jich wieder Kurheſſen; 
denn erſt nachdem der würtembergiiche Gejandte auf das beftimm- 
tefte verlangt Hatte, daß der Bundesverjammlung von Seiten jener 
Regierung eine Aufklärung über den jkandalöjen Kampf zwijchen 
Militär und Volk in Kafjel würde, trug der Gejandte die Sache in 
befannter Weiſe vor; diefe Angelegenheit hatte indeſſen die jofortige 
Entfernung und baldigjte Auflöjung der Gardes du Corps zur 
Folge gehabt. 

Wie aus der obigen Darftellung erinnerlich fein wird, hatte 
man jchon Ende März gegründete Befürchtungen wegen Verwicklun— 
gen mit Frankreich und Angriffen von Freicorps, wie fie ſchon in 
den dreißiger Jahren geplant worden waren. 

Bereit3 in der Sitzung vom 23. März berichtete der würtem— 
bergiiche Gejandte, daß ihm von Paris aus guter Quelle die Nach: 
richt zugegangen jei, der deutiche demokratiſche Klub dajelbjt habe 
beichloffen, am 21. und 22. März ein Freicorps von 5—6000 
Deutichen und Franzoſen gegen den Oberrhein vorrüden zu laſſen, 
um in Baden, Hefjen und Rheinbaiern die Republif zu proflamiren, 
und die franzöfifche Regierung würde dies nicht hindern; nach zwei 
Tagen konnte Baden hinzufügen, daß jene Colonne bedeutend ver- 
jtärft werden würde durch eine Maſſe von Arbeitern, welche aus 
den elſäſſiſchen Fabriken entlafjen und nun brotlos geworden wären. 
Noch am Nachmittag deſſelben Tages beichloß man dann die bereits 
oben angedeutete Bereithaltung des fiebenten und achten Armeecorps, 
ſowie Schuß von Rheinbaiern, auch durch Bürgergarden. Bereits 
am folgenden Tage aber wurde die Mobilmachung des ſiebenten und 
achten Corps bejchlojfen, nachdem Baden angezeigt hatte, daß in 
ca. 14 Tagen gegen 12,000 Deutjche und einige Taufend Polen am 
Rhein jtehen würden, um die Republif in Deutichland zu proflami- 
ven, eine proviſoriſche Regierung ſei bereit3 ernannt, Franzofen und 
Schweizer würden fich anjchliegen, der NRheinübergang werde auf 
ichweizer Boden erfolgen. Wenige Tage darauf, am 29. März, 
beichlog man auch das neunte und zehnte Armeecorp3 auf die volle 
Stärke zu bringen, das nafjauifche und kurheſſiſche Gontingent marſch— 
bereit zu halten, Dejtreich aufzufordern feine Verſtärkungen bezw. 
Belagungstruppen für Mainz, Ulm und Raftatt bereit zu feßen. 
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Meitere Berichte von Baden und Preußen liefen ein, welche die 
Einzelheiten dahin feititellten: am 30. März waren 5 - 600 deutjche 
Arbeiter, die einen communiftiihen Aufruf zur Vertheilung mit 
fich führten, mit einer deutjchen Fahne aus Paris zugleich mit einer 
Anzahl Polen ausgerücdt; ihnen waren am folgenden Tage 1200 
Deutſche und 1400 Polen und Franzojen gefolgt; am 3. und 4. 
April jollte eine dritte Colonne abgehen; nicht alle jeien bewaffnet, 
wohl aber erhalte jeder eine tägliche Unterftügung von einem Franc; 
die erjte Truppe würde am 16. in Straßburg ſein; die proviloriiche 
Regierung unterftüße alle dieje Bewegungen jehr Stark; in der Schweiz 
jet eine deutjche Legion gebildet und ein Gentralausjchuß habe fich 
in Biel conjtituirt, als Oberbefehlähaber wurde genannt ein General 
Schwarz, ein Herr von Löwenfeld, Herwegh, ſowie ein gewiſſer 
Dtto aus Weltfalen. Die jpäteren Berichte des preußiſchen General- 
Gommando3 in Coblenz theilten mit, daß ſich in den franzöſiſchen 
Feltungen eine ftarfe Bewegung zeige, auch jchöben fich franzöſiſche 
Truppen gegen die Grenze vor. 

Die erſten Verſuche jener Arbeiter, den Rhein angriffsweiſe zu 
überjchreiten, fielen denn auch in die Nacht vom 15. auf den 16. 
und die folgenden Tage, welche offenbar mit den Senjenmännern 
des Seefreijes eine combinirte Bewegung verabredet hatten; es ijt 
befannt, daß fie nur zum Theil gelang und mit einem jchimpflichen 
Meuchelmord begonnen wurde. 

Auch im Südoften ſchien Mitte Juni das Bundesgebiet bedroht 
zu werden, indem der jardiniiche Gontreadmiral Albini über Trieft 
die Blockade verhängte, die Bundesverjammlung brachte e& bei 
diejer Gelegenheit zu einem Proteft, dem al3bald die Aufhebung der 
Blockade — gegen die öftreichiiche VBerficherung der Neutralität zur 
See — folgte. 

63 find bereit3 in dem Obigen einige Punkte berührt, welche 
von neuem zu beweilen geeignet find, in welch Eläglicher Verfaſſung 
fic) noch immer das Bundeskriegsweſen befand. 

Was insbeſondere zunächft die Bundesfeftungen angeht, jo war 
von ©eiten des betreffenden Ausſchuſſes ſchon am 2. März unter 
Hinweilung auf die drohenden Wolken im Weften die Aufmerkſam— 
feit der Bundesverfammlung auf dieſen Gegenftand gelenkt worden; 
e3 jei die um jo nöthiger al3 zwei Feltungen noch im Bau be- 
griffen feien. Indem ſodann die alten Forderungen wiederholt 
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wurden: Ausarbeitung eines Verpflegungsreglements, eines Feſtungs— 
reglement3 für Ulm und Raftatt, Erhöhung der Belagungen auf 
da3 Minimum des Kriegsfußes, (Mainz 12,000 M. Inf., 300 M. 
Kav., Raftatt 5000 M., Ulm 10,000 M.) wurden die betreffenden 
Regierungen erjucht die Gouverneure und Commandanten ven Ulm 
und Naftatt zu ernennen. Nachdem in jehr bejchleunigtem Tempo 
unter Zugrundelegung der Berichte der Feſtungsbehörden die Militär- 
commiffion ihre Anträge formulirt, und Ddieje wieder durch den 
Bundestagsausſchuß in Militärangelegenheiten der Bundesverſamm— 
(ung vorgetragen waren, faßte man am 4. März eine Reihe von 
Beichlüffen, welche auf Bejchleunigung der Verproviantirung, Be— 
jagung, Armirung zc. hinaußliefen ; desgleichen bejchloß die Bundes- 
verfammlung die Bundesftaaten zum Verbot der Pferdeausfuhr auf- 
zufordern. Um die neuen Feſtungen nothdürftig zu armiren, wurden 
die Belagerung3parf3 de3 achten und neunten Armeecorp3, ſowie 
einzelne Geſchütze der Mittel- oder Kleinftaaten leihweiſe erbeten, 
welche dann zum Theil ohne die erforderliche Munition geliefert 
wurden. Am 23. März wurden die betreffenden Kleinſtaaten er— 
iucht, ihre Gontingente der Rejerveinfanteriedivifion, zur Bejagung 
für Luxemburg und Landau, auf Kriegsfuß zu bringen. Anfangs 
April mußten dieſe Forderungen erneuert und Baiern nochmals 
dringend ermahnt werden, für Ulm unverzüglich einen Commandanten 
zu ernennen. 

Trotz allem klagte noch im Mai der Prinz Karl, daß Rajtatt 
noch nicht jo weit armirt jei, um es nach allen Fronten vertheidi- 
gen zu fünnen; die Approvifionirung ftehe nur auf dem Papier, es 
jei nicht einmal nachgewielen, ob etwas und wieviel borräthig jei. 
„Was die Vertheidigungsfähigkeit dieſer Feſtung betrifft,“ jagt der 
Prinz, „jo habe ich mich durch perjönliche Befichtigung überzeugt, 
„daß in den nächſten drei Monaten faum die Hauptumfaffung ge= 
ſchloſſen und als fturmfrei betrachtet werden fan. Ein großer Theil 
der vorliegenden Werke ift noch im Entſtehen jeiner Fundamente, 
und e3 kann daher unter Jahr und Tag nicht von Widerſtands— 
fähigkeit, jowie von Aufnahme eines Armeecorp3 unter den Schuß 
der Feltung und ihrer Vorwerke die Sprache Jein.“ 

Mit Mainz ftand es nicht viel befjer. Die Artillerieaugrüftung 
war troß mancher Mahnungen des Militärcommandos hinter den 
Anforderungen der Beit jo erheblich zurückgeblieben, daß der Referent 
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des Bundestagsausſchuſſes in Militärangelegenheiten Ende April 
äußerte: „Leider wurde jowohl von Seiten der Bundesverjammlung 
als auch des Ausſchuſſes und ſelbſt des Militärcommandos der 
Gegenstand allzu dilatoriich betrieben, im Vertrauen wohl auf die 
Fortdauer des jo lange jchon genährten Friedenzzuftandes und aus 
Bejorgniß vor der Größe des Koftenbedarfd. Es fünnte, meint der 
Gejandte unter anderem, dahin fommen, daß dieje Feſtung abermals 
— mie died in früherer Zeit zur Schmach der deutjchen Waffen 
geichehen it — in Feindeshände falle und capituliren müſſe aus 
Mangel an hinreichender Geſchützausrüſtung.“ 

Mit den gemijchten Armeecorps jah e3 nicht befjer aus. 

Zunächſt war e3 der Bundesverfammlung eine wahre Beruhigung, 
daß der preußiiche Gejandte bereit? am 17. März mittheilen konnte, 
wie außer der Beſatzung von Mainz Preußen im Weiten 38 
Bataillone, 24 Schwadronen und 104 beſpannte Geſchütze aufgeftellt 
babe, dazu kämen baldigft 26 Landiwehrbataillond und in zmei 
Tagen könnte die Infanterie erheblich au8 Magdeburg verftärkt 
werden. Wogegen Kurheffen in gewohnter Weije die von der Bundes- 
verfammlung, wie erwähnt, am 29. März verlangte Concentrirung 
des Gontingent3 ablehnte, worauf am 10. April unter dem üblichen 
Vertrauen auf die föderativen Gefinnungen der kurheſſiſchen Regierung 
eine „mögliche Goncentrirung mit thunlicher Rückſicht“ von der 
Bundesverfammlung gewünjcht wurde. 

AufAntragderMilitärcommilfton bejchloß dDieBundesverfammlung 
jodann am 20. April, in der Gegend von Bamberg und Würzburg 
eine Rejervearmee jo aufzuftellen, daß Deftreich und Preußen dazu 
je 20,000, Sachſen jeine Divifion ftelle.. Acht Tage darauf erhebt 
der ſächſiſche Geſandte Vorftellungen gegen die Nothwendigkeit diejer 
Mapregel und meint in jeinem bequemen Optimismus, der Verlauf 
in Baden jei ja jo günftig und die Entmuthigung in Paris 
jo groß, daß ſolche weitere Anftrengungen wohl noch nicht nöthig 
jeien. Uebrigens würden die königl. jächjiichen Truppen von dem 
Tag an, wo die Mobilifirung beginne, binnen vier bis fünf Wochen 
marjchfertig jein. Preußen erklärte in einer folgenden Situng, daR 
jeine Truppen auf ergehende Aufforderung am vierundzwanzigſten 
Tage in Erfurt zum Ausmarſch verjammelt jein und von da in 
fünf bis ſechs Märjchen Bamberg erreichen fünnten. Der Deftreicher 
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Beichluffes Bedenken, wenn die Bundesverfammlung die Bereit- 
haltung aber doch für nöthig Halte, jo fönnten die öftreichijchen 
Truppen früheſtens Mitte Auguft nach ihrer Aufltellungslinie ab- 
rücken. 

Dieſen erbaulichen Einzelheiten ließen ſich noch gar manche 
aus den Akten hinzufügen; es erſcheint demnach begreiflich, daß aus 
der Bundesverſammlung ſelbſt Stimmen laut wurden, welche die Noth— 
wendigkeit einer friſcheren und regeren Thätigkeit betonten. Beſonders 
bemerkenswerth iſt in dieſer Richtung ein längerer Vortrag des olden— 
burgiſchen Geſandten in der vorletzten Sitzung am 5. Juli. 

Nachdem er darauf hingewieſen hat, daß es allerdings Sache 
der neuen Centralgewalt ſein werde, die Wehrhaftigkeit Deutſchlands 
zu verſtärken, daß aber noch Wochen vergehen könnten, bis dieſelbe 
conſtituirt und orientirt wäre, fährt er fort: „Vier oder ſechs ver— 
lorene Wochen können aber in der Kriſis des Augenblicks von ganz 
entſcheidender Wichtigkeit werden, und der vaterländiſchen Geſinnung 
dieſer Verſammlung wird es willkommen und würdig ſein, die letzten 
Athemzüge ihres politiſchen Daſeins für die Stärkung Deutſchlands 
gegen außen zu benutzen und der an ihre Stelle tretenden Gewalt 
einen möglichſt vorbereiteten Boden in dieſer Richtung zu hinter— 
laſſen.“ 

Nachdem der Geſandte — Oberſt Mosle — ſodann berechnet 
hat, daß die dermal beſtehende militäriſche Organiſation zum Schutz 
Deutſchlands ganz unzureichend ſei, hält er es für nöthig, einen 
erweiterten Formationsplan zu entwerfen und vorzubereiten und für 
die Anſchaffung eines großen Kriegsmaterials in jedem einzelnen 
deutſchen Staate zu ſorgen. Selbſt wenn man den gegenwärtigen 
Stand verdoppelte, ſo erreiche man immer noch nicht ganz die Stärke 
von 20%/, der Bevölkerung, welche die großen europäiſchen Continen— 
talmächte ihren Armeen im Kriege zu geben für nöthig erachtet hätten. 
Herner fehle es befanntlich in den mittlern und Eleinen Staaten 
an Feldgeichü und Handwaffen. Nachdem er jodann die weiteren 
Mängel de Armeefuhrweiens, des Remontes und Trainweſens, 
der Munitionsvorräthe ꝛc. dargelegt hatte, ftellte er den Antrag: 
„daß die bejtehenden, auf ein Prozent der Bevölkerung berechneten 
militärifchen Formationen innerhalb einer Frilt von längftens ſechs 
Wochen um einen gleichen Beſtand vermehrt, aljo auf das Doppelte 
gebracht werden fünnen.” 
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Diefer Antrag wurde an den Bundestagsausſchuß in Militär: 
angelegenheiten verwieſen; er war die lete militärifche Angelegen- 
heit, welche in der Bundesverfammlung zum Bortrag fa. 

Mancherlei Verhandlungen veranlaßten die aus Frankreich und 
der Schweiz auf badijchen Boden übergetretenen Arbeiter aus Polen, 
bejonder3 deshalb, weil die leßteren weder von der ruſſiſchen, noch 
der öftreichiichen Regierung über die Grenze gelafjen wurden, aljo 
ichließlih auf preußiichem Gebiet fißen blieben, um die freie Be— 
fürderung und Verköftigung mit neuen Verſchwörungen und Unruhen 
zu vergelten; Preußen jah fich in Folge dejjen zu der Erklärung ge- 
nöthigt, Fünftig nur Angehörige der Provinz Poſen zur freien Be— 
förderung nach dem Oſten gelangen zu lafjen. Dies führte noch zu 
mancherlet Bejchwerden und Grklärungen, die al3 unbedeutend eine 
weitere Beachtung nicht verdienen. 

In eine mißliche Lage war Baden namentlich durch die unter 
den Freiicharen gefangenen Franzojen gerathen, indem die franzöftiche 
Regierung diejelben reclamirte, die Bundesverfammlung aber Ein— 
wendungen gegen die Auslieferung erhob. Die betreffenden Noten 
des neu ernannten franzöfiichen Gejchäftsträgerd mit ihrer Ueber— 
ichrift Liberte, Egalite, Fraternite, dabei liederlich gejchrieben und 
mit Tert-Gorrecturen ausgeftattet, jingen die befannten franzöſiſchen 
Weifen nur in einer etwas gejchmacdlojeren Form. Um die Sache 
zu einem Gnde zu führen, legte endlich dev badilche Gejandte am 
27. Mai eine Note jeineg Miniſters der auswärtigen Angelegen— 
heiten vor, in welcher von der Bundesverfammlung dringlich ver- 
langt wurde, feine Einwendung gegen die Auslieferung der gefangenen 
Franzoſen zu erheben, denn Yamartine habe verfichert, daß das 
deutjche Komitee im Eljaß aufgelöft ſei; Eile jei nöthig, „damit wir 
nicht in unangenehme Verwiclungen mit Frankreich fommen, was 
der Bundesverfammlung gewiß jet nicht willfommen wäre“, 

Da dies der Bundesverjammlung einleuchtete, bejchloß fie dem 
badijchen Antrage gemäß, konnte aber doch weiteren franzöſiſchen 
Liebenswürdigkeiten nicht entgehen, die jodann mit Hilfe des „Miß— 
verſtändniſſes“ ihre Erledigung fanden. 

Bemerfenswerth ijt es, daß der letzte Bid, der in der letzten 
Sitzung erftattet wurde, die Reclamation eines Standesherın, eines 
Grafen Bentind, zum Gegenjtand Hatte, Am 12. Juli Vormittags 
10 Uhr traten die Gejandten zu einer Plenarverfammlung zuſammen, 
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um zu beichließen: „Die Ausübung der verfaflungamäßigen 
Befugniſſe und Berpflichtungen, welche der Bundesverjammlung 
zugeitanden haben, Namens der deutjchen Regierungen auf die provi— 
ſoriſche Gentralgewalt zu übertragen, bezw. in die Hände ©r. königl. 
Hoheit des Reichsverweſers zu legen und diejerhalb eine Deputation 
an denjelben zu entjenden.“ 

Nachdem zu diefem Zwecke die Situng für eine Stunde unter- 
brochen worden war, trat der Reichsverweſer, von der Deputation 
geführt, in die Bundesverfammlung ein, und übernahm nad) der 
Begrüßung aus den vom Präfidium vorgettagenen Webertragung3- 
worten unter Wiederholung derjelben und den üblichen Dankſagungs— 
toorten die Ausübung jener Rechte unter Gegenwart von 19 Bundes— 
tagagejandten. 

Wohl war nur von einer Hebertragung der Ausführung der 
Rechte, nicht dieſer Rechte jelbft die Rede, denn die Bundesverfammlung 
konnte feine Rechte übertragen, da fie feine Hatte, dieſe konnten nur 
durch die Regierungen jelbjt, bezw. durch die Anerkennung der 
Reichöverfaffung übertragen werden. Es wurde aber die Ausübung 
nicht Namens des deutjchen Bundes, jondern der deutjchen Regie— 
rungen übertragen, wohl weil diefe nicht mehr die Erijtenz des 
Bundes urgiren mochten. Wie getagt, jo geendet: Mit einem 
juriftiichen Schattenfpiel. 


Achtes Kapitel. 
Der Numpf-Bundestag und Die Dresdener Eonferenzen. 


Schon zu der Zeit, als die Bundesverfammlung die Ausübung 
ihrer Rechte in die Hände des Reichsverweſers gelegt hatte, war 
nicht bloß die erjte Gewalt des nationalen Anſturms bereit3 gebrochen, 
die ganze Bewegung war vielmehr jchon in Geleife gerathen, die 
vorausfichtlich nicht zu dem vielberedeten Ziele führen würden. Die 
Leiter der Nationalverfjammlung, wenn man überhaupt von jolchen 
reden darf, überboten fih an Kopflofigfeit, der leitende deutjche 
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Staat jchien mit Sorgfalt alle Gelegenheiten vermeiden zu wollen, 
um die Bewegung unter jeinen Einfluß zu bringen und den Zielen 
zuzuführen, „die, wohlverjtanden, auch nur die der Nation jein 
fonnten.” Wie man dad Dreikönigsbündniß zerbrödeln und Dejtreich 
erſtarken Tieß, jo jah man geruhig das rheinbündiiche Vierfönigs- 
bündniß fich bilden, zerpflücte jelbft die Union und nahm Die 
Drohungen von Bregenz hin. 

Dur) das jogenannte Interim vom 30. September 1849, 
nach welchem im Einverjtändniß mit dem Reichsverweſer die beiden 
Großftaaten wieder die Leitung der deutjchen Angelegenheiten als 
Stellvertreter der Bundesverfammlung in die Hand befamen, war 
der erjte und weſentliche Schritt zur Erneuerung des alten Bundes 
auch äußerlich gejchehen. Die vier Vertreter der Großmächte: Kübeck 
und General Schönhals öftreichiicher-, Radowitz, der ſpäter durch 
General von Peucker erſetzt wurde, und Präfident Bötticher preußiſcher— 
jeit3 führten die Bundesgejchäfte in Frankfurt als jogenannte Bundes- 
centralcommiffion, nachdem die bezügliche Notification auch an die 
auswärtigen Mächte erfolgt war. Dieje Commiſſion hatte im Ganzen 
die Function des engeren Rath der Bundesverjammlung. Don 
politijchen Gejchäften Hatte fie als wejentlichites zunächſt die Ver: 
handlungen mit Dänemark zu führen gehabt; natürlich nur als eine 
Smijchenbehörde, deren eigne Meinung nicht weiter in Betracht fam, 
ala den leitenden Meiftern geeignet jchien. Ferner hatte fie als 
Gompromißinftang fungirt in den Streitigfeiten zwijchen Regierung 
und Ständen in Medlenburg- Schwerin, ſowie in den über das 
Reichspoſtlehen entſtandnen Streitigkeiten zwijchen Würtemberg und 
dem Hauje Tarid und die Bentindiche Streitfrage betreffend Knip— 
haufen. Auch eine ftaatsrechtliche Denkichrift über das Verhältniß 
der Schweiz zum deutjchen Bund hatte fie außzuarbeiten und Ent— 
würfe für ein deutjches Handels- und Seerecht vorzubereiten gehabt. 
In Vertretung der Militärcommilfion Hatten die militäriichen Mit— 
glieder auch Reglement3 für die Bundesfeſtungen, insbeſondere die 
Rayonangelegenheiten entworfen und den Zerritorialvegierungen zur 
Prüfung übergeben. Da nad) dem Wiener Abkommen vom 30. Sep- 
tember das Interimiſtieum am 1. Mat 1850 zu Ende war, jo erlojch 
mit diefem Termin aud die Thätigfeit der Commiſſion; da aber 
eine Einigung über ein Definitivum bis zu jenem Termin bekanntlich 
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keineswegs erfolgt war, jo hatte jie von da an commiſſariſch die 
Verwaltung des Bundezeigenthums zu leiten und zu beaufjichtigen. 

Während noch das Erfurter Parlament verlammelt war, um 
die ſchwankende Haltung des leitenden Unionsſtaats vor Aller Augen 
erfennbar zu machen, erließ Deftreich durch eine Note vom 26. April 
die Ginladung zu einer Verfammlung am 10. Mai zu Frankfurt, 
damit auf derjelben die Neugeftaltung de Bundes berathen und 
vollzogen wurde. So fonnte denn an dem genannten Tage im be= 
fannten Palaſte in der Ejchenheimerftraße in den befannten Formen 
wieder der alte Bundestag eröffnet werden, wenn ihm auch noch, 
wie fich der Präfidirende ſelbſt einmal ausdrückte, die beften Kräfte 
fehlten. Außer Oeſtreich und den vier Königreichen waren vertreten: 
Kurheſſen, Dänemark, Limburg, Lichtenftein und Heſſen-Homburg. 
Daß Kurheſſen ala Mitglied der Union auf dem gleichzeitig tagenden 
Gongreß in Berlin ebenfall3 vertreien war, kann von der Regierung 
dieſes Staates nicht befremdlich erjcheinen; daß der Gejandte Däne- 
marf3 zugelajlen twurde, obgleich man fich mit diefem Staat noch im 
Krieg befand, entjprach ebenjo jehr den jeitherigen Gepflogenheiten 
al3 den augenbliclichen Bedürfniffen der Präfidialmaht. Ganz 
ordnungsmäßig begannen die Berhandlungen ſogleich mit einem 
bairiich-Jächfifchen Streit über die Folge der Abftimmung und den 
Rang diejer Staaten. Man vertagte fich jogleih, um nach fünf 
Tagen zu einer ganz normalen Donnerftagfitung wieder zuſammen— 
zutreten. Nachdem unterdes in Gabinetzratd Strauß für Lippe- 
Schaumburg das Präjidium noch Verſtärkung herangezogen hatte, 
conftituirten fich die 10 Diplomaten als Bundezplenarverfammlung, 
indem man zugleich die Güte hatte, den übrigen Staaten, die noch 
eintreten würden, das Protokoll offen zu erhalten. Auf Präfidial- 
antrag wurde ſofort eine Vierercommiſſion niedergejeßt, um bie 
Bildung einer neuen proviloriichen Bundescentralgewalt in Vor— 
berathung zu nehmen. Während der folgenden drei Wochen wurde 
nur privatim, bejonderd auch mit den in Frankfurt anweſenden 
Vertretern der Unionsregierungen verhandelt; noch ehe man aber 
mit dieſen in Frankfurt oder in Berlin zu bejtimmten Ergebnifjen 
gelangt war, verjammelte man fich wieder am 6. Juni, jetzt ver- 
ſtärkt durch Herrn von Dalwigk für Helfen-Darmftadt und Herrn 
von Oertzen für Mecklenburg-Strelitz; Kurheſſen freilich hatte nun 
wieder nicht erjcheinen fünnen und gebeten, ihm das Protokoll offen 
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zu halten. Nachdem in diefer Situng das Präfidium die bairifchen 
Bedenken gegen die Zulaffung des däniſchen Gejandten zurücgewiejen 
und erflärt hatte, die Verſammlung jei bloß berufen zur Bildung 
eine3 neuen provijoriichen Gentralorgand und Revijion der Bundes— 
verfaflung, ſei alfo auch nicht berechtigt, über jene Frage zu entjcheiden, 
verwandelte ji) die Situng in eine vertrauliche, in welcher das 
Prafidium eine Denkſchrift vorlegte, die e3 zwar jelbit als eine 
private bezeichnete, die aber eine jo gründliche juriftiiche Darlegung 
enthalte, daß man fie zur Kenntniß der Regierungen zu bringen 
wünjche. Der ganze Tenor weiſt auf Herrn von Linde, die ganze 
Formulirung läuft natürlich auf den Nachweis Hinauß, daß die 
gegenwärtige VBerfammlung die Bundesverjammlung vertrete. Um 
diefen odidjen Namen zu vermeiden, habe Deftreich eine Plenar- 
verfammlung berufen, man fönne fie ja auch Gonferenz nennen, 
nur müſſe Alles hübjch bundesgemäß hergeben; daß die Unionzftaaten 
dem Bunde noch angehörten, jei zweifellos, denn jene Bündniß jei 
ausdrücklich auf Artikel 11 der Bundesacte geichloffen. Nach einer 
eingehenden Grörterung diejer Behauptungen bejpricht die Schrift 
die Mängel der Bundesverfaffung, welche hauptſächlich darin be= 
tänden, daß für Verwaltung, Gejeßgebung und Rechtäpflege des 
Bundes nur ein Organ vorhanden ſei, wodurch die unaufhörliche 
Einholung der Specialinftructionen veranlaßt werde; der Gelchäfts- 
gang werde hierdurch und durch die große Zahl der Bevollmächtigten 
zu jchwerfällig. Als weiteres Uebel wird der Mangel einer ſtän— 
diichen Mitwirfung bei der Gejeßgebung und eines Bundesgerichts 
hervorgehoben. Man wird leicht bei den Hauptpunkten die joge- 
nannten Reformen herausmerfen, welche bald darauf von der öftrei- 
hijch-rheinbündleriichen Partei in Dresden jo lebhaft gewünſcht 
wurden. 

Nachdem unterdeflen die Union fich weiter zjerbrödelt hatte, die 
Reife des Prinzen von Preußen nad) Warſchau, Peterdburg und 
London ohne günftige Rejultate verlaufen war; nachdem fich die 
Schleswig-Holſteiner bei Idſtedt zu verbluten angefangen und die 
Großmächte dad Londoner Protokoll vorbereitet hatten; nachdem 
Hafjenpflug Kurheffen in immer größere Wirren gejtoßen hatte und 
die öftreichijch-preußifchen Verhandlungen gejcheitert waren, konnte 
die Präſidialmacht einen neuen Schritt auch in Frankfurt thun. 
Am 15. Juli verfammelte man fich wieder zu einer vertraulichen | 
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Sitzung, um die Präfidialerflärungen über die Erfolglofigfeit der 
öftreichifch-preußischen Verhandlungen, ſowie einen Ausjchußbericht 
zu vernehmen, der ganz im Sinn jener Denkichrift die Lage ent- 
wicdelte und mit dem Antrage endigte: „die Plenarverjammlung 
möge fich jofort zum engeren Rath bilden“. Herr von Linde war 
unterdefjen für Lichtenftein und Herr Hafjenpflug für Kurheſſen in 
die Derfammlung eingetreten. Am 2. Auguft Hatten England, 
Rußland und Frankreich) das Londoner Protokoll vollzogen, am 
7. Auguft ließ Deftreih zu den Abſtimmungen über jenen Antrag 
in der Bundesverfammlung jchreiten. 

Die Zeit der ebenjo pomphaften wie heuchleriich-drohenden 
Derficherungen und der ebenjo ungerechtfertigten wie jolennen Selbit- 
belobigung war wieder gefommen. Und der Ort, fie vorzutragen, 
konnte nicht günftiger jein al3 das Taxisſche Palais zu Frankfurt. 
„Der kaiſerliche Hof,“ ertünte es da, „will freudig die Hand zu 
dem großen, vaterländijchen Werke bieten, wird aber nie zugeben, 
daß die Umgeftaltung anders als auf gejeglihem Wege vor ſich 
gehe.” Deftreich habe immer jein Wort gehalten und DBertrauen 
genofjen, deshalb habe man ihm auch mit jeiner Verficherung ge- 
° glaubt: „daß mit der Einberufung der Bundesplenarverfammlung 
nicht die Rückkehr zu früheren Zuftänden, jondern nur die Ent— 
wicklung der zu jchaffenden neuen beabfichtigt werde.“ Maßvoll und 
gerecht jei Dejtreich befanntlich immer gewejen. Nachdem in diejem 
Ton weiter die Schuld an dem ganzen Wirrfal den Andern zu— 
geſchoben, jene erſte Denkſchrift Hin und her variirt und eine feier- 
liche Zuſage nach) der andern gegeben ift, jchließt das Präfidium 
mit dem Antrage: „die hohe Bundesverfammlung wolle erklären, 
daß fie die Beweggründe ded von dem faijerl. Hof auf Reactivirung 
der Bundesverfammlung geftellten Antrags volllommen würdige und 
es daher dem Präfidialhof als ſolchem anheimftelle, die Einberufung 
vorzunehmen.“ Natürlich jtimmten Alle mit mehr oder weniger 
Betonung und Ausdruck bei, nur Sachſen fonnte ſich nicht ent- 
brechen, mit ganz bejonderer Schärfe auf die preußiſche Projecten- 
macherei und Sonderbündelei Seitenhiebe außzutheilen, in der Selbit- 
belobung erreichte e8 beinahe den Präfidialhof. So fonnte denn 
endlih am 2. September der Bundestag friſch und Fröhlich wieder 
eröffnet werden: Präfidium drückte feine freudige Genugthuung aus; 
das alte Lied Fonnte jogleih mit den Subjtitutionen wieder von 
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neuem begonnen werden. Auf die Aeußerung von Mtedlenburg- 
Strelitz, daß es nicht beabfichtigen fünne, hier auch für Schwerin 
jeine Stimme abzugeben, wird ihm von ©eiten des Präfidiums die 
väterliche Beruhigung und Ermahnung, wenn fi eine Stimme 
entfernt halte, jo brauche fich deshalb der Anweſende nicht der Be- 
rathung und Abftimmung zu entziehen, worauf ſich denn Herr 
von Linde auch ftarf genug fühlt, die 16. Stimme zu führen. So— 
gleich einigte man fich, die Bundescentralcommiffion zur Uebergabe 
der Gejchäfte einzuladen, die Wiedereröffnung der Bundesverfammlung 
den außwärtigen Mächten, dem Frankfurter Senate, den Behörden 
der Bundezfeftungen und dem Obercommando der Flotte anzuzeigen, 
wann ed dem faijerl. Hof pafjend erjcheine. 

Um einen Krieg mit den Bundesgenofjen zu vermeiden, bean- 
tragte da3 Präfidium, der Forderung Preußens entiprechend, das 
BundezeigenthHum unter eine gejonderte Verwaltung zu ftellen. In 
dem hierüber al3bald erjtatteten Commiſſionsbericht zeigten jich die 
entgegengejeßtejten Anfichten, die Commiſſion erklärte ſich außer 
Stande eine Klärung herbeizuführen und wünſchte die Propofitionen 
Oeſtreichs hierüber entgegen zu nehmen, indem man einjah, daß 
man, ohne private Abmachungen mit Preußen, nicht? vornehmen 
fünne. Mittlerweile hatte Radowitz noch einmal das StaatZruder 
ergriffen, Dänemark pacificirte die Herzogthümer, Kurheflen war 
in vollem Aufruhr, Deftreih, Baiern und Würtemberg erklärten in 
Bregenz Preußen in aller Gemüthlichfeit den Krieg, Rußland drohte 
in Schlefien, Frankreich in die Rheinprovinz einzumarjchiren, wenn 
Preußen da3 Londoner Protokoll nicht anerfenne, Palmerſton und 
Ruſſel vieben fich die Hände, in Frankfurt wurde der ehrwürdig- 
unbrauchbare Hauzrath der Gommilfionen und Ausſchüſſe wieder 
eingejeßt, in Warſchau zertrat die Brutalität des Zaren ein treues, 
preußilches Herz, die Mobilmachung des preußifchen Heeres brachte 
ihm nur eine, wenn auch nicht zu unterjchäßende, organiſatoriſche 
Probe, das Blut des Schimmel von Bronzell, die Auflöfung der 
Union am 15. November, der Ichmachvolle Tag von Olmütz be- 
fleeten den Ehrenjchild des nationalen Staat? und begruben Preußen 
unter dem Groll und Hohn des Volks von neuem unter die Trümmer 
des Bundeselends. Es an Händen und Füßen Feilen, um ihm 
das Aufftehen für immer zur Unmöglichkeit zu machen, das fehlte 
noch; Fürſt Schwarzenberg gedachte es ſich Weihnachten 1850 zu 
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Berlin zu Holen und der Nation von Dresden aus als ein An— 
gebinde zum neuen Jahr ind Angeficht zu Jchleudern, daß fie, in 
Scham und Berzweiflung über fich jelbft, die Gedanken an den 
Aufbau des nationalen Staat für eine geraume Weile fi) werde 
vergehen laſſen. 

Während man fich jo rüftete, das öſtreichiſche Rheinbundsgebäude 
mit der völligen Niederjchmetterung Preußens in Dresden zu Frönen, 
fonnte die Bundesverfammlung in Frankfurt, wo jeit dem 11. No— 
vernber Gortichafoff wieder die ruſſiſche Aufficht führte, lange Re— 
ferate über die Olmützer PBunktation entgegennehmen und fie begrüßen 
al3 neue Bürgjchaften des Friedens. 

Wenn Metternich; von Alters her der Anficht geweſen war, 
daß zur Aufrechterhaltung feines Ruheſyſtems und der öftreichiichen 
Vorherrſchaft in Deutjchland die Füderative Loderung des Bundes 
und die Abjchliegung Deftreich3 gegen alle geiftigen und politifchen 
Bewegungen Deutjchland3 genüge, jo konnte Schwarzenberg, geſtützt 
auf und gedrängt durch die Rheinbündler, feine politiichen Anfichten 
ihon auf eine mehr pofitive Wirkung richten. Wie Metternich fein 
Syſtem durch) die Minifterialconferenzen in Wien von 1819 bis 
1820 und 1834 geftüßt hatte, oder doch ftüen wollte, jo jollten 
die Minifterialconferenzen in Dresden von 1850 bis 1851 den Ab- 
lichten Schwarzenberg3 und jeiner Genoſſen von der Pfordten, Beuft 
und Linden zum Biel verhelfen: Preußen zu „eontrabalaneiren“ 
durch Baiern und Genofjen, Deutjchland unter öftreichiiche Herrichaft 
und zur Vertheidigung der habsburg-lothringiſchen Weltjtellung zu 
zwingen. Nachdem Groß und Klein zu Dresden verfammelt war, 
hielt man die erjte feierliche Sitzung im Brühlichen Palais am 
23. December ab. Schwarzenberg präfidirte jelbitverjtändlich ; 
Preußen und Baiern war in diefer Sitzung noch ein bejcheidenes 
MWörtchen zu Tprechen vergönnt, der Reit war Schweigen *). Wenn 
man die Protokolle der erjten Situngen lieft, jo fann man fich des 
Eindrucks einer verabredeten Farce nicht recht erwehren; das 
Präfidialinitrument ertönt eben}o lang wie unrichtig und prätentiös, 
die Stimmen Preußens und Baierns — denn eine andere durfte 


*) Die Darftellung ift auf die amtlichen Protokolle geftüßt, von denen 
ſich ein vollftändiges Exemplar im hiefigen Bundesarchiv befindet. 
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zunächft nicht ertönen, damit dies gleichberechtigte Duo recht deutlich 
hervortrete — klingen kurz, zaghaft und nach der Schule. 

Dreiunddreißig Jahre, läßt der „Herr Fürft“ fich vernehmen, 
jet der deutiche Bund einer der Hüter des allgemeinen Friedens 
geweſen; auch im Inneren habe er des Guten Vieles geftiftet; 
freilich jei das nicht von Allen anerkannt worden, vielleicht weil 
derjelbe nicht alle8 Gute in das Leben rief, wozu weije Voraus— 
jiht die Keime in jeine Verfaffung gelegt hatte. indes es jei ja 
nichts Menjchliches vollfommen, jedenfall aber habe der Bund Er- 
iprießliches geleiftet, das jähe man an dem reichen. Segen, der 
ſich unter jeinem Schub über Deutjchland verbreitet habe. Jetzt habe 
man gelernt, daß Verſuche, durchaus Neues zu Jchaffen, nicht zum 
Biele führen, daß die Grundlagen de Bundes nicht bloß gut und 
brauchbar, jondern jelbit die einzigen jeien, welche für ein Gebäude 
taugen, in dem die deutjchen Staaten in Eintracht und zu allfeitiger 
Wohlfahrt zujammenzuleben vermögen. Mängel müfje man ans 
erkennen; vor allem jei ein Bedürfni die Kräftigung des oberften 
Bundesorgans, damit diejes in Zukunft den Fluthen der Revolution 
einen Damm zu jegen und das monarchiſche Princip zu jchüßen 
vermöge. In Diefer Richtung Habe die Gonferenz vor Allem die 
Aufgabe zu reformiren, Auf dem Bundesrecht müſſe man fußen 
und namentlich die oberſte Bundesbehörde ftark genug machen, um 
durch den Schuß, welchen fie den einzelnen Regierungen gegen die 
Feinde der Ordnung gewähre, die heiligjten Güter der Gejellichaft 
zu retten. Wie man jo einig fer über Ausgangspunkte, Richtung 
und Biel, ſo werde man dies auch bald erreichen. „Das Bater- 
land,” meinte Schwarzenberg, „ſieht mit Erwartung auf unjere 
Thätigfeit und knüpft an deren Erfolge jeine Hoffnungen auf eine 
beſſere Zukunft.“ | 

Diejem meist wörtlichen Auszug aus der Gröffnungsrede joll 
nicht hinzugefügt werden, der Lejer wird für fich mehr wie genug 
anzumerken haben. Auch die Formen des Gejchäftsganges waren 
den Gonferenzen von 1820 und 1834 nachgebildet.” Bei der Bildung 
der Commiſſionen erjchien eine förmliche Abjtimmung weniger 
geeignet als die „Freundichaftliche VBerftändigung”, d. h. die befannte, 
gemüthliche Dictatur. Deftreih und Preußen würden einen gemein- 
lamen Gntwurf für die Bildung der Commiljionen vorlegen, nannte 
man dies. Es ift befannt, daß Schwarzenberg nach jeiner Weije 
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Herren von Manteuffel einen Vorſchlag übergab, in dem die Unions— 
ſtaaten, die doch die große Mehrheit bildeten, gar nicht berückjichtigt 
waren; Herr von Manteuffel erhandelte dann noch für die erfte 
Commiljion eine Stimme, für die zweite jogar drei. Nachdem noch 
ein k. k. Hofrath zur Ajuftirung des Protofoll3 beitellt war und 
der Herr Fürft der Würde der hohen Verſammlung entjprechend 
Ausſchluß jeder Oeffentlichkeit gewünſcht und erlangt hatte, ſchloß 
er die Sitzung. 
| Unterde3 waren die Vertreter von Baden, Kurheſſen, Nafjau, 
Oldenburg, Lippe, Walde und Homburg in Dresden angelangt — 
Schwerin, Dänemarf, Holland, Schaumburg und Lichtenftein waren 
noch nicht vertreten —; am 27. December wurde die zweite Sitzung 
eröffnet und verlief ähnlich wie die erfte. Der Herr Fürft Iprach, die 
Herrn von Manteuffel und von der Pfordten tünten ein wenig nad). 
Nur die welfilche Großmacht ftörte die Abrede, fie wollte auch 
Iprechen und jogar vorſchlagen; aber ihr Antrag, noch eine jechjte 
Commiſſion zu den bereit3 gewählten zur befjeren Vermittlung der 
Geſchäfte einzufegen, verhallte in dem öden Schweigen der Ber: 
jammlung, die in einem Yaut wider die Abrede die Gefährdung 
alles noch Beitehenden zu fürchten jchien. Die fünf Commiffionen 
hatten die politiiche Organifation der oberſten Bundesbehörde, 
das Verhältniß zwiſchen Bund und Bundesftanten, die materjellen 
Intereſſen, das Bundesgericht und die Protofollführung zu be- 
arbeiten. 

Nachdem jo der Apparat auf das Beſte eingerichtet jchien, begab 
fih Schwarzenberg am 28. mit Manteuffel nad) Berlin, um dort 
das Schäfchen in? Trodne zu bringen. Die Kernpunkte find ihm 
offenbar bewilligt worden: Preißgebung der Kleinſtaaten, Balancirung 
Preußens durch Baiern und Genoſſen in der neu zu jchaffenden 
Grecutive, überwältigende Uebermacht Oeſtreichs durch Eintritt aller 
jeiner Staaten in den Bund. Leuten wie Schwarzenberg jchien 
nur noch die Ziehung der Conjequenzen nöthig. Allein jo weit war 
man noch nicht. Es begann zunächjt die Arbeit in den Commilfionen ; 
die dritte Sitzung wurde nur durch einen Streit ausgefüllt, welcher 
über die Vollmacht der Vertreter für Limburg und Luxemburg 
entſtand; erſt die vierte Sitzung — alle Bundezftaaten waren nun 
vertreten —, die man immer Hinauögejchoben hatte bis zum 
23. Februar, brachte eine materielle Verhandlung, freilich eine weit 
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andere, al3 Schwarzenberg gewünjcht und gehofft hatte. Die Ver— 
Handlungen, zumal in der erjten Commiſſion, hatten ihn allerdings 
ichon ausreichend vorbereitet. 

In der eriten Situng der erften Commiſſion am 2. Januar 
hatte Schwarzenberg jein ſogenanntes Neunerprojet ungeſchminkt 
eingebracht: der engere Rat) muß wegfallen, ‚an jeine Stelle tritt 
eine jtändige Erecutivbehörde, bejtehend aus fieben Staaten mit 
neun Stimmen, und zwar Deftreich und Preußen mit je zwei Stimmen ; 
ala Solche, denen die anderen Stimmen zulommen, meldeten fich 
jogleich die vier Königreiche und beide Heſſen. Unter einem Schwall 
von Worten wurde ausgeführt, daß die Zeit gefommen jei, um 
dem jeitherigen Mißverhältnig zwilchen Macht und Recht ein Ende 
zu machen. Man müfje namentlich der inneren und äußeren Sicher: 
heit wegen die Zahl der Beichließenden bejchränfen und fie nicht 
von einer jedesmaligen Inſtructionseinholung abhängig machen. 
Schon in der zweiten Sißung diefer Commilfion machten Weimar 
und Frankfurt geltend, „daß die Kleinftaaten ſich noch nie Hinder- 
lich eriwiejen hätten, daß aber auch eine Behörde von neun Stimmen 
nicht wejentlich tauglicher jein werde, als eine von 17. Nachdem 
die kleinſtaatliche Oppofition, mit Unterftüßung des preußifchen 
Gejandten Graf Alvensleben, weiter erſtarkt war, ſchien Deftreich 
zu DVermittlungsvorjchlägen geneigt; die Vierkönigsbündler wollten 
davon aber nichts willen. Manteuffel befam Muth und jchlug vor, die 
neue Behörde nach Analogie des engeren Raths zu gliedern, das 
Rejultat war das Elferproject: Deftreih und Preußen erhalten je 
zwei Stimmen, die Vierkönige je eine, Baden und beide Heflen zu— 
jammen eine, Dänemark, Holland, Braunjchweig, Nafjau, beide 
Mecdlenburg und Oldenburg eine, die Erneftiner, Anhalter, Schwarz- 
burger, Reußen, Yipper, Lichtenftein, Waldel, Homburg und die 
freien Städte ebenfall3 zujammen eine Stimme. Zur jchleunigen 
Vollziehung der Bundesbejhlüffe und Aufrechterhaltung der inneren 
Ruhe jollen die Großftaaten je 30,000 Mann, Baiern 15,000, 
die jechjte bi3 10. Stimme 10,000 Mann bereit ftellen, während die 
Staaten der 11. Stimme von der Bereithaltung irgend welcher 
Truppen befreit jein jollten. Es wurde den Kleinſtaaten unter der 
Führung Mecklenburg Schwerin, dem ſich auch Baden zugejellte, 
nicht jchwer, gegen dieſes Unding jchlagende Gründe vorzubringen. 

Die zweite Commiſſion hatte ebenfall3 ihre Arbeit begonnen. 
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Auch in diefer machten fich zunächit entjchieden die öftreichiich-mittel- 
Staatlichen Tendenzen geltend. Man jebte 3. B. feit, daß die Er- 
richtung einer Flotte als organijche Einrichtung zu betrachten jei, 
aljo nur mit Stimmeneinhelligfeit bejchloffen werden fünne; zur 
Errichtung eined Bundeskriegshafens Jollte eine Mehrheit von drei 
Viertel der Stimmen; zur Anlegung und Aufhebung von Bundes= 
feftungen, Aufftellung der Matrifel, Annahme neuer Procentjäße 
der Bevölferung ꝛc. jollte eine Zweidrittel-Mehrheit erforderlich jein ; 
dagegen fonnte eine einfache Mehrheit es verhindern, wenn von 
Bundezftaaten ein engeres Bündniß unter einander abgejchloffen 
werden jollte. Die Competenz der neuen Erecutivbehörde hatte man 
jo erweitert, daß fie ungefähr mit der des engeren Raths fich deckte. 

Endlich fam man, wie gejagt, am 23. Februar zur Bundes- 
plenarfigung. Jeden Kenner der Bundestagsverhandlungen muß 
fie anheimeln. Sie beginnt ganz ordnungsmäßig mit der Bekannt— 
gebung der Subjftitutionen und einem Rangjtreit zwiſchen Meiningen 
und Coburg-Gotha. Deftreich beginnt ſodann mit allen Kräften 
auf Annahme der Commiſſionsbeſchlüſſe, vor Allem Einſetzung der 
oberjten Grecutivbehörde zu dringen, die man „ohne Gefahr für 
da3 gemeinfame Vaterland“ nicht jo lange hinausſchieben fünne bis 
die Gonferenz zu ſonſtigen Ergebniffen geführt habe. Herr von 
Manteuffel meinte, eine jolche Behörde jet namentlich im Hinblid 
auf Holjtein und Kurheſſen nöthig, aber eine freie und gründliche 
Beratdung ſei doch nöthig; eine definitive Erklärung über die Bil- 
dung des Gentralorgang könne füglich vor Ablauf der nächjten 
14 Tage nicht verlangt werden. Baieın wie Dejtreich kann aber 
nicht umhin, jeinen Spezialärger wegen der Flotte gleich auszulaſſen 
und die Erklärung abzugeben, daß dieje Angelegenheit, die ja doc) 
al3 im engjten Zuſammenhang mit den Zoll: und Handelsangelegen- 
heiten eigentlich vor die dritte Commiſſion gehöre — Baiern führte 
da den Vorſitz —, nur einhellig erledigt werden fünne. Während 
Sachſen und Wiürtemberg ebenfall3 ihren Flottenforgen jofort mit 
Baiern kräftigen Ausdruck verliehen, verhielt jich Hannover durchaus 
zuftimmend zu den VBorjchlägen, indem es bejonder3 betonte, daß 
„da Mißverhältnis zwilchen Macht und formellem Recht im Bunde 
einigermaßen bejeitigt werden müßte.“ Baden machte entichieden 
Front gegen die Grecutivbehörde, namentlich fand es die Stimmen 
vertheilung verkehrt; Baden habe man aus der Reihe dev Mittel: 
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ftaaten gejtoßen und anderen, die nicht mächtiger jeien, habe man 
wejentliche Borrechte eingeräumt, „da von einer wirklich anerkannten 
Macht doch wohl nur bei Deftreich und Preußen die Rede ſein könne.” 
Während Kurhefjen im Allgemeinen zuftimmt und die Gleichiverthig- 
feit der Stimmantheile der neunten Stimme abwägt, erflärt Darmitadt, 
daß es ebenjo gut 10,000 Mann jtellen könne, wie Würtemberg, 
ihm gebühre aljo eine Birilftimme in der Grecutivbehörde. In 
dem bekannten Mecklenburgiichen Votum wurde namentlich monitt, 
daß die Verſtärkung der öſtreichiſch-preußiſchen Machtverhältnifje 
durch die Commiſſionsvorſchläge keineswegs ausreichend ftattgefunden 
habe, die Spaltung der Bundesbehörde in eine Grecutive und 
eine Legiölative jei dem Bundesrecht wideriprechend und unpraktiſch; 
der Partikularismus Habe den Fortjchritt der deutichen Einigung 
gehindert, deshalb dürfe man ihn nicht auf der einen Seite verlegen 
und auf der andern Stärken. Die Stimmen aller Staaten, außer 
Dejtreich und Preußen, müßten im engeren Rath gemindert werden, 
das müfje aber nach Klaren Motiven gejchehen. Während Nafjau 
zuftimmte, erklärte ſich Weimar gegen die Anträge, jo lange die 
wichtigften VBorfragen: Volksvertretung beim Bund, Bundesgericht, 
Eintritt Gefammtöftreih3 in den Bund in der Schwebe blieben. 
Meiningen verlangt die alte Gleichftellung der Staaten; daß man 
19 Staaten in eine Curie zuſammengeworfen habe, mache ihre 
Stimme illuſoriſch und ihren Streit ewig. Braunfchweig dagegen 
erklärt jich im Ganzen für die Vorſchläge, desgleichen Reuß-Greiz, 
mehr verclaufulirt Reuß 7. L., pure dafür aber Lichtenſtein; ab- 
geneigt zeigen fich wie Mecklenburg und Weimar: Oldenburg, Alten- 
burg, Anhalt, Schwarzburg, Lippe, Walde und die freien Städte ; 
Schaumburg-Lippe trägt wie Meiningen jeine Meinung vor, aber 
gründlich) und nachdrüdlic; auf 28 Folioſeiten. Da erhebt ſich in 
ganzem Grimme Herr von der Pfordten und jchleudert jein Nie! in 
die Verſammlung: - „Nie wird die bairiſche Regierung auf die un— 
veränderte Beibehaltung der Bundesorgane eingehen, fie wird nicht 
dazu ftimmen, daß es beim Alten bleiben ſolle.“ Nachdem Herr 
von Beuft hierin jecundirt Hatte, fand ſich Herr von Dalwigk in 
jeinem Staatsbewußtſein gekränkt und erklärte: Heflen -Darmitadt 
jieht die Bundesverfaffung als rechtsverbindlich an, jo lange man 
fich nicht über Abänderungen auf bundesverfaffungsmäßigem Wege ver: 
ftändigt habe. Herr von der Pfordten lenkte nun zwar ein Wenig ein 
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und erklärte, das Lebtere jei jelbftverftändlich, Batern werde aber 
gegen jeden Antrag auf Beibehaltung des Alten ſtimmen; „was 
aber gejchehen ſoll,“ jo jchließt von der Pfordten in jeinem Orafelton, 
„wenn die Gonferenz erfolglos bliebe, jo habe ich mich darüber noch 
nicht ausgeſprochen.“ 

Preußen fonnte mit dieſen Ergebniffen zufrieden ſein. Die 
Oeſtreicher und Vierkönigsbündler waren tief verjtimmt und verlekt. 

Am 28. Februar trat man zur fünften Plenarfißung zujammen. 
Der Vorſitzende Graf Buol-Schauenftein refümirte zunächſt die bis— 
berigen Ergebniffe und jchloß mit der Bemerkung, daß jo viele 
Mitglieder, obgleich ohne Inſtruktion, „die Anträge mit einer Wärme 
angegriffen haben, welche bei den bewährten Gefinnungen ihrer 
Vollmachtgeber dem faiferlichen Hof unerwartet war.“ Als aber 
die beiden Großmächte zur Prüfung der Vorlagen der Commiſſionen 
und der in voriger Situng vorgetragenen Abjtimmungen die Wahl 
einer neuen Commiſſion vorſchlugen, remonjtrirte Herr von Beuft 
in bitterem Tone, daß dieſes beleidigend für die alten Commiſſionen 
jei, Hannover u. A. jtimmten bei, und nun gejtanden die Antrag- 
fteller zu, daß die Berichte der neuen Commiffion nicht and Plenum, 
londern an die erjte und zweite Commiſſion exftattet würden. Da 
diefe neue Commiſſion für einzelne Fragen noch; Subcommiſſionen 
einjete, jo waren die Angelegenheiten nunmehr ſchon bis in die 
Sub-Sub-Commiſſionen verrannt, und man brauchte nicht zu fürchten, 
daß die vier Dresdener Inſtanzen großen Schaden anzurichten 
vermöchten. 

In der Sikung vom 15. März erklärte die neue Commiſſion, 
daß fie noch feinen Anlaß zur Thätigkeit gehabt habe, wogegen nun— 
mehr die dritte Commiſſion auf Grund einer bairiſchen und ſäch— 
fiichen Denkſchrift, ſowie eines jehr eingehenden öftreichijchen Votums 
vom 8. Januar nach Anhörung von Sachverjtändigen ihre Arbeit 
überreichte, welche dann durch das Plenum weiter an die Regierungen 
gereicht wurde. 

Nachdem Preußen in der jiebenten Sikung, am 1. April, für die 
zweite Commiſſion berichtet und das Ergebniß der Berathungen 
zujammengejtellt und vorgelegt hatte, beklagt ſich Buol über die eben 
erihienene Schrift „die Dresdener Gonferenzen“ ; tiefeg Bedauern 
auch de3 Herrn von Beuft; Hannover ruft empört: „dergleichen 
darf nimmermehr geduldet werden”, e8 muß Unterfuchung eingeleitet 
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werden; Braunjchweig jchreit über Amtsvergehen und ftrafbare 
Veruntreuung; Alvensleben erklärt endlich, daß ein Verfahren ein- 
geleitet jei, um den DVerfafler zu ermitteln, Amtsvergehen und 
dergleichen brauche man noch nicht gleich anzunehmen, Schluß- 
iableau: die Gonferenz wünſcht Ermittelung des Urheber der Ver— 
öffentlichung. Mittlerweile Hatte jich die Ergebniklofigfeit der Be- 
rathungen alljeitig herausgeftellt. Man fonnte auf das Fürmliche 
Ende hinausfteuern. 

Die am 2, Mat vorgelegten zweiten Berichte der erften und 
zweiten Commiſſion befinden ſich denn auch bereit3 vollfommen auf 
dem alten Bundesboden, da jollen wieder vertrauliche Situngen in 
der Bundesverfammlung ftattfinden, die Inftruftionen ſollen binnen 
14 Tagen eingeholt jein, die Verfaſſungen und Gejeße der Bundes— 
ftaaten dürfen den Bejchlüffen und Geſetzen des Bundes nicht 
entgegenstehen, fie müfjen abgejchafft werden, wenn nöthig durch) 
Bundezerefution; die Jogenannte Reichaverfafjung und die Grund- 
rechte find durchaus nicht recht3verbindlich, die Grundrechte in ihren 
‚Hauptbeitimmungen find aufzuheben, da fie den Bundeögejeßen 
nicht entjprechen. Die Auswanderung joll künftig unter den Schuß 
de3 Bundes gejtellt, das Briefgeheimnig gewahrt werden, „vor= 
behaltlich der gejeglich zu bejtimmenden Ausnahmefälle,“ in der 
Erziehung ſollen ſich die Bundezftaaten verpflichten, „für gründ- 
lichen Unterricht in der Religion durch Geiftliche der Confeſſion oder 
unter ihrer unmittelbaren Leitung” zu Jorgen. Landtage follen nicht 
durch allgemeine Stimmrecht gewählt werden, das Zweikammer— 
iyftem ift überall einzuführen u. }. w. u. ſ. w. Nicht ohne Intereſſe 
it die von Beuft außgearbeitete Vorlage über die Volf3vertretung 
beim Bunde, von der befanntlich Dejtreich nicht willen wollte. 
Principiell, meint dies Glaborat, müſſe man gegen eine Vertretung 
jein, da durch eine jolche Vertretung „der füderative Charakter des 
Bundes aufhöre und der des ftaatlichen Organismus an feine 
Stelle trete.“ Deshalb ift eine Vertretung zuzulaffen, welche nur 
bei einzelnen Bundesgejegen mitwirkt. Zunächſt müſſe aber die 
„bundesverfaffungsmäßige Epuration der Verfaſſungen“ ftattfinden, 
ehe die Stände ihre DBertreter beim Bund wählten. Jedenfalls 
dürfe man fie nicht mit Dingen politiicher Natur, „im gefährlichen 
Einn des Worts“, befafjen; fie möchten über Nachdrud, Patent- 


und Heimatharecht, Auswanderung u. }. w. berathen. Dieje Delegirten 
Fiſcher, Geſch. des deutichen Bundestags zu Frankf. a. M. 31 
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der Ständeverjammlungen jeien nur ausnahmsweiſe einzuberufen, 
und „wenn ihnen alle und jede Initiative verfaſſungsmäßig entzogen 
it, jo müßte es doc) in der That, tröftet Herr von Beuft, ſich 
wunderbar fügen, wenn eine ſolche Berfammlung zu einer zweiten 
Paulskirche werden follte.“ 

Sn der achten Sikung, am 8. Mai, legte Buol die Berichte 
der vierten Commiſſion über das Bundeögericht vor. Nach einer 
geichichtlichen Einleitung, in der auch bejonder3 hervorgehoben wird, 
daß das von Preußen jo eifrig betriebene Projekt an dem Wider- 
Ipruch der Rheinbundskönige gejcheitert ift, empfiehlt die Commiſſion 
die Einführung des Bundesgericht3, unter den von ihr vorge- 
Ichlagenen Modifikationen. Buol ftellt dann eine elegijche Betrach— 
tung über die Ergebniffe an und meint, die Regierungen jollten 
ſich doch einigen, „damit wir nit zu dem traurigen Gejtändnilje 
gendthigt find, daß die Vertreter ſämmtlicher deuticher Regierungen 
nahe an fünf Monate vereinigt waren, ohne zu einem das Wohl 
des Baterlandes fürdernden Beichluß gelangen zu fünnen. Laſſen 
Sie und ein Jolches Schauspiel nicht Deutjchland, nicht dem Aus— 
lande gegenüber geben!" Bis zum 15. d. M. möchten fich die 
Regierungen einigen, damit fie auch gut beftehen fünnten, wenn 
um dieſe Zeit der „erſte Bevollmächtigte des Kaiſerhofs“ wieder 
in ihre Mitte träte. Beuft dankt gerührt für dieſes Ergebniß und 
erklärt, offenbar nad) der vorhergegangenen Verabredung, daß dann 
wohl auch die erſten Minifter der übrigen Staaten fich einfinden 
würden. Diejer letzte Verſuch, Manteuffel noch einmal einzufangen, 
war doch gar zu jehr ein Akt der Verzweiflung, Graf Alvendleben 
erklärte troden, er wolle alle Berichte einjenden, zweifle aber ob feine 
Regierung „diejen Gang als der Sache förderlich betrachten würde.“ 

In der neunten Situng, am 15. Mai Vormittags 10, bedauert 
zunächht Deftreich, daß man jo wenig erreicht habe und daß die 
Commiſſionen nicht weiter gegangen jeien; gegenüber Volksvertretung 
und Bundesgericht verhielt er fich ablehnend in einer Zeit, wo „die 
Stärkung der Regierungdgewalt in Deutjchland das dringendfte Er- 
forderniß“ jei. Nachdem Preußen hervorgehoben hatte, daß allein 
die Beſchickung des Frankfurter Bundestags in den mit Deftreic) 
geführten Verhandlungen erreicht jei, blieben eigentlich nur zwei 
Punkte, die hier in Dresden noch zur Annahme gelangen könnten, 
nämlich der Vorſchlag betr. verfürzter Frift zur Einholung der 
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Inſtruktionen und der Präfenthaltung von ?/; der Gontingente. Es 
würde zu weit führen und ohne Intereſſe fein, die Einzelheiten der 
teiteren Abftimmung hierher zu jegen; die Vierfönigsbündler waren 
tief verftimmt und unter fich jelbft uneinig, 3. B. Hinfichtlich des 
Bundesgericht3, von dem Baiern entjchieden nicht? wiljen wollte, 
wie denn ja auch an jeinem Widerftand die Errichtung nur einer 
permanenten Austrägalinftanz in den erſten Jahren der Bundes: 
tagsthätigfeit gejcheitert war. Oldenburg conftatirte noch einmal, daß 
ein andre Ergebniß als das vorliegende jehr zu wünſchen gemejen 
wäre, „die dermal vorwaltenden An- und Abfichten jeien nicht 
geeignet einen befriedigenden Zuftand im deutjchen Vaterland herbei= 
zuführen.“ Mit Freuden ftimmt Reuß-Greiz zu, da „die Sicherung 
der Ruhe und Ordnung in Deutjchland wejentlic von den Ergeb- 
niſſen der Dresdener Gonferenzen abhängt.“ 

Nachmittagg 4 Uhr fand man fich noch einmal zur feierlichen 
Schluß- und Trauerceremonie ein. Da Holland wie gewöhnlich 
ohne Inſtruktion war, beichloß man ohne dafjelbe: „da die Bundes» 
verjammlung in Wirkſamkeit jei, die Commiſſionen ihre Berichte 
vorgelegt hätten, die Regierungen in Ausgangs- und Bielpunften 
Alle einig ſeien, nur zu einzelnen Punkten eine Einigung nicht er— 
zielt werden fonnte, wird die Gonferenz geſchloſſen, und alle Bundes- 
regierungen erklären fi) mit den Entwürfen im Allgemeinen ein- 
verftanden und verpflichten fich diejelben jofort in Frankfurt fortzu— 
jeßen, -im bejonderen erkennen fie die Nothwendigfeit der Beſchleu— 
nigung der Inſtruktionsertheilung und der ?/, Präjenz der Gontin= 
gente an und verpflichten jich ihre Gejandten in Frankfurt dem— 
gemäß mit Anweilung zu verſehen.“ Der Herr Fürſt Eonftatirt 
dann, daß die gehegten Hoffnungen fich nicht erfüllt haben, doc) 
jtehe „die völlige Einigung in naher Ausſicht“, „ſchätzbare Materialien “ 
jeien gejammelt, die „tiefe Sachkenntniß, gründlichen Fleiß, dankens— 
werthe Ausdauer“ bewiejen, Grmahnungen und DVerdanktung an 
Sachſen machen den Schluß; Herr v. Manteuffel dankt, Baiern des— 
gleichen, Beuft ftreicht den Dank beftend ein, meint die Hauptlache 
jet in Dresden erreicht, nämlich die Einigung aller Bundesstaaten 
und die Wiedereröffnung der Bundesverfammlung, kurz er hält der 
Gonferenz nach jeiner Weile die Leichenrede; dann folgt Hannover 
und die Andern secundum ordinem, bis die Kleineren und Kleinſten 
in den allgemeinen Wendungen de3 Protokolls namenlo3 untergehen. 

31* 
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Die Pläne der Oeftreicher und Vierkönigsbündler waren voll- 
fommen gejcheitert, gejcheitert in erjter Linie an dem Widerftand 
der Fleineren Mittel- und der Kleinjtaaten; mit ihrer Gentralgewalt 
war es nicht? geworden, die Ausdehnung der Competenz auf Ver— 
fafjung und Gejeßgebung der Bundesitaaten, namentlich Preußens 
war mißlungen; die Aufnahme Gejammtöftreich war aufgejchoben 
und damit aufgehoben. *) Und Herr von Manteuffel hatte exit jehr 
ſpät die Gefahren erfannt und war zu ihrer Abwehr mehr genöthigt 
worden als er jelbjt wollte; er hatte beinahe zu jpät begriffen, daß 
nach) Bronzell und Olmütz die Wiederherftellung des alten Bundes 
für Preußen eine Lebensfrage geworden war. 


Neuntes Kapitel. 


Neitanration und NReformperiuche. 


Noch ehe ſich die Schlußafte der Dresdener Conferenzen voll- 
zogen hatten, waren die 23 Unionzftaaten in die Bundesverfamme 
lung wiedereingetreten: Baden am 2. Mai; am 10. Mai Naſſau, 
Reuß und die freien Städte, am 13. Mai Waldel, am 14. Mai 
Preußen und Meclenburg-Schwerin; am 30. Mai die Erneftiner, 
Braunjchweig, Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg und Lippe. Nach— 
dem Preußen fich dagegen verwahrt Hatte, daß es durch jeine 
Protofollunterfchrift vom 14. Mai die früher gefaßten Bejchlüffe 
anerfenne, begrüßte das Präfidium die Verfammlung und betonte 





*, Soweit aus den Gommiljionsprotofollen erjichtlich Hatte nur ein 
Mitglied der erjten Commiſſion, wahrſcheinlich Weimar, mehrfach und fehr 
entichieden Bedenken gegen ben Eintritt Geſammtöſtreichs geltend gemacht; 
in der vierten Plenarjigung hatte Banks-Hamburg den Finger in die Wunde 
gelegt, als er die Frage geftellt hatte, ob jener Eintritt jo gemeint fei, daß 
die Großftaaten, namentlich hinfichtlic) der Frage de3 Kriegs und Friedens 
fi dann auch den übrigen gleich ftellen würden, oder ob fie ihre Ausnahme: 
ftellung beibehalten wollten. Antivort ijt nicht erfolgt. 
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mit Preußen die wiedergewonnene Ginigfeit; beide beantragten jo- 
dann die Bundescentralcommijfion aufzulöjen und durch einen Aus— 
ihuß die Gejchäfte von derjelben übernehmen zu laſſen. Dexjelbe 
Toll namentlich auch Vorjchläge zur Vereinfachung und Beichleunigung 
des Geſchäftsgangs in der Bundesverfammlung machen, jowie an= 
geben, auf welche Weije „die wünſchenswerthe Energie in Durch— 
führung der beichloffenen Maßregeln zu erreichen jei.“ Zugleich joll 
dieſer Ausschuß mit der Militärcommilfion fich in Beziehung jeßen 
und über deren andermweite Organijation Vorjchläge machen. 

Da aber eine Einigung hierin nicht zu erreichen war, blieb e3 
beim Alten; dem Ausſchuß in Militärangelegertheiten wurden auch 
die Flottenangelegenheiten überwieſen; die Ausſchüſſe für die Ge- 
ſchäftsordnung, ſowie für die Auseinanderſetzung des Reichskammer— 
gerichtsarchivs wurden wieder eingeſetzt; das Präſidium wurde be— 
auftragt das von der Nationalverſammlung gebrauchte Bundeseigen— 
thum zu übernehmen, das überflüſſige Kaſſen- und Kanzleiperſonal 
zu entlaſſen und einen definitiven Perſonal- und Gehaltsetat der 
Bundesverſammlung zur Genehmigung vorzulegen. Allein damit 
hatte es gute Wege, ebenſo wie mit der Uebernahme aller Akten 
der Nationalverſammlung, namentlich des Originals der Reichs— 
verfaſſung; man beklagte ſich über Dr. Jucho hin und her; in und 
außer der Bundesverſammlung; verlangte vom Senat, daß er jenen 
zur Auslieferung der Gegenſtände zwinge, der Senat that Schritte; 
das Präſidium zetert wieder heftig und ſetzt einen beſonderen Bundes— 
beſchluß dem Senat gegenüber durch; im weſentlichen blieb es beim 
Alten. 

Gleichſam officiell abgeſchloſſen iſt die Reſtauration Ende 1851, 
indem in einem mecklenburgiſchen Vortrag konſtatirt wird: nach— 
dem alle Beſtrebungen an Stelle des Staatenbundes einen Bun— 
desſtaat zu ſetzen, nunmehr geſcheitert ſeien, müßten alle Erlaſſe 
der proviſoriſchen Centralgewalt jetzt einer ernſten Prüfung aus 
dem Geſichtspunkt des beſtehenden Bundesrechts unterworfen werden. 
Außer dem Ausſchuß in Militärangelegenheiten und dem für die 
Geſchäftsordnung, der namentlich das Dresdener Material betr. 
Beſchränkung der Friſt zur Einholung der Inſtruktion bearbeiten 
ſollte, wurden noch drei Ausſchüſſe auf Grund der dresdener Con— 
ferenzen eingeſetzt. Der politiſche Ausſchuß, beſtehend aus ſieben 
Mitgliedern, nachher der Reaktionsausſchuß genannt; der handels— 
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politijche, ‚ebenfall3 aus fieben Mitgliedern beftehend und der Aus— 
ſchuß für das oberfte Bundesgericht. In erſter Linie, hieß es nun 
von Seiten des Präſidiums, müfje man den „Kräften der Zerſtörung“ 
vom Jahre 1848 ein Ende machen; dad erwarte Deutfchland und 
Europa. Jedenfalls müßten gemäß der Webereinfunft in Dresden 
die bedenflichen Meberbleibjel der Sturmjahre beeitigt werden. Vor 
allem gehörten dahin die „Grundrechte“ ; die „auflöjenden Brincipien“ 
hätten noch immer in den Wahlgejegen Macht und „verfälichten 
die Wahlen zu allen Funktionen des öffentlichen Vertrauens”, nur 
Parteimeinungen kämen zur Geltung, die Bevölferungen würden 
irre geleitet, und auch die „Organe der Staatögewalt bleiben von 
der Kontagion nicht verſchont.“ All dies müfle „zur völligen Ver— 
nichtung der fittlichen Fundamente der Ordnung“ führen. Die Auf- 
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung käme zwar den Bundeaftaaten 
zu, aber „dies ift nicht die Regel, welche entjcheiden fann, wenn e3 
darauf ankommt, in den einzelnen Staaten Einrichtungen nicht zu 
dulden, welche mit den Gejeßen de3 Bundes im Widerjpruche ftehn oder 
jeine wejentlichen Zwecke zu vereiteln drohen.“ Nach den betreffen- 
den Anträgen der beiden Großmächte beichloß die Bundesverſamm— 
fung am 23. Auguft, den politiichen Ausſchuß mit dem Entwurf 
eines Preßgeſetzes zu beauftragen; zugleich wurden alle Bundesftaaten 
aufgefordert, jofort „durch alle gejeglichen Mittel die Unterdrüdung 
der Zeitungen und Zeitſchriften unter Beftrafung der Schuldigen 
herbeizuführen, welche atheiftijche, jocialiftiiche, oder auf den Umfturz 
der Monarchie gerichtete Zwecke verfolgen;“ durch Mehrheitsbeſchluß 
wurden die Grundrechte aufgehoben, Widerjprüche, welche dagegen 
von den Erneftinern und den freien Städten erhoben wurden, be— 
zogen fich lediglich auf bundesgeſetzliche Beitimmungen, welche die 
Bundesverfammlung nicht ohne Weiteres ändern könne. Im einzelnen 
jolfte bei Säuberung der Verfaſſungen namentlich die Beichränfung 
de3 monarchiichen Veto, das allgemeine Wahlrecht, die Vereidigung 
des Militär auf die Verfaſſung bejeitigt werden. Wie alle dieje 
Epurirungen der Verfafjungen betrieben und durchgeführt wurden, 
ift an einer früheren Stelle bereit? gezeigt. 

Die öftreichiihen Tendenzen traten unter preußilcher Connivenz 
noch weiter und deutlicher hervor, man ging auf Errichtung einer 
Gentralpolizeibehörde hinaus. Es gehöre, führten die beiden Groß- 
Itaaten aus, zu den dringendften Anforderungen der Gegenwart, „der 
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von einem Punft aus geleiteten Wirkjamfeit der Parteien de3 Um— 
ſturzes durch eine nicht minder centralifirte politische Thätigfeit der 
Bundeöregierungen zu begegnen.“ Natürlich leugnete man, daß dies 
eine organische Einrichtung de3 Bundes werden jollte, denn dann 
wäre zu ihrer Einſetzung ein einhelliger Beihluß der Plenarver- 
jammlung nöthig geweſen. Die Polizei in den verjchiednen Staaten 
jet verichieden und zum Theil nicht gehörig organifirt. Diejen Uebel- 
ftänden müſſe aber abgeholfen werden und dies könne durch Errich- 
tung einer Gentralbehörde, etwa in Leipzig, gejchehen. Auch an 
Verhandlungen über politiiche Flüchtlinge, Handwerksgeſellen und 
Vereine Hat es nicht gefehlt; Beichlüffe wurden gefaßt und Noten 
verhandelt und beichloffen, namentlich betr. England, deſſen Regie- 
rung, wie nicht ohne Bitterfeit in der Bundesverfammlung aus— 
geführt wurde, zwar im eignen Lande, wie Irland, aufs ſchonungs— 
lojefte verfahren und die heftigſten bezüglichen Noten an die Ver— 
einigten Staaten gerichtet habe; aber ſelbſt den bejtmotivirten An— 
juchen andrer Regierungen gegenüber fich immer hinter Gejeß und 
Herkommen verſtecke. Als in Folge des Attentat3 auf den Kaijer 
von Oeſtreich im Februar 1853 Helfen den Antrag einbrachte, die 
englilche Regierung zur Ausweiſung jolcher das Aiylrecht mißbrauchen- 
der Verſchwörer zu veranlaſſen, wurde derjelbe im politischen Aus— 
ſchuß ebenjo begraben, wie der wegen Errichtung einer Gentralpolizei= 
behörde. 

Nachdem von verjchiedenen Bundesregierungen auf diplo— 
matischem Wege auf die Gefahr der in Deutichland verbreiteten 
Arbeitervereine aufmerffam gemacht worden war, bejchloß man auf 
Antrag der Großmächte den politifchen Ausihuß mit der Bericht- 
eritattung zu beauftragen. Am 4. Auguft 1853 trug Namens des— 
jelben Baiern vor: Maßregeln ausjchlieglich gegen Arbeiter- und 
Gejellenvereine jeien ſchon deshalb nicht zu empfehlen, weil fich dieje 
Kategorien nicht principiell feſtſtellen ließen. Man babe aljo auf 
Beltimmungen gedacht, welche das Vereinsweſen überhaupt regeln 
jollten. Unter Zugrundlegung des dresdener Material müſſe allen 
Vereinen zur Pflicht gemacht werden, von ihrer Bildung, Statuten, 
leitenden Perſonen, ITheilnehmern und Verhandlungen Anzeige zu 
machen; die Bildung politifcher Vereine ſei von der Ermächtigung 
de3 Staat3 abhängig zu machen, Minderjährige und Ausländer und 
Soldaten unbedingt auszuſchließen, und zur Leitung nur Ortsan— 
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gehörige zuzulaſſen; Beamte können zum Austritt geziwungen 
werden u. }. w. Für das Wandern jollen die Beichlüffe von 1835 
wieder hergejtellt werden. Bei der Abjtimmung über den Entwurf, 
der elf Paragraphen umfaßte, erklärte fich Deftreich zwar im All- 
gemeinen zuftimmend, Preußen dagegen fand, daß die Beftimmungen 
vielfach zu jpeciell jeien und über das nöthige Maß Hinausgingen, 
bon einer Erneuerung der Beichlüffe von 1835 könne aber jchon 
deöhalb feine Rede jein, weil eine ſolche zu tief in die Verkehrs— 
verhältniffe einjchneide und weit über da3 Ziel hinausſchieße; 
ähnlich äußert fich Wiürrtemberg ; Baiern, Sachſen, Hannover, Baden, 
beide Helfen, Meiningen, Altenburg, Braunjchtweig, Nafjau, beide 
Anhalt und Schwarzburg im Ganzen für den Entwurf, desgleichen, 
wenn auch modiftcirt, die freien Städte, da aber Preußen bei jeinem 
Widerſpruch verharrte, wurde ein neuer Entwurf vorgelegt, der dem 
Präventivſyſtem folgend, ſich mehr and Allgemeine hielt, die Be- 
ftimmungen über da3 Wandern weglieg und im Juli 1854 zur An- 
nahme gelangte. Gin Antrag Badens, der acht Jahre ſpäter diejes 
jogenannte Vereindgejeß als unzeitgemäß bejeitigt wünjchte, wurde 
im Ausſchuß begraben. 

Nachdem der handelspolitiſche Ausſchuß einmal ohne den ge- 
ringften Erfolg zum Worte gelangt war und jedenfall3 den von 
Oeſtreich erwarteten Dienjt: die Sprengung des Zollvereines nicht 
hatte leiften können, bleibt zunächft nur die Thätigfeit des Aus— 
ſchuſſes für das Bundesgericht darzuftellen. Als 1853 nod) fein 
Bericht erjtattet war, wurde von Seiten Mecklenburgs die unum= 
gängliche Nothiwendigkeit der Einjegung eines Bundesgerichts jchon 
um deöwillen gefordert, damit endlich den beim Bund Rechtjuchen- 
den ein gerichtlicher Ausſpruch ermöglicht werde. Nachdem wieder 
ſechs Jahre ohne Berichterftattung verlaufen waren, regte Baden 
die Angelegenheit von neuem an durch Antrag mit VBorlegung einer 
Denfichrift und eines Entwurfs. Nachdem Alles an den Ausſchuß 
verwieſen war, fuhr diejer fort zu jchweigen. Dieje Qualität be- 
ſonders jcheint e3 geweſen zu fein, welche die Mehrheit der Bundes- 
verfammlung veranlaßte, ihm auch den Vortrag über eine gemein- 
ſame Givil- und Criminalgejeßgebung im Jahr 1860 zu übertragen. 
Endlich hatte ſich Deftreich mit den Königreichen und den anderen 
Gefolgagenofjen über einen Entwurf geeinigt, ſodaß dieſer 1862 
dem vielbeladenen Ausſchuß nebſt Denkfchrift und ſächſiſch-würtem— 
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bergiichen Empfehlungen überwieſen werden fonnte. Da der Bund 
von diefem Termin ab nur noch vier Jahre Beitand Hatte, jo fann 
man fich nicht wundern, daß der Ausſchuß nicht mehr zu einem 
Bericht über die Vorlagen kommen fonnte. 

So erfolglos und niederjchmetternd die nationalen Beftrebungen 
und Berjuche geendigt hatten, der nationale Gedanke war erjtarkt, 
er hatte einen Träger gefunden vor aller Augen; jo tief Preußen 
in Olmüß gedemüthigt war, die Meinung, daß troßdem diejer Staat 
allein der Nation zu ihrem Recht verhelfen fünnte, war in einem 
beträchtlichen Theil der leitenden Kreiſe unausrottbar, Parlament 
und Gentralgewalt jaßen feit in den Köpfen und Herzen Bieler, 
die brutalen Beichimpfungen von Warſchau, Olmüb und Dresden, 
die erneuerte Bundesmijere zu Frankfurt Härten die An- und Abfichten 
manches preußilchen Staatsmannes. In den preußiſchen Regierungs— 
kreiſen war man freilich völlig im Unklaren über das, was man 
hätte thun ſollen. Rußland und Oeſtreich beherrſchten wiederum 
in der Regel ſeine Politik wie in früheren Zeiten; und wie im 
dritten und vierten Jahrzehnt die Hebung der materiellen Lage, die 
Förderung der wirthſchaftlichen Intereſſen die Summe der preußiſchen 
Politik war, ſo auch im ſechſten Jahrzehnt. Im übrigen herrſchte 
ein häßliches und intrigantes Parteitreiben. Und welche erſchrecken— 
den Gegenſätze unter Männern beſtanden, die der Regierung an— 
gehörten und als ihre Organe außer Landes wirkten, kann nicht 
deutlicher erkannt werden, als wenn man die Urtheile des Herrn 
v. Rochow und des Grafen Pourtales neben einanderſtellt, welche 
dieſe Männer, denen das Wohl ihres Staates das höchſte Geſetz 
war, über die Vorgänge von Warſchau und Olmütz niedergeſchrieben 
haben. Nachdem Rochow, ſpäter Geſandter in Petersburg, in ſeiner 
Weiſe den Verlauf bis zur Zuſammenkunft in Warſchau dargelegt 
hat, fährt er fort: „Oeſtreich ſchickte noch vorher — vor der Zu— 
ſammenkunft in Warſchau — den Grafen Buol nach Berlin mit 
ſehr verſöhnlichen Vorſchlägen. Doch der General Radowitz ſchreckte 
ihn mit der Conjugation des Wortes „Nicht dulden“ zurück. Dem— 
ungeachtet verzichtete Oeſtreich auf die Forderung, daß Preußen die 
Frankfurter Verſammlung anerkennen möchte. Preußen dagegen ver— 
ſprach durch den Grafen Brandenburg ſich der Autorität der frank: 
furter Verfammlung in der Sphäre derjenigen Länder nicht ent- 
gegen zu jeßen, welche fich dort repräfentiren laſſen. Der Gr. 
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Brandenburg iſt über diejen gegenjeitigen Zugeſtändniſſen gejtorben, 
und ich bin allein übrig, der Zeugniß von den dortigen Verhand- 
lungen ablegen kann. Sie waren nicht? Anderes als eine Rückkehr 
auf den Weg de3 Rechts, das Aufgeben einer Oppofition, die feine 
legale Wurzel hatte.“ 

Dagegen Graf Pourtales: „Wenn ich voll Bitterfeit gegen 
Radowitz bin, jo habe ich feine Worte mehr, um meine Indignation 
gegen Manteuffel zu jchildern; denn troß Haugwitz, troß Georg 
Wilhelm, trotz Tilſit kann unjere Gejchichte meiner Meinung nach 
nicht aufweilen, was mit der Olmüter Niederlage zu vergleichen 
wäre. Unjere Kammern, unjer Heer zufammen zu trommeln, um 
in Gala geohrfeigt zu werden, mit den Erinnerungen von 1813 
zu jpielen, von Conceſſionen Dejtreich3 zu jprechen, weil wir dem 
Henker Rechberg (öſtreichiſcher Commiſſär in Kurheſſen) einen Schinder- 
fnecht jtellen dürfen, als Kuppler oder ald Hehler nach Holftein 
nachhinten jollen, mit Paufen und Trompeten, Protofollen und 
Urkunden unjere Schmach und Schande verbriefen laſſen müſſen — 
dies iſt jo jchmerzlich, jo Herzzerreißend, jo niederjchmetternd, daß 
ich feine Ausdrüce dafür finde.“ 

„Die Gejchichte der letzten Jahre, jagt er an einer andern 
Stelle, beweift, daß die Macht der Umftände und immer wieder 
die Hegemonie anbietet, welche wir anzunehmen uns jo oft erbärm- 
(ich geweigert haben. Mag die verblendete Kreuzzeitungspartei noch) 
jo jehr ihr geſchichtliches Syſtem ausframen, mögen Rochow, Gerlach 
und Stahl noch jo jehr für Oeftreich und das Ausland — Ruß— 
(and — gegen Preußen Handeln und ſchwatzen, fie dringen damit 
nicht durch, denn Gott und nicht Mlanteuffel regiert die Welt.“ 

Sin Deftreich freilic” war man entichloffen, Preußen ein für 
allemal ala Mittelftant zu behandeln, man täujchte fich dort über 
jeine eigne Macht und die Abfichten des eben niedergeworfenen 
Gegner. Diejer hatte allerdings das Bedürfniß ſich mit Oeſtreich 
zu dverjtändigen, um dem ruffischen Commando zu entfommen und 
bei der drohenden orientalifchen Verwicklung ein Einvernehmen gegen 
Rußland zu erzielen, aber der als Unterhändler abgejchickte Bundes- 
tagsgejandte v. Bismarck wurde jehr lau aufgenommen. „Ich 
fürchte,“ jchreibt ex jelbjt Mitte Juni 1852, „die Gelegenheit der Ver— 
ftändigung geht ungenüßt vorüber, das wird bei und einen böjen 
Rückſchlag üben, denn man glaubt, einen jehr verföhnlichen Schritt 
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durch meine Sendung gethan zu haben, und fie werden jobald nicht 
wieder einen herſchicken, der jo geneigt ift, fich zu verftändigen und 
dabei jo freie Hand hat wie ich.* Bismarcks Befürchtungen find 
befanntlich eingetroffen. Zunächit Freilich blieb äußerlich Alles im 
alten Geleife! Die Mitteljtaaten balancirten fi) auf dem Dualismus 
der Großmächte. 

Die alten öftreichijch-mittelftaatlichen Intriguen gegen den Boll: 
verein begannen: von Frankfurt gings nad) Wien, von Wien nach 
München, Dresden und Bamberg, von Bamberg nad) Darmitadt; 
aber Schwarzenberg ſtarb, die Krije im Often ftand vor der Thür, 
man legte fich auf? Paktiren. Der Rath des Prinzen von Preußen 
mit Dejtreihh und den Weitmächten ing Einvernehmen zu treten 
drang nicht durch. Man jchaufelte fich weiter, um 1856 nur neue 
Demüthigungen hinzunehmen; da fam die Regentichaft,; der italie- 
nijche Krieg klärte die Lage; in Villafranca gab man einen Theil 
Staliend, bloß um dem verhaßten deutjchen Goncurrenten in der 
deutjchen Frage die Wege zu verlegen. Die jchtwerfälligen Deutjchen 
fingen an, Vergleiche zwiſchen ihrer Lage und der der Staliener an- 
zuftellen. Man gründete den Nationalverein und verlangte Parla— 
ment und Gentralgewalt; freilich fehlte es auch Hier an Klarheit 
über Mittel und Ziele und an entjchloffenem Vorgehen. In Frank: 
furt ging3 derweil den alten Schlendrian, und die Bundesdiploma- 
ten, jchreibt Bismard, wüßten alle zufammen nicht mehr, was aus 
Deutichland werden joll ala Dutfen Sommer. Den Triaspolitifern frei= 
lich jchien e3 hohe Zeit, den Bund in den Augen der Nation zu reha= 
bilitiven, da jein Organ e8 nicht vermochte. Don Würzburg jollte 
nunmehr — 21. November 1859 — der Nation das Heil fommen mit 
deutſcher Gerichtöverfaflung, Civil- und Kriminalvecht, Handelsrecht, 
Münz, Maß, Gewicht ꝛc.; Herr von Borries avancirte zum hanno= 
verichen Grafen, da er ein mitteljtaatlich-franzöfiiches Bündniß gegen 
Preußen als Rettungsanker ausgeworfen hatte. 

Man verhandelte in großem und feinem Kreis und Stil zu Baden 
und Tepliß (1860); der Meuchelmörder aus der Lichtenthaler Allee 
jollte ein deutſcher Orſini geweſen fein; der deutjche Handelätag 
wünjchte ein deutjches Zollparlament, der erſte deutjche Juriftentag 
eine deutjche Gejeßgebung (1861); im deutjcher Weije werden die 
Ginheit3gedanken auf Banketten und Turn und Schüßenfeften ver- 
fündigt, verbreitet und zu Forderungen des Gemüths gemacht; Herr 
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von Beuft beglückt die Nation mit einem Reformprojett, um durch 
den neu angeftrichenen und an den brüchigſten Stellen ausgeflickten 
Bundestag das alte Syftem jouveräner Dreiherrichaft zu befejtigen ; 
da3 Heil der Nation jollte nun nicht mehr in Frankfurt, jondern 
in Regen3burg und Hamburg abwechjelnd berathen werden; refor- 
mirt jollte diefer Bund werden; Reformvereine jollten der Nation 
die Möglichkeit diefer Operation anpreifen, aber man erkannte fie 
ala „Chloroformvereine” ; die Stimmung und Gorrejpondenz zwilchen 
den deutjchen Mächten wurde immer jchärfer und gereizter, die Ver— 
handlungen zu Wien (1862) Hatten gänzlich) den Charakter der 
Separation angenommen; da jprengte der mit Frankreich abge= 
ſchloſſene Handelävertrag die franzöſiſch-mittelſtaatliche Entente und 
jtellte den Zollverein auf fejtere und wirkſamere Grundlagen; die 
Bundesverjammlung lehnt das Delegirtenprojeft ab, und der Minijter- 
präfident von Bismarck ſetzt ſich mit Deftreich dahin augeinander, 
daß das Verhältniß befjer oder jchlechter werden müſſe; daß aber 
Deltreich, wenn e3 auf jeiner Coalition mit den Mittelftaaten, um 
Preußen zu demüthigen, beharre, in einem europäischen Krieg Preußen 
auf der Seite der Gegner jehen werde; jedenfall würde Preußen 
jih in Frankfurt verfaffungswidrig nicht majorifiren laffen und int 
gegebenen Wall jeinen Gejandten abberufen. Nechberg vermißt fich 
den Bismard zu „coranzen”. Der Berfafjungsfampf in Preußen 
wurde exbitterter, die Convention Preußen? mit Rußland (1863) 
wurde zu einer großen Flamme angeblajen, an der fich auch die 
beiten Preußenfreunde verbrennen jollten; der Nationalverein jagte 
fi) von Preußen los; jebt konnte es Oeſtreich nicht mehr fehlen; 
Herr von Schmerling jpielte noch einmal den advocatus diaboli; 
die Meberrumpelung in Gaſtein gelang nicht, Bismard hatte an 
„Inconcinnität des Tons“ gelitten, der Fürjtentag zu Frankfurt tagte 
ohne König Wilhelm; am 1. September jah man fich nur jchäß- 
barem Material gegenüber, nachdem Deftreich ſelbſt feierlich erflärt 
hatte, daß „die Bundesakte und Wiener Schlußafte in ihren Funda— 
menten erjchüttert jeien“ ; die in den Septemberdepejchen Bismarcks 
aufgejtellten drei Fundamentalpunfkte: Veto der Großmächte gegen 
jeden Bundeskrieg, völlige Gleichberechtigung derjelben im Präfidium 
de3 Bundes, direft gewählte Nationalvertretung beim Bunde, wurden 
von Deftreich und Genofjen abgelehnt. Am 23. und 24. Oktober 
lollte zu Nürnberg (1863) da3 Reformwerk in öftreihiihem Sinn 
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durchgeführt werden, aber die Herren von Beuft und Genoſſen 
fürchteten durch dafjelbe aus dem Regen in die Traufe zu kommen; 
ihr Lebensbrod war der öftreichijch - preußiiche Dualismus und den 
wollte Rechberg in eine öftreichiiche Alleinherrichaft verwandeln. 
Rechberg jchied in tiefem Groll von Nürnberg; die jchleswig = hol- 
jteinifche Frage rührte die Nation bis in die Tiefen auf; Rechberg 
wollte den Mittelftaaten einen Denkzettel geben, Preußen durch feine 
Bundesgenofienschaft in feinen ehrgeizigen Plänen aufhalten und 
ſolidariſche anti=nationale und anti=revolutionäre Politik treiben. 
Aber die Wege führten wieder nach Gaftein, und dort hat der Rech— 
berg von 1865 den von 1863 reichlich ſühnen müflen. Bismarcks 
Verjuche die Mittelftaaten von einem Bündniß mit Deftreich abzu= 
halten jcheiterten. Die Entjcheidung ftand nur noch bei dem Schwerte. 
Von allem diefen würde man vergeblich irgend etwas in den amt- 
lichen Protofollen der hohen Bundesverfammlung Juchen, fie ſchwei— 
gen überall da, two die enticheidunggvolliten Wendungen des nationalen 
Lebens fich vollziehen, fie reden nie breiter und unergründlich und uner- 
müdlich langweiliger, als wo von Bolizirung derftation und von dem 
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Alltagsquark der ordnungsmäßigen Gejchäfte die Rede ift. Von dem + 


politiichen Leben der Nation erfährt man nur durch Ablehnung des 
Delegirtenprojett3, und als fi) Herr von Dalwigk über die Läſſig— 
feit der Bundesverſammlung bejchwerte, die ihm allein das Odium 
für das Verbot des Nationalvereins überlaſſe. In aller Geduld 
. Jinkt der Antrag in den Schooß des Ausſchuſſes; Goburg will ihn 
ausgraben und Hält der Bundesverfammlung alle Sünden vor; 
Alles ſchweigt, das Präfidium reſolvirt in jeiner automatischen Weiſe 
dahin: „da die. oben vernommene Erklärung feinen Antrag enthält, 
jo entfällt eine geichäftliche Behandlung; injofern es ſich um die 
Meinungsäußerung einer Regierung handelt, geht diejelbe zu Proto- 
koll.“ Eine Reklamation mecflenburgiicher Angehöriger des National- 
vereind beichäftigte jodann die Bundesverfammlung durch zwei 
Vorträge der Reflamationscommilfion und Erklärung der mecklen— 
burgifchen Regierung am 8. März 1866. Der Sommer de3 Jahres 
geftattete der Bundesverfammlung ganz und gar nicht fich weiter 
um jolche Angelegenheiten zu kümmern: die Frage der Griftenz war 
auf die Tagesordnung gefommen und ließ fich nicht wieder abjeßen. 


Zehntes Kapitel. 
Die Auflöjung des Bundes, 


Nachdem die Demüthigung Preußens auch nah Olmüß von 
Oeſtreich weiter im Auge behalten, und die Thätigfeit der öſtreichi— 
ſchen Staatsmänner ebenfo auf die Sprengung der preußijchen 
Stellung in Deutſchland, welche auf dem Zollverein beruhte, ala auf 
die Giniedrigung derjelben dem Ausland gegenüber während des 
Krimkriegs, der Neuenburger Verwicklungen und des italienijchen 
Kriegs gerichtet gewejen war, hatte ſich auch in den conjervativiten 
preußijchen Kreijen die Ueberzeugung enttwidelt, daß die Verhältniſſe 
zwijchen Dejtreic) und Preußen dringend einer Klärung bedurften. 
Seit den Greignifjen in Italien hatte ſich vielfach auch in diejen 
Kreiſen die Anficht feftgeftellt, daß Preußen fich von ſelbſt machen 
müfle, daß es in dem neuen Revolutionskönige nicht bloß ein Vor— 
bild, jondern auch einen Bundesgenofjen finden fünne. Der König 
freilich und eine jehr ſtarke Hofpartei waren noch weit von der An— 
nahme diejer Tendenzen entfernt. Einſtweilen wollte man fich dabei 
beruhigen, daß die öftreichiichen und füderirenden Reformprojefte die 
deutjche Frage nur weiter geklärt hatten; daß die ſchleswig-holſtei— 
niſche Frage einjtweilen eine Löſung gefunden Hatte, welche die 

Herzogthümer dem Befi der Nation ficherte. 
— Abber wie Oeſtreich voll Groll über dad Fehlichlagen jener 
Reformprojefte war, jo entjchlojjen war es, dem verhaßten Rivalen 
nicht auch noch die Elbherzogthümer zu gewähren. Freilich hatte 
es fich zu Gaſtein die Hände binden lajjen, aber wenn man aud) 
vertrag3brüchig wurde, um fich von jenen Verbindlichkeiten zu Löjen, 
jo war doch noch die Trage, ob Deftreich dies in Formen vollzog, 
welche dem König jofort die Neberzeugung brachten, daß Krieg oder 
eine neue Demüthigung Preußens beabfichtigt war. Der leitende 
Staatömann Preußens war zwar, namentlich jeit dem Herbſt 1865, 
von der Unumgänglichkeit des Krieges mit Deftreich überzeugt, er 
war aber noch nicht außer allem Zweifel über die Stellung der 
alten Nheinbündler, Napoleons und Italiens; es mochte ihm noch 
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fraglich jcheinen, wie weit die Wendungen der Herren dv. d. Pford- 
ten, von Beuft, von Varnbüler, von Dalwigf ſich in Thaten ver- 
wandeln könnten; wenn er auch noch jo jtark unter dem Biariker 
Eindruck ftand und der Meberzeugung leben fonnte, daß dieje Sphinz 
an der Seine nicht3 weniger als eine Sphinx, daß diejer III. Napo- 
leon nicht? weniger als ein Bonaparte war; auf eine jehr ver- 
widelte Aktion mußte er gefaßt fein. Und jchon deshalb war ein 
Bündniß mit Italien für Preußen ein politiicher Akt, der es ſchwer 
compromittiren fonnte ohne ihm nur den mindejten reellen Vor— 
theil zu bringen. In diefem verwicelten Net ſteckte zur weiteren 
Verwicklung das Bundesrecht und die Bundespolitik. 

Deftreich Hatte Schon bald nach Antritt des Condominats und 
Ausübung deijelben in Holftein den jehr bequemen und für feine 
Abfichten zweckmäßigen Weg der auguftenburgiichen Agitation wenn 
nicht bejchritten, jo doch bejchreiten laſſen. 

Died Vorgehen hatte bereit3 im Januar 1866 zu einem jchar- 
fen Depejchenwechjel geführt, der durch die öftreichiiche Februarnote 
wenigftens darüber Aufklärung gab, daß Dejtreich ohne Krieg auf 
eine Ginverleibung der Herzogthümer in den preußiichen Staat 
nicht einzugehen willen? war. Nachdem die große Gonfeilfitung in 
Berlin vom 26. Februar eine Verftändigung darüber herbeigeführt 
hatte, und zwar zwiſchen den ſeither differirenden Streifen der preußi= 
Ichen Staat3leitung, daß die Elbherzogthümer nicht wieder preis- 
gegeben werden fünnten, juchte der preußijche Minifter des Aus— 
wärtigen durch eine acute diplomatische Aktion mit Jtalien auf jeinem 
Wege ein Stücd weiter zu kommen. Allein noch ehe irgend ein 
Anfang eine Ergebniſſes erreicht war, brachte die erſte Hälfte des 
März ftarke militärijche Vorbereitungen in Böhmen, was für den 
Leiter der preußiichen Bolitit von der größten Bedeutung war. 
Der öftreichiiche Minifter de Auswärtigen gab ihm ferner wider 
Willen durch eine vertrauliche Depejche den unmwiderleglichen Beweis 
in die Hände, daß Dejtreich nicht bloß die Gafteiner Convention 
völlig zu zerbrechen, jondern auch den Bund als Kampfmittel gegen 
Preußen zu gebrauchen willen war. 

Obgleich Deftreihh und Preußen nicht als Bundesglieder, jon= 
dern al3 europäiſche Mächte den ſchleswig-holſteiniſchen Krieg begon- 
nen hatten, jo juchte Deftreich fich nunmehr als da3 von dem 
Bundesſtaate Preußen bedrohte Bundesglied Deftreih darzuitellen ; 
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obgleich fich Deftreich vertraggmäßig Januar 1864 verpflichtet Hatte, 
die Entjeheidung über die Elbherzogthümer dem Bejchluß der Bundes— 
Verſammlung unter allen Umftänden zu entziehen, jo war e& jet 
darauf aus ihm dieſe Enticheidung geradezu anzutragen; obgleich 
Deftreich ebenfo wie Preußen gegen den ausdrüdlichen Willen des 
Bundes die Herzogthümer bejett hatte, verlangte es jetzt in dieſem 
bundeswidrigen Befit vom Bund geſchützt zu werden; obgleich im 
Wiener Frieden die Herzogthümer lediglich an die Kronen Deft- 
reich und Preußen abgetreten waren, jollte jet eine dritte, von den 
Contrahenten ausdrücklich ausgeſchloſſene Macht, aufgefordert von 
einem derjelben, zu Gunſten dieſes Einen über ein Land Verfügung 
treffen, das diejer Eine vorher jelbit feiner Rechts- und Machtiphäre 
hatte entziehen helfen; obgleich die Gafteiner Convention den Gemein— 
befig der Herzogthüimer vertraggmäßig den beiden Großjtaaten zu= 
gefichert hatte, jollte jet der vertraggmäßig wiederholt von jeder 
Verfügung ausgejchloffene Bund zur Aufrechterhaltung von völfer- 
rechtlichen Verträgen angehalten werden, die durch eben dieje bundes— 
mäßige Aufrechterhaltung vertragswidrig zerriſſen wurden; obgleich 
der Bund durch Waffengewalt der Großmächte aus jeinen vermeint- 
lichen Rechten hinausgedrängt war, jollte er jet auf Andrängen 
der einen dieſer Mächte vier Bundesarmeecorps mobilifiren, um mit 
Waffengewalt den bundeöwidrigen Bedränger in jeiner bundes— 
verfaffungöwidrigen Stellung zu ſchirmen. 

Eine jolche Zumuthung dürfte jelten an das Gedächtniß, die 
Logik, den Rechtsſinn und die politische Einficht einer politifchen 
Körperjchaft geftellt worden jein. 

Zunächſt konnte ſich der König Wilhelm nicht länger der 
Meberzeugung exrwehren, daß da3 Spiel auf einen Krieg oder ein 
zweite Olmüß hinauslief. Er genehmigte für die zunächft bedrohten 
Provinzen eine Mobilmacjung, indem zugleich; Bismard in einer 
Depeche den deutjchen Regierungen den jeitherigen Verlauf von 
jeinem Standpunkt aus darlegte, und die Nothwendigfeit preußijcher 
Rüftungen mit dem Hinweis auf 1850 betonte; und unter der An- 
frage, weſſen fi) Preußen von jeinen Bundeögenofjen zu verjehen 
habe, darauf hinwies, daß der Bund politiich wie militärijch einer 
völligen Reform bedürfe, wenn er diefe Krife überdauern jolle. 

Nachdem am 8. April da3 Bündniß mit Italien, gültig auf 
drei Monate, effektiv geworden war, brachte Preußen bereit3 am 
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folgenden Tage zu Frankfurt die Reformfrage zur Berhandlung 
und zwar im Anſchluß an jene Depeche. Dejtreich, jo wurde hier- 
bei ausgeführt, habe 1863 bereit? erflärt, daß weder e3 jelbjt noch 
Preußen fich mit irgend einem Grade von Vertrauen auf den Bund 
in jeinem jetigen Zuftand ſtützen fünne und dabei nur gehofft habe, 
daß die morjchen Wände den nächſten Sturm noch aushalten möch- 
ten. Seit jener Zeit jeien die Mißſtände noch mehr hervorgetreten, 
der dänijche Krieg habe die Unzulänglichkeit aller Bundeseinrichtungen 
von neuem bewiejen. Die Vorausſetzung, auf der die Bundes- 
verfajlung berube, jei die Einigkeit Oeftreichd und Preußens ; früher fei 
dieſe immer durch die Nachgiebigkeit Preußens erhalten worden, jebt 
jei jene Vorausſetzung durch die gejpannte Situation völlig aufs 
gehoben. Die bezügliche Anfrage Preußens bei den Bundesregierungen 
jet ungenügend beantwortet worden; Preußen habe feine Unter- 
jtüßung von diefem Bund zu erwarten, denn im bejten Falle fomme 
je zu jpät, da die Kriege fich heute jchneller entwicelten ala die 
Bundesbeichlüffe,; wenn aber Preußen in einer großen europäijchen 
Krile doch auf eignen Füßen ftehen müſſe, jo fünne es fich durch 
dergleichen Bundezeinrichtungen nicht weiter hemmen lafjen. Und 
der politischen und militäriichen Mtangelhaftigkeit der Einrichtungen 
entjpräche die auf allen materiellen Gebieten der Nation. Dieje Zu- 
ftände erheijchten dringend eine Reform, ohne dieje würde Deutjch- 
land in eine Kriſe der Revolution oder der Fremdherrichaft ver- 
fallen. Alle bisherigen Reformverjuche hätten deshalb jcheitern 
müſſen, weil die partifularen Gegenjäte Ichroff feitgehalten worden 
wären, und die audgleichende und treibende Kraft des nationalen 
Geiftes fehlte. Diejer einigende Faktor jei aber nur durch Vertreter 
der Nation zu gewinnen, die nach dem allgemeinen Stimmvecht 
gewählt jeien. Bis zum Zujammentritt de Parlaments müßten 
fi die Regierungen über eine Vorlage einigen, die nur die wich- 
tigjten praftiichen Punkte enthielte, 

Nach diefen Ausführungen beantragte Preußen: „die Hohe 
Bundesverfammlung wolle beichließen, eine aus direkten Wahlen mit 
allgemeinem Stimmrecht der ganzen Nation hervorgehende Verſamm— 
lung für einen noch näher zu bejtimmenden Tag einzuberufen, um 
die Vorlage der deutjchen Regierungen über eine Reform der Bundes— 
verfaffung entgegenzunehmen und zu berathen, in der Zwiſchenzeit 

Fiſcher, Geſch. des deutichen Bundestags zu Frankf. a. M. 32 
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aber, bis zum BZujammentritt derjelben durch Verſtändigung der 
Regierungen unter einander dieje Vorlage feftzuftellen.“ 

Auf Präfidialvorichlag wurde diejer Antrag an die Regierungen 
gebracht; die geichäftliche Behandlung aber vorbehalten. Oeſtreich 
verivahrte fich gegen die preußilchen Ausführungen. Nachdem in— 
zwilchen auf Oeſtreichs Betrieb, welches den Beginn des Kriegs in 
Anbetracht des kurzen Termin in dem preußiicheitalienijchen Ver— 
trag hinausſchieben wollte, zwijchen den beiden Großmächten die 
Abrüftung principiell angenommen worden war, die nur zu ftärferen 
Rüftungen Deftreich in Jtalien benußt wurde, folgte am 26. April 
Deftreichd Antwort in der Bundesverjammlung: Preußen habe die 
ganze Reform von 1863 durch jein Yernbleiben verhindert und das 
Hochfinnige Zuſammenwirken der deutjchen Fürften mit Unfruchtbar- 
feit geſchlagen. Die jpäteren Ausführungen und Borjchläge Preußens 
jeien lediglich Bemäntelungen jeiner Negation ; die jegigen Vorjchläge 
jeien viel zu allgemein; die augenblicliche Lage habe Deftreich in feiner 
Meile verjchuldet; ſie hebe auch nicht die Vorausſetzung der Bundes- 
verfajlung auf, jondern die erfolglojen Unterhandlungen über die 
Reform jeien es, welche jene Vorausſetzung aufhöben. Nachdem jich 
Preußen auf feine früheren Erklärungen bezogen und Baiern einfach 
für Verweilung des Antrags an einen Ausihuß gejtimmt hatte, 
ließ fich die ſächſiſche Stimme laut und ſcharf vernehmen: im dänischen 
Krieg jei der Bund in jeiner Machtentfaltung durd) die Großmächte 
verhindert worden, an der Londoner Gonferenz habe er ja theilgenommen 
und die Gontingente jeien auf das beſte in Ordnung geweſen. 

Hannover hob hervor, daß die Großmächte vor den Verhand— 
lungen abrüften und Preußen jeine Vorjchläge formuliven müſſe. 
Hierauf wurde der preußifche Antrag an einen Ausihuß von neun 
Mitgliedern veriviefen, und am 26. wurden dazu die DBertreter 
der Großmächte, der Königreiche, Badens, Heſſens und der Exrneftiner 
gewählt. An demjelben Tage vollzog das öſtreichiſche Cabinet auch 
äußerlich jeine vollftändige Schwenfung in der Frage der Herzog— 
thümer, indem e3 in einer auf die Deffentlichkeit berechneten Depejche 
nad Berlin unter den üblichen Wendungen und Berficherungen 
Preußen kurzer Hand auffordert, die Verträge von Wien und Gajtein 
aufzugeben, andernjall3 einer Aktion am Bunde gewärtig zu fein, 
die für das Königreich unerfreulich verlaufen dürfte. Daß Preußen 
ſich nicht einihüchtern ließ, auf den Verträgen beharrte und Oeſt— 
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reich zu einer Verftändigung über die Reform wiederholt aufforderte, 
iſt bekannt genug. Eben an jenem 26. fpielte das öftreichijche 
Gabinet den loyalen Bundesftaat, indem es Preußen von jeinen 
Rüftungen gegen Italien benachrichtigte, von Preußen aber eine voll: 
ftändige Abrüftung verlangte. Preußen gab die entjprechende Ant— 
wort und richtete zugleich eine Depeche nach Dresden, in welcher 
Herrn v. Beuft Vorftellungen wegen der ſächſiſchen Rüftungen ge— 
macht wurden; würden diejelben nicht abgeftellt, jo jei Preußen zu 
militärischen ©egenmaßregeln gezwungen. Als Hierauf Beuft in 
malitiöjem Ton geantwortet hatte, daß Sachſen bloß zur Abwehr 
und Erfüllung feiner Bundespflichten rüfte und jelbft der Beruhigung 
bedürfe, die es geben jolle; erklärte Bismard dieje Antwort für 
ungenügend und jtellte Gegenmaßregeln in Ausficht, die bereit3 am 
3. Mai durch eine theilweile Mobilifirung der preußiichen Armee 
zur Ausführung famen. Im Ton heftiger Bejchwerde brachte 
Sadjen diefe Correſpondenz am 5. Mai zur Kenntniß der Bundes- 
verſammlung und wünjchte, daß die Bundesverfammlung Preußen 
zu einer Grflärung gemäß Artikel 11 der Bundesafte auffordre, 
welche geeignet jei, Beruhigung zu gewähren. Während Dejtreich 
diefen Antrag lebhaft unterjtüßte, erklärte Preußen, jeine Rüſtungen 
jeten lediglich defenfiver Natur und hätten mit dem angezogenen 
Artikel feinen Zuſammenhang. An demjelben Tage hatte Dejtreich 
durch Napoleon Venetien in Florenz anbieten lafjen, ein Vorjchlag, 
der von Lamarmora mit Hinblid auf das Bündniß einftweilen ab- 
gewwiejen, deilen Annahme aber nach Ablauf defjelben in Aussicht 
geftellt wurde. Bei den am 9. Mai über den ſächſiſchen Antrag 
erfolgten Abftimmungen erklärte Preußen: „die öſtreichiſch-ſächſiſchen 
und andern Rüftungen jcheinen fich gegen das Beftreben zu richten, 
der deutjchen Nation auch nur in ihren bejcheidenjten Ansprüchen 
gerecht zu werden; thue der Bund jenen Rüftungen feinen Einhalt, 
jo müſſe e3 fich jelbjt ſchützen.“ Nur Altenburg, Oldenburg, An: 
halt, beide Mecklenburg und die drei Hanjeltädte erklärten ſich gegen 
den ſächſiſchen Antrag; unter gegenfeitigen Verwahrungen und An— 
Hagen jchloß die ſehr unerquidliche Verhandlung. 

Wie die Rheinbündler bereit? am 22. April zu Augsburg eine 
Zuſammenkunft gehalten hatten, um fih zur Aktion zu jammeln, 
aber ohne Rejultat fich wieder getrennt hatten, jo wurde am 13. 


und 14. Mai zu Bamberg eine neue Verfammlung abgehalten, auf 
32 * 
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der namentlich Herr v. Dalwigk die Kriegspfeife ertünen ließ. Der 
verhältnigmäßig gejunde Gedanke der Neutralität, den namentlich 
Baden vertrat, konnte nicht durchdringen, man einigte fich nur über 
einen Antrag, der von den Gonferenzitaaten, außer Sachjen, am 
19. Mai in der Bundesverjammlung vorgebracht wurde; Die 
Bundesverjammlung wolle, jo hieß e3, diejenigen Bundesregierungen, 
welche rüjteten, erjuchen, ob und unter welchen Umftänden fie an 
einem zu bejtimmenden Tage wieder abrüften wollten. Hierbei 
fonnte e3 fich Deftreich nicht verfagen, die Verhandlungen Preußens 
mit Hannover, das den Verhandlungen von Augsburg und Bamberg 
fern geblieben war, der Bundesverjammlung zu denunciren. Bei 
der ſchon am 24. Mai erfolgenden Abftimmung monirte Preußen 
zunächit, daß Würtemberg, da3 doch notoriſch rüfte, ſich jenem 
Antrag nicht ebenjo fern gehalten habe wie Sachſen und Dejtreich, 
bedauerte jodann die bedrohliche Lage und erklärte alle Bürgjchaften 
geben zu wollen, daß Deutjche nicht gegen Deutjche unter die Waffen 
träten; hauptſächlich aus diefem Grunde habe e8 die Berufung des 
Parlament? beantragt, denn e3 jei gewiß, daß da3 Parlament 
den Frieden fichern würde. „Es ift offenkundig,“ hieß es in der 
Erklärung, „daß die Stämme des deutichen Volks die Ausgleichung 
ihrer Intereffen und Gigenthümlichkeiten auf friedlichem Wege er- 
jtreben und die Verfolgung der ſie künſtlich trennenden Sonder 
interefjen auf dem Wege kriegeriſcher Gabinet3politik nicht gutheißen.“ 
Die Ichleunige Berufung des Parlaments dürfe wol noch das einzige 
Mittel fein, um den Bürgerkrieg zu verhindern. 

Alle diefe Erklärungen fürderten nicht? ; der Abrüftungsantrag 
wurde angenommen. Gleichzeitig hatte der Monat Mai eine lange 
Reihe der verfchiedenartigften Kundgebungen für den Frieden, ſowie 
Verhandlungen über einen europäiſchen Congreß gebracht, der. nad) 
dem Recept Lamarmoras die vertragamäßigen drei Bündnigmonate 
zum Nachtheile Preußens? conſumiren jollte. Da aber Dejtreich 
auf demjelben nicht bloß den Verluſt Venetiens, Jondern auch den 
Erwerb Schlefiend gefichert wünjchte, jchob e3 eine Glaufel in die 
Annahmebedingungen, die den Generalunternehmer Napoleon um 
jeine Vergütung gebracht hätte. Anfangs Juni war das Projekt 
gejcheitert. 

Am 1. Juni gab Deftreich Erklärungen in der Bundesverfamme 
lung ab, welche den Krieg oder die Demüthigung Preußens ein— 
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leiteten. Nachdem man fich in Hergebrachter Weile die Jchönften 
Eelbftbelobigungen ausgeſtellt hatte, ließ man die härteften Anklagen 
gegen Preußen verlauten, das fich jeit dem däniſchen Krieg in jeiner 
Neigung zu Gewaltmaßregeln fortwährend jteigere; jchon zur Zeit 
de3 Gafteiner Vertrags habe Preußen ſich mit dem Florentiner Hof 
zuſammengeſteckt, dieje Verhandlungen ſeien neuerdings wieder er- 
öffnet und deshalb habe Deftreich gerüftet; ſoweit diefe Rüftungen 
gegen Italien gerichtet jeien, bedürften fie in Frankfurt feiner Er— 
Härung. 

Die Rüftungen gegen Preußen würden aber eingeftellt, jobald 
Deftreich weder auf jeinem Gebiet, noch in Hölftein, noch im deut- 
schen Bund einen preußilchen Angriff zu bejorgen habe. Die 
ichleswig=holjteiniihe Frage müfle nach Bundesrecht gelöjt werden; 
da die Verhandlungen mit Preußen zu nichts geführt Hätten, jtelle 
Deftreich jett Alles dem Bunde anheim. Soeben habe der öftreichiche 
Statthalter den Auftrag erhalten die Holfteinijchen Stände einzu- 
berufen. Auf diefen nunmehr feierlichjt angekündigten und voll- 
zogenen Vertragsbruch fonnte der preußiiche Gejandte nur mit Ver- 
wahrung und dem Hinweis auf die vertragsmäßige Stellung jeiner 
Regierung in diejer Frage antworten, der es gar nicht eingefallen 
jet an Gewaltthätigfeiten zu denfen. Dieje jeien vielmehr eingeleitet 
durch die Rüftungen an der öſtreichiſch-ſächſiſchen Grenze, welche 
die Hauptjtadt des Landes bedrohten. 

Seine Rüftungen ſeien defenfiver Natur und würden ſofort 
abgeftellt werden, wenn der Bund Deftreich und Sachjen zur Ab— 
rüftung bewogen habe. Könne der Bund für den Friedensbeſtand 
feine Bürgjchaft geben, jo jei Preußen der Folgerung nahe, daß er 
jeinen oberjten Zweck nicht erfülle. Nach den üblichen VBerwahrungen 
inöbejondere Oeſtreichs, Sachjend und Würtembergs jchließt Die 
Situng, in welcher der erjte Knoten zum Bürgerkrieg ſich geichürzt 
hatte. Nachdem Preußen aus diejem Vorgehen Oeſtreichs geſchloſſen 
hatte, daß der Strieg eine abgemachte Sache jei, und die Lage in den 
Herzogthümern zu einer Entjcheidung der deutjchen Frage in öſt— 
reichijchem Sinne benußt werden jollte; ferner daß ebenjo der 
Gafteiner Vertrag gebrochen wie die geheime berliner Vereinbarung 
vom 16. Januar 1864 gröblich verlegt jei; Fündigte Preußen den 
Mächten an, daß e3 fich Jomit wieder auf dem Boden des Wiener 
Frieden? vom Oktober 1864 befinde, der die Herzogthümer den 
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beiden Spuveränen zuſpreche. Deshalb jei auch die Einberufung 
der Holjteinijchen Stände eine Maßregel, deren gejegliche Wirkung 
von der Zuftimmung Preußens abhänge. Und mit der Wahrung 
diejer Rechte Preußend in Holjtein jei der General v. Manteuffel 
beauftragt. 

Obgleich die Jächftichen, würtembergifchen und bairifchen Kammern 
geredet und bewilligt hatten, und jo Bismard3 fortwährende Ver— 
juche den Krieg auf ein öftreichifch-preußifches Duell zu beſchränken, 
faum noch eine Ausficht auf Erfolg Hatten, jo wollte, konnte und 
durfte er doch big zulekt, um den Bürgerkrieg zu vermeiden, von 
jenen Verſuchen nicht ablaffen. Unmittelbar nach der Proflamation 
Manteuffel3 und furz vor der Räumung Holfteind von Seiten der 
Dejtreicher verwahrte ſich Preußen zunächit gegen die wahrheits— 
widrigen Inſinuationen Oeftreichd. Die Uebergabe der ſchleswig— 
holſteiniſchen Frage an den Bund jei allen zwiſchen den beiden 
Großmächten geichloffenen Verträgen zuwider. Preußen wolle im 
Zufammenhang mit der Bundesveform die ſchleswig—-holſteiniſche 
Angelegenheit ordnen, die ja eine nationale jei, aber die preußifche 
Regierung fönne nicht dulden, daß auf dem von Deftreich beliebten 
Mege über ihre durch blutige Kämpfe und internationale Verträge 
erworbenen Rechte ohne ihre Zuftimmung verfügt werde. Jeden— 
fall3 jeien mit der einjeitigen Berufung der holſteiniſchen Stände 
die in Gaſtein getroffenen Bejtimmungen über das Condominat ver- 
letzt. Deftreich legt die üblichen Verwahrungen ein und Elagt jeiner- 
jeit3 Preußen des Vertragsbruchs an wegen des Einmarſches feiner 
Truppen in Holftein. Das Tempo der Berhandlungen wurde ein 
immer bejchleunigteredg. Nachdem Preußen in einer Girculardepejche 
vom 10. Juni den deutichen Bundesjtaaten noch einmal zu Gemüth 
geführt hatte, daß der Neunerausſchuß jeinen Aprilantrag auf Ein- 
berufung des Parlaments, ſowie jeine Andeutungen betr. die 
Bundesreform todtgejchwiegen habe, legte es den Bundesgenofien 
nunmehr direft auf diplomatischen Wege einen Entwurf zur Bun— 
deöreform mit Ausſchluß der öftreichiichen und niederländijchen 
Landestheile vor. Die Antwort Oeſtreichs erfolgte bereit3 am Tage 
darauf in Frankfurt; indem Preußen beſchuldigt wird, die Verträge 
von Gaftein und Wien gebrochen zu haben, will Oeftreich weiter 
glauben machen, daß in Folge diejes preußiichen Akts der Selbithilfe 
der im Artikel 19 der Wiener Schlußakte gegebene Fall eingetreten jet; 
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gegenüber den umfaflenden preußiichen Rüftungen ſei die Militär: 
macht de3 ganzen Bundes mobil zu machen, und deshalb beantragt 
Dejtreich die Mobilifirung aller deutjchen Armeecorpa mit Ausnahme 
der preußiſchen. Was man vor drei Monaten bereit? ausgejprochen 
und jeit der Zeit vorbereitet hatte, wurde nun rite beantragt. Was 
diefer Antrag bedeuten ſollte, darüber fonnte Oeſtreich am aller- 
wenigiten im Unflaren jein. Sogleich nach jener geheimen, aber 
ans Licht gefommenen Märzdepeiche hatte auch Hannover zu rüſten 
angefangen. Da die Abmahnungen Preußens feinen Erfolg hatten, 
jo wurde am 8. Mai auch das weſtfäliſche Armeecorpa mobil ge= 
macht und zugleich in einer rein jachlichen Depeche dem hannover— 
ichen Minifterium von Bigmard die Folgen dargelegt. In derjelben 
wurde, nach einer bündigen Außeinanderjegung der Lage, Hannover 
bedeutet, daß Preußen nach der geographiichen Lage eine bewaffnete 
Neutralität nicht dulden könne und Hannover die Verantwortung 
für alle Folgen zujchreiben müſſe. Man begann in Hannover ein- 
zulenfen und Verhandlungen über einen Neutralitätsvertrag zu er— 
öffnen. Dem Bejtreben der hannoverſchen Politif gegenüber, fich 
für alle Fälle ihre jogenannte Bundespolitif offen zu halten, ließ 
aber Bismark in Hannover erflären, daß er fich alle möglichen 
Modifikationen in dem Vertrag gefallen laſſen wolle, nur das müſſe 
in denjelben aufgenommen werden, daß der Ausbruch des Kriegs 
und das Aufhören des Bundes identisch ſei; daß aljo der Vertrag mit 
Ausbruch des Kriegs in Kraft trete. Sollte, wurde ausdrüclich hervor- 
gehoben, eine Majorität eine Mobilifirung der Bundesarmeecorps be= 
Ichließen, jo „würden wir denjelben als den Anfang des Kriegs der mo- 
bilifirenden Bundesglieder gegen uns anjehen und behandeln, und e3 
würde damit der Bund jelbjt gelöjt ſein.“ Man werk, daß Deftreich durch 
die Milfion des Prinzen zu Solm3-Braunfel3 unter allen möglichen 
Verjprechungen für die Wiederherftellung des Reichs Heinrichs des 
Löwen den König auf jeine Seite gelodt Hat. Was Hannover dabei 
aufs Spiel jeßte, darüber hat der preußijche Minifter jenen hanno— 
verichen Gollegen am allerivenigiten im Unklaren gelaſſen. 

Daß Deftreich und die ihm unbedingt ergebenen Anhänger den 
Krieg wollten, um Preußen niederzujchlagen, wird ſich darnach gar 
nicht in Abrede jtellen laſſen; nur ift es auffallend, daß es unter 
den gegebenen Umjtänden jo auf den Beginn deijelben drängte; es 
icheint in der Einbildung befangen gewejen zu jein, daß es ihm 


904 


gelingen würde, Preußen und Stalien niederzumerfen, daß es nicht 
mehr Venetien preizugeben brauchte, um Schlejien zu gewinnen; 
e3 jcheint fich der alte Uebermuth und Hochmuth wieder eingejtellt 
und jede jachliche und technijche Prüfung in den Hintergrund ge- 
ichoben zu haben. Daß der Mobilifirungsbeihluß von Frankfurt 
den Krieg mit Preußen und den Bruch des Bundes nicht bedeute, 
darüber fonnten doch nur einige mittel- und Hleinftaatliche Diplo- 
maten getäujcht werden. indes dies mochte für die Erreichung des 
nächjten Zweckes ſchon ausreichen. 

Am 12. des Monats brach Deftreich feine diplomatiſchen 
Beziehungen zu Preußen ab; am 14. bereit3 wurde gegen die Ge— 
ihäftsordnung, welche zwilchen Antrag und Abftimmung einen 
Zwiſchenraum von vierzehn Tagen feſtſetzt, auf Betreiben Oeſtreichs 
zur Abftimmung gejchritten, nachdem der preußiiche Gejandte gegen 
jede gejchäftliche Behandlung de3 nad) Form und Inhalt bundes- 
twidrigen Antrags ausdrüclich Proteſt eingelegt hatte. Gegen den 
Antrag ſtimmten Holland, Weimar, Coburg-Gotha, Braunjchweig, 
Medlenburg- Schwerin, Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg, Lippe, 
Waldeck und die Hanjaftädte. Braunſchweig hob dabei namentlich 
hervor: Da der öftreichiiche Antrag zunächſt auf Verlegung des 
Wiener und Gafteiner Vertrags gegründet ei, jo jet zu erinnern, dat 
diejes internationale Verträge wären, welche von Dejtreich und Preußen 
al3 europäilchen Mächten gegen die Intentionen des Bundes und da3Bun- 
deörecht geſchloſſen jeien, und zur Aufrechterhaltung jolcher Berträge könne 
der Bund doch unmöglich etwas thun; eine Grundlage für eine Bun- 
degerefution jei nicht gegeben, aljo liege für ihn auch feine Möglichkeit zu 
mobilifiren vor. Artikel 19 der Wiener Schlußakte, meinten Weimar 
und Goburg-Gotha, fünne doch ganz und gar nicht angerufen wer— 
den, denn der Bund kenne doch fein öftreichijch-preußifches Condominat 
in Holftein; ein bundesmäßiger Befit jei aljo feinenfalls bedroht. 

Mecklenburg hebt hervor, daß jeder Intervention des Bundes 
doch erjt die Vermittlung vorausgehen müfje, daß dieſe Mobil: 
machung aber nicht? anderes fein fünne, als die Betheiligung de3 
Bundes al3 ſolchem an einem öftreichiich-preußifchen Krieg; Olden— 
burg weit nach, daß der Artikel 19 hier gar feine Anwendung finden 
fünne, da in Holftein Thätlichkeiten zwiſchen Bundesgliedern ſchon 
deshalb nicht zu bejorgen jeien, weil Deftreich ja das Land geräumt 
habe; übrigens fünne man in der Mobilmachung nur eine den 
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Bundezfrieden gefährdende Provokation finden. Preußen jeiner 
Ceit3 erflärte nun, daß der Akt der Einbringung jenes Antrags ein 
Bundesbruch jei, denn der Bund fenne nur ein Exekutions-Ver— 
fahren, das auf bejtimmten, hier nicht zutreffenden VBorausjegungen 
bafıre, und in beftimmten, hier nicht eingehaltenen Formen ein- 
geleitet und beichlofjen werde; die Aufftellung des Bundesheers 
gegen ein Bundesglied auf Grund der Bundeskriegsverfaſſung ſei 
demnach ein völliger Bruch der Verfaſſung. Da Oeſtreichs Stellung 
in Holftein nicht unter dem Schuß der Bundesverträge ftehe, hätte 
jener Antrag von vornherein abgewiejen werden müfjen. Wenn 
allerdingd durc) die Annahme des Antrags der Bundesvertrag ge— 
brochen jei, Jo Halte Preußen doch an den nationalen Grundlagen 
feft und jehe e3 als eine Pflicht der deutjchen Regierungen an mit 
dem Grlöjchen des bisherigen Bundes für die Einheit der Nation 
einen angemefjenen Ausdruck zu finden. Die preußijche Regierung 
legt deshalb die Grundzüge einer neuen Verfaffung vor mit der 
Grflärung, mit den etwa bereiten Regierungen über diejelben in 
Derhandlung zu treten. Nachdem der Gejandte jodann jeine Thätig- 
feit für beendet erfärt und namentlich auch gegen die Verwendung 
von Bundesgeldern Proteft erhoben hatte, verließ derjelbe nicht 
etwa die Verfammlung, jondern blieb in unbegreiflicher Schwäche 
und Unflarheit fißen, um die heftigen Erklärungen des Präfidiums 
über den bundeswidrigen „Austritt“ u. ſ. w., jowie die Erklärungen 
Baiernd, Sachſens und Hannoverd mit anzuhören, bis ihn die ein- 
ladenden Blicke ſeiner Gollegen und die geharniichten Protefte 
Würtembergs aus dem Saal getrieben zu haben ſcheinen. Daß die 
Präfidialmaht zum Schluß ihre Hände in Unfchuld zu wajchen das 
lebhafte Bedürfniß zeigte, kann nad) dem ganzen Vorgang nicht in 
Verwunderung jeßen. Denn wie war der Mehrheitsbejchluß über: 
haupt zu Stande gefommen? Für den Antrag jtimmten Deftreich, 
Baiern, Sadhjen, Hannover, Würtemberg, Kurheſſen, Heflen-Darm- 
jtadt, aljo fieben Stimmen; gegen den Antrag waren Holland, die 
Grnejtiner, Meclenburg, die 15. und 17. Stimme, alſo fünf, welchen 
jachlih Preußen zuzurechnen war; die 13. Stimme war getheilt, 
indem Braunfchweig gegen, Naffau, welches gerade die Stimme 
noch führte, für den Antrag ftimmten, Baden war gleichfall3 mit 
dem Antrag nicht einverjtanden, enthielt fich aber der Abjtimmung ; 
die 16. Stimme wurde, wie e3 jcheint, durch eine Täuſchung zu 
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der Mehrheit gezählt, indem der Schaumburger Vertreter von Strauß, 
obgleich; er ohne Inſtruktion war, obgleich Lippe, Walde und 
Neuß j. L. mit dem Antrag nicht einverjtanden waren, doc) die 
Stimme für den Antrag abgab. Thatſächlich war die Bundes- 
verjammlung jedenfall3 in zwei Lager getheilt, und die Präfidial- 
macht hatte e3 nicht verſchmäht, ihren bundeswidrigen Antrag unter 
bundeswidriger Geichäftzordnung, mit Ausbeutung ihres Rechts ala 
Vorfißenden, unter Benußung aller formellen SHinterthüren mit 
genauer Noth mit einer Scheinmajorität zu einer Art von Annahme 
zu bringen. Die von der Mehrheit beichlofjene Rechtfertigung des 
Verfahrens, welche in einem franzöſiſchen Schreiben, deſſen jtarf 
durcheorrigirteg Original von dem Darmftädter von Biegeleben her- 
zurühren jcheint, niedergelegt ift, bedeutet den Thatjachen gegenüber 
nichts. 

Während noch an demſelben Tag eine öſtreichiſch-bairiſche 
Militärconvention abgeſchloſſen war, benachrichtigte eine preußiſche 
Circulardepeſche vom 15. die Unterzeichner der Wiener-Congreßakte 
vom Bruch des Bundesvertrags. Am gleichen Tage gingen auch 
die Sommationen nad) Hannover, Dresden und Caſſel, deren Ab— 
(ehnung die Eröffnung der Teindfeligfeiten bereit3 am 16. zur Folge 
hatte. Unter den lebhafteften Klagen und Anlagen wurden am 
16, jofort auf den Antrag Sachſens in der Bundesverſammlung be— 
ichloffen, dem Vorgehen Preußen? nunmehr mit Gewalt entgegen 
zutreten; zugleich beſchloß man den militärijchen Schuß der Bundes— 
verfammlung anzuordnen. Die preußiichen und öſtreichiſchen 
Manifejte folgten am 17. und 18. Juni, mit welchem Tage Preußen 
bereit3 im Befi von Hannover, Dresden und Gafjel war, und 
Italien an Oeſtreich den Krieg erklärte. Mittlerweile hatte in der 
Bundesverfammlung, in dem Ausſchuß in Militärangelegenheiten 
und der Militärcommiſſion die friegeriiche Thätigkeit begonnen. *) 

Um die Neutralifirung der Bundesfeftungen und Frankfurts zu 
ermöglichen, war durch die Militärcommiffion Einleitung getroffen 





*) Die folgende Darjtellung nach diefer Richtung Hin ift gegründet auf 
den noch vorhandenen Depejchenverfehr zwiſchen dem Präfidialgejandten von 
Kübeck und dem Militärausfchuß und den Commandirenden und Feſtungs— 
gouverneuren. Die Originale befinden jich in Schrant I, No. 24 vol. IV und 
den Akten der Militärcommiffion Schrant VIII, Mitte rechts, in zwei offenen 
Fascikeln 1865— 1866. 
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worden, daß die öftreichifchen und preußilchen Truppen aus Mainz 
und Raftatt abrücdten, und das Gonvernement von Mainz der 
bairische Graf NRechberg übernahm; allein jogleich begannen die 
Klagen de3 Gouverneurs von Raſtatt, daß fich in den Gontingenten 
von Walde und Altenburg preußiiche Offiziere befänden, eine Ver: 
antwortung könne er jedenfall3 nicht weiter übernehmen. 

Bereit3 am 16. telegraphirte der Militärausſchuß an den 
Prinzen Alerander von Heflen, daß durch die Annäherung preu= 
ßiſcher Truppen bis Nauheim und andrerjeit3 bis Die und Weil- 
burg die Sicherheit der Bundesverfammlung bedroht ſei, jodaß der 
Ausihuß an dem genannten Tag beauftragt ward, die nöthigen 
Maßnahmen zum Schuß Frankfurt zu nehmen, namentlich die 
nöthigen Truppen der benachbarten Regierungen herbeizuführen, 
über welche der Prinz den Oberbefehl übernehmen jollte. Sofort 
erklärte diejer fich zur Uebernahme bereit und ftellte jeine Ankunft, 
wenn die Couriere aus Wien und Stuttgart eingetroffen wären, in 
Frankfurt in Ausfiht. Zwei Tage darauf fonnte in der Bundes- 
verfammlung angezeigt werden, daß Prinz Alexander den Oberbefehl 
über da8 8. Bundegarmeecorpa übernommen habe. Da an diejem 
Tage der Gouverneur von Landau noch ohne jede Inftruftion war, 
io zeigte er an, daß nach den Mitteilungen de bairischen Ober- 
pojtamt3 der Pfalz an der Weſtgrenze derjelben fich preußiiche 
Truppen jammelten, welche dieje Provinz bedrohten. 

Aus Raftatt beklagte man fi, daß nur ein Genieoffizier da 
jei, desgleichen in Mainz, das nur 4200 Mann Beſatzung Hatte; 
anftatt der 1200 Xrtilleriften, die nöthig wären, hatte man nur 
300; die fortififatorifche Armirung war ganz mangelhaft, Kavallerie 
war überhaupt nicht da. Eine an Prinz Mlerander gerichtete Bitte 
de3 Gouverneurs, ihm wenigſtens eine halbe Schwadron zu über- 
laſſen, lehnte diejer mit dem Hinweis auf die eigne Schwäche ent= 
ihieden ab. Die Klagen Häuften ſich; Raftatt verlangt „endlich 
entſchieden Weilung“, daß die preußiichen Beamten ausgewieſen 
würden, deren Anmejenheit Aerger und Verwirrung hervorbringe; 
Rechberg beſchwört in einer Depeche den König von Baiern die 
zwei bairiſchen nfanteriebataillone nicht, wie beabjichtigt, durch ein 
Griatbataillon ablöjen zu lafjen. Mittlerweile Hatte Mecklenburg- 
Schwerin in der Bundesverjammlung wiederholt erklärt, „daß es 
in den Beichlüffen vom 14. einen umberechtigten Gebrauch der 
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Formen des Bundesrecht? von Seiten derjenigen Staaten erblide, 
welche in dem Krieg zwilchen Deftreich und Preußen, an dem der 
deutjche Bund nicht betheiligt ift, fich auf Seiten Oeſtreichs geftellt 
haben.“ Diejen und ähnlichen Beichlüffen könne man alſo nicht 
Folge leiften; Oldenburg Hingegen erklärte am 21. geradezu, daß 
der Bund thatfächlich nicht mehr beſtehe; der Gejandte ftelle alſo 
für Oldenburg hiermit feine Funktionen ein. Nach den üblichen 
Ankflagen und Proteſten der Andern, weigerte ſich Waldeck, wie 
beſchloſſen war, jein Gontingent nach) Raſtatt abgehen zu lafjen, 
während Lippe erklärte an dem unvollftändigen Bunde weiteren 
Antheil nicht nehmen zu können. Nachdem der Furheifiiche Gejandte 
fein Klagelied über die „Art von SKriegägefangenjchaft“ des Kur— 
fürften gejungen Hatte, beſchloß man die furheffiichen Truppen zu 
dem achten Armeecorps ftoßen zu lafjen, „um im Verein mit diefem 
zur Befreiung ihres Kriegäheren und Landes mitzuwirken.“ Zugleich 
ruft Reuß-Greiz um Hilfe, da ihm Preußen den Krieg erklärt hatte. 
Ob freilich der würdigen Verſammlung in der Ejchenheimer Gafle 
damals befannt geworden ift, wie eine Tages im Schloß zu Greiz 
ein bettelhafter Menjch die an der lebten Station ihm übergebene 
Depeiche als Träger der Kriegserflärung an die Frau Fürftin gegen 
ein Trinkgeld übermittelte, ift nicht befannt geworden; halb Thüringen 
hat ſich damal3 daran erfreut, und dieſe ſchmuckloſe und billige Art 
von Feldjäger hat eine Art Berühmtheit erlangt, nicht am wenigjten 
in den reußijchen Landen. 

Nachdem man fich mittlerweile aud) mit dem „Könige von 
Sardinien“, — jo hieß er im Präfidialtenor noch immer, — in 
Krieg verſetzt Hatte, jchieden Altenburg, Anhalt, Sondershaujen und 
Waldeck am 25. aus dem Bund aus, wogegen fid) Wirtemberg 
neue Bundeslorbeeren durch die von ihm beantragte Offupation 
der hohenzollerſchen Fürjtenthümer zu erringen juchte, Kurheſſen 
mußte fich freilich mit der Erklärung begnügen: „die kurheſſiſchen 
Truppen fönnen begreifliher Weile den Augenblid kaum er— 
warten, wo jie ihrer ruhmreichen Aufgabe entjprechen dürften.“ 
Freilich mußte e3 zugleich eingeftehen, daß, „ohne die erforderlichen 
Trainpferde, ohne Ambulanz und noch verjchiedene andere Requifite 
ein Ausmarjch nicht wohl möglich ſei.“ Auf die in derjelben Situng 
geftellte Anfrage de Prinzen Alexander, ob vor Eröffnung der 
Teindfeligkeiten noch eine Kriegserklärung nöthig jei, und ob fie von 
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den Einzel-Regierungen, oder von der Bundesverjammlung oder 
von ihm auszugehen habe, trug der Courier dem Prinzen die erhabene 
Antwort des Herrn von Kübel zu: „Nachdem Preußen jich eines 
gewaltſamen Bundesbruchs ſchuldig gemacht hat, ift der Bund eben— 
jo berechtigt wie verpflichtet diefem Beginnen mit Waffengewalt 
entgegenzutreten. Die formelle Legitimirung liegt in den beiliegenden 
Beichlüffen vom 16., 18. und 22. d. M. Einer weiteren Mani- 
feftation von Seiten des Bundes bedarf es daher nicht.“ Da fam 
die gute Mähr von Cuſtozza und am 27. jeßten Deftreich und 
Baiern durch, daß der Oberbefehl über alle Bundesarmeecorpg dem 
Prinzen Karl von Baiern zulomme, der wieder unter Benedek ftehe 
und nach einem zwiſchen den beiden Genannten zu entwerfenden 
gemeinfamen Kriegsplan zu operiven Habe. Und jchon Hatten die 
Kanonen von Langenjalzga, Turnau, Podol und Nachod gedonnert. 
Die Klagen aus den Bundesfejtungen wurden lauter: Mainz jei 
gegen einen Handſtreich nicht ficher, die Beſatzung jet zwar durch 
Deftreicher verftärft, aber die Neutralität der Bundesfeſtungen jei 
auch verlegt; Kavallerie jei noch immer feine vorhanden, ebenfomwenig 
Pferde, mit denen die Ausfallsgeſchütze zu beipannen wären, die 
Infanterie jei jo ſchwach, daß fie durch nächtliche Allarmirungen 
aufgerieben werden könne; Artilleriften jeien in jo geringer Zahl 
vorhanden, dat Nacht? die Geſchütze nicht bejeßt werden könnten; 
dazu habe der weimarijche Oberſt von Sydow erklärt, daß er nicht 
gegen Preußen fechten wolle, weshalb er abgejeßt worden und ab- 
gereift jei. Freilich fehlte e8 der Bundesverfammlung auch an 
manchem guten Rath nicht, wie denn der Frankfurter Advokat Dr. 
B. B. Herrn don Kübeck mittheilte, daß die preußijche Regierung 
die Naivetät habe den jungen Preußen jogar nach Frankfurt hinein 
die Einberufungsordre zuftellen zu laſſen; das würde fich, meint 
der Briefjchreiber, Preußen in jeinem Gebiet nicht bieten lafjen. 
Um Tage der Kapitulation von Langenſalza, al® man bei 
Gitihin und Schweinſchädel fich jchlug, zeigte dev Gouverneur von 
Landau ar, daß fich preußiſche Landwehr in den Grenzorten weſtlich 
der Rheinpfalz zeige, und daß offenbar ein Einfall in die Rhein- 
pfalz von Kreuznach aus vorbereitet werde. Die Ratten fingen nun 
an das Schiff zu verlaffen: Rudolftadt, Kübel, Bremen und Ham— 
burg, jowie Schaumburg, defjen geiftreicher Vertreter durch feine 
erit einige Stunden nad) der Abjtimmung vom 14. eingelaufene 
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Inſtruktion fic) nicht hatte verhindern laſſen die 16. Stimme der 
Präſidialmacht mundgerecht zu machen, traten aus, denn die Beiten 
waren darnach; Naſſau zeigte mit Entjeßen an, daß preußijche 
Truppen in das Land eingefallen jeien und ruft um Hilfe Der 
30. brachte eine Heine Freude; Rechberg telegraphirte, daß das 
3. heſſiſche Infanterieregiment bei Bingen fich aufgeftellt habe; daß 
die Spiten der Truppen bis in Stadt und Bahnhof gedrungen 
jeien, daß fie, von Gewehrfeuer empfangen, zwar zurücgegangen 
jeien, aber feinen Verluft erlitten und einen Preußen gefangen hätten. 

Während am 2. Juli Coburg-Gotha, beide Medlenburg und 
Neuß j. %. aus der Bundesverfammlung ausjchieden, konnte Lichten- 
ftein anzeigen, daß jeine Truppen Oeftreich in Tirol zu Hilfe ge- 
fommen jeien, wogegen Rechberg fich über die Unzuverläffigkeit und 
Preußenfreundlichkeit der Kleinen Gontingente beflagte und meldete, 
daß ein preußijches Corps in 90 Waggons auf Baiern und Franf- 
furt dirigirt ſei, auch Habe ein rheiniſcher Arzt ausgejagt, daß 
Falkenſtein in Goblenz ein großes Corps mit Belagerungspark gegen 
Mainz organifire, während Manteuffel ein Corp3 gegen Frankfurt 
führe. Wie wenig alles dieſes der Wirklichkeit entſprach, iſt all 
gemein befannt. Wie nicht ander3 erwartet werden konnte, wuchs 
die Verwirrung und Uneinigfeit von Tag zu Tag. Prinz Mlerander 
tadelte, daß der ältere General von Lohberg unter den viel jüngeren 
Rechberg geftellt jei und deutete es als nothwendig an, daß ihm, 
ala dem Führer des 8. Armeecorps, Rechberg unterzuordnien jei. 
Zugleich beantragte er, daß zum Schuße Frankfurts „pafjagere Werfe“ 
anzulegen ſeien; e3 jollten dies Erdwerke jein, die in der Linie Bocken— 
heim=?riedberger Warte und Seckbach laufen jollten; die dazu 
nöthigen 200,000 Gulden follte der Senat der Stadt Frankfurt 
ſchaffen; da dieſer fich defjen jelbitverjtändlich weigerte, genehmigte 
die Bundesverfammlung die Summe, und die Arbeiten begannen. 
Der Senat hatte noch nicht Muth und Einficht genug, um wenig— 
ſtens dagegen zu proteftiren, daß ſo die Stadt unter das Kriegsrecht 
fomme. An dem Tage von Königgräß ſchlug fich die Militärcom- 
miljion mit dem Streit zwijchen dem Prinzen Alexander und Rec): 
berg wegen der kurheſſiſchen Truppen herum; jener wollte fie an 
ſich ziehen, diefer wollte fie behalten, weil Falkenſtein e8 auf Mainz 
abgejehen habe; zu gleicher Zett beantragte fie, daß dem Prinzen 
der Oberbefehl im Weften jelbftändig übertragen werde, und 
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hatte noch am 4. Juli die Naivetät eine Beſchwerde darüber ein— 
zureichen, daß der preußiſche Gouverneur von Luxemburg keine Be— 
richte mehr einreiche. 

Das Normalbundesconcept wurde den Herren immer mehr ver— 
rückt. In einem Referat des heſſiſchen Geſandten über das Ver— 
hältniß der Bundesverſammlung zum Oberbefehlshaber beklagt der 
Vortragende, daß der Krieg nicht den Charakter eines regelmäßigen 
Bundeskriegs — als ob es jemals einen gegeben habe und habe 
geben können — habe, daß alſo auch leider die Beſtimmungen der 
Bundeskriegsverfaſſung auf ihn nicht paßten; überdies habe ſich 
Alles ſo überſtürzt, daß man von gar mancher wichtigen Beſtim— 
mung Umgang nehmen müſſe. Aber das müſſe beſtehen bleiben, 
daß die Bundesverſammlung durch einen Ausſchuß mit dem Ober: 
bejehlöhaber in Verbindung bleibe, und zwar würde die am bejten 
der Ausihuß in Militärangelegenheiten jein; dieſer müfje aber für 
dringende Fülle durch eine Generalvollmacht zu jelbftändigem Hans 
deln ermächtigt jein, denn „der mächtige Drang der Ereignifje weiſe 
darauf hin, die Thätigfeit der Bundesverfammlung in außergewöhn- 
lihem Maße zu concentriven und zu beleben.“ 

Naſſau erhebt neue Klagen über die „Raubzüge“ der Preußen; 
Meimar protejtirt gegen die Verlegung jeiner Truppen nad) Ulm 
und Naftatt; der Gouverneur der letzteren Bundesfeſtung wird 
telegraphiich angewviejen, den Erbprinzen von Reuß j. L. nur dann 
in die Feltung einzulaffen, wenn er auf Ehrenwort erfläre, in den 
Berhältniffen des reußiſchen Bataillons nichts ändern zu wollen, 
worauf denn am 7. Juli der Gouverneur melden konnte, daß der 
Erbprinz jo beruhigende DVerficherungen gegeben habe, daß ihm das 
Ehrenwort nicht abverlangt worden jei. Nachdem man bereit3 bei 
Dermbach und Hüningen die Waffen gemefjen Hatte, wußte man 
nirgends um was ed fich handelte, Rechberg Elagte, daß er noch 
immer feine Artillerie habe, obgleich die der Würtemberger jchon 
„\eit vielen Tagen“ marjchfertig, aber ohne Ordre jei. Während 
ein Gießer PBolizeiratd von den Preußen bei Weblar, Herborn x. 
telegraphirt, verräth der Herzog von Nafjau, daß 20,000 Preußen 
über Em3 und 10,000 rheinaufwärt® gegen Wiesbaden rücdten. 
Dieſe falſche Nachricht, die, wie aus den Akten hervorgeht, jofort durch 
Gouriere nach Nidda und Fulda gejchiett wurde, jcheint vor allem 
den Prinzen Alexander dazu veranlaßt zu haben, daß er die Ge- 
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winnung der Linie Schlüchtern-Brücdenausfiffingen zur Vereinigung 
mit den Baiern aufgab und fich gegen den teren Main zuſchob. 
Der Prinz telegraphirte ſelbſt am 7. Juli aus jeinem oberheifiichen 
Hauptquartier Ortenberg, daß er die Dedung der Linie Hanau— 
Fulda angeordnet und Baiern auf die Linie Aichaffenburg-Gmünden 
aufmerfjam gemacht habe; ob dies etwas fruchte, fügt er rejignirt 
Hinzu, jei ihm „unbewußt.“ Lohr jei jedenfall3 zu bejegen; die 
Militärcommilfion möge jorgen, daß es wenigftend mit zwei bai= 
rischen Compagnien belegt werde; im übrigen möge man in Yranf- 
furt alles beunruhigende Aufjehen vermeiden. Am folgenden Tag 
wurde auf Anweiſung der Militärcommilfion Lohr mit zwei wür— 
tembergiichen Compagnien bejett. Während fih nun Falkenſtein 
auf die iſolirten Baiern warf, orafelte der Militärausſchuß in dunklen 
Depeichen vom 9. Juli an den Prinzen Karl, daß da Preußen den 
Waffenſtillſtand im Princip angenommen babe, der Militärausſchuß 
e3 für politiich Hochbedeutfam halte, daß Frankfurt, Mainz und 
Umgegend bi3 zum Abſchluß oder Scheitern der Waffenſtillſtands— 
verhandlungen militärijch fichergeftellt bleiben. Aber am Tage vorher 
waren die Waffenftillftandsbedingungen von Preußen abgelehnt wor— 
den; der deutjche Krieg war militärisch ſchon faſt entichieden. 

Nachdem der Herzog von Naflau am 9. Juli von neuem de= 
peſchirt Hatte, daß eine militärische Verbindung Preußiſcherſeits 
zwijchen Kreuznach, Goblenz und Wetlar Hergeftellt ſei, verlangte 
am folgenden Tag der nafjauijche General Zimiecki für diejenigen 
von feinen Soldaten, die jeither den Taunus jo getreu bewacht 
hatten, ein Gejchent von 150 Gulden, um fie unter fie vertheilen 
zu fönnen; die Militärcommilfion wies ſie zwar an; die ſchnöde 
Gile der preußiichen Kriegsführung hinderte aber die Auszahlung. 
Während der Prinz Alerander ſich immer weiter von den Baiern 
entfernte und die Gouverneure der Bundezfeltungen darüber Elagten, 
daß ihre Bejagungen theil3 „unexercirte Truppen“, theils jo unzu— 
verläffig Jeien, daß ihnen, wie den Weimaranern und Schaumburgern, 
feine Munition mehr anvertraut werden könnte — zudem reize man 
die Truppen dadurch, daß man fie auf Friedensration laſſe —, wurde 
Prinz Karl bei Kijfingen und Hammelburg (10. Juli) geworfen und 
jo nach dem Dften abgedrängt. 

63 iſt nicht ohne Intereſſe, jeine amtliche Depejche hierüber 
zu hören, fie ift datirt Schweinfurt am 11. Juli: „Geſtern hatten 


813 


meine Truppen ein hartnädiges Gefecht bei Kilfingen zu beitehen, 
welchen Punkt ich bejeßt halten wollte. Die überlegene Feuerwirkung 
der Preußen und große Ermüdung meiner noch ganz jungen Truppen 
haben mich nach wiederholtem Angriff gezwungen, ohne geworfen 
worden zu jein, gejtern noch bis Hinter das Dorf Nüdlingen zurück— 
zugehen, wo die Truppen in der Gefechtäftellung bivouafirten ohne 
weiter vom Feinde gedrängt zu werden. Heute habe ich mein Haupt- 
quartier Hierher verlegt und ſämmtliche Truppen concentrirt. Die 
Preußen haben biß jet einen nochmaligen Angriff nicht unternom= 
men. SHammelburg wurde gejtern von den lebteren überrumpelt, 
wodurch meine Verbindung mit dem 8. Armeecorps erſchwert ift.“ 
In Wirklichkeit Hatte er den entjcheidenden Rückzug auf Würz- 
burg angetreten, während nun Falkenſtein auf da3 8. Armeecorpg 
[o3ging. 

In der Bundesverfammlung hatte man auf das Referat Han 
novers bejchloffen, daß, da die „Anfangs unzuverläffige preußijche 
Landwehr“ jebt zu einer wichtigen Verſtärkung der Linie geworden 
jei, man die Griatbataillond des 8. Armeecorps und die Kriegs— 
vorräthe in die Bundesfeftungen bringen jolle; zugleich jollten die 
Regierungen auf Bildung von Milizen und Freicorps hinwirken. 
Am 11. Juli war denn auch endlich Benedeks Schreiben eingelaufen, 
in welchem er erklärte, „daß er nach dem nicht günftigen Ausgang 
der bei Königgrätz vorgejallenen Schlacht“ das Heer nad Olmüß 
führen werde. 

Die immer drohender heranrüdende Gefahr führte an demjelben 
Tag den Beichluß der Bundeverfammlung herbei, ſich der guten 
Sache zu erhalten und ihren Sit in Augsburg zu nehmen; wie fie 
endlic) dem Frankfurter Senat den Muth gab, die Befejtigungs- 
arbeiten einjtellen bezw. bejeitigen zu lafjen. Dieſen Antrag beichloß 
man aber nur dem Prinzen Alerander zu thunlichfter Berücdfich- 
tigung zu überweilen. Zwei Tage darauf waren auch die Pofitionen 
deö Prinzen verloren, er zeigte dem Militärausjchuß an, daß er ſeine 
Truppen zurücdziehen müſſe; und damit war Frankfurt preisgegeben. 
Am 14. Juli hatte Herr von Dalwigk telegraphijch die Bereithaltung 
de3 Gifenbahnmaterial3 in Frankfurt verlangt, um die Truppen nad) 
dem Süden bringen zu können. 

Nachdem Rechberg am 17. nach Augsburg telegraphirt hatte, 
daß drei preußifche Corps bei Frankfurt zum Angriff Mainz 


Fiſcher, Geich. des deutichen Bundestags zu Frank. a. M. 
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bereit ftünden, erflärte er zwei Tage jpäter die Feitung in Belagerungs- 
azuftand, da ihm feindliche Patrouillen jchon einen Soldaten abge- 
fangen hätten. 

Der ihm nun von der Militärcommilfion beftellte Stabschef 
von den MWürtembergern lehnte ab, und ala Ende Juli ein Baier 
ernannt wurde, verlangte dieler, daß der Militärausichuß dem Gou— 
verneur erfläre, daß er ihm nicht zur Aufficht beigegeben jei. Die 
Klagen der Gouverneure dauern ununterbrochen fort; aus Raftatt 
fam die Mittheilung, daß der Erbprinz von Reuß jein Bataillon 
zurüczuziehen verlange, weil die reußiſche Regierung in ein Bündniß 
mit Preußen getreten jei; Reußen und Weimaraner müßten entfernt 
werden, dann habe man aber nur noch 1800 Mann, mit denen 
man die Feltung nicht Halten könne, zumal es ihr an Artillerie und 
Ingenieuren fehle. Ueberall zeigten fich verrätheriiche Abfichten, 
lagen die andern, e3 fehle an Geld, die Reglement3 verjtehe man 
nicht, da man nicht im Befit der angezogenen Bundesbeſchlüſſe jei; 
in Ulm begingen die bairischen Reſerviſten jolche Exceſſe, daß der 
Gouverneur mit dem Belagerungazuftand drohte. Während des 
wurde Iebhaft zwiſchen Kühe und dem Prinzen Karl darüber de- 
peichirt, ob die Waffenruhe in Böhmen auch für den Südweften 
gelte, die Mainarmee war aber wieder zur Offenfive übergegangen, 
und während der Rumpfbundestag jein Stillleben in den drei Mohren 
zu Augsburg fortjegte, die Bundezfeftungen in Belagerungszuftand 
erklärte und Würtembergs Großthaten in Hohenzollern mit Wohl- 
gefallen vernahm, ließen fi) die nur wenige Stunden von einander 
ftehenden Truppen der beiden Prinzen von neuem getrennt jchlagen. 

Mit dem 26. Juli waren die kriegeriſchen Operationen that- 
ſächlich zu Ende gefommen, an dem Tag, an weldhem der Präli- 
minarfriede von Nikolsburg zum Abſchluß gefommen war. In Hangen 
und Bangen blieben aber die öftreichiichen Bundesgenoſſen einft- 
weilen noch im Südwelten. Kübeck theilte bereit3 am 27. dem 
Prinzen Karl mit, daß er von Menzdorff wiſſe, Manteuffel habe 
den Auftrag, ſowie mit Deftreich und Baiern ein Ablommen getroffen 
jet, auch mit Würtemberg, Baden und Hefjen ein jolches zu treffen, 
wenn fie darum bäten. 

Am Abend des 30. Juli klagt Prinz Karl, daß Manteuffel 
noch feine Inſtruktion habe, aber eine thatjächliche Waffenruhe von 
24 Stunden eingegangen Jei. 
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Bezeichnend für das ganze Irrſal ift die Depefche des Militär- 
ausſchuſſes an Prinz Karl vom 31. Juli: „Laut hierher gelangter 
Nachricht wäre die Waffenrube für morgen dem 8. Armeecorp3 verfün- 
dDigt, nicht aber dem 7. Da nicht wohl für den einen Theil der 
Bundesarmee Waffenruhe beftehen und der andre dem Angriff aus: 
gejeßt jein kann, jo bittet der Militärausfchuß um Aufklärung über 
die Sachlage.” Am 1. Auguft Hatte die Rath und Kopflofigkeit 
einen noch höheren Grad erreicht: Dreimal fragt Rechberg an, ob 
er auf Grund der von Manteuffel angebotenen Neutralifirung von 
Mainz verhandeln und abichliegen Tolle; auf die zuleßt geitellte 
Anfrage, ob er die verlangte Räumung von Kaftel und Belegung 
durch Preußen ala Bedingung der Neutralität annehmen jolle, ant- 
twortet endlich der Ausihuß, daß er fich nicht für ermächtigt an— 
jehe, dem zuzuftimmen. Da fällt endlich einem diejer großen Geiſter 
ein ächt bundestaggmäßiger Ausweg Abends nach zehn Uhr ein und 
flugg3 wird dem Grafen Nechberg 10 Uhr 45 Minuten telegraphirt: 
„Schließen Sie auf Grund des S 154 des Feſtungsreglements *) 
ſelbſtändig Waffenftillitand ab, ohne jich dabei auf Verpflichtungen 
über die Zeit des Waffenftillftandes hinaus einzulaflen.“ Während 
am 2. August der Waffenftillftand mit den friegführenden Staaten, 
außer den vier Ginverleibten, zum Abjchluß geflommen war, fam 
es noch in Mainz zu einem fleinen Nachipiel. Nachdem auf Rech— 
bergs Anfrage der Militärausihuß die Erlaubniß erhielt, die ab- 
berufenen Badenjer und Würtemberger zu entlafjen; wurde ihm be= 
züglich der 10,000 Kurheſſen der weile Beſcheid, fie in Mainz zu 
belaſſen „bis zum Befehl ihres Kriegsherrn.“ Die beflagenswerthe 
Lage diejer trefflichen Truppen und ihres Befehlähaberd von Loß— 


*) $ 154 des Reglements für die Bundesfeftung Mainz: 

Waffenſtillſtand oder irgend eine Uebereinkunft zur Einjtellung der Feind— 
jeligkeiten ift das Feſtungsgouvernement ermächtigt abzuichließen, jedoch immer 
nur unter der unerläßlichen Beitimmung, daß die Umftände der Art find, 
daß die Einftellung der FYeindjeligfeiten der Garnifon und den Waffen des 
durchlauchtigften Bundes unzweideutigen Vortheil verichafft, ohne der weiteren 
Dertheidigung zu jchaden. Ein Waffenjtillitand, mit dem Verſprechen, nad) 
einer gewiſſen Zeit, wenn innerhalb derjelben fein Entjaß erfolgt, die Feſtung 
zu übergeben, wird einer Kapitulation gleich gehalten und unterwirft den 
Gouverneur und Commandanten derjelben Verantwortung, als ob fie fich in 


eine Kapitulation eingelaffen hätten. * 
33* 


516 


berg trat immer deutlicher hervor; am 5. Auguft Mittags telegraphirt 
Rechberg nach) Augsburg: „General von Loßberg hält fi) vom 
Bund aufgegeben, gibt das Feltungscommando ab, jobald er von 
feiner Landesregierung aufgefordert ift, will jedoch hier abwarten, 
event. mit feiner Divifion als preußifche Beſatzung Hier bleiben.“ 
Aber andre Einflüfje ftürmten auf diefen Offizier ein, ſodaß Rech- 
berg nad) 2 Uhr Mittags telegraphijch mittheilte: „General von 
Loßberg erklärt, daß er in Ueberzeugung, unjer Geſchick liege in 
höherer Hand, jein Geſuch um Gnthebung der Commandoſtelle 
zurüciehe und fünftig nur in Uebereinjtimmung mit dem Gouver- 
nement gehen werde.“ 

Noch trauriger war die Lage der nafjauischen Truppen, Die 
Anfangs Auguft ſich in einem folchen Elend befanden, daß der 
Gouverneur von Ulm zur Beftreitung der allernothdürftigften Ver— 
pflegung für fie vom Bund 100,000 Gulden verlangte. 

Nachdem Baden am 2. Auguft ebenfalls aus dem Bund ausgeſchie— 
den war, wurde zwei Tage darauf auf Antrag Baierns beſchloſſen, die 
„norddeutichen Truppen” aus den Bundezfeftungen Ulm, Raftatt und 
Mainz „in Anbetracht der notoriſchen, thatjächlichen Berhältniffe” 
zu entlaffen. Der jchwache Reſt, bejtehend aus Vertretern Deft- 
reich, Baiernd, Sachſens, Würtembergs, Heflens, Lichtenfteind und 
der anneftirten Staaten, verjammelte fich endlich am 24. Auguft 
zur Schlußſitzung; befremdlich erjcheint Schon, daß das Protokoll 
in jeinem erjten Paragraphen keine Subftitution, jondern die Ab- 
berufung des holländilchen Gejandten, im zweiten die Austritts— 
erklärung von Reuß-Greiz, im dritten die Zurücknahme der Sub- 
ftitution für Frankfurt enthält; darauf wurde die Abberufung des 
ſpaniſchen Gejandten mitgetheilt, aber nicht ohne daß die ſpaniſche 
Regierung die höfliche Vorficht gehabt Hatte, für eine weitere Ver- 
tretung durch die Affreditirung des Herrn de Castellanos al3 
interimiftiichen Geſchäftsträgers Vorſorge zu treffen. Sodann verlieft 
das Präſidium die Erklärung: „Nachdem in Folge der Kriegs— 
ereigniffe und der Friedensverhandlungen der deutiche Bund als 
aufgelöft betrachtet werden muß, beantragt das Präfidium, die hobe 
Bundezverfammlung ‚wolle bejchließen: ihre TIhätigfeit mit der heu— 
tigen Sitzung zu beendigen und hiervon die Mächte, die Militär- 
commiſſion und die Gouverneure der Bundezfeftungen zu benach— 
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richtigen.“ Dies wird debattenlo3 genehmigt, indem die Vertreter 
von Hannover, Kurheſſen und Lichtenftein ihren Mandanten alle 
Rechte vorbehalten. Als wenn nicht? gejchehen wäre, jchließt das 
Protofoll mit dem DVerzeichnig der Reklamationen. Der Bund 
hatte aufgehört zu erijtiren. — 

63 wird zum Schluß einer zujammenfafjenden Betrachtung 
über die Natur des Bundestags, jeine Methode und jeine Leiſtungen 
Ichwerlich bedürfen, um eine Würdigung diejes Organs des Bundes 
zu formuliven. Was dieſen ſelbſt anlangt, jo jcheint ein kurzes 
Schlußwort am Blake. 

Da der Bund jeiner Natur nach eine Liga der Fürſten war, 
welche ihren Grund in der Souveränität der Partitularmächte hatte, 
jo Eonnte in ihm nur ein Heiner Theil der in Deutjchland beite- 
henden öffentlichen Verhältniffe beruhen. Das deutjche Leben lag 
vielmehr nur äußerlich innerhalb feiner Grenzen, bewegte fich aber 
im Wirklichkeit nicht in ihm, ſondern in den PBartikularftaaten. Um 
den Beſtand einer Jolchen Föderation zu fichern, mußten alle po= 
litiſchen Ideen und nationalen Beftrebungen fern und niedergehalten 
werden. 

So ungeſund dieſes Verhältniß von Haus aus war, ſo un— 
moraliſch mußte es geſchichtlich ſchon deshalb werden, weil die 
Bundesregierungen ſehr bald ihr politiſches Schaukelſyſtem darauf 
begründeten, daß ſie Bundesbeſchlüſſe, die ihnen nicht genehm waren, 
für „verfaſſungswidrig“, Kammerbeſchlüſſe, die ihnen nicht paßten, 
für „bundeswidrig“ erklärten. Was in der inneren Politik ſomit 
Segensreiches geſchah, beanſpruchten die Bundesregierungen als ihr 
eigenſtes Werk; allem Unheilvollen, Verkehrten und Verhaßten wurde. 
der Bundestagsſtempel aufgedrückt. Die Präſidialmacht hatte In— 
tereſſen, die zwar denen Preußens und „Reindeutſchlands“ nicht 
entgegengeſetzt, aber von ihnen doch in manchen Beziehungen ver— 
ſchieden waren; entgegengeſetzt mußten ſie aber werden, je mehr die 
Präſidialpolitik darauf ausging, Deutſchland-Preußen auf einem 
Stand und in einem Intereſſenkreis zu halten, der dem ſeinen 
conform war. 

In der auswärtigen Politik waren ebenfalls die Intereſſen 
der Präſidialmacht und Preußen-Deutſchlands nicht entgegengeſetzt, 
aber auch nicht immer identiſch, zumal Oeſtreich durch ſeine Stellung 
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in Deutjchland und Italien fih von der Politif des Staatskanzlers 
eine Weltitellung nach Weiten und Süden hatte aufdrängen laffen, 
die weder den Intereſſen Europas, noch Deutſchlands, noch vor 
allem jeinen eignen entſprach, auch auf eine längere Zeit gar nicht 
gehalten werden konnte. Da die Präſidialmacht, wenn fie ihre 
leitende Stellung in Deutjchland aufrecht erhalten wollte, darauf 
ausgehen mußte, Preußen und „Reindeutjchland” in Unterordnung 
zu erhalten, jo fonnte die Baſis des deutjchen Bundes, das öftreichifch- 
preußifche Einvernehmen, nur ein Außerliches und ſcheinbares Jein- 
Deftreichd und Preußens auswärtige Politif mußte aljo immer da= 
durch präjudicirt fein, daß alle auswärtigen Fragen der Trage nach 
der Leitung der deutjchen Angelegenheiten untergeordnet wurden. 
Die Folge war, daß, jobald die europäijche Lage auf eine bald- 
mögliche Wandlung der bejtehenden Verhältniſſe Hinzudeuten jchien, 
Deftreich wichtige auswärtige Intereſſen preisgab, um Preußen die 
Möglichkeit der deutjchen Führung abzufchneiden. Die beiden deut- 
ichen Großmächte paralyfirten fich demnach in der Regel in großen 
europäijchen Fragen, und dies mußte jo lange gejchehen, als Preußen 
ſich nicht Freiwillig zum Mittelftaat machte, oder Deftreich nicht er— 
fannte, daß jeine Präfidialftellung im deutjchen Bund nur jcheinbar 
feine europäifche Stellung verſtärkte. Sobald das Chrgefühl der 
preußilchen Staat3männer und Regenten jened nicht mehr duldete, 
dieſe Einficht aber den öftreichiichen Staat3männern verhaßt blieb, 
mußte das Schwert entjeheiden. Da die Mittelftaaten und Genofjen 
ihre Eigenmacht über die Macht der Nation ftellten, fonnten fie die 
Erhaltung des Bundegelendes nur wünſchen. Und wie die euro= 
päiſchen Mächte ihre Intereſſen am beften gewahrt jahen durch jene 
unnatürliche öſtreichiſch-preußiſche Verkoppelung, jo erfreuten fich 
die Mittel- und Sleinftaaten der öftreichiich-preußiichen Eiferfucht: 
ichien ihnen Preußen bedenklich, jo gingen fie mit Oeſtreich, gefiel 
ihnen Deftreich nicht, jo liebäugelten fie mit Preußen; waren beide 
aber einig, jo waren fie machtloje Proteftler. 

Und der Umstand, daß Deftreich mit Preußen-Deutjchland nach 
Geſchichte und Intereſſen jo eng verfnüpft war, ließ die Forderung 
der „Heindeutichen” Politik, Deftreich auszuſchließen, als gefährlich 
und unnatürlich erſcheinen; die Unmöglichteit hingegen, Preußen ala 
Mittelftaat zu behandeln und einen öftreichiich-deutichen Bundesſtaat 
zu begründen, machte die „großdeutſche“ Politik verdächtig. 
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Der Knoten war unlösbar, er mußte durchhauen werden. 

Gr wurde durchhauen. 

Die nächſte Gefahr war die, daß durch den Friedensſchluß 
materielle Intereſſen-Gegenſätze neu gejchaffen wurden. Bismarck 
begegnete diejer Gefahr dadurch, daß er die Stipulationen auf den 
Kreis der politischen Machtitellung Preußens in Norddeutichland 
beichränfte und durch Feine Landabtretung den Gegner tödtlich ver- 
legte. In zweiter Linie war womöglich der Umftand zu vermeiden, 
daß der nach jeiner Meinung ſchwer gejchädigte Gegner nicht die 
nächſte europäiſche Verwicklung benußte, um feine Präfidialftellung 
wieder zu gewinnen. Dies ward zugleich mit der Einigung der 
Nation vermieden. Nun war eine Art von negativem Ergebniß, 
von neutralem Verhältniß gejchaffen. Zu pofitiven Refultaten leitete 
der deutjche Kanzler dadurch über, daß er durch das Dreifaifer- 
bündniß über Peteräburg eine Brücde nach Wien Tchlug. 

Die letzte Etappe war übrig: Rußland aus dem engen Ber- 
band auszufcheiden und mit Oeſtreich-Ungarn ein enges, bundesge— 
nöjfiiches Einvernehmen zu jchaffen. Im Herbſt 1879 wurde auch 
dieſe Gtappe zurücgelegt. Dieje Stellung zu Halten und zu ver- 
jtärfen ift Sache der leitenden Staatsmänner, wie der betheiligten 
Nationen. Ob und wie dieje Pofition namentlich gegen eine ruffiich- 
franzöfiiche Allianz durch weitere Combinationen zu ftärfen ift, 
bleibt die Aufgabe der leitenden Staat3männer; Sache der deutjchen 
und öftreichich-ungariichen Völker ift es, fich in aller Ruhe und 
Entichlofjenheit für einen neuen Waffengang bereit zu halten, der 
für Jahrhunderte entjcheiden würde. 

Zu dieſem Ergebniß Hat die vorausgegangene Darftellung 
eben}o Hinführen müflen, wie zu dem, daß Bund und Bundestag 
die Nation abgejett haben und ignoriren wollten. 

Je öfter, ſtärker und bemerfbarer Beitrebungen und Ergebnifje 
zu Tage treten, die auf jene Jnftitutionen Hinweifen und an ihren 
Sammer erinnern, dejto gewiſſer und klarer muß der Nation die 
Grfenntniß vor Augen treten, daß fie wieder abgeſetzt und ignorirt 
werden joll; dejto entjchloffener und rückſichtsloſer muß fie diejer 
Schlange für immer den Kopf zertreten. 

Wie das deutjch-öftreichiiche Einvernehmen der Grundſtein unje- 
ver auswärtigen Politik ift, jo iſt die Erhaltung und Kräftigung 
der Reichsgewalt, der nationale Ausbau der Reichöverfaffung der 
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Gejtein unjerer inneren Politik. Jenes Bündniß entipricht unjern 
auswärtigen Intereſſen und gefährdet feine Nation, die unjern Be— 
fißftand achtet und und als gleichberechtigt anerkennt. Dieje natio- 
nale Tendenz, kräftig empfunden und entwidelt, jchüßt die Nation 
vor der Wiederholung des Reichs- und Bundeselende3 vergangener 
Jahrhunderte und gefährdet feinen Fürften und Partiularftaat, der 
die Rechte der Gejammtheit, die Heiligkeit der nationalen Einheit 
loyal achtet und willig anerkennt. 


Anhang 


Goethes Eingabe an die Bundesverſammlung. 


Hohe deutjche Bundesverfammlung ! 


Die von jo erhabener Stelle dem großen Ganzen getwidmete 
Ueberjicht jchließt eine wohlmwollende Betrachtung einzelner Angelegen= 
beiten nicht aus, und e3 ift in diefem Sinne, daß ich Nachitehendes 
einer hohen Bundesverfammlung vorzulegen mich erfühne, 

Als ein im Jahre 1815 mit der 3. H. Cottajchen Buch: 
handlung zu Stuttgart auf fieben Jahre geichloffener Contrakt über 
meine damals vorliegenden poetijchen und äfthetiichen Werke mit 
Ablauf der Zeit zu Ende gegangen, dachte man auf eine neue, er= 
weiterte Ausgabe, welche nicht allein die zwanzig Bände jener frühern, 
ſondern auch die inzwijchen einzeln abgedructen Artikel, nicht weniger 
manches vorräthige Manufkript in fich fallen jollte. Ferner wünjcht 
man auf die poetiichen und äfthetiichen auch die hiſtoriſchen, 
fritifchen und artiſtiſchen Aufſätze folgen zu laffen und zulett was 
fi) auf die Naturwifjenjchaften bezöge nachzubringen. 

Freilich mußte bei diefer Ueberficht, wodurch die Bemühungen 
eine ganzen Lebens vor Augen treten, der Wunſch entjtehen: für 
jo mannigjache Arbeit proportionirten Bortheil und Belohnung zu 
erhalten, welche dem deutſchen Schriftiteller meift verfümmert zu 
werden pflegen. 

Das Mittel jedoch einen anerkannten günjtigen Beſitz dem 
einzelnen Verfaſſer zu erhalten hatte fich ſchon bald nad) Erfindung 
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der Buchdruderfunft hervorgethan, indem, bei ermangelnden allge= 
meinen Gejegen man zu einzelnen Privilegien ſchritt. Am Anfang 
de3 16. Jahrhundert? gaben faiferliche Schußbriefe genugjam Sicher- 
heit; Könige und Fürften verliehen auch dergleichen und jo ift es 
bi3 auf die neufte Zeit gehalten worden. 

Sollte nun aber gegenwärtig der erhabene Bundestag, der 
Derein aller deutſchen Souveränitäten, nicht dergleichen als Gejammt- 
beit außzuüben geneigt jein, was die Einzelnen vorher anzuordnen 
und feſtzuſetzen berechtigt waren und noch find, und wäre nicht 
durch einen ſolchen Akt das entjchiedenfte Gewicht auf deutjche 
Literatur und Geiftesbildung Fräftigft zu bethätigen? Würde daher 
ein Autor, der jo viele Jahre in jeinem Vaterlande gewirkt, deijen 
mit allem bejtehenden und zu wünjchenden Guten im Einklang 
beharrende Thätigkeit den Einfichtigen vor Augen liegt, einen all- 
zufühnen Wunſch ausſprechen, wenn er ein jolches Privilegium von 
den verbündeten und vereinten Mächten fich erbäte, und zwar für fich 
und die Seinigen, Jodaß er jomwol einen Selbitverlag unternehmen ala 
auch, wenn er einem DBerleger da3 Recht von jeinen Geiftesproduften 
merfantiliichen Vortheil zu ziehen übertrüge, auf dieſen den gejeß- 
lihen Schuß erjtreden könnte, 

Nun aber darf ich ohne Ruhmredigfeit ausſprechen, daß wäh— 
rend einer langen Lebenszeit erhabene Herrjcher, von welchen ein 
günſtiges Geſchick die gemeigtejten glücklicherweije in gedeihlichern 
Wohlſein erhalten hat, durch mehrfache Beweiſe von unfchäßbarer 
Huld mich begnadigt und ausgezeichnet haben, weshalb ich denn 
wohl hoffen darf, daß man allerhöchiten Orts einen alten treuen 
Diener und Verehrer in Gefammtheit wohlmwollend anzubliden ge= 
neigt jein möchte, wobei denn der erlauchten und verehrlichen Mi— 
nifterien und Hohen Bundestagsgejandten erprobte Mitwirkung 
gleichermaßen anzugehen die Freiheit nehme. 

Durch ſolche Ausficht in meinem Unternehmen gefräftigt, wage 
nunmehr nachjtehende Bitte ehrerbietigft auszuſprechen: 

Daß mir durch den Beihluß der hohen Bundesverjamm- 
lung für die neue vollftändige Ausgabe meiner Werke ein 
Privilegium erteilt und durch den Schuß gegen Nachdrud 
in allen Bundesftaaten gejichert werde, unter Androhung 
der Gonfisfation und anderer Strafen, welche durch all— 
gemeine gegen da3 Verbrechen des Nachdruds Fünftig er- 
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folgenden Bundesbeichlüffe noch Feitgejeßt werden möchten. 
Mit der Zuficherung, daß ich hierbei von ©eiten aller 
deutichen Bundesstaaten gehandhabt, auch auf Anjuchen bei 
einzelnen Bundesregierungen mit bejonderen Privilegien 
foitenfrei verjehen werden jollte. 

Und jo darf ich denn wohl zum Schluß dieſes für mich jo 
wichtige und zugleich für die ganze deutjche Literatur bedeutende 
Geichäft einer hohen Bundesverfammlung zu gnädiger Umficht und 
günftigem Beichluß nochmal? angelegentlichft empfehlen. 


Meimar, den Sanuar 1825. 
(Datum ift nicht ausgefüllt.) 


gez. Johann Wolfgang von Goethe. 
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Tabelle II. 


Tabellariiche Weberfiht über a a und Brotofolle 
bon 1816— 1866. 











Para= Bahl der 







































Zahl Zahl Plenar- | ‚Seitenzahl 
Jahrgang] der der Haupt⸗ grahden zabl Separat⸗ —— Proto⸗ — 
Sitzungen Protokolle Protofolfe | Protokolle tolle in Folio 

1816 14 12 71 — 7 3 326 
1817 58 47 431° 1 — 913 
1818 51 31 255 1 1 — 678 
1819 35 33 231 1 6 — 774 
1820 37 24 227 — 15 3 696 
1821 34 31 261 2 11 1 804 
1822 26 24 223 18 1 — 844 
1823 26 25 195 13 1 — 758 
1824 26 23 143 12 1 — 460 
1825 23 21 93 37 3 — 546 
1826 25 24 99 4 3 — 658 
1827 25 25 94 28 — — 562 
1828 27 27 170 9 1 — 506 
1829 26 26 173 3 — — 746 
1830 42 42 327 6 — — 1392 
1831 44 44 323 43 1 — 1527 
1832 48 48 989 54 6 — 1796 
1833 53 53 550 3 5 — 1224 
1834 44 44 617 4 10 1 1247 
1835 32 32 530 1 3 — 1100 
1836 19 19 273 11 4 — 767 
1837 31 31 356 14 3 — 1002 
1838 34 34 393 2 1 — 1092 
1839 23 23 322 — 4 — 922 
1840 28 28 | 331 9 3 — 690 
1841 25 25 297 10 2 — 715 
1842 26 26 | 297 10 1 — 744 
1843 27 27 | 293 2 6 — 744 
1844 | 30 | 30 288 4 s — 947 
1845 2 | 2 | 357 2 1 — 858 
1846 30 30 298 1 2 — 7198 
1847 30 30 281 1 1 - 886 
1848 70 70 779 22 10 1 842 
1850 30 a | 8 | — 3 6 292 
1851 34 34 | 287 | — 1 — 796 
1852 28 28 313 | 1 — — 1508 
1853 34 34340 5 — — 1340 
1854 38 38 394 6 2 — 1394 
1855 33 33 | 358 = 2 — 1165 
1856 33 333354 1 6 — 879 
1857 34 34 876 1 — — 1010 
1858 41 4 | 391 | 7 — — 1373 
1859 40 40 364 | 15 — — 1180 
1860 a ıIı 2 )ı 25|1|27 — — 1165 
1861 368 36 435 33 — — 1397 
1862 42 42 | 43 30 — — 1138 
1863 45 45 383 30 — — 1264 
1864 “6 I 46 | 42 | 43 1 — 1469 
1865 3131 25024 — — 956 
1566 4 | 4 =»! 31 | 2 — 832 

50 |ımı8 | 1658 | 14615 | 592 (| 1550] 16 | 45760 








| ungebrudt) | ungedrudt) 


Tabelle III. 


Weberficht über die Bundestagsgeiandten. 
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Staaten 
reip. Stimmen 





| Bertreter jeit: 





1. Oeſtreich 


2. Preußen 


3. Baiern . 


4. Sadjien . 


5. Hannover . 


6. Würtemberg 


7. Baden 


8. Kurheiien . 


9. Heſſen-Darmſtadt 


10. Dänemarf . 
11. Niederlande 


12. St. (Erneftiner) . 


..1816 Graf Buol, 1823 v. Mündh, März 1848 


Graf Eolloredo:-Walljee, Mai 1848 v. Schmer: 
| Ing, 1850 Graf Thun, 1853 dv. Profeich, 
1855 Graf Rechberg, 1859 v. Kübeck. 


1816 W. dv. Humboldt, Graf v. d. Golk, 1824 


v. Nagler, 1835 v. Schöler, 1841 v. Bülow, 
' 1842 Graf Dönhoff, 1848 v. Ujedom, 1851 v. 
\ Rocdhow, 1851 v. Bidmard, 1859 dv. Uſedom, 
| 1863 dv. Sybow, 1864 v. Savigny. 


. 1816 v. Gruben, 1817 v. Aretin, 1822 v. Pfeffel, 


1826 v. Zerchenfeld, 1833 v. Mieg, 1842 v. 
Zerchenfeld, 1844 v. Overfamp, 1847 dv. Gaffer, 
1848 Willi, vd. Cloſen, 1850 v. Xylander, 
1851 v. Schrent, 1859 v. d. Pfordten, 1864 
v. Schrent. 


. 1816 Graf Görh, 1820 v. Globig, 1821 d. Carlo 


ı wit, 1827 v. Zindenau, 1829 v. Zeichau, 1830 
\ vd. Manteuffel, 1841 v. Noftiz- Jäntendorf, 
ı 1848 Todt, 1850 Grünler, dv. Noſtiz-Jänken⸗ 
dorf, 1864 dv. Boſe. 
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